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B.  Schweizerische  Rechtegesetzgebung  des  Jahres 
1883.    Von  Andreas  Heusler. 

Erster  Theü:  Bundesgesetzgebung.  I.  Civilrecht.  1.  Per« 
sonenrecht  S.  405.  —  2.  Sachenrecht.  S.  405.  —  3.  Obligationen- 
recht. S.  409.  —  IL  Civilprozess.  S.  413.  —  IH.  Rechtsorgani- 
sation.  S.  413. 

Zweiter  Theil:  Canton  algesetz  gebung.  I.  Allgemeines 
(Gesetzgebung  überhaupt,  Publication  der  Gesetze  etc.).  S.  413» 
—  H.  Civilrecht.  1.  Personen-  und  Familienrecht.  S  414.  — 
2.  Sachenrecht.  S.  423.  —  3.  Obligationenrecht.  S.  436.  — 
4.  Erbrecht.  S.  455.  —  III.  Civilprozess  (inbegr.  Schuldbetreibung 
und  Concurs).  S.  456.  —  IV.  Strafrecht.  S.  474.  —  V.  Straf- 
prozess.  S.  476.  —  VI.  Rechtsorganisation  (inbegr.  Besoldungen 
und  Sportein).  S.  477. 

V.  Verhandlungen  des  schweizerischen  Juristenvereins. 

Jahresversammlung  zu  Lausanne  15.  und  16.  September  1884. 

1.  Referat  von  Cantonsrichter  Ch.  Soldan  in  Lausanne:  La 
loi  fédérale  sur  les  rapports  de  droit  civil  des  Suisses  établis 
ou  en  séjour  (Art.  46  Const.  féd.)       .....     S«  533, 
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Referat  von  Dr.    J.  L.  W  ei  bei   in   Lozern  :    Die   rechtliche 

Behandlung  dea  Wuchers S.  585. 

Anhang  :  Die  cantonalen  Gesetze  über  Wucher  .  S.  620. 
Protocoll  der  Verhandlungen  vom  15.  u;  16.  September  S.  639. 
(Correte rat  von  Dr.  E.  Rott  über  die  civilrechtlichen  Ver- 
hältnisse der  Niedergelassenen.  S.  651.  Correferat  von  Can- 
tonariditer  (I.  Cor  re  von  über  die  Wucherfrage.  S.  692.) 
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Ueber  Realeontraete 

mit  besonderer  Rücksicht  auf  das  schweizerische 
Obligationenrecht. 

Eine  kritische  Studie 


von 


Dr.  Fr.  Eisele, 

Professor  an  der  Universität  zn  Freiburg. 


Von  den  vier  benannten  Realcontracten  des  römischen 
Rechts:  mutuum,  coromodatum,  depositum,  pignus  sind  im 
schweizerischen  Obligationenrecht  nur  die  drei  ersten  behandelt, 
das  commodatum  (bezw.  was  diesem  entsprechen  soll)  im  neun- 
ten, das  mutuum  im  zehnten,  das  depositum  im  neunzehnten 
Titel.  Was  das  pignus  betrifft,  so  werden  wir  auf  dasselbe 
am  Schlüsse  dieser  Abhandlung  zurückkommen;  zunächst 
sollen  uns  die  drei  angegebenen  Titel  beschäftigen. 

Da  fallt  vor  allem  eine  redactionelle  Unebenheit  auf.  Der 
erste  Artikel  jedes  dieser  Titel  giebt  den  wesentlichen  Inhalt 
des  betreffenden  Vertrags  an,  und  zwar  werden  die  Verträge 
in  diesen  definierenden  Artikeln  bezeichnet  als  Gebrauchsleihe- 
vertrag,  Darlehensvertrag,  Hinterlegungsvertrag.  Während  nun 
aber  die  Ueberschrift  des  Titels  19  gleichfalls  lautet:  Hinter- 
legungsvertrag —  entsprechend  ist  die  Ueberschrift  der  Titel 
7,  8,  11—13,  17,  21,  22  —  ist  es  bei  Titel  9  und  10  anders; 
die  Ueberschriften  sind  hier:  „Gebrauchsleihe"  und  „Darlehen". 
Was  aber  unter  diesen  beiden  Ausdrücken  verstanden  wird, 
ist  wiederum  nichts  Gleichartiges  ;  denn  unter  „Gebrauchsleihe" 
wird  verstanden  (vgl.  Art.  328)  das  durch  den  Vertrag  be- 
gründete  obligatorische   Verhältniss,    unter  „Darlehen"   aber 
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(vgl,  Art.  332  „Aushändigung  des  Darlehnsu)  die  darlehens- 
weise hingegebene  Sache.  Für  diese  redactionelle  Eigentüm- 
lichkeit giebt  es  wohl  keinen  anderen  Grund,  als  dass  die- 
selben Ueberschriften  sich  auch  finden  in  den  entsprechenden 
Abschnitten  des  Dresdener  Entwurfs  „eines  allgemeinen  deut- 
schen Gesetzes  über  Sctiuldverhältnisse"  von  1866:  Theil  II, 
Abtheil.  2,  Hauptstück  1  u.  5  und  Abtheil.  4,  Hauptstück  4 
(S.  104,  119,  145). 

Doch  dies  nur  nebenbei.  Den  Hauptgegenstand  unserer 
folgenden  Betrachtungen  bilden  die  Begriffsbestimmungen  der 
drei  bezeichneten  Verträge  und  was  sich  daran  anschliesst. 
Dieselben  lauten  wie  folgt: 

Art.  321:  Durch  den  Gebrauchsleihe  vertrag  verpflich- 
tet sich  der  Verleiher,  eine  Sache  an  den  Entlehner  zu 
unentgeltlichem  Gebrauche  zu  überlassen,  und  der  Ent- 
lehner, dieselbe  Sache  nach  gemachtem  Gebrauche  an 
den  Verleiher  zurückzugeben. 

Art.  329  :  Durch  den  Darlehensvertrag  verpflichtet 
sich  der  Darleiher  zur  Uebertragung  des  Eigenthums  an 
einer  Summe  Geldes  oder  an  anderen  vertretbaren  Sachen, 
der  Borger  dagegen  zur  Rückerstattung  von  Sachen  der 
nämlichen  Art  in  gleicher  Menge  und  Güte. 

Art.  475  :  Durch  den  Hinterlegungsvertrag  verpflich- 
tet sich  der  Aufbewahrer  (Depositar)  dem  Hinterleger 
(Deponenten),  eine  bewegliche  Sache,  welche  dieser  ihm 
anvertraut,  zu  übernehmen  und  sie  an  einem  sicheren 
Orte  aufzubewahren. 

Eine  Vergütung  kann  er  nur  dann  fordern,  wenn 
dieselbe  ausdrücklich  bedungen  worden  ist  oder  nach  den 
Umständen  zu  erwarten  war. 

Hier  sind  sonach  alle  drei  Verträge  nicht  mehr,  wie  im 
römischen  Recht,  Realcontracte,  sondern  Consensualcontracte, 
und  zwar  der  Gebrauchsleihvertrag  und  der  Darlehensvertrag 
zweiseitige,  wogegen  der  Hinterlegungsvertrag  nur  eine  ein- 
seitige Verpflichtung  erzeugt.  Auch  in  dieser  sachlichen  Be- 
ziehung hat   das  schweizerische  Obligationenrecht  den  Dres- 
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dener  Entwurf  (Art  523  Darlehensvertrag,  Art.  598  Grebrauchs- 
leihevertrag,  Art.  732  Hinterlegungsvertrag)  zum  Vorbild  sich 
genommen,  was  ja  an  und  für  sich  durchaus  nichts  Tadeins- 
werthes  ist. 

Nun  sind  aber  die  fraglichen  Begriffsbestimmungen  des 
Dresdener  Entwurfs,  mithin  auch  des  schweizerischen  Obliga- 
tionenrechts keineswegs  deshalb  so  ausgefallen,  wie  sie  sind, 
tun  einem  praktischen  Bedürfhiss  abzuhelfen,  welches  durch 
die  Behandlung  dieser  Verträge  als  Realcontracte  zu  kurz 
gekommen  war;  vielmehr  verdanken  sie  ihre  Existenz  ledig- 
lich einer  Doctrin,  beziehungsweise  dem  Wohlgefallen,  welches 
der  Gesetzgeber  an  dieser  Doctrin  hatte.  Was  nun  dabei 
theoretisch  und  praktisch  herausgekommen,  das  zu  erwägen 
ist  der  Zweck  dieser  Zeilen.  Dass  der  betreffende  doctrineUe 
Standpunkt  schon  heute  als  ein  überwundener  gelten  kann1), 
darauf  wollen  wir  weiter  kein  Gewicht  legen,  vielmehr  uns 
lediglich  an  die  Sache  halten. 

Die  Ansicht,  dass  die  römischen  benannten  Realcontracte 
heute  Consensualcontracte  geworden  seien,  ist  unseres  Wissens 
zuerst  aufgestellt  von  Heise  in  seinem  „Grundriss  eines 
Systems  des  gemeinen  Civilrechts"  (Heidelberg  1807).  Der- 
selbe stellt  die  aus  Darlehens-  und  Gebrauchsleihevertrag  ent- 
stehenden Obligationen  mit  den  zweiseitigen  Obligationen  aus 
Kauf  und  Miethe  zusammen  (S.  43  f.),  und  fasst  das  depositimi 
als  eine  Unterart  des  Mandats  auf  (S.  52),  lässt  also  die  Ver- 
pflichtung des  Depositars  gleichfalls  consensu  entstehen.  Der 
Pfandcontract  steht  bei  den  „accessorischen  Obligationen"  und 
es  ist  nicht  ersichtlich,  ob  er  als  Real-  oder  Consensualcon- 
tract  gedacht  ist. 

An  die  Auffassung  Heises  haben  sich  folgende  Schrift- 
steller angeschlossen: 

Wening-Ingenheim,  Lehrbuch  des  gem.  Civilrechts 
<5.  Aufl.  1837)  Thl.  H,  Buch  IH,  Kap.  5.  Hier  werden  Dar- 
lehen und  Leihe  zu  den  wesentlich  zweiseitigen  Obligationen 


"Vi 
'     fr*. 


*)  Neuestens  ist  Huschke,  Lehre  des  röm.  B.  vom  Darlehn  (1881) 
S.  26  fur  den  Realcontract  eingetreten. 
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gestellt  (Definitionen    S.   219  und  222);   dagegen  depositimi 
(S.  291)  und  pignus  (S.  401)  als  Eealcontracte  definiert1). 

Dank  war  dt,  Nationalökonomie  und  Jurisprudenz  (1857 
bis  59)  Heft  m,  S.  63  f.,  auch  Hçft  H  S.  35,  37  f. 

Keller,  Pandekten  (1861)  §  222  am  Ende:  „So  sind 
nun  namentlich  auch  die  benannten  Realcontracte  aus  wesent- 
lich oder  vorherrschend  einseitigen  Verträgen  wesentlich  zwei- 
seitige geworden,  oder  haben  doch  die  unbeschränkte  Fähig- 
keit bekommen,  es  zu  sein."  Im  speciellen  Theil  werden  aber 
diese  Contraete  von  Keller  durchweg  als  Eealcontracte  definiert, 
so  daee  sie  also  hier  lediglich  auf  ihre  Fähigkeit,  Consensuale 
contracte  zu  werden,  beschränkt  erscheinen. 

Arndts,  Pandekten  (8.  Aufl.  1874;  in  welcher  Auflage 
das  zuerst  steht,  kann  ich  nicht  feststellen)  drückt  sich  §  232 
Note  4  etwas  unsicher  aus:  „Hiernach  sind  nun  eigentlich 
alle  obligatorischen  Verträge  Consensualcontracte  geworden. 
Nur  kann  von  einer  Verbindlichkeit  zur  Bückgabe  natürlich 
nicht  ohne  vorhergegangenen  Empfang  und  kann  insofern 
wohl  auch  noch  jetzt  von  Realcontracten  gesprochen  werden." 
De  melius  in  der  Abhandlung  „Realcontracte  im  heu- 
tigen Recht J  in  Jherings  Jahrb.  f.  Dogmat.  III  (1859) 
S.  399  ff.,  in  eigentümlicher,  unten  noch  zu  besprechender 
Auffassung. 

Eine  vermittelnde  Stellung  nimmt  Unger  ein,  welcher 
sich  in  derselben  Zeitschrift  Bd.  8  S.  1 — 20  über  diesen  Gegen- 
stand ausgesprochen  hat.     Näheres  unten2). 


l)  Hier  musate  nach  der  Angabe  von  Brinz  (Pand.  2.  Aufl.  Bd.  II 
§  24£  Note  -J4  Höschen  eingereiht  werden.  Indess  in  der  mir  zugäng- 
lichen, von  Erdeben  1838 — 40  besorgten  Ausgabe  steht  Göschen  durchaus 
auf  dem  Boden  des  Realcontracts,  wie  die  Definitionen  in  §§  440,  481,  483 
und  5i)i>  zeigen. 

*)  Aneh  Kariowa  (Das  Rechtsgeschäft  und  seine  Wirkung  S.  264  f.) 
kann  als  Vertreter  einer  Mittelmeinung  bezeichnet  werden,  insofern  er  eine 
Verschiedenheit  des  römischen  und  des  heutigen  Rechts  in  Bezug  auf  die 
Realcontracte  annimmt,  ohne  gleichwohl  dieselben  für  Consensualcontracte 
zu  erklären.  Genauer  auf  seine  Ansicht  einzugehen  (wobei  in  erster  Linie 
die  Identifizierung  von  Unwiderruflichkeit  und  Perfection  zu  rügen  wäre),, 
erscheint  für  uti^rn  Zweck  nicht  als  nothwendig. 
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Es  gehen  nun  aber  die  älteren  Vertreter  dieser  Ansicht 
durchweg  aus  von  der  Unterstellung,  dass  der  Hingabe  einer 
Sache  als  Darlehen  oder  zum  unentgeltlichen  Gebrauch  eine 
Vereinbarung  vorausgehe,  also  dasjenige,  was  man  gewöhnlich 
als  ein  pactum  de  mutuo  dando,  de  commodando  u.  s.  w.  be- 
zeichnet. Man  sehe  nur  in  dem  Heiseschen  Grundriss  S.  43 
die  Anmerkung:  ....  „Allein  da  bei  uns  schon  aus  der  blossen 
Verabredung  geklagt  werden  kann,  und  der  Verleiher  dadurch 
ebenso  wirksam  verpflichtet  wird  als  der  Empfänger  durch 
die  Ablieferung,  so  können  wir  jetzt  das  ganze  Geschäft  (das 
pactum  de  commodando  und  das  römische  commodatum)  unter 
der  Benennung  commodatum  begreifen."  So  auch  noch  Keller, 
wenn  er  a.  a.  0.  sagt,  es  sei  etwas  vollkommen  Müssiges, 
z.  B.  bei  den  Darlehen  das  pactum  de  mutuo  dando  von  dem 
mutuum  selbst  zu  unterscheiden  und  zwei  einseitige  Verträge 
statt  eines  zweiseitigen  anzunehmen. 

Dieser  Unterstellung  gegenüber  macht  sich  nun  aber  zu- 
nächst die  unbestreitbare  Thatsache  geltend,  dass  geliehen, 
dargeliehen,  wohl  auch  hinterlegt  wird  ohne  jede  vorausgehende 
Beredung  darüber;  dass  ferner  in  vielen  Fällen,  wo  eine  Be- 
redung vorausgeht,  dieselbe  nach  der  Absicht  der  Parteien 
einen  obligatorischen,  bindenden  Charakter  überhaupt  nicht 
hat.  Ich  frage  bei  einem  Andern  an,  ob  er  mir  eine  Sache 
leihen,  mir  Geld  darleihen  „könne"  oder  wolle,  ob  ich  meine 
Sache  bei  ihm  deponieren  könne,  lediglich  zu  meiner  Infor- 
mation; wenn  der  Andere  bejaht,  so  denke  ich  darum  nicht 
daran,  ihn  im  rechtlichen  Sinne  beim  Wort  zu  nehmen,  so 
wenig  der  Andere  daran  denkt,  mir  durch  seine  Zusage  eine 
klagbare  Forderung  verschaffen  zu  wollen.  Es  ist  aber  klar: 
wo  die  Absicht  obligatorischer  Bindung  fehlt,  liegt  die  Sache 
juristisch  nicht  anders,  als  wo  überhaupt  keine  Beredung  irgend 
welcher  Art  vorangegangen  ist;  wir  können  uns  daher  auf 
diesen  letzten  Fall  beschränken.  Nur  dies  mag  hinsichtlich 
des  andern  Falles  noch  bemerkt  werden.  Es  ist,  wenn  hinter- 
her der  Eine  sich  weigert,  zu  leihen  u.  8.  w.,  eine  That-  und 
bezw.  Auslegungsfrage,  festzustellen,  ob  eine  derartige  vor- 
ausgehende  Verabredung  in   bindender  Absicht    geschlossen 
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worden,  oder  nicht,  und  diese  Aufgabe  kann  eine  ausserordent- 
lich schwierige  sein,  Auch  genügt  es  natürlich  nicht,  dass  er- 
wiesenennassen  der  Eine  die  Absicht  hatte,  den  Andern  ob- 
ligation  Binassi  g  zu  binden,  sondern  es  muss.  dies  mindestens- 
für  den  Andern  auch  erkennbar  gewesen  sein.  Erwägt  man 
dagegen,  dass  in  diesem  Falle  der  römische  Judex  blos  ztl 
fragen  hatte:  ist  eine  Stipulation  eingegangen?  —  so  wird 
man  vielleicht  finden,  dass  das  römische  Contractssystem  gegen- 
über der  modernen  allgemeinen  Formlosigkeit  doch  auch  recht 
einleuchtende  Vorzüge  hatte. 

Wir  fassen  also  jetzt  Fälle  in's  Auge,  wie  sie  im  Verkehr 
tagtäglich  zu  Tausenden  vorkommen  —  wobei  wir  das  Depo- 
situm einstweilen  bei  Seite  lassen  — :  Jemand  ersuoht  mich^ 
ihm  eine  Sache  zu  leihen,  ihm  ein  Darlehen  zu  geben;  ich 
händige  ihm  die  Sache  aus,  ich  zähle  ihm  das  Geld  hin. 
Kann  ein  solches  Geschäft  unter  den  Art.  321  bezw.  32£ 
subsumiert  werden  ?  In  diesen  Artikeln  erscheint  die  Hingabe 
der  Sache  zu  Leihe  und  Darlehen  als  die  Erfüllung  einer  Ver- 
bindlichkeit. Wo  soll  in  den  Fällen,  von  denen  jetzt  die 
Rede  ist,  eine  solche  stecken?  Sie  müsste  geradezu  fingiert 
werden.  Welchen  Zweck  aber  eine  derartige  Fiction,  ausser 
der  Anwendbarm  a  chung  der  Art.  321  oder  329,  sonst  noch 
haben  sollte,  ist  nicht  einzusehen.  Eine  solche  Fiction  wäre 
um  nichts  besser,  als  wenn  man,  um  eine  Eigenthumstradition, 
die  Schenkung  ist,  als  Erfüllung  ansehen  zu  können,  ein  ob- 
ligatorisches Schenkungsversprechen  auf  dare  fingieren  würde~ 

In  einem  andern  Sinne  wird  von  D  e  m  e  1  i  u  s  (a.  a.  (X 
S,  401  und  403)  behaupte*:  es  sei  heutzutage  bei  den  Real- 
contTacten  die  Hingabe  immer  und  ausschliesslich  Erfüllung- 
Sie  sei  zwar  nicht  Erfüllung  einer  vorausgegangenen  Schuld, 
aber  doch  Erfüllung  einer  Verbindlichkeit,  die  nach  dem  Ver- 
tragswillen in  demselben  Augenblick  übernommen  und  gelöst 
werde;  man  sehe  aus  Geben  und  Nehmen,  wie  die  Parteien: 
darüber  einig  seien,  dass  jeder  etwas  leisten  solle;  die  res 
sei  Folge  des  Consenses,  und  zwar  Gewährung  des  nach  dem- 
selben dem  einen  Theile  zur  Last  Fallenden. 

Eine  Verbindlichkeit  aber,  die  in  demselben  Augenblick 
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übernommen  und  gelöst  wird,  die  folglich  auch  nicht  einen 
Augenblick  lang  bestanden  hat  —  ist  das  überhaupt  eine 
Verbindlichkeit?  Ist  es  nicht  vielmehr  auch  nur  ein  Ge- 
dankending, eine  Construction?  Und  muss  man  dann  nicht 
fragen  oui  bono  ?  Diese  Construction  trägt  in  den  Willen 
des  Gebenden  etwas  hinein,  was  in  demselben  durchaus  nicht 
liegt.  Der  Gebende  hat  dem  Empfänger  auch  nicht  einen 
Augenblick  ein  Recht  auf  die  Gabe  einräumen,  er  hat  sich 
schlechterdings  nicht  verbindlich  machen  wollen. 

Für  solche  Falle  nun,  wo  der  Empfangende  kein  Recht 
auf  die  Hingabe  haben  soll,  nimmt  Demelius  an  einer  spätem 
Stelle  seines  Aufsatzes  (S.  405  Note  8)  die  condicionis  im- 
plendse  causa  an.  Er  scheint  dabei  nur  an  das  Depositum 
zu  denken  ;  allein  dass  auch  bei  der  jetzt  in  Frage  stehenden 
Gestalt  des  commodatum  und  mutuum  von  einem  Recht  auf 
Hingabe  nicht  die  Rede  sein  kann,  scheint  uns  unbestreitbar 
zu  sein.  In  solchen  Fällen  denkt  sich  also  Demelius  die 
Sache  so  :  die  Hingabe  sei  die  Bedingung,  ohne  deren  Er- 
füllung die  Rückgabe  nicht  verlangt  werden  könne.  Diese 
Bedingung  ist  ja  aber  keine  willkürlich  gesetzte,  sondern  eine 
durch  die  Natur  der  Sache,  durch  den  Inhalt  der  Leistung 
gegebene  ;  insofern  kann  nicht  zugegeben  werden,  dass  die 
Parallele  vollkommen  sei.  Immerhin  kommt  diese  Auffassung 
der  Sache  viel  näher,  als  die  Unterstellung  einer  causa  solvendi. 
Stellen  wir  uns  also  einmal  auf  diesen  Standpunkt.  Dann 
fragen  wir:  welche  Rechtswirkung  ist  es,  die  eintritt,  wenn 
jene  Bedingung  erfüllt  wird  ?  Antwort  :  die  Obligierung  des 
Empfangers.  Ist  es  da  nicht  einfacher,  gleich  zu  sagen:  die 
Hingabe  geschieht  obligandi  causa? 

Es  scheint,  dass  Demelius  durch  seine  Polemik  gegen 
Brinz  zu  einer  einseitigen,  übertriebenen  Betonung  des  Consenses 
bei  den  Realcontracten  sich  hat  hinreissen  lassen.  Wie  könnte  er 
sonst  (a.  a.  0.  S.  408)  einräumen,  dass  gewisse  Verträge  erst 
durch  die  Hingabe  perfect  werden,  und  gleichwohl  bestreiten,  dass 
in  diesem  Falle  die  Hingabe  contrahendi  causa  geschehe  ? 
Dass  in  seiner  Polemik  ein  wahres  Element  steckt,  die  res 
aber  gleichwohl  bei  ihm  zu  kurz  kommt,   wird  sich  aus  den 
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folgenden  Erörterungen  von  selbst  ergeben.  Zuvor  aber  noch 
ein  Wort  über  das  Depositum. 

Bei  diesem  bringt  es  die  Interessenstellung  von  Greber 
und  Empfänger,  wonach  der  Greber  den  Vortheil  vom  Ge- 
schäft hat,  mit  sich,  dass  eine  der  Hingabe  vorausgehende 
Beredung  verhältnissmässig  häufiger  sein  wird,  als  bei  dem 
Leihvertrag  und  Darlehensvertrag.  Bindenden  Charakter  muss 
sie  darum  nicht  nothwendig  haben;  wo  sie  ihn  nicht  hat,  ist 
es,  wie  schon  bemerkt,  juristisch  gerade  so  gut,  wie  wenn 
sie  ganz  fehlte.  Sollte  es  thats&chlich  richtig  sein,  dass  die 
vorhergehende  Beredung  in  der  Hehrzahl  der  Fälle  den 
künftigen  Empfänger  bindet,  !)  so  stünde  nur  fest,  dass  die 
Mehrzahl  der  Depositumsfalle  zu  der  im  zweiten  Theil  dieser 
Abhandlung  zu  besprechenden  Gruppe  gehöre,  wo  denn  auch 
davon  gehandelt  werden  wird  ;  der  juristische  Charakter  der 
kleineren  Zahl  der  Fälle  würde  dadurch  natürlich  nicht  berührt. 

Wir  wenden  uns  jetzt  zu  der  Frage:  welche  Bedeutung 
hat  bei  den  uns  beschäftigenden  Realcontracten  die  res  in  den 
Fällen,  wo  der  Hingabe  der  Sache  eine  bindende  Abrede 
nicht  vorhergegangen  ist? 

Die  auch  von  den  Verfassern  des  Dresdener  Entwurfs 
und  den  schweizerischen  Obligationenrechts  getheilte  Ansicht, 
dass  ea  heute  keine  Realcontracte  mehr  gebe,  dass  folglich  auch 
Gesetzgebung  und  Wissenschaft  keine  Veranlassung  habe, 
dieser  Hechtsfigur  noch  ein  längeres,  eigentlich  doch  nur  künst- 
liches Dasein  zu  fristen,  beruht  auf  einer  bestimmten  rechts- 
geeehichtlichen  Auffassung  über  das  römische  Contractsystem, 
welche  zugleich  der  res  eine  ganz  bestimmte  Function  zu- 
weist. Danach  erzeugt  im  römischen  Recht  die  formlose 
übereinstimmende  Willenserklärung  keine  klagbare  Obligation, 
sondern   es   muss  noch  etwas  Weiteres  hinzukommen  :    ent- 


l)  Wenn  Windscheid  vom  Depositum  sagt  (Pand.  §  377  Note  3)  : 
dasa  in  der  „unendlichen"  Mehrzahl  der  Fälle  die  Parteien  eine  Verpflich- 
tung 'ii--  Empfängers  nicht  vor  dem  wirklichen  Empfang  wollen,  so  ist 
das  au  viel  behauptet,  wenn  nur  an  Verpflichtung  überhaupt,  zu  wenig, 
wenn,  wie  es  scheint,  lediglich  an  die  Verpflichtung  zur  Rückgabe  ge- 
dacht ist. 
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weder  eine  bestimmte  Form  (verba,  liter»),  oder  aber  res, 
Hingabe  einer  Sache  oder  sonstige  Leistung-  von  der  einen 
Seite.  Nur  in  bestimmten  Ausnahmefällen  —  es  sind  die 
vier  Consensualoontracte  —  hat  schon  der  erklärte  Consens 
obÜgierende  Wirkung.  So  noch  Keller  Pand.  §  221  und 
A  r  n  d  t  s  Pand.  §  222,  Anm.  4.  Da  nun,  so  wird  gefolgert, 
die  Stipulation  in  das  gemeine  Recht  nicht  übergegangen, 
vielmehr  durch  allgemeines  Gewohnheitsrecht  die  Klagbarkeit 
der  nuda  pacta  zur  Regel  geworden  ist,  so  seien  alle  obli- 
gatorischen Verträge  Consensualoontracte  geworden.  Die  res 
hat  nach  dieser  Auffassung  lediglich  die  Function,  einer  obli- 
gatorischen conventio  die  ihr  sonst  fehlende  Klagbarkeit  zu 
verschaffen. 

Hier  steckt  ein  Fehler  in  den  Prämissen.  Es  ist  rechts- 
geschichtlich ganz  verkehrt,  die  res  neben  verba  und  liter® 
und  in  einen  Gegensatz  zum  consensus  zu  stellen.  Die  be- 
nannten Realcontracte  sind  formlose,  causal  bestimmte  obli- 
gatorische Verträge,  mit  Ausnahme  des  Darlehens  bon®  fidei 
und  sämmtlich  von  Hause  aus  dem  ius  gentium  angehörig. 
Nach  allen  diesen  Gesichtspunkten  stehen  sie  mit  den  Con- 
sensualcontraeten  in  einer  Linie,  und  zu  dem  Verbal-  wie 
Literalcontract  in  einem  scharfen  Gegensatz  (vgl.  auch  Brinz, 
Pand.  (2.  Aufl.)  II  S.  Ï37).  Wenn  also  die  Römer  bei  diesen 
vier  Contracten  den  Consens  nicht  für  hinreichend  erachteten, 
so  kann  dafür  das  formalistische  Princip  ihres  Contract- 
eystems  nicht  der  Grund  gewesen  sein  ;  denn  auf  der  Seite, 
wo  diese  Contracte  stehen  (bezw.  in  d  e  m  Rechte,  aus  dem  sie 
stammen),  hat  dieses  Princip  keine  Geltung.  Es  kann  folg- 
lich auch  die  res  nicht  ein  Surrogat  für  die  fehlende  Form  sein, 
in  dem  Sinne,  dass  dadurch  die  Klagbarkeit  ermöglicht  wird, 
denn  eines  solchen  Surrogates  bedurfte  es  gar  nicht,  sonst  hätte 
auch  für  die  Consensualoontracte  eines  beschafft  werden 
müssen  —  und  gerade  res  hätte  ganz  wohl  auch  da  ver- 
langt werden  können.  Es  muss  also  ein  anderer  Grund  dafür 
vorgelegen  haben,  dass  die  Römer  für  den  Contract  des  Com- 
modates  res  verlangten,  für  den  der  locatio  conductio  aber 
nicht;  möglich  ist,  dass  dieser  Grund  auch  heute   noch  vor- 
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liegt  und  die  Fortexistenz  der  Realcontracte  nicht  etwa  bloa 
entschuldigt,  sondern  fordert. 

Während  nach  der  soeben  referierten  Ansicht  die  res 
etwas  ist,  was  zu  der  grundlegenden  obligatorischen  conventio 
äusserlieh,  Behufs  Klagbarmachung,  hinzutritt,  hat  Brina 
die  Sache  gerade  umgedreht  —  ein  Verfahren,  welches  zu- 
weilen indiciert  ist,  wenn  man  einen  Irrthum,  der  sich  fest- 
zusetzen beginnt,  sicher  beseitigen  will.  Nach  Brinz  (kri- 
tische Blätter  No.  1  (1852)  S.  20  ff.;  Pand.  1.  Aufl.  S.  370 ff. 
443  f.;  2.  Aufl.  Bd.  H  S.  134  f.,  vgl.  auch  S.  591)  ist  um- 
gekehrt die  res,  die  datio,  das  Fundament  des  Realcontracts. 
Das  obligatorische  Element  im  Kealcontract  ist  ihm  nichts 
anderes,  als  ein  modus  der  datio  ;  der  Geber  modificiert  seine 
Hingabe  durch  die  Auflage  der  Zurückgabe  oder  Gegenleistung; 
des  Empfängers  Zustimmung  liegt  in  der  Annahme  des  „so* 
gegebenen.  Zu  einer  derartigen  „Modificierung"  der  res  be- 
durfte es  einer  klagbaren  conventio  ;  die  res  ist  nicht  Mittel, 
um  die  Klagbarkeit  zu  erreichen,  sondern  sie  ist  ein  Zweck,, 
den  die  Klagbarkeit  als  Mittel  erheischt  (krit.  Bl.  S.  31  und 
32),  Diese  Auffassung  hat  sich  sodann  auch  Windscheid 
angeeignet,  wenn  ar  Pand.  §  312  Note  4  sagt:  „Der  Begriff 
des  Real  Vertrags  ist  näher  so  zu  denken:  der  Gläubiger  leistet 
unter  der  Auferlegung  einer  Verpflichtung,  der  Schuldner 
nimmt  die  Leistung,  wie  sie  ihm  gemacht  worden  ist,  und 
damit  die  Auflage  der  Verpflichtung  an." 

Wie  die  ältere  Auffassung  aus  historischen  Gründen  un- 
haltbar ist,  so  scheint  uns  diese  aus  dogmatischen  Gründen 
nicht  aceeptabel.  Es  ist  unmöglich,  das  was  hier  vorliegt* 
unter  den  Gesichtspunkt  eines  modus,  einer  Auflage  zu  bringen* 
es  wäre  denn,  dass  man  mit  dem  Worte  modus  etwas  andere» 
bezeicli nete,  als  was  bisher  darunter  verstanden  wurde.  Der 
modus,  wie  man  ihn  bisher  verstand,  tritt  hinzu  zu  Vermögens- 
zuwendungen,  die  ihre  causale  Bestimmtheit  schon  haben,  die 
Schenkungen  oder  Vermächtnisse  sind.  Der  modus  ändert 
diesen  ihren  juristischen  Charakter  nicht  im  Geringsten  :  sie 
sind  m  i  t  einem  modus  juristisch  nicht  mehr  und  nicht 
weniger  als  Schenkung,  als  Vermächtniss  zu  charakterisieren, 
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wie  ohne  einen  solchen.  In  unsern  Fällen  dagegen  würde 
der  modus  der  an  sich  charakterlosen  traditio  einen  juristischen 
Charakter  erst  verleihen  müssen;  ja,  wenn  wir  mit  den  Römern 
das  Wort  datio  von  Eigenthumsverschaffung  verstehen,  so 
würde  der  angebliche  modus  nicht  blos  über  den  juristischen 
Charakter  der  datio,  sondern  vor  Allem  darüber  entscheiden, 
ob  überhaupt  eine  datio  vorliege. 

Ein  anderes  Bedenken  wird  erregt  durch  die  Gegensätz- 
lichkeit des  in  dem  einen  und  in  dem  andern  Falle  bezweckten 
praktischen  Erfolgs.  Der  modus  gesellt  sich  zu  einer  Ver- 
mögensbewegung, die  als  eine  definitive  gemeint  ist  ;  ein  Rück- 
gängigwerden der  Vermögenszuwendung  kommt  nur  uner- 
wünschter Weise,  nemlich  dann  in  Frage,  wenn  der  Empfänger 
dem  modus  zuwider  handelt.  In  unsern  Fällen  dagegen 
ist  der  modus  von  der  Art,  dass  er  gerade  auf  dereinstige 
Rückgängigmachung  der  stattgehabten  Vermögensbewegung 
geht  ;  wenn  der  Empfänger  dem  modus  gemäss  handelt, 
bringt  er  in  das  Vermögen  des  Gebers  zurück,  was  aus  dem- 
selben früher  an  ihn  gekommen. 

Wenn  man  übrigens  statt  der  Bezeichnung  modus  den 
Aasdruck  lex  dationis  gebraucht,  so  ist  damit  in  der  Sache 
natürlich  so  lange  nichts  geändert,  als  darunter  nichts  Anderes 
verstanden  wird,  als  etwas  was  sonst  modus  heisst. 

Auf  den  Boden  der  Brinz'schen  Theorie  hat  sich  auch 
Unger  in  der  oben  angefahrten  Abhandlung  über  Realcon- 
tracte  gestellt,  wobei  er  dieselbe  aber  nicht  unerheblich  modi- 
ficiert.  Unger  zieht  in  Erwägung,  dass  ein  wahrer  modus 
nur  bei  freigebigen  Zuwendungen  vorkommt.  Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  beantwortet  er  dann  die  Frage,  inwiefern 
es  auch  im  heutigen  Recht  noch  Realcontracte  gebe,  dahin  : 
•überall  da,  wo  das  ganze  Geschäft,  das  Geben  und  Nehmen 
in  obligatorischer  Absicht,  lediglich  den  Vortheil  des  Em- 
pfangers bezwecke,  finde  auch  heute  noch  das  re  contrahere 
statt,  und  hier  erweise  sich  die  Verpflichtung  als  eine  mit 
der  Gabe  verbundene  Last,  als  eine  mit  dem  Vortheil  ver- 
knüpfte Beschwerung;  in  allen  übrigen  Fällen  werde  das 
Geschäft  heute  nudo  consensu  geschlossen.    Demzufolge  sind 
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nach  Unger  noch  heute  Kealcontracte  das  Commodat,  das  un- 
verzinsliche Darlehen  und  der  Pfandcontract  *)  (neben  einigen 
Innominatcontracten);  Consensualcontracte  das  Depositum,  der 
Trödelvertrag  und  das  verzinsliche  Darlehen.  Gegen  diese 
modificierte  Brinz'sche  Theorie  kehren  sich  die  oben  ange- 
führten principiellen  Bedenken  ebenso  gut,  als  gegen  die  reine  ; 
eine  Auffassung,  die  im  Princip  unrichtig  ist,  gewinnt  nichts 
durch  Einzeloorrecturen. 

Wenn  wir  nun  unsrerseits  versuchen,  die  Bedeutung  der 
res  bei  den  Realcontracten  festzustellen,  um  danach  zu  be- 
stimmen, ob  es  noch  heute  Realcontracte  geben  könne  oder 
müsse,  so  halten  wir  uns  dabei  zunächst  an  den  Darlehens- 
vertrag. Dieser  ist  zur  Klarstellung  der  Bedeutung  der  res 
um  des  willen  besonders  geeignet,  weil  er  im  System  des 
Pandektenrechts  an  zwei  Stellen  vorkommt,  im  Obligationen- 
recht und  in  der  Lehre  von  der  causa  (welche  in  einen  all- 
gemeinen Theil  des  Vermögensrechts  gehört);  weil  er  also 
so  zu  sagen  eine  Beleuchtung  von  zwei  verschiedenen  Seiten 
erfahrt.     Wir  geben  hier  zunächst  Brinz  das  Wort. 

Nach  ihm  (Pand.  1.  Aufl.  S.  1540  f.)  ist  das  obligatorische 
Moment,  das  sich  beim  Darlehen  findet,  einer  der  Gründe 
(causœ),  ohne  welche  keine  absichtliche  Vermögensänderung 
gedacht  werden  kann,  und  zwar  gehört  die  causa  beim  Dar- 
lehen mit  zur  Existenz  desselben  :  rerst  in  Verbindung  mit 
der  causa  wird  die  Tradition  zum  Geschäft,  zu  einem  Ge- 
schäft, in  welchem  sowohl  sie  als  die  causa  blosser  Bestand- 
teil ist,  das  von  der  causa  zwar  seinen  Namen,  aber  nur 
von  beiden  zusammen  sein  concrètes  Dasein  hat."  Damit 
stimmt  es,  wenn  Brinz  in  der  2.  Auflage  seiner  Pandekten 
(Bd.  II  S.  134)  von  der  res  des  Realcontracts  sagt,  sie  sei 
Bestandtheil  eines  einheitlichen  Ganzen;  denn  die  obligatorische 
Willenstibereinkunft  kann  dann  nur  der  andere  Bestandtheil 
sein.     Es  stimmt   aber   mit   dieser  Auffassung,   die  wir   für 


*)  Dieser  bezweckt  freilich  nicht  blos  den  Yortheil  des  Gläubigers 
sondern  auch  den  des  Schuldners,  sofern  er  ihm  Credit  verschafft.  Danach 
ist  auch  die  Culpa-Frage  geregelt. 
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ganz  correct  halten,  nicht,  bei  dem  Darlehen  von  einem  modus 
der  datio  zu  sprechen,  denn  der  modus  ist  eben  mit  nichten 
blosser  Bestandtheil,  sondern  tritt  zu  etwas  Fertigem  von 
Aussen  hinzu,  und  wird  eben  darum  von  Brinz  (Pand.  1.  AufL 
S.  1534)  richtig  als  Nebengeschäft  bestimmt. 

Das  Darlehen  muss  dieselbe  Natur  haben,  ob  man  es 
nun  von  dem  einen  oder  dem  andern  Standpunkte  aus  be- 
trachtet. Fasst  man  die  hier  stattfindende  Vermögensbe- 
wegung ins  Auge,  und  suchte  sich  dieselbe  zu  erklären,  so 
ist  das  Obligiertwerden  des  Empfangers  der  durch  die  Eigen- 
thumsübertragung  zu  erreichende  Zweck  und  diese  Zweck- 
vorstellung ist  der  Grund  (das  Motiv)  des  dare  (vgl.  Brinz 
Pand.  2.  Aufl.,  I  S.  582);  hierin  liegt  schon  ausgesprochen, 
da8S,  wenn  man  nun  zunächst  auf  das  Zustandekommen  einer 
obligatio  sieht,  und  nach  der  Bedeutung  der  res  fragt,  die 
Eigenthumsübertragung  Mittel  für  jenen  Zweck  ist:  so  dass 
also,  wenn  gesagt  wird  re  obligamur,  dieser  ablativus  instru- 
mentalis  durchaus  der  Sache  angemessen  ist.  Es  wird  ein 
und  dasselbe,  nur  von  verschiedenen  Seiten  gesehen,  bezeichnet, 
wenn  gesagt  wird  :  obligandi  (credendi)  causa  datur,  und  andrer- 
seits :  re  contrahitur. 

Man  hat  gesagt,  der  Realcontract  sei  eine  Mischung  aus 
zwei  Vertragsgattungen,  aus  einem  dinglichen  Vertrag  und 
einem  obligatorischen  (Brinz,  krit.  Bl.  S.  32);  speciell  das 
Darlehen  als  Realcontract  sei  ein  theils  dinglicher,  theils 
obligatorischer  Vertrag  (Kohl  er,  Annalen  der  bad.  Gerichte 
41  S.  252).  Dagegen  ist,  wenn  es  richtig  verstanden  wird, 
nichts  einzuwenden.  Es  dürfen  diese  Verträge  nur  nicht  als 
selbständige  Geschäfte  gedacht  werden,  weder  so,  dass  der 
obligatorische  Vertrag  als  Grundlage  angenommen  wird,  zu 
dem  der  dingliche  um  der  Klagbarkeit  willen  hinzukommt, 
noch  so,  dass  man  den  dinglichen  Vertrag,  die  datio,  als  die 
Grundlage  ansieht,  zu  dem  die  obligatorische  Bindung  in 
Form  eines  modus  hinzukäme;  vielmehr  kann  hier  nur  von 
Bestandteilen  oder  Elementen  eines  einheitlichen  Geschäftes 
die  Bede  sein,  die  zu  einander  in  dem  Verhältniss  von  Zweck 
und  Mittel  stehen.     Und   wie   der  Zweck  herrscht  und   das 
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Mittel  dient,  so  ist  es  ganz  nothwendig,  dass  das  einheitliche 
Geschäft  seinen  juristischen  Charakter  von  demjenigen  Be- 
standteil erhält,  welcher  die  Stellung  des  Zweckes  hat,  dass 
es  ein  obligatorisches  Geschäft  ist,  eben  der  Realcontract.  l) 
In  die  angegebenen  beiden  Bestandteile  und  in  das  an- 
.  gegebene  Verhältniss  beider  zu  einander  consentieren  beide 
Parteien,  so  oft  ein  Darlehen  gegeben  und  genommen  wird. 
Der  Gläubiger  will  den  Schuldner  obligieren:  er  muas  auch 
das  Mittel  zu  diesem  Zweck  wollen,  den  EigenthumsfLber- 
gang.  In  diesem  „Müssen",  das  mit  Nichten  irgendwelche 
rechtliche  Verbindlichkeit  bezeichnet,  scheint  die  eigenthüm- 
liche  Auffassung  der  res  bei  Demelius  ihre  Wurzel  zu  haben. 
Der  Schuldner  sodann  will  sich  obligieren,  aber  er  will  nur 
durch  datio  sich  obligieren  lassen.  Ferner  will  der  Gläubiger 
Eigenthum  geben,  der  Schuldner  empfangen,  aber  der  Schuldner 
kann  es  nur  empfangen  wollen  —  soll  anders  ein  contrahere 
zu  Stande  kommen  —  wie  der  Gläubiger  es  geben  will,  und 
der  Gläubiger  will  es  nur  obligandi  causa  geben. 

Eine  etwas  andere  Ansicht  bietet  die  Sache  dann  dar, 
wenn  man  sich  nicht  auf  den  juristischen  obligationenrecht- 
lichen Standpunkt  stellt,  wo  ein  Gläubiger-  und  ein  Schuldner- 
wille sich  gegenüber  stehen,  sondern  auf  den  Standpunkt  der 
lebendigen  Interessen.  Da  gewinnt  das,  was  juristisch  nur 
als  Mittel  zum  Zweck  gelten  kann,  wenigstens  auf  der  einen 
Seite  8ubjectiv  die  Bedeutung  des  Zwecks:  dem  Schuldner 
kommt  es  in  erster  Linie  auf  die  datio  an,  er  will  das  Geld 
haben,  und  um  es  zu  bekommen,  ist  für  ihn  die  Obligierung 
Mittel.  Es  kann  auch,  besonders  bei  dem  unverzinslichen 
Darlehen,  ganz  wohl  sein,  dass  der  Gläubiger  sich  auf  den- 
selben Standpunkt  insoweit  stellt,  als  es  ihm  zunächst  auch 
darum  zu  thun  ist,  dem  Schuldner  Geld  zu  verschaffen,  ihm 


l)  Wenn  Brini,  Pand.  2.  Aufl.  II  S.  134  f.  von  der  res  sagt,  sie  sei 
„Bestandteil  eines  einheitlichen  Ganzen,  darum  nicht  Mittel  zum  Zwecke  — 
der  Herstellung  des  andern  obligatorischen'Bestandtheils  nemlichu:  so  würde, 
wenn  es  mit  dem  „darum*1  seine  Richtigkeit  haben  sollte,  nicht  die  be- 
zeichnete Yerhiltnissbestimmung  (von  Zweck  und  Mittel),  sondern  die  Be- 
zeichnung „Bestandteile"  als  unrichtig  fallen  gelassen  werden  müssen. 


t^  i  'iir?*- 
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zu  helfen:  dann  ist  auch  ihm  die  Obligierung  nicht  Zweck, 
sondern  condicio  sine  qua  non  der  datio,  insofern  er  eben 
nicht  schenken  will. 

Bei  dem  Commodat  und  Depositum  ist  die  Bedeutung  der 
res  im  Wesentlichen  dieselbe.  Abweichungen  sind  dadurch 
bedingt,  dass  es  sich  hier  nur  um  Uebergang  der  Detention 
handelt,  also  um  eine  blos  faktische  Aenderung,  welche  des- 
halb nicht  weniger  vor  sich  gehen  kann,  weil  ein  Commodat, 
ein  Depositum  wegen  Mangels  an  Consens  nicht  zu  Stande 
kommt  ')  ;  sodann  für  das  Depositum  dadurch,  dass  da  die 
Intere8senstellung  der  Parteien  eine  andere  ist  als  bei  mutuum 
und  commodatum.  Dies  des  Nähern  auseinander  zu  setzen, 
ist  für  unsern  Zweck  entbehrlich.  Wichtiger  ist,  auf  ein 
Gemeinsames  hinzuweisen  :  dass  nemlich  hier  so  gut  wie  beim 
Darlehen  der  Schuldner  nicht  vor  dem  Empfang  gebunden 
sein  will.  Dieses  subjective  Moment  wird  von  Brinz  für 
dasjenige  erachtet  (Pand.  2.  Aufl.  Bd.  II  S.  135),  welches 
den  Fortbestand  der  Realcontracte  im«  heutigen  Recht  be- 
gründe, und  dasselbe  ist  von  Windscheid  (Pand.  §  312 
Note  5)  zu  sagen.  Dieses  Wollen  der  Parteien  ist  nun  aber 
nicht  etwas  rein  Subjectives,  Willkürliches,  sondern  es  hat 
seinen  Grund  in  etwas  Objectivein.  Wenn  irgendwo,  so  zeigt 
sich  hier,  dass  die  —  allerdings  nicht  ohne  Grund  in  Verrat 
gekommene  —  Natur  der  Sache  denn  doch  Realität  hat,  und 
zwar  eine  solche,  der  sich  der  Wille  —  sogar  der  allgemeine 
—  unterordnet  und  vernünftiger  Weise  unterordnen  muss. 
Diese  objective  Grundlage  ist  gegeben  in  dem  Inhalte  der 
Verpflichtungen,  um  welche  es  sich  hier  handelt;  und  diese 
objective  Basis,  nicht  blos  jenes  subjective  Moment,  ist  es, 
welche  heute  genau  so  wie  zur  Zeit  der  klassischen  Juristen 
erheischt,  dass  Verträge  von  diesem  Leistungsinhalt  als  Beal- 
contracte gestaltet  werden. 

Schon  v.  d.  Pf  or  dt  en  hat  in  seinen  Abhandlungen  zum 
Pandektenrecht  darauf  hingewiesen  (S.  296  f.),  dass  bei  den 
in  Rede    stehenden   Realcontracten    die   Verbindlichkeit   zur 


*)  Dass  ebendasselbe  auch  für  die  Eigenthumstradition  gelte,  wie  fast 
allgemein  gelehrt  wird,  halte  ich  für  einen  Irrthum. 
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Rückgabe  den  Obligationsinhalt  erschöpfe  und  dass  diese  vor 
der  Hingabe  nicht  gedacht  werden  könne.  Dagegen  ist  von 
Brinz  (krit.  Bl.  S.  23)  eingeworfen  worden:  „die  Rückgabe 
sezt  eine  Hingabe  voraus;  die  Verpflichtung  zur  Rückgabe 
sezt  keine  Hingabe  voraus. u  Ist  indessen  Rückgabe  ohne  Hin* 
gäbe  unmöglich,  so  ist  Verpflichtung  zur  Rückgabe  ohne  Hingabe 
Verpflichtung  zu  etwas  Unmöglichem.  Oder  ist  nur  gemeint,  man 
könne  die  Erklärung,  dass  man  sich  zur  Rückgabe  verpflichte, 
auch  schon  vor  der  Hingabe  abgeben  ?  Auch  eine  solche 
Erklärung  hat  eine  den  Erklärenden  bindende  Bedeutung  nurr 
wenn  unterstellt  wird,  dass  dabei  gleichzeitig  die  Verbind- 
lichkeit zur  Annahme  übernommen  wird.  Denn  die  Erklärung  : 
„ich  verpflichte  mich  zur  Rückgabe,  Falls  ich  erhalten  habe* 
ist  da,  wo  eine  Verpflichtung  zum  Nehmen  nicht  besteht, 
gleichbedeutend  mit  der  Erklärung  :  „ich  verpflichte  mich, 
Falls  ich  mich  verpflichten  will".  Wir  setzen  aber  hier  durch- 
weg den  Fall  voraus,  dass  der  Hingabe  eine  obligatorische 
Bindung,  folglich  auch  eine  Verpflichtung  zum  Nehmen,  nicht 
vorausgegangen  sei  ;  da  ist  eine  Verpflichtung  zur  Rückgabe 
ohne  Empfang  ein  Widersinn. 

Dies  gilt  natürlich  auch  dann,  wenn  neben  der  Verbind- 
lichkeit zur  Rückgabe  noch  eine  solche  zur  custodia  über- 
nommen wird.  Sie  trifft  aber  auch  zu  für  das  verzinsliche 
Darlehen,  sofern  demselben  eine  den  Borger  bindende  Abrede 
nicht  vorausgegangen  ist.  Eine  Verpflichtung,  Zinsen  zu 
zahlen,  lässt  sich  zwar  denken,  ohne  dass  man  ein  Kapital 
empfangen  hat  —  allerdings  dann  aber  nicht,  ohne  dass  man 
eines  zur  Verfügung  gestellt  erhalten  hat  — ;  als  acce s- 
sorische  Verpflichtung  aber,  d.  h.  als  eine  zu  der  Ver- 
pflichtung auf  Rückzahlung  des  Kapitals  hinzutretende 
Nebenverpflichtung  lässt  sie  sich  nicht  denken,  ohne  dass  die 
Hauptverpflichtung  existent  geworden  ist,  d.  h.  aber,  ohne 
dass  man  ein  Kapital  empfangen  hat.  Wo  aber  der  Hingabe 
eines  verzinslichen  Darlehens  eine  obligatorische  Beredung 
überhaupt  nicht  voraus  gieng,  ist  nicht  einzusehen,  wie  die 
Zinsenverbindlichkeit  anders,  denn  als  eine  accessorische, 
gedacht  werden  könne. 


Eine  Joritische  Studie  von  Dr.  Fr.  Eisele  in  Freiburg.  17 

Wir  hoffen,  dargethan  zu  haben,  dass  da,  wo  dem  mutuum, 
depo8itum,  commodatum  eine  obligatorisch  bindende  Verab- 
redung nicht  vorausgegangen  ist,  die  res  noch  heute  ihre 
Bedeutung  hat,  dass  solche  Verträge  noch  heute  Realcontracte 
sind.  Selbst  diejenigen,  welche  sich  für  die  Verwandlung 
der  Realcontracte  in  Consensualcontracte  ausgesprochen  haben, 
geben  das  unwillkürlich  zu.  Sie  können,  von  Heise  in  der 
oben  allegierten  Note  bis  auf  Arndts  a.  a.  0.,  selbst  da, 
wo  der  res  ein  obligatorisches  Pactum  vorausgeht,  nicht  um- 
hin einzuräumen,  dass  eine  Verpflichtung  zur  ^Rückgabe 
erst  mit  der  Hingabe  entstehe.  Liegt  darin  nicht  das  Ein- 
geständniss ,  dass  da ,  wo  eine  bindende  Verabredung  der 
Hingabe  nicht  vorausgeht,  und  von  einer  andern  Verpflichtung 
als  der  auf  Rückgabe  überhaupt  nicht  die  Rede  ist,  ein  Real- 
contract  vorliege  ?  Uns  wenigstens  scheint  diesem  Zugeständ- 
ni88  nur  ausgewichen  werden  zu  können  durch  die  Statuierung 
eines  Consensualcontractes,  der  für  sich  allein,  ohne  res, 
keinerlei  obligierende  Wirkung  hat,  folglich  auch  kein  Con- 
sensualcontract  ist. 


Haben  wir  bei  genauerer  Betrachtung  des  Realcontracts 
gefunden,  dass  hier  res  und  obligatorischer  consensus  nicht 
nur  nebeneinander  stehen,  sondern  so  zu  sagen  ineinander: 
so  soll  nun  daran  erinnert  werden,  dass  auf  dem  Gebiete  der 
Consensualcontracte  die  res  als  obligierendes  Moment  keines- 
wegs ausgeschlossen  ist.  Wird  von  einem  Geschäft  prädiciert, 
es  sei  ein  Consensualcontract,  so  ist  damit  noch  nicht  gesagt, 
dass  nun  jede  in  der  Entwicklung  des  dadurch  begründeten 
Obligationsverhältnisses  entstehende  contractuelle  Verpflichtung 
auch  lediglich  consensu  entstanden  sein  müsse  ;  ebenso  wenig 
ist  damit  gesagt,  dass  das  betreffende  Geschäft,  als  wirt- 
schaftlicher Typus  gedacht,  unter  allen  Umständen  die 
juristische  Gestalt  des  Consensualcontracts  haben  müsse  und 
nicht  auch  in  der  des  Realcontracts  vorkommen  könne. 

Was  den  ersten  Punkt  betrifft,  so  entsteht  z.  B.  die  Ver- 
pflichtung des  Miethers  zur  Rückgabe    des  Miethobjeots,  die 

Zeittchr.  für  schweizerisches  Recht.    Neue  Folge  III.  2 
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des  Mandatars  zur  Rückgabe  des  ihm  anvertrauten  Gutes 
bezw.  zur  Herausgabe  des  bei  Ausführung  des  Mandats  in 
seine  Hände  Gekommenen  erst  re,  wie  auch  von  Demelius 
(S.  409  f.)  anerkannt  wird.  Nicht  lediglich  re:  denn 
die  lediglich  re  entstehenden  obligatorischen  Verpflichtungen 
sind  eben  keine  contractlichen  ;  wohl  aber  durch  res  in  Ver- 
bindung mit  consensus.  Der  consensus,  der  unerlässlich  ist, 
damit  eine  re  begründete  Verbindlichkeit  eine  contractuelle 
sei,  ist  hier  enthalten  in  dem  Consense,  der  den  Consensual- 
contract  zu  Stande  bringt,  und  in  der  Verbindung,  in  welcher 
die  Hingabe  mit  demselben  steht.  Wenn  also  Brinz  (Krit. 
Bl.  S.  2h)  sagt,  Pächter  und  Miethsmann  seien  in  dem 
Augenblicke,  da  der  Vertrag  perfect  ist,  zur  Bückgabe  ver- 
pflichtet, so  kann  nur  soviel  zugegeben  werden,  dass  in  die- 
sem Augenblick  das  consensuelle  Element  der  realcontract- 
lichen  Verpflichtung  gesetzt  ist:  was  bei  den  Bealcontracten 
in  einem  Acte  verbunden  ist,  fällt  hier  zeitlich  auseinander. 
Ganz  unbegründet  ist  aber  das  von  Brinz  a.  a.  0.  gebrauchte 
Argument,  dass,  wenn  die  Verpflichtung  zur  Rück- 
gabe des  Miethobjects  erst  re,  nicht  schon  consensu 
entstände,  der  Miethcontract  ein  Realcontract  wäre.  *)  Das 
liesse  sich  nur  dann  mit  Fug  behaupten ,  wenn  die  Ver- 
pflichtung zur  Rückgabe  die  einzige  oder  doch  die  Haupt- 
verpflichtung aus  dem  Vertrag  wäre  (vgl.  Pfordtena.  a.  O. 
S.  297),  was  sie  eben  nicht  ist.  Man  erwäge  nur,  in  welchem 
Sinne  die  Hingabe  des  Miethobjects  an  den  Miether  geschieht: 
zunächst  solvendi  causa,  sodann  obligandi  causa  in  der  Ab- 
sicht, die  mit  der  causa  solvendi  bei  jedem  Synallagma  ver- 
bunden ist,    der  Absicht  nämlich,    den   Anspruch  auf  die 


*)  Aehnliches  findet  sich  in  einem  Aufsatz  von  Langsdorff  in 
Hugo' s  civilist.  Magazin  Bd.  I  S.  170  (der  zweiten,  abgekürzten  Aufgabe). 
Nur  ist  der  feste  Punkt,  von  dem  Langsdorff  ausgeht,  der  Satz,  dass  eine 
Verbindlichkeit  zur  Rückgabe  nur  durch  Empfang  begründet  werden  könne, 
und  er  schliesst  dann,  dass  die  locatio  conduetio  ein  Realcontract  sei,  wo- 
gegen Brinz  die  Qualifizierung  der  loc.  cond.  als  Consensualcontract  zum 
Ausgang  nimmt,  und  zu  dem  Satz  gelangt,  die  Verbindlichkeit  zur  Rück- 
gabe werde  schon  consensu  begründet. 
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Gegenleistung  ans  einem  vinculierten  zu  einem  freien  zu 
machen;  endlich  geschieht  die  Hingabe  auch  noch  in  dem 
Sinne,  dass  Vermiether  die  Sache  wieder  zurückhaben  will; 
der  Schwerpunkt  liegt  aber  doch  zweifellos  nicht  hier,  son- 
dern in  jenen  erstgenannten  Absichten.  Nur  wo  bei  einem 
Miethvertrag  die  Verpflichtung  zur  Kückgabe  als  die  Haupt- 
verpflichtung hingestellt  würde,  da  würde  sich  dann  aller- 
dings der  Vertrag  als  Realcontract  qualifizieren  :  und  so 
findet  es  sich  denn  auch  in  der  That  bei  dem  receptum 
nautarum,  insofern  die  Verpflichtung  zum  restituere  erst 
durch  die  illatio  entsteht  (1.  1,  §  8,  D.  4,  9);  ein  anderes 
recipere,  als  das  reale,  begründet  keine  Restitutionspflicht, 
sondern  nur  Haftung  für  das  periculum  1.  3  pr.  eod. 

In  ähnlicher  Weise  kann  sicih  aber  auch  in  den  Rahmen 
deiner  durch  Realcontract  begründeten  Obligation  eine  durch 
Consens  begründete  Verbindlichkeit  als  nebensächliche  ein- 
fugen. So  in  dem  Falle,  wo  ein  unverzinsliches  Darlehn 
gegeben  ist  und  späterhin  Verzinsung  ausgemacht  wird.  Die 
Verbindlichkeit  des  Schuldners,  Zinsen  zu  zahlen,  beruht 
hier  zweifellos  auf  consensus,  welcher  aber  allerdings  zu 
einer  vorausgegangenen  res  in  Beziehung  steht,  wie  bei  den 
soeben  betrachteten  Fällen  die  res  zu  einem  vorausgegangenen 
-consensus. 

So  viel  von  dem  ersten  Punkt.  Was  den  zweiten  be- 
trifft, so  werden  wir  nur  Kauf  und  Miethe  in  Betracht  ziehen, 
obwohl  sich  auch  denken  lässt,  dass  societas  und  mandatum 
als  Realoontracte  gestaltet  sein  können. 

Was  nun  zunächst  den  Kauf  anlangt,  so  scheiden  wir 
von  vornherein  aus  den  Baarkauf  oder  (wie  Bechmann 
ihn  nennt)  Naturalkauf,  bei  welchem  es  auf  obligatorische 
Bindung  überhaupt  nicht  abgesehen  ist.  Ein  solcher  Kauf 
war  die  Mancipation  in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt:  ein 
obligatorisches  Verhältniss  entwickelte  sich  aus  demselben 
nur  in  dem  von  keiner  Partei  normaler  Weise  vorausge- 
sehenen oder  gewünschten  Falle  der  Eviction.  Gleichwohl 
ist  auch  der  Baarkauf  noch  heute  Kauf,  emptio  venditio: 
woraus  sich  zur  Genüge  ergiebt,  dass,    wenn  Kauf  Gonsen- 
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sualcontract  geworden  ist,  darum  noch  nicht  alle  Käufe  die* 
»eiii  müssen. 

Als  Realcontract  ist  der  Kauf  gestaltet  da,  wo  nach 
ausdrücklicher  Verabredung  oder  nach  Geschäftssitte  —  ol> 
einstmals  auch  nach  der  Bestimmung  des  objectiven  Rechts 
dasselbe  gegolten,  lassen  wir  dahin  gestellt  —  der  eine  Con- 
trarient nur  durch  die  Leistung  des  andern  sich  binden  lassen 
wßl,  durch  diese  aber  auch  gebunden  wird.  So  wenn  ein 
Fabricant  nur  gegen  Vorausbezahlung  des  Preises  die  Waare- 
zu  liefern  sich  verbindlich  macht.  Umgekehrt  kommt  es 
auch  vor,  dass  nach  Geschäftsgebrauch,  ohne  dass  von  Baar- 
kauf  die  Rede  wäre,  der  Kauf  erst  als  abgeschlossen  gilt,, 
wenn  der  Käufer  die  Waare  empfangen  hat,  oder  sie  doch 
zu  seiner  Verfügung  gestellt  ist.  *) 

Boi  dem  Miethcontract  (der  übrigens  für  uns  wegen 
der  Parallele  des  Commodats,  andrerseits  des  verzinslichen 
Darlehens  von  grösserer  Wichtigkeit  ist,  als  der  Kauf)  ver- 
hält ea  sich  nicht  anders.  Die  Eisenbahn,  die  Post  lässt 
y  ich  bei  Personenbeförderung  das  pretium  in  dem  Sinne 
vorausbezahlen",  dass  sie  dadurch  erst  sich  binden  lassen 
will.  Dass  dadurch  ein  zweiseitiger  Contract  zu  Stande 
gekommen,  zeigt  sich  darin,  dass  der  Zahlende  das  Gezahlte 
nicht  zurückverlangen  kann.  Auf  der  andern  Seite  ist  der 
Unterschied  von  wirklicher  Pränumeration  aus  zweiseitigem 
0  onsen  sua  1  contract  klar:  hier  wird  gezahlt,  weil  so  con- 
trahiert worden  ist  ;  dort,  weil  contrahiert  werden  will  und 
nur  so  contrahiert  werden  kann.  Ebenso  ist  es  bei  Concert- 
und  Theateraufführungen,  wo  es  ja  vorkommt,  dass  die  durch. 
Zahlung  des  pretium  bewirkte  (und  nur  durch  sie  zu  be- 
wirkende) Bindung  Wochen  lange  dauert,  also  an  ein  Baar- 
geschäft  nicht  zu  denken  ist. 

Auch  in  der  Weise  kann  Jtfiethe  als  Realcontract  vor- 
kommen ,    dass   der  Vermiether   mit  seiner  Leistung  voran- 


*)  Dass  ein  Kauf  auch  heute  noch  Realcontract  sein  könne,  und  nicht 
iiuthweadig  Consensualcontract  sein  müsse,  ist  anerkannt  von  Kohler,, 
Atmakn  41,  S.  24A.  Der  Baarkauf  ist  aber  da  von  dem  Kauf  als  Real- 
i-imtract  nicht  unterschieden. 
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gtfht;  nur  wird  man,  da  derselbe  auch  im  Falle  eines  Con- 
sensualcontractes  vorleisten  muss,  wenn  nichts  anderes  ver- 
abredet ist,  meistens  nicht  darnach  fragen,  ob  er  solvendi 
oder  obligandi  causa  leistet.  Indessen  dürfte  z.  B.  die  Aus- 
lobung am  einfachsten  so  zu  construieren  sein,  dass  man 
sie  (wenn  der  Auslobende  Geld  verspricht)  aufFasst  als  locatio 
-conductio  operis,  welche  durch  zwei  Momente  diese  ihre  spe- 
cifische-  Gestalt  erhält:  einmal  dadurch,  dass  die  Offerte  an 
unbestimmte  Personen  gerichtet  ist,  sodann  dadurch,  dass 
der  Offerent  nur  durch  Leistung  sich  binden  lassen,  also  nur 
in  der  Weise  eines  Rcalcontracts  contrahieren  will  (vgl. 
auch  Kohler  a.  a.  0.  S.  253  f.,  Note  32). 

Hier  können  wir  nun  noch  einem  Argument  begegnen, 
welches  von  den  Gegnern  des  Realcontracts  gebraucht  zu 
werden  pflegt.  Sie  sagen  etwa  so:  es  komme  vor,  dass 
Miethverträge  gerade  so  contrahiert  werden,  wie  ein  Com- 
modat  und  zwar  ein  Commodat  ohne  vorausgehendes  pac- 
tum; man  geht  z.  B.  in  eine  Leihbibliothek,  verlangt  ein 
Buch  und  erhält  es.  Der  einzige  Unterschied  sei,  dass  hier 
die  Sache  ohne  Entgelt ,  dort  gegen  Entgelt  zum  Gebrauch 
hingegeben  werde  ;  dies  könne  aber  für  die  Frage,  ob  Con- 
sensuel- oder  Realcontract,  nicht  entscheidend  sein,  folglich 
sei  nicht  einzusehen,  warum  nicht  auch  das  Commodat  als 
Consensualcontract  gelten  könne.  Darauf  können  wir  jetzt 
ganz  einfach  sagen:  ist  wirklich  in  beiden  Fällen  ganz  in 
gleicher  Weise  contrahiert,  so  ist  der  Miethvertrag  als 
Realcontract  abgeschlossen  worden,  und  nicht  das  Commodat 
als  Consensualcontract.  Ganz  unerheblich  ist  die  Entgelt- 
lichkeit für  die  Frage,  ob  Real-  oder  Consensualcontract, 
aber  doch  nicht.  Beim  Commodat  kann,  weil  dasselbe  un- 
entgeltlich ist,  abgesehen  von  zufälligen,  ausserbegrifflichen 
Verbindlichkeiten,  nur  die  Ruckgabeverpflichtung  in  Frage 
kommen,  und  ist  darum  eine  andre  Gestaltung  als  die  eines 
Realcontracts  unmöglich  ;  bei  der  Miethe  ist  es  die  Entgelt- 
lichkeit, welche  den  Consensualcontract  ermöglicht,  ohne  die 
«Gestaltung  als  Realcontract  auszuschliessen. 

Aus   dem  Gesagten  ist   ersichtlich,    dass   zwei  Klassen 
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von  Realcontracten  unterschieden  werden  müssen.  Bei  der 
einen  Elasse  bringt  es  die  Beschaffenheit  der  Leistung  mit 
sich,  dass  die  Verpflichtung  erst  re  entsteht,  weil  sie  nem- 
lieh  auf  Rückgabe  von  etwas  Anvertrautem  geht  *)  ;  der  Par- 
teiwille ordnet  sich  dem  unter,  daher  sind  diese  Contraete 
nicht  Kraft  des  Parteiwillens,  sondern  von  Rechts  wegen 
Realcontracte.  Zu  dieser  Klasse  gehören  die  benannten 
Realcontracte  —  vorläufig  immer  noch  vorausgesetzt,  dass 
ihnen  obligatorische  Beredung  nicht  vorausgeht.  Bei  der 
andern  Klasse  ist  von  Rückgabe  entweder  überhaupt  nicht 
die  Rede  (wie  beim  Kauf),  oder  sie  bildet  nicht  den  allei- 
nigen oder  auch  nur  begriffsnothwendigen  Inhalt  der  obli- 
gatorischen Leistung;  das  Geschäft  muss  daher  nicht  die 
Gestalt  eines  Realcontracts  haben.  Hier  beruht  es  lediglich 
auf  dem  Willen  der  Contrahenten,  wenn  re  contrahiert  wird. 
Beide  Klassen  finden  sich  unter  den  sogenannten  Innominata 
contracten,  d.  h.  manche  Innominatcontracte  sind  noch  heute 
ebenso  nothwendig  Realcontracte,  wie  die  römischen  benann- 
ten, alle  diejenigen  nemlich,  die  einen  Inhalt  der  oben  be- 
zeichneten Art  haben;  andere,  und  wohl  die  Mehrzahl,  sind 
heute  Consensualcontracte,  können  aber,  wenn  die  Parteien 
es  wollen,  auch  heute  noch  als  Realcontracte  vorkommen» 
Die  Behauptung,  dass  alle  Innominatcontracte  heutzutage 
Consensualcontracte  geworden  seien,  ist  völlig  grundlos  (vgl. 
B  r  i  n  z  Pand.  (2.  Aufl.)  §  319,  Haftungen  und  Verbindlich- 
keiten   „aus    ungenannten   Realcontracten"). 


Die  Frage ,  ob  es  noch  heute  Realcontracte  gebe ,  ob- 
insbesondere  Leihverträge,  Darlehensverträge,  Hinterlegungs- 
verträge  noch  heute  als  Realcontracte  vorkommen,  ist  nach 
den  bisherigen  Ausführungen  zu  bejahen.  Was  noch  frag- 
lich sein  kann,  ist  nur  dieses:  hat  es  noch  einen  Sinn,  ist 
heute  noch  ein  Bedtirfniss  vorhanden,  dann,  wenn  der  Hin- 
gabe einer  Sache  zu  Leihe  u.  s.  w.  bindende  Verabredungen. 


*)  Vgl.  Bechmann,  Kauf  I,  S.  331. 
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vorausgegangen  sind,  diese  pacta  von  dem  Realcontract  ge- 
trennt zu  halten ,  anstatt  sie  mit  demselben  zu  einem 
Geschäft,  welches  dann  Consensualcontract  wäre,  zu  ver- 
schmelzen ? 

Diese  Frage  kann  ohne  pin  genaueres  Eingehen  auf 
Natur  und  Zweck  der  pacta  de  contrahendo  auf  gründliche 
Weise  nicht  beantwortet  werden.  Ehe  wir  uns  dazu  wen- 
den ,  sei  nur  dieses  noch  vorweg  bemerkt  :  solcher  Zusam- 
menziehung in  ein  Geschäft  steht  jedenfalls  die  Empfeh- 
lung nicht  zur  Seite ,  dass  auf  diese  Weise  das  Recht  ver- 
einfacht, die  Zahl  der  verschiedenen  Contractsfiguren  ver- 
ringert werden  würde.  Man  kann  dadurch  weder  den  Real- 
contract beseitigen,  welcher  dann  immer  noch  da  vorkommt, 
wo  bindende  Verabredungen  der  Hingabe  nicht  vorausgehen  ; 
noch  auch  die  pacta  de  contrahendo,  denn  diese  kommen 
auch  in  Bezug  auf  Consensualcontracte,  wie  Kauf  und  Miethe, 
vor.  Wohl  aber  wird  das  Gegentheil  erreicht:  man  erhält 
eins  doppelte  Gestalt  des  mutuum,  commodatum,  depositum, 
was  vermieden  wird,  wenn  man  das  mutuum  und  das  pactum 
de  mutuo  dando  u.  s,  w.  getrennt  hält.  Indessen  sei  zuge- 
geben, dass  diesem  Gesichtspunkt  keine  grosse  Bedeutung 
zukommt,  jedenfalls  keine  solche,  dass  er,  wenn  sonst  sach- 
liche Gründe  für  die  Zusammenziehung  sprechen  würden, 
als  entscheidendes  Moment  gegen  dieselbe  in  Betracht  kom- 
men könnte.  Es  wird  sich  aber  im  Folgenden  herausstellen, 
dass  für  diese  Zusammenziehung  Nichts  spricht,  gegen  die- 
selbe aber  Vieles  und  Erhebliches ,  und  zwar  sowohl  vom 
Standpunkt  des  Dogmatikers  als  von  dem  des  Praktikers. 

Allem  Anschein  nach  beruht  die  Ansicht,  dass  auf  Real- 
contracte  bezügliche  pacta  de  contrahendo  mit  jenen  zu 
einem  einheitlichen  Geschäfte  zusammengezogen  werden  kön- 
nen, theilweise  auf  den  früher  herrschenden,  theils  unklaren, 
theils  positiv  unrichtigen  Vorstellungen  über  die  Natur  der 
sogenannten  Vorverträge  ;  Vorstellungen ,  welche  durch 
Degenkolbs  leider  immer  noch  nicht  allgemein  zugäng- 
liche Schrift  über  den  Begriff  des  Vorvertrags  (akademische 
Festschrift,   Freiburg  1871,)  für  immer  beseitigt  sind.    Wir 
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müssen  hier,  während  Degenkolb  mehr  das  Specifische  des 
juristischen  Inhalts  dieser  Verträge  festgestellt  hat,  das  Spe- 
cifische ihres  praktischen  Zweckes  hervorheben  :  alle  Vor- 
verträge (pacta  de  contrahendo) ,  vorausgesetzt ,  dass  sie 
nicht  müssig  sind ,  sind  Sicherungsgeschäfte.1) 
Dieser  ihr  specifischer  Zweck  leistet  dem  Versuch,  das  pac- 
tum de  contrahendo  mit  dem  darauf  folgenden  Vertrag  zu 
einer  Einheit  zu  verschmelzen,  noch  stärkeren  Widerstand, 
als  der  specifische  Inhalt  der  durch  dasselbe  begründeten 
Verpflichtung,  welche  eben  auf  contrahere  geht.  Dieser 
Sicherungszweck  lässt  auch  den  Zweifel,  ob  ein  pactum  de 
contrahendo  auch  in  Bezug  auf  einen  Gonsensualcontract 
Sinn  habe,  als  völlig  unbegründet  erscheinen. 

Sofort  nemlich  leuchtet  ein,  dass  bei  zweiseitigen  Con- 
sensualcontracten  bedingter  Vertragsschluss  und  Abschluss 
eines  unbedingten  Vorvertrags  zwar  aus  demselben  prakti- 
schen Bedürfhi8S  hervorgehen ,  demselben  aber  in  verschie- 
dener Weise  abhelfen.  Wer  einen  bedingten  Kaufvertrag 
abs<  hliesst ,  wartet  bis  zum  Entscheid  der  Bedingungsthat- 
suche  deshalb  nicht,  weil  er  es  für  sicherer  hält,  den  Andern 
jetzt  .schon  zu  binden  ;  aber  er  bindet  auch  sich  selbst,  und 
er  kann  dies  thun ,  wenn  er  darüber  nicht  im  Zweifel  ist, 
dass  es  ihm  nur  noch  auf  jenen  künftigen  Umstand  allein 
ankomme.  Schliesst  er  dagegen  einen  Vorvertrag  ab ,  so 
bindet  er  nur  den  Andern,  und  behält  selbst  völlig  freie 
Hanrl  ;  zu  diesem  Mittel  wird  also  der  greifen,  welcher  die 
verschiedenen  Eventualitäten ,  die  einen  bestimmten  Kauf 
für  ihn  motivieren  können,  noch  nicht  zu  übersehen  vermag. 

In  anderer  Weise  dient  der  Vorvertrag  dem  Sicherungs- 
zweck dann,  wenn  ein  Consensualcontract,  beispielsweise  ein 
Kaufvertrag  über  Grundstücke,  nur  im  Falle  gerichtlichen 
oder  notariellen  Abschlusses  die  obligatio  empti  et  venditi 
begründet.  In  diesem  Falle  hat  auch  ein  solcher  Vorvertrag 
►Sinn,    indem  jede  der  beiden  Parteien  sich  bindet.     Beide 


l.  Vgl.  Göppert  in   seiner   Recension  der  DegenkolVschen  Schrift 
in  dt  r  Münchner  krit.  Vierteljahrsschrift  Bd.  H,  S.  420  (Nr.  VII). 
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Parteien  wollen  sich  jetzt  schon  rechtlich  binden,  später  den 
Kauf  gerichtlich  abschliessen  ;  keine  will  es  darauf  ankom- 
men lassen,  ob  nicht  der  Andre  bis  zum  nächsten  Amtstage 
wieder  andern  Sinnes  werde.  Es  ist  absolut  nicht  einzu- 
sehen, wes8halb  diesem  ganz  berechtigten  Willensinhalt  durch 
einen  zweiseitigen  Vertrag  nicht  sollte  Rechtsbeständigkeit 
verschafft  werden  können.  ~  Noch  mehr.  In  Fällen  dieser 
Art  kommt  es  vor,  ja  es  ist  vielleicht  das  Gewöhnliche,  dass 
die  Parteien,  da  ihr  Vertrag  alle  Bestimmungen  des  künf- 
tigen gerichtlichen  Kaufvertrags  in  sich  aufnimmt,  diesen 
Torvertrag  in  der  Weise  formulieren,  als  wäre  es  ein  Kauf- 
vertrag, ihn  vielleicht  auch  als  Kaufvertrag  ausdrücklich  be- 
zeichnen, und  nur  noch  etwa  die  Klausel  beifugen,  dass 
dieser  „Kaufvertrag"  innerhalb  bestimmter  Frist  gerichtlich 
vollzogen  werden  solle.  Wer  hier  sagen  wollte  :  das  ist  ein 
Kaufvertrag,  das  Gesetz  bestimmt  aber,  dass  Kaufverträge 
nur  im  Falle  gerichtlichen  Abschlusses  obligatorische  Wir- 
kung haben ,  also  ist  aus  diesem  vorliegenden  Kaufvertrag 
kein  Theil  dem  andern  zu  irgend  etwas  verpflichtet  —  der 
würde  wahrlich  der  Aufgabe  des  Juristen,  wie  sie  von  unseren 
klassischen  römischen  Vorbildern  aufgefasst  wurde,  wenig 
gerecht  werden.  Im  Sinne  dieser  klassischen  Juristen  würde 
vielmehr  der  handeln ,  welcher  in  dem  sogenannten  Kauf- 
vertrag dasjenige  erblickte,  was  mit  demselben  wirklich  ge- 
wollt ist,  nemlich  ein  pactum  de  contrahendo,  und  welcher 
danach  die  Rechtsfolgen  bestimmte. 

Fassen  wir  nun  unsre  benannten  Realcontracte  ins  Auge, 
bei  denen,  sofern  eine  obligatorische  Beredung  nicht  voraus- 
gegangen, lediglich  von  einer  Verpflichtung  des  Empfängers 
zur  Zurückgabe  die  Rede  ist  —  vom  verzinslichen  Darlehen 
ist  später  noch  besonders  zu  handeln  —  so  erscheint  ein 
Vorvertrag  möglich  in  dreifacher  Gestalt: 

I.  es  wird  der  Eine  verpflichtet  zum  Nehmen  ; 

IL  es  wird  der  Andere  verpflichtet  zum  Geben; 

III.  es  verpflichten  sich  Beide,  der  Eine  zum  Geben, 
der  Andere  zum  Nehmen. 

Es  ist  aber  nur  der  Realcontract  des  Darlehens,  welcher, 
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sofern  das  Darlehen  verzinslich  oder  unverzinslich  sein  kann7 
eine  so  verschiedene  Interessengruppierung  zulässt,  dass  alle 
diese  drei  Figuren  des  Vorvertrags  einen  wirklich  praktischen 
Sinn  haben  können:  pactum  de  mutuo  accipiendo,  de  m» 
dando,  de  m.  dando  et  accipiendo. 

Das  pactum  de  mutuo  accipiendo  dient  dem  Interesse 
eines  Kapitalisten,  für  welchen  ein  Kapital  zu  bestimmter  Zeit 
verfügbar  wird,  und  welcher  sich  die  verzinsbare  Anlegung* 
dieses  Kapitals  sichern,  aber  eine  noch  lucrativere  Ver- 
wendung sich  offen  halten  will.  Es  wird  nicht  eben  häufig- 
vorkommen,  weil  der  künftige  Darlehens-Schuldner  sich, 
wenn  immer  möglich,  auch  das  Bekommen  des  Geldes  za 
sichern  suchen  wird  (pactum  III);  und  es  hat  nur  bei  ver- 
zinslichen Darlehen  einen  Sinn.  Daran,  ein  Kapital  unver- 
zinslich unterzubringen,  hat  der  Kapitalist  kein  Interesse  j 
oder,  wenn  man  lieber  will,  das  Eigen-Interesse,  welches  er 
in  diesem  Fall  allein  haben  kann,  ist  nicht  das  eines  Dar- 
leihers, sondern  das  eines  Deponenten,  und  es  ist  in  diesem 
Falle  das  Geschäft  ein  depositum  irreguläre. 

In  Art.  329  des  Schweiz.  Obligat.-Rechts  ist  nun  jeden- 
falls diese  Figur  des  Vorvertrags  mit  dem  Realcontract 
des  Darlehens  nicht  in  Eins  verbunden,  denn  hier  ist  von 
einer  Verpflichtung  zum  Geben  die  Rede.  Nicht  nur  das- 
mutuum  als  Realcontract,  sondern  auch  das  pactum  de  mutua 
accipiendo  behalten  also  ihre  Stellen  neben  und  trotz  dem 
Art.  329.  Es  mag  aber  immerhin,  auch  des  depositum  wegen, 
geprüft  werden,  ob  die  Verpflichtung  zu  nehmen  mit  der 
Verpflichtung  zurückzugeben  in  der  Art  zusammengezogen 
werden  könne,  dass  sie  mit  einander  den  Inhalt  einer  ein- 
heitlichen Obligatio  bilden.  Dies  muss  insofern  verneint 
werden,  als  hier  doch  nur  von  einer  ganz  äusserlichen  An- 
einanderreihung die  Rede  sein  kann,  wobei  schlechterdings 
nichts  Anderes  herauskommt,  als  wenn  das  pactum  de  mutua 
accipiendo  und  das  mutuum  getrennt  gehalten  werden  :  sa 
dass  in  Wahrheit  diese  Zusammenziehung  es  ist,  welche  ala 
etwas  „vollkommen  Müssiges"  erscheint.  Es  wird  zwar 
nemlich  die  Verpflichtung   zurückzugeben   zugleich  mit  der 
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zu  nehmen  übernommen  ;  aber  während  die  letztere  consensu, 
wird  die  erstere  dennoch,  mag  man  das  ganze  Geschäft  auch 
als  Consensualcontract  auffassen,  doch  erst  re  existent,  so 
gut  wie  beim  Miethvertrage  die  Verpflichtung  zur  Rückgabe 
der  Miethsache.  Der  Mietvertrag  lässt  sich  aber  trotzdem 
als  Consensualcontract  gestalten,  weil  die  Rückgabepflicht 
nicht  principaler,  nicht  einmal  begrifflich  nothwendiger  In- 
halt der  obligatio  locati  conducti  ist.  *)  Bei  unserem  com- 
binierten  Vertrag  lässt  sich  aber  gar  nicht  sagen,  welches- 
der  hauptsächliche  Inhalt  der  Obligation  sei,  das  Nehmen 
oder  das  Zurückgeben.  Schon  desshalb  nicht,  weil  diese 
beiden  Verpflichtungen,  als  präsente,  auch  nicht  einen  Augen- 
blick neben  einander  bestehen  :  die  eine  beginnt  nicht 
eher,  als  bis  der  andern  genügt  und  sie  dadurch  getilgt  ist. 
Da  nun  im  Art.  329  von  einer  Verpflichtung  zum  Nehmen 
nicht,  wohl  aber  von  einer  Verpflichtung  zum  Geben  die  Rede 
ist,  so  könnte  es  auf  den  ersten  Blick  scheinen,  dass  hier 
das  pactum  de  mutuo  dando  (No.  II  der  obigen  Figuren) 
mit  dem  Realcontract  des  mutuum  zur  Einheit  verbunden 
sei  Dagegen  spricht  aber  der  Art.  331  (gleich  dem  Art.  524 
des  Dresdener  Entwurfs)  : 

Der  Anspruch  des  Borgers  auf  Aushändigung  des 
Darlehens   und   der  Ansprach  des  Darleihers   auf  An- 
nahme desselben  verjährt   in  sechs  Monaten  vom  Ein- 
tritt des  Verzuges  an  gerechnet; 
denn  dieser  Artikel  setzt  offenbar,  wenn  schon  der  Art.  329 
schweigt,  voraus,  dass  der  Borger  sich  auch  zum  Nehmen 
verpflichtet  habe;   auch  ist  schon  bemerkt  worden,  dass  die 


*)  Daraus  ergiebt  sich  die  Unstichhaltigkeit  folgender  Argumentation, 
die  sich  schon  bei  H  e  i  s  e  a.  a.  0.  S.  44  findet.  Derselbe  sagt  von  dem 
Commodat  als  angeblichem  Consensualcontract  (Commodat  und  pactum  de 
commodando  in  Eins  gezogen)  :  „freilich  entsteht  die  Verbindlichkeit  des 
Empfangers  auch  jetzt  erst  dnrch  die  Ablieferung  .  .  .  Allein  eben  das 
ist  bei  der  Miethe  auch  der  Fall,  ohne  dass  die  Römer  darum  nöthig  ge- 
halten hätten,  diesen  neuen  Abschnitt  des  ganzen  Geschäfts  als  einen 
eigenen  Realcontract  unter  besonderm  Namen  aufzuführen.  Wäre  das 
Versprechen  zu  leihen  so  klagbar  gewesen,  wie  das  Versprechen  zu  ver- 
miethen,  so  hätten  sie  es  sicher  beim  commodatum  eben  so  gemacht" 
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Uebernahme  der  Verpflichtung  zur  Bückgabe  allermindestens 
die  Uebernahme  der  Verpflichtung  zur  Annahme  voraussetzt. 
Endlich  aber  ist  zu  sagen,  dass  sich  das  reine  pactum  de 
mutuo  dando  mit  dem  Realcontract  zu  einer  Einheit  über- 
haupt nicht  verbinden  lässt.  Wer  sie  verbindet,  dem  zer- 
rinnt der  Realcontract  so  zu  sagen  -unter  den  Händen,  und 
es  bleibt  ihm  nur  ein  pactum  de  mutuo  dando  übrig.  Wo 
nemlich  keine  Verpflichtung  zum  Nehmen ,  da  hat  die 
Verbindlichmachung  zur  Rückgabe  die  begriflliche  Bedingung 
in  sich  :  falls  ich  annehme.  Nun  aber  verpflichtet  sich  in 
dem  pactum  de  mutuo  dando  der  Eine  nicht  zum  Geben 
schlechtweg,  sondern  zum  Geben  eines  Darlehens,  also  zum 
Geben  unter  der  Verpflichtung  zur  Rückerstattung  ;  wer  diese 
Erklärung  acceptiert,  hat  schon  mit  dieser  Acceptation  eben 
das  erklärt,  was  in  jener  Verbindlichmachung  zur  Rücker- 
stattung allein  liegen  kann  :  dass  er,  lalls  er  nehme,  zurück- 
geben wolle.  Es  könnte  also  die  Annahmeerklärung  auf  die 
Offerte  :  „ich  verpflichte  mich,  dir  auf  Verlangen  ein  Dar- 
lehen von  1000  zu  geben"  auch  so  geschehen  :  „und  ich 
verpflichte  mich,  diese  1000  zurückzuzahlen".  DerVertrag, 
in  welchem  pactum  de  mutuo  dando  und  mutuum 
verbunden  sein  sollen,  hat  keinerlei  juristischen 
Inhalt,  welcher  über  den  Inhalt  eines  pactum  de 
mutuo  dando  hinausgienge.  Auch  dieses  pactum  wird 
also,  wie  das  pactum  de  mutuo  accipiendo,  des  Art.  329 
ungeachtet  fortbestehen. 

Nehmen  wir  jetzt  aus  dem  Art.  331  die  Verbindlichkeit 
des  Borgers  zum  Nehmen  in  den  Art.  329  auf,  so  haben 
wir  eine  Verschmelzung  des  Realcontracts  mit  dem  pactum 
III,  de  dando  et  accipiendo  mutuo.  Sofort  ergiebt  sich 
eine  neue  Schwierigkeit.  Zweifellos  nemlich  soll  der  Art.  329 
das  verzinsliche  wie  das  unverzinsliche  Darlehen  umfassen  ; 
von  einer  Verbindlichkeit  zum  Nehmen  kann  aber  doch  nur 
bei  einem  verzinslichen  Darlehen  die  Rede  sein.  Entweder 
braucht  der  Borger  das  Geld  :  dann  ist  das  unverzinsliche 
Darlehen  für  ihn  ein  beneficium,  und  sich  zur  Annahme 
•eines  solchen  zu  verpflichten  hat  keinen  Sinn  ;  oder  er  braucht 
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es  nicht  :  dann  kann  er  sich  zur  Annahme  nur  im  Sinne 
eines  Depositum  verpflichten,  welchenfalls  dann  aber  die 
Verpflichtung  des  andern  Theils  zum  Geben  keinen  Sinn 
hat.  In  dieser  Schwierigkeit  liegt  vielleicht  die  Erklärung 
für  die  seltsame  Fassung  des  Art.  329  :  die  Verpflichtung 
zum  Nehmen  scheint  in  demselben  desswegen  keine  Aufnahme 
gefunden  zu  haben,  damit  er  sowohl  auf  das  verzinsliche 
als  auf  das  unverzinsliche  Darlehen  passe.  Dann  umfasst 
der  Art.  329  in  der  That  zweierlei  Geschäfte  :  da,  wo  eine 
Verbindlichkeit  zum  Nehmen  fehlt,  ein  Geschäft,  welches 
thatsächlich  lediglich  ein  pactum  de  mutuo  dando  ist  ;  da 
wo  Verbindlichkeit  nicht  blos  zum  Geben,  sondern  auch  zum 
Nehmen  besteht,  dasjenige  Geschäft,  mit  dem  wir  uns  so- 
gleich näher  beschäftigen  werden.  Für  diesen  zweideutigen 
Inhalt  des  Art.  329  wäre  dann  der  in  dem  Artikel  gebrauchte 
Ausdruck  „Darlehensvertrag"  in  sofern  nicht  übel  gewählt, 
als  derselbe  gebraucht  werden  kann  für  einen  Vertrag,  der 
Darlehen  ist,  bezw.  sein  soll,  und  für  einen  Vertrag,  der  ein 
(künftiges)  Darlehen  betrifft. 

Wir  müssen  also  ein  verzinsliches  Darlehen  un- 
terstellen, wenn  das  pactum  III  mit  dem  Realcontract  des 
mutuum  vereinigt  werden  soll.  Hier  kommt  zuvörderst  in 
Betracht,  dass  zwar  das  pactum  de  dando  et  accipiendo  mutuo 
ein  verzinsliches  Darlehen  voraussetzt,  dass  aber  dem  ver- 
zinslichen Darlehen  auch  ein  andres  pactum  vorausgehen 
kann,  z.  B.  das  pactum  de  mutuo  dando  (oben  II).  Der 
Frage ,  ob  ein  verzinsliches  Darlehen  mit  voraufgehender 
obligatorischer  Beredung  unter  den  Begriff  der  Sachmiethe 
(Kapitalmiethe)  subsumiert  werden  könne,  wollen  wir 
erst  weiter  unten  näher  treten  ;  hier  ist  zu  betonen,  dass  in 
dem  Falle ,  wo  ein  p.  de  mut.  dando  vorausgeht ,  das  Ge- 
schäft Kapitalmiethe  jedenfalls  nicht  sein  muss.  Es  lässt 
sich  doch  vernünftiger  Weise  die  Möglichkeit  nicht  bestrei- 
ten, dass  trotz  der  Verzinslichkeit  doch  nur  eine  einseitige 
Bindung  des  künftigen  Darleihers  beabsichtigt  war,  dass  der 
Borger  sich  selbst  überhaupt  noch  nicht  binden ,  m.  a.  W. 
dass  er  sich  binden  wollte  nur  für  den  Fall,  dass  er  nehmen- 
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sollte ,  und  zwar  sowohl  hinsichtlich  der  Rückzahlung  als 
hinsichtlich  der  Verzinsung.  Dass  er  an  solcher  Gestaltung 
des  Geschäfts  ein  gewichtiges  Interesse  haben  kann,  ist  klar, 
und  dass  sie  juristisch  unmöglich  sei,  wird  wohl  Niemand 
behaupten  wollen.  Ja  es  ist  noch  weiter  zu  gehen.  Wie 
die  Erklärung  „ich  verpflichte  mich,  diese  Summe  drei  Monate 
nach  Empfang  zurückzuzahlen"  da,  wo  der  Erklärende  sich 
nicht  zum  Nehmen  bindet,  weiter  nichts  ist,  als  die  Annahme 
des  Versprechens,  eine  Summe  unter  dieser  Bedingung  als 
Darlehn  zu  geben ,  so  kann  wenigstens ,  unter  derselben 
Voraussetzung,  die  Erklärung  :  „ich  verpflichte  mich,  diese 
Summe  mit  5  %  zu  verzinsen  und  drei  Monate  nach  Em- 
pfang zurückzuzahlen u  ganz  wohl  weiter  nichts  sein,  als  die 
Annahme  des  Versprechens  eines  verzinslichen  Darlehens. 
Danach  würde,  wenn  der  Gläubiger  das  Geld  zur  Verfügung 
stellte,  der  Andre  es  nicht  annähme,  immerhin  noch  festzu- 
stellen sein,  dass  der  letztere  im  Sinne  einer  Kapitalmiethe 
sich  verpflichtet  habe  ;  für  den  freilich ,  dem  es  feststeht, 
dass  ein  verzinsliches  Darleihen  immer  Kapitalmiethe  ist, 
ist  hier  nichts  mehr  fraglich.  Lautete  aber  die  Erklärung 
so  :  „A  verpflichtet  sich ,  dem  B  auf  den  1.  Juli  1870  ein 
ZD  5%  verzinsliches  Darlehen  zu  geben;  (folgt  Bestimmung 
über  Rückzahlung  etc.  ;)  B  nimmt  diese  Darlehenszusage 
an"  (Annalen  der  bad.  Gerichte  41,  244),  so  ist  es  erst 
recht  verfehlt,  solchen  Vertrag  (wie  K  o  h  1  e  r  a.  a.  0.  thut) 
ohne  Weiteres  in  einen  Kapitalmiethvertrag  umzudeuten; 
möglich,  dass  die  Parteien  es  so  meinten,  aber  das  müsste 
besonders  festgestellt  werden. 

Geht  dem  verzinslichen  Darlehen  das  pactum  Nr.  III 
voraus,  so  kann,  was  zunächst  die  Verpflichtung  zur  Rück- 
gabe betrifft,  diese  in  derselben  Erklärung  mit  der  Verpflich- 
tung zum  Nehmen  übernommen  werden.  Sie  wird  aber  da- 
rum doch  nicht  mit  dieser  existent  ;  es  verhält  sich  nicht 
anders,  als  wenn  die  Verpflichtung  zur  Rückgabe  mit  der 
aus  pactum  I  entspringenden  zusammengezogen  wird.  Durch 
die  Erklärung  „ich  verpflichte  mich  zur  Rückzahlung",  ent- 
steht   eine    präsente  Verpflichtung   nicht  ;    eine    zukünftige 
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aber  in  keinem  andern  Sinne  und  in  keiner  grösseren  Stärke, 
als  es  auch  durch  die  Erklärung  „ich  verpflichte  mich  zu 
nehmen"  —  nemlich  als  Darlehen  zu  nehmen  —  aliein 
schon  geschieht.  Die  wirkliche*  Verpflichtung  zur  Rückzah- 
lung entsteht,  wenn  man  das  mutuimi  mit  dem  pactum  III 
zusammenzieht,  gleichfalls  in  keiner  andern  Weise  und  zu 
keinem  andern  Zeitpunkt,  als  sie  entsteht,  wenn  das  besagte 
pactum  und  der  Realcontract  vollständig  getrennt  gehalten 
werden.  Den  bündigsten  Beweis  hiefür  hat  übrigens  der  Ge- 
setzgeber selbst  geliefert:  obwohl  in  der  Geschäftsberedung 
des  Art.  329  Rückzahlung  versprochen  ist,  hat  sich  der  Ge- 
setzgeber doch  wohl  gehütet,  aus  derselben  allein  schon  eine 
Verpflichtung  zur  Rückzahlung  entspringen  zu  lassen  ;  es 
entsteht  daraus  nach  Art.  331  —  Schweigen  ist  hier  so 
deutlich,  als  Reden  —  nur  die  Verpflichtung  zu  geben  und 
zu  nehmen. 

Wir  kommen  jetzt  an  die  Verpflichtung,  Zinsen  zu  zahlen. 
Entsteht  wenigstens  sie  consensu  in  demselben  Sinne ,  wie 
beim  Miethvertrag  die  Verpflichtung,  den  Miethpreis  zu  zahlen, 
so  scheint  ljjein  Zweifel  sein  zu  können,  dass  wir  es  mit  einem 
synallagmatischen  Consensualcontract  zu  thun  haben,  welcher 
der  Sachmiethe  vollständig  entspricht  bis  auf  den  Unterschied, 
dass  das  Miethobject  nicht  in  specie ,  sondern  in  genere  zu 
restituieren  ist.  Es  soll  nun,  vorbehaltlich  späterer  Richtig- 
stellung, nicht  bestritten  werden,  dass  die  Verpflichtung,  ein 
verzinsliches  Darlehen  zu  nehmen,  in  sich  schliesse  die  Ver- 
pflichtung zur  Zinsenzahlung  von  dem  Augenblick  an,  wo 
das  Kapital  vertragsmässig  zur  Verfugung  gestellt  worden 
ist.  Gleichwohl  muss  bestritten  werden,  dass  dann  ein  zwei- 
seitiger, synallagmatischer  Consensualcontract  vorliege ,  bei 
welchem  die  Rückgabe  dieselbe  untergeordnete  Rolle  spielt, 
wie  bei  der  Sachmiethe.  Und  zwar  ist  dabei  der  erwähnte 
Unterschied,  so  unbedeutend  er  erscheint,  allerdings  im  Grunde 
entscheidend. 

Von  einem  Synallagma  kann  auch  bei  einem  verzins- 
lichen Darlehen  mit  vorausgehender  obligatorischer  Beredung 
so  lange  keine  Rede  sein,    als  die  Verpflichtung  zur  Rück- 
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Zahlung  die  principale  ist.  Bei  einem  Synallagma  kann  jede 
der  in  solcher  Verbindung  stehenden  Verpflichtungen  zuerst 
erfüllt  werden  ;  bei  der  Verpflichtung  auf  Rück  gäbe  kann 
daran,  dass  sie  vor  der  zum  Geben  erfüllt  werde,  Kraft  ihres 
Inhaltes  gar  nicht  gedacht  werden  und  folglich  kann  nirgend, 
wo  die  Rückgabeverpflichtung  die  Hauptverpflichtung  ist  und 
also  den  Charakter  des  Geschäfts  bestimmt,  von  synallagma- 
tischer Bindung  gesprochen  werden.  Die  Sachmiethe' konnte 
lediglich  deshalb  als  synallagmatischer  Vertrag  gestaltet  und 
so  mit  der  Dienstmiethe,  wo  Rückgabe  von  Sachen  nicht  in 
Frage  kommt,  in  eine  Contractsfigur  zusammengefasst  wer- 
den, weil  da  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  des  Miethzinses 
als  Hauptverpflichtung  angenommen  worden  ist.  Es  wird 
sich  nur  fragen  :  ist  es  eine  willkürliche  Annahme,  dass  beim 
verzinslichen  Darlehen  die  Verpflichtung  zur  Rückgabe,  bei 
der  Sachmiethe  dagegen  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  des 
Miethzinses  die  Hauptverpflichtung  des  einen  Contrahenten 
ist,  oder  hat  diese  verschiedene  Auffassung  eine  reale  Grund- 
lage ? 

Wer  das  verzinsliche  Darlehen  kurzweg  als  Kapital- 
miethe  bezeichnet  und  construiert ,  möge  sich  doch  einmal 
vergegenwärtigen,  wie  der  angebliche  Kapitalvermiether  und 
derjenige,  der  eine  andre  Sache  vermiethet  hat,  sich  stellen, 
wenn  über  den  Miether  Konkurs  ausbricht.  Im  Falle  der 
Sachmiethe  liquidiert  der  Vermiether  den  Miethzins  als  Kon- 
kursgläubiger ;  sein  Kapital ,  die  Miethsache  fordert  er  als 
Vindicant  zurück.  Bei  der  sogenannten  Kapitalmiethe  aber 
mu8s  der  Vermiether  auch  sein  Kapital  als  Konkursgläubiger 
liquidieren  ;  er  wird  vermuthlich  finden,  dass  seine  Rechts- 
stellung  von  der  des  andern  Vermiethers  recht  sehr  verschie- 
den sei.  Wenn  es  auch  vom  ökonomischen  Standpunkte  aus 
angehen  mag,  die  dargeliehene  Geldsumme  in  eine  Linie  mit 
einer  Miethsaqhe  zu  stellen  :  juristisch  besteht  zwischen  bei- 
den Fällen  der  gewaltige  Unterschied,  dass  das  „Kapital"  das 
eine  Mal  in  der  Eigenthumssphäre  des  Gebers  bleibt,  das 
andre  Mal  in  die  Eigenthumssphäre  des  Empfängers  tritt;  dies 
ignorieren  heisst  den  juristischen  Standpunkt  verleugnen. 
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Wo  nun  Jemand  verpflichtet  ist,  ein  Kapital  und  Zinsen 
fdr  die  gewährte  Benutzung  desselben  in  das  Eigenthum  eines 
Andern  zu  bringen  (dare):  da  kann  nur  die  erste  Verpflich- 
tung als  die  principale  aufgefasst  werden.  Denn  da  Kapital 
und  Zins  hier  in  denselben  juristischen  Process  des  dare  ein- 
gehen, so  kommen  sie  allerdings  nicht  blos  ökonomisch,  son- 
dern juristisch  zur  Vergleichung;  juristisch  aber  erscheint  das 
Kapital  immer  als  das  Principale,  wenn  schon  es  dem  Gläu- 
biger hauptsächlich  auf  den  Zinsenbezug  ankommen  und  er, 
solange  er  die  Zinsen  richtig  erhält,  an  die  Rückzahlung  des 
Kapitals  gar  nicht  denken,  ja  sie  gar  nicht  wünschen  mag. 
Wenn  dagegen  das  Kapital  in  der  Eigenthumssphäre  des 
Gebers  bleibt,  folglich  von  einem  dare  nur  bezüglich  des 
Miethzinses  die  Rede  ist,  so  kommen  diese  beiden  Leistungen 
juristisch  nicht  in  Vergleich,  weil  sie  sozusagen  nicht  auf 
einem  Blatt  stehen,  und  darum  ist  es  juristisch  möglich,  die 
Verpflichtung  zur  Zahlung  des  Miethzinses  als  die  hauptsäch- 
liche aufzufassen.  Hieraus  erhellt  denn  auch  klar,  warum 
zwar  das  Commodat,  sobald  es  aufhört  unentgeltlich  zu  sein, 
in  Miethe  übergeht,  das  mutuum  dagegen  nicht;  sowie,  dass 
es  nicht  zufällig  ist,  dass  die  römischen  Juristen,  denen  der 
Uebergang  des  Commodats  in  locatio  conductio  ganz  geläufig 
ist,  auch  nicht  ein  einziges  Mal  etwas  Aehnliches  in  Bezug 
auf  verzinsliches  Darlehen  andeuten. 

Weil  die  Verpflichtung,  den  Miethzins  zu  zahlen,  nicht 
als  eine  accessorische  hingestellt  ist,  darum  ist  von  einer 
Verpflichtung  des  Miethers,  die  Miethsache  zu  nehmen,  keine 
Rede  ;  er  mag  das  halten,  wie  er  will.  Dagegen  kann  gerade 
deshalb ,  weil  die  Verpflichtung  zur  Zinsenzahlung  eine  ac- 
cessorische ist ,  von  einer  Verpflichtung  zum  Nehmen  des 
Darlehens  die  Rede  sein,  da  ohne,  dieses  Nehmen  die  Haupt- 
verpflichtung zum  Rückzahlen  und  folglich  auch  die  accesso- 
rische Verpflichtung  zum  Zinsenzahlen  nicht  existent  wird. 
Hat  sich  daher  Jemand  zum  Nehmen  eines  verzinslichen  Dar- 
lehens verpflichtet,  und  nimmt  er  nun  das  Darlehen  nicht, 
so  ist  es  genau  genommen  —  praktisch  hat  diese  Un-J 
genauigkeit   allerdings    nichts  zu   bedeuten   —  nicht  richtig 
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zu  sagen,  dass  er  nun  ebenso  Zinsen  zahlen  müsse,  wie  der 
Miether,  der  sich  unbegründet  weigert,  die  Miethsache  zu 
übernehmen,  Miethzins  bezahlen  muss.  Vielmehr  ist  er  ver- 
pflichtet, dem  andern  Contrahenten  den  aus  dem  Nichtnehmen 
entstandenen  Schaden  zu  ersetzen,  welcher  darin  besteht,  dass 
demselben  bis  jetzt  keine  Zinsenforderung  erwachsen  ist,  weil 
das  Kapital  nicht  genommen  wurde.  Die  Klage  wäre  somit 
correcter  Weise  nicht  auf  Zinsenzahlung,  sondern  auf  Nehmen 
des  Kapitals  und  auf  Schadensersatz  zu  richten. 

Auch  Windscheid  verwirft  (Pand.  §  371,  Note  6) 
die  Charakterisierung  des  verzinslichen  Darlehens  als  eines 
zweiseitigen  Consensualcontracts,  und  zwar  auch  dann,  wenn 
ein  pactum  de  mutuo  dando  et  aeeipiendo  vorhanden  ist. 
Von  einem  dem  Miethvertrage  entsprechenden  Consensual- 
vertrage  dürfe  aber  dann  geredet  werden,  „wenn  die  Absicht 
der  Parteien  darauf  gerichtet  ist ,  dass  jetzt  sofort  ein  Dar- 
lehensgeschäft abgeschlossen  sein  solle ,  durch  welches  der 
eine  Contrahent  verpflichtet  werde,  eine  gewisse  Summe 
Geldes  zum  Gebrauch  hinzugeben ,  der  andere  dafür  eine 
Zinsvergütung  zu  zahlen".  Diese  Geschäftsberedung 
ist  nun  allerdings  der  eines  Miethvertrags  durchaus  conform 
gehalten  ;  insbesondere  ist  von  einer  Verpflichtung  zu  nehmen 
keine  Rede,  und  die  Verpflichtung  zum  Zurückgeben  ist  da- 
durch j  dass  sie  nicht  erwähnt  ist ,  als  eine  solche  gekenn- 
mi'linet,  welche,  wie  das  auch  von  der  Verpflichtung  zur 
Rückgabe  der  Miethsache  gilt,  nicht  nothwendig  zur  obli- 
gatorischen Wirkung  des  Geschäfts  gehört,  und,  wenn  sie 
auch  existent  wird,  nicht  als  Hauptverpflichtung  erscheint. 
Indessen  bei  genauerem  Zusehen  findet  sich  einerseits,  dass 
die  mit  der  Hingabe  einer  Geldsumme  zum  Gebrauch  unwei- 
gerlich verbundene  Rechtsfolge  des  Eigen thumsübergangs  und 
was  damit  nach  dem  oben  Bemerkten  zusammenhängt,  dem 
juristischen  Charakter  der  Miethe  sich  nicht  fügen  will;  an- 
drerseits dass  der  Zweifel  sich  nicht  beschwichtigen  lassen 
will»  ob  eine  Geschäftsberedung,  in  der  die  Verpflichtung  zur 
Rückzahlung  als  nebensächlich  gar  nicht  zum  Ausdruck 
kommt ,    noch    mit    Grund    als  Darlehensgeschäft  bezeichnet 
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werden  könne.  So  wenig  also,  hält  die  angebliche  juristische 
Indifferenz  des  verzinslichen  Darlehens  mit  Geldmiethe  Stich, 
dass  eine  danach  construierte  Geschäftsberedung,  statt  eben- 
sogut Darlehens-  wie  Miethsvertrag  zu  sein,  weder  das  eine 
noch  das  andere  ist.  *) 

lieber  commodatum  und  depositum  mit  vorausgehendem 
pactum  de  contrahendo  können  wir  uns,  nach  dem  über  das 
Darlehen  Gesagten,  kurz  fassen. 

Beim  Commodat  hat  eine  Verpflichtung  zum  Nehmen, 
regelmässig  wenigstens ,  keinen  Sinn  ;  das  pactum  de  com- 
modando  hat  also  in  der  Regel  eine  Verpflichtung  zum  Geben 
zum  Inhalt.  Es  gilt  hier  durchaus  das  oben  S.  27  f.  über  das 
pactum  de  mutuo  dando  (Nr.  II)  Bemerkte.  Wir  finden  dies 
darin  bestätigt,  dass  der  Art.  321  an  juristischem  Gehalt 
durchaus  nichts  aufweist,  was  in  einem  pactum  de  commo- 
dando  nicht  auch  enthalten  wäre.  Der  Entlehner  ist  zum 
Nehmen  nicht  verpflichtet ,  folglich  vor  dem  Empfang  über- 
haupt zu  Nichts  ;  der  von  ihm  schon  vorher  abgegebenen  Er- 
klärung ,  dass  er  die  Sache  nach  gemaohtem  Gebrauch  an 
den  Verleiher  zurückgeben  wolle,  kommt  keine  weitergehende 
Bedeutung  zu,  als  welche  auch  der  Annahme  der  Erklärung 
•des  Leihers,    dass  er  die  Saohe  verleihen  wolle,    innewohnt. 

Beim  Depositum  umgekehrt  ist  von  einer  Verpflichtung 
zum  Deponieren  keine  Bede.  Es  kann  also  nur  das  pactum 
I  in  Betracht  kommen,  und  über  die  Zusammenschweissung 
dieses  pactum  mit  dem  Bealcontract  des  Depositum  ist  das- 
selbe zu  sagen,  wie  beim  Darlehen  (oben  S.  26).  Eine  solche 
Zusammenziehung  ist  denn  auch  selbst  von  Demelius  (S.  407 
a.  a.  0.)  fur  unnütz  erklärt  worden. 

Betrachtet  man  aber  den  das  Depositum  definierenden 
Art.  475  des  Schweiz.  Obligationenrechts  genauer,  so  findet 
sich ,  dass  darin  von  Uebernahme  einer  Verpflichtung  zur 
Bückgabe  überhaupt  nicht  die  Bede  ist.  *)  Warum,  ist  nicht 
recht    ersichtlich,    da  über  die  Verpflichtung  zur  Bückgabe 

*)  Ganz  entschieden  gegen  die  besprochene  Identificierung  Huschke 
a.  a.  0.  S.  27  und  Note  1  daselbst. 

»)  Anders  im  Dresdener  Entwurf  Art.  732. 
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(natürlich  auch  erst  der  hinterlegten  Sache)  kein? 
Zweifel  ist  (Art.  478,  480),  und  die  Uebernahme  dieser 
Verpflichtung  sich  an  diejenige  der  Verpflichtung  zur  Ueber- 
nahme und  Aufbewahrung  ganz  ungezwungen  anschliesst. 
An  den  Rechtsbegriffen  des  gemeinen  Rechts  gemessen,  ent- 
hält der  Art.  475  überhaupt  keinen  Hinterlegungsvertrag,  we- 
der den  Realcontract  des  depositimi,  noch  ein  pactum  de  de- 
ponendo, noch  beides  combiniert,  sondern  einen  Mandatsver- 
trag, in  welchen  das  Depositum  allerdings  leicht  übergeht 
(1.  1,  §  12,  depos.  16,  3),  oder  eine  Dienstmiethe,  bezw.  (wenn 
die  Vergütung  nicht  in  Geld  besteht)  einen  Innominatcontract 
(1.  1,  §  8 — 10  eod.).  Dass  damit  das  depositum,  welches 
das  gemeine  Recht  kennt,  nicht  aus  der  Welt  geschafft  ist, 
versteht  sich  von  selbst.  Auch  hat  dasselbe  vom  Gesetzgeber 
tfohl  mitnormiert  werden  wollen  ;  wenigstens  können  die  Ar- 
tikel 476 — 485  auf  dasselbe  angewendet  werden. 


Blicken  wir  jetzt  zurück.  Der  Versuch  des  Gesetzgebers,» 
die  Realcontracte  des  mutuum,  depositum  und  commodatum 
zu  beseitigen  und  durch  Consensualcontracte  zu  ersetzen,  ein 
Versuch,  welcher  von  Hause  aus  durch  keinerlei  praktisches- 
Bedürfniss  motiviert  war,  sondern  lediglich  einem  vermeint- 
lichen theoretischen  Interesse  zu  lieb  unternommen  wurde, 
mus8  gerade  vom  theoretischen,  dogmatischen  Standpunkte 
als  vollständig  misslungen  bezeichnet  werden.  Er  ist  miss- 
lungen,  nicht  weil  der  Gesetzgeber  in  der  Lösung  der  Auf- 
gabe ungeschickt  gewesen  wäre,  sondern  weil  diese  Aufgabe 
überhaupt  nicht  zu  lösen  ist.  Gerade  weil  der  Gesetzgeber 
that,  was  er  konnte,  hat  sich  deutlich  herausgestellt,  dass 
er  eben  das  nicht  vermochte,  was  er  wollte.  Es  fragt  sich 
nun  noch,  wie  die  Sachen  in  der  Praxis  sich  machen  wer- 
den, nachdem  nun  einmal  der  verunglückte  Versuch  Gesetz 
geworden  ist. 

In  dieser  Beziehung  steht  es  nun  nicht  so  schlimm,  ala 
man  von  vornherein  erwarten  könnte.  Der  Gesetzgeber  hat 
die  Unmöglichkeit ,    diese  drei  Realcontracte  mit  den  betref- 
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Jen  den  pacta  de  contrahendo  zu  verschmelzen  und  dadurch 
zu  Consensualcontracten  zu  machen,  nicht  nur  bewiesen  durch 
den  Inhalt,  den  e  r  den  betreffenden  Verträgen  gab,  son- 
dern noch  viel  schlagender  durch  sein  Unvermögen,  für  etwas 
Anderes  Rechtssätze  aufzustellen,  als  einerseits  für  den  Real- 
contract, andererseits  für  ein  entsprechendes  pactum  de  con- 
trahendo. So  findet  sich  in  dem  Titel  über  das  Darlehen 
kein  einziger  Rechtssatz,  welcher  seine  Existenz  und  innere 
Begründung  dem  Gedanken  verdankt,  dem  der  Gesetzgeber 
im  Art.  329  Ausdruck  zu  geben  versucht  hat:  dem  Ge- 
danken ,  dass  das  Darlehen  (nebst  pactum  de  mutuo)  ein 
zweiseitiger  Consensualcontract  sei.  Die  Artikel  331,  332 
betreffen  das  pactum  de  mutuo  dando  et  accipiendo ,  die 
Art.  333,  336  den  Realcontraót  ;  die  Bestimmungen  über  die 
Verzinsungen  (Art.  330,  334,  335)  könnten  auch  ebenso 
lauten,  wenn  Realcontract  und  pactum  de  contrahendo  streng- 
stens auseinander  gehalten  werden.  So  wird  denn  auch  ge- 
wiss kein  praktischer  Jurist  Anstand  nehmen,  den  Art.  336 
anzuwenden  auf  Darlehen,  bei  denen  von  einer  Verpflichtung 
zur  Uebertragung  des  Eigenthums  an  den  Borger  schon  aus 
dem  Grunde  keine  Rede  sein  kann,  weil  der  Borger  schon 
Eigenthümer  ist,  wie  z.  B.  in  dem  Falle,  wo  der  Verkäufer 
dem  Käufer  den  geschuldeten  Kaufpreis  als  Darlehen  „lässt". 

In  dem  Titel  über  die  Gebrauchsleihe  normieren  die 
Artikel  322 — 27  lediglich  den  Realcontract,  denn  sie  treffen 
zu  ganz  ebenso,  ob  der  Hingabe  der  Sache  ein  pactum  vor- 
ausgegangen ist  oder  nicht  ;  wogegen  von  dem  letzten  Artikel 
528  zweifelhaft  ist,  ob  er  nur  auf  die  Verpflichtung  aus  dem 
pactum  de  commodando,  oder  auch  auf  die  realcontractliche 
Verpflichtung  zu  beziehen  sei. 

Wie  es  sich  mit  den  Bestimmungen  über  den  Hinter- 
legungsvertrag verhält,  ist  schon  angedeutet  ;  eine  Aussonde- 
rung der  auf  den  Realcontract  und  der  auf  das  pactum  de  de- 
ponendo bezüglichen  Artikel  ist  nicht  gut  möglich,  weil  Man- 
dat und  Miethvertrag  hereingezogen  sind.  Indess  sieht  man 
z.  B.  die  Bestimmung  in  Art.  476  an:  „der  Aufbewahrer 
darf  die  hinterlegte  Sache  ....    nicht  gebrauchen"  ,    so  ist 
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klar,  da8s  sie  ebenso  lauten  würde,   wenn   der  Art.  475  da» 
Depositum  als  Realcontract  definiert  hätte. 

Immerhin  giebt  es  noch  Punkte ,  bezüglich  deren  nicht 
zu  leugnen  ist,  dass  jene  künstliche  Verquickung  von  Real- 
contract  und  pactum  de  contrahendo  ein  Hinderniss  sachge- 
mä8ser  Behandlung  in  der  Praxis  werden  kann,  beziehungs- 
weise ein  Hinderniss  sachgemässer  Regelung  für  den  Gesetz- 
geber gewesen  ist. 

So  kann  sie  leicht  ein  Hinderniss  unbefangener  Würdi- 
gung des  Parteiwillens  sein.  Wenn  im  wirklichen  Geschäfts- 
verkehr Verträge  sich  finden  —  was  nicht  bezweifelt  werden 
soll  — ,  die  dem  Art.  329  entsprechen  :  so  wird  doch  häufig 
das,  was  die  Parteien  damit  gewollt  haben,  nicht  dasselbe  sein, 
was  der  Gesetzgeber  als  Inhalt  des  Art.  329  sich  gedacht 
hat.  Die  Parteien  werden  bei  solcher  Geschäftsberedung  oft 
nur  ein  pactum  de  mutuo  dando  gewollt  haben.  Smd  der 
Realcontract  und  der  Vorvertrag  getrennt  gehalten,  so  hat 
es  keine  Gefahr,  dass  die  Frage,  ob  der  eine  Contrahent  sich 
zum  Nehmen  verbindlich  gemacht  habe  oder  nicht,  als  das 
behandelt  werde,  was  sie  in  der  That  ist:  als  reine  quaestio 
facti,  deren  Beantwortung  auch  durch  die  Erklärung,  man 
verpflichte  sich  dieses  Darlehen  zurückzuzahlen,  noch  nicht 
unbedingt  präjudiciert  wird.  Bei  der  vom  Gesetzgeber  be- 
liebten Verschmelzung  beider  kann  es  aber,  im  Falle  wo  es 
sich  um  ein  verzinsliches  Darlehen  handelt,  sehr  leicht  kommen, 
dass  dem  Contrahenten,  welcher  das  Darlehen  erhalten  soll, 
sich  aber  das  Nehmen  freigelassen  hat,  eine  Verbindlichkeit, 
Zinsen  zu  zahlen,  ganz  zu  Unrecht  auferlegt  wird.  Entweder 
so,  dass  von  Rechtswegen,  d.  h.  auf  Grund  der  angenommenen 
Einheitlichkeit  des  Realcontracts  und  .des  pactum  de  con- 
trahendo, eine  Verbindlichkeit  zum  Nehmen  in  das  Geschäft 
hineininterpretiert  wird  —  vielleicht  noch  unter  Zuhilfenahme 
des  Art.  331  — ;  oder  so,  dass  in  Consequenz  der  überdies 
noch  angenommenen  Identität  dieses  einheitlichen  Geschäfts 
mit  einem  Miethvertrag,  eine  Verbindlichkeit  Zinsen  zu  zahlen 
statuiert  wird  sejbst  ohne  eine  Verbindlichkeit  zum  Nehmen. 
Hat  doch  K  o  h  1  e  r,  ohne  weitere  thatsächliche  Feststellung,, 
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selbst  da  so  entschieden,  wo  der  Borger  sich  weder  zum 
Nehmen  noch  zum  Rückzahlen  verpflichtet,  sondern  ledig- 
lich die  Offerte  des  Darlehensgebers  acceptiert  hatte! 

Diese  Gefahr  ist  beseitigt,  sobald  die  schweizerische 
Praxis  den  theoretischen  Standpunkt,  den  der  Gesetzgeber 
hinsichtlich  der  drei  Realcontracte  eingenommen  hat,  als  un- 
richtig erkennt  und  verlässt.  Das  kann  unbeschadet  des  Ge- 
horsams, den  jeder  Bürger  dem  Gesetze  schuldet,  geschehen  ; 
denn  theoretische  Ansichten,  auch  wenn  ein  Gesetz  sie  aus- 
drücklich ausgesprochen  oder  ihnen  in  Definitionen  Ausdruck 
gegeben  hat,  haben  keinerlei  verbindliche  Kraft.  Sie  haben 
solche  nur,  sofern  sie  in  Willensbestimmungen,  d.  h.  in  Rechts- 
sätze umgesetzt  sind,  und  das  ist,  wie  wir  schon  bemerkt 
haben,  in  casu  nicht  der  Fall.  Einstweilen  wird  aber  Jedem, 
der  sich  ein  verzinsliches  Darlehen  zusagen  läset,  ohne  sich 
selbst  binden  zu  wollen,  anzurathen  sein,  ausdrücklich  zu 
erklären,  class  er  nicht  zum  Nehmen,  und  zum  Zinsenzahlen 
nur  im  Falle  des  Nehmens  gebunden  sein  wolle. 

Ein  zweiter  Punkt  ist  die  Cessibilität  der  hier  in  Betracht 
kommenden  Forderungen. 

Geht  ein  Vertrag  dahin,  dass  Jemand  sich  verpflichtet, 
von  einem  Oapitalisten  zu  bestimmtem  Termin  ein  verzins- 
liches Darlehen  zu  nehmen,  so  wird  nichts  dagegen  zu  er- 
innern seinj  wenn  der  Kapitalist  sein  Recht  aus  solchem  Ver- 
trage cediert.  Wenn  Göppert  (a.  a.  0.  S.  424)  die  For- 
derungen aus  jeglichem  pactum  de  contrahendo  für  nicht 
cessibel  erklärt,  so  ist  eine  Gleichförmigkeit  aller  dieser  pacta 
vorausgesetzt,  die-  in  Wahrheit  nicht  vorhanden  ist.  Ebenso 
verhält  es  sich  mit  der  Forderung  auf  Nehmen  aus  einem 
pactum  de  dando  et  accipiendo  mutuo.  Ganz  anders  dagegen 
steht  es  mit  der  Forderung  auf  Geben,  gleichviel  ob  diese 
aus  einem  zweiseitigen  pactum  entspringt,  oder  ob  es  sich 
um  ein  pactum  de  mutuo  dando  handelt.  So  wenig  der 
Gläubiger  sich  einen  andern  Schuldner  aufdrängen  zu  lassen 
braucht,  so  wenig  braucht  Jemand  einen  neuen  Gläubiger 
sich  gefallen  zu  lassen  da,  wo  die  Realisierung  des  Gläubiger- 
rechts   dazu    führt,    den    Gläubiger   (aus   dem   pactum)    zum 
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Schuldner  (aus  dem  Realcontract)  zu  bekommen.  Dasselbe 
gilt  auch  von  dem  pactum  de  commodando,  nur  ist  die  Frage 
der  Cessibilität  hier  von  geringerer  Tragweite,  weil  dem 
Commodanten  dasEigenthum  der  Sache  bleibt  und  von  Leistung 
einer  Vergütung  an  ihn  keine  Rede  ist. 

Die  Nichtcessibilität  der  Forderung  auf  Geben  ist  denn 
auch  in  der  gemeinrechtlichen  Praxis  und  in  neuern  Gesetz- 
büchern anerkannt;  die  Nachweisungen  bei  Göppert  a.  a.  0. 
Wären  nun  im  schweizerischen  Obligationenrecht  die  pacta 
de  mutuo  dando  und  de  commodando  als  besondere  obliga- 
torische Verträge,  und  folglich  die  daraus  entspringenden 
Obligationen  als  Rechtsverhältnisse  für  sich  (nicht  blos  als 
Stücke  eines  als  Synallagma  gedachten  Verhältnisses)  hinge- 
stellt, so  wäre,  um  eine  der  Natur  der  Sache  entsprechende 
Behandlung  der  Cessibilitätsfrage  in  der  Praxis  zu  verbürgen, 
vollständig  ausreichend  der  Art.  183  :  „der  Gläubiger  kann 
die  ihm  zustehende  Forderung  auch  ohne  Einwilligung  des 
Schuldners  an  einen  Andern  abtreten,  soweit  nicht  Gesetz, 
Vereinbarung  oder  die  besondere  Natur  des  Rechts- 
verhältnisses eine  Ausnahme  begründen."  Da  aber  die 
Pflicht  zum  Leihen,  zum  Aushändigen  eines  Darlehens  nach 
Art.  321,  329  nur  als  Bestandteile  eines  Synallagma  hinge- 
stellt sind,  so  kann  es  nicht  als  zulässig  erscheinen,  die  For- 
derung auf  Rückgabe  für  cessibel  zu  erklären,  die  auf  Hin- 
gabe aber  nicht.  Diess  ist  erst  dann  zulässig,  wenn  die 
vom  Gesetzgeber  vorgenommene  Verbindung  wieder  gelöst, 
oder  vielmehr,  wenn  eingesehen  wird,  dass  solche  Verbindung 
in  der  That  nur  ein  Schein,  ein  nicht  gelungener  Versuch 
ist.  Vielleicht  tragen  diese  Zeilen  dazu  bei,  diese  Einsicht 
zu  verbreiten.  Inzwischen  dürfte  es  wieder  gerathen  sein, 
auf  Grund  des  Art.  183  die  Cession  vertragsmässig  auszu- 
schliessen. 

Mit  der  Frage  der  Cessibilität  verwandt  ist  die  der  Ver- 
erblichkeit.  Dieselben  Gründe,  welche  gegen  jene  sprechen, 
können  auch  gegen  diese  geltend  gemacht  werden  (vrgl. 
Göppert  a.  a.  0.  S.  425),  und  zwar  sind  sie  auch  hier  bei 
dem  pactum  de  mutuo   dando  viel  dringender,   als  bei   dem 
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pactum  de  commodando.  Auffallender  Weise  ist  nun  aber 
gerade  fur  den  letztem  Fall  gesorgt,  aber  nicht  für  den,  wo 
ein  Darlehen  zu  geben  versprochen  worden  ist. 

In  Bezug  auf  das  Commodat  bestimmt  Art.  328  :  „die 
Gebrauchsleihe  endigt  mit  dem  Tode  des  Entlehners."  Unter 
Gebrauchsleihe  ist  verstanden  das  durch  den  in  Art.  321 
beschriebenen  Vertrag  begründete  obligatorische  Rechtsver- 
hältniss.  Ist  nun  die  Tragweite  des  Art.  328  zu  bemessen 
nach  dem  Inhalte,  den  der  Art.  321  wirklich  hat,  oder  nach 
dem  Inhalte,  den  dieser  Artikel  nach  der  Vorstellung  des 
Gesetzgebers  hat  ?  Erstenfalls  ist  zu  sagen  :  die  Beredung 
des  Art.  321  ist  lediglich  ein  pactum  de  commodando  (s.  oben 
S.  35)  ;  dann  enthält  der  Art.  328  den  in  keiner  Weise  zu 
beanstandenden  Satz  :  die  Verpflichtung  aus  dem  Versprechen, 
eine  Sache  zur  Leihe  geben  zu  wollen,  erlischt  mit  dem  Tode 
des  Promissars.  Im  zweiten  Falle  aber  muss  der  Art.  328 
überdiess  auch  auf  das  durch  Hingabe  der  Sache  begründete 
obligatorische  Verhältniss  bezogen  werden,  denn  der  Gesetz- 
geber ist  ja  der  Meinung,  im  Art.  321  das  pactum  de  com- 
modando mit  dem  Realcontract  des  commodatum  vereinigt 
zu  haben.  Dies  aber  ergiebt  ein  bedenkliches  Resultat.  Ein- 
mal in  Bezug  auf  das  Recht  des  Commodatars,  die  Sache 
zu  behalten,  bis  der  eingeräumte  Gebrauch  gemacht  ist  ;  es 
wird  oft  genug  vorkommen,  dass  der  Erbe  den  von  dem  Erb- 
lasser begonnenen  Gebrauch  fortsetzen  muss,  wenn  er  nicht 
in  Schaden  kommen  soll.  Nicht  minder  aber  auch  in  Bezug 
auf  die  Pflicht  zur  diligentia  :  ist  die  obligatio  aus  Commodat 
zu  Ende,  so  wird  der  Erbe  doch  wohl  nur  wegen  Arglist  und 
culpa  lata  verantwortlich  gemacht  werden  können.  Ich  fürchte, 
dass  der  Art.  328  in  diesem  zweiten  Sinne  verstanden  werden 
muss.  Denn  er  setzt  einen  Rechtssatz  fest,  und  dieser  ist 
im  Sinne  des  Gesetzgebers  aufzufassen.  Hier  hat  also  aller- 
dings die  verfehlte  Verquickung  von  Realcontract  und  pactum 
de  contrahendo  eine  Rechtsbestimmung  veranlasst,  welche 
denn  auch  ganz  unzweokmässig  ist  ;  sowohl  der  Leiher  als 
der  Verleiher  haben  ein  Interesse,  dieselbe  dadurch  unschäd- 
lich zu  machen,    dass  die    realcontractlichen  Ver- 
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pflichtungen  aus  der  Leihe  ausdrücklich  auch  auf  den 
Erben  des  Entlehners  gestellt  werden. 

Bei  dem  „Darlehensvertrag"  des  Art.  329  gieng  es  nicht 
wohl  an,  eine  ähnliche  einheitliche  Bestimmung  hinsichtlich 
der  Vererblichkeit  zu  geben,  wie  sie  im  Art  328  vor- 
liegt ;  dies  hätte  dazu  geführt,  dass  jedes  Darlehen  mit  dem 
Tode  des  Schuldners  sofort  rückzahlbar  geworden  wäre.  Der 
vermeintlichen  Einheitlichkeit  von  mutuum  und  pactum  de 
mutuo  dando  zu  Liebe  ist  dann,  so  scheint  es,  auch  über 
die  Vererblichkeit  der  Forderung  aus  pactum  de  mutuo  dando 
keine  Bestimmung  in  den  Titel  10  aufgenommen.  Da  nun. 
das  schweizerische  Obligationenrecht,  abweichend  vom  Dres- 
dener Entwurf  (Art.  385),  eine  generelle  Bestimmung  über 
das  Erlöschen  von  Obligationen  durch  den  Tod  des  Gläubigers 
oder  Schuldners  nicht  enthält,  so  wird  dem  Resultat  nicht 
auszuweichen  sein,  dass  nach  schweizerischem  Hecht  die 
Forderung  auf  Aushändigung  des  Darlehens  an  die  Erben 
übergeht.  Um  so  mehr  wird  man  dies  als  den  Willen  dea 
Gesetzgebers  annehmen  müssen,  als  derselbe  in  einer  andern 
Richtung,  nemlich  um  im  Falle  des  Concurses  oder  der  Zahlungs- 
einstellung des  Borgers  der  clausula  „rebus  sie  stantibus" 
Geltung  verschaffen  zu  können,  sich  doch  im  Art.  332  her- 
beigelassen hat,  über  die  Verpflichtung  zur  Aushändigung  dea 
Darlehens  eine  besondere  Bestimmung  zu  treffen.  Wir  sehen 
also  :  die  Verbindung  von  Realcontract  und  pactum  de  con- 
trahendo hat  beim  Commodat  eine  unzweckmässige  Bestim- 
mung hervorgerufen,  beim  Darlehen  hat  sie  eine  zweckmässige 
Bestimmung  verhindert. 

Es  ist  nun  allerdings  zuzugeben,  dass  die  Gefahr,  an 
Stelle  des  in  Aussicht  genommenen  Darlehensschuldners  in 
Folge  Erbgangs  einen  oder  mehrere  andere  zu  erhalten,  ver*- 
ringert  ist  durch  die  dem  Anspruch  auf  Aushändigung  des- 
Darlehens gesetzte  kurze  Verjährungsfrist.  Aber  es  wäre 
doch  bei  weitem  zweckmässiger,  wenn  auch  die  Unvererb- 
lichkeit dieses  Anspruchs  festgesetzt  wäre.  Es  ist  doch  sehr 
zweierlei,  ob  der  A,  dem  ich  dargeliehen  habe,  stirbt  und 
von  einem  Zahlungsunfähigen  beerbt  wird,    oder  ob  ich,   der 
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ich  dem  À  ein  Darlehen  versprochen  habe,  nun  gezwungen 
werden  kann,  den  unsoliden  und  zahlungsunfähigen  Erben 
des  A  zu  meinem  Schuldner  erst  zu  machen,  und  also  mit 
sehenden  Augen  mein  Geld  zu  verlieren.  Im  ersten  Palle 
bin  ich  Gläubiger  und  habe  das  beneficium  separationis  ;  im 
zweiten  soll  ich  mich  erst  zum  Gläubiger  machen  und  habe 
—  das  Nachsehen. 

Auch  hier  wird  nicht  anders  zu  helfen  sein,  als  das» 
das  Darlehen  versprechende  Publicum  sich  selber  schützt, 
durch  ausdrücklichen  Ausschluss  der  Vererblichkeit  der  daraus 
entstehenden  Forderung. 


Wir  wenden  uns  jetzt  noch  zur  Betrachtung  des  vierten 
einstweilen  bei  Seite  gelassenen  Realcontracts,  des  pignus* 
Hier  hat  sich  das  schweizerische  Obligationenrecht  von  dem 
Dresdener  Entwurf  emancipiert;  es  ist  sehr  instructiv  zu 
sehen,  was  hier  und  was  dort  aus  diesem  Realcontract  ge- 
worden ist. 

Der  Pfandcontract  nimmt  unter  den  vier  benannten  Seal- 
contracten  insofern  eine  eigenthümliche  Stellung  ein,  als  die 
Verpflichtung  zur  Rückgabe  unter  Umständen  wegfallen  kann; 
es  liegt  schon  im  Sinne  der  ursprünglichen  Hingabe  zu 
Pfand,  das  eventuell  auf  Nimmerwiedersehen  gegeben  wird. 
Da8s  dennoch  dieser  Vertrag  als  Realcontract  gestaltet  wurde, 
hat  zwei  Gründe;  der  eine  ist  ein  historischer,  und  liegt 
darin,  dass  dem  Gläubiger  durch  Hingabe  der  Sache  als 
pignus  ursprünglich  noch  keine  Verkaufsbefugniss  erwuchs, 
welche  vielmehr  durch  besonderes  Geding  zu  begründen  war. 
Daher  konnte  man  das  pignus  als  eine  Art  Depositum,  nem- 
lich  als  ein  Depositum  zur  Sicherung  des  Depositars,  auf- 
fassen ;  man  erinnere  sich  an  den  Ausdruck  pignori  deponere. 
Der  zweite  Grund  rechtfertigt  es  auch  heute  noch,  den  Pfand- 
contract als  Realcontract  zu  behandeln.  Er  liegt  darin,  dass 
ein  etwaiger  Verkauf  der  unerwünschte  Ausgang  der 
Sache  ist  ;  als  das  Normale  wird  ins  Auge  gefasst  die  Rück- 
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gäbe  des  Pfandes,  weil  das  Normale  ist,  dass  der  Schuldner 
seinen  Gläubiger  befriedigt. 

Dieselben  Verpflichtungen,  welche  mit  actio  pigneraticia 
directa  verfolgt  werden,  finden  auch  statt,  wenn  der  Gläubiger 
auf  Grund  hypothekarischer  Verpfändung  oder  eines  gesetzlichen 
oder  richterlichen  Pfandrechts  in  den  Besitz  einer  Pfandsache 
gekommen  ist.  Auch  hier  entsteht  die  Verpflichtung  zur 
Rückgabe  überall  re,  und  zwar  ist  res  in  allen  Fällen  die 
Inbesitznahme  der  Sache,  und  nicht  etwa  im  Falle  hypothe- 
karischer Verpfändung  die  Verschaffung  des  dinglichen  Pfand- 
rechts (wie  S  che  uri  meinte).  Im  Falle  hypothekarischer 
Verpfändung  ist  auch  consensus  bei  der  res,  weil  der  Ver- 
pfander  durch  Begründung  der  Hypothek  eventuell  auch  •  in 
das  gewilligt  hat,  was  die  res  ausmacht.  Hier,  wie  bei  Aus- 
lieferung der  Miethsache,  geht  der  consensus  der  res  voraus, 
allerdings  nur  als  eventueller.  Es  wird  also  auch  hier  kein 
Bedenken  haben,  einen  Realcontract  anzunehmen.  Bei  dem 
gesetzlichen  und  richterlichen  Pfandrecht  liegt,  wenn  der 
Gläubiger  in  den  Besitz  kommt,  zwar  res  aber  kein  consensus 
vor  —  der  tacitus  consensus  der  Quellen  ist  schliesslich  doch 
nur  ein  Construotionsbehelf  —  folglich  zwar  Realobligation,  aber 
nicht  Realcontract.  Diese  Realobligation  gehört  zu  denjenigen, 
welche  quasi  ex  contractu  (nicht  :  aus  Quasicontract,  von  dem 
die  Quellen  nichts  wissen)  entstehen. 

Die  Verfasser  des  Dresdener  Entwurfs  haben  nun,  wie 
es  scheint,  zunächst  an  die  Stelle  des  pignus  ein  pactum  de 
pignerando  gesetzt,  entsprechend  ihrem  Verfahren  bei  den 
andern  benannten  Realcontracten.  Dann  haben  sie  aber 
noch  weiter  erwogen,  dass  ja  auch  bei  hypothekarischer  Ver- 
pfandung dieselben  Rechtsverhältnisse  entstehen  können,  und 
so  ist  dann  an  die  Stelle  eines  pactum  de  pignerando  (i.  e.  de 
pignoro  dando)  der  Art.  954  getreten: 

Durch  den  Pfandvertrag  wird  der  eine  Vertrag- 
schliessende  (der  Schuldner  oder  ein  Dritter)  dem  andern 
(dem  Gläubiger)  verpflichtet,  zur  Sicherstellung  einer 
Forderung  des  Letztern  ein  Pfandrecht  zu  be- 
stellen. 
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Also  ein  Vorvertrag,  aber  nicht  zu  einem  obligatorischen 
Realcontract,  sondern  zu  dem  dinglichen  Verpfändungsvertrag  ; 
ein  Vertrag,  der  eine  einseitige  Verpflichtung  erzeugt,  welcher 
auch  durch  Bestellung  einer  blossen  Hypothek  genügt  wird, 
welchenfalls  zwischen  der  Verpflichtung  aus  dem  pactum  de 
contrahendo  und  der  realcontractlichen  Verpflichtung  nicht 
einmal  der  Zusammenhang  besteht,  dass  durch  Erfüllung  jener 
diese  begründet  wird  !  Gleichwohl  sind  an  diesen  Art.  954 
ganz  unvermittelt  die  Art.  955 — 57  angeschlossen,  welche 
die  realcontractliche  Verpflichtung  des  Gläubigers  normieren.   ' 

Dass  •  das  schweizerische  Obligationenrecht  dem  Dres- 
dener Entwurf  in  dieser  Gestaltung  des  Pfandcontracts  nicht 
gefolgt  ist,  kann  gewiss  nur  gebilligt  werden.  Dem  Pfand- 
contract  selbst  ist  es  aber  darum  nicht  besser  ergangen:  er 
ist  im  schweizerischen  Obligationenrecht  überhaupt  abhanden 
gekommen.  Zwar  ist  in  dem  Abschnitt  über  das  Faustpfand- 
recht  (Tit.  6,  Nr.  II)  auch  von  Haftung  des  Faustpfandgläu- 
bigers für  den  aus  Verschlechterung  und  Untergang  der  ver- 
pfändeten Sache  entstandenen  Schaden  die  Rede.  Allein 
diese  Haftbarkeit  erscheint  hier  mehr  nur  als  die  Folge  der 
Beschränktheit  seines  Rechts  an  der  Sache,  denn  als  Inhalt 
einer  besonderen  Obligatio.  Diese  Auffassung  wird  wenig- 
stens überaus  nahegelegt  durch  den  Art.  221,  in  welchem  die 
Hauptverpflichtung  aus  dem  Realcontract  des  pignus  auf 
Rückgabe  des  Pfandes  in  folgender  negativer  Weise  hinge- 
stellt ist: 

Der  Faustpfandgläubiger  ist  nicht  verpflichtet,  das 
Pfand  oder  einen  Theil  desselben  herauszugeben ,  so 
lange  er  für  seine  versicherte  Forderung  nicht  volle 
Befriedigung  erlangt  hat. 

Hier  ist,  so  scheint  es  uns,  normiert  nicht  die  obligato- 
rische Verpflichtung  zur  Rückgabe,  sondern  der  Umfang  einer 
gegen  die  Vindication  des  Eigenthümers  sich  richtenden  und 
auf  das  dingliche  Pfandrecht  sich  gründenden  Einrede  ;  die 
mittelst  des  argumentum  a  contrario  aus  dem  Artikel  heraus- 
zulesende Verpflichtung  des  Gläubigers  zur  Rückgabe  des 
Pfandes  erscheint  nicht  auf  eine  obligatio,    sondern  lediglich 
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auf  das  Eigenthum  des  Verpfanders  sich  zu  gründen.  Mit 
dieser  Auffassung  stimmt  überein ,  was  sonst  schwer  zu  er- 
klären sein  würde  :  dass  von  obligatorischen  Rechten  des 
Pfandgläubigers  gegen  den  Verpfânder  —  von  denen,  welche 
den  Inhalt  der  actio  pigneraticia  contraria  ausmachen,  und  in 
den  Artikeln  958,  959  des  Dresdener  Entwurfs  geordnet 
sind  —  nirgend  etwas  verlautet. 

Danach  scheint  es,  als  ob  in  dem  schweizerischen* Ob- 
ligationenrecht aus  derjenigen  systematischen  Anordnung, 
welche  den  Realcontraot  des  pignus  in  die  Lehre  vom  ding- 
lichen Pfandrecht  verweist  (wie  sie  sich  z.  B.  bei  Thibaut, 
Sintenis,  Wächter  findet),  ungerechtfertigte  dogmatische 
Gonsequenzen  gezogen  worden  seien.  Denkt  man  aber  über 
die  Gründe  nach,  welche  zu  der  bezeichneten  systematischen 
Anordnung  geführt  haben  mögen,  so  fuhrt  das  zu  dem  über- 
raschenden Ergebniss,  dass  die  Beseitigung  der  römischen 
Stipulation,  weit  entfernt,  die  benannten  Realcontraote  in 
Wegfall  zu  bringen,  im  Gegentheil  das  gemeine  Hecht  um 
einen  oder  zwei  Realcontracte  reicher  gemacht  hat,  welche 
allerdings  bisher  völlig  unerkannt,  darum  natürlich  auch  un- 
benannt geblieben  sind.  Wir  schliessen  die  vorliegende  Studie 
ab,  indem  wir  dies  noch  kurz  darlegen. 

Für  die  Einreihung  des  Pfandcontracts  in  die  Lehre 
vom  Pfandrechte  scheint  bestimmend  gewesen  zu  sein  der 
Umstand,  dass,  wie  in  den  Digesten  selbst,  so  auch  in  den 
Lehrbüchern  des  Pandektenrechts  von  den  Pflichten  des  Niess- 
brauchers  beim  Niessbrauch  und  nicht  bei  den  Obligationen 
gehandelt  wird.  Muss  aber  die  Parallele  zwischen  der  an 
das  dingliche  Pfandrecht  und  der  an  das  Niessbrauchsrecht 
sich  anschliessenden  obligatorischen  Verpflichtung  für  zutref- 
fend erachtet  werden  —  und  sie  ist  es  allerdings  — :  so 
folgt  daraus  freilich  das  Postulat  gleicher  systematischer  Be- 
handlung, vor  allem  aber  folgt  daraus,  dass  durch  Geben 
und  Nehmen  einer  Sache  zu  Niessbrauch 
ganz  ebenso  ein  Realcontract  abgeschlos- 
sen wird,  wie  durch  Geben  und  Nehmen  einer  Sache  zu 
Pfand.    Warum  das  römische  Recht  diesen  Realcontract 
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nicht  hat,  ist  klar:  es  hatte  die  stipulatio  usufruotuaria  aus 
einer  Zeit  überkommen ,  in  der  es  formlose  Realcontracte, 
ausgenommen  etwa  das  mutuum,  noch  nicht  gab,  und  blieb 
dabei  dann  auch  später  stehen.  Heute  ist  man  darüber  einig, 
dass  es  eines  besonderen,  den  Inhalt  der  stipulatio  usufruc- 
tuaria  in  sich  aufnehmenden  pactum  nicht  bedarf,  um  den 
Niessbraucher  im  Sinne  dieser  Stipulation  zu  verpflichten  (s. 
z.  B.  Windscheid  §  204);  in  diesem  Falle  ist  auf  die 
Frage,  welches  denn  nun  der  obligierende  Thatbestand  sei, 
eine  andere  Antwort  nicht  zu  geben,  als  die  :  das  Geben  und 
Nehmen  der  Sache  zu  Niessbrauch.  *)  Der  zu  jedem  Real- 
contract  erforderliche  consensus  fehlt  hier  so  wenig,  als  wenn 
eine  Sache  zu  Pfand  gegeben  und  genommen  wird  ;  er  kommt 
in  dem  ausgesprochenen  oder  aus  den  Vorgängen  zu  entneh- 
menden nzu  Pfand",  „zu  Niessbrauch"  zum  völlig  genügenden 
Ausdruck.  Dass  aber  auch  da,  wo  der  Hingabç  zu  Niess- 
brauch  ein  besonderes  Versprechen  dereinstiger  Rückgabe 
der  Nie8sbrauchssache  vorangegangen  ist,  die  betreffende  Ver- 
pflichtung erst  re  entsteht,  bedarf  nach  den  früheren  Aus- 
fahrungen keiner  besonderen  Begründung  mehr. 

Ebendasselbe  gilt  von  Geben  und  Nehmen  einer  Sache 
im  Falle  eines  usus  (1.  5,  1.  11,  §  1  usufr.  quemadm.  cav. 
7,  9).    Hier  wie  dort  ist  der  B-ealcontract  bon®  fidei. 

Bei  gesetzlichem  Kiessbrauch  aber  steht  die  Sache  wie 
bei  gesetzlicher  Hypothek:  die  Realobligation  entsteht  quasi 
ex  contractu,  sobald  der  dinglich  Berechtigte  die  seinem  Recht 
unterworfene  Sache  an  sich  nimmt. 


')  Wenn  Wind  scheid  §204  Note  1  sagt:  die  Obligation  des  Niess- 
branchers ist  heutzutage  eine  gesetzliche,  so  ist  damit  weiter  nichts  gesagt, 
als  dass  das  Erfordertes  einer  die  stipulatio  usufructuaria  ersetzenden  con- 
ventio  verneint  wird.  Fragt  man  weiter:  an  welchen  Thatbestand  knüpft 
das  Gesetz  in  diesem  Palle  die  Verpflichtung  des  Niessbranchers,  so  findet 
sieh,  dass  dieser  Thatbestand  nicht  blos  hier,  sondern  auch  anderswo  vor- 
kommt, dass  die  Verpflichtung  des  Niessbranchers  in  keiner  andern  Weise 
«ine  gesetzliche  ist,  als  die  des  Faustpfandgläubigers,  Depositars,  Comnio- 
datars  es  auch  ist. 
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Beiträge 

zum 

Rechtsverhältniss  des  Werkvertrags 

nach  schweizerischem  Obligationen  recht. 
Von 

Dr.  Egbert  Stockar, 

Viceprä8ident  des  Bezirksgerichts  in  Zürich. 


Die  nachfolgenden  Ausführungen   bezwecken   eine  Erör- 
terung einzelner  Bestimmungen  des  neuen  Obligationenrecht» 
über  gewisse  Seiten  des  Rechtsverhältnisses  des  Werkvertrages, 
welche  hauptsächlich  die  Gerichte  künftig  beschäftigen  dürften, 
weil  sie  zum  Theil  ein  Ausfluss   sind  von  modernen  Hechts* 
anschauungen,  die  von  den  bisher  geltenden  kantonalen  Par- 
ticularrechten   wesentlich   abweichen.     Hiebei   soll  vorab  auf. 
das  bisherige   zürcherische  Privatrecht  Rücksicht  genommen 
werden,  da  sich  dieses   als  notorisches  Vorbild  mancher  ast- 
schweizerischer privatrechtlicher  Godificationen    vorzugsweise 
zur  Vergleichung  mit  der  neuen  Schöpfung  des  schweizerischen 
Gesetzes    eignet  und  die  Rechtsprechung    der    zürcherischen 
Gerichte,  wie  sie  in  mehrfachen  Zeitschriften  zur  öffentlichen 
Kenntnis8  gebracht  wurde,    in    vielen  Puncten    auch  auf  die 
Rechtsprechung   der  Gerichte    anderer   Kantone  Einfluss    ge- 
übt hat.     Daneben  soll  aber  auch   die  Besprechung  solcher 
das  genannte  Rechtsinstitut  beschlagender  Fragen  Platz  finden, 
in  welchen  im  bisherigen  zürcherischen  Recht  einer-  und  im 
neuen  schweizerischen  Recht  andrerseits  die  für  die  Gestaltung 
des    Rechtsverhältnisses-  massgebenden    Gesichtspunkte    ent- 
weder die  gleichen  geblieben  sind  oder  doch  keine  das  bisher 
geltende  Princip  umstossende  Aenderung  erlitten  haben. 
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Unter  den  Puncten,  welche  ein  vorzugsweises  Interesse 
beanspruchen  dürfen,  steht  in  vorderster  Reihe  : 

I.  Die  Haftpflicht  des  Unternehmers. 

Dieselbe  kann  nach  folgenden  Richtungen  hin  zum  Gegen- 
stand einer  eingehenderen  Betrachtung  gemacht  werden  : 

A.  Im  Allgemeinen  :  Haftpflicht  des  Unternehmers 
für   seine   eigene  Person   und  für  dritte  Personen. 

B.  Haftpflicht  desselben  mit  Bezug  auf  das  für 
die  Erstellung  des  Werkes  ausgewählteMaterial. 

C.  Anzeigepflicht  desselben  gegenüber  dem 
Besteller. 

D.  Haftung  desselben  für  die  r echtzeitige  Aus- 
führung des  Werkes. 

E.  Folgen  des  Vorhandenseins  von  thatsäch- 
lichen  Mängeln  des  Werkes  beider  Ablieferung  und 
Rechte  des  Bestellers  im  Falle  der  Constatirung 
solcher  Mängel. 

A.  Haftpflicht  des  Unternehmers  im  Allgemeinen. 

Art.  351  des  Obligationenrechts  stellt  die  Regel  auf, 
das8  der  Unternehmer  das  Werk  persönlich  auszuführen  oder 
doch  die  Ausführung,  wenn  er  dieselbe  Dritten  übertragen 
wolle,  persönlich  zu  leiten  habe.  Im  letztern  Falle  wird  zu- 
nächst an  die  Angestellten  und  Arbeiter  des  Unternehmers 
gedacht,  d.  h.  an  solche  Personen,  welche  in  einem  Dienst- 
rerhältniss  zu  ihm  stehen  und  sich  allen  seinen  bezüglichen 
Anordnungen  zu  unterziehen  haben,  also  nicht  die  Stellung 
selbstständiger  Contrahenten  mit  Bezug  auf  das  in  Frage 
stehende  Werk  ihm  gegenüber  einnehmen.  Die  Pflicht  des 
Unternehmers  zur  persönlichen  Controlirung  der  bezüglichen 
Thätigkeit  seiner  Angestellten  resultirt  aus  dem  auch  in 
Art.  115  adoptirien  allgemeinen  Rechtssatz,  dass  der  Dienst- 
herr für  alle  Handlungen  und  Unterlassungen  seiner  Unter- 
gebenen einzustehen  hat,  insofern  dieselben  auf  ein  obliga- 
torisches Verhältniss,  an  welchem  er  als  Contrahent  betheiligt 

Zeitscbr.  für  schweizerisches  Recht.    Neue  Folge  III.  4 
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ist,  einen  die  Vertragsrechte  des  andern  Contrahenten  schädi- 
genden Einfluss  ausüben. 

Daneben  wird  aber  in  Art.  351  Abs.  2  dem  Unternehmer 
die  Ermächtigung  eingeräumt,  die  Erstellung  des  Werkes 
einem  Dritten  an  seiner  Statt  zu  übertragen.  Diese  Befug- 
niss  soll  dann  Platz  greifen,  wenn  die  Natur  des  Geschäftes, 
welches  den  Gegenstand  des  Werkvertrages  bildet,  die  Substi- 
tution eines  andern  Unternehmers  an  Stelle  des  ursprüng- 
lichen Mitcontrahenten  zulässt,  ohne  dass  hieraus  eine  Ge- 
fährdung des  Vertragszweckes  erwächst.  Diess  wird  nament- 
lich der  Fall  sein,  wenn  die  zur  Herstellung  des  Werkes  er- 
forderlichen und  das  Gelingen  desselben  verbürgenden  per- 
sönlichen, ökonomischen  und  moralischen  Eigenschaften  bei 
dem  Dritten  in  demselben  Masse  vorhanden  sind,  wie  bei  dem 
ursprünglichen  Unternehmer. 

Macht  der  Unternehmer  von  der  ihm  durch  lemma  2 
eingeräumten  Befugniss  Gebrauch,  so  haftet  er  für  das  Vor- 
handensein dieser  Eigenschaften  in  der  Person  des  von  ihm 
mit  oder  ohne  Zustimmung  des  Bestellers  gewählten  Substi- 
tuten, welche  geignet  sind,  dem  Besteller  das  Gelingen  des 
Werkes  zu  verbürgen.  Auch  wenn  der  Besteller  seine  Zu- 
stimmung zur  Substitution  ertheilt  hat,  bleibt  das  Vertrags- 
verhältniss  in  allen  seinen  einzelnen  Bestandteilen  zwischen 
den  ursprünglichen  Contrahenten  fortbestehen  ;  es  entstehen 
keine  directen  obligatorischen  Beziehungen  zwischen  dem 
Dritten  und  dem  Besteller.  Allerdings  darf  sich  der  Besteller 
in  den  Gang  der  Ausführung  einmischen,  wenn  ihm  durch  das 
Verhalten  des  dritten  Unternehmers  die  Erreichung  des  Ver- 
tragszweckes in  Frage  gestellt  erscheint,  allein  er  kann  sich 
zu  diesem  Behufe  nicht  unmittelbar  an  den  Dritten,  sondern 
nur  an  seinen  Mit  contrahenten  wenden,  nur  von  diesem  fordern, 
dass  er  den  Dritten  anhalte,  wieder  in  die  durch  die  vertrag- 
liche Abrede  vorgeschriebene  Bahn  der  Ausfuhrung  einzu- 
lenken und  in  Zukunft  ein  Heraustreten  aus  der  letztern  zu 
unterlassen.  Auch  durch  die  Nichtausübung  einer  persön- 
lichen Controlle  über  die  Thätigkeit  des  Dritten  seitens  des 
Bestellers  wird  die  Haftpflicht   des  Unternehmers  nicht  auf- 
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gehoben.  Der  Besteller  ist  nämlich  in  Folge  der  Substitution 
befugt,  von  seinem  Mitcontrahenten  zu,  erwarten,  dass  er  die 
Ausfuhrung  des  Werkes  durch  den  Dritten  überwache  und 
hiebei  die  nämliche  Diligenz  beobachte,  welche  er  zu  beob- 
achten verpflichtet  wäre,  wenn  das  Werk  durch  seine  eigene 
persönliche  Thätigkeit  hergestellt  würde.     Es  soll  durch  die  ;dj 

Substitution  keine  Aenderung  und  Absqhwächung  in  den  Ver-  ;'$ 

tragspflichten  des  Unternehmers  eintreten.  Der  Besteller  wird  '    | 

durch  einen  selbstständigen  Vertrag  zwischen  dem  Unternehmer  % 

und  dem  Dritten    nicht  gebunden,    er  kann  von  seinem  Mit-  j£ 

contrahenten  unverkürzte  Vollziehung  des  Vertrages  fordern,  | 

selbst  wenn  dieser  durch  Gewährung  weniger   strenger  Aus-  $ 

fuhrungsbedingungen  zu  Gunsten  des  Substituten  sich  ausser 
Stande  gesetzt  hat,  von  dem  letztern  vertraglich  die  Prästation 
der  von  ihm  selbst  übernommenen  Leistungen  verlangen  zu 
können.  Die  gesetzliche  Ermächtigung  zur  Substitution  gibt 
dem  dritten  Unternehmer  selbstverständlich  auch  die  Befug- 
1Ü88,  sich  bei  der  Ausführung  der  Beihülfe  von  Arbeitern  oder 
Angestellten  zu  bedienen.    Diese  Befugniss  ergiebt  sich  schon  ;  ii 

aus  lemma  1  ;  denn  der  Unteraccordant  tritt  zum  ersten 
Accordanten  in  das  nämliche  Eechtsverhältniss  ein,  wie  der 
erste  Accordant  zum  Besteller.  Prof.  Schneider  nimmt  hier 
in  seinem  Commentar  an,  es  entstehe  in  einem  solchen  Falle 
auch  eine  directe  Haftpflicht  der  Arbeiter  des  Unteraccor- 
danten  und  zwar  neben  derjenigen  des  Principals  selbst.  Eine 
derartige  Ausdehnung  der  Haftpflicht  folgt  indessen  aus  dem 
Wortlaut  des  Artikels  nicht.  Durch  die  Uebertragung  der 
Erstellung  an  die  Arbeiter  des  Unternehmers  wird  nicht  neben 
der  durch  die  Auswahl  untauglicher  Leute  begründeten  Haft- 
pflicht des  Uebernehmers  noch  eine  selbstständige  solidarische 
Haft  der  letztern  selbst  erzeugt,  da  in  Folge  der 
rebertragung  nicht  ein  unmittelbares  Vertragsverhältniss  zwi- 
schen dem  Besteller  und  den  Arbeitern  des  Unternehmers 
entsteht.  Eine  solche  cumulative  Verantwortlichkeit  könnte 
höchstens  dann  eintreten,  wenn  der  Unternehmer  beim  Besteller 
um  die  Genehmigung  der  Substituirung  eines  andern  Unter- 
nehmers nachgesucht,    dieser   sie    ertheilt   und  daraufhin  der 
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letztere  in  einem  besondern  Vertrag  mit  dem  Besteller  sich  selbst- 
ständig verpflichtet  hätte,  neben  und  mit  dem  ursprünglichen  Un- 
ternehmer fur  die  Fertigstellung  des  Werkes  haften  zu  wollen. 
Der  §  1573  des  zürcherischen  privatrechtlichen  Gesetz- 
buchs unterscheidet  ähnlich  dem  Art.  351  zwei  Fälle.  Im 
ersten  soll  der  Unternehmer,  wenn  nicht  eine  ausdrückliche 
gegenteilige  Zustimmungserklärung  des  Bestellers  vorliegt, 
das  Werk  entweder  persönlich  ausfuhren,  oder  die  Aus- 
führung durch  seine  Arbeiter  persönlich  leiten.  Diese  Ver- 
pflichtung liegt  ihm  dann  ob,  wenn  die  Natur  des,  den  Gegen- 
stand des  Werkvertrages  bildenden  Geschäftes  die  persön- 
liche Ausführung  durch  ihn  oder  seine  Arbeiter  erheischt, 
und  er  darf  nicht  ohne  ausdrückliche  Ermächtigung  seitens 
des  Bestellers  von  der  Erfüllung  dieser  Pflicht  abweichen. 
Im  zweiten  Falle  dagegen,  wo  der  Abschluss  des  Contractes 
nicht  im  ausgesprochenen,  dritte  Unternehmer  ausschliessenden 
Hinblick  auf  die  persönliche  Befähigung  oder  die  individuellen 
Eigenschaften  des  Unternehmers  erfolgt  ist,  weil  keine  Be- 
sonderheit des  in  Frage  stehenden  Geschäftes  diess  noth- 
wendig  machte,  bedarf  es,  um  einen  dritten  Unternehmer 
zu  sub8tituiren,  für  den  Unternehmer  nicht  der  Einholung 
einer  ausdrücklichen  Zustimmungserklärung  seitens  des  Be- 
stellers. 

B.  und  C.  Haftpflicht  des  Unternehmers  mit  Bezug  auf  das  für  die 

Erstellung  des  Werkes  ausgewählte  Material,  und  Anzeigepflicht 

gegenüber  dem  Besteller. 

Ueber  diese  Materie  verbreiten  sich  die  Art.  3  5  2' 
und  3  5  6. 

Lemma  1  des  erstgenannten  Artikels  behandelt  den  Fall, 
wo  der  Unternehmer  sich  zur  Lieferung  des  Stoffes, 
aus  welchem  das  Werk  gefertigt  werden  soll,  anheischig  ge- 
macht hat,  und  bestimmt,  dass  derselbe  für  die  Güte,  d.  h. 
für  die  Tauglichkeit  und  Brauchbarkeit  desselben  zum  Zwecke 
der  Hervorbringung  des  Werkes  einzustehen  habe.  Man 
kann  hier  zweierlei  Fälle  unterscheiden,  in  denen  die  Haft- 
pflicht   des  Unternehmers    in  Wirksamkeit    tritt.     Entweder 
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bleibt  die  Fehlerhaftigkeit  des  gelieferten  Stoffes  vor  der 
Hand  noch  verborgen ,  die  Ausführung  des  Werkes 
mittelst  desselben  ist  möglich  und  erst  nachträglich  tritt  die 
Fehlerhaftigkeit  des  Stoffes  zu  Tage  und  bewirkt  den  Unter- 
gang der  aus  demselben  gefertigten  Sache.  Oder  das  ge- 
lieferte Material  erweist  sich  von  vornherein  als  un- 
brauchbar für  die  Hervorbringung  des  Werkes  und  hiedurch 
wird  die  Erstellung  des  letztern  verunmöglicht.  In  beiden 
Fällen  bleibt  der  Anspruch  des  Bestellers  auf  die  Lieferung 
des  verabredeten  Werkes  fortbestehen.  Der  Unternehmer 
hat  neuen  brauchbaren  Stoff  unentgeltlich  nachzuliefern  und 
verliert  ausserdem  seinen  Anspruch  auf  die  vereinbarte  Ver- 
gütung für  den  Werth  des  ursprünglich  verwendeten,  resp. 
unbrauchbaren  Stoffes.  Neben  dieser  Haft  fuhrt  aber  Lemma  1 
noch  eine  weitergehende  Haftpflicht  ein,  welche  nach  Analogie 
der  für  die  Eviction  wegen  rechtlicher  Mängel  der  Kauf- 
sache geltenden  Rechtssätze  (Art.  235 — 242)  zu  beurtheilen 
ist.  Wenn  also  das  Recht  des  Unternehmers,  über  den  von 
ihm  zur  Erzeugung  des  Werkes  gelieferten  Stoff  zu  verfügen, 
an  einem  in  seiner  oder  in  der  Person  des  Verkäufers  liegen- 
den rechtlichen  Mangel  leidet  (wohin  z.  B.  der  Fall  zu  rechnen 
ist,  wo  ein  Angestellter  des  Eigenthjimers  den  Stoff  dem 
letztern  entwendet  und  vor  Ablauf  von  5  Jahren  seit  der 
Entwendung  dem  Unternehmer  verkauft  hat,  oder  wo  ein  An- 
gestellter des  Eigenthümers  den  ihm  von  letzterm  zur  Ver- 
arbeitung übergebenen  Stoff  dem  Unternehmer  gegen  Nach- 
la8s  einer  Schuld  überlassen  und  der  Unternehmer,  wohl 
wissend,  dass  dem  Angestellten  kein  Recht  zur  Verfügung 
über  den  Stoff  zustehe,  oder  wenigstens  in  die  Befugniss  des- 
selben hiezu  Zweifel  setzend,  auf  diese  Offerte  eingetreten 
ist  und  den  Stoff  in  Empfang  genommen  hat,  Art.  206  und 
207)  und  in  Folge  dieses  Mangels  ein  Evictionsfall  eintritt* 
.so  werden  alle  an  die  stattgefundene  Eviction  sich  anknüpfen" 
den  gesetzlichen  Folgen  auch  in  dem  Verhältnisse  zwischen  dem 
Unternehmer  und  dem  Besteller  wirksam.  Es  hat  demnach 
der  Unternehmer  dem  Besteller  alle  diejenigen  Nachtheile  zu 
ersetzen,  welche  für  diesen  durch  die  Entziehung  des  Stoffes 
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und  das  dadurch  verunmöglichte  Behalten  des  fertigen  Werke» 
entstehen,  und  demselben  alle  diejenigen  Auslagen  und  Ver- 
wendungen zurückzuerstatten,  welche  ihm  erwachsen  sind, 
resp.  welche  er  auf  den  Stoff  gemacht  hat,  in  dem  irrthüm- 
liehen  Glauben,  er  habe  ein  vor  jeder  wirksamen  Anfechtung 
durch  einen  Dritten  geschütztes  Recht  der  freien  Verfugung 
über  die  Sache  erworben,  welche  ihm  also  erspart  geblieben  wären,, 
wenn  er  die  Wirksamkeit  der  seitens  des  Dritten  drohenden 
Eviction  gekannt  und  desshalb  seine  Zustimmung  zur  Ver- 
wendung des  von  dem  Unternehmer  anerbotenen  Stoffes  ver- 
weigert hätte. 

Lemma  2  macht  dem  Uebernehmer  zur  Pflicht,  den 
laut  Abrede  vom  Besteller  gelieferten  Stoff  mit  der  zur  Er- 
haltung der  Tauglichkeit  desselben  erforderlichen  Sorgfalt  zu 
behandeln.  Diese  Diligenz  wird  durch  die  Zweckbestimmung 
des  Stoffes,  wonach  derselbe  das  Substrat,  das  Mittel  zur  Her- 
vorbringung des  vereinbarten  Werkes  bildet,  geboten. 

Geht  durch  die  unzweckmässige  Behandlung  oder  Auf- 
bewahrung der  Stoff  unter  oder  erleidet  er  bei  dem  Unter- 
nehmer eine  die  Qualität  des  Werkes  selbst  beeinträchtigende 
Verschlechterung,  so  treffen  die  Polgen  den  dieser  ihm  von 
Gesetzes  wegen  auferlegten  Verpflichtung  entgegenhandelnden 
Unternehmer.  Es  ist  dies»  zwar  in  lemma  2  nicht  ausdrück- 
lich gesagt,  versteht  sich  indessen  nach  den  für  die  Folgen 
des  Verschuldens  eines  Contrahenten  geltenden  allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen  von  selbst.  Worin  diese  Folgen  bestehen 
sollen,  ist  ebenfalls  nicht  angegeben.  Sie  werden  sich  in 
einer  zwiefachen  Weise  äussern.  Im  Falle  des  in  Folge 
mangelnder  Diligenz  des  Unternehmers  eintretenden  gänz- 
lichen Untergangs  des  Stoffes  wird  der  Unternehmer  gehalten 
sein,  dem  Besteller  die  Kosten  der  Neuanschaffung  des  zum 
Ersatz  des  untergegangenen  bestimmten  Stoffes  zurückzuer- 
statten. Dagegen  wird  durch  den  seitens  des  Unternehmers 
verschuldeten  Untergang  an  der  zwischen  den  Contrahenten 
getroffenen  Abrede,  wonach  die  Beschaffung  des  Stoffes  dem 
Besteller  zufällt,  Nichts  geändert  ;  der  Besteller  hat  auch  den 
neuen  Stoff  dem  Unternehmer  zur  Verfügung   zu  stellen,   in- 
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dessen  verwandelt  sich  die  vertraglich  verabredete  Unentgelt- 
lichkeit der  Beschaffung  des  Stoffes  in  einen  Anspruch  des 
Bestellers  auf  Rückerstattung  der  Kosten  der  Neuanschaffung. 

Schwieriger  gestaltet  sich  die  Frage  betr.  den  Umfang 
der  Haftpflicht  des  Unternehmers  im  zweiten  Falle,  wo 
die  unzweckmässige  Behandlung  des  Stoffes  durch  den  Un- 
ternehmer nicht  den  Untergang  desselben,  sondern  lediglich 
einen  Minderwerth  des  aus  demselben  gefertigten  Werkes 
zur  Folge  hat.  Soll  hier  dem  Besteller  lediglich  die  Befug- 
niss  zustehen,  einen  entsprechenden  Abzug  an  der  stipulirten 
Accordsumme  mit  Rücksicht  auf  den  vorhandenen  Minder- 
werth des  Werkes  zu  machen,  oder  muss  demselben  das  Recht 
eingeräumt  werden,  gänzliche  Neuerstellung  des  Werkes  zu 
verlangen  ?  Ich  würde  mich  eher  dahin  neigen,  die  Frage 
in  letzterm  Sinne  zu  bejahen,  also  eine  weitergehende  Haft- 
pflicht des  Unternehmers  zu  statuiren,  und  zwar  leiten  mich 
hiebei  folgende  Erwägungen  :  Der  Besteller  ist  berechtigt, 
vertragsgemässe  Lieferung  des  Werkes  zu  fordern,  und  es 
kann  ihm  nicht  zugemuthet  werden,  sich  mit  einem  gegen- 
über der  vertraglichen  Abrede  qualitativ  geringeren  Werke  zu 
begnügen.  Der  Unternehmer  haftet  für  jedes  ihn  treffende 
Verschulden,  welches  zur  Folge  hat,  dass  sich  das  Ergeb- 
niss  seiner  auf  die  Hervorbringung  des  Werkes  gerichteten 
Thätigkeit  mit  dem  Inhalt  der  Abrede  nicht  vollständig 
deckt,  mit  Bezug  auf  seinen  ökonomischen  Werth  für  den 
Besteller  hinter  der  Abrede  zurückbleibt.  So  lange  sich 
in  der  Art  der  Ausführung  den  Werth  des  Werkes  redu- 
cierende  Abweichungen  vom  Inhalte  der  Vereinbarung  zeigen, 
welche  auf  eine  unzweckmässige  Verwendung  und  Behand- 
lung des  vom  Besteller  gelieferten  Stoffes  als  auf  ihre  Ur- 
sache zurückzuführen  sind,  ist  die  vertragliche  Pflicht  des 
Unternehmers  nicht  erfüllt  und  dauert  dessen  Obligation 
fort.  — 

Im  Fernern  hat  nach  lemma  2  der  Unternehmer  dafür 
zu  sorgen,  dass  das  ihm  übergebene  Material  ausschliesslich 
seine  durch  den  Willen  des  Bestellers  gegebene  bestimmungs- 
gemässe  Verwendung  finde.  Der  Besteller  bleibt  Eigenthümer 
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des  von  ihm  gelieferten  Stoffes,  der  Unternehmer  ist  nicht 
Käufer  desselben,  darf  ihn  also  nicht  seiner  Zweckbestimmung 
entfremden.  Kann  er  sich  über  die  Vergütung  für  einen  all- 
falligen  Best,  den  er  behalten*  will,  mit  dem  Besteller  nieht 
verständigen,  so  ist  der  Rest  einfach  zurückzugeben  und  für 
Mangelndes  Ersatz  zu  leisten ,  weil  der  Unternehmer  zur 
Ausübung  der  custodia  hinsichtlich  des  nicht  verwendeten 
Materials  verpflichtet  war. 

Der  Art.  356  entspricht  im  Wesentlichen  dem  §  1585 
des  zürcherischen  privatrechtlichen  Gesetzbuches  und  präci- 
siert  die  in  dem  letztern  niedergelegten  Grundsätze  lediglich 
zum  Theil  etwas  schärfer.  So  bestimmt  er,  dass  die  dem 
Unternehmer  auferlegte  Anzeigepflicht  auch  dann  in  Wirk- 
samkeit trete ,  wenn  der  Besteller  den  Stoff  geliefert  habe. 
Der  Letztere  hat  also  nicht  für  die  Güte  und  Brauchbarkeit 
des  von  ihm  gelieferten  Stoffes  einzustehen,  sondern  es  wird 
umgekehrt  dem  Unternehmer  die  Pflicht  auferlegt,  den  ihm 
gelieferten  Stoff  zu  prüfen  und  im  Falle  der  Untauglichkeit 
zurückzuweisen,  sowie  den  Besteller  von  sich  aus  mit  den 
Gefahren  bekannt  zu  machen,  welche  die  Verwendung  dieses 
unzweckmässigen  Stoffes  für  die  künftige  Existenz  des  Werkes 
nach  sich  ziehen  könnte.  Diese  Pflicht  hat  ihren  sehr  natür- 
lichen Grund  darin,  dass  dem  nicht  selbst  sachverständigen 
Besteller  nicht  kann  zugemuthet  werden,  allfällige  verborgene 
Fehler  des  Baumaterials  oder  Mängel  der  zu  dem  Werke 
nöthigen  Eigenschaften  zu  erkennen  und  nach  der  Beschaffen- 
heit dieser  Fehler  zu  beurtheilen,  was  für  einen  Einfluss  die- 
selben auf  den  Fortgang  und  die  Erstellung,  sowie  auf  den 
künftigen  Bestand  des  Werkes  ausüben  können.  Dagegen 
ist  der  Unternehmer,  der  die  Brauchbarkeit  der  zu  verwen- 
denden Materialien  einer  genauen  Controllirung  zu  unter- 
werfen hat,  vollkommen  in  der  Lage,  den  Einfluss  der  Ver- 
arbeitung von  fehlerhaftem  Material  richtig  zu  würdigen. 

Eine  fernere  Neuerung  führt  Art.  356  insofern  ein,  als 
er  dem  Unternehmer  eine  vorherige  Untersuchung  des  ihm 
angewiesenen  Baugrundes  vorschreibt.  Schneider  glaubt 
zwar  in  seinem  Commentar  :  diese  Worte  „an  dem  angewie- 
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senen  Baugrund"  seien  nicht  in  diesem  Sinn  zu  verstehen, 
weil  ein  von  der  ständeräthlichen  Commission  in  diesem 
Sinne  gestellter  Zusatzantrag  bekämpft  und  in  Folge  hievon 
wieder  fallen  gelassen  worden  sei.  Nun  ist  aber  in  der  That 
nicht  einzusehen,  wie  die  dem  Unternehmer  auferlegte  Pflicht, 
den  Besteller  auf  allfallige  Mängel  des  angewiesenen  Bau- 
grundes aufmerksam  zu  machen,  anders  erfüllt  werden  kann 
als  dadurch ,  dass  er  die  Beschaffenheit  des  Terrains ,  auf 
welches  die  Baute  zu  stehen  kommen  soll ,  einer  genauen 
Prüfung  unterzieht  und,  wenn  das  Ergebniss  dieser  Prüfung 
die  Gefahr  eines  künftigen  früher  oder  später  eintretenden 
Zusammensturzes  in  sichere  Aussicht  stellt,  von  der  Ausfüh- 
rung der  Baute  abräth.  Wenn  desshalb  auch  die  von  der 
ständeräthlichen  Commission  beliebte  Fassung  als  zu  weit- 
gehend fallen  gelassen  wurde  und  man  sich  auf  die  vorlie- 
gende Fassung  einigte  ,  so  hat  hiedurch  die  Haftpflicht  des 
Unternehmers  keine  Einschränkung  erfahren. 

Die  „nachtheiligen  Folgen"  ,  welche  den  Unternehmer 
bei  einer  Versäumung  der  rechtzeitigen  Anzeige  der  entdeck- 
ten Mängel  treffen  sollen,  bestimmen  sich  selbstverständlich 
nach  den  Grundsätzen  betreffend  das  contractuelle  und  das 
aus  Delicten  oder  delictartigen  Handlungen  oder  Unterlassun- 
gen entspringende  Verschulden. 

Die  Anzeigepflicht  des  Unternehmers  soll  indessen  nicht 
auf  die  Mängel  des  vom  Besteller  gelieferten  Stoffes  oder 
des  angewiesenen  Baugrundes  beschränkt  bleiben ,  sondern 
noch  im  Weitern  auch  auf  solche  Umstände  Anwendung  fin- 
den ,  welche  im  Verlaufe  der  Ausführung  zu  Tage  treten, 
also  nicht  vorauszusehen  waren,  und  welche  eine  die  recht- 
zeitige oder  gehörige  Ausführung  des  Werkes  gefährdende 
Wirkung  ausüben.  Unter  diesen  „Verhältnissen"  sind  wohl 
solche  zu  verstehen,  die  eintreten  in  Folge  von  unvorherge- 
sehenen Complicationen  in  den  Faktoren,  auf  deren  günstige 
Gestaltung  für  das  Gelingen  des  Werkes  vom  Unternehmer 
gerechnet  wurde  und  nach  der  Lage  der  Umstände  im  Mo- 
ment des  Vertragsabschlusses  auch  mit  Recht  gerechnet  wer- 
den durfte.     Es  sind  diess  also  nicht  Verhältnisse,  welche 
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als  schädliche ,  die  Existenz  des  Werkes  gefährdende  Mo- 
mente dem  Stoff  inhäriren,  sondern  es  sind  Umstände,  welche 
von  aussen  her  störend  und  hemmend  in  den  Gang. der 
Ausführung  eingreifen. 

D.  Haft  des  Unternehmers  für  die  rechtzeitige  Ausführung 
des  Werkes. 
Art.  3  5  4  handelt  von  den  Folgen  des  vertragswidrigen; 
Verhaltens  des  Unternehmers  und  bezweckt ,  dem  Besteller 
Schutz  zu  gewähren  gegen  nachtheilige  Folgen,  die  fìir  ihn 
aus  einem  solchen  vertragswidrigen  Verhalten  seines  Mitcon- 
trahenten  entstehen  können.  Derselbe  setzt  für  seine  An- 
wendbarkeit 3  Fälle  voraus: 

1)  der  Unternehmer  hält  den  Anfangstermin  nicht  inner 
verzögert  also  den  Beginn  ; 

2)  derselbe  erweist  sich  säumig  mit  Bezug  auf  die  Ein- 
haltung der  für  die  Fertigstellung  der  einzelnen  Theile 
des  Werkes  stipulirten  Termine  ; 

3)  sein  ganzes  Verhalten  lässt  mit  Sicherheit  daraut 
schliessen,  dass  die  Vollendung  und  Ablieferung  des 
Gesammtwerkes  auf  den  verabredeten  Termin  der 
Natur   der  Verhältnisse  nach   objectiv  unmöglich  ist. 

In  allen  diesen  3  Fällen  darf  aber  mit  dem  vertrags- 
widrigen Verhalten  des  Unternehmers  kein  demselben  parallel 
gehendes  Verschulden  des  Bestellers  concurriren.  Hat  der- 
selbe nach  dem  Inhalt  des  Vertrages  durch  von  ihm  zu  über- 
nehmende Leistungen  den  Beginn  der  Arbeiten ,  sowie  die 
ungehinderte  Fortführung  und  Vollendung  derselben  während 
der  Dauer  des  Vertragsverhältnisses  dem  Unternehmer  zu  er- 
möglichen und  unterlässt  er  es  in  schuldhafter  Weise ,  ihm  Ì 
diese  Möglichkeit  zu  gewähren ,  so  darf  der  Besteller  das 
ihm  durch  Art.  354  eingeräumte  Recht  nicht  ausüben.  .  Die 
Geltendmachung  dieses  Rechtes  kann  ihm  aber  unzweifelhaft 
auch  dann  nicht  zugestanden  werden,  wenn  er  ohne  sein  Ver-  I 
schulden  in  die  Unmöglichkeit  versetzt  wird,  rechtzeitig  die 
ihm  obliegenden  präparatorischen  Leistungen  zu  erfüllen,  denn 
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den  Unternehmer  trifft  ja  auch  dann  nicht  der  Vorwurf  von 
Vertragsbruch. 

In  allen  übrigen  Fällen,  in  denen  die  Nichthaltung  de» 
Vertrages  seitens  des  Unternehmers  mit  keinem  Verschulden 
des  Bestellers  in  ursächlichem  Zusammenhang  steht,  darf  der 
Besteller,  falls  im  TJebrigen  die  in  Art.  354  normirten  Vor- 
aussetzungen zutreffen,  von  dem  ihm  in  diesem  Artikel  zu- 
gesicherten Rechte  Gebrauch  machen.  Dieses  Recht  besteht 
darin,  dass  der  Besteller  nicht  gehalten  ist,  zunächst  den  Ab- 
lieferungstermin abzuwarten ,  um  dadurch  den  Verzug  des 
Unternehmers  in  der  Erfüllung  zu  constatiren,  sondern  dass 
ihm  die  Befugniss  zusteht,  dem  Unternehmer  noch  vor  Ein- 
tritt des  Ablieferungstermins  einen  zweiten  Vollendungster- 
min anzusetzen  oder  durch  die  zuständige  Behörde  ansetzen 
zu  lassen. 

Dieses  dem  Besteller  eingeräumte  Recht  weicht  wesent- 
lich von  dem  durch  §  1590  des  Zürcher,  priv.  Gesetzbuches 
zu  Gunsten  des  Bestellers  statuirten  Rechte  ab.  Nach  die- 
sem letztern  muss  nämlich  der  Besteller  den  Eintritt  des 
Vollendungstermins  abwarten  und  erst,  wenn  an  diesem  der 
Verzug  des  Unternehmers  in  der  Ablieferung  constatirt  ist, 
darf  er  einseitig  dem  Unternehmer  eine  neue  Vollenduhgsfrist 
ansetzen  lassen,  welche  der  letztere  ohne  Widerrede  einzu- 
halten verpflichtet  ist ,  ansonst  dem  Besteller  das  Recht  er- 
wächst, durch  Abbestellung  des  nicht  sammthaft  gelieferten 
Werkes  vom  Vertrage  zurückzutreten.  Dagegen  stimmen 
Art.  354,  resp.  122,  123  und  124  des  Obligationenrechts  und 
§  1590  des  privatrechtlichen  Gesetzbuches  wieder  darin  übar- 
ein,  dass  sie  dem  Besteller  das  Recht  zuerkennen,  nicht  nur 
dem  Unternehmer  die  Entrichtung  der  stipulirten  Vergütung 
für  die  bereits  fertigen  Arbeiten  zu  verweigern ,  resp.  das 
hiefür  bereits  Geleistete,  also  die  verfallenen  und  bezahlten 
Accordpreise  zurückzufordern,  sondern  auch  Ersatz  des  Inter- 
esses an  der  rechtzeitigen  Erfüllung  zu  verlangen.  Die  That- 
sache,  welche  den  säumigen  Contrahenten  zur  Leistung  des 
Interesses  verpflichtet ,  ist  hier  also  eine  Rechtsvorschrift. 
Die  Wirkung  des  vertragswidrigen  Verhaltens  des  Unterneh- 
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mers    äussert    sich    in    doppelter  Weise.     Einerseits    verliert 
der  Vertrag  für  den   Besteller  seine  Verbindlichkeit  und,   so- 
weit der  letztere  seinen  Verbindlichkeiten  aus  dem  Vertrage 
bereits   ein  Genüge  geleistet   hat,    soll  seine  Vermögenslage 
wieder  in  integrum   restituirt  werden ,    wie  wenn  überhaupt 
ein  Vertragsverhältni8s  nie  bestanden  hätte.    Anderseits  tritt 
zu    der   Aufhebung    der    bereits    thatsächlich    verwirklichten 
Polgen  des  Vertragsabschlusses  die  Pflicht  des  Unternehmers 
hinzu ,    dem  Besteller  das  Interesse  zu  ersetzen ,    das  er  an 
der  gehörigen  und  rechtzeitigen  Erfüllung  des  Vertrages  sei- 
tens des  Unternehmers  gehabt  hätte.    Worin  dieses  Interesse, 
das  Gegenstand  der  Ersatzpflicht  bildet,    bestehen  soll,  wird 
nicht  gesagt.     Der  Kreis  desselben  wird,  da  eine  Einschrän- 
kung nicht  beigefügt  ist,  sowohl  die  Fälle  des  damnum  emer- 
gens als  diejenigen  des  hierum  cessans  umfassen,   also  auch 
den  Schaden  in  sich  begreifen,  welcher  nur  in  einem  mittel- 
baren   Zusammenhange    mit    dem  Vertragsbruch    des  Unter- 
nehmers für  den  Besteller  eingetreten  ist.    Neben  der  bereits 
hervorgehobenen  Uebereinstimmung  des  Art.  354  des  Obliga- 
tionenrechts   und    des  §  1590    des   privatrechtlichen   Gesetz- 
buchs tritt  aber  hinwiederum  eine  Verschiedenheit  in  diesen 
beiden  Gesetzesbestimmungen  hervor.  Während  nämlich  nach 
Art.  123  und  124  der  Besteller,   wenn  gemäss  der  Intention 
der  Parteien  die  Einhaltung  eines  bestimmten  Lieferungstages 
oder  eines  bestimmten  Vollendungstermins  ein  bestimmendes 
Motiv  für  den  Vertragsabschluss  gebildet  hat  und  dieser  Wille 
aus  dem  Gesammtinhalt  des  Vertrages  deutlich  zu  erkennen 
ist,    nicht  zuerst  das  in  Art.  122  vorgeschriebene  Verfahren 
einzuschlagen  hat,    um   die  Auflösung  des  Vertrages  herbei- 
zuführen ,    sondern   mit   der  constatirten  Nichteinhaltung  des 
Lieferungstages  oder  des  Vollendungstermins  sofort  zum  Bück- 
tritt vom  Vertrage  berechtigt  wird,   spricht  §  1590  dem  Be- 
steller  dieses   Recht   erst  mit   dem  Ablauf  des   nachträglich 
angesetzten   neuen  Vollendungstermins    zu   und  gesteht  ihm 
nur  das  Recht  zu,  um  der  Nichteinhaltung  des  ursprünglichen 
Ablieferungstermins  willen  Schadensersatz  zu  verlangen.  Der 
Art.  124   überbindet   sodann   dem  Besteller   den   Beweis  fiir 
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das  von  ihm  behauptete  Verschulden  des  Unternehmers  an 
dem  eingetretenen  Schaden,  während  §  1590  keine  die  Be- 
weislast betreffende  Norm  aufstellt. 

Analog  dem  Art.  354  ist  Art.  355.  Wenn  der  Unter- 
nehmer fehlerhaftes  Material  zur  Ausführung  des  Werkes 
liefert  und  diese  den  künftigen  Bestand  des  Werke»  bedro- 
henden Fehler  schon  während  der  Ausführung  sichtbar  zu 
Tage  treten,  oder  wenn  er  ungeübte  Arbeiter  anstellt  und  die 
nöthige  Aufsicht  über  dieselben  weder  selbst  ausübt  noch  ( 
durch  die  denselben  Vorgesetzten  ausüben  lässt  und  in  Folge 
hievon  das  an  sich  fehlerfreie'  Material  nicht  zu  zweckmäs- 
siger Verwendung  gelangt,  so  dass  die  vertragsgemässe  Ab- 
lieferung des  Werkes  und  die  Brauchbarkeit  desselben  in 
Frage  gestellt  erscheint,  so  darf  er  ebenfalls  das  durch 
Art.  354  in  sein  Ermessen  gestellte  Verfahren  einschlagen. 
Dieser  Artikel  ist  eine  praktische  Consequenz  des  Art.  351. 
Die  mit  der  Fristansetzung  zu  verknüpfende  Androhung  ist 
durch  Art.  351  genau  fixirt.  Dieser  Artikel  enthält  für  den 
Besteller  insofern  jus  cogens ,  als  derselbe  keine  die  Haft- 
pflicht des  Unternehmers  noch  über  diesen  materiellen  Inhalt 
hinaus  erweiternde  Androhung  erlassen  darf.  Dagegen  steht 
es  ihm  natürlich  frei ,  in  Form  der  mit  der  Fristansetzung 
verbundenen  Androhung  eine  die  Haftpflicht  des  Unternehmers 
mildernde  eventuelle  Disposition  über  die  künftige  Gestaltung 
des  Vertragsverhältnisses  zu  treffen. 

Was  unter  den  Worten  „auf  Gefahr  des  Unternehmers" 
zu  verstehen  ist,  ist  nicht  recht  deutlich.  Es  soll  damit  wohl 
gesagt  sein,  dass  der  vertragswidrig  handelnde  und  die  ver- 
langte Abhülfe  innerhalb  der  neuen  Frist  nicht  leistende  Un- 
ternehmer auch  die  Gefahr  des  Zufalls  zu  tragen  habe,  welcher 
dem  die  Arbeit  in  Regie  übernehmenden  neuen  Unternehmer 
die  Fortführung  und  Vollendung  des  Werks  verunmöglicht. 
Sobald  nämlich  der  Verzug  des  Unternehmers  durch  die 
Nichteinhaltung  der  neuen  Frist  festgestellt  ist,  wird  die  von 
demselben  eingegangene  Obligation  nicht  etwa  aufgehoben 
und  derselbe  aus  der  Haftpflicht  entlassen,  sondern  es  wird 
unter  unveränderter  Aufrechthaltung   des    objectiven  Bestan- 
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des  der  von  demselben  eingegangenen  Verbindlichkeit  nur 
die  das  Werk  ausführende  Person  geändert,  wobei  indessen 
diese  letztere  nicht  in  die  Stellung  eines  selbstständigen 
neuen  Vertragscontrahenten  eintritt ,  sondern  lediglich  als 
Stellvertreter  des  ursprünglichen  Unternehmers  erscheint,  und 
es  tritt  als  neues  Moment  des  obligatorischen  Verhältnisses 
die  Haftung  des  Unternehmers  für  den  Zufall  ein.  Diese 
Haftung  des  Unternehmers  für  den  Zufall  steht  in  Ueber- 
einstimmung  mit  der  gleichlautenden  Vorschrift  des  gemeinen 
Rechts.  Sobald  der  Leistungspflichtige  in  mora  geräth,  gilt 
bekanntermassen  der  Satz,  dass  die  Obligation  perpetuirt 
werde  und  der  Inhalt  derselben  ausserdem  noch  insofern  ein  e 
Erweiterung .  und  Verschärfung  erfahre,  als  eine  auf  culpa  be- 
schränkt gewesene  Haftpflicht  des  Säumigen  auf  casus  aus- 
gedehnt wird. 

JE.  Folgm  des  Vorhatidenseins  von  thatsächlichen  Mängeln  des 
Werkes  bei  der  Ablieferung  und  Rechte  des  Bestellers  im  Falle 
der  Constatirung  solcher  Mängel 
Der  Unternehmer  hat  dem  Besteller  gegenüber  dafür 
einzustehen,  dass  das  abzuliefernde  Werk,  soweit  es  Ergeb- 
niss  seiner  Thätigkeit  ist,  fehlerfrei  beschaffen  sei,  d.  h.  nicht 
solche  Mängel  an  sich  trage,  welche  entweder  die  Zweckbe- 
stimmung des  Werkes  gefährden  oder  dessen  Brauchbarkeit 
geradezu  aufheben.  Dem  Rechte,  welches  dem  Besteller  ini 
Falle  der  Constatirung  solcher  Mängel  erwächst,  geht  indessen 
auf  Seite  desselben  die  Pflicht  parallel,  den  Unternehmer  von 
dem  Vorhandensein  derselben  beförderlich  in  Kenntniss  zu 
setzen  und  demselben  anzukündigen,  dass  er,  der  Besteller, 
gewillt  sei,  von  den  ihm  durch  das  Gesetz  für  derartige  Fälle 
zugestandenen  Befugnissen  Gebrauch  zu  machen.  An  die 
Unterlassung  der  Mängelanzeige  knüpfen  sich  bestimmte  ge- 
setzlich normierte  Rechtsnachtheile  für  den  Besteller.  Von 
der  Untersuchungspflicht  des  Bestellers  und  den  an  die  Un- 
terlassung der  Untersuchung  sich  anknüpfenden  rechtlichen 
Folgen  handeln  die  Artikel  357,  360  und  361.  Die  Artikel 
358    und    359    dagegen    enthalten  Bestimmungen    betreffend 
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die  Rechte ,  welche  dem  Besteller  aus  der  Existenz  solcher 
Mängel  des  Werkes  erwachsen. 

Mit  Artikel  357  sind  zu  vergleichen  die  §§  1576  und 
1577  des  zürcherischen  privatrechtlichen  Gesetzbuchs. 

Die  dem  Besteller  obliegende  Prüfung  soll  nicht  sofort, 
dagegen  allerdings  in  einer  der  Verkehrsübung  angemessenen 
Frist  erfolgen.  Der  Besteller  soll  nicht  gedrängt  werden, 
eine  sofortige  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  vielleicht 
oberflächliche  und  ihn  desshalb  der  Gefahr  einer  allfälligen 
Yerwirkung  späterer  Reklamationen  aussetzende  Prüfung  vor- 
zunehmen; umgekehrt  darf  dagegen  der  Unternehmet  verlangen, 
dass  die  für  die  Untersuchung  gleichartiger  Werke  und  unter 
Toraussetzung  eigener  fachmännischer  Kenntnisse  des  Be- 
stellers übliche  Frist  nicht  ungebührlich  überschritten  werde, 
wobei  natürlich  der  unvorhergesehene  Eintritt  aussergewöhn- 
licher,  die  rasche  Vornahme  der  Untersuchung  erschwerender 
ïïmstande  ausgeschlossen  bleiben  muss.  Der  Kachweis  solcher 
Imstande,  wenn  dieselben  nach  der  Behauptung  des  Bestellers 
eine  aussergewöhnliche  Ueberschreitung  der  übungsgemässen 
Frist  zur  Folge  gehabt  haben,  läge  dem  Besteller  ob.  Die 
Regel  ist  nämlich,  dass  die  Geltendmachung  thatsächlicher 
Mängel  im  Klagewege  nach  Ablaut  einer  gewissen  Frist  nicht 
mehr  zugelassen  wird ,  und  derjenige ,  welcher  die  Geltung 
dieser  Regel  fur  einen  bestimmten  Fall  bestreitet,  hat  dem- 
nach die  Existenz  von  Umständen  darzuthun,  welche  geeignet 
sind,  die  Anwendung  dieser  Regel  auf  den  zur  Beurtheilung 
stehenden  Fall  auszuschliessen. 

Wie  man  den  Worten  des  Artikels  357  rsobald  es  nach 
dem  üblichen  Geschäftsgang  thunlich  ist4*  entnimmt ,  wird 
dieser  Artikel  durchaus  vom  kaufmännischen  Standpunkt,  von 
den  für  die  Untersuchungspflicht  und  die  Mängelanzeige  beim 
Kaufverträge  geltenden  Regeln  beherrscht.  Diese  mehr  kauf- 
männischen Gesichtspunkte  werden  natürlich  da  zurücktreten 
müssen,  wo  der  Werkvertrag  nicht  zwischen  handeltreiben- 
den Personen  ,  sondern  zwischen  einem  Privaten  einer-  und 
tinem  Handwerker  anderseits  abgeschlossen  worden  ist,  und 
es  werden   hiebei   die   im  Verkehr  zwischen  derartigen  Per- 
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sonen  geltenden,  eine  Modification  des  rein  kaufmännischen» 
Verkehrsprincips  bedingenden  Grundsätze  zur  Anwendung 
kommen. 

Art.  3  6  0  handelt  von  den  Folgen  der  ausdrücklichen 
oder  stillschweigenden  Genehmigung  des  abgelieferten  Werkes- 
durch  den  Besteller. 

Auch  hier  wird  die  Frage ,  auf  Grund  welcher  Mängel 
der  Besteller  von  den  ihm  durch  Art.  358  gegebenen  Rech- 
ten Gebrauch  machen  dürfe ,  in  Uebereinstimmung  mit  den 
für  den  Kaufvertrag  getroffenen  Bestimmungen  (Art.  2467 
Absatz  2)  entschieden.  Die  ausdrückliche  oder  stillschwei- 
gende Genehmigung  des  Werkes  soll  dem  Besteller  dann  das 
Recht  zu  nachträglicher  Annahmeverweigerung  und  Disposi- 
tionsstellung nicht  entziehen,  Wenn  die  Mängel  bei  der  Ab- 
nahme verborgen  und  selbst  bei  sachgemässer  Prüfung  nicht 
sofort  zu  entdecken  waren  oder  wenn  der  Uebernehmer  vor 
der  Ablieferung  Anstalten  zu  dem  Zwecke  getroffen  hat,  um 
die  sofortige  Entdeckung  der  Fehler  dem  Empfänger  zu  ver- 
unmöglichen. Im  letztern  Falle  lallt  ihm  ein  doloses  Ver- 
fahren zur  Last,  das  ihn  des  Rechtes  beraubt ,  sich  auf  die 
ausdrücklich  abgegebene  oder  in  der  vorbehaltlosen  Zahlung 
des  Bestellers  liegende  Genehmigung  des  Bestellers  zu  be- 
rufen, da  eben  eine  nicht  vertragsgemässe  Erfüllung  vorliegt 
und  seine  Haftpflicht  bis  zur  Entdeckung  der  Fehler  fort- 
dauert. 

Ob  die  Fahrlässigkeit  des  Uebernehmers  betref- 
fend die  Entstehung  der  zur  Zeit  der  Ablieferung  verborgenen 
Mängel  in  Betracht  komme  und  ob ,  wenn  demselben  eine 
Fahrlässigkeit  und  demgemäss  ein  Verschulden  hinsichtlich. 
der  zu  Tage  getretenen  Fehler  nicht  zur  Last  gelegt  werden, 
kann,  er  für  diese  letztern  auch  nicht  zu  haften  habe,  wird 
m  Artikel  360  nicht  gesagt.  Es  wird  hier  die  Bestimmung 
des  lemma  1  des  Artikels  352  zur  Anwendung  kommen,  d.  h. 
der  Unternehmer  wird  auch  für  solche  Mängel  einzustehen 
haben,  welche  der  durch  ihn  von  dritter  Seite  her  bezogene 
Stoff  an  sich  trägt,  selbst  wenn  er  bei  Prüfung  dieses  Stoffes- 
allo  ihm  obliegende  Sorgfalt  an  den  Tag  gelegt  hat  und  die 
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Entdeckung  der  Fehler  nur  durch  das  arglistige  Verfahren 
seines  Lieferanten  verhindert  worden  ist.  Dagegen  kann  er 
von  diesem  letztern  die  nachträgliche  Vertragserfüllung,  d.  h. 
die  Beschaffung  brauchbaren  Stoffes  verlangen ,  es  bleiben 
also  seine  diessfälligen  Ansprüche  vorbehalten. 

Art.  36  1  statuirt  ein  Beispiel  eines  bestimmten  Falls, 
in  welchem  eine  Genehmigung  anzunehmen  ist,  indem  er  mit 
der  Unterlassung  der  in  Artikel  357,  Absatz  1,  vorgeschrie- 
benen Prüfung  und  Anzeige  die  Wirkung  verknüpft,  dass 
nunmehr  die  Ausführung  als  genehmigt  zu  gelten  habe.  Auch 
bei  Anwendung  dieses  Artikels  werden  wiederum  die  oben 
zu  Artikel  357  dargelegten  Erörterungen  massgebend  sein 
und  wird  dem  Kichter  ein  nach  den  Umständen  des  einzelnen 
Falls  sich  bemessender  Spielraum  offen  gelassen  werden 
müssen.  Bei  Prüfung  der  Frage,  ob  die  Frist  für  die  Unter- 
suchung und  den  Erlass  der  Mängelanzeige  überschritten  oder 
innegehalten  sei ,  ist  natürlich  nicht  die  einseitige  Willens- 
meinung des  einen  oder  andern  Contrahenten  ,  die  er  dem 
Mitcontrahenten  von  vorneherein  ,  also  mit  der  Ablieferung 
des  Werkes,  kundgiebt,  entscheidend,  vielmehr  kann  ihr  diese 
bindende  Wirkung  nur  dann  zuerkannt  werden ,  wenn  sie 
entweder  mit  einer  constanten  Verkehrsübung  im  Einklang 
steht  oder  der  Besteller  durch  concludentes  Unterlassen  einer 
gegenteiligen  Willensäusserung  oder  ausdrückliche  Zustim- 
mung sie  zu  der  seinigen  gemacht  hat.  — 

Wenden  wir  uns  nun  der  Betrachtung  der  Rechte  zu, 
welche  dem  Besteller  in  Folge  unpünktlicher  Erfüllung  sei- 
tens des  Unternehmers  zustehen,  so  werden  in  Artikel  358 
zwei  Fälle  unterschieden,  nämlich  1)  derjenige,  wo  die  vor- 
handenen Mängel  das  Werk  gänzlich  unbrauchbar  machen, 
2)  derjenige,  wo  die  Brauchbarkeit  durch  die  Mängel  nicht 
gänzlich  aufgehoben,  sondern  nur  etwelcher  Massen  vermin- 
dert wird.  Dieser  Artikel  entspricht  im  Wesentlichen  den 
§§  1579 — 82  des  zürcherischen  privatrechtlichen  Gesetzbuches. 

Absatz  1  bestimmt  zunächst  nur,  dass  unter  den  auf- 
geführten Voraussetzungen  der  Besteller  berechtigt  sei ,  die 
Annahme    zu    verweigern.     Wenn    nun    auch    dem  Besteller 
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nicht  ausdrücklich  das  Recht  eingeräumt  wird ,  vom  Unter- 
nehmer die  Erstellung  eines  neuen  vertragsgemässen  Werkes 
zu  fordern,  so  kann  doch  darüber  kein  Zweifel  obwalten,  dass 
diese  Befugniss  dem  Rechte  der  Annahmeverweigerung  pa- 
rallel geht,  da  die  Obligation  des  Unternehmers  durch  die 
erfolgte  Annahmeverweigerung  nicht  aufgehoben  wird  und 
desshalb  der  Besteller  berechtigt  ist,  die  nachträgliche  ver- 
tragsgemässe  Leistung  zu  fordern.  Dieses  Recht  fallt  nur 
dann  weg,  wenn  der  Besteller  ihn,  sei  es  ausdrücklich  oder 
durch  concludente  Handlungen ,  wie  durch  Vergebung  der 
streitigen  Arbeit  an  einen  Dritten ,  von  der  nachträglichen 
Erfüllung  entbindet.  Hiebei  erhebt  sich  allerdings  die  Frage, 
ob  der  Besteller  überhaupt  befugt  ist,  dem  Uebemehmer  das 
Vertragsverhältni88  zu  kündigen  und  die  Erstellung  des  Werkes 
einem  Dritten  zu  übertragen,  oder  ob  umgekehrt  der  Unter- 
nehmer berechtigt  ist,  von  dem  Besteller  zu  verlangen,  dass 
dieser  die  nachträgliche  vertragsgemäss  beschaffene  Leistung 
annehme.  Ich  würde  diese  Frage  dahin  entscheiden,  dass 
ein  sofortiger  Rücktritt  vom  Vertrage  im  Falle  nicht  erfolgter 
Vertragserfüllung  seitens  des  Unternehmers  dem  Besteller 
allerdings  nicht  gestattet  ist,  da  der  Werkvertrag  ein  zwei- 
seitiges Rechtsgeschäft  ist,  daher  nicht  nur  der  Besteller  be- 
fugt ist,  die  vertragsgemässe  Erstellung  des  Werkes  vom 
Uebemehmer  zu  verlangen,  sondern  umgekehrt  auch  der  Ueher- 
nehmer,  vom  Besteller  die  Annahme  des  vertragsgemässen 
Werkes  und  Bezahlung  des  dafür  versprochenen  Accordpreises 
zu  fordern,  und  dieses  Recht  des  Uebernehmers  ebenso  wenig 
wie  seine  entsprechende  Verpflichtung  durch  die  erstmalige 
vertragswidrige  Lieferung  ohne  Weiteres  aufgehoben  wird. 
Dagegen  wird  allerdings  dem  Besteller  zu  gestatten  sein,  in  ana- 
loger Anwendung  des  Art.  355  dem  Unternehmer  eine  ange- 
messene Frist  zur  vertragsgemässen  Lieferung  ansetzen  zu 
lassen,  ansonst  ihm  das  Recht  erwachsen  würde,  die  Aus- 
führung des  Werkes  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Unternehmers 
einem  Dritten  zu  übertragen.  Daneben  wird  auch  der  Ueber- 
nehmer  verpflichtet  sein,  mit  Rücksicht  auf  die  durch  seine 
Schuld  verzögerte  Erstellung  Schadenersatz  zu  leisten,   falls 
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das  Werk  auf  einen  bestimmten  Zeitpunkt  abzuliefern  war 
und  dieser  Zeitpunkt  durch  die  Schuld  des  Unternehmers 
nicht  innegehalten  worden  ist.  Gegen  die  hier  vertretene 
Ansicht  von  der  Fortdauer  des  Vertrags  Hessen  sich  folgende 
Gesichtspunkte  anführen:  Wenn  der  Unternehmer  durch  die 
rertragswidrige  Lieferung  die  Unfähigkeit  an  den  Tag  ge- 
legt hat,  das  Werk  vertragsgemäss  zu  erstellen,  so  kann  dem 
Besteller  nicht  wohl  zugemuthet  werden,  noch  einmal  den 
Versuch  einer  zweiten  Erstellung  des  Werkes  durch  den 
Unternehmer  zu  wagen,  auf  die  Gefahr  hin,  dass  die  Erstel- 
lung wiederum  nicht  der  Abrede  gemäss  ausfalle.  Mit  der 
vertragswidrigen  Erstellung  muss  das  Vertragsverhältniss  Ein 
far  alle  Male  zu  Ende  sein  und  soll  nicht  noch  während 
längerer  oder  kürzerer  Zeit  pendent  bleiben  und  dadurch  den 
Unternehmer  in  seiner  Willensfreiheit  hemmen  und  beschränken. 
Indessen  sind  diese  Gesichtspunkte  juristisch  weniger  haltbar 
und  mehr  Bedenken  ausgesetzt  als  die  fur  die  hier  adoptirte 
Ansicht  aufgeführten  Erwägungen. 

Art.  359  lässt,  wenn  der  Besteller  durch  ausdrückliche 
Weisungen  die  unrichtige  Ausführung  verschuldet  hat,  die 
ihm  durch  Art.  358  eingeräumten  Rechte  dahinfallen,  immer- 
hin unter  der  ausdrücklichen  Voraussetzung,  dass  der  Unter- 
nehmer den  Besteller  auf  das  Unzweckmässige  dieser  Weisungen 
aufmerksam  gemacht  und  hiedurch  indirect  für  den  Fall,  dass 
die  Weisungen  dennoch  aufrecht  erhalten  werden,  die  Haft- 
pflicht von  sich  abgelehnt  hat.  Diese  Vorschrift  steht  im 
Einklang  mit  Art.  356  und  findet  ihre  Erklärung  in  der  ratio, 
dass  der  Unternehmer  sich  in  den  weitaus  meisten  Fällen 
eher  in  der  Lage  befindet,  die  Zweckmässigkeit  oder  Un- 
zweckmässigkeit  der  einzelnen  Anordnungen  in  ihrem  gegen- 
seitigen Verhältniss  und  im  Hinblick  auf  alle  in  Betracht 
kommenden  Factoren  richtig  prüfen  zu  können  und  hienach 
seine  Weisungen  zu  ertheilen,  und  dass  es  daher  zu  einem 
Bestandtheil  seiner  contractlichen  Pflicht  gemacht  werden  muss, 
dass  er  eine  das  Zustandekommen  des  Werkes  gefährdende 
Einmischung  des  Bestellers,  die  meistens  in  mangelnder  tfach- 
ienntniss  ihren  Grund  hat,  zurückweise.    Der  Nachweis,  dass 
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er  dieser  Pflicht  ein  Genüge  geleistet  habe,  gehört  zum  Fun- 
dament seines  Anspruchs  auf  Abnahme  und  Vergütung  de» 
fehlerhaft  beschaffenen  Werkes,  die  Erfüllung  dieser  Pflicht 
muss  demnach  im  Bestreitungsfalle  vom  Unternehmer  bewiesen 
werden. 

II.  Gestaltung  des  Rechtsverhältnisses  In  Folge  des  Eintrittes  eines  Zufalls. 

Mit  den  Wirkungen    des  Zufalls    beschäftigen    sich    die 
Art.  367  und  370.  Der  erstere  enthält  Bestimmungen  darüber  y 
wie  es  mit  der  Tragung  des  Zufalls   gehalten  *  werden    solle 
und  welchen  Einfluss  der  durch  den  Zufall  eintretende  Unter- 
gang   der    angefertigten    Sache    auf   den    Lohnanspruch    des 
Unternehmers  ausübe.    Die  Vorschrift  dieses  Artikels  statuirt 
eine  Anwendung  der  in  Art.  145  aufgestellten  Regel,  wonach 
im  Falle  der  ohne  Verschulden  des  Schuldners  eingetretenen 
Unmöglichkeit  der  versprochenen  Erfüllung  in  natura  auch  der 
Anspruch  auf  die  Gegenleistung  für  den  Schuldner  weglallt, 
die  Unmöglichkeit    der    einen  Leistung    also    auch    die  Ver- 
pflichtung zur  Gegenleistung  aufhebt.     Diese  Vorschrift  ent- 
hält eine  unzweifelhafte  Härte  für  den  Unternehmer.     Aller- 
dings hat  der  Zufall  die  versprochene  Leistung  unmöglich  ge- 
macht und  in  Folge  dessen  dem  Besteller  die  erwartete  Arbeits- 
leistung des  Unternehmers  entzogen,   aber  wessha}b  nun  um 
des  von  dem  letztern  nicht   zu  vertretenden,    die  Sache   zer- 
störenden Ereignisses  willen   der  Unternehmer  auch  den  An- 
spruch auf  wenigstens  theilweise  Vergütung  seiner  Leistungen 
verlieren  soll,  ist  nicht  einzusehen.     Die  Billigkeit   hätte    es 
erfordert,  dass  eine  Ausnahme  für  den  Fall  getroffen  worden 
wäre,  wo  die  Uebergabe  des  vollendeten  Werkes  an  den  Be- 
steller   aus  einem    dem  Unternehmer    nicht    als  Verschulden 
zuzurechnenden  Grunde  unmöglich  geworden  ist,  so  z.  B.,  wenn 
der  Unternehmer  nach  erfolgter  Fertigstellung  der  Sache  plötz- 
lich stirbt  und  die  von  ihm  mit  der  Uebergabe  derselben  an 
den  Besteller  beauftragte  Person  durch  unvorhergesehene  Um- 
stände verhindert  ist,  den  Auftrag  zu  vollziehen.    Hier  könnte 
man    doch    nicht    entgegenhalten,    der  Unternehmer    sei    bei 
Auswahl  des  Beauftragten  fahrlässig   verfahren  und  desshalb 
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sei  die  Ablieferung  des  Werkes  unterblieben.  Ebenso  liegt 
eine  unzweifelhafte  Härte  vor,  wenn  man  in  Gemässheit  des 
Art.  367  dem  Inhaber  eines  Confeotionsmagazins  das  Recht, 
den  bedungenen  Lohn  für  einen  fertigen  Anzug  zu  fordern, 
abspricht,  wenn  der  letztere  in  der  Nacht  vor  dem  für  die 
Ablieferung  festgesetzten  Tage  von  einem  ohne  Verschulden 
des  Unternehmers  entstandenen  Feuer  verzehrt  wird. 

Nur  da  lässt  Art.  367  eine  Ausnahme  von  der  Regel 
eintreten,  wo  der  Besteller  sich  im  Verzug  der  Annahme  be- 
findet, wo  also  dem  Besteller  die  Ablieferung  des  Werkes  in 
gehöriger  Weise  anerboten  worden  ist,  sei  es  durch  die  An- 
zeige der  Bereitschaft  zur  Ablieferung,  wenn  Empfangnahme 
bei  dem  Unternehmer  bedungen  war,  sei  es  durch  Zustellung  an 
den  Besteller,  wenn  solche  verabredet  war,  und  der  Besteller 
die  Annahme    grundlos  unterlässt  oder  verweigert. 

Das  Requisit  des  „gehörigen"  Anbietens  der  versprochenen 
Leistung  ist  dahin  zu  verstehen,  dass  der  Besteller  nur  dann 
durch  die  Rückweisung  der  offerirteli  Vertragserfüllung  in 
Verzug  versetzt  wird,  wenn  der  anerbotene  Leistungsgegen- 
stand wirklich  vertragsgemäss  beschaffen  war,  wenn  dem- 
nach die  Voraussetzungen  des  Art.  358,  lemma  1,  nicht  zu- 
treffen. Liegt  ein  Fall  der  letztern  Art  vor,  so  kann  von 
einem  Verzuge  überhaupt  nicht  gesprochen  werden,  wenn  der 
Besteller  die  Leistung  zurückweist  ;  desshalb  kann  auch  die 
Tragung  der  Gefahr  nicht  auf  den  zur  Annahmever- 
weigerung berechtigten  Besteller  übergehen,  die  Lei- 
stung ist  hier  eben  nach  der  erfolgten  Zurückweisung  des 
Werkes  nicht  objectiv  unmöglich  geworden,  sondern  immer 
«och  möglich,  und  der  Besteller  ist  befugt,  die  vertragsgemässe 
Beschaffung  des  Gegenstandes  derselben  vom  Unternehmer 
zu  fordern,  falls  er  nicht  vorzieht,  vom  Vertrage  zurückzu- 
treten. Hiemit  fällt  auch  die  Annahme  eines  Verzuges  des 
Bestellers  dahin. 

Ebenso  wird  in  den  in  lemma  2  des  Art.  358  vorge- 
sehenen Fällen  ein  Verzug  des  Bestellers  angenommen  werden 
müssen  und  demnach  der  Unternehmer  Vergütung  seiner 
Arbeit  und  des  gelieferten  Materials  fordern  dürfen  ;  denn  in 
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diesen  Fällen  darf  der  Besteller  die  Annahme   der  fertig  er- 
stellten Sache  nicht    rundweg  verweigern,   sondern   es    steht, 
ihm  nur  das  alternative  Kecht  offen,   entweder   einen  Abzug 
am  Lohne  zu  machen   oder  unentgeltliche  Verbesserung  des* 
Werkes  zu  fordern.     Allerdings    wird  durch   den  inzwischen 
erfolgten  Untergang  des  Werkes  die  Ausübung  dieser  Alter- 
native unmöglich  und  dieselbe  in   die  einzig  übrig  bleibende 
Möglichkeit  umgewandelt,  den  verabredeten  Lohn  entsprechend 
dem  durch  das  Vorhandensein  der  Mängel  bewirkten  Minder- 
werth  der  untergegangenen  Sache    zu    ermässigen  ;   indessen 
kann   der  Unternehmer   für    den    durch    den  Untergang   der 
Sache  herbeigeführten  Wegfall  der  zweiten  Alternative  nicht 
haftbar  gemacht  werden,  sofern  im  Uebrigen  das   Werk   bis 
zur  sofortigen  Uebergabe    vollendet  war,   da  das  Recht   des. 
Bestellers  nur  auf  ein  weiteres  Thun    des  Unternehmers  ge- 
richtet war,  ein  Verzug  in  der  Annahme  aber  eintritt,  wenn 
der  Besteller   das  Werk    nicht   etwa   nur   zum  Zwecke  der- 
Vornahme  der  nothwendigen  Verbesserungen,  sondern  wegen 
von  ihm  behaupteter  gänzlicher  Unbrauchbarkeit  zurückweist 
und  hiedurch  vom  Vertrage  zurücktritt.  Will  man  dem.  Unter- 
nehmer die  Tragung  der  Gefahr  noch  für  den  Zeitraum  von 
der  in  unzureichender  Weise   anerbotenen   Vertragserfüllung 
an  bis  zur  Verbesserung    der  Mängel  aufbürden,    so    könnte 
die88  jedenfalls  nur  unter  der  Voraussetzung  geschehen,  däss- 
der  Besteller  sich  für  die  Wahl  der  zweiten  Alternative  des 
lemma  2    des  Art.  358  entschieden   und   diess    dem   Unter- 
nehmer sofort  angezeigt  hätte. 

Es  erhebt  sich  noch  die  Frage,  ob  dem  Unternehmer  obliegt,, 
den  Besteller  zu  einer  bestimmten  Erklärung  darüber  anzuhalten, 
in  welchem  Sinne  er  die  ihm  eingeräumte  alternative  Befugnis*, 
auszuüben  gewillt  sei,  und  ob,  wenn  er  diess  unterlägst,  die  Haft  for- 
den Zufall  fortdauert.  Diese  Frage  ist  zu  verneinen.  Der  Unter- 
nehmer könnte  nur  dann  den  Besteller  durch  eine  derartige 
Aufforderung,  zwischen  den  beiden  Alternativen  die  Wahl 
zu  treffen,  in  Verzug  setzen  und  dadurch  die  Tragung  der 
Gefahr  auf  ihn  überwälzen,  wenn  der  Besteller  von  Gesetzes; 
wegen  gehalten  wäre,  eine  derartige  Erklärung  binnen  einer 
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ihm  vom  Unternehmer  anzusetzenden  Frist  abzugeben.  Da 
nun  ein  solches  Hecht  dem  Unternehmer  nicht  eingeräumt  ist, 
so  besteht  für  ihn  auch  keine  Pflicht,  den  Besteller  durch  eine 
an  denselben  zu  erlassende  Aufforderung  zu  bestimmen,  einen 
Entschluss  im  einen  oder  andern  Sinne  zu  treffen  und  ihm 
denselben  kund  zu  geben,  und  erleidet  desshalb  die  in  Art.  367 
aufgestellte  Ausnahme,  dass  mit  eingetretenem  Annahmeverzug 
die  Gefahr  auf  den  Besteller  übergehe,  keine  die  Regel,  d.  h. 
die  Haftung  des  Unternehmers  wiederherstellende  Modification. 

Weist  der  Besteller  das  Werk  zur  unentgeltlichen  Vor- 
nahme der  erforderlichen  Verbesserungen  an  den  Unternehmer 
zurück  und  geht  nun  während  der  Unternehmer  mit  der 
Hebung  der  betreffenden  werthmindernden  Fehler  beschäftigt 
ist,  das  Werk  durch  Zufall  unter,  so  lasten  die  Folgen  hievon 
auf  dem  Unternehmer.  In  diesem  Falle  hat  nämlich  derselbe 
sich  im  Erfüllungsverzuge  befunden,  seine  Vertragspflicht  noch 
nicht  prästirt,  das  Werk  war  noch  nicht  zur  Uebergabe  an 
den  Besteller  fertig  gestellt  und  der  letztere  war  auch  nicht 
gesetzlich  gehalten,  dasselbe  in  seiner  gegenwärtigen  Be- 
schaffenheit anzunehmen.  So  lange  aber  die  Erfüllung  auf 
Seite  des  Unternehmers  noch  pendent  und  überhaupt  unge- 
wiss war,  ob  sie  in  gehöriger  Weise  stattfinden  werde, 
verbleibt  die  Tragung  der  Gefahr  bei  ihm. 

Der  Art.  370  setzt  fest,  dass  dem  Unternehmer  das 
gleiche  Recht,  wie  es  ihm  in  Art.  369  eingeräumt  ist,  mit 
einziger  Ausnahme  des  Anspruchs  auf  Schadloshaltung  zu- 
stehen solle,  falls  ein  Zufall,  der  beim  Besteller  eingetreten 
ist,  die  Vollendung  und  hiemit  die  Ablieferung  des  Werkes 
unmöglich  macht.  Beispiele,  worin  dieser  Zufall  bestehen 
und  wie  er  in  Wirksamkeit  treten  kann,  werden  nicht  auf- 
geführt. Es  wird  demgemäs8  darunter  jede  Thatsache  zu  ver- 
stehen sein,  welche  unabhängig  von  einem  directen  Ver- 
schulden des  Bestellers  eintritt  und  denselben  zwingt,  von 
der  Entgegennahme  der  noch  nicht  abgelieferten  Theile  des  in 
Ausführung  begriffenen,  in  seiner  Gesammtheit  aber  noch 
nicht  fertigen  Werkes  Abstand  zu  nehmen,  oder  welche  zur 
Folge  hat,  dass  die  Ablieferung    der    noch  nicht  vollendeten 
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Theile  in  natura  unmöglich  wird.  Dieser  Artikel  setzt  voraus, 
dass  eine  theilweise  Ablieferung  an  den  Besteller  erfolgt  ist, 
dass  aber  die  noch  nicht  fertige,  bereits  im  Besitze  des  Be- 
stellers befindliche  Sache  von  einem  ihren  Untergang  herbei- 
führenden Zufall  betroffen  und  hiedurch  die  Ablieferung  und 
Verwendung  der  noch  ausstehenden  Theile  unmöglich  wird, 
weil  die  Existenz  der  letztern  und  die  Erfüllung  der  mit 
ihnen  verknüpften  Zweckbestimmung  nur  bei  fortdauernder 
Existenz  der  abgelieferten  Partie  des  Werkes  möglich  ist. 
Die  Folge  des  Eintrittes  des  Zufalles  ist  die  nämliche  wie 
im  Falle  des  Artikel  369,  sofern  dem  Besteller  kein  Ver- 
schulden an  demselben  zur  Last  fällt. 

Dagegen  gibt  lemma  2  des  Artikels  dem  Unternehmer 
das  Recht,  ausser  der  Vergütung  für  die  bereits  geleistete 
Arbeit  noch  Schadenersatz  zu  fordern,  wenn  der  Zufall  durch 
ein  dem  Besteller  zur  Last  fallendes  Verschulden  in  Wirk- 
samkeit getreten  ist,  wenn  demgemäss  zwischen  der  Wirkung 
des  Zufalls  und  einem  dem  Besteller  als  culpa  zu  impu- 
tirenden  Benehmen  ein  directer  Causalzusammenhang  besteht. 
Fälle  dieser  Art  sind,  wenn  eine  dem  Besteller  zur  Besich- 
tigung übergebene  Partie  des  unvollendeten  Werkes  von 
demselben  unvorsichtig  behandelt  und  dadurch  zerstört  wird, 
oder  wenn  dieselbe  vom  Besteller  vorübergehend  einem 
Dritten  anvertraut  wird,  der  nicht  mit  der  erforderlichen 
Sachkenntniss  mit  derselben  umzugehen  weiss  und  sie  da- 
durch dem  Untergang  überliefert.  In  allen  diesen  Fällen 
war  der  Besteller  vertraglich  gehalten,  dafür  zu  sorgen,  dass 
dem  Unternehmer  die  thatsächliche  Möglichkeit  gewahrt  bleibe, 
den  Rest  des  Werkes  abzuliefern  und  dadurch  den  voraus- 
gesetzten Gewinn  ziehen  zu  können.  Wenn  er  demnach 
durch  eine  Handlung  oder  Unterlassung,  deren  schädlichen 
Einfluss  auf  die  Möglichkeit  der  Beendigung  des  Werkes  er 
voraussehen  konnte,  die  Vollendung  des  letztern  gehemmt 
hat,  so  hat  er  seinen  Mitcontrahenten  geschädigt,  indem  er 
ihm  die  vollständige  Beschaffung  der  vertragsgemässen  Leistung 
in  eulposer  Weise  unmöglich  gemacht  hat. 


Schweizerische  Rechtspflege. 


1.  Canton  Uri.    Urtheil  des  Bezirksgerichts 
vom  8.  Mai  1883. 

Gültigkeit  der  im  Heimatheanton  erfolgten  Güter- 
trennung von  Ehegatten  im  Niederlassungs- 
can t  o  n. 

Gustav  Lutz  war  im  Canton  Zürich  fallit  geworden  und 
seine  Ehefrau  hatte  in  Folge  davon  für  ihr  ausgeschiedenes 
Weibergut  einen  Vogt  in  der  Person  von  J.  G.  Arnold  er- 
halten. Gleich  darauf  siedelten  die  Eheleute  nach  Altdori 
über  und  zwar  mit  sämmtlichem  der  Frau  gehörenden  In- 
ventar, das  auf  diese  Weise  mit  Wissen  der  Verwandtschaft 
und  des  Vogtes  der  Frau  wieder  unter  die  Verwaltung  und 
Verfügung  des  Ehemanns  gelangte.  An  seinem  neuen  Wohn- 
orte erhob  Lutz  in  zwei  Malen  bei  H.  Zgraggen  Darleihen 
im  Gesammtbetrage  von  Fr.  750,  zu  deren  Sicherstellung  der 
Gläubiger,  als  sich  üble  Gerüchte  über  die  Zahlungsfähigkeit 
des  Lutz  verbreiteten,  von  ihm  Pfand  auf  sein  Inventar  er- 
hielt. Als  es  dann  zur  Pfandschatzung  kam,  erhob  Lutz 
Einspruch,  behauptend,  dass  der  Gemeindeweibel  auf  Gegen- 
stände Pfand  gelegt  habe,  die  nicht  sein,  sondern  seiner  Ehe- 
frau Eigenthum  seien,  und  Arnold  als  Vogt  der  Ehefrau 
stellte  die  Vindicationsklage  auf  unbeschwerte  Herausgabe 
des  Inventars,  soweit  es  Eigenthum  der  Ehefrau  sei,  gegen 
Zgraggen  an. 

Das  Bezirksgericht  Uri  wies  am  8.  Mai  1883  und  auf 
Appellation  ebenso  das  Cantonsgericht  am  12.  September  1883 
den  Kläger  mit  seinem  Begehren  ab, 

in  Betracht  : 

1.  Dass  die  klägerische.  Forderung  von  ca.  Fr.  750  für 
das  an  Gustav  Lutz  gemachte  Baaranleihen  von  der  Gegner- 
schaft unbestritten  ist. 
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2.  Da88  Schuldner  Lutz  dem  Herrn  Creditor  fur  diese» 
Anleihen  und  Kosten  unterm  29.  März  1881  unbedingtes  Pfand 
auf  dem  Inventar  bestellte  und  zwar  fur  hinlängliche  Deckung 
der  Schuld. 

3.  Dass  nach  Massgabe  des  von  der  Notariatskanzlei 
Aussersihl  ausgestellten  Inventar-Verzeichnisses  das  dem  Herrn 
Zgraggen  bestellte  Pfand  fast  ausschliesslich  jene  Pfand- 
objecte  betrifft,  welche  der  Ehefrau  Lutz  geb.  Düringer  in 
dem  unterm  6.  Mai  1879  über  ihren  Ehemann  Gustar  Lutz 
eröffneten  Concurse  als  deren  Eigenthum  zugesprochen  worden. 

4.  Dass  wenn  auch  laut  Nr.  31  des  Zürcherischen  Amts- 
blattes pro  1879  über  Gustav  Lutz  der  Concurs  publicirt  und 
in  Folge  dessen,  wie  die  Bescheinigung  des  Gemeinderathes 
Elsau  ausweist,  Trau  Lutz  unter  Vormundschaft  des  Herrn 
J.  G.  Arnold  in  Zürich  gestellt  wurde,  weder  vom  Conourse 
Lutz,  noch  von  der  Bevogtung  von  Frau  Lutz  im  hiesigen 
Cantone,  woselbst  sich  diese  Eheleute  im  Jahre  1879  nieder- 
liessen,  gestützt  auf  die  sub  6.  Oct.  1879  regierungsräthlich 
genehmigte  Niederlassungs-Bewilligung,  irgendwelche  Publi- 
cation oder  sonstige  Kenntnissgabe  ertheilt  wurde. 

5.  Dass  zwar  nach  §§  42/43  des  Zürcherischen  Concursver- 
fahrens  das  Verwaltungsrecht  des  concursiten  Ehemannes  über 
das  Vermögen  seiner  Ehefrau  aufhört  und  speciell  Frau  Lutz 
der  Vormundschaft  unterstellt  ist,  dagegen  die  unbestrittene 
Thatsache  bleibt,  dass  Frau  Lutz  sammt  ihrem  Inventar  und 
Ehemann  den  Canton  Zürich  verlassen  und  während  zwei 
Jahren  ein  Domicil  im  hiesigen  Cantone  aufschlug  und  trot& 
ihrer  Bevogtung  ihren  Ehemann  schalten  und  walten  Hess. 

6.  Dass  dem  Herrn  J.  G.  Arnold  als  bestellter  Vormund 
von  Frau  Lutz  nicht  nur  der  Aufenthalt  der  Letztern  nebst 
ihrem  Ehemanne  in  Altdorf  bekannt,  sondern  auch  im  Wissen 
sein  musste,  dass  Frau  Lutz  ihr  sämmtliches  Inventar  mit 
sich  nach  Altdorf  verbracht  hatte. 

7.  Dass  das  freie  Schalten  und  Walten  seitens  der  Ehe- 
leute Lutz  über  dieses  Inventar  zur  Annahme  berechtigt,  es 
sei  ihnen  dasselbe  vom  Vormunde  der  Frau  Lutz  zur  freien 
Benutzung  auch  ausser  Landes  anvertraut  worden,  zumal  für 
eine  Sicherstellung  gegen  allfällige  Verab Wandlung  und  Ver- 
pfändung keinerlei  Vorsorge  getroffen  wurde. 

8.  Dass  mit  Rücksicht  auf  die  erwähnten  Umstände  die. 
vom  Ehemann  Lutz  auf  dem  Inventar  seiner  Ehefrau  bestellte 
Pfandgabe,  da  diese  Ehefrau  sammt  ihrem  Kinde  mit  dem 
Ehemann  in  ungetrennter  Ehe  lebte  und  von  Letzterm  unter- 
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halten   werden   musste,   als  eine   berechtigte  betrachtet  wer- 
den muss. 

(Directe  Mittheilung.) 


2.  Canton  Freiburg.    Urtheil  des  Appellhofes 
vom  22.  Januar  1883. 

Recht  des  Ortes  der  Wechselausstellung 

oder  des  Wohnortes  des  Schuldners  für  Beur- 

theilung  von  Wechselschulden. 

Die  Brüder  Dumoulin  zu  Attalens  (Freiburg)  hatten  in 
Oron  (Waadt)  am  23.  Sept.  1878  ein  billet  à  ordre  über 
Fr.  750  zu  Gunsten  Franz  Dumoulin,  zahlbar  am  23.  Ja- 
nuar 1879  im  Domicil  von  H.  Vuagniaux  in  Oron,  unter- 
zeichnet. Dieses  Billet  wurde  an  J.  L.  Taverney  und  von 
diesem  an  Vuagiüaux  indossiert.  Bei  Verfall  wurde  es  nicht 
eingelöst  und  ging  am  24.  Januar  1879  unter  Protest.  Am 
27.  Januar  1882  liess  Vuagniaux  den  Taverney  dafür  be- 
treiben, welcher  dagegen  Rechtsvorschlag  erhob,  behauptend, 
er  sei  vom  Protest  nicht  benachrichtigt  und  in  der  Monats- 
frist nach  Protesterhebung  nicht  belangt  worden.  Der  Gläu- 
biger V.  klagte  nun  vor  dem  Bezirksgerichte  de  la  Veveyse 
auf  Rechtsöffnung  gegen  Taverney.  Dieses  Gericht  wies 
durch  Urtheil  vom  13.  November  1882  den  Kläger  ab  : 

„Considérant  en  droit,  que  le  billet  à  ordre  du  23  Sep- 
tembre 1878,  qui  a  servi  de  base  aux  gagements,  ayant  été 
„fait  dans  le  Canton  de  Vaud,  souscrit  payable  dans  le  Canton 
de  Vaud,  est  régi  par  la  loi  vaudoise"  ;  woraus  dann  deduoiert 
wurde,  dass  der  Billetinhaber  durch  Unterlassung  des  Regresses 
gegen  den  Indossanten  seinen  Anspruch  verwirkt  habe. 

Auf  ergriffene  Appellation  änderte  der  Appellhof  am 
22.  Januar  1883  dieses  Urtheil  und  gab  der  Betreibung  freien 
Lauf,  considérant: 

Que  le  billet  à  ordre  du  23  Septembre  1878,  sur  lequel 
Mr.  Vuagniaux  fonde  ses  prétentions,  revêt  tous  les  caractères 
d'un  titre  régulier,  à  rencontre  duquel  aucune  opposition  n'est 
soulevée  ni  quant  à  la  forme  ni  quant  au  fond; 

Que  l'opposition  de  M.  Tavemay  repose   sur   la  circon-. 
8tance  qu'il  n'a  pas  été  avisé  du  protêt  du,  dit  billet,  fait  le 
24  Janvier  1879  par  le  Notaire  Demiéville,  et  sur  le  fait  que 
M.  Vuagniaux  ne  l'a  point  aotionné  dans  le  mois  dès  le  protêtr 
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comme  Taverney  estime  qu'il  aurait  dû  le  faire  pour  se  con- 
former à  la  loi  vaudoise  ; 

Que  ces  motifs  ne  sont  donc  point  opposés  au  titre  lui- 
même,  mais  bien  plutôt  et  spécialement  aux  poursuites  faites 
pour  obtenir  l'exécution  des  engagements  qu'il  renferme  ; 

Qu'il  est  reconnu  en  droit  international  privé  que  tout 
ce  qui  se  rapporte  à  l'exécution  d'un  titre  est  régi  par  la  loi 
du  domicile  du  débiteur  ; 

Que  M.  Taverney,  tout  en  acceptant  l'obligation,  con- 
tenue dans  le  billet  d'ordre,  de  payer  à  Oron,  n'a  fait  aucune 
élection  de  domicile  dans  cette  ville,  et  ainsi  il  est  resté  soumis 
à  la  législation  du  lieu  où  il  est  domicilié,  c'est  à  dire  à  la 
législation  fribourgeoise  :  —  Que  l'art.  1  du  code  civil  statue  : 

»Les  lois  du  canton  de  Fribourg  régissent  toutes  les  per- 
sonnes et  tous  les  biem  qui  se  trouvent  dans  son  territoire,  en 
„tout  ce  qui  n'est  pas  excepté  par  le  droit  des  gmis,  par  le  droit 
„public  et  les  traités,  ou  par  des  dispositions  spéciales.11 

Que  la  loi  fribourgeoise  étant  ainsi  seule  applicable,  il 
y  a  lieu  de  voir  si  elle  imposait  à  M.  Vuagniaux  l'obligation 
d'aviser  M.  Taverney  du  protêt  intervenu  et  de  l'actionner 
dans  le  mois  dès  le  protêt  ; 

Que  l'art.  177  du  code  de  commerce  dit:  „Tout  engage- 
ment souscrit  par  un  non-commerçant  sur  un  billet  à  ordre,  ou  au 
sujet  d'un  billet  à  ordre,  est  régi  par  les  dispositions  du  droit 
commun,  à  moins  que  cet  engagement  n énonce  une  opération 
réelle  de  commerce  pour  laquelle  il  est,  souscrit." 

Qu'il  n'est  pas  douteux  que  les  frères  Dumoulin,  souscrip- 
teurs du  billet,  et  Taverney  endosseur  ne  sont  point  commer- 
çants et  que  l'engagement  n'a  point  été  souscrit  en  vue  d'une 
opération  réelle  de  commerce  ; 

Que  le  billet  à  ordre  dont  il  s'agit  n'est  donc  point  régi 

Îar  le  Code  de  commerce,  mais  qu'il  tombe  dans  le  domaine 
u  droit  commun  ; 

Que  le  protêt  qui  est  un  acte  d'exécution  du  contrat 
destiné  à  constater  le  défaut  de  paiement  n'est  point  exigé 
par  les  lois  fribourgeoises  ;  sa  notification  n'est  donc  point 
nécessaire  et  le  créancier  n'est  pas  tenu  d'actionner  dans  le 
mois  dès  le  protêt  ; 

Que  le  fait  de  n'avoir  point  actionné  M.  Taverney  dans 
le  mois  dès  le  protêt  ne  peut  donc  être  opposé  à  M.  Vua- 
gniaux comme  une  déchéance,  soit  une  sorte  de  prescription 
qui  frapperait  son  titre  ; 

Que  le  billet  à  ordre  du  23  Septembre  1878,  devant  être 
assimilé  aux  créances   et   autres  actions  personnelles  fondées 
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sur  actes  publics  ou  sous  seing-privé,  ne  peut  être  soumis  qu'à 
la  prescription  de  dix  ans  (art.  2138  du  Code  civil). 

Que  pour  être  autorisé  à  recourir  à  la  voie  des  gage- 
ments,  l'art.  3  de  la  loi  sur  les  poursuites  juridiques  exige 
uniquement  du  créancier  qu'il  soit  nanti  d'un  des  actes  exé- 
cutoires prévus  à  l'art.  4  de  la  même  loi; 

Que  le  billet  à  ordre  rentrant  dans  cette  catégorie,  il 
s'en  suit  que  IL  Vuagniaux  était  porteur  d'un  titre  exécutoire 
et  pouvait  recourir  à  la  voie  des  gagements. 

(Directe  Mittheilung.) 


3.  Canton  Neuenbürg.    Urtheil  des  Appellhofes 
vom  26.  März  1881. 

Verweigerung  derExecution  eines  auswärtigen 
Urtheils  über  Vaterschaft   eines  unehelichen 

K  i  n  d  e  8. 

Das  Amtsgericht  Baisthal  hatte  auf  Klage  der  Emma 
Berger  von  Oensingen  den  Fritz  Schürer  zu  Landeron  in 
contumaciam  als  Vater  ihres  unehelichen  Kindes  erklärt  und 
zu  einer  Alimentationssumme  von  Fr.  60  jährlich  bis  zu  vol- 
lendetem 16.  Jahre  des  Kindes  verurtheilt,  im  Uebrigen  dem 
Kind  den  Namen  und  das  Bürgerrecht  der  Mutter  zugewiesen. 
Die  Klägerin  verlangte  in  Neuenburg  die  Execution  dieses 
Urtheils.     Der  AppeÜhof  verweigerte  sie  : 

Sans  s'arrêter  aux  allégués  de  F.  Schurer,  qui  dit  n'avoir 
eu  connaissance  de  la  demande  formée  par  E.  Berger  et  du 
jugement  rendu  par  le  tribunal  de  Balsthal, 

Attendu  que,  dans  le  canton  de  Neuchâtel,  la  recherche 
en  paternité  est  interdite, 

Que  ce  sont  des  considérations  d'ordre  public  qui  ont 
engagé  le  législateur  neuchâtelois  à  prononcer  cette  interdic- 
tion d'une  manière  absolue  déjà  dans  la  loi  du  22  décembre 
1849,  puis  par  l'art  246  du  code  civil. 

Attendu  que  suivant  une  jurisprudence  constante  la  Cour 
ne  peut  accorder  l'exécution  de  jugements  qui  au  point  de 
vue  du  droit  public  neuchâtelois  sont  sans  valeur. 

Attendu  que  si  le  jugement  dont  l'exequatur  eàt  de- 
mandé ne  peut  dans  aucun  cas  et  dans  son  dispositif  prin- 
cipal recevoir  son  application,  les  condamnations  pécuniaires 
qui  en  découlent  suivent  le  sort  du  principal. 

Que  si  l'on  envisage,  comme  le  fait  le  requérant,  ces 
condamnations  pécuniaires  en  soi  et  indépendantes  de  la  cause 
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qui  les  a  provoquées,  le  Tribunal  de  Balsthal  était,  aux  termes 
de  l'art.  59  de  la  Constitution  fédérale,  incompétent  pour  pro- 
noncer sur  des  réclamations  personnelles  faites  à  Schurer,  qui 
est  domicilié  au  Landeron. 

(Arrêts  de  la  cour  d'appel,  tome  XIV,  p.  211  s.) 


4.  Ganton  St.  Gallen.    Urtheìl  des  Cantonsgrerichts 
vom  ö.  August  Iddi. 

Verschollenheit.     Bedeutung  der  Verschollen- 
erklärung. 

Der  Mechaniker  B.  war  auf  den  Fall  seines  Ablebens 
zu  Gunsten  seiner  gesetzlichen  Erben  bei  der  Versicherungs- 
gesellschaft C.  für  Fr.  3000  versichert.  In  der  Nacht  vom 
7./8.  Januar  1879  verunglückte  er,  den  Ergebnissen  einer 
diesfalls  geführten  bezirksamtlichen  Untersuchung  geinäss, 
auf  dem  Walensee.  Die  Erben  suchten  hierauf1  die  Ver- 
schollenheitserklärung beim  Bezirksgerichte  S.  nach,  welches 
unterm  2.  April  1880  eine  öffentliche  Edictalcitation  an  den 
Verunglückten  auf  den  30.  September  gleichen  Jahres  erliess 
und  nach  fruchtlosem  Ablauf  der  Frist  unterm  27.  October 
desselben  Jahres  den  B.  verschollen  erklärte ,  die  Erbschaft 
auf  dessen  Nachlass  eröffnete  und  den  Erben  auf  die  Dauer 
von  fünf  Jahren  Bürgschaft  für  das  Stammvermögen  aufer- 
legte, welche  am  8.  Januar  1881  geleistet  wurde.  Auf  diese 
Vorgänge  hin  belangten  die  Erben  die  Versicherungsgesell- 
schaft C.  für  Herausgabe  des  versicherten  Betrages.  Indem 
die  letztere  sich  weigerte,  diesem  Begehren  zu  entsprechen, 
bezog  sie  sich  vornehmlich  auf  folgende  Gründe  :  Nach  den 
§§  3  und  8  des  Versicherungsvertrages  sei  die  Einforderung 
der  Versicherungssumme  an  den  förmlichen  Ausweis  des  Ab- 
lebens des  Versicherten  gebunden.  Die  Verschollenheit  ent- 
halte nun  aber  eine  blosse  Präsumption  des  Todes  zu  Gunsten 
der  Erben,  welche  für  die  Versicherungsanstalt  um  so  weniger 
massgebend  sein  könne ,  als  sogar  der  Art.  154  des  Erbge- 
setzes die  Möglichkeit  des  Lebens  eines  Vermissten  noch 
während  zehn  Jahren  einräume.  Es  könne  daher  während 
dieser  Frist  die  nur  für  den  Todesfall  vorgesehene  Versiche- 
rung nicht  eingefordert  werden.  Mit  der  Bürgschaftsleistung 
habe  sich  die  Anstalt  nicht  zu  begnügen  ,  da  dieselbe  nach 
Art.  154  nur  dem  Vermissten  gegenüber  und  zu  dessen 
Gunsten  vorgesehen  sei.  Endlich  müsse  bei  Annahme  des 
Todes  des  Versicherten   den  TJntersuchungsacten  entnommen 
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werden,  dass  sich  der  Versicherte  vertragswidrig  in  Gefahr 
begeben  habe ,  womit  der  Ansprach  auf  die  Versicherungs- 
summe verwirkt  worden  sei. 

Das  Cantonsgericht,  an  dessen  Entscheid  die  Sache  mit 
Umgehung  der  ersten  Instanz  gebracht  worden  war ,  verur- 
theilte  die  Versicherungsanstalt  zur  Bezahlung  der  geforderten 
Fr.  3000  sammt  Verzugszinsen  zu  5  %  vom  5.  Mai  1881  an, 
geleitet  von  folgenden  Erwägungsgründen  : 

Ein  Wagnis8  Seitens  des  verunglückten  B.  anlässlich 
seiner  Fahrt  (im  Schiffe)  nach  Walenstad,  wie  es  von  der 
Beklagten  behauptet  wird,  könne  nicht  angenommen  werden. 
Nach  st.  gallischem  Rechte  ,  an  welches  die  Beklagte  laut 
der  ihr  ertheilten  Concession  kommen  müsse ,  könne  unter 
den  im  vorliegenden  Falle  waltenden  Umständen  der  Vor- 
schrift des  §  8  des  Versicherungsvertrages  auf  Beibringung 
eines  Todscheines  nicht  nachgelebt  werden.  An  dessen  Stelle 
trete  die  Verschollenheitserklärung  durch  Bichterspruch,  wo- 
durch der  Vermisste  mittelst  Kechtsvermuthung  mit  voller 
Beweiskraft  als  nicht  mehr  am  Leben  erklärt  werde.  Es 
eonstatiere  nach  st.  gallischem  Rechte  die  Verschollenheits- 
erklärung gegenüber  einer  Versicherungsanstalt  den  Tod  ebenso 
gut,  als  ein  ärztliches  Zeugniss  oder  ein  Todschein,  und  es 
wirke  diese  richterliche  Erklärung  auf  alle  Rechtsverhältnisse 
in  gleicher  Weise ,  wie  der  factisch  nachgewiesene  Tod. 
Hieran  ändere  der  Umstand  nichts,  dass  den  Erben  die  Lei- 
stung einer  Caution  fur  eine  gewisse  Zeitdauer  auferlegt 
worden  sei  Denn  von  dieser  Garantie  könne  das  Gericht 
die  Erben  befreien  und  hätte  im  vorliegenden  Falle,  wo  der 
Tod  des  B.  zur  höchsten  Wahrscheinlichkeit  dargethan  /sei, 
füglich  davon  Umgang  nehmen  können.  Wollte  der  Wortlaut 
des  §  8  des  Versicherungsvertrages  im  Sinne  des  Anbringens 
der  Beklagten  genau  innegehalten  werden ,  so  müsste  in 
Fällen,  wie  der  vorliegende,  Ungerechtigkeit  entstehen. 

(Entscheidungen  des  st.  gallischen  Cantonsgerichts 
aas  den  Jahren  1880  u.  1881,  S.  2  ff.) 


5.  Ganton  Baselstadt.    Urtheil  des  Civügreriohts 
vom  28.  September  1883. 

Bedeutung  der  Todeserklärung  für  den  Erbgang. 

Durch   Urtheil  des   Civilgerichts,    Abtheilung  Ehe-    und 
Waisensachen  vom  10.  Mai  1882  wurde  Wilhelm  Dubied-Koch 
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von  Basel,  auf  Grund  des  Gesetzes  betreffend  die  Vermögens- 
Verhältnisse  landesabwesender  und  vermisster  Personen  vom 
4.  October  1859  für  todt  erklärt  und  gemäss  §  4  dieses 
Gesetzes  als  Zeitpunet  des  Todes  der  1.  December  1878  fest- 
gestellt. Einzige  Erbin  war  seine  Mutter,  die  heutige  Be- 
klagte, welche  in  Folge  Mundtodterklärung  unter  der  Curatel 
des  Herrn  Ferdinand  Labhardt-Schubiger  steht.  Eine  Er- 
klärung über  Annahme  oder  Verzicht  der  Erbschaft  hatte  der- 
selbe Namens  seiner  Pflegbefohlenen  bei  Anlass  der  Todes- 
erklärung nicht  abgegeben. 

J.  Müller  als  Kläger  forderte  nun  an  Beklagte  als  Erbin 
des  Wilhelm  Dubied  Bezahlung  von  Fr.  1000  nebst  Acces- 
sorien  aus  einem  Darlehen. 

Die  Beklagte  lehnte  zunächst  jede  Haftbarkeit    ab    aus 
dem  Grunde,    weil  sie  gar  nicht  Erbin    des  W.  Dubied    ge- 
worden sei.     Dubied   habe   nichts  hinterlassen  und  Beklagte 
sei  daher  auch  nicht  im  Fall  gewesen   eine  Erbschaft  anzu- 
treten oder    darauf   zu   verzichten.     Die  Todeserklärung  des 
W.  Dubied  habe  nur  Wirkung  in  Bezug  auf  die  Vermögensrechte 
des  Verschollenen,  nicht  aber  in  Bezug  auf  die  Rechte    und 
Pflichten  seiner  Erben.    ITebrigcns  wäre  in  demjenigen  Zeit- 
punkt,   welcher  vom  gerichtlichen  Urtheil    als  Todesmoment 
des  Dubied   angenommen  worden    sei,    eine  Erklärung    über 
Antritt  oder  Verzicht  schon  desshalb  nicht  möglich  gewesen, 
weil  dieser  Zeitpunkt  erst  4  Jahre  später  festgesetzt  worden 
sei.     Sodann  fehle  für   einen  Erbschaftsantritt  auch    das  for- 
melle   Erfordernis8    der    waisenamtlichen  Genehnngung  nach 
§  36  des  Vormundschaftsgesetzes  und  hätte   auch  der  Civil- 
gerichtspräsident    nach    §  37    dieses  Gesetzes  einen    solchen 
Erbschaftsantritt  gar  nicht  zulassen  dürfen. 

Weitere t Einwendungen  gegen  die  Existenz  der  Forderung 
von  Fr.  1000  sind  hier  ohne  Interesse. 

Das  Civilgericht  Basel,  durch  Spruch  vom  28.  Septem- 
ber 1883,  welchen  das  Appellationsgericht  am  8.  November 
bestätigte ,  verwarf  diese  Einwendungen  und  verurtheilte 
die  Beklagte  zur  Bezahlung  der  Klagsumme,  mit  folgenden 
Motiven  : 

Das  Gesetz  vom  4.  October  1859  bestimmt  ganz  klar, 
dass  ein  Verschollener  mit  dem  vollendeten  15.  Jahr  nach 
der  letzten  zu  ermittelnden  Nachricht,  als  todt  zu  betrachten 
ist.  Von  diesem  Moment  an  gilt  er  als  unfähig,  Rechte  zu 
erwerben  (§  4).  Ein  allfällig  '  vorhandenes  Testament  wird 
eröffnet,  gerade  wie  wenn  der  Vermisste  jetzt  gestorben  wäre. 
Der  Testamentserbe,  oder  in  Abgang  eines  Testaments  der- 
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jenige  Erbe,  der  in  jenem  präsumtiven  Todesmoment  der 
nächste  gesetzliche  wäre,  wird  zur  Erbschaft  berufen  (§  7 
und  5)  und  ihm  das  betreffende  Vermögen  zu  freier  Ver- 
fugung übergeben  (§  6),  letzteres  allerdings  nur  gegen  ßeal- 
caution,  welche  dazu  dient,  noch  weitere  15  Jahre  dem  Ver- 
missten,  falls  er  wieder  zum  Vorschein  kommen  sollte,  sein 
Rückforderungsrecht  zu  sichern. 

Wenn  sich  nun  der  zur  Erbschaft  Berufene  gegen  die 
nachtheiligen  Folgen  dieser  Delation  sichern  will,  so  musg 
er  diejenigen  Schritte  ergreifen,  welche  die  Gerichtsordnung 
in  den  §  612  u.  ff.  dem  Erben  zu  diesem  Zweck  gestattet, 
d.  h.  er  hat  innert  der  gesetzlichen  Frist  von  2  Monaten 
den  Antritt  sub  beneficio  inventarli  oder  den  Verzicht  zu 
erklären.  Selbstverständlich  muss  die  gesetzliche  Frist  nach 
Analogie  von  §  612  der  Gerichtsordnung  vom  Moment  der 
Berufung  an  gerechnet  werden,  als  welcher  hier  die  gericht- 
liche Todeserklärung  anzusehen  ist. 

Da  nun  Beklagte  innert  dieser  Frist  keine  Erklärung 
über  Antritt  oder  Verzicht  abgegeben  hat,  so  gilt  sie  nach 
§  612  cit.  als  pure  antretend.  Der  Umstand,  dass  ihr  Vor- 
mund es  versäumt  hat,  die  nach  §  36  des  Vormundschafts- 
gesetzes erforderliche  Genehmigung  des  Waisenamtes  zu 
diesem  Erbschaftsantritt  einzuholen,  kann  höchstens  eine  Ver- 
antwortlichkeitsklage gegenüber  dem  Vormund,  keineswegs 
aber  die  Nichtigkeit  des  geschehenen  Antrittes  begründen. 
Ebensowenig  ist  der  Erbschaftsantritt  desshalb  üngiltig,  weil 
der  Civilgerichtspräsident  ihn  wegen  der  mangelnden  waisen- 
aintliçhen  Genehmigung  etwa  hätte  verweigern  sollen  (§  37 
des  Vormundschaftsgesetzes).  Denn  der  Civilgerichtspräsident 
hat  bei  Erbschaftsantritten  überhaupt  nur  dann  eine  Cognition 
auszuüben,  wenn  dieselben  sub  beneficio  inventarii  geschehen 
(%  614  G.  0.  und  Art.  5  des  Einführungsgesetzes  vom  8.  Fe- 
bruar 1875). 

(Directe  Mittheilung.) 


6.  Ganton  Luzern.   Rekursentscheid  der  Justizkommission 
des  Obergerichts  vom  6.  Juli  1882. 

Hy  p  o  t  h  ekar  r  e  cht.  Umfang  des  Pfandrechts: 

Gebäude  accessorium  von  Grund 

und  Boden. 

Zur  Liegenschaft  „zur  Sonne"  in  Sursee  gehörte  früher 

auch  ein  ausserhalb  des  Städtchens  gelegenes  Stück  Garten, 

welches  jeweilen  bei  Gülterrichtungen  mitverschrieben  wurde* 
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Später  wurde  dann  diese  Parzelle  von  der  Hauptliegenschaft 
wegverkauft  und  nachher  darauf  ein  Haus  erstellt»  Die 
Eigenthümer  der  Liegenschaft  „zur  Sonne"  geriethen  im 
Jahre  1881  an  den  Konkurs,  und  gestützt  auf  §  41  des  Lu- 
cerner  Konkursgesetzes,  wonach  die  Inhaber  von  Grund- 
stücken, welche  in  einem  und  demselben  Gültbriefe  für  Eine 
Schuld  mitverschrieben  sind,  ihre  Stücke  entweder  in  die  über 
ein  mitverpfändetes  Grundstück  ergehende  Gant  einwerfen 
oder  durch  Bezahlung  der  Gesammtgtüt  lösen  müssen,  stellten 
mehrere  Gültansprecher  das  Begehren,  der  Eigenthümer  des 
z.  Z.  von  der  Hauptliegenschaft  abgetrennten  Stückes  Garten 
habe  dasselbe  sammt  dem  darauf  erstellten  Haus  in  die  Gant 
einzuwerfen,  welchem  Begehren  der  Eigenthümer  hauptsäch- 
lich aus  folgenden  Gründen  opponierte: 

Unbestrittenermassen  sei  das  neu  erstellte  Gebäude  in 
den  gegnerischen  Titeln  nicht  mitverschrieben.  Das  Gesetz 
besage  nun  nirgends,  dass  bauliche  Objekte,  welche  auf  ein 
bisher  verpfändetes  Grundstück  erstellt  werden,  ipso  jure 
auch  als  Pfand  für  ältere  Verschreibungen  haften  müssen. 
Auch  das  gemeine  Recht  behandle  das  Gebäude  nicht  unter 
allen  Umständen  als  Nebensache  zum  Grund  und  Boden  ;  es 
hange  dieses  vielmehr  u.  A.  davon  ab,  welche  Sache  als  die- 
jenige erscheine,  für  welche  die  andere  bestimmt,  oder  welche 
für  sich  von  höherm  Werthe  sei.  Mit  Rücksicht  auf  die 
gegebenen  Werthverhältnisse  bilde  im  vorliegenden  Falle 
offenbar  nicht  das  Grundstück,  sondern  das  darauf  erstellte 
Gebäude  die  Hauptsache.  Für  solchartige  Fälle  sei  das 
Rechtsverhältniss  mit  Bezug  auf  die  Eigenthumsfrage  durch 
§  281  unseres  bürgerlichen  Gesetzbuches  geregelt. 

Es  wird  sodann  auf  einen  obergerichtlichen  Entscheid 
vom  8.  Jänner  1870  in  Sachen  X.  Brunner  gegen  Creditoren 
Rüegger  verwiesen. 

Der  Hypothekarkredit  erleide  durch  die  Anschauung  des 
Opponenten  in  Wirklichkeit  keine  Einbusse,  im  Uebrigen  sei 
die  Theorie  des  Schutzes  des  Hypothekarkredites  keineswegs 
eine  absolute,  sondern  nur  eine  relative,  was  an  Hand  zweier 
Beispiele  ausgeführt  wird. 

Wenn  die  Hypothekargläubiger  dem  erstellten  Gebäude 
die  Qualifikation  von  Rechtsamen  im  Sinne  des  §  23  des 
Hypothekargesetzes  beilegen  wollen,  so  müssten  dieselben 
nach  Massgabe  dieser  Gesetzesstelle  in  jedem  Falle  die  auf 
dem  Hause  speziell  haftenden  Verschreibungen  übernehmen. 

Der  Gerichtsausschuss  von  Sursee,  welchem  in  erster 
Linie  der  Entscheid  über  die  streitige  Frage  zustand,    wies 
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das  Begehren  der  Gültansprecher  um  Einwerfung  ab  und 
beschützte  den  Eigenthümer  bei  seiner  Opposition,  we- 
sentlich aus  folgenden  Gründen  : 

Der  gegebene  Streit  beschlage  nicht  sowohl  das 
Hypothekar-,  als  vielmehr  das  Eigenthumsrecht  ;  denn  es 
sei  unzweifelhaft,  dass  der  Bauplatz  als  solcher  im  Pfand- 
nexus inbegriffen  sei,  und  daher  die  solidarische  Mitver- 
haftung desselben  in  die  fraglichen  Hypothekartitel  fort- 
daure.  Es  handle  sich  daher  nur  darum,  wie  diese  soli- 
darische Haftbarkeit  vorliegend  zur  Geltung  kommen 
solle.  Dies  könne  geschehen  :  entweder  durch  Verhaltung 
des  Hauseigenthümers,  gemäss  §  281  Abs.  2  des  b.  G.-B., 
den  wahren  Werth  oder  Marktpreis  des  Grundstückes  an 
die  Hypothekargläubiger  zu  bezahlen,  oder  aber  durch  Ein- 
werfung des  Grundstückes  mit  Inbegriff  des  Gebäudes. 
Im  erstem  Falle  mache  Opponent  das  freiwillige  Aner- 
bieten, den  Kaufpreis  von  Fr.  1400  zu  bezahlen,  wobei 
derselbe  behaftet  bleibe.  Im  letztern  Falle  wäre  immer- 
hin die  Frage  zu  entscheiden/  ob  und  inwieweit  dem 
Eigenthümer  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Ersatzes  für 
nützliche  Verwendungen  ein  mit  der  exceptio  doli  geltend 
zu  machender  Entschädigungsanspruch  zustehe. 

Das  Begehren  der  Einwerfung  verlangenden  Credi- 
toren  stütze  sich  wesentlich  auf  die  römisch-rechtlichen 
Grundsätze  über  Eigenthumserwerb  durch  Verbindung, 
speziell  Jnädifikation.  Nun  sei  aber  das  daherige  Rechts- 
verhältniss  selbst  mit  Bezug  auf  das  römische  Recht  kein 
abgeklärtes  und  unbestrittenes.  In  jedem  Falle  können 
diese  Grundsätze  nur  subsidiäre  Geltung  beanspruchen. 
Unser  bürgerliches  Recht  weise  aber  den  römisch -recht- 
lichen Grundsatz  :  „quod  inœdificatur  solo  cedit"  geradezu 
zurück,  indem  es  denselben  speziell  in  §  281  Abs.  2  des 
b.  G.-B.1)  durch  eine  den  Interessen  der  Billigkeit  Rück- 
sicht tragende  Rechtsnorm  ersetze.  Diese  Bestimmung 
gelte  auch  für  die  vindicatio  pignoris,  und  zwar  a  for- 
tiori, weil  der  Umfang  des  Pfandrechtes  kleiner  sei,  als 
derjenige  des  Eigenthumes.  Im  gegebenen  Falle  seien 
die  thatsächlichen  Voraussetzungen  jener  Bestimmung 
Unbestrittenermassen  vorhanden. 


-*)  „Hat  der  Eigenthümer  des  Grund  und  Bodens  um  die  Bauführung 
çewnsst  und  sie  dem  Baufährer  nicht  sogleich  untersagt,  so  kann  er  nur 
aen  Marktpreis  des  Grund  und  Bodens  fordern  und  auf  das  Gebäude  selbst 
keinen  Anspruch  machen.44 
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Eine  Beeinträchtigung  des  Hypothekarkredites  sei 
nicht  ersichtlich,  da  die  Pfandgläubiger  mit  nochmaliger 
Bezahlung   des  Kaufpreises   genügend   entschädigt  seien. 

Diese  Anschauungen  widersprechen  der  obergericht- 
lichen Praxis  nicht,  beziehungsweise  stehen  mit  derselben 
im  Einklang. 

Gegen  diesen  Entscheid  ergriffen  die  Gültansprecher  den 
Rekurs  an  die  Justizkommission  des  Obergerichts,  welche 
den  6.  Juli  1882  in  Umänderung  des  erstinstanzlichen  Ent- 
scheides den  Rekurs  als  begründet  erklärte  und  den  Eigen- 
tümer anhielt  :  entweder  das  fragliche  Grundstück  sammt 
dem  darauf  erstellten  Gebäude  in  die  Gant  einzuwerfen, 
oder  aber  die  betreffenden  Hypothekaransprachen  zu  lösen,, 
—  aus  folgenden  Gründen  : 

Dass,  wenn  in  materieller  Hinsicht  die  erste  Instanz 
bei  Schöpfung  ihres  Entscheides  von  der  Ansicht  ausging, 
es  seien  vorliegend  zunächst  nicht  die  Bestimmungen  des 
Hypothekarrechtes,  sondern  vielmehr  diejenigen  über  das 
Eigenthumsrecht  massgebend,  mit  dieser  ihren  weitern 
Ausführungen  als  Grundlage  dienenden  Anschauung  der 
Streitfall  auf  einen  Boden  versetzt  wird,  welchem  der- 
selbe nicht  angehört,  insbesondere . aber  die  Anwendung 
des    §  281   Abs.  2  des  b.  G.-B.  unzutreffend  ist,   indem  : 

a.  allerdings  das  Pfandrecht  seiner  Entstehung  nach  ein 
Ausfluss  des  Eigentumsrechtes  ist  und  daher  der 
Eigenthümer  durch  Bestellung  eines  Pfandrechtes  nicht 
mehr  Rechte  übertragen  kann,  als  ihm  selbst  zustehen  ;. 
hiedurch  aber  keineswegs  ausgeschlossen  ist,  dass  das 
einmal  konstituirte  Pfandrecht  als  ein  selbständiges 
dingliches  Recht  mit  Bezug  auf  Portdauer  und  Um- 
fang sein  eigenes ,  von  den  Eigentumsverhältnissen 
an  dem  Unterpfande  unabhängiges  Schicksal  habe  ; 

b.  Die  Voraussetzungen  des  cit.  §  281  vorliegend  ohne- 
hin nicht  zutreffen,  indem  diese  Gesetzesstelle  den 
Fall  im  Auge  hat,  wo  ein  Gebäude  auf  fremden  Grund 
und  Boden  erstellt  wird,  während  im  gegebenen  Falle 
das  Gebäude  vom  Eigenthümer  auf  dem  eigenen  Grund- 
stück errichtet  wurde,  wesshalb  es  auch  durchaus 
unrichtig  ist ,  wenn  in  den  Erörterungen  des  Oppo- 
nenten seine,  resp.  die  Stellung  seines  Rechtsvorgängers 
als  Ersteller  des  Gebäudes  den  Pfandgläubigern  gegen- 
über wiederholt  als  die  Stellung  eines  Dritten  be- 
zeichnet wird. 
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Dass  daher,  nachdem  überall  zugegeben  wird,  dass 
das  betreffende  Grundstück  als  solches  im  Pfandnexus 
der  fraglichen  Hypothekartitel  inbegriffen  ist,  lediglich 
entschieden  werden  muss ,  ob  sich  dieser  Pfandnexus 
neben  dem  Grund  und  Boden  selbst  auch  auf  das  in  der 
Folge  darauf  errichtete  Gebäude  erstrecke,  für  welche 
Frage  neben  allgemein  sachenrechtlichen  Grundsätzen  die 
Bestimmungen  des  Hypothekarrechtes  massgebend  sein 
müssen. 

Dass  diese  Frage  im  Sinne  der  Anbringen  der  Re- 
kurrenten zu  entscheiden  ist,  und  zwar: 
a.  mit  Hinsicht  auf  das  gemeine  Recht,  welches  den  un- 
bestrittenen Grundsatz  aufstellt,  dass  mit  der  Pfand- 
sache Alles  zu  haften  habe,  was  mit  derselben  zu  einem 
Ganzen  verbunden  ist,  und  so  namentlich  auch  mit 
dem  verpfändeten  Grundstücke  das  auf  demselben  er- 
richtete Gebäude  (vgl.  u.  A.  Windscheid,  Lehrbuch 
des  Pandektenrechtes  Bd.  I  §  226  a  Note  6  und  die 
hier  zitirten  Quellenstellen  *r  Arndts  Lehrbuch  der 
Pandekten  §  368  zu  Anfang); 
b  mit  Bezug  auf  unser  kantonales  Recht,  (  welches  eine 
Abweichung  von  diesem  gemeinrechtlichen  Grundsatze 
nicht  enthält,  vielmehr  denselben  insoweit  bestätiget, 
als  gemäss  §§  207  und  208  des  b.  G.-B.  ein  Gebäude 
seiner  Naturbestimmung  nach  zum  Gründstücke  gehört, 
und  gemäss  §  22  des  Hypothekargesetzes  vom  Pfand- 
nexus ohne  Weiteres  ergriffen  wird,  was  nach  Mass- 
gabe jener  Bestimmungen  zum  Liegenden  gehört  ; 
<5.  mit  Bezug  auf  die  obergerichtliche  Praxis,  welche  jenen 
Grundsatz  in  einer  Reine  von  Entscheiden  festgehalten 
hat  (s.  u.  A.  Präjudikat  vom  7.  Dezember  1871,  amt- 
liche Sammlung,  Seite  78),  wobei  zu  bemerken  ist, 
dass  das  vom  Opponenten  angerufene  Urtheil  vom 
8  Jänner  1870  allerdings  zu  gegenteiligen  Anschau- 
ungen hinneigt,  immerhin  aber  dasselbe  auf  andern 
tatsächlichen  Verhältnissen  beruht,  und,  abgesehen 
hievon,  gegenüber  den  seither  mehrfach  erlassenen 
obergerichtlichen  Entscheiden  nicht  in  die  Wagschale 
fallen  kann. 
Dass  bei  diesem  Rechtsverhältnisse  das  Begehren  der 
^Rekurrenten  materiell  und  formell  gerechtfertiget  ist: 

Materiell  mit  Bezug  auf  die  für  die  pfandrechtliche 
Verhaftung  von  Grundstücken  geltenden  Grundsätze  der 
Solidarität  und  Priorität,  wonach  der  Pfandgläubiger  für 
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seine  Ansprache  nach  Massgabe  seines  Titels  auf  jedem 
Theile  des  Unterpfandes  Deckung,  und  zwar,  mit  Ver- 
drängung aller  ihm  nachgehenden  Verschreibungen,  volle 
Deckung  zu  suchen  berechtiget  ist;  formell  mit  Bezug 
auf  das  für  Bealisirung  dieser  Ansprüche  in  §  41  c  des 
K.-G.  normirte  Verfahren. 

(Directe  Mittheilung.) 


7.   Canton  Uri.    Urtheil  des  Bezirksgerichts 
vom  16.  Juli  1883. 

Unterschied  von  Gült  und  Obligation 
bezüglich  pers  önlichcr  Haftbarkeit  des  P fand- 

inhabers. 

Im  Jahre  1872  brachte  Joh.  Kempf  in  Andermatt  einen 
Antheil  Haus  und  Stall  mit  Remise  für  Fr.  12,500  käuflich 
an  sich  und  nachdem  derselbe  im  Jahre  1874  in's  Falliment 
gekommen,  nahmen  die  Herren  Gebr.  Huber  als  hinterste 
Kreditoren  das  Unterpfand  an,  besassen  es  während  5  à  & 
Jahren  und  bezogen  jährlich  Fr.  710  Miethzins. 

Auf  diesem  Antheil  Haus  und  Zubehör  besass  A.  Danioth 
von  Andermatt  ein  Obligo  von  Fr.  1346.  38,  und  nachdem 
der  Werth  der  Wohnungen  durch  die  Eisenbahn- Verhältnisse 
gesunken,  strebten  die  Herren  Huber  die  gerichtliche  Be- 
willigung für  das  Aufwerfen  des  Unterpfandes  an,  wogegen 
Kläger  als  Inhaber  des  Obligo  von  Fr.  1346  opponirfe  in 
dem  Sinne,  dass  vorerst  die  188 1er  Zinse  bezahlt  werden 
und  das  Aufwerfen  dem  Obligo-Inhaber  nicht  zum  Nachtheil 
gereichen  dürfe. 

Vom  Bezirksgericht  Ursern  wurde  mit  diesem  bedingten 
Vorbehalt  das  Aufwerfen  bewilligt. 

Nach  Publikation  des  Beneficium  Inventarli  erfolgte  die 
Bezahlung  der  Zinse  dennoch  nicht  und  wurde  das  bewilligte 
Aufwerfen  auf  gerichtliche  Verfügung  wieder  revozirt,  wo- 
gegen die  Gebr.  Huber  an's  Kantonsgericht  rekurrirten  und 
die  Revocation  wieder  auigehoben  wurde. 

Danioth  erhob  nun  gegen  die  Gebrüder  Hnber  Klage 
auf  Bezahlung  der  Fr.  1346.  38  und  machte  in  rechtlicher 
Beziehung  hi*für  geltend  : 

1.  Der  Liquidations- Auszug  so  wohl,  als  das  vorgewiesene 
Obligo  beweise,  dass  Kläger  auf  dem  von  den  Beklagten  ab- 
getretenen Hausantheil  und  Zubehör  Inhaber  dieses  Obligo'* 
.von  Fr.  1346.  38  sei,   welche  bestanden,  als  noch  Joh.  Kempf* 
Besitzer  des  Unterpfandes  war» 
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2.  Dieses  Obligo  sei  in  Gemässheit  des  Art.  138,  Z.  3  *) 
kündbar  und  Schuldnet  hafte,  auf  den  Tali  des  Verlustes 
auf  dem  Unterpfande,  mit  Hab  und  Gut  für  die  Ersatz- 
pflicht. 

3.  Laut  der  vorgewiesenen  amtlichen  Bescheinigung  sei 
dieses  Obligo  den  Herrn  Huber  sub  26.  April  1881  zur  Abr 
bezahlung  aufgekündet  worden,  und  zwar,  bevor  die  Auf- 
werfung des  Unterpfandes  stattgefunden,  indem  laut  Amts- 
blatt No.  28  die  letztere  erst  den  12.  Juni  1881  statt  hatte. 

4.  Laut  Bescheinigung  des  Falliments-Secretairs  von 
Ursern  sei  nun  das  auf  den  Namen  der  Herren  Huber  lau- 
tende Obligo  auf  dem  Unterpfand  verloren  gegangen. 

5.  Laut  dem  vorgelegten  Gerichtsurteil  vom  23.  Juni 
1881  sei  die  Bewilligung  fìir  die  Aufwerfung  nur  ohne  Prä- 
judiz für  das  Obligo  erfolgt  und  Kläger  habe  bei  Anlass 
der  Liquidation  jedwede  Rechte  und  speziell  gegen  die  Auf- 
werfung hinsichtlich  der  Obligo-Kündung  Verwahrung  zu 
Protokoll  erklärt.' 

Die  Beklagten  (Gebr.  Huber)  machten  dagegen  geltend  : 
Nachdem  Joh.  Kempf  ins  Falliment  gekommen,  sei 
Antheil  Haus  und  Zubehör  desselben  den  Herren  Huber  als 
Pfandinhabern  von  der  Fallimentscommission  um  die  Total- 
summe von  Fr,  11,054.  90  Bp.  zugestellt  worden,  nämlich 
mit  einem  Total-Vorstand  von  Fr.  10,500;  Zinsen  pro  1874 
Fr.  423.  90  Rp  ,  Liquidationskosten  Fr.  131.  — .  Dem  heutigen 
Kläger  sei  sub  2.  Juli  1876  vom  vorstehenden  Capital  ein 
Obligo  von  Fr.  1000.  —  abbezahlt  worden  ,  so  dass  der 
Vorstand  noch  in  Sa.  Fr.  9500.  —  bestand.  Die  Herren 
Huber  haben  Fr.  1500.  —  für  Reparatur  des  Hauses  ausge- 
geben, und  nachdem  die  Rentabilität  des  Hauses  gesunken, 
haben  sie  das  Aufwerfen  desselben  angestrebt  und  zu  diesem 
Behofe  vom  Gemeinderath  Andermatt  sub  1.  März  1881  die 
Bescheinigung  erhalten,  dass  das  Haus  weder  beschädigt 
noch  in  Abgang  gekommen  sei,  worauf  das  Bezirksgericht 
Ursern  das  Aufwerfen  des  Unterpfandes  bewilligt  und 
publizirt  habe. 

Ohne  irgendwelche  vorherige  Kenntnissgabe  an  die 
Herren  Huber  sei  Herr  Danioth  sub  7.  Dec.  Iö81  vor  Be- 
zirksgericht Ursern  gelangt  und  habe,  gestützt  auf  den  an- 


*)  Dieser  §  3  bestimmt,  dass  Handschriften  (im  Gegensatz  zn  den 
Gülten  des  §  1)  beliebig  kündbar  sind  und  wenn  das  Unterpfand  verloren 
geht,  der  Schuldner  mit  all'  seinem  Hab  und  Gut  dafür  haften  muss.  Vergi, 
übrigen 8  die  Note  am  Schlüsse  der  Mittheilung. 
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geblichen  Grund,  dass  die  Herren  Huber  die  für  die  Abtretung 
bedingten  Requisiten  nicht  erfüllt  haben,  die  Revokation 
erwirkt,  wogegen  die  Beklagten  rekurrirten  und  die  kantons- 
gerichtliche Begründeterklärung  des  Recurses  erfolgte. 

Mit  Schreiben  v.  6.  März  1882  habe  nun  Herr  Falli- 
mentschreiber Regli  erklärt,  dass  die  Aufwerfung  als  „er- 
ledigt" zu  betrachten  und  vom  Falliments-Präsidium  der 
Befehl  ertheilt  sei,  die  Gebäulichkeit  nach  Anleit  des  Gesetzes 
den  hintersten  Creditoren  anheimzustellen.  Das  eidliche 
Verhör  des  Herrn  Fallimentschreibers  ergebe  nun,  dass  dieser 
Weisung  nachgekommen ,  von  den  hintersten  Creditoren, 
welche  mit  ihren  Titeln  die  Annahme  oder  den  Verzicht  zu 
erklären  hatten,  in  welche  Categorie  auch  das  Obligo  des 
Herrn  Danioth  gehörte ,  keine  Antwort  erfolgt  sei ,  somit 
der  Verzicht  auf  die  Annahme  angenommen  werden  konnte. 

Auffallender  Weise  wisse  nun ,  entgegen  den  Bestim- 
mungen der  Fallimentsordnung,  Niemand,  wer  nun  das  Unter- 
pfand angenommen  habe  und  unter  welchen  Conditionen  und 
wer  hierüber  verfügt  habe,  obwohl  es  sogar  verkauft  sein 
soll.  Ebensowenig  sei  zur  Stunde  beim  Hypothekar-Schreiber 
eine  Handänderung  angegeben  worden.  Auffallend  sei  eben- 
falls, dass  das  Obligo  des  Herrn  Danioth,  womit  das  Unter- 
pfand nebst  den  andern  hiemit  in  solidum  gehenden  übrigen 
Titeln  hätte  angenommen  oder  darauf  verzichtet  werden 
sollen,  noch  unverschnitten  habe  vorgelegt  werden    können. 

In  rechtlicher  Beziehung  führten  die  Beklagten  an: 

1.  Nicht  Herr  Apotheker  Huber  sei,  wie  Gegner  be- 
hauptet, Kopfschuldner  resp.  ursprünglicher  Schuldner,  indem 
das  eidliche  V  erhör  des  Hypothekarschreibers  ergebe,  dass  das 
klägerische  Obligo  urkundlich  bestanden  habe ,  als  noch 
Kempf  Eigenthümer  des  Unterpfandes  gewesen,  und  dass 
selbes,  weil  seither  vermisst,  nur  ergänzt  worden  sei  und 
zwar  auf  den  Namen  des  Herrn  Huber. 

2.  Art.  Ldbch.  138  bestimme ,  wie  Schuldtitel  auf- 
gerichtet und  aushin  gegeben  werden  mögen.  Herr  Regli 
habe  eidlich  deponirt,  dass  dem  Herrn  Huber  das  neuge- 
fertigte Capital  weder  vorgelesen  worden,  noch  derselbe  bei 
der  Angabe  oder  Aushingabe  anwesend  gewesen  sei. 

3.  Dass  dieses  Obligo  aufkündbar  gewesen,  werde  nicht 
bestritten,  dass  der  Inhaber  desselben  aber  befugt  sei,  bei 
Verlurst  des  Unterpfandes  die  Herren  Huber  zum  Ersätze 
mit  Hab  und  Gut  zu  verpflichten,  könne  nicht  zugegeben 
werden,  indem  laut  Art.  Ldbch.  138  nur  die  Handschriften 
Hab  und  Gut  des  Schuldners  beschlagen,    die  Obligos  aber 
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diesen  Charakter  nicht  besitzen.  Herr  Danioth  habe  nun 
bei  Verzicht  auf  die  Annahme  des  Unterpfandes  und  damit 
verbundenen  Verlurst  des  Obligos,  weder  bei  der  Verzicht- 
erklärung, noch  bei  der  Liquidationsverhandlung  zu  Lasten 
der  Herren  Huber  eine  Regress-Erklärung  abgegeben  und 
habe  nun  einen  Regress  auf  selbe  verwirkt. 

4.  Durch  das  Aufwerfen  des  Unterpfandes  seien  die  In- 
haber des  Obligos  in  ihren  Rechten  nicht  gefährdet  worden, 
indem  es  sich  nicht  um  ein  Capital,  welches  die  Herren 
Huber  schuldig  wurden ,  sondern  um  eine  schon  seit  1872 
bestandene  Urkunde  handle  ,  welche  den  Charakter  einer 
Handschrift,  wie  das  Gesetz  vorschreibe,  durchaus  nicht  be- 
sitze, sondern  von  derselben  sich  weit»  unterscheide. 

5.  Laut  §  21  der  Falliments-Ordnung  hätte  das  Obligo 
des  Herrn  Danioth,  wenn  es  auf  dem  Unterpfande  verloren 
gegangen  wäre,  verschnitten  werden  sollen;  nun  aber  liege 
dasselbe  noch  ganz  vor  und  dennoch  wollen  die  Herren 
Huber  wegen  Verlurst  desselben  belangt  werden. 

Uebrigens  sei  zur  Stunde  noch  ein  Dunkel  über  die  Art 
und  Weise,  wie  diese  Liquidation  beendigt  worden  sei  und 
durch  wen  das  Unterpfand  habe    verkauft    werden   können. 

Das  Bezirksgericht  Uri  wies  durch  Urtheil  vom  16.  Juli 
1883  den  Kläger  mit  seinem  Begehren  ab,  unter  folgender 
Motivirang  : 

1.  Das8  die  klägerische  Pfandforderung  von  Fr.  1346« 
38  Bp.  sich  namentlich  darauf  stützt ,  es  haben  die  Be- 
klagten Herren  Gebrüder  Huber  ihren  in  Andermatt  ge- 
legenen Antheil  Haus,  Stall  und  Zugehör  infolge  gericht- 
licher Bewilligung  zu  Händen  der  Creditoren  aufgeworfen, 
ohne  die  hiemit  verbundenen  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen, 
indem  sie  ein  hierauf  haftendes,  dem  Kläger  gehörendes^  aber 
zu  Verlurst  gekommenes  Obligo  von  Fr.  1346. —  ungeachtet 
selbes  laut  amtlicher  Bescheinigung  schon  vor  dem  Auf- 
werfen den  Beklagten  sei  aufgekündet  worden,  nicht  be- 
zahlen wollen. 

2.  Dass  Kläger  im  Besitze  eines  auf  diesem  aufge- 
worfenen Unterpfande  haftenden  Obligos  im  besagten  Werthe 
ist,  und  auch  dafür,  dass  selbes  vor  dem  Aufwerfen  zur  Ab- 
bezahlung  den  Herren  Huber  sei  aufgekündet  worden ,  die 
amtliche  Bescheinigung  vom  26.  April  1881  vorliegt. 

3.  Dass  aber  der  vom  Kläger  für  die  Haftbarkeit  der 
Zahlungs-  oder  Ersatz-Pflicht  angerufene  Art.  Ldbch.  138 
§  3,  wornach  behauptet  wird,  dass  bei  Aufwerfen  von  Liegen- 
schaften für  die  zu  Verlurst  gekommenen  Obligos  der  Auf- 
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werfende  mit  Hab  und  Gut  hafte,  in  gegenwärtiger  Rechts- 
frage keine  Anwendung  finden  kann,  indem  §  3  des  Art* 
Ldbch.  138  nur  die  Inhaber  von  Handschriften  nebst  dem 
speziellen  Unterpfandsobjekte  auch  des  Schuldners  Hab  und 
Gut  mit  als  Unterpfand  besitzen,  und  aber  gemäss  §  4  des 
gleichen  Artikels  der  Aufwerfer  eines  Unterpfandes  nur 
gegenüber  dem  Inhaber  einer  zu  Verlurst  gekommenen 
Handschrift  zur  Restitution  derselben  haftbar  bleibt. 

4.  Dass  dagegen  der  von  Herrn  Danioth  vorgewiesene 
Titel  nicht  als  eine  Handschrift,  sondern  nur  als  eine 
Obligation  aufgefasst  werden  kann ,  welche  das  zu  Lasten 
der  Herren  Huber  behauptete  persönliche  Restitutionsrecht 
nicht  besitzt. 

5.  Dass  das  klägerische  Obligo  ebensowenig  als  eine 
Kopfschuld  der  Beklagtschaft  betrachtet  werden  darf,  indem 
dasselbe  laut  amtlicher  Bescheinigung  urkundlich  zu  Recht 
bestund,  lange  bevor  die  Herren  Huber  Inhaber  des  Unter- 
pfandes waren  ,  von  letzteren  jedoch ,  weil  vermisst ,  laut 
Deposition  des  Hypothekarschreibers  von  Ursern  erneuert 
werden  musste. 

6.  Dass  Kläger  überdies  bei  Abgabe  der  Verzichter- 
klärung auf  Annahme  des  Unterpfandes  die  Aufwerfer  weder 
regressirte,  noch  aber  dafür,  dass  eine  bezügliche  Regress- 
erklärung an's  Liquidationsprotokoll  angegeben  worden  sei, 
einen  Beweis  anstrebte. 

Das  Kantonsgericht,  auf  Appellation  des  Klägers,  be- 
stätigte am  13.  September  1883  dieses  Urtheil.1) 

(Directe  Mittheilung.) 

1)  Der  in  Frage  liegende  grundsätzliche  Entscheid  ist  besonders  für 
die  kantonalen  Verhältnisse  von  grossem  Interesse.  Das  Gesetz,  Art.  138  des 
Landbuchs  spricht  nämlich  Mos  von  zwei  Arten  von  Gülttiteln  :  —  Alt- 
gälten,  nicht  kündbar  für  den  Creditor,  für  den  Gültschuldner  aber 
jederzeit  rückzahlbar  ;  —  Handschriften,  für  den  Unterpfandsbesitzer  jeder- 
zeit rückzahlbar,  für  den  Titelinhaber  ebenfalls  kündbar,  jedoch  mit  Ein- 
haltung eines  einjährigen  Kündigungstermines. 

Als  Sicherung  für  Altgülten  haftet  blos  das  Unterpfand ,  nicht  die 
Person  des  Besitzers,  während  bei  Handschriften  eine  persönliche  Hab-  und 
Guts- Verpflichtung  gesetzlich  normirt  ist. 

Die  Obligationen  sind  ein  Gebilde  der  neueren  Rechtspraxis,  rück- 
zahlbar jederzeit  für  den  Schuldner  und  ebenso  in  der  Kegel  kündbar  für 
/ten  Inhaber  ;  mitunter  ist  aber  die  Kündbarkeit  für  den  Creditor  an  Be- 
dingungen geknüpft  :  z.  B.  Ausstehen  von  2  Capitalzinsen ,  Einhaltung 
eines  vorherigen  3 — ömonatlichen  Kündigungstermins. 

Nach  der  ziemlich  allgemein  recipirten  Ansicht  wurden  bis  in  die 
neueste  Zeit  Obligationen  als  eine  Art  kündbarer  Alteülten  aufgefasst, 
mit  Ausschluss  persönlicher  Haftbarkeit  des  Unterpfandbesitzers  ;  erst  in 
neuerer  und  neuester  Zeit  wurden  vereinzelte  Stimmen  laut,  welche  einer 
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8.  Ganton  Zürich.    Urtheil  des  Bezirksgerichts  Meilen 
vom  26.  April  1883. 

Anspruch  des  Pfandgläubigers  auf 

neue  Sicherung  bei  Untergang  des  Pfandes. 

Eintritt  der  Versicherungssumme  in  die 

Stelle  des  Pfandes. 

K.  Götz  verkaufte  dem  J.  Zinsmeyer  im  Jahre  1881  ein 
auf  dem  Bain  Herrliberg  gelegenes  Heiniwesen  nebst  einer 
Anzahl  Fahrhaben  um  den  Preis  von  Fr.  44,000.  Hieran 
bezahlte  der  Käufer  beim  Kaufe  Fr.  8000  an  baar,  ferner 
am  2.  Januar  1882  Fr.  2050.  Für  den  Betrag  von  Fr.  4000 
wurde  ein  Kaufschuldbrief  errichtet,  welcher  in  jährlichen, 
mit  Martini  1882  beginnenden  Raten  von  1000  Fr.  abzu- 
zahlen war,  der  Rest  des  an  den  Verkäufer  zu  bezahlenden 
Kaufpreises  war  erst  von  1885  an  kündbar.  Für  jene  durch 
den  Kaufschuldbrief  grundversicherten  Fr.  4000  errichtete 
der  Käufer  zu  weiterer  Sicherheit  noch  eine  freiwillige  Pfand- 
verschreibung zu  Gunsten  des  Verkäufers  auf  eine  Reihe  von 
Fahrhabegegenständen  im  ungefähren  Werthe  von  Fr.  4500, 
Die  Pfandverschreibung  schliesst  mit  der  Bemerkung,  dass 
der  Verkäufer  im  Falle  der  Nichtbefriedigung  sich  auf  dem 
Weg  Rechtens  durch  die  Pfänder  bezahlt  machen  könne.  Eine 
Bestimmung  über  die  Versicherung  der  Pfänder  gegen  Feuer- 
gefahr und  über  einen  Anspruch  des  Verkäufers  auf  die  Ver- 
sicherungssumme ist  in  der  Pfandverschreibung  nicht  enthalten, 
dagegen  versicherte  der  Käufer  seine  sämmtliche  Fahrhabe  von 
sich  aus  bei  der  schweizerischen  Mobiliarassekuranz.  An  den 
Kaufschuldbrief  zahlte  er  die  mit  Martini  1882  fällige  Rate 
von  1000  Fr.  ab,  so  dass  er  im  Ganzen  an  dem  Kaufpreise 
11,050  Fr.  abbezahlt  hat. 

Am  8.  Januar  d.  J.  brannten  Haus  und  Scheunef  des 
verkauften  Guts  bis  auf  den  Grund  nieder.  Die  Versiche- 
rungssumme der  Gebäude  betrug  Fr.  8000,  für  das  Mobiliar, 
von  dem  beinahe  niöhts  gerettet  werden  konnte,  wurde  die 
Entschädigung  auf  Fr.  8291  bestimmt.  Auf  Begehren  des 
Verkäufers  wurde  die  gerichtliche  Hinterlegung  von  Fr.  3000 
der  Mobiliarentschädigungssumme  angeordnet  und  nur  der 
Rest  an  den  Eigenthümer  ausbezahlt,  die  Parteien  aber  mit 


gegenteiligen  Auffassung  das  Wort  redeten  ;    eine   gerichtliche  Spruch- 

Sraxis  bestund  aber  nicht,  bis  im  vorliegenden  Falle  aie  Gerichte  im  Sinne 
er  erstem  Eechtsanschauung  entschieden  haben  und  zwar,  nach  unserer 
Ueberzeugung,  mit  vollem  Kechte,  indem  duich  Einräumung  der  Künd- 
barkeit auch  fur  den  Gültinhaber  der  Verkehrswerth  der  gewöhnlichen  Alt- 
gülten, welche  immer  noch  im  Kantone  weitaus  die  Regel  bilden,  gesteigert 
werden  wollte.  S. 
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ihrem  Streite    über    den  Anspruch    des  Pfandgläubigers   an 
dem  deponirten  Betrage  in's  ordentliche  Verfahren  verwiesen* 

K.  Götz  erhob  nun  Klage  mit  der  Begründung,  der 
Kreditor  sei  berechtigt,  Massnahmen  zu  treffen,  wenn  die 
Sicherheit  seiner  Forderung  gefährdet  sei  ;  im  vorliegenden 
Falle  sei  nichts  mehr  vorhanden  und  er  dürfe  desshalb  auf 
die  an  Stelle  der  Pfänder  getretene  Assekuranzentschädigung 
greifen,  bis  wieder  andere  Deckung  geleistet  werde,  wie  der 
Beklagte  solche  in  der  Pfandverschreibung  neben  der  Grund- 
versicherung versprochen  habe.  Da  die  Errichtung  einer  neuen 
Pfandverschreibung  nicht  mehr  möglich  sei,  so  müsse  die 
Assekuranzentschädigung  bis  zur  Tilgung  der  Schuld  gericht- 
lich hinterlegt  bleiben. 

Der  Beklagte  verlangte  dagegen  Aushingabe  des  depo- 
nirten Betrages,  da  die  Errichtung  einer  Pfandverschreibung 
nicht  mehr  möglich  sei  und  er  sich  nur  hiezu,  nicht  aber 
auch  dazu  verpflichtet  habe,  für  den  Fall  des  Unterganges 
der  Pfänder  durch  Zufall  anderweitige  Sicherheit  zu  leisten, 
um  so  weniger,  als  sich  der  Gläubiger  gegen  die  Gefahr 
eines  solchen  Zufalls  nicht  vorgesehen  habe,  ein  stillschwei- 
gendes Pfandrecht  aber  an  der  Assekuranzentschädigung  für 
die  Pfänder  einer  freiwilligen  Pfandverschreibung  nicht  be- 
stehe. 

Das  Bezirksgericht  Meilen  wies  in  seinem  Urtheil  vom 
26.  April  1883  den  Kläger  mit  seinen  Ansprüchen  ab  und 
ermächtigte  den  Beklagten  zum  Bezug  der  deponirten 
3000  Fr.     Aus  den  Motiven  ist  hervorzuheben  : 

Die  Errichtung  einer  neuen  Pfandverschreibung  ist  nach 
§  210  des  schw.  0.  R.  zur  Zeit  nicht  mehr  möglich.  Dieser 
durch  die  Veränderung  des  positiven  Rechtes  hervorgerufene 
Umstand  kann  den  Kläger  nicht  berechtigen,  Leistung  ander- 
weitiger Sicherheit  zu  begehren ,  da  derselbe  lediglich  aus 
der  rechtlichen  Natur  der  bestehenden  Sicherheit  gefolgt  ist 
und  der  Untergang  eines  Rechtes  durch  gesetzgeberischen 
Act  jedenfalls  nur  den  Inhaber  dieses  Rechtes  treffen  kann. 

Es  gibt  nun  keine  Bestimmung,  welche  dem  Gläubiger 
das  Recht  gewährt,  von  dem  Schuldner  neue  Sicherheit  zu 
verlangen,  falls  er  die  bisherige  durch  Untergang  in  Folge 
Zufalles  verliert ,  sondern  der  Schuldner  ist  nur  pflichtig, 
einmal  zu  leisten,  durch  den  Untergang  des  Pfandes  geht 
das  Pfandrecht  unter  (vergi,  die  Präjudizien  in  Ullmer 
Commentar  Nr.  1811  und  1186  und  Windscheid,  Pandekten 
4.  Auflage  §  382,2); 
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Uebrigens  ersoheint  das  Begehren  auch  materiell  als 
unbegründet.  Allerdings  sind  von  den  Pfändern,  welche 
für  die  Forderung  des  Klägers  haften,  Haus  und  Scheune 
mit  einem  Assekuranzwerthe  von  8000  Fr.  und  Fahrhaben 
in  einem  ungefähren  Werthe  von  Fr.  4500  verbrannt.  Hin- 
sichtlich der  Immobilien  darf  auf  Grund  des  Zeugnisses  des 
Genieindrathes  Herrliberg ,  der  vom  Beklagten  eingelegten 
Massbeschreibung  und  der  Zugaben  des  Klägers  angenommen 
werden ,  die  neuerstellten  Gebäude  erreichen  wieder  den 
Werth  der  abgebrannten  ;  aber  auch,  wenn  ein  Wiederaufbau 
derselben  gar  nicht  erfolgt  wäre,  ist  ein  namhafter  Schaden 
für  den  Kläger  zum  Voraus  durch  die  Bestimmung  des 
§  806  des  privatrechtl.Ge8etzbuches  unmöglich  gemacht.  Dem 
Verlust  der  Fahrhaben  mit  Fr.  4500,  —  dafür  dass  der 
Kläger  dem  Beklagten  für  Fr.  8000  Fahrhabe  in  den  Kauf 
gegeben  habe,  liegt  nichts  vor,  —  stehen  aber  Anzahlungen 
an  den  Kaufpreis  im  Betrage  von  11,050  Frkn.  gegenüber. 
Daraus  folgt,  dass  der  Werth  der  Pfände  die  auf  denselben 
haftenden  Schulden  um  mindestens  6000  Fr.  übersteigt,  in- 
sofern wenigstens  der  Kläger  dem  Beklagten  das  Heimwesen 
nicht  über  seinen  wahren  Werth  verkauft  hat,  was  von  ihm 
nicht  behauptet  worden  ist.  Diese  Summe  ist  aber  eine  so 
erhebliche  Quote  der  auf  dem  Heimwesen  haftenden  Schulden, 
dass  sie  für  den  Fall  einer  Zwangsliquidation  ausreicht,  um 
die  bei  einem  solchen  Verkaufe  zu  gewärtigenden  Einbussen 
und  einen  etwaigen  Rückgang  der  Güterpreise  zu  decken. 
Jedenfalls  wäre  es  Sache  des  Klägers  gewesen,  den  Beweis 
dafür,  dass  er  für  seine  Forderung  zur  Zeit  keine  genügende 
Deckung  mehr  habe,  anzuerbieten ;  er  hat  das  aber  unter- 
lassen. 

Die  zweite  Alternative,  die  Kläger  dem  Beklagten  ge- 
stellt wissen  will,  geht  auf  Bezahlung  der  Schuld,  für  welche 
das  Pfandrecht  bestellt  worden  ist.  Soweit  dieselbe  über- 
haupt noch  besteht,  ist  sie  nach  den  vertraglichen  Verein- 
barungen zur  Zeit  nicht  fällig  ;  nun  gibt  es  aber  in  einem 
solchen  Falle  für  den  Gläubiger  so  wenig  ein  Recht  zu  so- 
fortiger Kündigung  des  Darlehens-  unter  Aufhebung  der  Ver- 
tragsbestimmungen über  die  Rückzahlung  der  Hauptschuld, 
als  ein  Recht  auf  Leistung  neuer  Pfände  nach  Untergang 
der  frühern;  überall  vorausgesetzt,  dass  den  Schuldner  kein 
Verschulden  treffe  (Vide  das  schon  citirte  Präjudiz  Ullmer 
No   1811). 

Der  Kläger  kann  auch  nicht  mit  der  Behauptung  Be- 
zahlung beanspruchen,  dass  die  Pfandverschreibung  realisirt 
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sei,  denn  eine  Realisirung  ist  nach  §  886  des  privatrechtl. 
Gesetzbuches  nur  durch  Versilberung  in  Folge  Rechtstriebes 
oder  im  Konkurse  möglich. 

Es  könnte  sich  nun  einzig  fragen,  ob  der  Kläger,  was 
zwar  von  ihm  nicht  positiv  behauptet  worden  ist,  die  Depo- 
sition der  Summe  von  3000  Fr.  auf  Grund  davon  begehren 
dürfe,  dass  das  Pfandrecht  an  den  Gegenständen  nach  deren 
Untergang  die  Versicherungssumme,  die  für  dieselben  als 
Gegenwerth  bezahlt  worden,  umschliesse,  dass  also  an  der 
Versicherungssumme  ein  freiwilliges  Pfandrecht  zu  Gunsten 
des  Klägers  besteht. 

Die  zürcherische  Gesetzgebung  enthält  eine  Bestimmung 
dahingehend,  dass  die  Versicherungsentschädigung  für  ver- 
pfändete Mobilien  dem  Pfandgläubiger  in  irgend  welcher 
Weise  zukommen  solle ,  nicht  ;  ebensowenig  hat  sich  der 
Kläger  in  der  Pfandverschreibung  dieses  durch  Vertrag  zu- 
gesichert, er  hat  ja  nicht  einmal  den  Beklagten  verpflichtet, 
die  Pfänder  gegen  Feuerschaden  zu  versichern. 

Mit  Bezug  auf  die  Immobilien  ist  dem  Pfandgläubiger 
durch  §  806  des  privatrechtl.  Gesetzbuches  und  §  43  des 
Brandassekuranzgesetzes,  ein  Vorrecht  auf  die  Versicherungs- 
summe eingeräumt,  man  ist  also  dabei  von  der  Ansicht  aus- 
gegangen, dieser  Anspruch  verstehe  sich  nach  dem  Rechts- 
begriffe, den  das  zürcherische  Gesetzbuch  von  der  Wirkung 
des  Pfandrechtes  hat,  nicht  von  selbst,  sondern  müsse  aus- 
drücklich durch  das  Gesetz  gewährt  werden;  daraus  muss 
mit  Notwendigkeit  der  Schluss  gezogen  werden,  dass,  soweit 
dem  Pfandrechte  diese  Wirkung  nicht  zuerkannt  wird,  solohe 
nicht  vorhanden  ist  ;  dies  ist  aber  bei  der  freiwilligen  Ver- 
pfändung von  Mobilien  der  Fall.  Man  kann  denn  auch  mit 
Recht  daraus,  dass  die  Versicherungssumme  den  Gegenwerth 
der  Pfänder  bildet,  nicht  schliessen,  dass  darum  ein  Pfand- 
rechtsanspruch an  jener  bestehe,  denn  die  Identität  zwischen 
beiden  ist  für  das  Verhältniss  zwischen  Pfandgläubiger  und 
Pfandschuldner  lediglich  eine  ökonomische,  keineswegs  aber 
eine  thatsächliche ,  das  Pfandrecht  ist  aber  ein  dingliches 
Recht,  das  an  den  einzelnen  Gegenständen  haftet.  Dies  ist 
um  so  wahrer,  als  eine  Beziehung  zwischen  Pfandrecht  und 
Versicherungssumme  im  Pfandvertrag  überall  nicht  zum  Aus- 
druck gelangt.  Ein  Anspruch  des  Gläubigers  auf  die  Ver- 
sicherungssumme kann  deshalb  nur  '  anerkannt  werden,  wenn 
der  Pfandvertrag  in  diesem  Sinne  ausgedehnt  wird,  wenn 
also  der  Pfandschuldner  dem  Pfandgläubiger  nicht  nur  die 
Pfänder,    sondern  auch  für  den  Fall  ihres  Untergangs  deren 
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Versicherungssumme  zu  Pfand  zu  geben  erklärt 7   was,    wie 
schon  bemerkt,  hier  nicht  geschehen  ist. 

Allerdings  wird  in  der  gemeinrechtlichen  Doktrin  die 
Ansicht  geltend  gemacht,  das  Pfandrecht  begreife  auch  die 
fur  das  untergegangene  Pfand  zu  zahlende  Versicherungs- 
summe in  sich  (vergi.  Windscheid  a.  a.  0.  §  248,2),  allein 
es  sind  die  im  gemeinen  Recht  geltenden  Grundsätze  auf  ver- 
schriebene Pfänder  nach  zürcherischem  Rechte  nicht  über- 
tragbar, da  jenes  Recht  dem  Pfandrechte  eine  viel  grössere 
Ausdehnung  und  dem  Pfandgläubiger  viel  weiter  gehende 
Befugnisse  einräumt,  als  dies  bei  der  freiwilligen  Pfandver- 
schreibung  der  Fall  ist.  Wollte  man  übrigens  die  Ausdeh- 
nung des  Pfandrechtes  auf  die  Versicherungssumme  des  ver- 
schriebenen Pfandes  für  den  gegenwärtigen  Streit  gestatten, 
so  könnte  man  jedenfalls  dem  Gläubiger  nicht  mehr  Reehte 
an  der  Versicherungssumme  einräumen,  als  ihm  nach  zürche- 
rischem Rechte  am  Pfände  selbst  zugestanden  haben,  m.  a.  W., 
Kläger  hätte  kein  Recht,  die  Versicherungsentschädigung 
herauszuverlangen  oder  deren  gerichtliche  Deposition  zu  be- 
gehren, vielmehr  müsste  er  gestatten,  dass  aie  Geldsumme 
dem  Schuldner  als  anvertrautes  Gut  im  Sinne  von  §  883  des 
privatrechtl.  Gesetzbuches  überlassen  werde,  denn  so  lange 
(wie  das  hier  der  Fall  ist)  die  Pfandrechtsforderung  noch 
nicht  verfallen  ist,  muss  das  Pfand  in  den  Händen  des 
Schuldners  belassen  werden. 

Die  subsidiäre  Anwendung  des  gemeinen  Rechtes  er- 
scheint aber  nicht  nur  aus  dem  angeführten  Grunde,  dass 
das  römische  Pfandrecht  von  demjenigen  einer  freiwilligen 
Pfandverschreibung  gänzlich  verschieden  ist,  sondern  auch 
desshalb  als  unzulässig,  weil  der  Inhalt  dieses  Pfandrechtes 
und  die  dem  Pfandgläubiger  zustehenden  Befugnisse  durch 
das  Gesetz  in  vollem  Umfange  geregelt  sind. 

(Directe  Mittheilung.) 


9.   Canton  Luzern.    Urtheil  des  Obergerichts 
vom  8.  Juli  1882. 

Verjährung    grundversicherter    Kauls- 
zahlungen. 

Auf  der  Liegenschaft  „Oberroth"  zu  Riiswil  wurde  in 
den  60er  Jahren  für  Kaufszahlungen  ein  Zahlungsbrief  —  auf 
der  Liegenschaft  haftendes  Hypothekarinstrument  —  errichtet 
mit  jährlichen  Zahlungen  von  Fr.  200,  jeweilen  auf  25.  Juli 
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fällig.  —  Für  die  auf  den  25.  Juli  1867  verfallene  Termin- 
zahlung wurde  nun  erst  den  6.  Juni  1878  Betreibung  angehoben, 
gegen  welche  aber  Rechtsdarschlag  erfolgte.  —  In  dem  nun 
folgenden  Rechtsstreite  schützte  der  Verklagte  hauptsächlich 
die  Einrede  der  Verjährung  vor  :  die  eingeklagte  Zahlung  sei 
schon  den  25.  Juli  i  867  verfallen  gewesen,  und  da  erst  den 
6.  Juni  1878,  also  nach  Ablauf  der  ordentlichen  zehnjährigen 
Verjährungsfrist,  die  Schuldbetreibung  sei  angehoben  worden, 
so  sei  das  Klagerecht  durch  Verjährung  erloschen. 

Das  Obergericht  verneinte  die  Schutzbehauptung  des  Be- 
klagten und  verurtheilte  diesen  zur  Bezahlung  der  einge- 
klagten Forderung,  —  wesentlich  aus  folgenden  Gründen  : 

Gemäss  §  789  des  b.  G.-B.  verjähren  auf  Liegenschaften 
haftende  Hypothekarinstrumente,  die  in  den  öffentlichen  Bü- 
chern unausgelöscht  sich  eingetragen  befinden,  nicht.  Aller- 
dings bestimmt  der  darauf  folgende  §  790  des  b.  G.  -  B.  : 
„Verfallene  Leistungen,  die  zu  bestimmten  Zeiten  zu  ent- 
richten sind,  und  Zinsen  aller  Art  verjähren  mit  dem  Ab- 
laufe der  ordentlichen  Verjährungszeit,  wenngleich  das  Recht, 
diese  Leistungen  und  Zinse  zu  fordern,  mit  dem  Ablaufe  dieser 
Frist  nicht  erlischt  oder  der  Ersitzung  nicht  unterworfen 
ist.u  Allein  diese  Bestimmung  ist,  soweit  sie  von  liegenden 
Schulden  gelten  will,  offenbar  nur  von  Gefällen  als  solchen, 
speziell  von  Zinsen ,  nicht  aber  auch  von  terminirten 
Zahlungen  zu  verstehen,  welche  Bestand- 
teile der  nach  §  789  nicht  verjährbaren 
Kapitalschuld  selbst  bilden.  Andernfalls  würde 
diese  Bestimmung  eine  Abänderung,  resp.  Einschränkung  des 
§  789  begründen,  zu  welcher  Auffassung  der  Wortlaut  und 
Zusammenhang  des  §  790  keinen  Anhalt  bietet.  Zu  der 
gleichen  Auffassung  führt  ferner  der  Nachsatz  dieser  Bestim- 
mung („wenngleich  das  Recht,  diese  Leistungen  und  Zinse 
zu  fordern,  mit  dem  Ablaufe  dieser  Frist  nicht  erlischt 
oder  der  Ersitzung  nicht  unterworfen  ist"),  welcher  deutlich 
darauf  hinweist,  dass  der  Gesetzgeber  hier  bloss  Gefälle 
von  Kapitalschulden  im  Auge  gehabt  habe,  indem  von  einem 
Rechte,  Zahlungen  zu  fordern,  nach  Verjährung  derselben 
selbstverständlich  nicht  mehr  die  Rede  sein  kann,  da  hier 
mit  der  Zahlung  zugleich  auch  das  Grundrecht,  auf  welchem 
sie  beruht,  in  entsprechendem  Umfange  verjährt.  Diese  Auf- 
fassung scheint  auch  der  Commentar  von  Dr.  Kasimir  Pfyffer 
zu  theilen,  indem  er  an  dieser  Stelle  verschiedenartige  termi^ 
nirte  Leistungen  beispielsweise  aufführt,  welche  nach  seiner 
Ansicht  unter  jene  Bestimmung  fallen,  hiebei  aber  Gült-  und 
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Kaufzahlungen  nicht  erwähnt  werden,  obgleich  bei  anderer 
Auffassung  diese  Leistungen  offenbar  das  gegebenste  Beispiel 
gewesen  wären. 

Da  sich  sonach  die  Bestimmung  des  §  789  des  b.  Gr.-B. 
auch  auf  Kaufzahlungen  bezieht,  so  war  die  streitige  Schuld, 
so  lange  sie  liegendes  Pfandrecht  hatte,  der  Verjährung  über- 
haupt nicht  fähig,  und  konnte  die  ordentliche  Verjährungs- 
frist erst  mit  dem  Momente  zu  laufen  beginnen,  in  welchem 
sie  dieses  durch  Uebergang  in's  Fahrende  geworden  ist. 

Diese  dem  Boden  des  b.  G.-B.  entnommene  Anschauung 
steht  in  Einklang  .mit  den  Bestimmungen  des  Hypothekar- 
rechtes. In  §  74  *)  des  Handänderungs-  und  Hypothekar- 
gesetzes wird  gesagt,  dass,  sofern  eine  Kaufzahlung  innert 
nützlicher  Frist  nicht  bezogen  werde,  das  Pfandrecht  auf  der 
Liegenschaft  für  dieselbe  verloren  gehe,  und  sie  nur  noch 
als  eine  fahrende  Schuld  auf  dem  Eigenthümer  der  Liegen- 
schaft zu  betrachten  sei.  Wenn  nun  auch  der  Letztere  aller- 
dings schon  von  Anfang  an  persönlich  für  die  Schuld  haftete, 
und  daher  insoweit  mit  dem  XJebergange  derselben  in's  Fah- 
rende nicht  eine  neue  Schuld  entstanden  ist,  so  ist  gleich- 
wohl mit  diesem  Momente  die  Natur  derselben  eine  verän- 
derte geworden,  indem  sie  aus  einer  zunächst  dinglichen  in 
eine  rein  persönliche  Schuld  übergegangen  ist,  und  ist  es  das 
Natürliche,  dass  mit  diesem  Uebergange  auch  die  Verjährung 
neu,  beziehungsweise  erst  jetzt  zu  laufen  beginne. 

Im  gegebenen  Falle  ist  die  streitige  Zahlung  am  25.  Juli 
1868  fahrend  geworden  und  da  am  30.  Juni  1878  (nach  un- 
bestrittener Klagebehauptung  eigentlich  schon  am  6.  Juni) 
hiefur  Betreibung  angehoben,  der  Lauf  der  Verjährung  somit 
unterbrochen  wurde,  so  ist  die  eingeklagte  Schuld  nicht  ver- 
jährt. 

(Directe  Mitteilung.) 


*)  §  74  Abs.  II  leg.  cit.  lautet  :  Wird  eine  verfallene  Zahlung  eines  . 
Zahlungsbriefes  von  ihrer  Verfallzeit  an  innert  Jahresfrist  nicht  bezogen, 
oder  dafür  in  gleicher  Frist  die  Betreibung  bis  zum  gelösten  Aufrech- 
nungsbot  nicht  geführt  und  fortgesetzt,  so  geht  für  diese  Zahlung  das 
Pfandrecht  auf  der  Liegenschaft  verloren,  und  sie  ist  nur  noch  als  eine 
fahrende  Schuld  auf  dem  Eigenthümer  der  Liegenschaft  zu  betrachten. 

Zeitschr.  für  schweizerisches  Recht.    Neue  Folge  III.  7 


98  Bankanweisung.  [Obligationenrecht. 


10.  Canton  Baselstadt.    Urtheil  des  Civilgerichts  vom 
26.  Januar  1883. 

Rechtliche  Natur  der  „Bankanweisung":  An- 
weisung oder  Cassaschein. 

Am  7.  November  1882  präsentirte  Daniel  Rudolf  Jenny, 
der  bis  zum  6.  November  Angestellter  der  Firma  SchnioU- 
Dreyfus  gewesen  und  an  diesem  Tage  daselbst  entlassen 
worden  war,  bei  Rieber  Sohn  &  Cie.  einen  gefälschten  Wech- 
sel der  Firma  Schmoll-Dreyfus  auf  New- York,  sowie  ein  ge- 
fälschtes Begleitschreiben  und  eine  gefälschte  Anweisung  der- 
selben Firma,  worin  Rieber  Sohn  &  Cie.  ersucht  wurden,  an 
den  Ueberbringer  Fr.  25,000  zu  zahlen.  Jenny  erhielt  von 
den  Letzteren  gegen  diese  Papiere  eine  Bankanweisung  im 
Betrage  von  Fr.  25,000.  Diese  Bankanweisung  wechselte  er 
bei  Hermann  Weiss  um  und  erhielt  dagegen: 
R.-1I.  10,000  in  deutschen  Banknoten 

à  123.  60  = Fr.  12,360.  — 

und    eine    eigene    Bankanweisung    des 

Klägers  von „    12,640.  — 

zusammen     .     Fr.  25,000.  — 

Unterdessen  waren  Rieber  Sohn  &  Cie.  die  Fälschung 
inne  geworden  und  hatten  ihre  Bankanweisung  widerrufen. 
In  Folge  dessen  wurde,  als  Weiss  die  Anweisung  bei  der 
Bank  einkassieren  wollte,  die  Zahlung  Seitens  der  Bank  ver- 
weigert, und  ebenso  weigerten  sich  auch  Rieber  Sohn  &  Cie. 
selbst  ihre  Anweisung  zu  honorieren. 

H.  Weiss  als  Kläger  fordert  daher  von  Rieber  Sohn  & 
Cie.  als  Beklagten  Bezahlung  von  Fr.  25,000  nebst  Zins  à 
5%  vom  7.  November  1882  und  Ersatz  sämmtlicher  Prozess- 
kosten gegen  Aushändigung  der  Bankanweisung. 

Gegen  Zahlung  der  Fr.  25,000  nebst  Zinsen  und  Kosten 
erklärt  sich  Kläger  bereit,  bezüglich  seiner  eigenen  Bankan- 
weisung von  Fr.  12,640,  welche  sich  auf  dem  gefänglich  ein- 
gebrachten Jenny  noch  vorgefunden  hat,  diejenigen  Schritte 
zu  thun,  welche  Beklagte  etwa  von  ihm  wünschen  könnten, 
um  ihnen  diese  Bankanweisung  zu  sichern,  jedoch  auf  Kosten 
und  Gefahr  der  Beklagten. 

Beklagte  lehnen  jede  Zahlungspflicht  ab  mit  der  Be- 
gründung, es  finde  bei  der  Bankanweisung  als  einer  gewöhn- 
lichen Anweisung  kein  Regress  statt  auf  den  Aussteller,  son- 
dern es  bleibe,   wenn   die  Bank  nicht  zahle,   einfach  die  ur- 


Obligati  onenrecht]  Bankanweisung.  99 

.sprüngliche  Forderung  in  Kraft  gegenüber  denjenigen,  von 
welchen  man  die  Bankanweisung  zum  Zweck  der  Zahlung 
empfangen  habe.  Kläger  müsse  sich  also  an  Jenny  halten. 
(Vergi.  Art.  413  des  eidg.  Obligationenrechts.) 

Ueberdies  sei  die  Bankanweisung  blos  vom  Cassier  der 
Beklagten  ausgestellt,  der  zwar  gegenüber  der  Bank  zur  Aus- 
stellung von  Anweisungen  Namens  der  Beklagten  ermächtiget 
sei,  aber  gegenüber  Dritten  die  Beklagten  nur  in  Gemein- 
schaft  mit  einem  andern  Angestellten  verpflichten  könne. 

Eventuell  seien  Beklagte  jedenfalls  nur  für  das  zu  be- 
haften,  was  Kläger  wirklich  bezahlt  habe.  Nämlich  R.-M. 
10,000;  für  die  auf  Jenny  vorgefundene,  also  noch  nicht  ein- 
gelöste Bankanweisung  könne  Kläger  um  so  weniger  Zahlung 
verlangen,  als  er  dieselbe  gleichfalls  widerrufen  habe. 

Kläger  beruft  sich  den  Ausführungen  der  Beklagten  gegen- 
über auf  den  Platzuso,  wonach  diese  Bankanweisungen  nicht 
als  reine  Anweisungen,  sondern  als  Verpflichtungen  des  Aus- 
stellers zu  Grünsten  des  Inhabers  betrachtet  werden,  so  dass 
bei  deren  Annahme  lediglich  der  Credit  des  Ausstellers  in 
Betracht  komme  und  ein  Indossament  durch  den  Inhaber  gar 
nicht  stattfinde. 

Das  Civilgericht  Basel,  durch  Urtheil  vom  26.  Januar 
1883,  verurtheilte  die  Beklagten  zur  Bezahlung  der  eingeklag- 
ten Fr.  25,000  sammt  Zins  gegen  Aushändigung  ihrer  An- 
weisung vom  7.  November  1882,  unter  folgender  Motivierung: 

Es  ist  den  Beklagten  darin  beizustimmen,  dass,  wenn 
die  streitige  Bankanweisung  nichts  Weiteres  ist  als  eine  An- 
weisung auf  den  Inhaber,  ein  ßegress  auf  die  Beklagten  nicht 
stattfindet,  und  Kläger  sich  bei  Nichteinlösung  nur  an  den 
halten  kann,  von  dem  er  sie  empfangen  hat.  In  dieser  Be- 
ziehung galt  vor  dem  Inkrafttreten  des  Obligationenrechts 
kein  anderes  Eecht  als  dasjenige,  welches  Art.  413  des  Obli- 
gationenrechts enthält  und  welches  aus  den  gemeinrechtlichen 
Grundsätzen  über  das  Mandat  abgeleitet  ist. 

Allein  im  hiesigen  Verkehr  nehmen  die  Bankanweisungen 
eine  ganz  andere  Stellung  ein,  schon  ihr  Wortlaut  deutet 
darauf  hin.     So  lautet  die  streitige  Anweisung: 

„Bank  in  Basel.  Giro  IL 

Fr.  25,000.  Basel  den  7.  November  1882. 

Gut  für  Franken  fünfundzwanzigtausend,  heute  durch 
die  Bank  gutzuschreiben  der  Rechnung  von  Herrn  Schmoll- 
Dreyfus  zu  Lasten  von 

prpa.  Rieber  Sohu  &  Cie. 
Vest. 
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Obige  Summe  wird  auch  auf  Begehren  des  Inhaber* 
durch  die  Bank  baar  ausbezahlt." 

Nicht  auf  der  Anweisung  an  die  Bank  liegt  also  der 
Nachdruck,  sondern  auf  den  Worten  „Gut  für  Fr.  25,000". 
Diese  Worte  aber  bedeuten  an  sich  ein  directes  Zahlungs- 
versprechen des  Ausstellers  und  der  Sinn  der  Urkunde  wäre 
demnach  nicht  sowohl  der:  „Die  Bank  wird  angewiesen  an 
Schmoll-Dreyfus  oder  dem  Inhaber  Fr.  25,000  zu  zahlen," 
sondern:  „Der  Unterzeichnete  zahlt  an  Schmoll-Dreyfus  oder 
dem  Inhaber  Fr.  25,000  durch  Vermittlung  der  Bank,  welche 
zu   dieser  Zahlung   angewiesen  wird." 

Nach  dieser  Auffassung  vertritt  die  Bankanweisung  die- 
Stelle  eines  Cassascheines  auf  den  Aussteller  zu  Gunsten  des 
Inhabers,  und  die  Anweisung  auf  die  Bank  ist  nur  das  Mittel, 
wodurch  die  Zahlung  bewerkstelliget  werden  soll. 

Dem  entspricht  nun  auch  durchaus  die  Anwendung  der 
Bankanweisung  im  Verkehr.  Dieselbe  geht  wie  eine  Bank- 
note ohne  Indossament  von  Hand  zu  Hand  und  wird  wie 
diese  als  Baarzahlungsmittel  verwendet.  Wer  sie  empfängt, 
fragt  sich  blos,  ob  ihm  der  Credit  des  Ausstellers  genüge, 
und  wenn  diess  der  Fall,  so  nimmt  er  das  Papier,  ohne  sich 
um  die  Person  dessen  zu  bekümmern,  der  es  ihm  übergiebt. 
Diesem  wird  vielmehr  quittiert  wie  bei  Baarzahlung,  und  es. 
begiebt  sich  also  übungsgemäss  der  Empfänger  gegenüber  dem 
Uebergeber  jedes  Nachweises,  dass  er  das  Papier  von  ihm 
erhalten  hat. 

Eine  solche  Verkehrssitte  verträgt  sich  nun  aber  ent- 
schieden nicht  mit  der  Auffassung  der  Urkunde  als  einer 
blossen  Anweisung,  welche  nur  Rechte  zwischen  dem  Ueber- 
nehmer  und  dem  Uebergeber  begründet,  sondern  sie  ist  nur 
denkbar  bei  einer  Urkunde,  deren  Aussteller  gegenüber  jedem 
Inhaber  direkt  als  verpflichtet  angesehen  wird. 

Nach  dem  Gesagten  liegt  in  der  Bankanweisung  sowohl 
ihrem  Wortlaut  als  dem  Verkehrsgebrauch  nach  zweierlei,, 
nämlich  :  1.  ein  Zahlungsversprechen  an  den  Inhaber,  2.  eine 
Anweisung  an  die  Bank,  die  vom  Aussteller  versprochene 
Zahlung  für  Rechnung  des  Ausstellers  an  den  Inhaber  zu 
leisten. 

Die  Zahlungsanweisung  kann,  wie  jedes  Mandat,  wider- 
rufen werden^  das  Zahlungsversprechen  aber  nicht,  und  es  ist 
klar,  dass  wenn  das  erstere  geschieht,  und  der  Creditor  also 
die  Zahlung  von  der  Bank  nicht  erhält,  er  den  Anweisenden 
selbst  aus  seinem  Versprechen  belangen  kann,  und  ebenso 
ist  kla^r,    dass,   wenn  es  sich  um  ein  Inhaberpapier  handelt* 
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der  Schuldner  nur  solche  Einreden  entgegensetzen  kann,  welche 
gegen  die  Giltigkeit  der  Urkunde  gerichtet  sind,  oder  aus  der 
Urkunde  selbst  hervorgehen.  (Vergi.  Art.  847  des  Obliga- 
tionenrechts.) 

Von  solchen  Einreden  haben  nun  die  Beklagten  nur  eine 
wenigstens  andeutungsweise  geltend  gemacht,  nämlich  die, 
dass  die  fragliche  Anweisung  nur  vom  Cassier  der  Beklagten 
unterzeichnet  sei,  der  zwar  gegenüber  der  Bank,  nicht  aber 
gegenüber  Dritten  Vollmacht  habe,  die  Beklagten  zu  ver- 
pflichten. 

Allein  dieser  Einwand  ist  nicht  stichhaltig  ;  denn  in  der 
Ermächtigung  des  Cassiers  zur  Unterzeichnung  von  Bank- 
anweisungen gegenüber  der  Bank  liegt  notwendigerweise 
auch  die  Ermächtigung  gegenüber  Dritten  zur  Eingehung  der- 
jenigen Verpflichtungen,  welche  durch  Ausstellung  einer  Bank- 
anweisung begründet  werden.  Auch  in  der  Anweisung,  wie 
sie  Beklagte  auffassen,  würde  nicht  nur  ein  Zahlungsmandat 
^n  die  Bank,  sondern  auch  ein  Incassomandat  an  den  Em- 
pfänger der  Anweisung  liegen  ;  also  auch  hier  wäre  ein  Kechts- 
verhältniss  mit  einem  Dritten  vorhanden. 

Wenn  Beklagte  diess  nicht  wollten,  so  mussten  sie  den 
Anweisungen  einen  andern  Wortlaut  geben  oder  dafür  sor- 
gen, dass  der  Cassier  sie  Niemanden  aushändige,  als  direkt 
der  Bank  selbst.  Beklagte  haben  aber  nicht  behauptet,  dass 
ihr  Cassier  keine  Befugniss  zur  Aushingabe  der  Bankanwei- 
sung an  Dritte  gehabt  habe. 

Was  sodann  den  Eventualantrag  der  Antwort  anbetrifft, 
so  fällt  er,  wenn  die  Bankanweisung  als  Inhaberpapier  be- 
trachtet wird,  von  selbst  dahin.  Denn  wenn  die  Bankanwei- 
sung ein  Inhaberpapier  ist,  so  kann  der  Aussteller,  der  als 
Schuldner  haftet,  dem  Inhaber  nur  solche  Einreden  entgegen- 
setzen, welche  die  Giltigkeit  der  Urkunde  betreffen,  oder 
aus  der  Urkunde  selbst  hervorgehen.  Die  Behauptung,  dass 
«der  Inhaber  seinem  Uebergeber  den  Gregenwerth  nicht,  oder 
nicht  vollständig  vergütet  habe,  ist  aber  keine  solche  Einrede, 
und  Beklagte  können  sich  daher  nicht  darauf  berufen.  Uebri- 
gens  bleibt  auch  Kläger  aus  seiner  Anweisung  dem  Inhaber 
derselben  haftbar.  Auch  dem  Jenny  gegenüber,  wenn  er  sich 
als  Inhaber  präsentierte,  könnte  Kläger  die  Zahlung  nicht 
weigern,  da  er  den  Gegenwerth  empfangen  hat  und  ihm  also 
die  Einrede  des  Betrugs  gegenüber  Jenny  nicht  zusteht. 

(Directe  Mittheilung.) 
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11.   Canton  Appenzell  Ausser-Rhoden.    Urtheil  des 
Obergrerichts  vom  30.  October  1882.  ■ 

Anspruch  der  Concursmasse  des  Versicherten 
auf  die  Lebensversicherungssumme. 

Die  Eheleute  N.  N.  in  M.  versicherten  sich  gegenseitig 
jedes  zu  Gunsten  des  andern,  beziehungsweise  ihrer  Kinder, 
den  1.  März  1881  bei  einer  Lebensversicherungsgesellschaft 
für  eine  bestimmte  Geldsumme  zahlbar  bei  Tod  des  einen 
von  ihnen.  Am  2.  März  1882  starb  der  Mann  und  über  seine 
Verlassenschaft  musste  der  Concurs  verhängt  werden.  Die 
Concursmasse  verlangte  Auslieferung  des,  von  der  Gesellschaft 
dem  Geineindehauptmannamte  zugestellten  Betrages,  wogegen 
aber  die  Witwe  Einspruch  erhob.  Im  Processe  begründete  die 
Masseverwaltung  dies  damit,  dass  nach  Art.  1  des  Erbgesetzes 
die  Schulden  eines  Erblassers  vor  Allem  zu  bezahlen  seien  ;, 
Art.  9  des  Concursgesetzes  zähle  die  Theile  des  Frauenguts 
auf,  welche  die  Frau  im  Concurse  des  Mannes  ansprechen 
könne,  darunter  figurieren  keine  Schenkungen  auf  Ableben 
hin,  ebensowenig  eine  Lebensversicherung.  Letztere  sei  auch 
nicht  Schenkung  unter  Lebenden,  weil  die  laut  Art.  22  der 
Ehesatzungen  erforderliche  Genehmigung  nicht  vorliege.  Selbst 
wenn  sie  Schenkung  wäre,  so  erscheine  solche  nicht  als  per- 
fect  geworden,  denn  der  Mann  habe  die  Police  in  Händen 
behalten  und  hätte  frei  darüber  verfügen  können.  —  Die 
Beklagte  berief  sich  darauf,  dass  bei  dem  Vertragsschluss 
keinerlei  Absicht  einer  Schädigung  der  Kreditoren  vorgelegen 
habe  und  vertragsgemäss  sie,  die  Ehefrau,  als  alleinige  Be- 
zugsberechtigte anzusehen  sei.  Die  Summe  sei  nicht  Erbe,, 
sondern  ihr  Eigenthum. 

Beide  Instanzen  wiesen  den  vollen  Betrag  der  Versiche- 
rungssumme der  Concursmasse  zu,  das  Obeygericht  mit  fol- 
gender Begründung: 

Gemäss  unserm  Concurs-Verfahren  gehen  sämmtliche 
Aktivposten  eines  Kridars  mit  Ausnahme  der  in  Artikel  10' 
dieses  Gesetzes  aufgeführten  Gegenstände  an  den  Gläubiger 
über. 

Der  in  Frage  stehende  Lebensversicherungsbetrag  muss- 
unzweifelhaft  als  ein  Aktivposten  des  Kridars  angesehen 
werden. 

Solche  Beträge  figuriren  unter  den  in  Artikel  10  des. 
Concursverfahrens  stipulirten  Ausnahmen  nicht  und  lassen« 
sich  diesen  Ausnahmen  offenbar  auch  nicht  subsumiren. 
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Die  versicherte  Summe  ist  als  Gewinn  für  die  einbe- 
zahlten Prämien,  anzusehen,  und  weil  die  Gläubiger  den 
Schaden  zu  tragen  haben,  welcher  durch  die  einbezahlten 
Prämien  entsteht  oder  entstehen  kann,  so  muss  denselben  auch 
der  Gewinn  zufallen.  Der  Umstand,  dass  im  vorliegenden 
Falle  nur  eine  Prämie  bezahlt  wurde,  ist  rechtlich  von 
keiner  Bedeutung.  • 

Der  Prätension  der  Beklagten  steht  auch  namentlich  der 
in  Art.  1  unsers  Erbgesetzes  ausgesprochene  Grundsatz  ent- 
gegen, dass,  bevor  geerbt  werden  kann,  die  Schulden  des 
Erblassers  bezahlt  werden  müssen. 

Dieser  Grundsatz  muss  im  Concursfalle  offenbar  ohne 
Weiteres  aufrecht  erhalten  werden,  d.  h.  es  kann  im  Concurs- 
falle bezüglich  der  Aktivposten  nicht  eine  Bechtsan schauung 
Platz  greifen,  wodurch  dieser  Grundsatz  verletzt  würde. 

Ebenso  steht  auch  Art.  22  unserer  Ehesatzungen,  wonach 
Schenkungen  zwischen  lebenden  Ehegatten,  wie  die  Ehever- 
träge erst  dann  ihre  Gültigkeit  erlangen,  wenn  sie,  was  in 
concreto  nicht  geschehen,  von  der  zuständigen  Vorsteher- 
Schaft  (Gemeinderath)  genehmigt  und  von  derselben  unter 
gutachtlicher  Beurtheilung  der  Schenkung,  der  Verträge  und 
der  persönlichen  und  vermögensrechtlichen  Verhältnisse  der 
Ehegatten  dem  Obergerichte  vorgelegt  und  auch  von  diesem 
genehmigt  worden  sind,  dem  Begehren  der  Beklagten  zuwider. 

Der  Umstand ,  dass  der  fragliche  Betrag  laut  Police 
der  Frau  oder  den  Kindern  des  Kridars  zufallen  soll,  kann 
rechtlich  um  so  weniger  von  Bedeutung  sein,  als  unbestritten 
vorliegt,  dass  die  fragliche  Prämie  aus  dem  Eigenthum  des 
Mannes  bezahlt  worden  ist.  —  Verträge,  welche  unsern  Ge- 
setzen zuwiderlaufen  oder  durch  welche  die  Gesetze  umgangen 
würden,  können  selbstverständlich  keinen  Rechtsschutz  an- 
sprechen. 

(Appenzeller  Nachrichten  1882,  No.  38.) 


12.  Canton  Glarus.    Urtheil  des  Appellationsgerichts. 

Ausschluss    der   Concursmasse    des    Ehemanns 

von  der  Lebensversioherungssumme 

zu    Gunsten    der  Witwe. 

Seh.  hatte  mit  der  Basler  Lebensversicherungsgesellschaft 
einen  Versicherungsvertrag  abgeschlossen,  wonach  Fr.  5000 
nach  seinem  Tode  seiner  Ehegattin  ausbezahlt  werden  sollten. 
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Seh.  verstarb  im  Jahre  1881  und  es  trat  über  seinen  Nach- 
lass  der  Concurs  ein.  Die  Concursmasse  beanspruchte  den 
Versicherungsbetrag  für  sich  und  machte  für  diesen  Anspruch 
geltend,  dass  die  Police,  gegen  deren  Aushändigung  allein 
die  versicherte  Summe  bezahlt  werde,  Eigenthum  des  Ehe- 
mannes und  somit  der  Concursmasse  geblieben  sei,  dass  so- 
dann nach  den  Bestimmungen»  von  §  158  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches  des  Cantons  Glarus  die  Ehefrau  im  Concurse 
des  Mannes  nur  das  von  ihr  in  die  Ehe  gebrachte  oder  ihr 
während  derselben  zugefallene  Vermögen  anmelden  könne 
und  unter  diesen  Begriff  weder  die  Police  selbst,  noch  der 
nach  derselben  nun  fällige  Betrag  subsumirt  werden  könne  ; 
dass  die  Zuwendung,  welche  auf  diese  Weise  der  Ehemann 
seiner  Frau  machen  könnte,  nach  den  Grundsätzen  des  ehe- 
lichen Güterrechtes,'  wie  solche  in  den  §§  148  bis  160  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches  des  Cantons  Glarus  niedergelegt 
seien,  als  unzulässig  erscheine  und  ebenso  eine  Umgehung 
des  Grundsatzes  der  Gleichstellung  der  Erben  dadurch  be- 
wirkt werden  könnte;  und  dass  es  endlich  nicht  angehen 
könne,  dass  die  Gläubiger  des  Seh.  leer  ausgehen,  während 
seine  Ehefrau  nun  in  den  Besitz  eines  ordentlichen  Vermögens 
gelange  in  Folge  von  Leistungen,  welche  jener  lediglich  aus 
seinen  Mitteln  gemacht  habe.  Eventuell  verlangte  die  Masse 
Seh.  unter  allen  Umständen  Rückvergütung  der  bezahlten 
Prämien  nebst  Zinsen.  Die  Ehefrau  Seh.  berief  sich  dagegen 
in  erster  Linie  auf  den  Wortlaut  des  Versicherungsvertrages 
selbst,  wonach  ausschliesslich  sie  als  Versicherungsnehmerin 
für  den  Fall  des  Absterbens  ihres  Mannes  bezeichnet  und 
daher  allein  zum  Bezüge  des  Versi cherungscapitales  legitimirt 
sei.  Im  Weitern  machte  sie  geltend,  dass  nach  der  Gesetz- 
gebung des  Cantons  Glarus  der  Abschluss  von  solchen  Ver- 
trägen zu  Gunsten  Dritter  nicht  verboten  sei,  dass  die  in 
Frage  liegende  Versicherungssumme  niemals  einen  Bestand- 
teil des  Vermögens  des  Seh.  gebildet  habe  und  daher  durch 
deren  Auszahlung  an  die  Witwe  Seh.  keine  Verminderung 
des  Massevermögens  bewirkt  werde,  dasd  endlich  durch  die 
Gerichtspraxis  in  verschiedenen  andern  Kantonen  der  Schweiz 
festgestellt  worden  sei,  dass  solche  Versicherungsbeträge  nicht 
unter  die  Activen  der  Concursmasse  des  Versicherten  fallen. 
Das  Civil-  und  das  Appellationsgericht  sprachen  die  Ver- 
sicherungssumme der  Witwe  Seh.  zu,  verpflichteten  jedoch 
dieselbe,  der  Concursmasse  Seh.  die  von  diesem  bezahlten 
Jahresprämien  nebst  daherigen  Zinsen  zu  bezahlen.  Die  Mo- 
tive des  appellationsgerichÜichen  Urtheiles  lauten: 
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1.  Seh.  hat  zur  Zeit  seiner  Selbst-  und  Rechtsständig- 
ieit  am  10.  November  1873  mit  der  Basler  Lebensversiche- 
rungsgeseüschaft  einen  Versicherungsvertrag  abgeschlossen, 
laut  welchem  sich  diese  verpflichtet  hat,  nach  dem  Ableben 
■des  Seh.  die  Summe  von  Fr.  5000  seiner  Frau  auszubezahlen. 

2.  Wenn  auch  formell  der  Ehegatte  Seh.  als  Versiche- 
rungsnehmer erscheint,  so  geht  doch  aus  dem  Wortlaut  der 
Police  hervor,  dass  ihm  kein  Rechtsanspruch  auf  die  ver- 
sicherte Summe  zukam  und  diese  letztere  daher  niemals  als 
«ein  Be8tandtheil  seines  Vermögens  betrachtet  werden  konnte. 

3.  Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  dass  nach  dem  Ab- 
leben ihres  Ehegatten  der  Frau  Seh.  das  Eigenthums-  und 
Dispositionsrecht  über  den  mehrerwähnten  Versicherungstitel 
behufs  Aufrechtstellung  ihrer  Ansprüche  gegenüber  der  Ver- 
sicherungsgesellschaft unzweifelhaft  zustehen  inuss. 

4.  Dagegen  erscheint  die  von  der  Concursmasse  Seh. 
eventuell  verlangte  Restitution  der  durch  den  Seh.  bezahlten 
Jahresprämien  an  jene  um  so  gerechtfertigter,  als  aus  den  von 
Seh.  hinterlassenen ,  zerrütteten  Vermögensverhältnissen  her- 
vorgeht, dass  diese  Jahresprämien  schon  seit  längerer  Zeit 
aus  dem  Guthaben  seiner  Kreditoren  bezahlt  worden  sind, 
resp.  diesen  letztern  dadurch  eine  Schädigung  zugefügt 
worden  ist. 

(Directe  Mittheilung.) 


13.   Canton  Genf.    Urtheil  des  Appellhofes 
vom  6.  November  1882. 

Verpflichtung  zu  Bezahlung  des  Commandit- 
capitals. 

Im  Jahr  1 874  wurde  Monnier  Commanditär  mit  Fr.  20,000 
T>ei  einer  Collectivgesellschaft  bestehend  aus  den  Herren 
Alph.  und  Gust.  Baur,  Neyrevèze  und  Ingold.  An  die 
Stelle  dieser  Gesellschaft  trat  durch  Notar iatsact  vom  7.  Oc- 
tober  1878  eine  neue  mit  gleichem  Zwecke  zwischen  Alph. 
Baur,  Ingold  und  Régis,  unter  der  Firma  Baur  Ingold  et 
Cie.,  und  Monnier  erklärte  an  dieser  Gesellschaft  als  Com- 
manditär mit  Fr.  20,000  betheiligt  zu  sein.  Auch  diese  neue 
Gesellschaft  musste  liquidirt  werden,  und  der  Liquidator 
.Sehott  fand,  dass  Monnier  sein  Commandit  capi  tal  nicht  ein- 
bezahlt habe,  und  klagte  es  gegen  ihn  ein.  Monnier  wandte 
ein:  Alph.  Baur  und  Ingold  hätten  alle  Activen  und  Pas- 
siven der  alten  Gesellschaft  in  die  neue  eingebracht,  da- 
mit also  auch   sein   Commanditcapital ,    das  er  somit  nicht 
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ein  zweites  Mal  einzuschiessen  habe,  und  in  jedem  Fall 
wäre  seine  Schuld  mit  dieser  seiner  alten  Forderung  com  - 
pensirt.  Baur,  Ingold  und  Régis  unterstützten  den  Beklagten 
Monnier  in  seiner  Klagbestreitung. 

Beide  Instanzen,  Handelsgericht  15.  Sept.  1881,  cour  de 
justice,  6.  Nov.  1882,  verurtheilten  den  Beklagten  zur  Bezah- 
lung der  Fr.  20,000  Commanditcapital ,  die  zweite  Instant 
mit  folgender  Motivirung  : 

Considérant  en  droit  que,  si  ce  système  a  pu  être  admis 
par  les  associés  eux-mêmes,  il  ne  saurait  l'être  à  l'égard  des 
tiers;  qu'effectivement  ces  derniers,  par  la  publicité  légale 
donnée  à  l'acte  du  7  octobre  1878,  notamment  par  son  insertion 
en  extrait  dans  la  Feuille  d'avis  du  22  même  mois,  ont  été 
avertis  qu'une  somme  de  20,000  frs.  était  apportée  par  un 
commanditaire  ;  que  rien  ne  pouvait  leur  faire  supposer  que  cette 
commandite  dût  être  simplement  fictive  et  représentée  par 
une  pareille  somme  versée  dans  la  précédente  société;  que,, 
dès  lors,  Monnier  ne  peut  se  soustraire  aux  conséquences 
qu'entraîne  nécessairement  le  silène«  gardé  par  l'acte  sur  ce 
point  ; 

Considérant,  d'autre  part,  que  l'inventaire  dressé  le  21 
septembre  1878,  et  auquel  se  réfère  l'acte  du  7  octobre, 
établit  suffisamment  qu'à  cette  époque  la  maison  Baur  frères, 
Neyrevèze  et  Ingold  était  au-dessous  de  ses  affaires  et 
que  la  commandite  de  Monnier  était  entièrement  absorbée 
par  les  dettes  de  la  société,  puisque  dans  cet  inventaire 
l'actif  et  le  passif .  n'arrivent  à  se  balancer  que  grâce  à  la 
valeur  insolite  et  plus  qu'exagérée  de  30,000  frs.,  attribuée 
à  la  clientèle  ; 

Considérant  que,  dans  ces  circonstances,  Monnier  n'est 
pas  fondé  à  prétendre  que  le  7  octobre  1878,  la  compensation 
s'est  opérée  entre  sa  créance  de  20,000  frs.  comme  comman- 
ditaire dans  la  maison  Baur  frères,  Neyrevèze  et  Ingold,  et 
son  apport,  non  versé,  de  pareille  somme  dans  la  maison 
Baur,  Ingold  et  Cie.; 

Qu'en  effet  les  conditions  exigées  pour  la  compensation 
ne  se  rencontrent  pas  dans  l'espèce,  puisque  les  deux  sociétés 
ne  se  composaient  pas  des  mêmes  personnes  et  -qu'au  moment 
où  la  première  prenait  fin  avec  un  excédant  considérable  du. 
passif  social  sur  l'actif,  Monnier  devenait  le  créancier  de 
ses  associés  pour  le  montant  de  sa  commandite,  tandis  que 
dans  la  seconde  il  se  constituait  le  débiteur  de  la  société 
elle-même. 

(Semaine  judiciaire,  1882,  No.  45.) 
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14.  Canton  Thurgau.    Obergerichtsurtheil  vom  31.  August 

1882. 

Gesellschaftsvertrag,     Eigenthum  an  einer 
E  r  find  ung. 

Unterm  10.  Juli  1879  vereinigten  sich  D.  Hug.  in  W. 
und  J.  Br.  in  B.  zum  Zwecke  der  Fabrikation  und  des  Ver- 
triebs eines  Control-  und  Sicherheitsapparates  für  den  Bren- 
nerdienst  in  Ziegeleien  und  verwandten  Gewerben,  konstruiert 
von  D.  Hug.  zum  wesentlichen  Theil  nach  Prinzip  und 
Angabe  des  J.  Br.  Ersterer  sollte  den  technischen  Theil  des 
Geschäfts  übernehmen,  die  Konstruktion  und  Anfertigung  der 
Apparate,  der  letztere  den  merkantilen  Theil,  den  Vertrieb 
und  Verkauf  derselben. 

Zwischen  den  Parteien  entstanden  aber  bald  Uneinig- 
keiten über  die  gegenseitigen  Befugnisse,  den  Verkaufspreis 
der  Apparate,  den  Gewinnantheil  etc. 

D.  Hug.  stellte  das  Begehren,  dass  die  Tirana  aufgelöst 
werde,  weil  J.  Br.  vertragsbrücbig  geworden  sei,  und  ver- 
langte, dass  er,  der  Kläger,  als  Eigenthümer  der  Erfindung 
und  der  für  dieselbe  erlangten  Patente  erklärt  werde;  even- 
tuell dass  der  Beklagte  die  vorhandenen  1 1  Apparate  zu  dem 
vereinbarten  Preis  von  je  Fr.  100  übernehme,  ebenso  das  vor- 
handene Material  gegen  Ersatz  der  Anschaffungskosten  von 
Fr.  270.  90  Cts.  und  den  Vorrath  im  Werthe  von  Fr.  440, 
dass  er  Ersatz  leiste  für  den  Antheil  des  Klägers  an  den 
Patentkosten,  namentlich  den  Erneuerungskosten  derselben 
pro  1882  (Fr.  348.  85  Cts.),  dass  er  Fr.  120  für  besorgte 
Zeichnungen  und  endlich  als  Abfindungssumme  tür  die  Er- 
findung Fr.  300  bezahle. 

Der  Beklagte  verlangte  Abweisung  der  Klage.  Die  Er- 
findung sei  seine  Idee.  Er  habe  die  Patente  erworben,  für 
die  Reklame  gesorgt.  Die  Kündigung  des  Vertrages  bei 
Liebzeiten  der  Parteien  sei  ausgeschlossen.  Während  Be- 
klagter sich  alle  Mühe  gegeben  habe,  die  Erfindung  auszu- 
beuten, sei  Kläger  immer  engherziger  und  zurückhaltender 
geworden,  habe  zu  hohe  Preise  und  Provisionen  verlangt. 
Eventuell  bei  einer  Auflösung  der,  Gesellschaft  sei  die  Er- 
findung Eigenthum  des  Beklagten  und  dem  Kläger  die  Aus- 
beutung derselben  zu  untersagen.  Beklagter  habe  nur  die 
AnschafFungskosten  für  die  fertigen  Apparate  zu  bezahlen;. 
das  Material  zu  übernehmen  sei  er  nur  insoweit  pflichtig, 
als  dasselbe  brauchbar  sei.     Die  Forderung  für  den  Vorrath 
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wurde  qualitativ  und  quantitativ  bestritten;  ebenso  die  Post 
für  Erwerb  und  Erneuerung  der  Patente  und  für  Zeichnungen, 
sowie  die  Abfindungssumme.  Eventuellst,  falls  Kläger  als 
Eigenthümer  erklärt  würde,  wurde  eine  Abfindungssumme 
von  mindestens  Fr.  3000  geltend  gemacht. 

Die  erste  Instanz-  ging  davon  aus ,  dass  die  Kündigung 
des  Gesellschafts  Vertrages  Seitens  des  Klägers  vom  Beklagten 
angenommen  werden  müsse,  weil  sie  nicht  gegen  die  gute 
Treue,  nicht  zur  Unzeit  und  nicht  ohne  schwere  Ursachen, 
wie  den  gegenseitigen  Mangel  an  Vertrauen  und  den  ernsten 
Willen  das  Gesellschaftsverhältniss  fortzusetzen,  geschehen 
.sei.  Bei  der  Auflösung  der  Gesellschaft  müsse  durch  den 
Richter  nach  ßilligkeitsrücksichten  und  nach  Art  eines  sorg- 
fältigen und  verständigen  Familienvaters  vorgegangen  wer- 
den. Nach  dem  Text  des  Vertrages  sei  J.  Br.  der  Erfinder 
und  ihm  desshalb  das  Eigenthum  der  Erfindung  und  das 
Recht  sie  allein  auszubeuten  zuzusprechen.  Zur  Festsetzung 
einer  Entschädigung  an  den  Kläger  für  seinen  Antheil  an 
der  Erfindung  und  den  Kosten  des  Patents  liege  kein  Grund 
vor,  da  die  Entschädigung  sich  durch  einen  längeren  gemein- 
samen Betrieb  des  Geschäftes  hätte  ergeben  sollen,  durch  die 
Kündigung  der  Kläger  aber  darauf  verzichtet  habe.  Abge- 
sehen davon  fehle  jeder  Massstab  für  die  Entschädigung,  da 
man  nicht  wisse,  ob  die  Erfindung  reüssiere.  Für  Zeich- 
nungen wurde  keine  Entschädigung  gesprochen,  weil  diese 
Auslage  mit  der  Erfindung  und  dem  Betrieb  in  Zusammen- 
hang stehe  und  diese  Rechtsverhältnisse  durch  den  Vergleich 
vom  10.  Juni  1881  definitiv  reguliert  seien.  Dagegen  sei 
Beklagter  J.  Br.  pflichtig,  die  fertigen  Apparate  und  was 
ausschliesslich  behufs  Anfertigung  solcher  durch  den  Kläger 
angeschafft  worden  sei  und  noch  in  dessen  Besitz  sich  be- 
finde, nach  billigem  Ansatz  zu  übernehmen  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  die  Apparate  in  gutem  Zustand  seien  und  der 
Kläger  die  Haftbarkeit  für  guten  Gang  übernehme.  Der 
Preis  der  Apparate  wurde  auf  Fr.  80  per  Stück  angesetzt 
und  über  das  Material  eine  Expertise  angeordnet. 

D.  Hug.  appellirte  gegen  dieses  Urtheil  und  stellte  vor 
Appellationsinstanz  das  Begehren,  dass  die  Erfindung  ihm 
als  Erfinder  zugesprochen,  eventuell  dass  sie  als  gemeinsames 
Gesellschaftsvermögen  betrachtet,  zwischen  den  Antheilhabern 
versteigert  und  jedem  die  Hälfte  des  Erlöses  zugeschieden 
werde.  Eventuell  sei  dem  Kläger  eine  angemessene 
Entschädigung  zu  sprechen.  Jedenfalls  könne  ihm  die  An- 
fertigung der  Apparate  für  die  Schweiz,  in  welcher  kein  Pa- 


Obligationenrecht.]  auf  ein  Erfindungspatent.  109 

tentschutz  bestehe,  nicht  verboten  werden.  Der  Ansatz  für 
die  Apparate  sei  auf  Fr.  100  zu  fixieren,  das  Material  zum 
Ankaufspreis  zu  übernehmen. 

Der  Appellat  suchte  um  Bestätigung  des  erstinstanzlichen 
Urtheils  nach.  Er  sei  der  Erfinder  und  desshalb  sei  ihm  das 
alleinige  Recht  der  Ausbeutung  der  Erfindung  in  der  Schweiz 
und  im  Ausland  zuzusprechen;  eventuell  könne  ihm  nicht 
überbunden  werden,  die  vorhandenen  Utensilien  zu  über- 
nehmen. Von  einer  Entschädigung  an  den  Kläger  könne 
keine  Rede  sein.  Im  Wege  der  Adhäsion  wird  eventuell, 
falls  Kläger  als  Erfinder  betrachtet  werden  wollte,  voll- 
ständige Abweisung  der  Klage  verlangt,  weil  der  Vertrag 
auf  Lebenszeit  abgeschlossen  worden  sei. 

Das  Obergericht  erliess  am  31.  August  1882  folgendes 
Urtheil  : 

Abgesehen  davon,  ob  die  Adhäsion  des  Appellaten  for- 
mell zulässig  sei,  erscheint  sie  dem  Obergericht  als  materiell 
unbegründet.  Wichtige  Gründe  lassen  die  Auflösung  des 
G  esellschafts Verhältnisses  als  im  Interesse  beider  Parteien 
liegend  erscheinen:  beide  Gesellschafter  sind  gegen  einander 
mi3strauisch,  sie  verstehen  sich  nicht  und  das  Verhältniss 
ist  seit  längerer  Zeit  faktisch  gelöst,  so  dass  die  Ausbeutung 
des  Gesellschaftsobjektes  sistiert  wurde.  Die  Kündigung  des 
Vertrages  ist  desshalb  vom  Appellanten  in  guten  Treuen 
und  nicht  zur  Unzeit  geschehen  und  muss  desshalb  vom 
Appellaten  angenommen  werden. 

Beide  Parteien  verlangen,  dass  ihnen  das  Eigenthum  an 
der  Erfindung  zugesprochen  werde.  Nun  kennt  die  Schweiz- 
das  Eigenthum  an  einer  Erfindung  nicht,  und  hat  sich  auch 
in  neuester  Zeit  das  Schweizervolk  gegen  die  Einführung 
des  Patentschutzes  ausgesprochen.  Desshalb  ist  es  gar  nicht 
möglich,  das  Eigenthum  an  der  Erfindung  der  einen  Partei 
zuzusprechen,  in  der  Meinung,  dass  es  der  anderen  Partei 
und  anderen  Personen  in  der  Schweiz  verboten  sei,  die  Er- 
findung zu  erstellen.  Dagegen  können  die  Patente,  welche 
für  die  Erfindung  in  den  benachbarten  Ländern  gelöst  wur- 
den, einen  Verra ögenswerth  repräsentieren  und  dieser  gehört 
der  Gesellschaft.  Nach  dem  Gesellachaftsvertrag  und  einer 
seitherigen  Abmachung  ist  anzunehmen,  dass  das  Gesell- 
schaftsvermögen den  Gesellschaftern  zu  gleichen  Theilen  ge- 
höre. Allerdings  heisst  es  im  Gesellschaftsvertrag,  es  sei 
der  Apparat  zum  wesentlichen  Theil  nach  Prinzip  und  An- 
gabe des  Appellaten  ;  allein  unterm  10.  Februar  1881  haben 
sich  die  Parteien  dahin  verständigt,   dass  letzterer  aus  dem 


110  Gesellschaft.  [Obligationenrecht. 

Worte  „wesentlich"  für  sich  keine  finanzielle  Vortheile  her- 
leiten könne.  Der  Werth,  den  die  Patente  haben,  wird  am 
besten  durch  Versteigerung  zwischen  den  Parteien  ermittelt, 
in  der  Meinung,  dass  dann  der  Erlös  zu  gleichen  Theilen  zu 
theilen  sei. 

Für  den  Fall  als  Appellat  die  Patente  ersteigern  sollte, 
hat  er  die  Anschaffungen,  welche  Appellant  für  die  Gesell- 
schaftszwecke  aus  seinen  Privatmitteln  machte,  zu  über- 
nehmen. In  Bezug  auf  die  Ansätze  für  die  Uebernahme 
werden  im  wesentlichen  die  Bestimmungen  der  ersten  In- 
stanz gebilligt.  Die  Apparate  hat  Appellat  um  Fr.  80  per 
Stück  zu  übernehmen,  wobei  nach  dem  bisherigen  Vorgehen 
zwischen  den  Parteien,  welche  bereits  unterm  10.  Februar 
1881  den  Lieferungspreis  für  einen  Regulator  auf  Fr.  80 
festgesetzt  haben,  nicht  wohl  zweifelhaft  sein  kann,  was 
unter  einem  solchen  vom  Appellanten  zu  liefernden  Apparate 
zu  verstehen  sei.  Eine  Erhöhung  des  Preises  auf  Fr.  100  recht- 
fertigt sich  nicht,  denn  in  derselben,  resp.  der  Provision  von 
25%,  welche  laut  Vereinbarung  dem  Appellanten  in  der  Gesell- 
schaft zukäme,  liegt  ein  Theil  des  Gesellschaftsergebnisses, 
auf  welches  derjenige,  welcher  aus  ihr  getreten  ist,  keinen 
Anspruch  mehr  hätte.  * 

Durch  eine  Expertise  wäre  im  weiteren  für  den  Fall, 
als  der  Appellat  die  Patente  übernähme,  zu  erheben,  was 
für  Material  Appellant  noch  besitze,  welches  speziell  zum 
Zweck  der  Anfertigung  der  Apparate  angeschafft  wurde  ;  der 
Werth  desselben  wäre  durch  die  Experten  festzustellen  und 
hätte  der  Appellat  es  zu  diesem  Ansatz  zu  übernehmen. 

Bei  der  Regulierung  des  Kostenpunktes  ist  der  Aus- 
gang des  Prozesses  in  Betracht  zu  ziehen. 

Erkannt: 

1.  Sei  der  zwischen  den  Parteien  am  10.  Juli  1879  ab- 
geschlossene Gesellschaftsvertrag  aufgehoben. 

2.  Seien  die  Patente  als  gemeinsames  Eigenthum  der 
Gesellschaft  erklärt  und  Behufs  Theilung  zu  gleichen 
Theilen  einer  Versteigerung  unter  den  Gesellschaftern 
unterstellt. 

3.  Für  den  Fall,  als  der  Appellat  Br.  Eigenthümer  der 
Patente  würde^  habe  er  die  bereits  fertigen  Apparate 
vom  Appellanten  um  Fr.  80  per  Stück  zu  übernehmen, 
und  sei  alsdann  durch  eine  Expertise  zu  erheben, 
was  an  speziell  Behufs  Anfertigung  von  Apparaten 
angeschafftem  Material  noch  im  Besitze  des  Appellanten 
sich  befinde  und  welchen  Werth  solches  repräsentiere, 
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und  habe  alsdann  der  Appellat  es  zu  diesem  Ansatz 
zu  übernehmen. 

4.  Seien  zu  Experten  ernannt 

5.  Zahle  Appellant  ein  zweitinstanzliches  Gerichtsgeld  von 
Fr.  40  und  habe  er  beim  Appellaten  an  seine  (ie- 
sammtprozesskosten  Fr.  70  zu  erheben. 

(Directe  Mittheilung.) 


15.  Canton  Lucern.    Urtheil  des  Obergerichts 
vom  26.  März  1881. 

Erbfähigkeit  der  Mitglieder   eines   geist- 

lichen   Ordens. 

Die  Erben  des  Kapuzinerbruders  Martin  H.  sei.  stellen 
-das  Rechtsbegehren:  die  Gebrüder  St  seien  gerichtlich  zu 
verhalten,  in  die  Erbsmasse  des  Martin  H.  sei.  den  Betrag 
von  Fr.  J240.  60  nebst  Zins  zu  bezahlen. 

Dieses  Rechtsbegehren  gründen  Kläger  auf  folgende 
Thatsachen:  Unterm  10.  April  1877  starb  in  St.  Erhard 
Witwe  St.  geb.  Tsch.  —  Erben  derselben  waren  als  Kinder 
zweiter  Ehe  u.  A.  die  heutigen  Beklagten  und  als  einziger 
Sohn  erster  Ehe  Martin  H. ,  Kapuziner -Bruder,  damals  in 
Näfels. 

An  der  Schlusstheilung  in  Nachlasssachs  genannter 
Witwe  St.  vom  27.  Oktober  1877  beschlossen  und  aner- 
kannten die  anwesenden  Erben  Folgendes: 

a.  Es  sind  dieselben  einig,  den  ehrwürdigen  Kapuziner- 
bruder Martin  H.,  einen  Sohn  der  Erblasserin  aus 
erster  Ehe,  als  Miterbe  pro  rata  eintreten  zu  lassen. 

b.  Die  heutigen  Beklagten  gaben  die  Erklärung  ab, 
ihrer  Mutter  sei.,  resp.  deren  Erben,  an  verschiedenen 
Posten  eine  Summe  von  Fr.  8684.  20  zu  schulden. 

Dieses  Guthaben  unter  sieben  Theile  vertheilt,  ergibt 
auf  einen  Theil  Fr.  1240.  60  und  wurde  angewiesen  auf 
die  Beklagten,  zinsbar  auf  den  Todestag  der  Erblasserin, 
10.  April   1877. 

Unterm  6.  April  1879  starb  sodann  der  genannte  Martin  H. 
von  Zell.  Erben  zum  Nachlasse  des  Letztern  sind  die  heu- 
tigen Kläger  und  es  verlangen  dieselben  nun,  dass  die  Be- 
klagten verhalten  werden,  in  die  Erbsmasse  den  Betrag  von 
Fr.  1240.60  nebst  Zins  seit  10.  April  1877  zu  bezahlen. 

Beklagte  schliessen  auf  Abweisung  der  Klage  und  machen 
ihrerseits  geltend  : 
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a.  Es  sei  nicht  richtig,  dass  Martin  H.  sei.  Erbe  der 
Wwe.  St.  sei.  war,  denn  der  Eintritt  in  einen  geist- 
lichen Orden  habe  für  ihn  sowohl  nach  gemeinem 
Rechte,  als  auch  nach  obergerichtlicher  Praxis  den 
Verlust  der  bürgerlichen  Erbschaftsrechte  nach  sich 
gezogen. 

b.  Nach  Ableben  der  Wwe  St.  sei.  habe  Martin  H.  mit 
Charge-Brief  vom  29.  August  1877  an  den  Gemeinde- 
rath  von  Knutwil  geschrieben  :  „Mit  Berücksichtigung' 
der  Eventualität,  dass  in  nächster  Zeit  die  Kapu- 
ziner-Klöster in  der  Schweiz  aufgehoben  werden, 
könnten,  wird  das  Theilungsoffizium  ersucht,  Namens 
meiner  den  mir  zugehörigen  Erbstheil  zu  Hand  zu 
nehmen  und  in  einer  währschaften  Kasse  anzulegen» 
Im  Falle  ich  diesen  Erbstheil  nicht  bedarf,  so  soll 
nach  meinem  Ableben  dasselbe  unter  meine  Halb- 
geschwister  St.  vertheilt  werden."  Mit  Bezug  auf 
diesen  Brief  und  im  Sinne  desselben  haben  die  Erben, 
dann  allerdings  den  Stiefbruder  Martin  H.  pro  rata 
als  Miterben  eintreten,  resp.  einen  Kindestheil  im 
Sinne  seines  Schreibens  bei  Seite  legen  lassen,  ohne 
ihn  indessen  als  Miterben  anzuerkennen. 

c.  Es  werde  bis  zum  Ausweise  bestritten,  dass  die 
Kläger  Erben  des  Martin  H.  seien,  wenn  überhaupt 
ein  Nachlass  desselben  bestünde. 

d.  Ein  solcher  bestehe  aber  nicht,  da  Martin  H.  sei.  mit 
seinem  Eintritt  in  den  Kapuzinerorden  die  Vermögens- 
und Erwerbsfähigkeit  überhaupt  verloren  habe. 

Obergerichtlich  wurde  die  klägerische  Forderung  gut- 
erkennt. 

Motive:  Nachdem  Beklagte  in  der  Duplik  die  Legi- 
timation der  Kläger  in  dem  Sinne  zugestanden  haben,  dass 
sie  die  Qualität  derselben  als  Erben  des  Martin  H.  sei.  untter 
dem  Vorbehalt,  dass  juristisch  von  einem  Nachlasse  desselben 
die  Rede  sein  könnte,  anerkennen,  muss  vorliegend  in  erster 
Linie  die  streitige  Frage  gelöst  werden,  ob  der  Eintritt  in 
den  Kapuzinerorden,  resp.  die  Ablegung  der  Ordensgelübde 
für  Martin  H.  sei.  den  Verlust  seiner  bürgerlichen  Erbschafts- 
rechte nach  sich  gezogen  habe. 

Allerdings  hat  diese  Frage  in  unserem  bürgerlichen 
üesetzbuche  eine  unmittelbare  und  direkte  Lösung  nicht  ge- 
funden ;  allein,  da  es  sich  um  eine  Ausnahmebestim- 
mung handelt,  muss  aus  dem  Stillschweigen  des  Gesetz- 
gebers zunächst  gefolgert  werden,  dass  auch  hinsichtlich  der 
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Ordenspersonen  der  allgemeine  Grundsatz  der  Erbfähigkeit 
Platz  greift.  Der  Richter  dürfte  sich  zudem  gerade  bei  Streitig- 
keiten erbrechtlicher  Natur  am  wenigsten  in  der  Lage  finden, 
Ausnahmebestimmungen  fremden  Ursprungs  zur  Anwendung 
zu  bringen,  indem  gerade  diese  Materie  in  unserer  Gesetz- 
gebung eine  verhältnissmässig  selbständige  Normirung  er- 
halten, und  mehr  denn  andere  Materien  als  ein  abgeschlossenes 
Ganzes-  sich  darstellt. 

Da  indessen  einerseits  vorwürfige  Frage  eine  unmittel- 
bare Lösung  in  unserm  b.  G.-B.  nicht  gefunden  hatte,  ander- 
seits auf  Grundlage  des  §  193  des  CR.  V.  die  Anwendbarkeit 
gemeinrechtlicher  Bestimmungen  ohnehin  auch  bei  Streitig- 
keiten erbrechtlicher  Natur  grundsätzlich  nicht  bestritten 
werden  kann  und  zudem  gerade  der  gemeinrechtliche  Aus- 
schluss der  Ordenspersonen  von  der  Erbfähigkeit  auch  durch 
die  obergerichtliche  Praxis  zeitweise  anerkannt  wurde  (vgl. 
Entscheid  des  Obergerichtes  vom  13.  Dez.  1850),  so  ist  die 
Frage  über  die  heutige  Geltung  dieser  Ausnahmebestimmung 
auch  nach  den  anderweitigen,  hiebei  in  Betracht  fallenden 
Gesichtspunkten  zu  erörtern. 

Es  steht  nämlich  fest,  dass  nach  gemeinem,  beziehungs- 
weise  nach  kanonischem  Rechte  Personen,  die  Mitglieder 
von  Orden  sind,  welche  das  feierliche,  lebenslängliche  Ge- 
lübde der  Armuth  etc.  (die  vota  solennia  im  Sinn  des  kirch- 
lichen Rechtes)  ablegen,  dadurch  die  Vermögensf  ähigkeit  und 
hiemit  auch  die  Fähigkeit,  zu  erben  und  beerbt  zu  werden, 
verlieren  (vgl.  u.  A.  Vering,  Archiv  für  katholisches  Kirchen- 
recht, 13.  Bd.,  pag.  329).  Die  Feierlichkeit  des  Gelübdes  der 
Armuth  wird  durch  die  Ablegung  desselben  in  einem  vom 
päpstlichen  Stuhle  approbirten  Orden  konstituirt  (vgl  Sentis, 
Archiv  für  katholisches  Kirchenrecht,  Bd.  14,  pag,  53  u.  f.). 
Als  ein  solcher  Orden,  dessen  Mitglieder  (und  zwar  ohne 
Unterschied,  ob  der  betreffende  Kleriker,  oder,  wie  im  ge- 
gebenen Falle,  bloss  Laienbruder  war)  die  vota  solennia  im 
angegebenen  Sinne  ablegen,  erscheint  anerkanntermassen  auch 
der  Kapuziner orden. 

Was  nun  aber  die  Frage  über  die  Geltung  dieser  ge- 
meinrechtlichen, rcsp.  kanonischen  Bestimmungen  betrifft,  so 
hängt  dieselbe  vorliegend  von  zwei  Voraussetzungen  ab.  Es 
darf  nämlich  die  betreffende  Bestimmung  nicht  im  Wider- 
spruche stehen  : 

1.  mit  den  heutigen  Rechtsanschauungen  und 

2.  mit  den  Prinzipien  der  Bundesverfassung. 

ZoiUi'hr.  für  si'hw>iz«'risohc<*  Kocht.     Nru-«  F<i]^c  III.  ^ 
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Hinsichtlich  der  fraglichen  Bestimmung  ist  nun  aber  das 
Eine  wie  das  Andere  der  Fall. 

Ad.  1.  Das  Erbrecht  ist  ein  Begriff,  welcher  dem 
Vermögensrechte  angehört.  Dieses  kann  aber  nur  eine  Be- 
schränkung erleiden  durch  Faktoren,  welche  dem  Rechts- 
gebiete angehören.  Der  Ausschluss  der  Ordenspersonen  von 
der  Erwerbs-,  beziehungsweise  Erbfähigkeit  begründet  aber 
nach  heutiger  Rechtsanschauung  bloss  mehr  eine  Gewissens- 
und keine  Rechtspflicht.  Die  natürliche  Konsequenz  einer 
gegentheiligen  Annahme  würde  die  sein,  dass  der  Staat  ein 
Ordensgelübde,  d.  h.  die  Haltung  eines  solchen  eventuell 
erzwingen  müsste.  Hieraus  folgt,  dass  der  fragliche  Aus- 
schluss der  Ordenspersonen  im  Widerspruch  mit  den  heutigen 
Rechtsanschauungen  sich  befindet. 

Ad.  2.  Der  Art.  49,  Abs.  a  der  B.  V.  sagt:  „Die 
Ausübung  bürgerlicher  oder  politischer  Rechte  kann  durch 
keinerlei  Vorschriften  oder  Bedingungen  kirchlicher  oder  reli- 
giöser Natur  beschränkt  werden."  Dass  das  Ordensgelübde, 
beziehungsweise  das  Gelübde  der  Armuth  einen  religiösen 
Charakter  habe,  liegt  auf  der  Hand;  es  handelt  sich  hiebei 
überall  nicht  um  einen  Vertrag  unter  Personen,  wobei  der 
Betreffende  z.  B.  gegenüber  dem  zukünftigen  Erblasser 
oder  gegenüber  allfälligen  dritten  Präsumtiverben  zum 
Nachlasse  derselben  in  verbindlicher  Weise  auf  seine  Erb- 
rechte zu  verzichten  erklärt.  Das  Gelübde  im  Allgemeinen 
ist  vielmehr  als  ein  unmittelbar  Gott  gegebenes  und  Gott 
gegenüber  verpflichtendes  Versprechen  aufzufassen.  Durch 
die  Feierlichkeit  des  Gelübdes  (der  Armuth)  erhält  aber  das- 
selbe noch  einen  speziellen  kirchlichen  Charakter.  Denn 
wenn  die  Feierlichkeit  des  Gelübdes  der  Armuth  konstituirt 
wird  durch  Ablegung  desselben  in  einem  vom  päpstlichen 
Stuhle  approbirten  Orden,  so  wird  die  höchste  kirchliche 
Autorität  als  diejenige  Macht  bezeichnet,  welche  die  Ver- 
mögensrechts-Unfähigkeit des  Gelobenden  statuirt  (vgl.  auch 
Sentis  cit.  loco)*  Würde  daher  eine  Ordensperson  von  der 
Geltendmachung  ihrer  Erbrechte  aus  Grund  des  abgelegten 
feierlichen  Gelübdes  der  Armuth  ausgeschlossen*,  so  müsste 
sie  der  klare  Wortlaut  des  zit.  Art.  49  schützen,  wonach 
die  Ausübung  bürgerlicher  Rechte  durch  keinerlei  Vorschrift 
religiöser  oder  kirchlicher  Natur  beschränkt  werden  darf, 
und  insoweit  widerspricht  die  fragliche  Bestimmung  des 
kanonischen  Rechtes  auch  einem  Verfassungsgesetze. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich  daher,  dass  der  gemein- 
rechtliche Ausschluss  der  Ordenspersonen  von  der  Vermögens- 
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und  Erwerbs-,  resp.  Erbfähigkeit  für  den  hierseitigen  Richter 
keine  Geltung  mehr  hat  und  daher  Martin  H.  sei.  auch  trotz 
seiner  Eigenschaft  als  Laienbruder  des  Kapuzinerordens  Ver- 
mögen besitzen,  solches  erbsweise  erwerben  und  hinwieder 
selbst  beerbt  werden  konnte. 

Die  Beklagten  wenden  im  Weitern  ein,  es  habe  Martin  H. 
gemäss  seiner  an  das  Theilungsoffizium  von  Knutwil  abge- 
gebenen schriftlichen  Erklärung  vom  29.  August  1877  selbst 
nur  unter  der  Bedingung  Erbe  werden  wollen,  dass  in  nächster 
Zeit  die  Kapuzinerklöster  in  der  Schweiz  aufgehoben  werden 
sollten.  Allein  der  Wortlaut  der  betreffenden  Stelle  im  Briefe 
vom  29.  August  1877  gibt  zunächst  nicht  dieser  Auslegung 
Baum,  wonach  Martin  H.  sei.  den  Erbschaftsantritt  an  eine 
Bedingung  knüpfen  wollte,  sondern  ist  vielmehr  in  dem  Sinne 
zu  verstehen,  dass  damit  das  Motiv  bezeichnet  werden  wollte, 
warum  er  trotz  seiner  Eigenschaft  als  Kapuzinerbruder  gleich- 
wohl auf  sein  Erbe  nicht  verzichte.  Hiemit  stimmt  denn 
auch  die  nachherige  Verfügung  überein,  wonach,  sofern  er 
den  Erbtheil  nicht  bedürfen  würde,  derselbe  nach  seinem 
Ableben  seinen  Halbgeschwistern  zufallen  solle.  Dass  aber 
eine  solche  Verfügung  von  Todeswegen  in  einem  einfachen 
Briefe  keine  Bedeutung  haben  kann,  liegt  auf  der  Hand. 

Die  Einwendung,  es  haben  die  Erben  der  Wwe.  St.  das 
Erbrecht  des  Martin  H.  sei.  nur  im  angegebenen  Sinne  an- 
erkannt, ist  nun  ohnehin  unerheblich,  nachdem  feststeht,  dass 
die  Erbfähigkeit  desselben  einer  solchen  Anerkennung  Seitens 
der  Miterben  nicht  erst  bedurfte.  Im  Uebrigen  ergibt  sich 
eine  solche  Beschränkung  der  fraglichen  Erklärung  der  Erben 
aus  dem  Protokoll  über  die  betreffende  Erbsverhandlung 
(Klag-Beleg  1)  in  keiner  Weise  und  ist  eine  solche  auch 
durch  Aussagen  der  abgehörten  Zeugen  Gemeinderathsprä- 
sident  M.  und  Gemeindeschreiber  B.  nicht  erstellt,  ganz  ab- 
gesehen davon,  ob  gegenüber  jener  (amtlichen)  Urkunde  ein 
Zeugenbeweis  überhaupt  zulässig,  gewesen  wäre  (§  534  b 
des  b.  G.-B.). 

(Directe  Mittheilung.) 


16.  Ganton  Basellandschaft.    Obergerichtsurtheil  vom 
25.  Juli  1879. 

Ungültigkeit    von    Erbverzichten. 

Hans  Ulrich  Thommen,  Müller  in  Gelterkinden,  der  Erb- 
lasser der  heutigen  Parteien  war  in  erster  Ehe  verheirathet 
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mit  Barbara  Mengis  von  Tenniken.  Aus  dieser  Ehe,  welche« 
im  Jahr  1843  durch  den  Tod  der  Ehefrau  aufgelöst  wurde, 
waren  zwei  Söhne  vorhanden,  Johann  Jakob  geb.  1824  und 
Hans  Georg  geb.  1838.  Mit  Akt  vom  7.  Juni  1843  kaufte 
Hs.  Ulrich  Thommen  bei  einem  amtlich  auf  Fr.  14,253.  85 
geschätzten  Vermögen  diese  seine  Söhne  und  die  legitimierte  ' 
Tochter  seiner  verstorbenen  Ehefrau  Anna  Barbara  Mengis 
für  ihr  mütterliches  Erbe  mit  je  Fr.  1600  aus.  Bald  nach 
dem  Tode  seiner  ersten  Frau  ging  Hans  Ulrich  Thommen 
eine  neue  Ehe  ein  mit  Anna  Maria  Sutter  von  Zeglingen. 
Diese  letztere  gebar  ihm  drei  Kinder,  Hermann,  Anna  Marie 
und  Jakob.  Im  Jahr  1846  wanderte  der  älteste  Sohn  erster 
Ehe  Joh.  Jakob  nach  Amerika  aus  und  12  Jahre  später 
folgte  ihm  dorthin  auch  sein  Bruder  Joh.  Georg.  In  diesem 
Jahre  sandte  Hans  Ulrich  Thommen  seinem  Sohne  Johann 
Jakob  Fr.  4000,  wogegen  dieser  einen  Revers  folgenden  In- 
halts ausstellte: 

„Chicago,  den  7.  Juni  1858. 

Hiedurch  bescheinige  ich,  Johann  Jakob  Thommenr 
wohnhaft  zu  Chicago  im  Staate  Illinois,  vereinigte  Staaten 
von  Nordamerika,  von  meinem  Vater  Hans  Ulrich  Thommen, 
wohnhaft  in  Gelterkinden ,  Kantons  Baselland,  Schweiz, 
Viertausend  Franken  für  alle  Ansprüche ,  welche 
ich  oder  meine  Erben  an  meinem  väterlichen  Vermögen 
haben,  erhalten  zu  haben.  Ich  verspreche,  dass  ich  nie 
einen  Anspruch  auf  irgend  einen  Antheil  an  mein  väterliches 
Vermögen  machen  werde." 

Im  Jahr  1866  empfing  auch  der  zweite  Sohn  erster  Ehe 
auf  gleiche  Weise  Fr.  6000.  Auch  er  musste,  wie  sein  Bru- 
der, einen  Verzichtschein  folgenden  Inhalts  ausstellen: 

„Ich  Unterzeichneter  unterschreibe  mich,  von  meinem 
Vater  Hans  Ulrich  Thommen  die  Summe  von  Fr.  6000,  sage 
sechstausend  Franken,  als  mein  väterliches  Erbtheil  er- 
halten zu  haben  und  nichts  mehr  zu  fordern  habe  fürder- 
hin.« 

Im  Jahr  1874  starb  Hans  Ulrich  Thommen  mit  Hinter- 
lassung eines  Vermögens,  welches  in  dem  darüber  aufgenom- 
menen Inventar  auf  Fr.  142,241.  43  angegeben  ist.  In 
dieses  Vermögen  theilten  sich  unter  Mitwirkung  der  Be- 
zirksschreiberei Sissach  die  hinterlassene  Witwe  und  die 
Kinder  zweiter  Ehe;  die  beiden  Söhne  erster  Ehe  wurden 
mit  Rücksicht  auf  die  beigebrachten  Verzichtscheine  ausge- 
schlossen. 

Indessen  bemerkte  der  Bezirksschreiber  im  Theilungsakt  : 
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„Insofern  die  beiden  Söhne  erster  Ehe,  so  ausgekauft 
sind,  dennoch  früher  oder  später  fernere  Erbsansprüche  er- 
heben sollten,  so  haften  hiefür  sämmtliche  Erben  in  solidum, 
übernehmen  alle  desshalb  möglicherweise  eintretenden  Folgen, 
und  es  wird  die  Bezirksschreiberei  ausdrücklich  aller  und 
jeder  daher  igen  Verantwortlichkeit  entbunden." 

Diese  Theilung  wurde  von  der  Witwe  des  in  Amerika 
verstorbenen  Joh.  Jakob  Thommen  und  von  Johann  Georg 
Thommen  angefochten  und  es  verlangten  dieselben  mit  den 
Kindern  zweiter  Ehe  sich  in  den  Kachlass  ihres  Vaters 
theilen  zu  dürfen.  Das  Bezirksgericht  Gelterkinden  von  der 
Ansicht  ausgehend,  Joh.  Jakob  und  Joh.  Georg  Thommen 
hätten  auf  ihr  Erbrecht  an  ihrem  Vater  verzichtet  und  sei 
ein  solcher  Verzicht  gesetzlich  zulässig,  wies  dieselben  mit 
ihrem  Ansprüche  ab. 

In  Folge  Appellation  der  Kläger  reformierte  das  Ober- 
gericht dieses  Urtheil  und  erklärte  die  Kinder  erster  Ehe 
gegen  Collation  der  vorempfangenen  Fr.  4000  und  Fr.  6000 
als  neben  den  zweitehelichen  Kindern  erbberechtigt. 

Motive: 

Die  Hauptfrage,  ob  der  Erbsauskauf  oder  der  Erbsver- 
zicht eines  Kindes  über  die  noch  nicht  angefallene  väterliche 
Erbschaft  zulässig  sei,  ist  allerdings  in  unserer  Landesord- 
xtung  nicht  mit  ausdrücklichen  Worten  geregelt,  dagegen 
durch  die  Art,  wie  in  derselben  das  Notherbenrecht  zwischen 
Eltern  und  Kindern  geordnet  worden,  deutlich  genug  ent- 
schieden. Darnach  ist  es  den  Eltern  nicht  erlaubt,  ein  Kind 
zu  enterben  oder  das  eine  oder  andere  der  Bander  zu  be- 
vorzugen. Der  Grundsatz,  dass  alle  Kinder  an  dem  Ver- 
mögen der  Eltern  gleichberechtigt  sein  sollen,  ist  unzwei- 
deutig ausgesprochen.  Nur  ganz  ausnahmsweise,  aus  wich- 
tigen Ursachen  und  nach  genauer  Untersuchung  kann  der 
Eegierungsrath  die  Bewilligung  ertheilen,  Kinder  oder  Gross- 
kinder gänzlich  oder  theilweise  zu  enterben  (L.-O.  §  49),  und 
nur  wenn  sich  das  eine  oder  andere  der  Kinder  besonders 
.um  dieselben  verdient  gemacht,  ist  es  den  Eltern  nach  §  66 
L.-O.  gestattet,  einem  solchen  Kinde  eine  verhältnissmässige 
Gabe  im  Voraus  zukommen  zu  lassen. 

Mit  diesen  Grundsätzen  sind  aber  Erbsverträge  oder 
Erbsverzichte  über  noch  nicht  angefallene  Erbschaften  nicht 
vereinbar.  Aus  diesem  Grunde  spricht  unsere  L.-O.  von 
einem  Erbsverzichte  nur  über  schon  angefallene  Erbschaften 
rund  ist  es  desshalb  ganz  unrichtig,  wenn  das  erstinstanzliche 
Urtheil  aus  dem  Umstände,  dass  die  L.-O.  über  das  in  Frage 
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gezogene  Rechtsverhältniss  sich  nicht  mit  ausdrücklichen. 
Worten  verbreite,  dahin  geschlossen  hat,  es  seien  solche 
Erbsverzichte  nach  den  über  gewöhnliche  Verträge  geltenden 
Normen  zulässig. 

Diese  Bestimmungen  über  das  Notherbenrecht  tragen 
gleichsam  den  Charakter  öffentlichen  Rechts  und  können  ent- 
gegenstehende Uebereinkommen  nicht  auf  Rechtsverbind- 
lichkeit Anspruch  machen.  Mit  Rücksicht  darauf  verlieren 
auch  die  Ausführungen  der  beklagten  Partei,  dass  man  es 
hier  mit  Verträgen  zwischen  mehrjährigen  und  handlungs- 
fähigen Personen  zu  thun  habe  und  dass  Niemand  seine 
eigene  Handlung  anfechten  könne,  alle  und  jede  Bedeutung. 

In  den  auswärtigen  Gesetzgebungen,  so  namentlich  in 
denjenigen  verschiedener  Schweizerkantone,  sowie  im  fran- 
zösischen Recht,  ist  die  Frage  über  die  Rechtsgültigkeit  sol- 
cher Erbsverzichte  verschieden  gelöst,  von  den  einen  bejaht,, 
von  den  andern  verneint  worden,  je  nachdem  dieselben  mehr 
der  deutschrechtlichen  oder  der  römischrechtlichen  Auffassung 
dieses  Verhältnisses  folgen.  Wo  indessen  die  Zulässigkeit 
ausgesprochen  ist,  sind  meist  auch  gewisse  schützende  For- 
men vorgeschrieben,  unter  denen  die  Errichtung  solcher  Ver- 
träge zu  erfolgen  hat. 

Dass  unsere  L.-O. ,  welche  ja  namentlich  in  ihren  erb- 
reohtlichen  Bestimmungen  auf  römischrechtlichem  Boden 
steht,  in  die  letztere  Kategorie  gehört,  steht  ausser  Zweifel. 

In  der  bisherigen  Rechtsprechung  ist  die  vorliegende 
Frage,  soweit  bekannt,  nur  einmal  und  zwar  in  dem  Sinne 
gelöst  worden,  dass  solche  Erbsverzichte  unzulässig  seien. 

Mit  Rücksicht  auf  die  vorstehenden  Ausführungen  und 
unter  Beachtung  der  Wegleitung,  wie  solche  in  der  Ein- 
leitung zur  L.-O.  für  deren  Auslegung  und  Anwendung  ge- 
geben worden,  wonach  Rechtsähnlichkeit,  hergebrachte  Ge- 
wohnheit und  Billigkeit  zu  Rathe  gezogen  werden  sollen,, 
müssen  die  von  der  beklagten  Partei  angeführten  Erbsver- 
zichte als  unzulässig  und  darnach  die  Kinder  erster  Ehe 
und  zweiter  Ehe  am  Nachlass  des  verstorbenen  Hans  Ulrich. 
Thommen  erbberechtigt  erklärt  werden. 

Dass  bei  der  Theilung  die  den  Klägern  ausgewiesenen. 
Summen  mit  Zinsen  als  vorempfangenes  Gut  einzuschiessea 
sind,  bedarf  nach  dem  darauf  bezüglichen  Zugeständniss  derr 
Klagpartei  keiner  weitern  Erörterung. 

(Directe  MittheüungO 


T»*  .    *       •  -  '  t    ♦  ;.        ***» 
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17.  Canton  Luzern.    Urtheil  des  Obergerichts 
vom  12.  September  1882. 

Testamentum  correspectivum.    Testaments- 
mündigkeit  der  Ehefrau. 

Den  30.  September  1872  errichteten  die  Eheleute  Bosch 
eine  letztwillige  Verordnung,  deren  wesentlicher  Inhalt  in  dem 
Satze  besteht:  „Dem  überlebenden  Ehegatten  soll  vom  hinter- 
lassenen  Guthaben  des  Verstorbenen  ein  Viertheil  eigen  thüm- 
lieh  und  drei  Viertheil  nutzniessungsweise  zufallen. u  — 

Den  25.  Juli  1881  ging  dann  der  Ehemann  L.  Bosch 
mit  Tod  ab  und  dessen  Witwe  beanspruchte  nun  gestützt 
auf  obige  letzte  Willenserklärung  an  Einem  Viertheile  des 
Nachlasses  das  Eigen thumsrecht  und  an  den  übrigen  drei 
Viertheilen  das  Nutzniessungsrecht.  Die  Intestaterben  be- 
stritten jedoch  die  Rechtsgültigkeit  des  Testaments,  erhoben 
die  Nullitätsklage  und  führten  zur  Substantiierung  derselben 
u.  A.  an  :« 

1.  Das  Testament  sei  ein  gegenseitiges  und  ein  solches 
sei  nach  luzernischem  Recht  nicht  zulässig; 

2.  Die  Ehefrau  sei  bei  der  Testamentsem chtiiug  nicht 
durch  ausserordentlichen  Vormund  versehen  gewesen,  was  zur 
Gültigkeit  des  Testaments  —  §  424  des  b.  GLJB;  —  noth- 
wendig  gewesen  wäre. 

Sowohl  erst-  als  zweitinstanzlich  wurde  die  Klage  ab- 
gewiesen.    Zweitinstanzlich  mit  der  Begründung  : 

Das  vorliegende  Testament  stellt  sich  als  ein  wechsel- 
seitiges und  zwar  speziell  als  ein  sogenanntes  correspectives 
(Testamentum  correspectivum)  dar,  indem  zwei  Testamente 
von  zwei  Personen  zugleich  in  einer  und  derselben  Urkunde 
errichtet  worden  sind,  und  hiebei  es  als  Intention  der  Te- 
statoren angesehen  werden  muss,  dass  die  Erbein  se taung 
beider  Seits  bloss  um  der  von  dem  andern  Theile  geschehenen 
Erbeinsetzung  willen  und  unter  der  Voraussetzung  geschehe^ 
dass  dieser  andere  Theil  sein  Testament  nicht  ändern  werde. 

Allerdings  ist  nun  diese  Art  von  Testamenten  in  uneerm 
bürgerlichen  Gesetzbuche  nicht  ausdrücklich  anerkannt.  Allein 
immerhin  ist  dieselbe  auch  nicht  untersagt  ;  und  nachdem 
das  bürgerliche  Gesetzbuch  ein  daheriges  Verbot  nicht  ent- 
hält, ist  ein  zureichender  Grund  für  den  Richter  nicht  vor- 
handen ,  diesem,  im  gemeinen  Rechte  ausdrücklich  aner- 
kannten, und  in  unserm  Rechtsleben  tagtäglich  vorkommen- 
den   wechselseitigen  Testamente    die    Anerkennung    zu    ver- 
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weigern;  unter  der  Voraussetzung  indessen,  dass  die  für  die 
Testamentserrichtung  überhaupt  vorgeschriebenen  Formen  im 
gegebenen  Falle  beobachtet  worden  seien  ; 

Wenn  in  dieser  Sichtung  von  der  Klägerschaft  einge- 
wendet wird,  es  hätte  die  beklagte  Frau  Bosch  bei  der 
Testamentserrichtung  mit  einem  ausserordentlichen  Beistand 
versehen  sein  müssen,  so  ist  diess  unrichtig.  Die  Bestimmung 
des  §  424  des  b.  G.-B.  ist  durch  das  neue  Vormundschafts- 
gesetz ausdrücklich  aufgehoben,  und  zwar  wie  die  oberge- 
richtliche Praxis  mehrfach  ausgesprochen  hat  (siehe  unter 
Anderm  Präjudikat  vom  5.  November  1878,  AmÜ.  Sammlung 
S.  523  u.  ff.)  nicht  nur  mit  Bezug  auf  ledige  Weibspersonen, 
sondern  auch  mit  Bezug  auf  Ehefrauen. 

(Directe  Mittheilung.) 


18.   Ganton  Luzern.    Urtheil  des  Obergerichts 
vom  13.  Januar  1882. 

Legitimation  des  Testamentsvollziehers  zur  Klage 
gegen  die  Erben  auf  Anerkennung  der  Vermächt- 
nisse. —  Collationsverbindlichkeit  der  Erben  auf 
Begehren  der  Legatare.  —  Vollberechnung  der 
Legate,  durch  welche  eine  blosse  Nutzniessung 
verordnet  wird. 

Durch  letztwillige  Verordnungen  vom  20.  Februar  1872 
und  25.  April  1877  hatte  Ferdinand  W.,  Vater,  mehrere 
Legate  ausgeworfen,  und  bestimmt  :  „Als  Vollstrecker  meiner 
letztwilligen  Verordnung  ernenne  ich  den  Herrn  X.  H.,  welchem 
ich  dieselbe  übergebe  und  der  für  seine  allfälligen  Bemühungen 
und  Auslagen  aus  meiner  Verlassenschaft  angemessen  zu  ent- 
schädigen ist." 

Nach  dem  Tode  des  Vaters  W.  verweigerten  die  Söhne 
des  Erblassers  resp.  der  Sohn  Joseph  und  die  Concursmasse 
des  Sohnes  Ferdinand  dem  Testamentsvollstrecker  die  Aner- 
kennung der  fraglichen  Legate,  worauf  Letzterer  gegen  sie 
auf  Anerkennung  der  letztwilligen  Verordnungen  und  Verab- 
folgung der  Legate  an  ihn  (den  Testamentsexekutor  und 
Kläger)  zu  Händen  der  Legatare  klagte. 

Die  Beklagten  verlangten  in  erster  Linie,  dass  Kläger 
Mangels  Legitimation  zur  Klage  abgewiesen  werde,  eventuell, 
dass  die  Legate  auf  das  gesetzliche  Mass  eingeschränkt,  also 
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um  Fr.  17640  oder  auf  Fr.  1 1440  reduciert  werden  und  zwar 
verhältnissmässig  nach  Vorschrift  des  §  465  des  b.  G.-B. 

Alles  beiderseits  auf  Grund  der  aus  den  Motiven  er- 
sichtlichen Thatsachen. 

Obergerichtlich  wurde  erkannt  : 

1.  Der  dermalige  Kläger  X.  H.  sei  Namens  des  Erb- 
lassers Vater  W.  sei.  resp.  der  betreffenden  Vermächtniss- 
nehmer  gegenüber  den  beklagten  Erben  zur  Klagestellung 
legitimirt  ; 

2.  Die  letztwilligen  Verordnungen  des  Vaters  W.  seien 
aut  das  gesetzliche  Mass  eingeschränkt  ; 

3.  Die  in  Frage  stehenden  sämmtlichen  Legate  seien  dem- 
gemäss  für  dermalen  auf  den  Betrag  von  Fr.  17876.  35  Ep. 
reduzirt  ; 

4.  Die  daherige  Réduction  der  einzelnen  Legate  habe 
rerhältnissmässig  nach  Vorschrift  des  §  465  des  b.  G.-B.  zu 
«erfolgen.        -  N 

Aus  den  Motiven  entnehmen  wir  Folgendes  im  Auszuge  : 

I.    Betreffend  Legitimation    des    Testamentsvollziehers 
zur  Klage. 
Dieselbe  ist  zu  bejahen.    Unser  Luzerner  Recht  hat  das 

Institut  des  Testamentsvollstreckers  allerdings  nicht 

Es  beruht  in  seiner  heutigen  Anwendung  auf  Gewohnheits- 
recht, welches  auf  ältere  germanische  Rechtseinrichtung  zu- 
rückzuführen ist.  Nach  dieser  liegt  es  den  Testamentsvoll- 
streckern ob,  für  gehörige  Ausführung  der  letztwilligen  Ver- 
fügungen, besonders  auch  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Ver- 
mächtnissnehmer  das  ihnen  Zugedachte  erhalten. 

Die  §§  124  des  luzern.  b.  G.-B.  und  §  9  litt.  a.  des 
Vormundschaftsgesetzes  vom  7.  März  1871  räumen  einem 
Vater  das  Recht  ein,  auf  den  Fall  seines  Todes  für  seine 
minderjährigen  Kinder  den  Vormund  zu  bestellen.  Schon 
hieraus  folgt,  dass  die  Befugniss,  letztwillig  auch  bezüglich 
eines  andern  Gegenstandes  als  des  Vermögensnachlasses  zu 
▼erfügen,  durch  das  Gesetz  nicht  schlechthin  ausgeschlossen 
werden  will.  So  liegt  es  dann  aber  in  der  Natur  der  Sache, 
dass  die  Befugniss  zu  testieren,  die  Befugniss  —  als  die 
mindere  —  in  sich  schliesse,  für  die  gehörige  Vollziehung 
der  letztwilligen  Verordnung  Vorsorgen  zu  treffen,  daher  auch 
einen  Testamentsvollstrecker  zu  ernennen.  Gegen  eine  solche 
Ernennung  spricht  auch  kein  ausdrückliches  gesetzliches  Ver- 
bot. Vielmehr  erscheint  die  Zulässigkeit  der  testamentarischen 
Ernennung    von  Testamentsvollstreckern    herkömmlich    aner- 
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kannt.     (Dr.  C.  Pryffer,    Rechtsfreund    für   den    Kt.   Luzern, 
1842,  S.  105.) 

Als  natürliche  Consequenz  dieser  rechtlichen  Stellung 
des  Testamentsvollstreckers  ergibt  sich  aber  die  Berechtigung 
desselben,  gegen  die  Erben  auf  Anerkennung  der  Vermächt- 
nisse zu  klagen,  ohne  dass  es  hiezu  einer  speciellen  Vollmacht 
der  Legatare  bedarf.  (Vgl.  auch  Entscheid  des  Oberappell- 
gerichts zu  Celle  vom  17.  Juli  1860  in  Seufferts  Archiv, 
Bd.  15,  Nr.  142.) 

II.    Betreffend  Collation  des  Vorempfangs  der  Erben  zu 
Gunsten  der  Legatare. 

Die  Legatare  verlangen  mit  Rücksicht  auf  §  397  des 
b.  G.-B.,  dass  die  Söhne  gewisse  Summen  als  „Vorempfänge" 
in  die  Erbinasse  des  Vaters  W.  einschiessen. 

Hieb  ei  entsteht  nun  vorab  die  Frage,  ob  es  einzig  Sache 
der  Erben,  oder  auch  der  Legatare  sei,  ein  solches  Begehren 
zu  stellen? 

Ein  Begehren  der  Legatare  um  wirklichen  Einschuss 
müsste  von  vornherein  als  unthunlich  erklärt  werden.  Die 
Legatare  können  in  keinem  Falle  mehr  verlangen,  als  dass 
ihnen  die  betreffenden  Legate  ausbezahlt  werden.  (§  464 
des  b.  G.-B.) 

Die  Frage  dagegen,  ob  die  Legatare  nicht  wenigstens 
verlangen  dürfen,  dass  bei  der  Bestimmung  der  Grösse  des 
Betrages,  über  welchen  ein  Erblasser  zu  testiren  befugt  sei, 
die  Vorempfänge,  als  des  elterlichen  resp.  grosselterlichen 
Vermögens,  in  Berechnung  zu  ziehen  seien,  wird  durch 
die  luzern.  Gesetzgebung  ausdrücklich  nicht  beantwortet. 

Diese  Frage  ist  jedoch  grundsätzlich  zu  bejahen. 

Der  Vorempfang  im  Sinne  des  §  397  des  b.  G.-B.  ist 
als  ein  Theil  des  elterlichen  resp.  grosselterlichen  Vermögens 
zu  behandeln.  Gemäss  diesem  Artikel  hat  das  Kind  das- 
jenige, was  es  bei  Lebzeiten  der  Eltern  resp.  Grosseltern  von 
denselben  zur  Ausstattung  der  Ehe  oder  zu  eigener  Haus- 
haltung oder  unmittelbar  zum  Antritte  eines  Amtes  oder 
eines  Gewerbes  erhalten  hat,  sowie  was  allfällig  zur  Bezahlung 
seiner  Schulden  verwendet  worden,  den  Eltern  resp.  Gross- 
eltern nicht  zurückzuerstatten,  wohl  aber  dasselbe  als  eine 
Schuld  an  die  Erbsmasse  anzuerkennen,  resp.  sich  auf  seinen 
Erbtheil  anrechnen  zu  lassen.  Daher  auch  für  dasjenige, 
was  dergestalt  eingeschossen  werden  muss,  die  Benennung 
„Vorempfang44.  Auch  der  Commentar  von  Dr.  C.  Pfyffer  zu 
§  400  des    b.  G.-B.    sagt,    dass    die  Vorempfänge    „zu   dem 
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elterlichen  Vermögen  gehören."  Bei  der  Ausmittelung  dea 
Vermögens  verstorbener  Eltern  resp.  Grosseltern  ist  daher  auch 
der  Betrag  der  Vorempfange  in  Berechnung  zu  ziehen. 

(Als  solche  Vorempfänge  werden  hierauf  Fr.  15000  für  jeden 
der  beiden  Erben  auf  Grund  der  Acten  ermittelt  und  zu 
der  Hinterlassenschaft  des  Vaters  im  Betrag  von  Fr.  97338.  10 
zugerechnet,  somit  Gesammtvermögen  Fr.  127,338.  10.) 

HL  Betreffend  Berechnung   des  Pflichttheiles ,   resp.   des   für 
Legate  verfügbaren  Theils  der  Hinterlassenschaft. 

Vermächtnisse  zu  Eigenthum  wurden  an  verschiedene  Per- 
sonen und  Anstalten  ausgesetzt  im  Betrage  von  Fr.  11,204.  — 
Vermächtnisse   zu  Nutzniessung  „     12,875.  — 

Erbsgebühren  von  den  Legaten,  laut  besonderer 
Verfügung  aus  dem  Nachlass  zu  bestreiten        „      1,488.  — 

Fr.  25,567.  — 
Legate  zu  geistlichen  Zwecken  „      8,304.  — 

Hier  entsteht  vorab  die  Frage,  ob  bei  Feststellung  der 
Testirbefugniss  die  Legate,  durch  welche  eine  blosse  Nutz- 
niessung verordnet  wird,  ebenfalls  nach  ihrem  vollen  Be- 
trage zu  berechnen  seien. 

Diese  Frage  ist  zu  bejahen,  da  nach  dem  Wortlaute  des 
§  428  des  b.  G.-B.  den  Descendenten  eines  Erblassers  der 
Pflichttheil  unbeschwert  zukommen  soll.  (Dr.  C.  Pfyffer, 
Commentar  zu  §  429  des  b.  G.-B.) 

Bei  einem  nicht  bloss  nominellen,  sondern  reellen  Nach- 
lasse von  Fr.  127,338.  10  Bp.  wäre  sodann  Vater  Ferdinand 
W.  letztwillig  zu  verfügen  berechtigt  gewesen: 

a.  nach  §  428 !)  des  b.  G.-B.  über 

Fr.  127,338.  10  :  5  =  Fr.  25,467.  62, 

b.  nach  §  4512)  des  b.  G.-B.  über 

Fr.  127,338.  10  :  10  ==  Fr.  12,733.  81. 


Insoweit  jedoch  die  Concursansprache  an  Sohn  Ferdinand8) 
nicht  erhältlich  ist,  resp.  durch  den  Betrag   desjenigen,    was 

f)  §  428  :  Personen,  welche  'gesetzliche  Erben  der  ersten  Classe 
haben,  dürfen  nur  über  den  fünften  Theil  ihres  Vermögens  letztwillig 
verfügen. 

*)  §  451:  Vermächtnisse  zu  Gunsten  der  Kirche  und  geistlicher 
Zwecke,  welche  den  zehnten  Theil  des  Vermögens  des  Erblassers  Über- 
steigen, können  nicht  die  für  solche  Legate  erforderliche  Bestätigung  der 
Regierung  erhalten. 

')  Als  Àctivum  der  Erbmasse  figurirt  eine  unbestrittene  Eingabe  im 
Concurs  des  Sohnes  Ferdinand  mit  Fr.  37,956.  37. 
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dern Sohne  Ferdinand  aus  dem  Nachlasse  des  Vaters  noch, 
zukommt,  nicht  gedeckt  wird,  darf  sie  auch  nicht  als  reelles 
Guthaben  behandelt  werden.  Wie  viel  aber  von  fraglicher 
Ansprache  aus'  dem  Concurse  des  Sohnes  Ferdinand  erhält- 
lich sei,  kann  erst  durch  die  betreffende  Konkursliquidation 
ermittelt  werden.  Die  Grösse  des  Erbtheiles  des  Ferdinand 
W.  aber  lässt  sich  erst  bestimmen,  wenn  einmal  die  bis 
anhin  noch  nicht  erfolgte  Erklärung  der  zwei  Töchter  AV. 
vorliegt,  ob  sie  auf  das  Intestaterbrecht  definitiv  verzichten 
wollen  oder  nicht. 

Vorderhand    darf    daher    als    reeller  Vermögensnachlass 
des    Vaters   W.    nur    der  Betrag    von     Fr.  127,338.  10  Ep. 
weniger   die  Concurseingabe  des  Erb- 
lassers W.  an  seinen  Sohn  Ferdinand      „       37,956.  37     „ 
.somit  „       89,381.  73     „ 

behandelt  werden. 

Bei  einem  reellen  Vermögen  in  letzterm  Betrage  durfte 
Vater  W.  letztwillig  verfügen: 

a.  nach  §  428  des  b.  Gr.-B.  über 

Fr.  89,381.  73  :  5  =  Fr.  17,876.  348/6 

b.  nach  §  451  des  b.  GL-B.  über 

Fr.  89,381.  73:10=   „    8,938. 17»/io- 
Die  ausgesetzten  Vermächtnisse  sind  somit  auf  den  erstem 
Betrag  zurückzuführen.  (Directe  Mittkeilung.) 


19.  Canton  Zürich.    Urtheil  des  Oberg-erichts  (Appellations- 
kammer als  Recurs-  und  Cassationsinstanz)  vom  28.  Juli 

1881. 

Prorogierter  Gerichtsstand  gegenüber  dem 
Concordat    über    Erbrechtsverhältnisse. 

Eine  Bürgerin  des  Cantons  Aargau,  die  in  B.,  Canton 
Zürich,  ihr  gewöhnliches  Domizil  hatte,  starb  im  Krankenasyl 
N.,  Canton  Zürich,  bei  einem  vorübergehenden  Aufenthalte 
daselbst,  mit  Hinterlassung  von  Intestaterben,  die,  soweit  sie 
bekannt  sind,  theils  im  Canton  Zürich,  theils  im  Canton 
Waadt  wohnen.  Verschiedene  Legatare  verlangten  von  den 
bekannten  Erben  Auszahlung  der  van  der  Verstorbenen  aus- 
gesetzten Legate  und  machten  ihre  Klage  durch  Weisung 
des  Friedensrichteramtes  B.  beim  zürch.  Bezirksgerichte  A. 
anhängig.    Bei  der  Hauptverhandlung  waren  von  den  Beklag- 
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ten  nur  zwei  in  B.  wohnende  Erben  vertreten,  und  obwohl 
ihr  Vertreter  erklärte,  dass  er  die  Zuständigkeit  des  Bezirks- 
gerichtes A.  anerkenne,  erklärte  sich  letzteres  inkompetent 
und  wies  die  Sache  von  der  Hand. 

Die  Beschwerde  hierüber  wurde  als  begründet  erklärt^ 
unter  folgender  Ausführung: 

Das  Konkordat  betreffend  Testirungsfähigkeit  und  Erb- 
rechtsverhältnisse, vom  15.  Juli  1822  verweist  in  §  3  Abs.  3 
alle  Erbstreitigkeiten  über  die  Verlassenschaft  eines  den  Ver- 
tragsständen angehörigen  Bürgers  an  die  Gerichte  des  Hei- 
matsortes des  Erblassers,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die 
erbrechtlichen  Ansprüche  aus  Gesetz  oder  letztwilliger  Ver- 
ordnung abgeleitet  werden. 

Da  nun  die  Erblasserin  Bürgerin  des  Cantons  Aargau 
war,  und  sowolü  dieser  als  auch  der  Canton  Zürich  dem 
Konkordate  beigetreten  sind,  so  können  sich  die  Beklagten 
unzweifelhaft  auf  jene  Konkordatsbestimmung  berufen.  Das 
wird  auch  von  den  Klägern  anerkannt  mit  Bezug  auf  die  in 
B.  wohnenden  Beklagten,  es  dürfte  aber  auch  mit  Bezug  aut 
die  andern,  welche  im  Canton  Waadt  wohnen,  der  Fall  sein, 
weil  sie  höchst  wahrscheinlich  Bürger  des  Cantons  Aargau 
sind,  für  diesen  Fall  aber  dem  Umstände,  dass  der  Canton 
Waadt  dem  Konkordate  nicht  beigetreten  ist,  keine  Bedeutung 
zukommt. 

Von  diesem  Rechte  ist  bis  zur  Stunde  noch  kein  Ge- 
brauch gemacht  worden,  vielmehr  haben  zwei  der  Beklagten 
ausdrücklich  darauf  verzichtet,  und  was  die  Andern  anbe- 
trifft, so  liegt  von  Seite  derselben  eine  bestimmte  Erklärung 
weder  im  Sinne  der  Geltendmachung  der  Inkompetenzeinrede, 
noch  im  Sinne  eines  Verzichtes  und  Anerkennung  der  zürcheri- 
schen Gerichte  vor. 

Das  Bezirksgericht  ist  davon  ausgegangen,  es  sei  nicht 
verpflichtet,  den  Prozess  zu  behandeln,  auch  wenn  von  allen 
Beklagten  auf  die  Einrede  der  Inkompetenz  verzichtet  werde. 
Diese  Ansicht  ist  aber  irrig.  Das  Bezirksgericht  hat  nämlich 
die  zur  Beurtheilung  und  Entscheidung  der  streitigen  An- 
sprüche erforderliche  Gerichtsbarkeit.  Anderseits  ist  zwar 
richtig,  dass  die  Beklagten  hierorts  nicht  gerichtspflichtig 
sind,  und  der  §  220  des  Gesetzes  über  die  Rechtspflege  be- 
stimmt, dass  dieser  Mangel  nicht  bloss  durch  freiwillige 
Unterwerfung  der  Letztem  gehoben  werden  kann ,  sondern 
überdem  erforderlich  ist.  dass  das  an  sich  inkompetente  Ge- 
richt sich  zur  Behandlung  des  Streites  bereit  erkläre.  Diese 
Gesetzesstelle   wird    aber   mit   Unrecht    angerulen.     Dieselbe 
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setzt  voraus,  dass  das  angerufene  Gericht  an  sich  nicht  kom- 
petent sei,  die  Frage  aber,  ob  diese  Voraussetzung  zutreffe 
oder  nicht,  ist  lediglich  nach  unserem  cantonalen  Prozess- 
gesetz zu  beurtheilen;  nach  §  212  dieses  Gesetzes  aber  ist 
das  Bezirksgericht  A.  als  Gerichtsstand  des  Wohnortes  der 
Erblasserin  zur  Entscheidung  des  Prozesses  zuständig,  weil 
die  Letztere,  wenn  sie  auch  im  Krankenasyl  N.  gestorben 
ist,  dort  nur  vorübergehenden  Aufenthalt  genommen  hatte, 
somit  B.  auch  für  den  Zeitpunkt  des  Todes  noch  als  ihr 
eigentliches  Domizil  angesehen  werden  muss.  Das  zit.  Kon- 
kordat steht  allerdings  in  einem  gewissen  Sinne  über  dieser 
Gesetzgebung,  aber  nicht  so,  dass  es  dieselbe  vollständig  aul- 
heben würde.  Dasselbe  will  nicht  einen  eigentlichen  beson- 
dern Gerichtsstand  begründen,  wie  ein  Gesetz;  es  ist  auch 
kein  Gesetz,  sondern  bloss  ein  Vertrag  zwischen  den  Kon- 
kordatsständen, daraus  aber  folgt,  dass  durch  die  in  Frage 
stehende  Bestimmung  nur  ein  persönliches  Recht  für  die  An- 
gehörigen und  Niedergelassenen  der  Vertragsstaaten,  den 
Richter  des  Heimatsortes  des  Erblassers  anzurufen,  begrün- 
det worden  ist.  Wenn  sie  von  diesem  Rechte  Gebrauch 
machen  wollen,  so  müssen  sie  von  den  Gerichten  der  dem 
Konkordate  beigetretenen  Cantone  geschützt  werden.  Selbst 
Art.  59  der  Bundesverfassung  begründet  nicht  einen  eigent- 
lichen besonderen  Gerichtsstand,  sondern  räumt  bloss  eine 
Rechtswohlthat  ein,  nämlich  diejenige,  für  persönliche  An- 
sprachen nur  an  seinem  Wohnorte  belangt  zu  werden.  Wenn 
"aber  das  richtig  ist,  so  kann  einer  blossen  Konkordats- 
bestimmung noch  viel  weniger  eine  weitergehende  Bedeutung 
zugestanden  werden. 

Nun  ist  nicht  abzusehen,  warum  es  den  Beklagten  nicht 
gestattet  sein  sollte,  auf  dieses  ihnen  durch  das  Konkordat 
gegebene  Recht  zu  verzichten,  und  wenn  sie  das  thun,  so 
muss  das  Bezirksgericht,  weil  nach  unserem  Prozessgesetze 
kompetent,  den  Streit  entscheiden.  Es  kann  die  Sache  von 
Amtes  wegen  gerade  so  wenig  ablehnen,  wie  wenn  die  Par- 
teien auf  ihr  vertragliches  Recht,  den  Streit  durch  ein 
Schiedsgericht  entscheiden  zu  lassen,  verzichten  oder  wie 
wenn  der  Beklagte,  der  auf  Grund  des  forum  contractus  an 
einem  andern  als  seinem  Wohnorte  belangt  worden  ist,  auf 
die  Wohlthat  des  Art.  59  der  Bundesverfassung  Verzicht 
leistet. 

(Rechenschaftsbericht  des  Obergerichts  Zürich  für  1881, 
Beilagen  S.  öü  ff.) 
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20.  Canton  Zürich.  Urtheil  des  Obergerichts  (Appellations- 
kammer in  Civilsachen)  vom  29.  November  1881. 

Negation  des  Klaggrundes  oderEinrede?  Beweis- 

pflicht. 

Kläger  hatte  dem  Beklagten  Käse  verkauft  und  behauptet, 
class  der  vereinbarte  Kaufpreis  55  Fr.  per  Zentner  betrage. 
Beklagter  gab  dies  zu,  machte  aber  geltend,  dass  dabei  ein 
sogenanntes  Eingewicht  (ein  im  Käsehandel  hie  und  da  vor- 
kommender Rabatt)  von  6%  ausbedungen  worden  sei.  Der 
Entscheid  des  Prozesses  hing  davon  ab,  ob  Kläger  .zu  be- 
weisen habe,  dass  ohne  Eingewicht  gehandelt,  oder  Beklagter, 
dass  das  behauptete  Eingewicht  von  6%  vereinbart  worden 
sei.  Das  Obergericht  entschied  sich  im  Anschluss  an  frühere 
Präjudizien  und  die  Ansicht  der  meisten  Rechtslehrer  für  das 
erstere,  mit  folgender  Begründung: 

1.  Es  fragt  sich,  wem  die  Beweislast  obliege,  dem  Be- 
klagten für  die  Verabredung  des  Eingewichts  oder  dem  Kläger, 
dass  ohne  ein  solches  gehandelt  worden  sei.  Das  Bezirks- 
gericht hat  das  erstere  angenommen,  davon  ausgehend,  dass 
der  genannte  Einwand  des  Beklagten  nicht  eine  blosse  Ne- 
gation des  Klagegrundes,  sondern  eine  Einrede  sei,  welche 
wie  der  Rabatt,  als  eine  aussergewöhnliche  Modalität  des 
Kaufvertrags,  von  demjenigen  zu  beweisen  sei,  welcher  sich 
darauf  berufe. 

2.  Dieser  Anschauung  kann  nicht  beigetreten  werden. 
Auf  den  ersten  Blick  mag  allerdings  die  Geltendmachung 
jener  Einwendung  als  eine  Einrede  erscheinen  ;  eine  genauere 
Prüfung  zeigt  aber,  dass  sie  keine  solche  ist,  d.  h.  nicht  eine 
Behauptung,  welche,  obwohl  mit  den  zur  Begründung  des 
klägerischen  Rechts  erforderlichen  Thatsachen  nicht  im  Wider- 
spruch stehend,  doch  ihrerseits  Thatsachen  enthält,  welche 
dieses  Recht  wieder  aufheben  resp.  unwirksam  machen, 
sondern  eine  blosse  Klagebestreitung  oder  ein  Widerspruch 
gegen  Thatsachen  des  Klagefundaments. 

3.  Die  Beweislast  trifft  also  nicht  bloss  dann  den  Kläger, 
wenn  das  Eingewicht  im  Käsehandel  Usance  ist,  was  nicht 
-angenommen  werden  darf,  weil  es  vom  Beklagten  selbst  nicht 
behauptet  wird,  sondern  auch  dann,  wenn  eine  solche  Usance 
nicht  vorhanden  ist,  und  der  Unterschied  ist  lediglich  der, 
dass  im  erstem  Fall  der  Verkäufer  nicht  bloss  wie  im  zweiten 
die  Nichtverabredung  eines  Eingewichts,  sondern  zmd\em  noch 
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die  ausdrückliche  Wegbedingung  desselben  beweisen  mussy 
da  dasselbe  sonst  als  durch  die  Usance  bewiesen  zu  be- 
trachten wäre. 

(Rechenschaftsbericht   des  Obergerichts  Zürich 
für  1881,   Beilagen  S.  32.) 


21.  Canton  Waadt.    Urtheil  des  Cantonsgerichts 
vom  13.  Juni  1882. 

Evocation   en  garantie   und    appel  en  cause» 

Durch  Testament  hatte  J.  F.  L.  P.  verfügt,  dass  der 
seiner  Tochter,  verehelichten  S.,  zufallende  Erbtheil  dem 
Ehemann  nicht  auszuhändigen,  sondern  besonders  zu  verwalten, 
sei.  Diese  Clausel  wurde  von  den  Eheleuten  S.  angefochten  ; 
die  Klage  ging  auf  Nichtigerklärung  derselben  und  Ermäch- 
tigung des  Ehemannes  S.  zur  Verwaltung  des  Erbguts  seiner 
Frau.  Die  Klage  wurde  gegen  sämmtliche  Miterben  der 
Ehefrau  gerichtet,  weil  es  sich  um  theilweise  Ungültigkeit 
des  Testaments  handelte.  Alle  Beklagten  ausser  F.  P.  er- 
klärten der  Klage  nicht  widersprechen  zu  wollen.  Bios  F.  P. 
nahm  die  Verteidigung  auf  und  beantragte  Abweisung  der 
Klage  angebrachter  Massen,  weil  der  gerichtlich  bestellte 
Vermögensverwalter,  dieses  Erbtheils  ebenfalls  als  Beklagter 
ins  Recht  zu  fassen  sei.  Das  Districtsgericht  von  Lausanne 
wies  diesen  Antrag  zurück.  Darauf  verlangte  der  Beklagte, 
dass  er  ermächtigt  werden  möge  à  évoquer  en  garantie  per- 
sonnelle dans  le  procès,  subsidiairement  à  appeler  en  càuse 
le  régisseur  judiciaire  des  biens.  Kläger  widersetzten  sich 
beidem,  weil  es  sich  um  eine  Clausel  des  Testaments  und 
somit  eine  rein  nur  die  Erben  angehende  Sache  handle,  und 
es  zudem  nicht  angehe,  dass  der  Vermögensverwalter,  der 
die  Frau  S.  repräsentiere,  zugleich  gegen  diese  auftrete. 

Vor  Districtsgericht  Lausanne  wurde  die  Evocation  en 
garantie  verworfen,  weil  der  Streit  ein  Erbstreit  sei  und 
Beklagter  persönlich,  als  Miterbe,  sieh  zu  vertheidigen  habe; 
dagegen  der  appel  en  cause  zugelassen,  in  Betracht,  dass 
der  Beklagte  sich  gegen  alle  allfalligen  künftigen  Ansprüche 
müsse  sichern  können  und  dem  Verwalter  des  Erbes  von 
Frau  S.  die  Aufgabe   zukomme,  die  Klaganträge   zu  prüfen. 

Aut  Appellation  beider  Parteien  entschied  das  Cantons- 
gericht  : 

Sur  le  recours  de  F.  P.,  relatif  à  révocation  en  garantie 
du  régisseur  : 
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Considérant  que  le  but  poursuivi  par  le  notaire  P.  en 
évoquant  en  garantie  le  régisseur,  serait  que  ce  régisseur 
prenne  sa  place  au  procès  et  le  garantisse  des  conséquences 
de  celui-ci. 

Considérant  que  cette  manière  de  voir  ne  saurait  être 
admise,  le  régisseur  n'ayant  ni  vocation  ni  intérêt  pour  dis- 
cuter les  clauses  d'un  testament  auquel  il  est  complètement 
étranger. 

Attendu,  en  effet,  que,  vu  la  nature  du  procès,  il  n'y  a 
que  les  héritiers  de  J.-F.-L.  P.  qui  doivent  être  parties  en 
cause  dans  l'action  actuelle  qui  tend  à  faire  prononcer  la 
nullité  d'une  clause  du  testament  de  leur  auteur. 

Attendu  qu'en  sa  qualité  d'héritier,  F.  P.  est  tenu  de  se 
déterminer  personnellement  sur  les  conclusions  qui  ont  été 
prises  contre  lui  et  qu'il  ne  saurait,  par  la  voie  d'une  évo- 
cation en  garantie,  se  soustraire  aux  obligations  qui  résultent 
pour  lui  de  cette  qualité  d'héritier  et  ne  pas  suivre  à  un 
procès  qui  n'existe  que  par  la  position  prise  par  lui  en  ce 
qui  concerne  l'exécution  du  testament  de  son  père. 

Que  sa  demande  d'évocation  en  garantie  du  régisseur  n'est, 
dès  lors,  pas  fondée, 

Le  Tribunal  cantonal  écarte  le  recours  de  F.  P. 

Quant  au  recours  des  époux  S.-P.,  en  ce  qui  concerne 
l'appel  en  cause  du  régisseur  : 

Considérant  qu'aux  termes  de  l'art.  156  Cpc,  il  y  a 
lieu  à  l'appel  en  cause  lorsque  l'une  des  parties  estime  avoir 
droit  à  exiger  d'un  tiers  qu'il  soutienne  le  procès  conjointe- 
ment avec  elle. 

Considérant  que  cet  article  n'est  pas  applicable  à  l'espèce, 
le  régisseur  n'ayant  ni  intérêt  ni  vocation  à  soutenir  le  pro- 
cès avec  le  défendeur,  ainsi  qu'il  a  déjà  été  dit  plus  haut  à 
l'occasion  de  l'évocation  en  garantie. 

Considérant,  en  outre,  que  le  régisseur  des  biens  de 
dame  S.-P.  n'a  pas  de  détermination  à  prendre  sur  les  con- 
clusions des  demandeurs,  puisqu'il  est  absolument  étranger 
au  testament  attaqué  et  qu'il  tient  ses  fonctions,  qui  sont 
tout  administratives,  de  la  Justice  de  paix  du  cercle  de  Pully. 

Considérant  que  l'on  ne  comprendrait  du  reste  pas  la 
position  que  le  régisseur  pourrait  prendre  dans  le  procès, 
en  présence  de  la  double  autorisation  donnée  par  la  Justice 
de  paix  à  dame  S.-P.  pour  demander  la  nullité  de  la  clause 
du  testament  et  au  régisseur  pour  soutenir  cette  clause. 

Considérant    que    l'appef   en    cause    demandé  par  F. -P. 

Zeitochr.  für  schweizerisches  Recht.     Neue  Folce  IH.  9 
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n'est,  dès  lors,  pas  justifié,    et  que  c'est  ainsi  à  tort  qu'il  a 
été  admis  par  le  président  du  Tribunal  de  Lausanne, 

Le  Tribunal  cantonal  admet  le  recours  des  époux  S.-P.  ; 
réforme  le  jugement  incident  du  13  mai,  en  ce  sens  que 
F.  P.  n'est  pas  autorisé  à  appeler  en  cause  le  régisseur  ju- 
diciaire des  biens  de  sa  sœur. 

(Journal  des  Tribunaux  1882,  Nr.  36.) 


22.   Canton  Uri.    Urtheil  des  Bezirksgerichtes 
vom  26.  September  1882. 

Z  eugn  is  s  p  f  lie  h  t   des  Anwaltes  einer  Partei 
auf  Begehren  der  Gegenpartei. 

In  einem  Forderungsstreite  des  Négociant  J.  M.  Arnold 
in  Altdorf  gegen  die  G  emeinds -Armenpflege  von  Isenthal 
(Uri)  wurde  unter  Anderm  auch  die  Einvernahme  des  An- 
waltes der  beklagten  Parthei  wesentlich  in  der  Richtung  ver- 
langt, um  durch  dessen  Zeugniss  zu  constatieren,  dass  in 
früherer  Zeit  die  beklagte  Gemeinds- Armenpflege  Isenthal  für 
Verabfolgung  von  Lebensmitteln  durch  den  Kläger  an  eine 
damals  in  Armuth  befindliche,  in  der  Gemeinde  Isenthal 
armengenössige  Familie  eine  Bürgschaft  übernommen,  resp. 
ein  Au8schus8  der  Armenpflege  den  Kläger  bevollmächtiget 
habe,  bis  auf  Weiteres,  unter  Haftbarkeit  der  Armenverwal- 
tung besagter  Familie  die  notwendigsten  Lebensmittel  zu 
liefern.  Gegen  dieses  Verlangen  der  Klägerschaft  wurde  von 
der  Beklagtschaft  und  ganz  besonders  von  dem  zum  Zeugniss 
aufgerufenen  Anwalte  Einspruch  erhoben,  im  Wesentlichen 
mit  folgender  Begründung: 

a.  Er  sei  bekanntlich  Anwalt  der  Beklagtschaft,  wie  dies 
bei  Erwirkung  des  Contumazurtheils  constatirt  sei; 

b.  der  Anwalt  sei  die  Vertrauensperson  seiner  Parthei 
und  werde  durch  eine  Einvernahme  in  Prozesssache 
seiner  Clientschaft,  zumal,  wenn  er  zu  deren  Un- 
gunsten deponiren  würde,  in  eine  sonderbare  Stellung 
gedrängt. 

Das  Bezirksgericht  Uri  erkannte  am  26.  September  1882 
in  Gemässheit  des  klägerischen  Begehrens  und  zwar  unter 
Annahme  nachstehender  Motive  : 

In  Betracht  : 

1.  Dass  weder  §  54  der  Civ.-P.-O.,  welcher  die  Gründe 
für  Ausschluss  von  Zeugen  enthält,  noch  irgend  eine  andere 
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gesetzliche  Bestimmung  festsetzt,  dass  die  Eigenschaft  eines 
Anwalts,  wenn  Letzterer  von  der  Gegnerschaft  als  Zeuge 
laut  Gesetz  aufgefordert  und  honorirt  ist,  den  Ausschluss  von 
«der  Fähigkeit  eines  Zeugen  zur  Folge  hat. 

2.  Dass  Hr.  Dr.  Schmid  im  heutigen  Prozesse  Anwalt 
der  Beklagtschaft,  resp.  nicht  von  seiner  Clientschaft  zum 
.Zeugnisse  aufgefordert  wird. 

3.  Dass  andere  Gründe,  welche  den  Ausschluss  des  Hrn. 
Schmid  als  Zeugen  für  die  vorwürfige  Frage  zu  rechtfertigen 
im  Falle  wären,  weder  angestrebt,  noch  geltend  gemacht 
wurden. 

(Directe  Mittheilung.) 


23.   Canton  "Waadt.    Urtheil  des  Cantonsgerichts 
vom  10.  October  1882. 

Rechtliche  Verschiedenheit  von  B  eweis  und 

Expertise. 

Fontannaz  verlangte  von  Cart  Bezahlung  von  Fr.  150 
als  Schadenersatz  für  zwei  Rinder,  die  er  ihm  behufs  Alp- 
auffütterung übergeben  habe  unçl  die  bei  Cart  durch  dessen 
Schuld  zu  Grunde  gegangen  seien.  Er  erbot  sich  zum  Be- 
.  weise  durch  Zeugen  unter  anderm  über  folgende  Punkte  : 

Ko  14.  Le  vétérinaire  Gaillard  a  constaté  que  ces  deux 
génisses  portaient  les  traces  laissées  par  la  fièvre  aphteuse 
dont  elles  avaient  été  atteintes,  et  qu'en  outre  elles  étaient 
atteintes  de  diarrhée,  maladie  à  laquelle  elles  ont  succombé. 

No  15.  La  diarrhée  est  une  complication  de  la  fièvre 
aphteuse  qui  se  produit  lorsque  les  animaux  n'ont  pas  été 
soignés  convenablement. 

No  16.  Constant  Cart  n'a  pas  soigné  ainsi  qu'il  le  de- 
vait les  deux  génisses  du  défendeur. 

No  17.  C'est  par  suite  de  ce  défaut  de  soin  que  ces 
deux  bêtes  ont  péri  et  elles  n'eussent  pas  péri  si  des  soins 
convenables  leur  avait  été  donnés. 

No  18.  Les  deux  génisses  péries  valaient  au  moins 
150  frs. 

Cart  widersetzte  sich  dem  Zeugenbeweis,  weil  Nro.  14 
nur  durch  eine  Expertise  festgestellt  werden  könne,  Nro.  15 
eine  persönliche  Ansicht  enthalte  und  nicht  zur  Sache  ge- 
höre ,  Nro.  16  und  17  zu  allgemein  seien  und  Rechtsfragen 
Aufstellen ,  Nro.  18  die  Höhe  eines  Schadens  festzustellen 
trachte,  was  auch  nicht  durch  Zeugenbeweis  geschehen  könne. 
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Der  Friedensrichter  von  Cossonay  erklärte  den  Zeugen- 
beweis über  alle  5  Puncto  als  zulässig,  das  Cantonsgericht 
dagegen  erkannte,  der  Zeugenbeweis  könne  stattfinden  be- 
züglich Nro.  14  mit  Weglassung  der  Worte  „maladie  à  la- 
quelle elles  ont  succombé,"  ferner  bezüglich  Nro.  16  und  18, 
dagegen  sei  er  ausgeschlossen  über  Nro.  15  und  17  ;  aus 
folgenden  Gründen  : 

Considérant,  quant  à  l'allégué  14,  que  Fontannaz  entend 
établir  par  témoins  que  le  vétérinaire  Gaillard  a  constaté  que 
deux  génisses  portaient  les  traces  laissées  par  la  fièvre  aph- 
teuse et  qu'en  outre  elles  étaient  atteintes  de  la  diarrhée. 

Considérant  qu'il  ne  s'agit  ici  de  prouver  q'un  fait  concret, 
c'est-à-dire  la  simple  constatation  de  maladie  qu'aurait  faite 
un  vétérinaire  sur  les  deux  génisses  appartenant  à  Fontannaz. 

Considérant,  dès  lors,  que  ce  fait  No  14  doit  pouvoir 
être  prouvé  par  témoins,  à  l'exception  toutefois  de  la  fin  de 
l'allégué  ainsi  conçue  :  ^maladie  à  laquelle  elles  ont  suc- 
combé", phrase  qui  contient  une  appréciation  technique  dont 
la  preuve  testimoniale  ne  saurait  être  entreprise. 

Considérant  que,  par  l'allégué  No  15,  le  défendeur  veut 
établir  au  procès  que  la  diarrhée  est  une  complication  de  la. 
fièvre  aphteuse  qui  se  produit  lorsque  les  animaux  n'ont  pas 
été  soigné  convenablement. 

Considérant  que  cet  allégué  ne  contient  aucun  fait  quel- 
conque, mais  qu'il  constitue  une  appréciation  médicale  qui  ne 
peut  être  établie  par  témoins. 

Considérant  que  l'allégué  16  est  un  simple  fait  indiquant 
la  manière  dont  Cart  a  soigné  les  deux  génisses  du  défendeur. 

Que  la  preuve  testimoniale  doit  dès  lors  être  admise  sur 
cet  allégué. 

Considérant  que  l'allégué  No  17,  comme  celui  sous  No  15, 
est  une  appréciation  juridique  constituant  un  des  éléments- 
pour  former  la  conviction  du  juge. 

Qu'une  telle  appréciation  ne  saurait  faire  l'objet  d'une 
preuve  testimoniale. 

Considérant  que  l'allégué  18  indique  la  valeur  des  gé- 
nisses du  défendeur. 

Considérant  que  ces  animaux  ayant  péri,  il  parait  diffi-r 
eile  d'admettre,  dans  les  circonstances  indiquées,  que  la  valeur 
des  dits  animaux  puisse  être  autrement  établie  que  par  té- 
moins. 

(Journal  des  tribunaux  1882,  No.  47.) 
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24.  Canton  Baselstadt.  Urtheile  des  Civil-  und  des  Appel- 
lationsgrerichts  vom  9.  Februar/ö.  April  188  3. 

Indicien.    Beweiskraft    der    Stammcontrole 
für  Absendung    des    Avisbriefs. 

Dem  Kläger,  E.  J.  in  Basel  wurden  am  9.  Oktober  1882 
Ton  J.  Fehraltorfer  in  SchafFhausen  10  Fass  Suserwein  zum 
Preise  von  Fr.  58.  —  per  Hectoliter  fakturirt,  die  Waare 
sollte  sofort  geliefert  werden  und  Kläger  zählte  darauf,  sie 
bis  Sonnabend  14.  October  zu  erhalten,  und  hatte  sie  zum 
grössten  Theil,  wie  er  angiebt,  schon  an  mehrere  Wirthe  zur 
Verwirthung  am  Sonntag  15.  October  verkauft.  Der  Wein  kam 
Freitag  den  13.  October  Vormittags  11  Uhr  55.  Min.  im 
Bangierbahnhof  zu  Basel  an,  am  Nachmittag  des  gleichen 
Tages  will  sich  Kläger  auf  dem  Bureau  der  Beklagten,  der 
Oüterexpedition  der  Schweiz.  Nordostbahn,  nach  dem  Wein 
erkundiget  und  zur  Antwort  erhalten  haben,  derselbe  sei  noch 
nicht  angelangt.  Die  Beklagte  erklärt,  dass  sich  keiner  ihrer 
Beamten  an  solche  Nachfrage  erinnere,  dass  übrigens,  falls 
solche  stattgefunden,  eine  verneinende  Antwort  erklärlich  sei, 
weil  man  zu  dieser  Stunde  auf  der  Güterexpedition  in  der 
That  von  der  Ankunft  der  Waare  auf  dem  ßangierbalmhot 
noch  nichts  habe  wissen  können.  Ihrerseits  behauptet  die 
Beklagte,  am  13.  October  Nachmittags  3  Uhr  den  Avisbriet 
an  Kläger  der  Post  übergeben  zu  haben,  und  beruft  sich  hie- 
für darauf,  dass  die  Stammcontrole  unter  No.  2037  den 
Stamm  zu  dem  an  Kläger  gesandten  Avisbrief  enthalte.  Der 
Kläger  hinwieder  bestreitet  des  Bestimmtesten  den  Avisbrief 
erhalten  zu  haben  und  führt  den  Briefträger  W.  Brodbeck 
hiefür  als  Zeugen  an.  Am  Montag  den  16.  October  kam 
Kläger  wieder  auf  das  Bureau  der  Beklagten,  um  sich  nach 
dem  Wein  zu  erkundigen,  und  erhielt  nun  Kenntniss  von  der 
Ankunft  des  Weines.  Er  bezog  denselben  nicht,  sondern  Hess 
der  Beklagten  durch  seinen  Anwalt  sub.  17.  October  mit- 
theilen, dass  er  sie  für  den  ihm  erwachsenen  Schaden  von  8  Cts. 
per  Liter  haftbar  mache,  und  sie  anfragen,  ob  sie  denselben 
anerkenne.  Die  Beklagte  antwortete  ablehnend  und  gab,  als 
der  Bezug  der  Waare  nicht  erfolgte,  dieselbe  in  Depot  bei 
Eieber  &  Cie.  Darauf  erfolgte  die  Klage  auf  Entschädigung 
von  10  Cts.  per  Liter,  also  (bei  einem  Betrag  von  6553  Liter) 
Fr.  655.  30.  Das  Civilgericht  Basel  wies  die  Klage  durch 
«ürtheil  vom  9.  Febr.  1883  mit  folgender  Motivirung  ab  : 
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Die  Beklagte  kann  sich  allerdings  nicht,  wie  sie  even- 
tuell thut,  darauf  berufen,  dass  weil  der  Wein  erst  am  12. 
October  in  Romanshorn  abgegangen  sei,  die  Lieferfrist  erst 
am  16.  October  abgelaufen  sei.  Denn  §  105  des  Trans- 
portreglements sagt  ausdrücklich,  die  Anzeige  der  Ankunft 
habe  bei  gewöhnlichem  Frachtgut  längstens  24  Stunden  nach 
Ankunft  desselben  stattzufinden,  „auch  wenn  die  Lie- 
ferfrist noch  nicht  ab  gelaufen  sein  sollte". 
Auch  die  Thatsache,  dass  die  Stammcontrole  der  Beklagten 
den  Stamm  zu  dem  an  Kläger  ausgestellten  Avisbrief  enthält,, 
würde  keinen  vollen  Beweis  liefern,  obschon  ihr  der  Werth 
eines  Indiciums  fur  Absendung  des  Avisbriefs  am  13.  October 
nicht  abzusprechen  ist  ;  und  diesen  Werth  eines  Indices 
könnte  auch  der  klägerischerseits  angebotene  Gegenbeweis 
über  Mchtempfang  des  Avisbriefs  nicht  entkräften,  weil  auch 
eine  dem  Kläger  günstige  Aussage  des  angerufenen  Brief- 
trägers die  Möglichkeit  offen  lässt,  dass  der  Avisbrief  ohne 
Schuld  der  Beklagten  oder  ihrer  Angestellten  unterwegs  verloren 
gegangen  ist.  Entscheidend  aber  erscheint  zu  Ungunsten  des 
Klägers,  dass,  wie  die  Beklagte  richtig  ausrechnet,  sie  24 
Stunden,  also  bis  14.  October  Mittags,  Zeit  hatte  den  Avis- 
brief abzusenden,  derselbe  dann  dem  Kläger  frühestens  zwischen 
3  und  4  Uhr  zugekommen  wäre  und  dieser  die  Waare  also 
doch  nicht  mehr  vor  Montag  hätte  beziehen  können,  weil 
während  der  Wintermonate  (1.  October — 31.  März)  gewöhn- 
liche Güter  an  den  Sonnabenden  nur  bis  4  Uhr  Nachmittags 
expedirt  würden.  Was  letztern  Punkt  betrifft,  so  bestimmt 
der  §  82  des  Transportreglements  dies  allerdings  nur  für  die 
Aufgabe  der  Güter,  nicht  auch  fur  die  Abgabe;  aber  da  frag- 
liches Reglement  von  letzterer  sonst  gar  nicht  spricht,  so  ist 
doch  wohl  anzunehmen,  dass  für  sie  dasselbe  gelte.  Diese 
Berechnung  ist  allerdings  sehr  ausgespitzt  und  daher  îiir  den 
Kläger  rigoros,  aber  die  Beklagte  hat  immerhin  ein  Recht 
darauf,  und  Kläger  hätte  dieselbe  von  Anfang  an  in  Berück- 
sichtigung ziehen  und  darnach  bemessen  sollen,  ob  er  statt 
gewöhnlicher  Fracht  nicht  Eilfracht  vorschreiben  müsse,  wenn 
ein  einziger  Tag  Verspätung  so  wichtige  Polgen  für  ihn 
hatte. 

In  Folge  Berufung  des  Klägers  bestätigte  das  Appel- 
lationsgericht durch  Spruch  vom  5.  April  1883  das  erstin- 
stanzliche Dispositiv,  jedoch  mit  andrer  Motivirung: 

Das  erstinstanzliche  Urtheil  nimmt  an,  die  Thatsache,. 
dass  die  Stammcontrole  der  Beklagten  den  Stamm  zu  dem. 
an  Kläger   ausgestellten  Avisbrief  enthalte,   bilde  zwar  ein* 
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unzweifelhaftes  Indicium  für  das  Absenden  des  Avisbriefes 
am  13.  October,  liefere  aber  doch  keinen  vollen  Beweis  hie- 
fur.  Zieht  man  indess  die  fernere  Thatsache  in  Betracht,  dass 
der  andere  Avisbrief,  welcher  laut  Stammcontrole  zur  gleichen 
Stunde  und  am  gleichen  Tag  als  der  Post  übergeben  daselbst 
notirt  ist,  in  der  That  rechtzeitig  an  seine  Adresse  gelangte, 
und  sieht  man  von  dembeklagterseits  angebotenen,  klägerischer- 
seits aber  recusierten  Zeugniss  des  betr.  Bahnangestellten,  wel- 
cher den  Avisbrief  der  Post  übergeben  haben  soll,  ab,  so  hat  die 
Beklagte  denjenigen  Beweis  geleistet,  den  sie  unter  den  gegebe- 
nen Umständen  überhaupt  zu  leisten  im  Stande  war,  und  es  ist 
nicht  einzusehen,  welcher  weitere  Beweis  von  ihr  verlangt  werden 
könnte.  Jedenfalls  wird  hiedurch  eine  so  starke  Präsumtion 
fur  die  Absendung  des  Avisbriefes  begründet,  dass  dieselbe 
nur  durch  einen  ordentlich  geführten  Gegenbeweis  entkräftet 
werden  könnte,  welcher  Gegenbeweis  indess  in  keiner  Weise 
geleistet  worden  ist.  Kläger  ist  daher  schon  aus  diesem 
Grrunde  der  Beklagten  gegenüber  abzuweisen. 

Bei  dieser  Sachlage  braucht  auf  die  Frage  nicht  weiter 
eingetreten  zu  werden,  ob  §  105  des  Transportreglements  die 
.  Anzeige  der  Ankunft  des  Gutes  binnen  24  Stunden  nach  An- 
kunft desselben  in  so  absoluter  Weise  vorschreibe,  dass  ein 
Verstoss  gegen  diese  Vorschrift  die  Bahn  unbedingt  zum 
Schadensersatz  verpflichte,  auch  wenn  die  Lieferzeit,  wie  im 
vorliegenden  Fall,  innegehalten  worden  ist. 

Auch  die  weitere  Frage  mag  dahingestellt  bleiben,  ob 
§  82  des  Reglements  sowohl  auf  die  Aufgabe  als  auf  die  Ab- 
gabe der  Güter  zu  beziehen  sei,  wie  die  Beklagte  ohne  weitern 
Beleg  als  eine  immerhin  anfechtbare  Analogie  annimmt,  oder 
auf  die  Aufgabe  der  Güter  allein,  wie  der  Kläger  behauptet 
und  zu  beweisen  versucht. 

(Directe  Mittheilnng.) 


26.  Canton  Basel-Stadt.    Urtheil  des  Clvilgeriohts 
vom  1.  Juni  1883. 

Universalität  des   Concurses. 

Wahrung   dieses  Grundsatzes  gegen  das 

Ausland. 

H.  Brath,  Kläger,  ist  Oeditor  der  am  5.  April  1882  zu 
Basel  in  Concurs  gerathenen  Firma  Scholer  und  Martin.  Als 
solcher  hat  er  in  die  Masse  eine  Forderung  von  Fr.  12,754.  70 
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angemeldet.  Scjion  vor  Eröffnung  des  Doncurses,  am  6.  und 
10.  März  1882  hatte  er  für  zwei  in  obiger  Summe  inbegriffene 
Wechselforderungen  auf  einen  in  St.  Ludwig  (Elsass)  gelegenen 
Theil  der  schuldnerischen  Aktiven  durch  das  dortige,  zustän- 
dige Gericht  Arrest  legen  lassen  und  am  19.  April  wirkte 
er  für  eine  dritte  Wechsclforderung  gleichfalls  Arrest  aus. 
Da  die  deutschen  Behörden  die  Durchführung  des  Concurses 
gegen  Scholer  und  Martin  in  ihrem  Gebiet  ablehnten ,  so 
gelang  es  dem  Brath,  in  die  von  ihm  arrestirte  Fahrniss, 
deren  Werth  er  auf  circa  Fr.  3200  angiebt,  separate  Execution 
zu  erlangen,  wurde  aber  in  Folge  dessen  durch  Entscheid 
der  Massacuratel  vom  12.  März  1883  von  der  Masse  aus- 
geschlossen. Er  klagte  nun  auf  Zulassung  seiner,  um  den 
Erlös  der  von  ihm  arrestirten  Fahrniss  reducirten,  Forderung 
in  die  hiesige  Masse,  indem  die  in  Deutschland  nach  deut- 
schem Gesetz  erlangte  Execution  nur  insoweit  Einfluss  auf 
seine  Rechte  gegenüber  der  hiesigen  Masse  haben  könne,  als 
eben  seine  Forderung  um  das  Ergebniss  jener  Execution  ge- 
mindert werde.  Die  Universalität  des  Concurses,  wie  sie 
§  118  des  Concursgesetzes  ausspreche,  finde  ihre  positive 
Schranke  in  der  Gesetzgebung  des  Auslandes,  und  soweit 
diess  der  Fall  sei,  könne  aus  der  Verletzung  des  hier  gel- 
tenden Rechtsgrundsatzes  dem  Gläubiger,  der  seine  Befriedi- 
gung theilweise  nach  der  ausländischen  Gesetzgebung  gesucht 
und  gefunden  habe,  kein  Präjudiz  erwachsen. 

Die  beklagte  Concursmasse  stützt  sich  auf  folgende  Er- 
wägungen : 

1.  Wer  bei  der  hiesigen  Masse  sein  Recht  suche,  der 
müsse  sich  auch  dem  hiesigen  Gesetz  unterwerfen.  Ziehe 
er  dagegen  vor,  seine  Befriedigung  auswärts  zu  suchen  nach 
den  dortigen  Gesetzen  und  im  Widerspruch  mit  den  hiesigen, 
so  verwirke  er  eben  dadurch  sein  Recht  auf  Theilnahme  an 
der  hiesigen  Execution. 

2.  Keinenfalls  könnte  Kläger  mit  Rücksicht  auf*  das 
auswärts  erworbene  Pfandrecht  anders  behandelt  werden  als 
ein  gewöhnlicher  Faustpfandgläubiger,  zumal  auch  die  deutsche 
Civilprocessordnung  in  ihrem  Artikel  709  das  richterliche 
Pfandrecht  dem  Faustpfandrecht  ausdrücklich  gleichstelle. 

Nun  habe  Kläger  die  Anmeldung  und  Einlieferung  seiner 
Faustpfander  in  die  Concursliquidation  unterlassen;  es  trete 
also  nach  §  131  des  Concursgesetzes  die  Folge  ein,  dass 
Kläger  für  den  Mindererlös  aus  den  Pfändern  seine  Ansprüche 
gegen  die  Masse  verliere. 

3.  Eventuell,   wenn  man  den  vollständigen  Ausschluss 
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des  Klägers  nicht  als  berechtiget  anerkennen  sollte,  so  müsse 
derselbe  doch  jedenfalls  sich  die  Anrechnung  des  Erlöses  aus 
seiner  Separatexecution  auf  die  ihm  aus  der  Masse  zukom- 
mende Dividende  gefallen  lassen,  was  im  praktischen  Re- 
sultat auf  das  Gleiche  herauskomme,  wie  der  vollständige 
Ausschluss. 

Das  Civilgericht  wies  durch  Urtheil  vom  1.  Juni  1883 
(bestätigt  durch  das  Appellationsgericht  am  5.  Juli  gl.  J.) 
den  Kläger  in  dem  Sinne  ab,  dass  er  nur  soweit  in  die 
Masse  zuzulassen  sei, ^  als  er  über  den  Erlös  seiner  Arrest- 
pfander  Rechnung  stelle  und  sich  denselben  auf  seine  Divi- 
dende anrechnen  lasse. 

Motive: 

Nach  unserem  Concursgesetz  (§§  112  ff.)  umfasst  der 
Concurs  das  Gesammtvermögen  des  Cridars  sowohl  im  Li- 
ais im  Auslande.  Es  ist  nun  richtig,  dass  dieser  Grundsatz 
gegenüber  dem  Auslande  nicht  durchweg  zur  Ausführung 
gelangen  kann;  allein  diess  hindert  nicht,  dass  unsere  Thei- 
lungsbehörde ,  soweit  ihre  Macht  reicht,  nach  jenem  Grund- 
satz verfahren  muss  und  dafür  zu  sorgen  hat,  dass  die  Be- 
friedigung aller  Gläubiger  aus  dem  Gesammtvermögen  nach 
Massgabe  unserer  Gesetzgebung  geschieht. 

Eine  blosse  Conspquenz  hievon  ist  es,  dass  der  Creditor, 
der  durch  auswärtige  Execution  sich  den  Besitz  von  Ver- 
mögensobjecten  verschafft  hat,  welche  nach  hiesigem  Gesetz 
in  die  allgemeine  Masse  gehören,  an  der  hiesigen  General- 
execution  nur  insoweit  Theil  nehmen  kann,  als  er  das  Er- 
gebniss  seiner  Separatexecution  in  die  Masse  einschiesst, 
oder  sich  auf  seine  Dividende  anrechnen  lässt. 

Das  richterliche  Pfandrecht  des  Klägers  ist  nun  zu  einer 
Zeit  erworben  worden,  wo  nach  hiesigem  Gesetz  für  eine 
bereits  bestehende  Forderung  ein  Pfandrecht  gar  nicht  mehr 
giltig  bestellt  werden  konnte,  d.  h.  theils  erst  nach  Ausbruch 
des  Concurses,  theils  innert  der  Frist  von  6  Wochen  vor 
Ausbruch  des  Concurses  (§  109  des  Concursgesetzes).  Die 
klägerischen  Pfänder  gehören  also  nach  hiesigem  Recht  in 
die  Masse.  Die  Theilungsbehörde  ist  also  befugt,  den  Erlös, 
welchen  Kläger  aus  diesen  Pfändern  erzielt,  als  Anzahlung 
auf  sein  Betreffniss    aus   der  Masseliquidatioi*  zu  betrachten. 

Dagegen  lässt  sich  der  vollständige  Ausschluss  des 
Klägers  von  der  Masse  nicht  wohl  rechtfertigen.  Es  käme 
diess  einer  Strafe  gleich  und  eine  solche  müsste  doch  speziell 
im  Gesetz    vorgesehen   sein  ;  vielmehr  verlangt   die   richtige 
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Anwendung  unseres  Gesetzes  nur,  dass  der  Kläger  aus  seinen 
Pfändern  und  der  hiesigen  Masse  zusammen  nicht  mehr  er- 
halte, als  was  er  erhalten  würde,  wenn  die  von  ihm  arre- 
stirten  Fahrnisse  zur  Masse  gezogen  worden  wären.  Auch 
die  unterlassene  Anmeldung  seines  richterlichen  Pfandrechte» 
präjudicirt  dem  Kläger  nicht,  denn  wenn  man  die  Analogie 
von  §  131  des  Concursgesetzes  anwenden  will,  so  ist  doch 
hier  der  Ausschluss  von  der  Generalmasse  nicht  sowohl  an 
die  Nichtauslieferung  der  Pfänder,  als  vielmehr  an  die  Unter- 
lassung der  Anmeldung  der  Forderung  geknüpft.  Kläger  hat 
aber  im  vorliegenden  Fall  seine  Forderung  angemeldet. 

(Directe  Mittheilung.) 


26.    Canton  Basellandschaft    Obergerichtsurtheil  vom 
2.  Juni  1882. 

Umfang    deâ    Concursprivilegs    der    Armen- 
kassen. 

In  Sachen 

Johannes  Rickenbacher  in  Zeglingen  und  Joh.  Grieder, 

Präsident  in  Kilchberg 

gegen 

Armenkasse  Zeglingen  und  Kilchberg  betreffend  Collo- 
cationsstreit 

ward 

nach  gehaltener  Umfrage  und  Berathung  in  Erwägung 
1.  In  der  Collocation  von  Joh.  Bickenbacher,  Schuster 
in  Zeglingen,  vom  1.  Okt.  1881  wurden  eine  Handschrift- 
forderung der  Armenkasse  Zeglingen  sammt  Zins  im  Betrage 
von  Fr.  352.  10  und  eine  solche  der  Armenkasse  Kilchberg 
sammt  Zinsen  im  Betrage  von  Fr.  591.  25  durch  die  Bez.- 
Schreiberei  Sissach  als  gemeines  Gut  in  III.  Klasse  kollo- 
ziert, wodurch  das  der  Ehefrau  ebenfalls  in  III.  Klasse  zu- 
fallende Betreffhi8s  um  Fr.  945.  35  nachstehen  musste.  Die 
Ehefrau  aber  haftete  mit  ihrem  Weibergut  unter  anderem  in 
einer  Obligation  der  basellandsch.  Hypoth.-Bank ,  welche  in 
II.  Klasse  mit  Fr.  1104.  80  in  Verlust  kam  und  in  welcher 
die  Kläger  als  Bürgen  verpflichtet  sind.  An  das  Weibergut 
gelangten  Fr.  238.  55  und  bei  der  Kollokation  dieser  letztern 
unter  die  von  der  Frau  eingegangenen  Verpflichtungen  an 
die   erwähnte  Obligationsforderung   der  Hypothekenbank  ein 
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Betrag  von  Fr.  42.  70.  Die  Kläger  bestritten  die  Kolloka- 
tion  und  das  Bezirksgericht  Sissach  entsprach  am  29.  März 
1882  ihrem  Begehren  und  änderte  die  Kollokation  dahin  ab, 
dass  die  in  HL  Klasse  eingereichten  Forderungen  der  beiden 
Armenkassen  in  die  V.  Klasse  und  die  dadurch  gewonnenen 
Beträge  an  das  Weibergut  resp.  an  die  durch  das  Weiber- 
gut gesicherten  Forderungen  zur  Vertheilung  gewiesen  wurden* 

2.  Für  die  Kollozierung  von  Forderungen  der  Armen- 
kassen kommt  §  241  Ziff.  1  der  L.-O.  in  Betracht  lautend: 

„Nun  (d.  h.  in  III.  Klasse)  folgen  die  so  in  Hechten  be- 
sondere Privilegien  und  stillschweigende  Unterpfander  haben 
in  folgender  Ordnung: 

1.  Das  gemeine  Gut,  und  zwar  nicht  nur  was  Uns  als 
der  h.  Obrigkeit  selbst,  sondern  auch  was  unsern  Gottes- 
häusern, Spitälern,  Skondersiechenhäusern,  Elendenherbergen, 
Almosen,  Waisenhaus,  Kirchen  und  Schulen,  den  Armen- 
seckeln  der  Landdistrikte  und  andern  dergleichen  ad 
pias  causas  gewidmeten  Kollegien  gebührt." 

„Es  sollen  ''aber  die  Schaffner  und  Verwalter,  in  An- 
legung und  Verwaltung  der  ihnen  anvertrauten  Gelder  allen 
gehörigen  Fleiss  anwenden,  oder  den  durch  ihre  Saumsal  ver- 
ursachten Verlust  ersetzen." 

Diese  Bestimmung  ist  sehr  undeutlich  und  lässt  dieselbe 
Zweifel  darüber  zu,  ob  sich  das  Privilegium  der  Armenkassen 
auf  deren  ganzes  Vermögen,  auf  alle  Forderungen  ohne  Unter- 
schied oder  bloss  auf  die  ihnen  zukommenden  Gebühren  be- 
zieht. Aus  dem  Nachsatz  kann  ebenso  wohl  geschlossen 
werden,  dass  die  Kapitalforderungen  der  Armenkassen  ausser 
dem  Privilegium  der  Kollokation  in  III.  Klasse  noch  durch 
die  Verantwortlichkeit  der  Kassiere  (Verwalter)  geschützt 
seien,  als  auch,  dass  die  Kapitalforderungen  eines  Konkurs- 
privilegiums nicht  bedürfen,  weil  die  Verwalter  schon  für 
Sicherheit  der  Anlagen  zu  sorgen  und  einzustehen  haben. 
Wenn  aber  bezüglich  der  Auslegung  eines  Privilegiums  Zwei- 
fel obwalten,  so  ist  das  Privilegium  nicht  in  ausdehnendem, 
sondern  in  beschränkendem  Sinne  auszulegen. 

3.  Ein  Vorrecht  der  Armenkassen  für  Kapitalforderungen 
hat  offenbar  keinen  Sinn,  und  liegt  ein  Bedürfniss  dafür  nicht 
vor.  Den  Armenkassen  stehen  wie  den  Privatpersonen  die 
Mittel  zu  Gebote,  ihre  Geldanlagen  durch  Bürgschaft  oder 
sonst  zu  sichern,  und  in  der  Begel  ist  dies  bis  jetzt  auch  ge- 
schehen, ganz  ohne  Rücksicht  auf  ein  Concursprivilegium* 
Durch  das  Privilegium  werden  daher  in  den  meisten  Fällen- 
gar nicht  die  Armenkassen,    sondern  bloss   die  Bürgen  der- 


140  Privileg  der  Armencassen.  [Concurs. 

selben  begünstigt  und  es  würde  diesen  sogar  eine  bevorzugte 
Stellung  gegenüber  dem  Frauengut  und  den  durch  dasselbe 
gesicherten  Forderungen  eingeräumt,  während  sonst  Hand- 
schriftforderungen in  die  V.  Klasse  gehören. 

4.  Eine  ausdehnende  Interpretation  würde  zu  Konse- 
quenzen führen,  welche  der  Gesetzgeber  nicht  gewollt  haben - 
kann.  Mit  dem  gleichen  Recht,  wie  die  Handschriften  der 
Armenkassen,  könnte  man  auch  sämmtliche  in  IL  Klasse  zu 
Verlust  kommenden  hypothekarisch  versicherten  Forderungen 
des  Kirchen-,  Schul-  und  Landarmenguts  als  gemeines  Gut 
und  damit  als  privilegiert  erklären.  Auch  könnten  gewöhn- 
liche Handschriften  durch  Cession  an  eine  Armen-  oder  Schul- 
kasse zum  Nachtheil  des  Frauenguts  aus  der  Klasse  der 
gewöhnlichen  Forderungen  in  diejenige  der  privilegierten  ver- 
setzt werden.  • 

5.  Der  Umstand,  dass  die  Bezirksschreibereien  unseres 
Kantons  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts  nahezu  über- 
einstimmend die  Handschriftforderungen  der  Armenkassen  in 
III.  Klasse  kolloziert  haben  und  in  ihrer  Mehrheit  auch  jetzt 
noch  so  kollozieren,  ist  nicht  massgebend,  weil  der  Richter 
an  die  Auslegung,  welche  Administrativbeainte  einem  Gesetze 
geben,  nicht  gebunden  ist;  ein  gerichtlicher  Entscheid  über 
die  Streitfrage  ist  aber  nicht  bekannt. 

6.  Wenn  nun  die  Kollokation  vom  1.  Okt.  1881  nach 
den  gemachten  Ausführungen  abzuändern  und  also  der  Be- 
trag, welchen  die  Kläger  bei  richtiger  Kollokation  aus  dem 
Frauengut  würden  erhalten  haben,  unter  Einrechnung  des  be- 
reits aus  dem  Frauengut  erhaltenen  Betrages  von  Fr.  42.  70 
der  durch  sie  verbürgten  Forderung  zuzuweisen  ist,  so  hat 
die  Abänderung  im  Gegensatz  zu  der  Anschauung  des  Be- 
zirksgerichts Sissach  doch  nur  in  Bezug  auf  denjenigen  Posten 
stattzufinden,  fur  welchen  die  Kollokation  bestritten  worden 
ist,  und  nicht  auch  für  die  übrigen  am  Frauengut  partizi- 
pierenden Posten  (Obligation  der  Kantonalbank  Fr.  533.  40, 
Handschrift  der  Kantonalbank  Fr.  539.  60,  Handschrift  der 
Wittwe  Grieder  in  Kilchberg  Fr.  1955.).  Den  Beklagten 
bleibt  also  derjenige  Betrag,  welcher  bei  richtiger.  Kollokation 
den  letztern  zugefallen  wäre.  Danach  gelangen  an  die  For- 
derung der  Hypothekenbank  Fr.  293.  94  statt  Fr.  42.  70, 
also  mehr  Fr.  251.  24,  um  welche  die  in  III.  Klasse  kollo- 
zierten Beträge  der  beiden  Armenkassen  zu  vermindern  sind, 
und  zwar  diejenige  der  Armenkasse  Zeglingen  um  Fr.  93.  77 
und  diejenige  der  Armenkasse  Kilchberg  um  Fr.  157.  47. 

7.  Bezüglich  der  Kosten  ist  zu  berücksichtigen,  dass  die 
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vorliegende  Rechtsfrage  bis  auf  den  heutigen  Tag  streitig 
war,  was  es  rechtfertigt,  von  Zusprechung  ausserordentlicher 
Kosten  art  die  obsiegende  Partei  Urngang  zu  nehmen. 

Erkannt: 

Das  Urtheil  des  Bezirksgerichts  Sissach  vom  1.  April 
1882  wird  aufgehoben  und  dahin  abgeändert,  dass  von  der 
Forderung  der  Armenkasse  Zeglingen  Fr.  93.  77  und  von 
derjenigen  der  Armenkasse  Kilchberg  Fr.  157.  4,7  in  die  V. 
Klasse  verwiesen  und  die  Summen  dieser  beiden  Beträge  im 
Betrage  von  Fr.  251.  24  auf  die  Obligationsforderung  der 
Hypothekenbank   von  Fr.  1104.  80  kolloziert  werden  sollen. 

Die  appellantische  Partei  trägt  die  ergangenen  ordent- 
lichen Kosten  beider  Instanzen. 

Anmerkung.  Vor  Ausfällung  des  Urtheils  ist  durch  eine  Ober: 
gerichtskommission  festgestellt  worden,  dass  in  Ariesheim  eine  seit  Jahr- 
zehnten konstante  Praxis  auf  Kollozierung  in  III.  Klasse  herrscht,  dass  in 
Lie  sfai  von  1863 — 1869  (d.  h.  Bezirksschreiber  Mangold)  in  V.  Klasse, 
sonst  aber  von  1800  bis  heute  beständig  in  III.  Klasse,  in  Sissach  von 
1852 — 1869  in  V.  Klasse,  sonst  ebenfalls  in  III.  Klasse  und  in  Waiden- 
burg von  1800 — 1868  in  III.  und  dann  in  V.  Klasse  kolloziert  wurde. 

(Directe  Mittheilung.) 


27.  Ganton  Waadt.    Urtheil  des  Cantonsgerichts 
vom  10.  October  1882.         * 

Concursprivileg  der  Beerdigungskosten  im 
Concurse  des  Erben. 

Bei  Tod  des  Marc  Bippert  zahlte  sein  Sohn  Emil  die 
Beerdigungskosten  mit  Fr.  123.  05  und  gab  /liese  Summe  als 
Intervenient  im  Beneficium  inventarli  über  die  Verlassen- 
schaft ein.  Sein  Bruder  H.  E.  Bippert  trat  die  Erbschaft  an, 
gerieth  aber  bald  darauf  in  Concurs.  In  der  Auskündung 
meldete  Emil  B.  obigen  Betrag  an  und  beanspruchte  hieftir 
das  Concursprivileg  in  zweiter  Classe  (C.  c.  1575  §  2).  Der  Liqui- 
dator setzte  aber  die  Forderung  in  die  sechste  Classe.  Die  Klage 
des  Emil  B.  auf  Collocierung  in  zweiter  Classe  wurde  vom 
Friedensrichter  in  Vevey  gutgeheissen  : 

En  droit,  si  les  privilèges  doivent  être  appliqués  d'une 
manière  restrictive,  cependant  le  privilège  fait  partie  inté- 
grante de  la  créance  et  suit  celle-ci. 

H.-E.  Bippert  ayant  été  envoyé  en  possession  et  saisi 
de  la  succession  de  son  père,  avait  dès  lors  l'obligation  d'en 
acquitter  toutes  les  dettes  et  charges  (Ce,  721,  745,  746,  787). 
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Une  masse  en  discussion  est  l'ayant-cause  du  débiteur 
et  non  un  tiers.  La  nature  de  la  créance  n'est  point  changée 
par  le  fait  que  les  créanciers  de  la  succession  de  Marc 
Bippert  n'ont  pas  demandé  la  séparation  du  patrimoine.  H 
ne  peut  s'agir  ici  de  novation,  H.-E.  Bippert  n'ayant  pas  été 
déchargé  par  le  demandeur  de  ses  obligations  comme  héritier 
de  son  père  (Ce,  951  2°  et  954). 

Das  Cantonsgericht  reformierte  und  wies  die  Forderung 
in  die  6.  Classe  : 

Considérant  que  les  créances  privilégiées  dans  une  faillite 
doivent  se  rapporter  à  la  personne  même  du  débiteur,  le  pri- 
vilège ne  s'appliquant,  en  matière  de  frais  funéraires,  par 
exemple,  qu'à  ceux  faits  pour  le  débiteur  lui-même  ou  sa 
famille,  ce  qui  n'est  pas  le  cas  dans  l'espèce. 

Qu'en  effet,  la  créance  de  l'intervenant  se  rapporte  non 
à  H.-E.  Bippert,  lequel  n'est  pas  mort,  mais  à  la  succession 
de  Marc  Bippert,  qui  n'a  plus  d'existence  juridique,  cette 
succession  s'étant  absorbée  dans  le  patrimoine  de  H.-E.  Bippert. 

Que  les  créanciers  de  la  succession  de  Marc  Bippert 
n'ont  pas  demandé,  dans  les  délais  légaux,  la  séparation  de 
son  patrimoine  d'avec  celui  de  son  héritier,  ce  qu'ils  pouvaient 
faire  pour  sauvegarder  leurs  droits,  notamment  pour  réserver 
le  rang  privilégié  sur  les  biens  du  défunt. 

Considérant  que  les  privilèges  ne  doivent  pas  être  éten- 
dus, mais  qtiïl  y  a  lieu,  au  contraire,  de  les  interpréter 
restrictivement. 

(Jonrnal  des  Tribunaux,  1882,  Nr.  47.) 


28.   Canton  Basellandschaft.    Obergerichtsurtheil  vom 
17.  October  1879. 

Gültigkeit    von    Pfandrechten   im    Concurs. 

In  Sachen 
Stöcklin,  Franz  Joseph,  Zimmermanns,    in  Ettingen,  Kläger 

Appellant 

gegen 

Basellandschaftliche  Hypothekenbank  in  Liestal,  Bekl. 

Appellaten 

betreffend  Kollokationsstreit 

ward 

nach  gehaltener  Umfrage  und  Berathung 

In  Betracht: 

Die  heutige  Beklagte  machte  dem  Xarer  Stöcklin-Brunner 

in  Therwil   am  23.  Nov.  1878    ein  Darlehen  von  Fr.   3200, 
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nachdem  ihr  der  Schuldner  zu  dessen  Sicherung  laut  Signa- 
tur vom  19.  Nov.  1878  drei  Grundstücke  verpfändet  hatte, 
velche  bereits  für  ein  früheres  Darlehen  derselben  Kreditorin 
laut  Obligation  vom  20.  Juli  1878  als  Unterpfänder  hafteten. 

Bald  nach  der  Auszahlung  dieses  Darlehens  (welches 
übrigens  fast  ganz  zur  Tilgung  von  Schulden  des  Empfängers 
verwendet  wurde)  begab  sich  der  Schuldner  ausser  Landes 
und  wurde  deshalb  im  Amtsblatte  vom  12/15.  Dezbr.  1878 
als  „ausgetreten"  auf  Grund  von  §  321  der  P.-O.  amtlich 
ausgekündet* 

In  der  Kollokation  vom  24.  Febr.  1879  wurde  die  Be- 
klagte für  den  vollen  Betrag  ihres  Guthabens,  also  auch  für 
<lie  in  Frage  stehenden  Fr.  3200  nebst  Fr.  37.  20  Zins,  auf 
den  Erlös  ihrer  Unterpfänder  angewiesen,  jedoch  mit  Schrei- 
ben vom  8.  März  gleichen  Jahres  gegen  diese  Anweisung 
von  Fürsprech  Loew  Namens  des  Franz  Joseph  Stöcklin, 
Zimmermann  in  Ettingen,  des  heutigen  Klägers,  beim  Ge- 
richtspräsidenten in  Arlesheim  Einsprache  erhoben. 

In  der  hieran  sich  knüpfenden  Klage  verlangte  J.  Stöck- 
lin Abänderung  der  Xaver  Stöcklischen  Kollokation  in  dem 
Sinne,  dass  die  Beklagte  mit  Fr.  3200  aus  der  II.  Klasse 
weg  und  in  die  V.  Klasse  solle  verwiesen  werden,  da  die  be- 
zügliche Verpfändung  vom  19.  Nov.  1878  zur  Zeit  der  Aus- 
kündung  des  Schuldners  noch  nicht  einen  Monat  alt  gewesen 
sei,  somit  §  237  der  L.-O.  Anwendung  finde,  wonach  in  II. 
Klasse  nur  diejenigen  Gläubiger  anzuweisen  seien,  welche 
eine  wenigstens  einen  Monat  vor  ausgebrochenem  Concurse 
gefertigte  Obligation  haben. 

Seine  Klagberechtigung  begründet  der  Kläger  damit,  dass 
er  am  Concurstten  Fr.  2987.  32  für  Baukosten  zu  gut  habe, 
was  auch  von  ihm  in  der  Auskündung  gehörig  angemeldet 
worden  war. 

Darüber,  ob  diese  Forderung  begründet  sei,  erklärte  die 
Beklagte  Nichtwissen,  ein  Beweisverfahren  darüber  fand  je- 
doch nicht  statt. 

In  der  Hauptsache  bestritt  sodann  die  Beklagte  zunächst, 
-dass  die  Kollokation  rechtzeitig  sei  angefochten  worden,  da 
Fürsprech  Loew  keine  Vollmacht  des  Klägers  zu  diesem 
Schritte  eingelegt  habe;  und  in  zweiter  Linie  bestritt  der 
Beklagte  die  Anwendbarkeit  der  vom  Kläger  angerufenen 
Bestimmung  von  §  237  der  L.-O.  auf  vorliegenden  Fall,  na- 
mentlich deshalb,  weil  die  Landesordnung  Fallimente  in 
Folge  Austritts,  wie  sie  jetzt  nach  §  321  der  P.-O.  rasch 
herbeigeführt  werden  können,  nicht  gekannt  habe.     Das  Be- 
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zirksgericht   Ariesheim    trat   dieser  letztern  Anschauung  bei 
und  wies  die  Klage  mit  Urtheil  vom  5.  August  1879  ab. 

Hiegegen  beschwert  sich  der  Kläger  und  beide  Parteien 
wiederholen  heute  ihre  früheren  Anträge,  wobei  die  Beklagte 
noch  speziell  hervorhebt,  dass  das  klägerische  Begehren, 
selbst  wenn  es  im  Allgemeinen  begründet  wäre,  doch  jeden- 
falls nicht  auf  eine  totale  Aenderung  der  Kollokation  zu 
Gunsten  Dritter  sich  richten  könnte,  sondern  höchstens  darauf,, 
dass  die  Beklagte  dem  Kläger  dasjenige  zu  ersetzen  habe, 
was  er  mehr  erhalten  hätte,  wenn  in  seinem  Sinne  kolloziert 
worden  wäre. 

Das  Obergericht  erachtet  die  Abweisung  der  Klage  als 
begründet  und  zwar  zunächst  aus  dem  formellen  Grunde, 
weil  der  Kläger  nicht  innert  der  fatalen  Frist  von  14 
Tagen  die  in  Frage  stehende  Kollokation  angefochten  hat 
und  dadurch  die  Kollokation  in  Rechtskraft  erwachsen 
ist.  Die  Anfechtung  einer  Kollokation  muss,  wie  die  Appel- 
lationserklärung gegen  erstinstanzliches  Urtheil,  entweder  von 
dem  Berechtigten  selbst  ausgehen  oder  doch  von  Jemand,  der 
entweder  als  gesetzlicher  Vertreter  oder  kraft  gehöriger  Voll- 
macht dazu  legitimiert  ist.  Diese  Bedingung  erfüllt  aer  Brief 
von  Fürsprech  Loew  vom  8.  März  1879  nicht,  und  es  könnte 
auch  die  nachträgliche  Genehmigung  dieser  Anfechtung  den. 
Mangel  nicht  ersetzen,  da  jeder  bei  einer  Kollokation  Be- 
theiligte ein  Recht  darauf  hat,  mit  Ablauf  der  14  Tage  be- 
stimmt zu  wissen,  ob  die  Kollokation  rechtskräftig  geworden 
oder  wirklich  von  einem  Betheiligten  angefochten  ist,  und 
sich  nicht  in  ein  nachträgliches  Beweisverfahren  einzulassen 
braucht. 

Allein  auch  abgesehen  von  diesem  formellen  Mangel  kann 
das  Obergericht  die  Klage  nicht  als  rechtlich  begründet  er- 
achten. Zwar  sagt  allerdings  der  §  237  der  L.-O.  von  1813 
(wie  schon  die  L.-O.  von  1757),  in  zweiter  Klasse  seien  an- 
zuweisen diejenigen  Kreditoren,  „welche  eine  wenigstens  einen 
Monat  vor  ausgebrochenem  Falliment  vor  Gericht  gemachte 
Obligation  aufzuweisen  haben." 

Es  ist  hieraus  wohl  mit  Recht  zu  schliessen,  dass  das 
Gesetz  solche  Gläubiger,  welche  erst  unmittelbar  vor  Con- 
cursausbruch  (innert  des  letzten  Monats)  sich  für  ihre  Gut- 
haben durch  Hypothekbestellung  haben  sichern  wollen,  wie 
das  nicht  selten  vorkommt,  vom  Pfandrecht  hat  ausschliessen 
wollen. 

Allein  wenn   aus  jener  Vorschrift  der  weitere  Satz  ab- 
geleitet  werden    will,    dass    Obligationen   jüngeren    Datums 


Concurs.]  Collocation  von  Pfandrechten.  145 

selbst  dann  kein  Pfandrecht  gemessen  sollten,  wenn  der 
(xegenwerth  einer  solchen  Obligation  in  guten  Treuen  erst 
zur  Zeit  der  Pfandbestellung  ist  ausgewiesen  bezw.  geleistet 
worden,  so  würde  dies  zu  so  ungeheuerlichen  mit  den  Grund- 
sätzen der  Gerechtigkeit  und  den  Bedürfnissen  des  praktischen 
Lebens  so  sehr  im  Widerspruch  stehenden  Konsequenzen  füh- 
ren, dass  ein  solcher  Satz  unmöglich  als  geltendes  Recht  an- 
erkannt werden  kann*  Unmöglich  kann  nämlich  derjenige, 
welcher  ein  Darlehen  gegen  Hypothek  macht,  sich  dagegen 
schützen,  dass  nicht  binnen  Monatsfrist  über  seinen  Schuldner 
der  Concurs  ausbricht.  Nicht  nur  kann  er  seinen  Schuldner 
nicht  hindern,  sich  innert  Monatsfrist  insolvent  zu  erklären 
oder  auszutreten,  sondern  es  könnte  ein  Concurs  innert  dieser 
Frist  auch  eintreten  durch  Tod  des  Schuldners  und  sofortigen 
Verzicht  seiner  Erben,  ja  sogar  durch  Betreibung,  in  dem 
Falle  nämlich,  wo  der  betreibende  Gläubiger  die  Anzeige  des 
45  Itechtstages  unterlassen  hätte  (wozu  er  ja  befugt  ist)  oder 
wo  eine  solche  Anzeige  von  der  Bezirksschreiberei  nicht  be- 
rücksichtigt wurde,  endlich  auch  dann,  wenn  gegen  den 
Schuldner  nach  erfolgloser  Exekutionsgant  gemäss  §  5  des 
Gesetzes  vom  19.  April  1847  sofort  die  Urtheil-Urkunde  be- 
willigt wird.  Als  sicheres  Schutzmittel  bliebe  also  nur  das, 
den  Gegenwerth  einer  Obligation  erst  dann  auszuzahlen, 
wenn  sie  einen  Monat  alt  geworden  ist.  Dass  eine  solche 
Konsequenz  aber  nicht  der  Sinn  unseres  Rechtes  sein  kann, 
erscheint  als  unzweifelhaft,  und  es  ist  auch  notorisch,  dass 
Niemand,  auch  der  vorsichtigste  Darleiher  nicht,  bisher  etwa 
ein  solches*  Verfahren  beobachtet  hätte,  eben  weil  Jedermann 
der  rechtlichen  Ueberzeugung  ist,  auch  ohne  diese  Massregel 
ein  gültiges  Pfandrecht  zu  erhalten.  Es  war  ohne  Zweifel 
nur  ein  Ausfluss  dieses  herrschenden  Rechtsbewusstseins, 
wenn  schon  am  9.  März  1855  durch  Obergerichtsurtheil  in 
einem  dem  heutigen  ganz  analogen  Falle  (es  handelte  sich 
dort  um  Falliment  in  Folge  Insolvenzerklärung)  ein  Pfand- 
recht, welches  innert  Monatsfrist  vor  Ausbruch  des  Falliments 
in  guten  Treuen  für  ein  Darlehen  errichtet  worden  war,  als 
gültig  erklärt  worden  ist.  Können  auch  die  Motive  jenes  Ur- 
theils  nicht  in  allen  Theilen  auf  Zustimmung  Anspruch  machen, 
so  ist  doch  sein  Grundgedanke  der,  dass  eine  Obligation,  bei 
deren  Errichtung  der  Kreditor  keinerlei  Absicht  hat,  bereits 
vorhandene  Gläubiger  zu  benachtheiligen ,  sondern  in  guten 
Treuen  das  durch  die  Obligation  versicherte  Darlehen  aus- 
bezahlt, auf  Rechtsschutz  unbedingt  Anspruch  hat,  mag  über 
den  Schuldner    früher    oder    später  der  Concurs    ausbrechen. 

Zelischr.  für  schweizerisches  Recht.    Neue  Folge  III.  10 
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Es  darf  daher  als  geltendes  Gewohnheitsrecht  betrachtet 
werden,  dass  ausser  den  in  §  2tf7  der  L.-O.  erwähnten  Obli- 
gationen auch  solche  Obligationen  in  zweiter  Klasse  kollo- 
ziert werden,  deren  Gregenwerth  erweislich  erst  innert  Monats- 
frist vor  Ausbruch  des  Falliments  in  guten  Treuen  ist  aus- 
bezahlt, bezw.  geleistet  worden.  Für  den  vorliegenden  Fall 
kommt  überdiess  noch  in  Betracht,  dass  allerdings  die  L.-O. 
die  Concurseröflhung  in  Folge  Austritts  nicht  erwähnt,  wess- 
halb  es  sehr  wahrscheinlich  ist,  dass  der  Gesetzgeber  der 
L.-O.,  wenn  schon  damals  gegen  Ausgetretene  so  rasch  hätte 
Concurs  eröffnet  werden  können,  wie  das  nach  der  heutigen 
P.-O.  möglich  ist,  für  solche  Fälle  eine  schützende  Ausnahme- 
bestimmung würde  aufgestellt  haben. 

Erkannt  : 

Das  Urtheil  des  Bezirksgerichts  Ariesheim  vom  5.  Au- 
gust 1879  also  lautend: 

„Sei  der  Kläger  mit  seiner  Klage  abgewiesen  und  habe 
er  die  ergangenen  Kosten  zu  bezahlen,  inbegriffen  Fr.  IG 
Parteientschädigung  an  die  beklagte  Partei"  ist  bestätigt. 

Appellant  trägt  auch  die  Obergerichtskosten  nebst  Fr.  10 
obergerichtl.  Parteientschädigung  an  die  III.  Partei  (Beklagte 
hat  auf  Entschädigung  verzichtet). 

(Directe  Mittheilung.) 


29.  Canton  Luzern.    Urtheil  des  Obergerichts 
vom  4.  November  1882. 

Rangordnung  des  Anspruchs  auf  Kach  währschaft 
des  Gülterrichters  in  des  letztern  Concurse. 

N.  N.  als  Kläger  forderte  im  Concurse  des  J.  W.  ab 
Withof,  Littau,  als  Errichters  und  Abtreters  der  dem  Erstem 
zugehörenden  vier  letzten  Gülten  auf  der  Concursliegenschaft 
die  Summe  von  Fr.  24150,  als  denjenigen  Betrag,  welcher 
auf  jenen  Instrumenten  bei  der  in  der  Folge  stattgefundenen 
Liegenschaftssteigerung  verloren  gegangen  ist,  Marchzins  un- 
berechnet; für  diese  Ansprache  verlangte  er  Collocation  in 
V.  Classe  des  Fahrenden. 

Die  Concursgläubiger  als  Beklagte  bestritten  diese  For- 
derung grundsätzlich  nicht,  wohl  aber  deren  Collocation  in 
V,  Classe  des  Fahrenden,  indem   sie  behaupteten,    es   müsse 
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dieselbe,  als  „Verlorenes  im  Liegenden"  gemäss  §  26  des 
Concurs-Gesetzes  in  die  VI.  Classe  verwiesen  werden.1) 

Kläger  berief  sich  zur  Begründung  seiner  Rechtsstellung 
auf  §  26  des  Hypothekargesetzes  und  §  742  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches   (betr.   Nachwährschaftspflicht  des  Verkäufers). 

Das  Bezirksgericht  K.  wies  den  Kläger  gemäss  dem  Be* 
gehren  des  Beklagten  ab.  Das  Obergericht,  durch  Urtheil 
vom  4.  November  1882,  änderte  dieses  Urtheil  und  setzte 
die  Forderung  des  Klägers  in  die  V.  Classe,  mit  folgender 
Motivierung  : 

Der  §  26  des  Hypothekargesetzes  bestimmt,  dass,  wer 
Verschreibunge  i  auf  liegende  Güter  errichten  lässt,  für  die 
verschriebene  Summe  „persönliche  Nachwähr  zu  leisten"  habe. 
Selbstverständlich  ist  es,  dass  diese  Nachwahrschaftsver- 
pflichtung  des  Errichters  erst  dann  eintritt,  wenn  er  das 
Instrument  weiter  begibt,  indem  derselbe,  so  lange  dies 
noch  nicht  geschehen,  in  ein  Rechtsverhältniss  zu  Dritten 
überhaupt  nicht  eingetreten  ist.  Indem  dann  aber  jene  ge- 
setzliche Bestimmung  dem  §  742  des  bürgerl.  Gesetzb.  ruft, 
wollte  damit  offenbar  gesagt  Werden,  dass,  wenn  auch  die 
Abtretung  von  Verschreibungen  auf  der  eigenen  Liegenschaft 
begrifflich  nicht  als  eine  Cession  aufgefässt  werden  kann,  da 
ja  hier  Schuldner  und  Abtreter  zusammenfallen,  gleichwohl 
der  Abtreter  von  solchen  Verschreibungen  auf  seiner  Liegen- 
schaft im  Grundsatze  ganz  gleich  nachwährschaftspflichtig 
sein  solle,  wie  ein  Cèdent  im  technischen  Sinne  des  Wortes. 

Wenn  übrigens  unbestritten  bleibt,  dass,  wenn  der  Er- 
richter einer  Verschreibung  die  Liegenschaft  inzwischen  ver- 
kauft und  vor  der  ersten  Ausdienung  ein  Dritter  auf  der- 
selben in  Concurs  geräth,  Jener  persönlich  für  die  von  ihm 
errichtete  Verschreibung  Nachwährschaft  leisten  muss,  so 
kann  diese  Nachwährschaft  ihren  Grund  offenbar  nur  in  der 
ursprünglichen  Weiterbegebung  der  Verschreibung  und  nicht 
in  der  nachherigen  Veräusserung  der  Unterpfande  haben,  in- 
dem diese  letztere,  als  ein  Rechtsgeschäft  unter  Dritten, 
dem  Inhaber  der  Verschreibung  keine  neuen  persönlichen 
Rechte  zu  geben  vermag,  so  wenig  als  ein  Gültabtreter  seiner 
persönlichen  Nachwährschaft  für  die  abgetretene  Gült  dadurch 
sich  entschlagen  könnte,  dass  er  die  darin  verpfändeten  Unter- 

')  Nach  Luzerner  Recht  hat  der  Gültgläubigcr  einen  persönlichen  An- 
spruch gegen  den  Schuldner  nur  insoweit,  als  er  den  Ausfall,  den  er  bei 
der  Liquidation  der  Liegenschaft  auf  seiner  Gült  erleidet,  im  Concorse  des 
Schuldners  nach  den  gemeinen  Geldern  (Chirographargläubigern  V.  Glasse) 
in  VI.  Classe  beanspruchen  kann. 
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pfände  eigenthümlich  erwerben  würde.  Wie  die  persönliche 
Nachwährschaft  nicht  erst  mit  dem  Verkaufe  der  Unterpfande 
entsteht,  ebenso  kann  sie  nicht  durch  den  Ankauf  derselben 
untergehen. 

Nun  steht  es  wohl  ausser  Zweifel;  dass  der  Nachwähr- 
schaftsanspruch  aus  Grund  des  §  742  des  bürgerl.  Gesetzb. 
im  Concurse  des  Nachwährschaftspflichtigen  als  eine  gewöhn- 
liche persönliche  Ansprache  in  V.  Classe  des  Fahrenden 
collo  eiert  werden  musate,  und  dass  nicht  anders  auch  der 
Nachwährschaft8an8pruch  aus  Grund  des  cit.  §  26  des  Hypothekar- 
gesetzes wenigstens  dann  ebenfalls  in  V.  Classe  Geltung  haben 
mü8ste,  wenn  der  Errichter  und  Abtreter  der  Verschreibung 
beim  Concursausbruche  nicht  mehr  Besitzer  des  Unterpfands 
wäre.  Letzteres  scheinen  auch  die  Beklagten  nicht  bestreiten 
zu  wollen. 

Es  fragt  sich  daher  nur,  ob  an  diesem  Rechtsverhältnisse 
durch  den  Umstand  etwas  geändert  werde,  dass  der  Errichter 
und  Abtreter  der  klägerischen  Verschreibungen  beim  Concurs- 
ausbruche noch  Besitzer  des  Unterpfandes  war  ? 

Hier  trifft  vorab  der  von  den  Beklagten  allerdings  in  än- 
dernd Sinne  ebenfalls  angerufene  allgemeine  Rechtsgrundsatz 
zu:  Wo  das  Gesetz  nicht  unterscheidet,  soll  es  auch  der 
Richter  nicht  thun.  Es  kann,  so  lange  eine  bezügliche  ge- 
setzliche Vorschrift  nicht  besteht,  nicht  angehen,  eine  und 
dieselbe  Forderung  unter  Umständen  so  und  unter  Umständen 
anders  zu  behandeln.  Die  Beklagten  berufen  sich  nun  frei- 
lich auf  §  26  des  Concurs-Gesetzes,  welcher  allgemein  vor- 
schreibt, dass  Verlornes  im  Liegenden  in  VI.  Classe  des 
Fahrenden,  also  nach  allen  andern  persönlichen  Schulden  des 
Cridars  colloziert  werden  solle.  Allein  mit  dieser  Bestimmung 
ist  wohl  positiv  gesagt,  dass  dem  Gültbesitzer  für  den  ver- 
lurstig  gewordenen  Theil  seiner  liegenden  Ansprache,  den 
andern  persönlichen  Schulden  des  Concursiten  nachgehend, 
ein  Anspruch  auf  das  fahrende  Vermögen  desselben  zustehen 
solle,  auch  wenn  er  sonst  zum  Concursiten  in  durchaus  keinem 
obligatorischen  Rechtsverhältnisse  steht  ;  keineswegs  aber  ist 
mit  jener  Bestimmung  auch  negativ  gesagt,  dass  dem  Gült- 
besitzer  nicht  ein  besseres  Recht  zustehen  könne  und  müsse, 
wenn  ein  solches  obligatorisches  Rechtsverhältniss  zwischen 
ihm  und  dem  Gemeinschuldner  wirklich  besteht,  wie  etwa 
dann,  wenn  derselbe  sich  fur  eine  Verschreibung  ausdrück- 
lich noch  persönlich  haftbar  erklärt  hätte,  nicht  anders  aber 
auch  dann,   wenn   derselbe    als  Errichter    der  Verschreibung 
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unmittelbar  von  Gesetzeswegen  persönlich  für  letztere  haften 
mus8. 

Sollte  übrigens  zwischen  dem  §26  des  Hypothekar- Gesetzes 
und  §  26  des  Oonours-Gesetzes  ein  Widerspruch  vorhanden 
sein,  so  ist  zu  beachten,  dass  das  erstere  Gesetz  jünger  ist 
als  das  letztere,  und  daher  diesem  vorgehen  müsste. 

Wenn  endlich  auch  der  erstinstanzliche  Richter  sich 
daran  stosst,  es  könnte,  wenn  die  klägerische  Ansicht  Geltung 
haben  würde,  jeder  Gültinhaber  seine  Forderung  unter  gege- 
benen Voraussetzungen  gleichzeitig  im  Liegenden  und  Fahren- 
den geltend  machen,  so  ist  hierauf  zu  bemerken,  dass  hierin 
eine  mehrfache  Geltendmachung  einer  und  derselben  Forde- 
rung in  Wirklichkeit  nicht  liegt  ;  denn  die  Eingabe  im  Fahren- 
den ist  lediglich  eine  bedingte,  und  wird  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung und  in  dem  Belaufe  geltend  gemacht,  als  sie  im 
Liegenden  zu  Verlurst  gehen  sollte.  Dass  aber  auch  be- 
dingte Forderungen  im  Concurse  geltend  gemacht  werden 
können,  wie  Regresse,  Rechtsverwahrungen  u.  s.  w.,  ist  unbe- 
stritten. 

(Directe  Mittheilnng.) 


30. Danton  Genf.    Urtheil  des  Handelsgerichtes 
vom  28.  Juni  1883. 

Faillite    auf   Grund    nichtkaufmännischer 
Schulden. 

Dupuis  war  durch  Urtheil  des  Handelsgerichts  am  29. 
März  1883  iallit  erklärt  worden.  Er  beantragte  Aufhebung 
der  Faillite,  behauptend,  dass  er  zur  Zeit  der  Falliments- 
erklärung gar  nicht  mehr  Kaufmann  gewesen  sei,  eine  Be- 
hauptung, die  sich  als  grundlos  erwies;  dagegen  machte  er 
des  Weitern  geltend,  dass  kein  einziger  kaufmännischer 
Gläubiger  die  Aufrechterhaltung  des  Fallimentsurtheils  be- 
gehre, sondern  dass  alle  Gläubiger,  welche  sich  jetzt  seinem 
Antrage  widersetzen,  créanciers  civils  seien,  n'ayant  pas  le 
droit  de  requérir  sa  mise  en  faillite. 

Das  Handelsgericht  wies  diese  Anschauung  zurück: 

Attendu  qu'on  ne   saurait  nier   que  la  mise    en  faillite 

d'un  commerçant  peut  être  provoquée  par  le  créancier  d'une 

dette  purement  civile,  alors  qu'il  y  a  cessation  de  paiement 

des  dettes  commerciales;  et  qu'ainsi;  à  plus  forte  raison,  co 
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créancier  peut  s'opposer  à  la  rétractation  d'une  faillite   déjà 
prononcée  ; 

Attendu  que,  lors  du  jugement  du  29  mars  1883,  Dupuis 
était  en  état  de  cessation  de  paiement  de  dettes  commerciales, 
et  que,  s'il  a  réglé  une  partie  de  celles-ci  en  cours  d'instance, 
ce  n'est  pas  là  une  raison  qui  fasse  disparaître  sa  cessation 
de  paiements  commerciale,  au  moment  où  elle  a  été  constatée 
par  le  Tribunal; 

Attendu,  du  reste,  qu'il  y  a  lieu  d'admettre  que  le  créan- 
cier d'une  dette  civile  a  qualité,  par  lui-même,  pour  provoquer 
la  mise  en  faillite  de  son  débiteur; 

Qu'en  effet,  les  créanciers  porteurs  d'engagements  com- 
merciaux et  les  créanciers  à  titre  purement  civil  étant  égale- 
ment soumis  aux  conséquences  de  la  faillite,  il  n'existe  aucun 
motif  de  refuser  aux  uns  le  droit  de  la  provoquer,  alors 
que  ce  droit  est  accordé  aux  autres,  et  que  le  juge  est 
même  autorisé  à  la  prononcer  d'office  dans  l'intérêt  de  tous 
indistinctement  ; 

Attendu  que  cela  est  tellement  vrai,  que  la  loi  du  19 
octobre  1861,  dans  son  art.  437,  dit  que  tout  commerçant  qui 
cesse  ses  paiements  est  en  état  de  faillite,  sans  indiquer  le 
moins  du  monde  que  le  législateur  ait  voulu  faire  une 
différence  entre  les  paiements  civils  et  les  paiemAts  com- 
merciaux ; 

Attendu,  dès  lors,  que  c'est  à  bon  droit  que  le  deman- 
deur a  été  mis  en  fallite;  que  sa  cessation  de  paiements  est 
établie  et  que,  par  conséquent,  il  y  a  lieu  de  le  débouter  de 
ses  conclusions  et  de  confirmer  le  jugement  auquel  est  op- 
position, en  le  condamnant  aux  dépens  autres  que  ceux  des 
intervenants  dont  il  sera  parlé  ci-après,  lesquels  dépens  seront 
passés  en  frais  privilégiés  de  faillite. 

(Semaine  judiciaire  1883,  No  41.) 
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Utteraturaiizeige« 


Das  schweizerische  Obligationenrecht  sammt  den  Bestimmungen 
des  Bundesgesetzes  betreffend  die  persönliche  Handlungs- 
fähigkeit mit  allgemein  fasslichen  Erläuterungen,  heraus- 
x  gegeben  von  Dr.  A.  Schneider,  ord.  Professor  an  der 
Universität  Zürich  unter  Mitwirkung  von  Dr.  H.  Pick, 
ord.  Professor  an  der  Universität  Zürich  und  gewesenem 
Redactor  des  Obligationenrechts,  Zweite  verbesserte 
Auflage.  Zürich.  Druck  und  Verlag  von  F.  Schulthess. 
1883. 

Der  Umstand,  dass  der  vorliegende,  in  starker  erster  Auflage  her- 
ausgegebene Commentar  nach  so  kurzer  Zeit  in  einer  zweiten  Ausgabe 
erscheinen  musste,  beweist  genügend,  wie  sehr  dieses  Buch  einem  allge- 
meinen Bedürfniss  entgegenzukommen  verstanden  hat.  Die  zweite  Auf- 
lage ist  nun  wirklich  in  verschiedenen  Beziehungen  eine  verbesserte. 
Vor  Allem  gab  diese  Neuausgabe  dem  Verfasser  Veranlassung,  die  sehr 
zahlreichen  Publikationen  offiziellen  und  privaten  Ursprungs,  welche  um 
die  Zeit  der  Einführung  des  O.-R.  überall  in  den  Kantonen  erschienen  sind, 
zu  berücksichtigen,  una  es  ist  dies  denn  auch  geschehen,  sowohl  in  der 
Fortführung  des  Litteraturverzeichnisses  der  ersten  Auflage,  als  in  den  Be- 
merkungen zu  den  einzelnen  Artikeln.  Sodann  hat  das  Register  eine  ganz 
bedeutende  und  sehr  willkommene  Erweiterung  erfahren,  wie  sich  daraus 
ergibt,  dass  dasselbe  in  der  ersten  Auflage  11,  in  der  zweiten  aber  21 
Seiten  zählt.  Endlich  verräth  auch  der  eigentliche  Commentar,  dass  an 
kritischer  Durchsicht  desselben  nicht  gespart  wurde  ;  manches  erscheint  in 
andrer  präziserer  Fassung,  anderes  ist  berichtigt  oder  ganz  entfernt,  und  um- 
fangreich namentlich  sind  die  Zusätze,  wobei  uns  unter  Andeiem  eine 
weit  vollständigere  Berücksichtigung  der  cantonalen  Rechte  bei  den  Ar- 
tikeln, welche  niezu  Veranlassung  bieten ,  aufgefallen  ist.  Wie  sehr  der 
Commentar  hiebei  trotz  der  Streichungen  und  trotz  der  grössern  Gedrängt- 
heit im  Druck  an  Umfang  gewonnen  hat,  erzeigt  sich  auch  hier  wieder  am 
besten  daraus,  dass  der  eigentliche  Commentar  der  ersten  Auflage  590  Seiten 
zählte,  derjenige  der  zweiten  nun  aber  auf  610  Seiten  angewachsen  ist. 

Der  Zweck,  den  der  Herausgeber  mit  diesem  Commentar  verfolgt, 
ist,  auch  dem  nicht  fachmännisch  gebildeten  Publikum  allgemein  fassliche 
Erläuterungen  zu  dem  O.-R.  an  die  Hand  zu  geben ,  und  wenn  wir  nun 
von  diesem  Standpunkte  aus  das  Werk  mit  ähnlichen  anderen,  über  die 
cantonalen  Gesetzbücher  erschienenen  vergleichen,  so  werden  wir  nicht  an- 
stehen ,  das  Buch  als  em  durchaus  zweckentsprechendes  zu  bezeichnen. 
Namentlich  hat  der  Verfasser  es  verstanden,  sich  sowohl  von  dem  schul- 
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meisterlichen  Ton  eines  bekannten  cantonalen  Commentars ,  als  auch  von 
allen  wissenschaftlich  heikleren  Ausführungen  fernzuhalten ,  und  wo  er 
noch  Contro versen  entscheidet,  finden  wir  vielfach  abweichende  Ansichten 
beigefügt  Es  ist  auch  nicht  bloss  das  Material  des  Gesetzgebers,  sind 
nicht  bloss  die  Motive  des  Redactors,  was  hier  geboten  wird,  sondern  eine 
wirkliche,  aus  einer  erfahrenen  Anschauung  der  Bedürfnisse  des  praktischen 
Rechtslebens  geschöpfte  Erläuterung  des  Textes.  Wir  dürfen  die  Schwierig- 
keit und  das  Gelingen  einer  solchen  Arbeit  um  so  mehr  schätzen ,  wenn 
wir  bedenken,  dass  der  Herausgeber  noch  keine  Praxis  mit  PräJudicien  für 
seine  Erläuterungen  benutzen  konnte.  —  Dass  der  fachmännisch  gebildete 
Jurist  in  dem  Commentar  oft  vergeblich  sucht,  was  er  gerade  besonders 
gern  darin  behandelt  gesehen  hätte,  muss  nach  dem  bezeichneten  Zweck 
des  Buches  als  sehr  erklärlich  erscheinen,  und  ist  wohl  geradezu  einer 
der  Gründe,  welche  den  Commentar  einem  weiteren  Publikum  leichter 
zugänglich  gemacht  und  damit  die  rasche  Verbreitung  des  Werkes  gefordert 
haben.  Für  die  speziell  fachmännischen  Bedürfnisse  sollen  eben  andere 
Publikationen  sorgen.  Aus  eben  dem  Grunde  halten  wir  es  auch  nicht 
für  angezeigt,  auf  das  Materielle  des  Commentars  hier  näher  einzutreten. 


p.  p. 

Das  vorliegende  erste  Heft  des  II.  Bandes  der  „Revue* 
bringt  zum  ersten  Mal  ein  Resumé  der  wichtigsten  prin- 
cipiellen  Entscheidungen  des  Bundesgerichtes  aus  den  letzten 
Monaten.  In  Zukunft  werden  solche  Mittheilungen  —  aus 
der  Feder  des  Herrn  Bundesrichter  Dr.  Hafner  —  in  jeder 
Lieferung  der  „Revue"  erscheinen.  Selbstverständlich  soll 
damit  der  amtlichen  Sammlung  der  bundesgerichtlichen  Ent- 
scheidungen kein  Eintrag  geschehen.  Dieselbe  bleibt  für 
jeden  schweizerischen  Juristen  nach  wie  vor  unentbehrlich. 
In  der  „Revue"  gelangen  nämlich  die  Entscheidungen  nicht 
in  extenso  zum  Abdruck.  Es  sollen  lediglich  die  vom  Bundes- 
gerichte ausgesprochenen  Rechtssätze  und  Gesetzesinter- 
pretationen in  möglichster  Kürze  mitgetheilt  werden.  In  Zu- 
kunft wird  das  Bundesgericht  wichtige  Interpretationsfragen, 
namentlich  aus  dem  Gebiete  des  Obligationenrechts,  zu  lösen 
haben.  Die  rasche  Veröffentlichung  solcher  Lösungen  kann 
auf  die  Entscheidung  der  vor  den  kantonalen  Instanzen 
schwebenden  Processe  und  sogar  auf  die  Erledigung  ausser- 
gerichtlicher  Streitigkeiten  häufig  von  Eintluss  sein.  Dazu 
kommt,  dass  es  dem  Praktiker  sehr  willkommen  sein  dürfte, 
in  dem  nämlichen  Organe,  welches  ein  Bild  der  gesammten 
bundesrechtlichen  Praxis  der  kantonalen  Gerichte  geben  soll, 
wenigstens  eine  summarische  Inhaltsangabe  der  wichtigsten 
grundsätzlichen  Entscheidungen  des  obersten  Gerichtshofes 
zu  finden.  In  den  Registern  wird  dann  auf  die  Stelle,  an 
welcher  die  vollständige  Wiedergabe  des  Urtheils  in  der 
amtlichen  Sammlung  zu  suchen  ist,  verwiesen  werden. 

Wir  benützen  den  Anlass,  um  das  Verhältniss  zwischen 
der  „Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht"  und  der  „Revue  der 
Gerichtspraxis",  über  welches  in  juristischen  Kreisen  vielfach 


irrige  Meinungen  bestehen,  klarzustellen,  Die  „Revue*  er- 
scheint, wenn  auch  besonders  paginirt  und  geheftet  —  ledig- 
lich als  Beilage  der  Zeitschrift.  Im  Abonnement  für  die 
Zeitschrift  ist  jenes  für  die  „ Revue"  inbegriffen.  Erst  nach 
Abschluss  eines  Jahrgangs  kann  der  ganze  Band  separatim 
bezogen  werden.  Die  „Revue*1  bringt  ausschliesslich  Entschei- 
dungen bundesrechtlicher  Natur;  also  aus  dem  Bereiche  des 
Obligationenrechts  und  der  durch  Staatsverträge,  Concordate 
und  Bundesgesetze  geregelten  Materien.  Dagegen  werden 
in  der  Zeitschrift  selbst  auch  fernerhin  bemerkenswerthe 
Fälle  aus  den  dem  kantonalen  Rechte  verbleibenden  Ma- 
terien (Strafrecht,  Civil-  und  Strafprocessrecht,  Immobiliar- 
sachenrecht,  Erbrecht  etc.)  veröffentlicht.  Für  die  „Revue41 
bestimmte  FÜnsendungen  sind  an  Advocat  Dr.  E.  Curti  in 
Zürich,  solche  für  die  Zeitschrift  an  den  unterzeichneten 
Herausgeber  zu  richten. 

A>  Heusler, 

Professor  zu  Basel. 


Das  Rechtsmittel 

der  Anrufung  des  Bundesgerichtes 

in  Civilstreitigkeiten 

nach  Art.  29  und  30  des  Bundesgesetzes  betr.  die  Organisation 
der  Bundesrechtspflege  vom  27.  Juni  1874. 

Von  Dr.  E.  Hafnör,  Bundesrichter. 


I.  Entstehungsgeschichte. 

Die  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874  hat  die  Ge- 
setzgebung über  einen  Theil  des  Privatrechts  der 
Kompetenz  des  Bundes  unterworfen,  von  der  Unification 
der  üerichtsorganisation  und  des  Civilprozesses  —  mit  Aus- 
nahme des  Betreibungs-  und  Concursverfahrens  —  dagegen 
abgesehen.  Man  konnte  sich  aber  doch  der  Einsicht  nicht 
verschliessen,  dass  der  Erfolg  der  Vereinheitlichung  des  ma- 
teriellen Rechts  gefährdet  sei,  wenn  nicht  wenigstens  eine 
einheitliche  Instanz  geschaffen  werde,  welche  die  verschiedene 
Auslegung  und  Anwendung  desselben  verhindere.  Schon 
der  Art.  64  der  B.-V.,  welcher  in  der  Hauptsache  die  Zu- 
ständigkeit der  Bundesgesetzgebung  mit  Bezug  auf  das  Pri- 
vatrecht normirt,  enthält  dajier  am  Schlüsse  die  Bestimmung  : 
„Die  Rechtsprechung  selbst  verbleibt  den  Kantonen,  mit 
Vorbehalt  der  dem  Bundesgerichte  einge- 
räumten Ko  m  p  e  t  e  n  z  e  n."  Und  in  Art.  114  der  B.-V. 
ist  gesagt,  „die  Bundesgesetzgebung  hat  die 
Befugnisse  festzustellen,  welche  dem  Bun- 
desgerichte nach  Erlassung  der  in  Art.  64 
der  B.-V.  vorgesehenen  eidgenössischen  Ge- 
setze behufs  einheitlicher  Anwendung  der- 
selben zu  übertragen  sind."  Wir  werden  weiter 
unten  sehen,  dass  die  Berufung  bloss  auf  Art.  04  zu  enge 
war  und  vom  Gesetze  aufgegeben  wurde. 
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Schon  bei  Berathung  der  Bundesverfassung  war  in  den 
eidgenössischen  Räthen  die  Frage  lebhaft  debattirt  worden, 
Welche  Stellung  dem  Bundesgerichte  mit  Bezug  auf  die  nach 
eidgenössischen  Gesetzen  zu  entscheidenden  Civilstreitigkeiten 
zu  geben  sei.  Mit  Recht  hat  man  aber  von  der  Nor- 
mierung dieser  Stellung  in  der  Bundesverfassung  selbst  ab- 
gesehen und  dieselbe  der  Gesetzgebung  überlassen.  Die 
Regelung  ist  dann  bekanntlich  in  den  Art.  29  und  30  des 
B.-Ges.  über  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege  er- 
folgt.*) Während  man  dabei  allseitig  —  und  angesichts  des 
Inhaltes  der  gegenwärtigen  B.-V.7  d.  h.  der  von  derselben 
zwischen  der  kantonalen  und  der  Bundesgesetzgebungsgewalt  ge- 
zogenen Grenzscheidung  gewiss  mit  Recht  —  darüber  einver- 
standen gewesen  zu  sein  scheint,  dass  das  Bundesgericht  nicht 
(wie  das  deutsche  Reichsoberhandelsgericht  vor  der  Unifica- 
tion   der    Gerichtsorganisation    und    Prozessgesetzgebung   in 

*)  Dieselben  lauten: 

Art.  29.  In  Rechtsstreitigkeiten,  die  von  kantonalen  Gerichten  nach 
eidgenössischen  Gesetzen  zu  entscheiden  sind  und  deren  Gegenstand  einen 
Hauptwerth  von  wenigstens  Fr.  3000  hat,  oder  seiner  Natur  nach  einer 
Schätzung  nicht  unterliegt,  ist  jeder  Partei  das  Recht  geöffnet,  bei  dem 
Bundesgerichte  die  Abänderung  des  letztinstanzlichen  kantonalen  Haupt- 
urtheils  nachzusuchen. 

Für  die  Werthbestimmung  ist  der  Betrag  massgebend,  welcher  bei  dem 
letzten  Entscheide  der  kantonalen  Gerichte  noch  streitig  war. 

Im  Einverständnisse  beider  Parteien  können  in  solchen  Rechtsstreitig- 
keiten auch  erstinstanzliche  kantonale  Haupturtheilc,  mit  Umgehung  einer 
zweiten  Instanz  in  den  Kantonen,  sofort  an  das  Bundesgericht  gezogen 
werden. 

Art  30.  Für  dieses  Rechtsmittel  besteht  eine  peremptorische  Frist 
von  20  Tagen,  von  der  Mittheilung  des  angefochtenen  Urtheils  an  gerechnet. 
Die  Prozesspartei,  welche  davon  Gebrauch  machen  will ,  hat  sich  darüber 
binnen  dieser  Frist  bei  der  kantonalen  Gerielitsstelle,  die  das  Urtheil  er- 
lassen hat,  zu  erklären.  Geschieht  dies,  so  hat  die  betreffende  Gerichts- 
stelle das  Urtheil  sammt  den  Akten  beider  Parteien  binnen  einer  Frist  von 
14  Tagen,  von  der  abgegebenen  Erklärung  an  gerechnet,  dem  Präsidenten 
des  Bundesgerichtes  einzusenden. 

Nach  Empfang  der  Akten  setzt  der  Präsident  den  Tag  fest,  an  welchem 
das  Geschäft  bei  dem  Bundesgericht  zur  Verhandlung  kommen  soll  und 
lässt  den  Parteien  davon  Kenntniss  geben. 

Die  Parteien  haben  das  Recht,  an  dem  festgesetzten  Tag  vor  dem  Bundes- 
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Deutschland)  an  die  Stelle  der  sonst  zuständigen  höchsten 
kantonalen  Gerichte  mit  derjenigen  Zuständigkeit,  welche 
nach  dem  kantonalen  Gesetze  dem  obersten  Gerichtshöfe  zu- 
komme, treten  könne,  sondern  dass  zur  Sicherstellung  der 
Einheit  des  Rechts  auf  dem  der  Bundeskompetenz  unter- 
worfenen Gebiete  ein  Rechtsmittel  geschaffen  werden  solle, 
welches  unter  einheitlich  für  die  ganze  Schweiz  zu  bestimmen- 
den Voraussetzungen  die  Anrufung  des  Bundesgerichtes  gestatte 
und  ein  einheitliches  Verfahren  vor  diesem  Gerichtshofe  festsetze, 
—  gingen  dagegen  in  den  eidgenössischen  Räthen  die  Ansichten 
über  die  dem  Bundesgerichte  einzuräumenden  Befugnisse  aus- 
einander. Dabei  unterlief  indess,  wie  später  zu  zeigen  ist,  ein 
Missverständniss,  indem  gerade  im  wesentlichsten  Punkte,  der 
Befug  niss  zur  Pest  Stellung  der  relevanten 
That sachen,  eine  Meinungsverschiedenheit  in  Wirklich- 
keit gar  nicht,  sondern  nur  scheinbar  bestand. 

Es  steht  heute  wohl  ausser  Frage,  dass  in  Folge  des  Inkraft- 
tretens des  eidgenössischen  Obligationenrechts  die  Bestimmungen 
der  Artikel  29  und  30  des  bezeichneten  Gesetzes  nicht  mehr  ge- 
nügen, sondern  einer  Revision  bedürfen.  Dagegen  besteht  keine 
Einigkeit  darüber,  worin  die  Revision  zu  bestehen  habe. 
Während  sich  die  Ansicht  geltend  macht,  dass  unter  grund- 
sätzlicher Festhaltung  des  gegenwärtigen  Rechtsmittels  nur 
der  Streitwerth,  von  dessen  Höhe  die  Zulässigkeit  desselben 
bedingt  ist,  herabzusetzen  und  für  gewisse  Proceduren,  die 
summarischen  Prozesse,  ein  besonderes  beschleunigtes  Ver- 
fahren festzusetzen  sei,  mangelt  es,  wie  die  erwähnten  Be- 
rathungen  der  Bundesversammlung  und  die  Verhandlungen 
des  schweizerischen  Juristenvereins  vom  Jahre  1882  beweisen, 

gericht  zu  erscheinen  und  das  Streitverhältniss  mündlich  vorzutragen  oder 
durch  Bevollmächtigte  vortragen  zu  lassen. 

Das  Bundesgericht  hat  seinem  Urtheile  den  von  den  kantonalen  Ge- 
richten festgestellten  Thatbestand  zu  Grunde  zu  legen.  Sollte  aber  über 
bestrittene  Thatsachen,  welche  von  entscheidendein  Einflüsse  auf  die  Urtheils- 
fällung  sind,  durch  die  kantonalen  Instanzen  ein  Beweis  überhaupt  nicht 
zugelassen  worden  sein,  so  kann  das  Bundesgericht  eine  Aktenvervollstän- 
digung durch  die  nämliche  Instanz,  welche  das  Urtheil  gefällt  hat,  anordnen 
und  hierauf  ohne  weitere  Partei  vortrage  das  Endurtheil  erlassen. 
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auch  nicht  an  Stimmen,  welche  eine  wesentliche  Aendcrung 
des  Rechtsmittels  verlangen,  sei  es  in  der  Richtung  einer  Be- 
schränkung der  Kompetenzen  des  Bundesgerichtes,  indem 
dasselbe  zum  blossen  Cassationsgerichte  gemacht  werden  soll, 
sei  es  im  Sinne  einer  Erweiterung  dieser  Kompetenzen  da- 
hin, dass  dem  Bundesgerichte  in  allen  an  dasselbe  gelangenden 
Fällen  nicht  bloss  die  Ueberprüfung  der  Rechtsfragen  son- 
dern ^uch  der  Thatfragen  überwiesen  werden  soll,  oder  end- 
lich dahin,  dass  das  Bundesgericht  theils,  für  geringfügigere 
Streitsachen,  als  Cassationshof,  theils,  für  wichtigere  Fälle, 
als  Appellationshof  zu  fungiren  habe.  Inwiefern  eine  solche 
Ergänzung  oder  Aenderung  der  Befugnisse  des  Bundes- 
gerichtes als  Oberinstanz  in  Civilsachen  wünschbar  oder 
nothwendig  und  auf  Grundlage  der  gegenwärtigen  Bundes- 
verfassung, wonach  die  Gesetzgebung  über  den*  Civilpro- 
ze8S  und  die  Gcrichtsorganisation  dem  Bunde  entzogen  und 
die  Regelung  des  Verfahrens  vor  den  kantonalen  Gerichten 
ausschliesslich  Gegenstand  der  kantonalen  Gesetzgebung 
ist,  möglich  und  durchführbar  sei,  soll  in  Nachfolgendem  zu 
erörtern  versucht  werden.  Dabei  wird  es  am  Richtigsten 
sein,  wenn  vor  Allem  das  Wesen  des  bestehenden, 
in  den  oben  erwähnten  Gesetzesbestimmungen  normirten 
Rechtsmittels  möglichst  erschöpfend  untersucht  und  festgestellt 
wird,  wozu  ausser  diesen  Gesetzesbestimmungen  selbst  die  Ent- 
stehungsgeschichte derselben  heranzuziehen  ist. 

Aus  der  letztem  dürfte  Folgendes  von  Interesse  und 
daher  hervorzuheben  sein. 

Von  der  Auffassung  ausgehend,  dass  nur  die  Wahl  bleibe 
zwischen  Zulassung  der  Appellation ,  welche  den  ganzen 
Rechtsstreit  —  That-  und  Rechtsfragen  —  vor  das  Bundes- 
gericht bringe,  und  der  Kassation  oder  Nichtigkeitsbeschwerde, 
wonach  eine  Weiterziehung  an  das  Bundesgericht  nur  wegen 
gewisser  im  Gesetze  bestimmt  bezeichneter,  beschränkter 
Nichtigkeitsgründe  statthaft  wäre,  hatte  sich  der  Entwurf 
des  Redactors  des  Gesetzes,  Dr.  J.  Blumcr,  für  die  Zu- 
lassung beider  Rechtsmittel  entschieden.  Dieser  Entwurf 
lautete  nämlich  dahin: 
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.»Rechtsstreitigkeiten,  bei  denen  es  sich  um  Anwendung  und  Auslegung 
derjenigen  Bundesgesetze  handeln  wird,  welche  kraft  Art.  38  des  Eisen- 
bahngesetzes sowie  gemäss  Art.  f>4  der  B.-V.  erlassen  werden  sollen,  sind, 
wenn  eine  Partei  sich  über  den  »Spruch  des  erstinstanzlichen  kanto- 
nalen Gerichtes  beschwert  und  der  Streitgegenstand  einen  Hauptwerth  von 
wenigstens  Fr.  2000  hat,  mit  Uebergehung  einer  allfälligen  zweiten  Instanz 
im  Kanton  auf  dem  Wege  der  Berufung  (Appellation)  oder  der  Nich- 
tigkeitsbeschwerde an  das  Bundesgericht  zu  ziehen. 

„Für  beide  Rechtsmittel  besteht  eine  peremptorische  Frist  von  30  Tagen, 
von  der  Eröffnung  des  Urtheils  an  gerechnet,  binnen  welcher  sie  mittelst 
schriftlicher  Eingabe  bei  dem  Präsidenten  des  Bundesgerichts  ergriffen 
werden  müssen. 

„Hinsichtlich  der  Beweisregeln  hat  sich  das  Bundesgericht  in  solchen 
Fällen  an  die  Prozessordnung  des  betreffenden  Kantons  zu  halten." 

Zur  Begründung  dieses  Entwurfes,  welcher  zweifellos 
noch  sehr  der  Ergänzung  bedürftig  gewesen  wäre,  führte  der 
Redactor  in  seinem  Berichte  an  das  eidgenössische  Justiz- 
departement  folgendes  an: 

„Die  Frage  ist,  ob  Urtheile  kantonaler  Gerichte,  welche  die  An- 
wendung der  zu  erlassenden  Bundesgesetze  civilrechtlichen  Inhaltes  zum 
Gegenstande  haben,  auf  dem  Wege  der  Appellation  oder  der  Kassation 
an  das  Bundesgericht  weiter  zu  ziehen  seien.  Ich  entscheide  sie  im  Sinne 
der  Appellation,  welche  allein  dem  Richter  gestattet,  den  ihm  vorliegenden 
Rechtsfall  in  seiner  Gesammtheit  (Fleisch  und  Blut,  und  nicht  bloss  als 
Cadaver)  zu  würdigen  und  zu  erörtern,  —  welche  ihn  nicht  zwingt,  ein 
Urtheil,  mit  dem  er  nicht  einverstanden  ist,  bloss  aus  dem  Grund  zu  be- 
stätigen, weil  sich  nicht  gerade  ein  im  Gesetze  aufgezählter  Kassations- 
grund auf  dasselbe  anwenden  lässt.  Würden  wir  das  Bundesgericht  bloss 
als  Kassationsbehörde  hinstellen,  so  wäre  es  kaum  zu  vermeiden,  dass 
zuerst  der  kantonale  Instanzenzug  durchgemacht  werden  müsste,  ehe  man 
an's  Bundesgericht  gelangen  könnte  :  gewähren  wir  dagegen  die  Appel- 
lation, so  können  wir  das  sehr  unvolksthümliche  Institut  einer  dritten 
Instanz  vermeiden,  indem  wir  die  Berufung  von  der  ersten  Instanz  direkt 
an's  Bundesgericht  gehen  lassen,  gleichwie  das  deutsche  Oberhandelsgericht 
an  die  Stelle  der  obersten  *)  Instanz  in  den  Einzelstaaten  getreten  ist. 
Neben  der  Appellation  soll  übrigens  eine  Nichtigkeitsbeschwerde  wegen  In- 
kompetenz oder  andern  formellen  Gebrechen  des  erstinstanzlichen  Urtheils 
nicht  ausgeschlossen  sein. 

*)  Jedoch  durchgängig  der  dritten  Instanz,  was  bekanntlich  zur 
Folge  hatte,  dass  für  eine  Anzahl  Staaten  die  Handelsgeriehtssachen  von 
der  Weiterziehung  an  das  Oberhandelsgericht  gänzlich,  oder  doch  mit  Aus- 
nahme weniger  Fälle,  ausgeschlossen  waren,  weil  die  Landesgesetz- 
gebung die  Anrufung  der  dritten  Instanz  für  dieselben  nicht  gestattete. 
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„Nach  dem  deutschen  Reichsgesetze,  durch  welches  das  Oberhandels- 
gericht in  Leipzig  eingeführt  worden  ist,  sind  für  letzteres  in  allen  Be- 
übungen die  Prozessgesetze  desjenigen  Einzelstaates  massgebend,  in  welchem 
der  Rechtsstreit  erstinstanzlich  beurtheilt  worden  ist.  Diese  Bestimmung 
mag  grundsätzlich  nicht  unrichtig  sein,  aber  in  unsern  schweizerischen 
Verhältnissen  wäre  es  mit  grossen  Unzuträglichkeiten  verbunden,*)  wenn 
sich  das  Bundesgericht  als  Appellationsbehörde  in  dem  ganzen  Verfahren 
den  kantonalen  Gesetzen  und  Hebungen  anbequemen  müsste.  Es  gibt 
z.  B.  Kantone,  in  denen  weder  irgend  eine  Instruktion  des  Prozesses  durch 
einen  einzelnen  Richter  noch  sonst  ein  schriftliches  Vorverfahren,  sondern 
lediglich  eine  mündliche  Verhandlung  vor  dem  gesammteu  Gerichte  statt- 
findet: diess  würde  doch  zu  sehr  im  Widerspruche  stehen  mit  dem  sonst 
beim  Bundesgerichte  üblichen  Verfahren.  Ich  sehe  auch  keinen  besondern 
Nachtheil  darin,  wenn  bezüglich  des  äussern  Prozessganges  das  Bundes- 
gericht sein  Gesetz  anwendet;  anders  verhält  es  sich  dagegen  allerdings, 
wenn  es  sich  im  einzelnen  Falle  um  die  Feststellung  thatsächlicher  Ver- 
hältnisse handelt,  mit  den  Beweisregeln.  Hier  wäre  es  allerdings  nicht 
zulässig,  dass  der  zweitinstanzliche  Richter  nach  ganz  andern  Gesetzen  ent- 
scheiden würde  als  der  erstinstanzliche.1* 

Der  Entwurf  dos  Rcdactors  wurde  sodann  einer  vom 
Bundesrathe  ernannten  Kommission**)  überwiesen,  von  der- 
selben aber  nicht  aeeeptirt.  Vielmehr  vereinigte  sich  diese 
Kommission  (wie  es  scheint  einstimmig  und  von  bloss  redac- 
tionellen  Verschiedenheiten  abgesehen)  auf  denjenigen  Vor- 
schlag, welcher  dann  vom  B.-Kathe  an  die  Bundesversamm- 
lung gebracht  wurde  und  folgen dermassen  lautet  : 

„Art.  2ti.  In  Rechtsstreitigkeiten  die  nach  den  Bundesgesetzen  zu  er- 
ledigen sind,  welche  gemäss  Art.  i'A  der  B.-V.  oder  kraft  Art.  38  des 
„Eisenbnhngesetees  erlassen  werden,  und  deren  Gegenstand  einen  Hauptwerth 
„von  wenigstens  Fr.  3000  hat,  ist  jeder  Partei  das  Recht  geöffnet,  hei  dem 
„Bundesgerichte  die  Abänderung  des  letztinstanzlichen  kantonalen  Haupt- 
„urtheils  nachzusuchen. 

„Für  dieses  Rechtsmittel  besteht  eine  peremptorische  Frist  von  15 
„Tagen,  binnen  welcher  die  Streitsache  mittelst  schriftlicher  Eingabe  bei 
„dem  Präsidenten  des  Bundesgerichtes  anhängig  gemacht  werden  muss. 

„Das  Bundesgericht  hat  in  solchen  Fällen  seinem 
„Urtheile  den  von  den  kantonalen  Gerichten  festge- 
stellten Thatbe stand  zu  Grunde  zu  legen." 


*)  Ganz  ebenso  war  es  in  Deutschland. 

**)  Bestehend  aus  dein  Vorsteher  des  eidgen.  Justizdepartements,  Bun- 
desrate Cérésole,  Ständeruth  Dr.  Blumer  und  den  Nationalräthen  Dubs, 
Philippin,  Scgesser,  Brunucr  und  Censi. 
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Die  Begründung  dieses  Vorschlags  rührt  wiederum  von 
Dr.  Blumer  her.  Dieselbe  ist  wörtlich  in  die  Botschaft  des 
Bundesraths  vom  23.  Mai  1874  übergegangen  und  daher 
auch  im  Bundesblatt  (Jahrgang  1874  Bd.  I  8.  1059  ff.) 
enthalten.  Bei  deren  Bedeutung  für  das  richtige  Verständniss 
des  Rechtsmittels  dürfte  ihr  Abdruck  hier  um  so  eher  am 
Platze  sein,  als  der  betreffende  Band  des  Bundesblattes  kaum 
in  Händen  aller  Leser  dieser  Zeitschrift  sich  befindet. 

Die  Begründung  lautet  folgendermassen  : 

„Die  schweizerische  Rechtseinheit,  welche  durch  Art.  Gl  der  Bundes- 
verfassung auf  einem  allerdings  nur  beschränkten  Gebiete  in  Aussicht  ge- 
nommen ist,  wird  nur  dann  von  entschiedenem  praktischem  Werthe  sein, 
wenn  für  eine  gleichförmige  Praxis  der  Gerichte  in  der  Anwendung  der  zu 
erlassenden  Bundesgesetze  eivilreehtlichen  Inhaltes  gesorgt  wird,  und  dieser 
Zweck  kann  nur  in  der  Weise  erreicht  werden,  dass  man  gegen  die  Ur- 
theile  kantonaler  Gerichte  einen  Weiterzug  an  das  Bundesgericht  öffnet. 
War  man  hierüber  bei  den  Berathungen  über  die  Bundesrevision  so  ziem- 
lich einverstanden,  so  gingen  dagegen  die  Ansichten  darüber,  ob  dieser 
Weiterzug  in  der  Form  der  Appellation  oder  der  Kassation  stattfinden  solle, 
bedeutend  auseinander.  Der  Nationalrath  hatte  im  Jahre  1872  bereits  in 
der  Bundesverfassung  selbst  den  Grundsatz  aussprechen  wollen,  dass  das 
Bundesgericht  nur  Kassationsbehörde  sein  solle  in  Civilsachen,  bei  denen 
die  Anwendung  der  zu  erlassenden  Bundesgesetze  in  Frage  kommt:  der 
Ständerath  hingegen  trat  dem  Beschlüsse  des  Nationalrathes  nicht  bei,  und 
so  entstand  der  jetzige  Art.  114  der  B.-V.,  welcher  die  Frage,  in  welcher 
Weise  der  Weiterzug  an  das  Bundesgericht  zu  organisiren  sei,  gänzlich  offen 
gelassen  hat. 

„Ein  unbeschränktes  Berufungsrecht  an's  Bundesgericht  in  der  Weise, 
dass  gegen  jedes  Urtheil  kantonaler  Gerichte,  gleichviel  ob  es  sich  dabei 
hauptsächlich  um  thatsächliche  oder  um  rechtliche  Fragen  handle,  die  Appel- 
lation ergriffen  werden  könnte,  würde  ohne  Zweifel  manche  Vortheile  dar- 
bieten. Die  Fragen  des  Tatbestandes  und  der  Rechtsanwendung  hängen 
oft  aufs  innigste  mit  einander  zusammen  und  der  oberste  Gerichtshof  kann 
im  einzelnen  Falle  nur  dann  ein  vollkommen  gerechtes  Urtheil  fallen, 
wenn  er  freie  Hand  hat  für  die  Beurtheiiung  aller  Verhältnisse,  welche 
dabei  in  Betracht  kommen.  »So  wichtig  indessen  diese  Vorzüge  einer  eigent- 
lichen Appellationsinstanz  sind,  so  würde  doch,  wollte  man  das  Bundes- 
gericht zu  einer  solchen  erheben,  die  ausserordentliche  Verschiedenheit  der 
kantonalen  Prozessgesetze  grosse,  beinahe  unüberwindliche  Schwierigkeiten 
bereiten.  Würde  die  Bundesverfassung  die  Möglichkeit  geöffnet  haben, 
eine  einheitliche  Gesetzgebung  auch  über  den  Civilprozess  aufzustellen,  so 
wäre  es  leicht  und  wohl  auch  passend  gewesen,  das  unbeschränkte  Appel- 
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lationsverfahren  einzuführen  ;  nun  aber,  da  für  die  Ermittlung  der  Thatsachen 
nichts  anders  übrig  bliebe  als  in  zweiter  Instanz  sich  an  dasjenige  kan- 
tonale Prozessgesetz  zu  halten,  welches  dem  Verfahren  vor  erster  Instanz 
als  Norm  diente,  könnte  von  einer  gleichförmigen  gerichtlichen  Praxis  doch 
nicht  in  vollem  Umfange  die  Rede  sein.  Es  würde  auch  das  Aktenmaterial, 
welches  von  den  kantonalen  Gerichten  an's  Bundesgericht  gelangen  würde, 
keineswegs  immer  ein  vollständiges,  zur  "Würdigung  der  thatsächlichen  Ver- 
hältnisse genügendes  sein,  indem  z.  B.  die  Zeugenverhöre  nicht  in  allen 
Kantonen  protokollirt  werden.  Unter  diesen  Umständen  schien  es  uns,  es 
müsse  von  einer  unbeschränkten  Appellation  abstrahirt  und  die  Aufgabe 
des  Bundesgerichts  dahin  beschränkt  werden,  dass  es,  unter  Zugrunde- 
legung des  von  den  kantonalen  Gerichten  festgestellten  Thatbestandes, 
lediglich  die  Frage  der  richtigen  Anwendung  des  Gesetzes  zu  prüfen  habe. 
Dass  es  dann  aber  in  dieser  Funktion  nicht  weiter  zu  beschränken  sei, 
und  namentlich  nicht  etwa,  wie  es  in  Frankreich  üblich  ist,  ein  unrichtig 
befundenes  Urtheil  an  eine  untere  Instanz  zurückweisen  müsse,  sondern 
es  selbst  abändern  könne,  glauben  wir  durch  die  aligemein  ge- 
haltene Fassung,  die  wir  dem  Artikel  geben,  hinlänglich  ausgedrückt  zu 
haben. 

„Eine  wichtige  Frage  ist  ferner,  ob  man  den  Weiterzug  an's  Bundes- 
gericht gestatten  wolle  schon  gegen  erstinstanzliche  oder  erst  gegen  letzt- 
instanzliche Urtheile  der  kantonalen  Gerichte.  Wählt  man  das  Letztere, 
so  schafft  man  allerdings  für  die  meisten  Kantone  eine  dritte  Instanz  ; 
allein  das  erstere  Auskunftsmittel  würde  doch  zu  sehr  in  die  Geriehtsor- 
ganisation  der  Kantone  eingreifen,  welchen  die  Reehtspr  chung  in  Art.  04 
der  B.-V.  ausdrücklich  garantirt  ist.  Allerdings  sind  daneben  die  dem  Bundes- 
gerichte einzuräumenden  Kompetenzen  vorbehalten,  aber  es  kann  diesem 
Vorbehalte  doch  nicht  wohl  die  Auslegung  gegeben  werden,  dass  das 
Bundesgericht  an  die  Stelle  der  kantonalen  Obergerichte  zu  treten  habe. 
Den  Nachtheil  einer  dritten  Instanz  können  übrigens  die  Kantone  selbst 
dadurch  beseitigen,  dass  sie  für  gewisse  Arten  von  Recht«streitigkeiten  nur 
eine  regelmässige  Instanz  aufstellen,  wie  es  z.  B.  im  Kanton  Zürich  mit 
den  Handelsstreitigkeiten  der  Fall  ist." 

Die  Bundesversammlung  räumte  dem  Ständerathe  die 
Priorität  ein  und  dieser  überwies  den  Gesetzesentwurf  einer 
Kommission,  deren  Berichterstatter  wieder  Dr.  Blumer  war. 
Aus  seinem  Berichte  ist  folgende  Stelle  hervorzuheben  : 

„Art.  26.  Die  wichtigen  Fragen,  welche  hier  in  Betracht  fallen,  ver- 
anlassten auch  im  Schoosse  ihrer  Kommission  eine  längere  Discussion,  welche 
„indessen  damit  endigte,  dass  die  Mehrheit  dem  vom  Bundesrathe  angeuomnieneu 
„System  im  Wesentlichen  beipflichtete.  Mehrfach  wurde  zwar  bedauert,  dass 
„durch  dasselbe  für  alle  wichtigen  Fälle  eine  dritte  Instanz  geschaffen  werde, 
„und  es  wurde  daher  der  Antrag  gestellt,  es  solle  der  sich  über  ein  erst- 
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„instanzliches  kantonales  Urtheil  beschwerenden  Partei  die  Alternative  ge- 
nöffnet werden,  entweder  an's  kantonale  Obergericht  oder  an  das  Bundes- 
„gerieht  zu  reknrriren,  in  der  Meinung,  dass,  wenn  sie  sich  für  das  Erstere 
„entscheide,  alsdann  der  nachherige  Weiterzug  an's  Bundesgericht  wegfalle. 
„Die  Mehrheit  der  Kommission  wollte  indessen  in  keiner  Weise  in  die  Ge- 
„richtsorgani8ation  der  Kantone,  bezw.  in  die  Kompetenz  der  Obergerichte 
„eingreifen,  und  selbst  der  Antrag,  es  sollen  wenigstens  im  Einverständ- 
„nisse  beider  Parteien  erstinstanzliche  Urtheile,  mit  Uebergehung  der 
„zweiten  kantonalen  Instanz,  sofort  an's  Bundesgericht  gezogen  werden  dürfen, 
„fand  keinen  genügenden  Anklang.  Man  war  ferner  nicht  allgemein  ein- 
„verstanden  mit  der  absoluten  Fassung  des  Schlusssatzes  von  Art  26,  und 
„es  wurde,  um  dem  Bundesgerichte  für  die  richtige  Ausmittelung  des  That- 
„bestandes  etwas  freiere  Hand  zu  geben,  vorgeschlagen  zu  sagen  :  Das 
„Bundesgericht  urtheile  auf  Grundlage  der  von  den  kantonalen  Gerichten 
„produzirten  Beweismittel,  jedoch  könne  der  Instruktionsrichter,  wenn  es 
„ihm  nothwendig  scheine,  auch  eine  Ergänzung  des  vorliegenden  Akten- 
nmaterials veranstalten.  Auch  dieser  Antrag  blieb  indessen  in  Minderheit  "■ 
Bei  der  Berathung  im  Ständerathe  wurde  das  vom 
Bundesrathe  vorgeschlagene  System  im  Wesentlichen  adop- 
tirt.  Hinzugefügt  wurden  Absatz  2  und  3  des  gegenwärt  gen 
Art.  29  des  Organisationsgesetzes  und  eine  weitere  Bestim- 
mung, welche  das  Verfahren  vor  dem  Bundesgerichte  (Münd- 
lichkeit oder  Schriftlichkeit)  beschlug  und  hier  ausser  Be- 
tracht fallen  kann.  Ferner  wurde  die  Frist  zur  Einleg ung 
des  Rechtsmittels  auf  20  Tage  festgesetzt.  Alle  andern  An- 
träge*) wurden  abgelehnt. 

*)  Diese  Anträge  gingen  im  Wesentlichen  dahin  : 

1)  Zum  1.  Alinea  des  Entwurfs. 

a)  „Der  Streitwerth  solle  wenigstens  5000  Fr.  betragen." 

b)  „Jede  Partei  solle  das  Recht  haben,  das  B.-G.  als  zweite  ur- 
theilende  Instanz  anzurufen." 

2)  Zum  3.  Alinea  des  Entwurfs. 

a)  Beifügung  folgenden  Satzes  :  „Sollte  das  Gericht,  bezw.  in  erster 
Linie  der  in  Sachen  bestellte  Instruktionsrichter,  in  entscheidender 
Richtung  thatsächliche  Lücken  zu  ergänzen  als  durchaus  nöthig 
erachten,  so  kann  dies  ausnahmsweise  geschehen.  Das  Bundes- 
gericht fällt  auch  dannzumal  ohne  Ruckweisung  das  Endurtheil." 

b)  Streichung  desselben  und  Aufnahme  folgenden  Satzes  :  „Die  neue 
Beurtheilung  geschieht  auf  Grundlage  der  von  den  kantonalen 
Gerichten  proauzirten  Beweismittel.  Soweit  daherige  Erhebungen 
noch  nothwendig  wären,  hat  solches  durch  den  Instruktionsrichter 
stattzufinden." 

3)  Zum  ganzen  Artikel: 

„Das  Bundesgericht  urtheilt  als  Cassationsbehörde  über  letzt- 
instanzliche  Urtheile   kantonaler  Gerichtsbehörden,  insoweit  als 
gegen  dieselben  wegen  Verletzung  eines,  gemäss  Art.  64  der  B.-V. 
Zeittchr.  fur  schweiserlaehet  Recht.    Neue  Folge  ITI.  11 
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Der  Nationalrath  strich  vorerst  im  ersten  Absätze 
des  Entwurfes,  —  als  nicht  erschöpfend,  —  die  Berufung  auf 
die  Artikel  64  der  B.-V.  und  Art.  38  des  Eisenbahngesetzes 
und  nahm  die  gegenwärtige  allgemeine  Passung  :  „in  Rechts- 
streitigkeiten ,  die  vor  kantonalen  Gerichten  nach  eidge- 
nössischen Gesetzen  zu  entscheiden  sind",  an.  Dabei 
war  man  indess  allseitig  darüber  einverstanden,  dass  nur  eid- 
genössische Gesetze  privatrechtlichen  Inhalts  in  Be- 
tracht kommen.  Im  Fernern  wurde ,  namentlich  mit  Rück- 
sicht auf  die  Ehestreitigkeiten  (Art.  54  der  B.-V.), 
bei  welchen  als  nicht  vermögensrechtlichen  Angelegenheiten 
eine  Schätzung  in  Geld  nicht  möglich  ist,  der  Passus  bei- 
gefügt: „oder  der  (sc.  Streitgegenstand)  seiner  Natur  nach 
einer  Schätzung  nicht  unterliegt."  Im  Uebrigen  ist  aus  den 
Verhandlungen  des  Nationalrathes  Folgendes  hervorzuheben: 
Die  Kommissions  m  ehrheit  wollte  im  ersten  Absätze 
des  Artikels  ausdrücklich  sagen ,  dass  die  Abänderung  des 
kantonalen Haupturtheils  nur  wegen  irriger  Anwen- 
dung des  Gesetzes  solle  nachgesucht  werden  können, 
—  während  die  Kommissionsminderheit  nicht  nur 
den  ersten  Absatz  so ,  wie  er  vom  Ständerathe  beschlossen 
worden,  annahm,  sondern  am  Schlüsse  des  vierten  Absatzes 
im  Sinne  der  vom  Ständerathe  verworfenen  Anträge  die  Auf- 
nahme folgenden  Zusatzes  beantragte:  „Sollte  der  Thatbe- 
„stand  unklar  oder  mangelhaft  sein,  oder  sollte  über  bestrit- 
tene Thatsachen,   welche   von    entscheidendem  Einfluss  auf 


und  Art.  38  d.  Eisenbahnges.,  erlassenen  Bundesgesetzes  Be- 
schwerde geführt  wird.  Die  Beschwerde  ist  innert  einer  Noth- 
frist  von  14  Tagen  u.  s.  w. 

„Die  Nichtigkeitsbeschwerde  findet  nur  statt  in  Streitigkeiten, 
deren  Streitwerth  wenigstens  3000  Fr.  beträgt  und  nur  insoweit, 
als  die  Verletzung  eines  der  genannten  Bundesgesetze  von  wesent- 
lichem Einfluss  auf  den  Hauptentscheid  war. 

»Wird  die  Beschwerde  begründet  erfunden,  so  wird  die  Kas- 
sation des  rekurrirten  Urtheils  erkannt.  Das  Bundesgericht  er- 
lässt  alsdann  auch  das  Endnrtheil.  Zu  diesem  Zwecke  werden 
die  Parteien  zu  einer  mündlichen  Schlussverhandlung  eingeladen, 
insofern  von  ihnen  auf  eine  solche  nicht  verzichtet  wird." 
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.„die  Urtheilsfällung  sind,  ein  Beweis  überhaupt  nicht  auf- 
genommen worden  sein,  so  kann  das  Bundesgericht  eine 
„Aktenvervollständigung  durch  einen  Instructionsrichter  aus 
„seiner  Mitte  vornehmen  lassen  und  hat  hierauf  ohne  wei- 
tere Parteiverträge  das  Endurtheil  zu  erlassen."  Zur  Be- 
gründung der  beidseitigen  Anträge  wurde  nach  den  Protokollen 
des  Nationalrathes  im  Wesentlichen  Folgendes  geltend  ge- 
macht: „die  Kommissions-Mehrheit  hob  hervor,  dass  sie 
nur  in  der  Rédaction,  keineswegs  dem  Sinne  nach  von  dem  Vor- 
schlage des  Bundesrathes  abweiche.  Sie  wolle  bestimmt  eine 
Kassationsinstanz;  das  Bundesgericht  solle  nicht 
untersuchen,  ob  die  Thatfragen  richtig  beurtheilt  seien;  son- 
dern nur,  ob  die  Gesetze  eine  richtige  Anwendung  und  Aus- 
legung gefunden,  um  in  solcher  Weise  eine  einheitliche  Durch- 
führung der  Bundesgesetzgebung  zu  sichern.  Die  Beurthei- 
lung  der  Thatfragen  solle  auch  fernerhin  ausschliesslich  den 
kantonalen  Gerichten  zukommen.  Die  Kommission  s- 
Minderheit  bemerkte  :  Ein  dermassen  beschränktes  Rechts- 
mittel, wie  die  Mehrheit  vorschlage,  komme  nirgends  vor 
und  werde  auch  von  der  Rechtswissenschaft  zurückgewiesen  ; 
dasselbe  entspreche  weder  den  Anforderungen  eines  geläuterten 
Prozesses  noch  den  Bedürfnissen  der  Bevölkerung.  Der  von 
der  Minderheit  vorgeschlagene  Weg  habe  den  Vorzug,  dass 
auf  demselben  nicht  bloss  das  formelle,  sondern  auch  das 
materielle  Recht  gesucht  werden  könne.  Unter  Kassations- 
instanz verstehe  man  die  Möglichkeit,  ein  Urtheil  abzuändern, 
wenn  dasselbe  eine  offenbare  Gesetzesverletzung  enthalte, 
.aber  auch  die  Möglichkeit  einer  Urtheilsänderung,  wenn  darin 
eine  Verletzung  des  Verfahrens  liege.  Nach  dem  Vorschlage 
der  Mehrheit  sei  aber  das  Verfahren  nicht  in  Betracht  ge- 
bogen. Wenn  aber  das  Bundesgericht  in  Beziehung  auf  das 
Verfahren  nicht  entscheiden  könne,  so  müsse  sich  entweder 
Missstimmung  gegen  das  Gesetz  erzeugen,  oder  das  Bundes- 
gericht werde  sich  gezwungen  sehen ,  die  ihm  gezogene 
Schranke  selbst  zu  durchbrechen.  Das  Bundesgericht  dürfe 
nicht  der  Diener  von  25  Prozessordnungen  sein,  welche  zum 
guten  Theile  den  Forderungen  einer  geläuterten  Rechtspflege 
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nicht  zu  entsprechen  vermögen.  Als  Ausweg  aus  diesem 
Irrwege  wolle  der  Minderheitsvorschlag  die  Möglichkeit  geben, 
da,  wo  durch  das  Verfahren  ein  materielles  Unrecht  einge- 
treten sei,  dieses  Verfahren  zwar  nicht  aufzuheben,  aber  in 
passender  Weise  zu  ergänzen.  Dadurch  werde  das  Bundes- 
gericht nicht  zu  einer  reinen  Appellationsinstanz  erhoben. 
Der  Thatbestand,  wie  er  von  dem  kantonalen  Grerichte  fest- 
gestellt worden  sei,  solle  auch  ferner  die  Regel  bilden.  Da- 
gegen solle  ausnahmsweise  das  Bundesgericht  das 
Recht  erhalten,  Beweise  beizubringen,  welche  auf 
den  Proze8S  einzuwirken  vermögen,  die  aber  von  dem  untern 
Grerichte  nicht  erhoben  worden  seien.  Ebenso  erhalte  es 
die  Befugniss,  den  Thatbestand  nach  Bedürfniss  zu  klären, 
und  Niemand  werde  das  Bundesgericht  verpflichten  wollen, 
auf  nicht  liquide  Thatsachen  hin  ein  Urtheil  abzugeben. 
Man  sei  es  dem  Bürger  schuldig,  die  richtige  Anwendung 
des  eidgenössischen  Gesetzes  zu  sichern  und  die  Möglich- 
keit zu  beseitigen,  dass  dieses  Recht  durch  das  Verfahren 
in  den  untern  Instanzen  wieder  illusorisch  werde.  Man 
habe  aber  auch  die  Pflicht,  die  Entwickelung  des  eidge- 
nössischen Rechtes  zu  fördern,  was  vorzugsweise  dadurch  ge- 
schehe, dass  das  Bundesgericht  mit  Attributen  ausgestattet 
werde,  welche  die  Kantone  veranlassen  können,  von  ihren 
eigenen  oberen  Instanzen  abzusehen  und  sich  nach  und  nach 
dem  Bundesgerichte  anzuschliessen,  das,  wenn  man  in  Be- 
ziehung auf  die  Grerichtsorganisation  unbedingt  freie  Hand 
hätte,  als  die  obere  Instanz  für  die  Kantone  hingestellt 
werden  sollte." 

Das  Resultat  der  Discussion  war,  dass  sowohl  der  An- 
trag der  Kommissionsmehrheit  als  derjenige  der 
Minderheit  abgelehnt,  dagegen  die  Aufnahme  des. 
folgenden  Zusatzes  am  Ende  des  vierten  Absatzes  —  jetziger 
Art.  30  lemma  4  —  mit  55  gegen  54  Stimmen,  welche 
letztere  dem  Beschlüsse  des  Ständerathes  beipflichteten,  be- 
schlossen wurde  :  „Sollte  über  bestrittene  Thatsachen,  welche 
„von  entscheidendem  Einflüsse  auf  die  Urtheilsfällung  sind,, 
„durch  die  kantonalen  Instanzen  ein  Beweis  überhaupt  nicht 
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-„zugelassen  worden  sein,  so  soll*)  das  Bundesgericht  eine 
„  Akten  Vervollständigung  durch  die  nämliche  Instanz,  welche 
„das  Urtheil  gefällt  hat,  anordnen  und  hierauf  ohne  weitere 
„Parteiverträge  das  Endurtheil  erlassen." 

Dieser  Beschluss  erhielt  in  der  Folge  auch  die  Zustimmung 
des  Ständerathes.  Die  Anträge,  welche  sich  auf  Form  und 
Frist  der  Einlegung  des  Rechtsmittels  und  den  Gang  des 
Verfahrens  vor  dem  Bundesgerichte  bezogen,  können,  weil 
fur  das  Wesen  des  Rechtsmittels  unerheblich,  hier  übergangen 
werden  und  mag  nur  noch  bemerkt  werden,  dass  im  National- 
rathe  der  Antrag,  den  Streitwerth  auf  Fr.  5000  festzusetzen, 
eine  starke  Minderheit  (47  gegen  61  Stimmen)  auf  sich  ver- 
einigte, während  der  Antrag  auf  Heruntersetzung  desselben 
auf  Fr.  2000  nur  23  Stimmen  machte. 

II.    Construction  des  Rechtsmittels. 

Wenden  wir  uns  nun,  nachdem  in  Vorstehendem  die 
Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes,  soweit  sie  für  das  Ver- 
ständniss  des  letztern  erheblich  schien,  gegeben  worden  ist, 
zu  der  Interpretation  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen, so  besteht  vorerst  darüber  kein  Zweifel,  dass 
die  „Weiterziehung  ans  Bundesgericht"  **)  ein  ordentliches 
Rechtsmittel  ist,  welches  den  Rechtsstreit  an  .dieses  Gericht 
devolvirt  und  die  Rechtskraft  des  kantonalen  Urtheils  bis  zum 
Erlass  des  bundesgerichtlichen  Erkenntnisses  suspendirt,  so- 
fern nicht  diejenige  Partei,  welche  von  dem  Rechtsmittel 
Gebrauch  macht,  dasselbe  in  ihrer  dem  Gerichte  eingegebenen 
Erklärung  ausdrücklich  nur  auf  einen  Theil  der  kantonalen 
Entscheidung  beschränkt.  Liegt  eine  solche  ausdrückliche, 
einen  Verzicht  auf  die  Anfechtung  des  übrigen  Theiles  ent- 
haltende, Beschränkung  vor,  so  dürfte  das  kantonale  Urtheil 
mit  Bezug  aul  die  nicht  angefochtenen  Theile  gegenüber  der 


*)  Warum  das  ganz  richtige  „soll"  in  der  definitiven  Rédaction  des 
Gesetzes  in  das  unrichtige  „kann"  umgewandelt  wurde,  ist  unerfindlich. 

**)  So  wird  der  Kürze  wegen  das  Rechtsmittel  in  diesem  Aufsatze  be- 
zeichnet werden. 
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betreffenden  Partei  rechtskräftig  und  vollstreckbar  werden. 
Denn  wenn  diess  auch  im  Gesetze  nicht  ausdrücklich  gesagt 
ist,  so  folgt  es  wohl  aus  dem  allgemeinen  prozessualischen 
Grundsätze,  dass  jedes  der  Weiterziehung  fähige  Urtheil  in 
Rechtskraft  erwächst,  soweit  auf  die  Anfechtung  desselben 
von  der  beschwerten  Partei  in  rechtsverbindlicher  Form  Ver- 
zicht geleistet  wird  ;  letzteres  ist  aber  unzweifelhaft  der  Fall, 
wenn  die  Verzichtserklärung  gegenüber  dem  Gerichte  erklärt 
wird.*)  Indess  dürfte  es  nicht  unzweckmässig  sein,  wenn  bei  der 
Revision  des  Gesetzes  eine  bezügliche  Bestimmung  aufge- 
nommen würde. 

1.  Was  die  Bedingungen  der  Zulässigkeit 
der  Weiterziehung  einer  Rechtsstreitigkeit  an  das  Bundes- 
gericht angeht,  so  sind  dieselben  folgende  :.**) 

a.  die  Weiterziehung  an  das  Bundesgericht  findet  nur 
statt  gegen  kantonale  Haupturtheilc,  dagegen 
ist  es  nicht  absolut  erforderlich,  dass  das  kantonale 
Urtheil  ein  letztinstanzliches  sei; 

b.  der  Streitgegenstand  muss  eine  b  e  s  t  inxm  t  e  H  ö  h  e- 
haben  oder  seiner  Natur  nach  einer  Schätzung  nicht 
unterliegen,  und 

c.  die  Streitigkeit  muss  nach  eidgenössischen. 
Gesetzen  zu  entscheiden  sein. 

Ad a.     Als  Haupturtheilist  offenbar  dasjenige  Ur- 
theil zu  betrachten,    in  welchem  über  die  Hauptsache,  d.  h. 
den  eingeklagten  Anspruch  entschieden  und  der  Rechtsstreit 
erledigt    wird,f)    im    Gegensatz   zu  den*  Z.wi  8  che  n-    und 


*)  Vgl.  Renau d^ Lehrbuch  des  gem.  deutsch.  Civilprozesses  (1.  Aufl.)- 
8.  424  bei  Anm.  11. 

**)  Das  Vorhandensein  derselben  ist  von*  Amteswegen  zu  prüfen;  da- 
gegen findet  eine  Vorprüfung  durch  die  kantonalen  Gerichte  nicht  statt 
Vgl.  z.  B.  Amtl.  Samml.  <L  b.-g.  Entschdg.  Bd.  II.  S.  510  f.,  S.  159  ff.; 
VIII.  8.  777  ff.  S.  318  Erw.  3.  u.  Bd.  V.  S.  261  f. 

t)  Vgl.  Amtl.  Samml.  d.  b.-g.  Entschdg.  Bd.  V.  S.  261  f.  Die  Ab- 
weisung einer  Klage  oder  die  Verwerfung  einer  Appellation  aus  prozessua- 
lischen Gründen,  wegen  mangelnder  Prozessvoraussetzungen  (prozesshindern- 
der  Einreden)  oder  mangelnder  Appellationsbedingungem  fällt  nicht  darunter. . 
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Yorurtheilen,  welche  entweder  die  Beweissätze  und 
Beweislast  regeln  (Beweisurtheil),  oder  einen  Zwischenstreit 
über  einen  prozessualischen  Streitpunkt  erledigen  oder  end- 
lich über  ein  einzelnes  selbständiges  Angriffs-  oder  Verthei- 
lung8inittel  entscheiden,  ohne  dass  durch  die  Entscheidung 
der  geltend  gemachte  Anspruch  ganz  oder  theilweise  be- 
troffen, gutgeheissen  oder  aberkannt  wird.  Es  ist,  was  die 
Beweisurtheile  (Beweisinteriocute)  betrifft,  bekannt, 
dass  nicht  alle  Civilprozessgesetze  ein  solches,  d.  h.  eine 
Beweisv^rfügung  zulassen,  welche  für  das  spätere  Verfahren 
bindende  Kraft  hat  und  selbständig  der  Anfechtung  durch 
Rechtsmittel,  Apellation  u.  s.  w.,  unterliegt,  sondern  dass  mit 
Bezug  auf  den  Gang  des  Verfahrens  die  kantonalen  Prozess- 
gesetze sehr  auseinandergehen.  Während  es  solche  gibt, 
welche  das  Beweisverfahren  einem  besondern  Abschnitte  vor- 
behalten, welcher  entweder  durch  ein  den  Richter  bindendes 
und  appellables  Beweisurtheil  oder  durch  ein  bindendes  oder 
nicht  bindendes,  jedoch  nicht  sofort,  sondern  erst  mit  dem 
Endurtheil  anfechtbares  Beweisdecret  eröffnet  wird,  verlangen 
andere  Gesetze,  dass  die  Beweise  gleichzeitig  mit  den  that- 
sächlichen  Behauptungen  angeboten  werden,  so  dass  weder 
eine  Beweis  auflag  e  noch  eine  Aufforderung  zur  Beweisan- 
tretung stattfindet  (System  der  Beweisverbindung)  ;  ja  es  gibt 
sogar  kantonale  Civilprozessgesetze,  welche  den  Richter  zur 
Abnahme  aller  von  den  Parteien  angebotenen  Beweise,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Erheblichkeit  der  streitigen,  zum  Beweise 
verstellten  Thatsache,  verpflichten.  Unter  solchen  Umständen 
ist  klar,  dass  Einheit  in  den  Voraussetzungen  der  Zulässig- 
keit  des  Rechtsmittels  nur  in  der  Weise  erzielt  werden  konnte, 
dass  die  Anfechtung  von  Beweisbescheiden  nur  im  Zusammen- 
hang mit  der  Anfechtung  der  Entscheidung  in  der  Hauptsache  ' 
zugelassen  wurde.  Uebrigens  müsste  natürlich,  wenn  man 
die  selbständige  Weiterziehung  der  Beweisurtheile  an  das 
Bundesgericht  zulassen  wollte,  das  Erforderniss  einer  be- 
stimmten Höhe  des  Streitwerthes  anders  normirt  werden,  als 
es  im  Gesetze  geschehen  ist,  indem  sonst  der  Fall  eintreten 
könnte,  dass  wohl  das  Zwischenurtheil,  nicht  aber  das  Haupt- 
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urtheil  an's  Bundesgericht  gezogen  werden  könnte.  Denn 
während  beim  Beweis-  oder  Zwischenurtheil  in  der  Regel  vor  den 
beiden  kantonalen  Instanzen  als  Streitgegenstand  einfach  der 
eingeklagte  Anspruch  erscheint,  ist  diess  bei  der 
Appellation  gegen  das  Haupturtheil  nicht  nothwendig 
der  Fall,  sondern  kann  der  Streit-  resp.  Beschwerdegegenstand 
in  der  Appellationsinstanz  erheblich  unter  dem  Werthe  des 
eingeklagten  Anspruches  stehen,  z.  B.  wenn  sich  eine  Partei 
bei  den;  die  Klage  nur  theilweise  gutheissenden  erstinstanz- 
lichen TJrtheile  beruhigt.  Nach  dem  citirten  Bundesgesetze  ist 
aber  fur  die  Weiterziehung  an  das  Bundesgericht  derjenige 
Betrag  massgebend,  welcher  bei  dem  letzten  Entscheide 
der  kantonalen  Gerichte  noch  streitig  war. 

Das  Gesagte  gilt  auch  bezüglich  der  Vorurtheile,  wie 
solche  z.  B.  das  zürcherische  Prozessrecht  (§  444  des  Ges. 
betr.  die  zürch.  Rechtspflege)  ausnahmsweise  zulässt.*) 
Speiser**)  hat  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  bei 
Prozessen,  wo  eidgenössisches  und  kantonales  Recht  gemein- 
sam zur  Anwendung  kommen,  die  Abgrenzung  der  Kom- 
petenz des  Bundesgerichts  oft  am  Besten  dadurch  gewonnen 
werden  könnte,  dass  die  nach  eidgenössischem  Recht  zu  ent- 
scheidenden Streitpunkte  zum  Gegenstande  eines  Vorurtheils 


*)  Vgl.  Urthl.  d.  B.-G.  vom  6.  Nov.  1880  in  S.  d.  Ehlte  Kurr.  Der 
angeführte  §  des  Ges.  betr.  die  zürch.  Rechtspflege  lautet:  „lieber  alle  der 
Klage  entgegengestellten  Einreden  soll  in  der  Regel  in  Einem  TJrtheile 
entschieden  werden. 

„Ausnahmsweise  ist  es  gestattet,  eine  einzelne  oder  mehrere  Einreden 
zum  Gegenstand  eines  besondern  Vorurtheils  zu  machen,  wenn  dieselben 
für  das  Eintreten  auf  die  andere  entscheidend  sind  und  auf  diesem  Wege 
bedeutender  Aufwand  an  Zeit  und  Kosten  erspart  werden  kann. 

„Vorurtheile  sind  hinsichtlich  der  zu  ergreifenden  Rechtsmittel  wie 
Endurtheile  zu  behandeln. tf 

Ermöglicht  eine  einzelne  Einrede  die  Abweisung  der  Klage  und 
damit  die  definitive  Entscheidung  des  Rechtsstreits,  so  ist  ohne 
Weiteres  das  Endurtheil  zu  erlassen  und  liegt  dann,  wenn  die  Klage  ge- 
stützt auf  eine  solche  einzelne  Einrede,  z.  B.  diejenige  der  Verjährung,  zu- 
rückgewiesen wird,  das  Haupt-  oder  Endurtheil  vor.  Amt  Samml. 
d.  b.-g.  Entschd.  Bd.  VI.  S.  541  ff.,  bes.  S.  543  Ew.  1. 

**)  In  seinem  Referate  an  die  Schweiz.  Juristen versamml.  v.  19.  Sept.  1882. 
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gemacht  würden,  und  daran  den  Vorschlag  geknüpft,  dass 
in  solchem  Falle  die  selbständige  Weiterziehung  der  Vorur- 
theile  an's  Bundesgericht  gestattet  werden  sollte.  Dieser 
Vorschlag  hat  zweifellos  viel  für  sich.  Ja  es  liesse  sich  so- 
gar fragen,  ob  unter  der  bezeichneten  Voraussetzung  die  so- 
fortige selbständige  Anfechtung  solcher  Vorurtheile  beim 
Bundesgericht  nicht  schon  auf  Grundlage  des  gegenwärtigen  (xe- 
setzes  zugelassen  werden  könnte  und  sollte.  Der  Gesetz- 
geber hat  offenbar  bei  Erlassung  des  Gesetzes  an  die  Fälle, 
wo  eidgenössisches  und  kantonales  Eecht  nebeneinander  zur 
Anwendung  kommen,  nicht  gedacht  und  dürfte  daher  m.  E. 
der  Wortlaut  des  Art.  29  fur  den  Eichter  kaum  ein  Hinder- 
niss  sein,  jetzt  schon  im  Sinne  des  Speiser  'sehen  Vor- 
schlages zu  verfahren.  Denn,  wie  weiter  unten*)  noch  zu 
erörtern  ist,  kann  ja  in  Fällen  der  gemeinsamen  Anwendbar- 
keit von  kantonalem  und  eidgenössischem  Recht  überhaupt 
jener  Gesetzesbestimmung  nicht  wörtlich  nachgelebt  werden. 

Dass  Contumazurtheile'  als  Haupturtheile  im 
Sinne  des  citierten  Gesetzes  zu  betrachten  sind,  kann  mit 
Grund  nicht  bezweifelt  werden.**)  Dagegen  werden  dieselben, 
wie  später  zu  zeigen  ist,  nur  ganz  ausnahmsweise  beim  Bun- 
desgerichte mit  Erfolg  angefochten  werden  können.***) 

In  allerneuster  Zeit  hat  das  Bundesgericht  in  seinem 
Urtheile  vom  2.  November  1883  in  Sachen  Oppliger  contra 
Frank  u.  Söhne  auch  die  Weiterziehung  der  vom  Strafrichter 
im  Adhäsionsprozesse  über  den  Civilpunkt  gegebenen 
Entscheidung  zugelassen,  wodurch  die  gewiss  nicht  im  In- 
teresse der  öffentlichen  Rechtsordnung  liegende  Möglichkeit 
gegeben  ist,  dass  die  Entscheidung  über  die  strafrechtlichen 
und  diejenige  über  die  civilrechtlichen  Folgen  derselben 
Handlung  in  demselben  Verfahren  in  verschiedenem  Sinne 
erfolgt,    also    strafrechtlich  eine  Verurtheilung,  civilrechtlich 


*)  S.  unten  II  ad.  c 

**)  Vgl.  Urthl.  d.  B.-G.  v.  18.  Sept.  1880  in  S.  der  Ehlte  Martin,  amtl. 
Samml.  d.  b.-g.  Entschd.  Bd.  VI.  S.  459. 
***)  Vgl.  nnten  Ziff.  IL  4  a.  E. 
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dagegen  eine  Freisprechung  stattfindet*),  auch  wenn  die- 
Voraussetzungen  des  civilrechtlichen  Anspruches  und  der  Be- 
strafung völlig  zusammenfallen.  Der  Gesetzgeber  dürfte  es  wohl 
bei  der  Revision  des  Organisationsgesetzes  angemessen  erachten, 
diesen  Punkt  durch  eine  Bestimmung  ausdrücklich  zu  regeln, 
am  Besten  vielleicht  in  der  Weise,  dass  zur  Anfechtung  der 
Civil-  und  der  Strafentscheidung  —  soweit  nämlich  auch 
letztere  nach  eidgenössischen  Gesetzen  (Marken- 
schutzgesetz,   Gesetz  über  das  Urheberrecht)  zu  erlassen  ist 

—  gemäss  Art.  114  der  B.-V.  ein  einheitlichesRechts- 
mittel  geschaffen  wird.  Soweit  dagegen  für  das  Strafer- 
kenntni88  das  kantonale  Gesetz  massgebend  ist,  sollte  die 
selbständige  Weiterziehung  der  im  Adhäsionsprozesse  erfolgten 
Entscheidung  über  den  Ci vilpunkt  jedenfalls  nicht  unbeschränkt 
zugelassen,  sondern  dafür  gesorgt  werden,  dass  die  oben  be- 
zeichnete Möglichkeit  einer  verschiedenen  Beurtheilung  des  Straf- 

*)  Allerdings  hat  das  Bundesgericht  in  einem  acht  Tage  früher  in  Sachen 
Schärer  &  Cie.  contra  Fritschi  und  Wodtli  (mit  geringerer  Stimmenmehrheit) 
erlassenen  Entscheide  gegen  das  kantonale  Strafurtheil,  soweit  das- 
selbe auf  der  Anwendung  bundesgesetzlicher  Strafbestimmungen  beruht,  den 
staatsrechtlichen  Rekurs  als  zulässig  erklärt  und  bei  dem  Verhält- 
nisse, in  welchem  im  Adhäsionsprozesse  die  Geltendmachung  des  Civilan- 
spruchs  zur  Strafsache  steht,  sollte  man  glauben,  dass  im  Falle  der  Auf- 
hebung des  Straferkenntnisses  als  der  Hauptsache  dann  ohne 
Weiteres  auch  die  Entscheidung  über  den  Civilpunkt  dahin  fallen  würder 
sofern  der  Verurtheilte  sich  derselben  nicht  freiwillig  unterzieht  Diess 
schreiben  auch  die  in  dem  bundesgerichtlichen  Entscheide  in  Sachen  Oppliger 
angezogenen  Bestimmungen  der  Freiburger  Strafprozessordnung  ausdrück- 
lich vor.  Im  Falle  Oppliger  contra  Frank  ist  jedoch  die  gegenteilige  Ansicht, 

—  dass  nämlich  nur  die  Aufhebung  der  den  Strafpunkt  beschlagenden 
Dispositive  mittels  àes  staatsrechtlichen  Rekurses  erwirkt  werden  könne,  die 
Entscheidung  über  den  Civilpunkt  dagegen  einzig  mittelst  des  civil- 
prozessualischen  Rechtsmittels  der  Weiterziehung  der  Anfechtung 
unterliege  —  zur  Geltung  gelangt,  was  namentlich  für  diejenigen  Fälle  sehr 
bedenklich  ist,  wo  der  Civilpunkt  wegen  ungenügenden  Streitwerthes  nicht 
selbständig  nach  Art  29  und  30  leg.  cit  an's  Bundesgericht  gezogen  werden  kann. 
Es  ist  jedoch  zu  hoffen,  dass  das  Bundesgericht  in  einem  solchen  Falle  von 
seiner  Ansicht  zurückkommen  werde.  Dass  im  Strafprozesse  die  S  t  r  a  f- 
sache,  nicht  der  Civilanspruch,  die  Haupt  s  ache  ist,  sollte  nicht  bezweifelt 
werden. 
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und  Civilpunktes,  insbesondere  im  Fall  einer  strafrechtlichen 
Verurtheilung  des  Angeschuldigten,  nicht  eintreten  kann. 

Dartiber,  ob  auch  die  im  summarischen  Ver- 
fahren (Schuldbetreibungsverfahren  zur  Er- 
ledigung liquider  Ansprachen  ;  Befehlsverfahren  oder 
Besitzprozess  zur  Regulirung  des  Besitzes,  sei  es  zum 
Schutze,  sei  es  —  bei  völliger  Liquidität  der  thatsäch- 
lichen  Verhältnisse  und  völliger  Klarheit  der  anwendbaren 
Rechtsgrundsätze  —  zur  Abänderung  bestehender  Ver- 
hältnisse) in  denjenigen  Kantonen,  welche  ein  solches  Ver- 
fahren kennen^  erlassenen  Verfugungen  und  Bescheide  als 
Haupturtheile  im  Sinne  des  Art.  29  des  Organisationsgesetzes 
zu  betrachten  seien,  hat  das  Bundesgericht  sich  auszusprechen 
bis  jetzt  keine  Veranlassung  gehabt.  Greht  man  davon  aus 
—  und  diess  erscheint  sowohl  nach  der  Entstehungsgeschichte 
als  nach  dem  Inhalte  der  gesetzlichen  Bestimmungen  (Art.  29 
und  30  leg.  cit.)  wie  überhaupt  nach  der  ganzen  Construction 
des  Rechtsmittels  in.  E.  als  das  Richtige  —  dass  unter  Haupt- 
urtheilen  nur  die  der  Rechtskraft  fähigen  nach  einläss- 
lichem  contradictorischem  Verfahren  erlassenen  Erkenntnisse 
zu  verstehen  seien,  so  fallen  wenigstens  nach  zürcherischem 
Rechte  jene  Bescheide  (Verfugungen,  Rekursalbescheide) 
nicht  darunter.  Denn  wenn  denselben  auch  eine  gewisse 
formelle  Rechtskraft  insofern  zukommt,  als  sie  vollstreckbar 
sind  und  ihre  Vollstreckbarkeit  weder  durch  Einlegung  eines 
ordentlichen  Rechtsmittels  noch  durch  Anhebung  der  Klage 
auf  dem  ordentlichen  Civilprozesswege  gehemmt  werden  kann, 
so  ermangeln  sie  doch  der  i  n  n  e  r  n  oder  materiellen 
Rechtskraft  und  kann  daher  die  Einrede  der  abgeurtheilten 
Sache  nicht  aus  denselben  hergeleitet  werden.*) 

Es  wird  sich  weiter  unten  Anlass  bieten,  diesen  Punkt, 
namentlich  bezüglich  dessen  Regulirung  für  die  Zukunft,, 
einlässlicher  zu  besprechen. 

*)  Vergi.  U  lim  er,  Kommentar  zum  zürch.  priv.  Gesetzb.,  Supple- 
mentband Nr.  3241,  und  Sträuli,*  Kommentar  zum  Gesetz  betr.  die 
zürch.  Rechtspflege  S.  344  Amn.  1  zu  §  714,  und  S.  349  Anm.  2  ff. 
zu  §  723. 
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Dass  das  kantonale  Urtheil  nicht  nothwendig  ein  letzt- 
in  stanzlich  e  s  sein  muss,  um  der  Weiterziehung  an  das  Bun- 
desgericht zu  unterliegen,  geht  aus  Art.  29  Abs.  2  hervor,  wo- 
nach im  Einverständnisse  beider  Parteien  auch  erstinstanz- 
liche Urtheile  sofort  an  das  Bundesgericht  gezogen  werden  kön- 
nen. Doch  kommt  ein  solches  Einverständniss  begreiflich  nicht 
häufig  vor  und  mag  hier  nur  bemerkt  werden,  dass  selbst- 
verständlich die  Befugnisse  des  Bundesgerichtes  durchaus  die 
gleichen  sind,  ob  die  Parteien  von  dem  Rechte  der  Um- 
gehung der  zweiten  kantonalen  Instanz  Gebrauch  machen 
oder  nicht;  in  beiden  Fällen  kommt  Artikel  30  zur  An- 
wendung*). Als  letzte  kantonale  Instanz,  deren  Urtheil 
beim  Vorhandensein  der  übrigen  Voraussetzungen  einseitig 
von  einer  Partei  an  das  Bundesgericht  gezogen  werden  kann, 
ist  diejenige  anzusehen,  über  welcher  kein  oberer  kantonaler 
Richter  steht,  bei  welchem  deren  Erkenntnisse  mittelst  eines 
ordentlichen  mit  Suspensiveffect  versehe- 
nen Rechtsmittels  angefochten  werden  können.  Diese 
Gerichte  sind  durchgehends  die  kantonalen  Gerichte  zwei- 
ter Instanz  (Obergerichte,  Kantonsgerichte,  Appellations- 
gerichte). Doch  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  in 
denjenigen  Kantonen,  welche  gegen  obergerichtliche  Urtheile 
das  ausserordentliche,  den  Eintritt  der  Rechtskraft  nicht  hin- 
dernde, Rechtsmittel  der  Kassations-  oder  Nichtigkeits- 
beschwerde bei  einem  über  dem  Gerichte  zweiter  Instanz 
stehenden  besonderen  Kassationsgerichte  zulassen ,  vorerst 
wenigstens  bezüglich  derjenigen  Mängel  des  kantonalen 
Haupturtheils,  welche  nur  mittelst  dieses  kantonalen,  da- 
gegen nicht  mit  dem  eidgenössischen  Rechtsmittel  geheilt 
werden  können,  den  Weg  der  Kassationsbeschwerde  be- 
schreiten und  erst  nachher  an  das  Bundesgericht  gelangen**). 


*)  M  ei  li,  der  Civil-  und  Strafprozess  des  Bundes  und  des  Kantons 
Zürich,  Bd.  I  S.  279  wird  wohl  mit  der  Stelle  :  „Bei  Ausübung  des  jus 
saltandi  ist  das  Bundesgericht  Appellationsgericht",  nichts  Gegenteiliges 
behaupten  wollen. 

**)  Vergi.  Entschd.  d.  B.-G.  v.  23.  Oct.  1880  in  Sachen  Suter  contra 
.Spinnerei  a.  d.  Lorze,  Amtl.  Samml.  d.  b.-g.  Entschd.  Bd.  VI  S.  632  ff. 
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Hierüber  weiter  unten,   bei  Besprechung  des  Art.  30  lemma 
4,  das  Nähere  (siehe  u.  Ziff.  II,  4  und  III). 

Adb.  Das  Erforderniss  einer  bestimmten  Höhe  des 
Streitwerthes  kann  sich  natürlich  nur  auf  ver- 
mögensrechtliche Ansprüche  beziehen ,  indem  nur 
diese,  sofern  sie  nicht  schon  in  einer  Geldforderung  bestehen,, 
in  Geld  schätzbar  sind.  Es  war  demnach,  sofern  die  nach 
eidgenössischen  Gesetzen  *)  zu  entscheidenden  nicht  ver- 
mögensrechtlichen Streitigkeiten  nicht  der  Zuständigkeit  des 
Bundesgerichtes  ganz  entzogen  werden  sollten,  die  Aufnahme 
des  oben  bezeichneten  vom  Nationalrathe  beschlossenen  Zu- 
satzes nothwendig.  Soweit  es  sich  um  vermögensrechtliche 
Ansprüche  handelt,  kommt  es  für  die  Anfechtbarkeit  de»  kan- 
tonalen Urtheils  beim  Bundesgericht  weder  auf  den  Streitgegen- 
stand noch  auf  denjenigen  Betrag  an,  um  welchen  die  da» 
kantonale  Urtheil  weiterziehende  Partei  sich  durch  das  letzt- 
instanzliche Urtheil  verkürzt  glaubt  (summa  gravaminis,  Be- 
schwerdegegenstand), sondern  massgebend  ist  derjenige  Ver- 
mögenswerth,  welcher  in  der  letzten  kantonalen  In- 
stanz (vor  Obergericht,  Kantonsgericht)  noch  streitig 
war.  Indessen  besteht  hier  insofern  eine  Inkongruenz,  ais- 
in dem  Falle,  wo  die  Parteien  von  dem  Hechte  der  Um- 
gehung der  zweiten  kantonalen  Instanz  Gebrauch  machen, 
die  Möglichkeit  vorhanden  ist,  dass  Streitigkeiten  an's  Bun- 
desgericht gebracht  werden  können,  welche  bei  Durchlaufung 
der  zweiten  kantonalen  Instanz  dessen  Zuständigkeit  ent- 
zogen wären.  Zur  Erläuterung  mag  folgendes  Beispiel  dienen. 
Es  klagt  Jemand  eine  Forderung  von  Fr.  4000  ein,  welche 
der  Beklagte  gänzlich  bestreitet.  Die  erste  Instanz  heisst  die 
Forderung  nur  theilweise  z.  B.  im  Betrage  von  Fr.  2000  gut. 
Die  eine  Partei  beruhigt  sich  bei  diesem  Entscheide,  die 
andere  dagegen  nicht.  Erlangt  die  letztere  Partei  die  Zu- 
stimmung der  ersteren,  so  kann  sie  den  Streit  sofort  vor  das 

*)  Insbesondere  nach  dem  Bundesgesetze  über  Civilstand  und  Ehe 
vom  24.  Dezbr.  1874  (Statusklagen,  Ehesachen).  Doch  kann  auch  das 
Bundesgesetz  über  die  bürgerliche  Handlungsfähigkeit  vom  22.  Brachmonat 
1881  in  Betracht  kommen. 
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Bundesgericht  bringen,  da  vor  derjenigen  kantonalen  Instanz, 
welche  in  concreto  (und  darauf  wird  es  ankommen  müssen) 
zuletzt  geurtheilt  hat,  4000  Fr.  streitig  waren.  Ist  dagegen  ein 
solches  Einverständniss  nicht  zu  erzielen,  so  kann  die  Streitigkeit 
n  u  r  an  das  kantonale  obere  Gericht  gezogen  werden  ;  denn 
da  vor  diesem  Gerichte  nur  noch  Fr.  2000  im  Streite  liegen, 
so  ist  die  Weiterziehung  ans  Bundesgericht  unstatthaft. 

Für  die  Berechnung  der  vor  der  letzten  kantonalen  In- 
stanz streitig  gewesenen  Summe  ist  der  Hauptwert  h , 
d.  h.  die  Hauptforderung,  massgebend,  blosse  Neben- 
forderungen (Accessorien),  wie  Zinsen,  Prozesskosten*), 
welche  in  Verbindung  mit  dem  Hauptanspruche  geltend  ge- 
macht» werden,  sind  also  von  der  Berechnung  ausgeschlossen. 
Ob  auch  Früchte  und  Schadensersatzforderun- 
gen ausser  Berechnung  lallen,  ist  zweifelhaft,  jedoch  wohl 
im  Anschlüsse  an  die  unten  Note*  citirte  Bestimmung  der  eid- 
genössischen Civil-Prozess-Ordnung  zu  verneinen.  Es  kann 
die  Frage  auch  für  den  Fall  von  Bedeutung  sein,  wo  über  solche 
Ansprüche  nach  eidgenössischem,  über  den  Hauptan- 
spruch dagegen  nach  kantonalem  Rechte  zu  entscheiden 
ist,  was  zweifellos  vorkommen  kann,  z.  B.  wenn  mit  der 
Vindication  eines  Grundstücks  auch  Ersatz  des  durch  die  un- 
gerechtfertigte Benutzung  verursachten  Schadens  oder  Heraus- 
gabe der  Bereicherung  verlangt  wird  u.  s.  w.  Denn  für  die 
Zuständigkeit  des  Bundesgerichtes  wird  es  nach  dem  Gesetze 
wohl  darauf  ankommen  müssen,  ob  die  nach  eidgenössi- 
schem Rechte  zu  entscheidenden  Ansprüche  einen  Haupt- 
werth  von  Fr.  3000  haben  oder  ihrer  Natur  nach  einer 
Schätzung  nicht  unterliegen.  Anders  liegt  die  Sache,  wenn 
ein  vom  eidgenössischen  Rechte  regirtes  Rechtsverhältniss 
in  der  Weise  für  die  Entscheidung  eines  dem  kantonalen 
Rechte  unterworfenen  Rechtsstreits  massgebend  ist,  dass  die 
letztere  vom  Bestehen  oder  Nichtbestehen  desselben  abhängt, 
die  Klage  aber  nicht  auf  Entscheidung  über  Bestehen  oder  Nicht- 
bestehen jenes  präjudiziellen  Re  chts  Verhältnisses 

*)  Vergi.  Art.  94  Ahs.  2  der  eidgen.  C.-P.-O.  :  anders  theilweise  §  228 
des  zürch.  Ges.  hetr.  die  zfirch.  Rechtspflege. 
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.geht,  sondern  diese  Frage  lediglich  als  V  o  rf  r  a  g  e  erscheint, 
z.  B.  wenn  ein  aus  dem  Personen-  oder  Familienstände  herge- 
leiteter Alimentations-  oder  erbrechtlicher  Anspruch  geltend 
gemacht  wird  und  das  Klagebegehren  nur  auf  Entscheidung 
über  den  letzteren,  nicht  auch  über  das  Recht  des  Personen- 
oder Familienstandes  gerichtet  ist.  In  solchem  Falle  wird, 
soweit  für  die  Entscheidung  der  Vorfrage  das  eidgenössische 
Recht  massgebend  ist,  die  Kompetenz  des  Bundesgerichtes 
sich  nicht  damit  begründen  lassen,  dass  der  Streitgegenstand 
seiner  Natur  nach  einer  Schätzung  nicht  unterliege  ;  denn  die 
Existenz  oder  Nïchtexistenz  jenes  Rechtsverhältnisses  ist  eben 
—  weil  das  Klagegesuch  nicht  auf  dessen  Feststellung  ten- 
dirt  —  nicht  Streitgegenstand,  sondern  nur  P r ä- 
judizialpunkt;  die  vorfraglich  darüber  gegebene  Ent- 
scheidung wird  daher,  wenigstens  nach  der  jetzt  herrschen- 
den Meinung,  auch  nicht  rechtskräftig.  Ob  in  solchen  Fällen 
die  Kompetenz  des  Bundesgerichtes  dann  anzunehmen  sei, 
wenn  der  eingeklagte  Anspruch  selbst,  trotzdem  für 
die  Entscheidung  über  denselben  das  kantonale  Recht  mass- 
gebend ist,  den  erforderlichen  Hauptwerth  hat  oder  seiner 
Natur  nach  einer  Schätzung  nicht  unterliegt,  hängt  von  der 
Interpretation  der  Worte:  „In  Rechtsstreitigkeiten,  die  .  .  . 
nach  eidgenössischen  Gesetzen  zu  entscheiden  sind",  ab.  Das 
Bundesgericht  hat  die  Frage  in  seinem  Entscheide  vom  19. 
Mai  1882  in  Sachen  TrafFord  contra  Blanc  bejaht.*)  Darüber 
weiter  unten  ad  c. 

Da  fur  die  Werthbestimmung  der  Betrag  massgebend  ist, 
welcher  bei  dem  letzten  kantonalen  Entscheide  noch  streitig 
war,  so  ist  klar,  dass  im  Falle  einer  Widerklage  der 
Gegenstand  der  Widerklage  mit  demjenigen  der  Klage  zu- 
sammengerechnet werden  muss,  sofern  beide  Ansprüche 
nach  eidgenössischem  Rechte  zu  beurtheilen  sind;  im  andern 
Falle  fallt  derjenige  Anspruch  ausser  Betracht,  welcher  der 
Beurtheilung  nach  kantonalem  Rechte  unterliegt.  Ebenso 
findet  Zusammenrechnung  statt  im  Falle  einer  Streitge- 
nossen8chaft.  Wenn  aber  nur  einzelne  Kläger  oder 
*)  Amtl.  Samml.  der  b.-g.  Entschdg.  Bd.  Vili.  S.  318  ff. 
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Beklagte  oder  ein  Kläger  nur  gegen  einzelne  Beklagte  oder 
ein  Beklagter  nur  gegen  einzelne  Kläger  das  kantonale  Ur- 
theil  weiterzieht,  so  wird  nur  der  Werth  der  zwischen  die- 
sen Personen  schwebenden  Streitigkeit  in  Betracht  kommen. 
Darüber,  wie  es  im  Falle  der  objectiven  und  s  u  b  j  e  c- 
tiven  Klagenhäufung,  soweit  letztere  ausser  dem 
Falle  der  eigentlichen  Streitgenossenschaft  nach  den  kan- 
tonalen Prozessgesetzen  zugelassen  wird,  zu  halten  sei, 
herrscht  in  den  letzteren  keine  XJebereinstimmung;  die  einen 
gestatten  die  Zusammenrechnung,  die  anderen  dagegen  nicht. 
Die  eidgenössische  Civilprozessordnung  (Art.  42  und  43) 
lässt  die  Zusammenrechnung  nicht  zu*)  und  es  wird,  so  lange 
keine  andere  gesetzliche  Bestimmung  besteht,  auf  dieselbe- 
um  so  eher  abzustellen  sein,  als  einerseits  natürlich  die  Be- 
dingungen der  Zulässigkeit  des  Rechtsmittels  einheitlich 
festgestellt  werden  müssen  und  anderseits  bei  Berathung  des. 
Organisationsgesetzes  in  den  Bäthen  wiederholt  geäussert 
worden  ist,  dass  für  das  Verfahren  vor  dem  Bundesgerichte: 
die  Bestimmungen  der  eidgenössischen  Civil-Prozessordnungr 
soweit  möglich,  massgebend  sein  sollen.  Folgerichtig  müssen 
daher  auch,  wenn  mittelst  objectiver  Klagenhäufung  ver- 
mögensrechtliche und  nichtvermögensrechtliche  Ansprüche 
geltend  gemacht  werden,  die  in  keinem  innern  Zusammen- 
hange stehen,  die  Voraussetzungen  der  Weiterziehung  für 
jeden  Anspruch  besonders  zutreffen. 

Was  endlich  die  Ausmittelung  des  Streitwerthes- 
betrifft,  so  hat  dieselbe,  wie  das  Bundesgericht  auch  schon 
anerkannt  hat,  nötigenfalls  von  Amtes  wegen  zu  geschehen. 
Immerhin  ist  das  Zugeständniss  der  Gegenpartei  wenn  nicht 
von  entscheidender  so  doch  von  grosser  Bedeutung,  da  im  Zwei- 
fel jedenfalls  die  Zuständigkeit  des  Bundesgerichts  anzuneh- 
men ist.  Es  sollte  daher  in  allen  Fällen,  bevor  ein  Fall  zur 
bundesgerichtlichen  Verhandlung  gelangt,  darüber  Gewissheit 
herrschen,  ob  die  Gegenpartei  die  vom  Gesetze  für  die  Kom- 

*)  Vergi.  Beschluss  des  Bundesgerichts  vom  22.  Dezbr.  1882  in  Sachen 
Lamon  und  Cons.  contra  Bern  ;  nicht  abgedruckt  ;  ferner  Amtl.  Samml. 
der  b.-g.  Entschd.  Bd.  V.  S.  559  und  560. 
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petenz  des  Bundesgerichts  verlangte  Höhe  des  Streitwerthes 
anerkennt.  Ich  werde  bei  Behandlung  der  Frage,  ob  die 
Anschliessung  an  das  Rechtsmittel  zuzulassen  sei,  auf  diesen 
Punkt  zurückkommen  (s.  unten  S.  191)  und  meine  Ansicht 
darüber,  wie  derselbe  für  die  Zukunft  passend  geordnet  werden 
könnte,  aussprechen. 

Die  Erörterung  der  Frage,  ob  der  Streitwerth  herab- 
zusetzen sei,  wird  am  Sichtigsten  mit  der  Besprechung 
der  weitern  Frage  verbunden  werden,  ob  neben  dem  be- 
stehenden ein  neues  Rechtsmittel  geschaffen  werden  solle. 

Ad  c.  Was  das  dritte  (materielle)  Erforderniss,  dass 
die  Streitigkeiten  nach  eidgenössischen  G-esetzen  zu 
entscheiden  seien,  angeht,  so  sind  als  eidgenös- 
sische Gesetze  zweifellos  nur  diejenigen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen zu  betrachten,  welche  kraft  der  Bundesverfassung 
auf  dem  in  der  letztern  vorgeschriebenen  Wege  als 
rechtsverbindliche,  verpflichtende  Anordnungen  von 
Rechtssätzen  erlassen  worden  sind.  *)  Es  ist  nicht  überflüssig, 
diese  hier  ausdrücklich  hervorzuheben. 

Bekanntlich  hat  das  Bundesgesetz  über  das  Obligationen- 
recht  nicht  das  gesammte  Obligationenrecht  codifizirt,  son- 
dern die  Regelung  einzelner  Materien  der  kantonalen 
Gesetzgebung  überlassen.**)  Nun  gibt  es  Kantone,  welche 
für  diese  Materien  das  eidgenössische  Obligationenrecht  als 
ergänzendes  Gesetz  erklärt  haben,  während  z.  B.  der  Kanton 
Waadt  von  diesem  Vorgehen  bezüglich  der  Hypothekarerträge 
durch  die  Befürchtung  zurückgeschreckt  worden  sein  soll, 
dass  dann  in  Streitfällen  das  Bundesgericht  letzte  Instanz 
werden  würde,  was  für  das  Hypothekarwesen  allzu  gefahrlich 
wäre.  ***)  Diese  Annahme  ist  eine  unbegründete.  Denn 
soweit  bundesgesetzliche  Bestimmungen  für  Materien,  welche 

*)  VrgL  hiezu  Lab  and,  in  Marquardsen's  Handbuch  des  öffentl. 
Rechts  Bd.  II,  S.  70  ff.  ;  ferner  Amtl.  Samml.  d.  b.-g.  Entschdg.  Bd.  VIII. 
S.  844  ff.  ;  Bd.  IX.  S.  53  f.,  169  und  172  f.  betr.  die  Voraussetzungen  der 
Entmündigung. 

**)  Vergi,  meine  Ausgabe  des  eidgen.  Obligationen  rechts  Einleitung 
S.  XII  und  S.  XXI  ff.  ;  ferner  S  p  e  i  s  er  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  XXIV  S.  430  ff. 

***)  Vergi.  S  p  e  i  s  e  r  a.  a.  0.  S.  432. 
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der  Regelung  durch  die  kantonale  Gesetzgebung  unterliegen," 
von  letzterer  anwendbar  erklärt  werden,  beruht  ihre  Rechts- 
verbindlichkeit nicht  auf  einer  Anordnung  des  Bundes,  son- 
dern der  kantonalen  Gesetzgebungsgewalt,  sie 
sind  also  bezüglich  jener  Materien  nicht  Bundes-  sondern 
kantonale  Gesetze.*)  Dagegen  dürfte  das  Bundes- 
gericht für  solche  Fälle  gemäss  Art.  31  Ziff.  1  des  Org.  Ge- 
setzes als  Oberinstanz  aufgestellt  werden  können.  Nach  dem 
soeben  bezeichneten  Vorgange  scheint  aber  das  Bundesge- 
richt von  dieser  Seite  her  keine  Ueberlastung  mit  Geschäften 
befürchten  zu  müssen. 

Zweifelhafter  mag  die  in  dem  bereits  angeführten  Falle 
Traffod  contra  Blanc  (Amtl.  S.  d.  b.-g.  Entschg.  Bd.  VHI 
S.  320  ff.)  aufgeworfene,  vom  Bundesgerichte  aber  unent- 
schieden gelassene  Frage  sein,  ob  nur  die  eidgenössischen 
Gesetze  über  materiellesPrivatrecht  oder  auch  Be- 
stimmungen über  das  Prozessrecht,  soweit  solche  aus- 
nahmsweise in  eidgenössischen  Gesetzen  vorkommen, unter 
die  Bestimmung  des  Art.  29  leg.  cit.  fallen.  Zwar  kann  wohl 
darüber  keine  Meinungsverscliiedenheit  bestehen,  dass  in  Streitig- 
keiten, welche  materiell  nach  eidgenössischem  Rechte  zu  er- 
ledigen sind  und  aus  diesem  Grunde  gemäss  Art.  29  an  das  Bundes- 
gericht gelangen,  letzteres  auch  gleichzeitig  Beschwerden  über 
Verletzung  solcher  prozessrechtlichen  Vorschriften  zu  prüfen 
befugt  ist.  **)  Wenn  aber  das  Bundesgericht  in  der  Haupt- 
sache nicht  kompetent  ist,  sei  es,  weil  überhaupt  eidge- 
nössisches Privatrecht  nicht  zur  Anwendung  kommt,  sei  es, 
weil  der  Streitwerth  nicht  diejenige  Höhe  erreicht,  von  welcher 
die  Weiterziehung  ans  Bundesgericht  abhängt,  so  kann  sich 
fragen,  ob  wegen  Verletzung  der  vereinzelten  prozess- 
rechtlichen Vorschriften  der  Bundesgesetzgebung  das 
Rechtsmittel  des  Art.  29  oder  dasjenige  des  Art.  59  des  Or- 
ganisationsgesetzes (staatsrechtlicher  Recurs)  das  zulässige 
Rechtsmittel  sei.     Die  Frage  ist  namentlich  insofern  von  Be- 


*)  Vergi.  L  a  b  an  d  a.  a.  0.  S.  72. 

**)  Vergi.  Amtl.  S.  d.  b.-g.  Entsend.  Bd.  VIII  S.  526.    Erw.  2. 
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«Deutung,  als  die  Zulässigkeit  des  staatsrechtlichen  Recurses 
nicht  durch  eine  gewisse  Höhe  des  Streitwerthes  bedingt  ist. 
.Die  dem  Prozessrechte  angehörenden  hundesgesetzlichen  Vor- 
schriften sind,  wie  bereits  bemerkt,  nicht  zahlreich.  In  Be- 
tracht kommen,  neben  den  im  Obligationenrecht  enthaltenen, 
namentlich  Art.  11  des  Bundesgesetzes  über  Civilstand  und 
Ehe,  welcher  die  Beweiskraft  der  Civilstandsregister  und  der 
Auszüge  aus  denselben  normirt,  und  Art.  11  des  Bundes* 
gesetzes  über  die  Haftpflicht  der  Eisenbahnen,  welcher  fur 
Haftpflichtfalle  das  Princip  der  freien  Beweiswürdigung  auf- 
.8tellt.  *)  Ich  habe  mich  früher  im  Falle  Trafford  contra 
J31anc  dafür  ausgesprochen,  dass  (sofern  man  überhaupt,  was 
mir  allerdings  das  Richtige  erscheint,  eine  Beschwerde  wegen 
Verletzung  solcher  Vorschriften  beim  Bundesgerichte  als 
zulässig  ansieht)**)  der  staatsrechtliche  Rekurs  das  statt- 
hafte Rechtsmittel  sei,  und  halte  jetzt  noch  an  dieser  Ansicht 
.sowohl  mit  Rücksicht  auf  die  den  Art.  29  und  30  leg.  cit. 
:zu  Grunde  liegenden  Verfassungsbestimmungen  (Art.  64  und 
.114  der  B.-V.)  als  die  Entstehungsgeschichte  und  den  Inhalt 
derselben  (Art.  29  Abs.  1  und  Art.  30  lemma  4)  fest.  Denn 
es    scheint   mir    daraus   klar  hervorzugehen,    dass  es  für  die 

*)  Eine  Beschwerde  ans  Bundesgericht  wegen  Verletzung  des  Art  11 
•  des  Haftpflichtgesetzes  ist  nur  insofern  statthaft,  als  das  kantonale  Gericht 
bei  der  Beweis  Würdigung  statt  der  darin  niedergelegten  Grundsätze  die  ab- 
weichenden Regeln  seines  kantonalen  Prozessrechtes  zur  Anwendung  ge- 
bracht hat  Dagegen  kann  die  Art,  wie  der  kantonale  Richter  von  dem 
ihm  durch  Art  11  eingeräumten  freien  Ermessen  Gebrauch  gemacht  hat, 
inicht  Gegenstand  einer  Beschwerde  sein.  Auch  bezüglich  Art.  11  des  Civil- 
.Standsgesetzes  wird  in  der  Regel  die  Beschwerde  sich  nur  darauf  stützen 
.können,  dass  vom  kantonalen  Richter  die  Grundsätze  seines  kantonalen 
Rechts  über  die  Beweiskraft  öffentlicher  Urkunden  statt  der  bundesgesetz- 
lichen Spezialbestimmung  zur  Anwendung*  gebracht  worden  sind.  Doch 
sind  hier  auch  andere  Fälle,  welche  zu  einer  Beschwerde  beim  Bundesge- 
richt Veranlassung  geben  können,  gedenkbar.  In  den  erstem  Fällen  be- 
schlägt die  Beschwerde  eine  staatsrechtliche  Frage,  das  Verhält- 
niss  der  Bundesgesetze  zu  den  kantonalen  Gesetzen,  und  dürfte  daher  auch 
.aus  diesem  Grunde  der  staatsrechtliche  Rekurs  als  das  anwendbare  Rechts- 
mittel erscheinen. 

**)  Siehe  hierüber  unten  S.  198  f. 
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Zulässigkeit  des  liier  in  Frage  stehenden  Rechtsmittels  darauf 
ankommt,  ob  die  materielle  Streitsache  —  im  Gegen- 
satz zu  den  nach  Prozessrecht  zu  entscheidenden  bloss  pro- 
zessualischen Streitpunkten,  wie  die  Frage  der  Beweis- 
kraft der  vorgebrachten  Beweismittel  —  nach  eidgenössischen 
Gesetzen  zu  entscheiden  sei  oder  nicht  ;  wenn  man  auch  nicht 
grosses  Gewicht  darauf  legen  will,  dass  der  Zweck  des  Rechts- 
mittels Abänderung  des  kantonalen  Urtheils  ist,  während 
bei  blosser  Verletzung  prozessualischer  Bestimmungen 
das  Bundesgericht  nur  zur  Aufhebung  des  Urtheils  und  Rück- 
weisung der  Sache  an  die  kantonalen  Gerichte  berechtigt 
wäre,  ja  in  der  Regel  ohne  auch  nur  den  prozessualischen 
Streitpunkt,  die  Beweisfrage,  selbst  definitiv  lösen  zu  können.. 
Von  grosser  Bedeutung  ist  diese  Frage  nicht,  da,  wie  bereits 
erwähnt,  die  Bundesgesetzgebung  nur  ganz  vereinzelte  pro- 
zessrechtliche Bestimmungen  enthält  und  Beschwerden  über 
deren  Verletzung  nicht  häufig  vorkommen  werden.  Es  ist 
daher  hier  von  einer  weitern  Ausführung  abzusehen  und  mag 
nur  der  Wunsch  ausgesprochen  werden,  dass  bei  Revision 
des  Gesetzes  auch  dieser  Punkt  geordnet  werden  möge. 

Dagegen  kann  in  dem  Gesetze  kein  Grund  dafür  ge- 
funden werden,  die  Kompetenz  des  Bundesgerichts  auf  die- 
jenigen Fälle  zu  beschränken,  wo  der  Rechtsstreit  aus- 
schliesslich und  unmittelbar  nach  einem  eidge- 
nössischen Gesetze  über  materielles  Recht  zu  entscheiden  ist. 
Dieselbe  muss  vielmehr  auch  da  anerkannt  werden,  wo  eid- 
genössisches Recht  bloss  theilweise  —  neben  kanto- 
nalem Rechte  —  bezüglich  einzelner  Präjudizialpunkte  oder 
einzelner  Angriffs-  oder  Vertheidigungsmittel  oder  nur  mittel- 
bar zur  Anwendung  kommt.  Fälle  der  erstem  Art  sind  bisher 
schon  vorgekommen*)  und  werden  nunmehr  nach  Inkrafttreten 
des  eidgenössischen  Obligationenrechts  nicht  selten  sein.  In 
denselben  ist  das  Bundesgericht,  wie  es  in  Sachen  Trafford  contra 
Blanc  **)  ausgesprochen,  „freilich  zu  rechtlicher  Ueberprüfung 
„der  kantonalen  Entscheidung  nicht  in  vollem  Umfang  wohl 

*)  Vergi.  Amtl.  Samml.  d.  b.-g.  Entschd.  Bd.  VII.  S.  836  ff. 
**)  Amtl.  Samml.  d.  b.-g.  Entschd.  Bd.  Vili.  S.  319. 
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^aber  insoweit  kompetent,  als  dieselbe  auf  eidgenössischem 
^Rechte  beruht  ;  d.  h.  das  Bundesgericht  ist  zur  Erledigung 
„  desjenigen  Theils  des  Rechtsstreites  befugt,  welcher  nach 
„eidgenössischem  Rechte  zu  beurtheilen  ist,  während,  soweit 
res  sich  um  die  Anwendung  kantonalen  Rechtes  handelt, 
„die  Entscheidung  der*  kantonalen  G-erichte  aufrecht- 
erhalten oder  vorbehalten  werden  muss."  Wie 
bereits  oben  hervorgehoben  worden,  hat  Speiser*)  den 
Vorschlag  gemacht,  dass  soweit  die  Verbindung,  in  welchem 
kantonales  und  eidgenössisches  Recht  in  einem  Rechtsstreit 
stehen,  diess  zulasse,  die  nach  eidgenössischem  Recht  zu  ent- 
scheidende Frage  zum  Gegenstand  eines  Vorentscheides  ge- 
macht und  gegen  den  letztern  der  Weiterzug  an's  Bundesgericht 
gestattet  werde.  Ich  habe  mich  bereits  oben  dahin  ausge- 
sprochen, dass  m.  E.  jetzt  schon  im  Sinne  dieses  Vorschlages 
verfahren  werden  dürfte,  insofern  einzig  diejenigen  Streitpunkte, 
welche  durch  den  Vorentscheid  ihre  Erledigung  gefunden 
haben,  nach  eidgenössischem  Rechte  zu  entscheiden  sind. 
Die  Schwierigkeiten  gegen  dieses  Verfahren  dürften  wohl  nur 
in  den  kantonalen  Prozessgesetzen  liegen,  welche  solche  Vor- 
entscheide nicht  kennen,  und  auf  deren  Gestaltung  die  Bundes- 
gesetzgebung  keinen  Einfluss  hat.  Ob  die  Verbindung  von 
kantonalem  und  eidgenössischem  Rechte  in  einem  Prozesse 
eine  so  enge  sein  könne,  dass,  wie  Speiser  meint,  eine 
Ausscheidung  mit  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  verbunden 
wäre  und  daher  nichts  anderes  übrig  bleibe,  als  dem  Bundes- 
gerichte die  Prüfung  des  Rechtsstreites  auch  in  Bezug  auf  die  An- 
wendung des  kantonalen  Rechtes  zu  gestatten,  z.B.  in  Konkurs- 
streitigkeiten, welche  Speiser  speciell  hervorhebt,  scheint 
jnir  doch  zweifelhaft.  Schwierig  mag  die  Ausscheidung  in 
vielen  Fällen  sein,  unmöglich  wohl  kaum.  •  Ja  es  dürfte  sich 
leicht  ergeben,  dass  manchmal  die  Feststellung  des  Inhaltes 
des  kantonalen  Rechtes  noch  schwieriger  und  jedenfalls  dem 

*)  Referat  des  Herrn  Reg.-Rath  Dr.  Paul  Speiser  in  Basel,  betr. 
das  Verfahren  vor  Bandesgericht  im  Anschluss  an  die  kantonale  Rechts- 
pflege, für  die  Jahresversammlung  des  Schweiz.  Juristen  Vereins  am  18.  und 
19.  Septbr.  1882. 
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Bundesgerichte  nicht  mit  derjenigen  Sicherheit,  wie  dem  kan- 
tonalen Gerichte,  möglich  wäre,  namentlich  mit  Bezug  auf' 
solche  Kantone,  die  kein  geschriebene» Recht  besitzen.*)  Für 
unmöglich  halte  ich  es  aber,  ein  bestimmtes  Princip  aufzu- 
stellen, nach  welchem  die  von  Speiser/  vorgeschlagene  Aus- 
scheidung durchgeführt,  bezw.  die  Grenze  zwischen  denjenigen 
Fällen,  in  welchen  dem  Bundesgerichte  die  Ueberprilfung  der 
Anwendung  des  kantonalen  Rechtes  zu  überweisen  wäre,  und 
in  welchen  nicht,  gesetzlich  bestimmt  werden  könnte.  **)  Hier 
bleibt  m.  E.  nur  eine  Wahl,  entweder  man  erklärt  das 
Bundesgericht  zur  Nachprüfung  des  ganzen  Entscheides,  ohne 
Rücksicht  auf  das  anwendbare  Recht  kompetent,  oder  man 
beschränkt  seine  Zuständigkeit  in  Uebereinstimmung  mit  dem. 
gegenwärtigen  Gesetze  auf  die  nach  eidgenössischem  Rechte 
zu  entscheidenden  Streitpunkte.  M.  E.  kann  die  Wahl  aus 
konstitutionellen  Gründen  nur  in  letzterm  Sinne  ausfallen. 
Dadurch  wird  dann  auch  erreicht,  dass  das  Bundesgericht  in 
die  Lage  kommt,  die  unumgänglich  nothwendige  Grenzbe- 
reinigung zwischen  eidgenössischem  und  kantonalem  Rechte 
möglichst  genau  und  vollständig  vorzunehmen  und  durchzu- 
führen, damit  man  in  den  Kantonen  weiss,  inwieweit  das. 
kantonale  Recht  und  die  kantonale  Gesetzgebungsgewalt  in 
Folge  der  Bundesgesetzgebung  dahin  gefallen  sind.  Wenn  man 
dabei  zu  der  Erkenntniss  gelangt,  dass  die  Unifikation  des 
ge8ammten  bürgerlichen  Rechtes,  wie  des  Civilprozesses  und 
der  Gerichtsorganisation,  ein  unabweisbares  Bedürfhiss  sei,  so 
ist  dies8  jedenfalls  kein  Fehler. 

*ì  Vergi,  hiezu  Art  3  der  eidgen.  C-P.-O.;  dieser  Artikel  könnte  dann, 
jedenfalls  bezüglich  des  kantonalen  Rechts  nicht  mehr  zur  Anwendung  ge- 
bracht werden,  sondern  hätte  das  Bundesgericht  von  Amtswegen  das 
kantonale  Recht  in  erforschen,  was  mitunter  auf  dem  nicht  unbedenklichen 
Wege  der  privaten  Erkundigung  geschehen  müsste. 

**)  Ausnahmsweise  kann  das  Bundesgericht  kraft  der  Specialbe- 
stimmung des  Art  49  des  Bundesgesetxes  über  Civilstand  und  Ehe  in 
den  Fall  kommen,  kantonales  Recht  anwenden  zu  müssen.  Siehe  dam  die 
bundesgerichtl.  Entscheidungen  amtL  Samml.  Bd.  II.  S.  503  ff.  :  Bd.  HL 
&  388  und  394:  Bd.  V.  &  599;  Bd.  VL  8.  150  ff.:  Bd.  VIL  S.  378  und 
546:  Bd.  VIEL  S.  347  und  518  ft;  Bd.  EL  S.  89. 
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Die  Kompetenz  des  Bandesgerichts  ist  aber  auch  be- 
gründet, wenn  eidgenössisches  Recht  nicht  unmittelbar,  son- 
dern nur  mittelbar  zur  Anwendung  kommt.  Diess  kann 
.  insbesondere  dann  der  Fall  sein ,  wenn  streitig  ist ,  nach 
welchem  Rechte,  ob  nach  kantonalem  oder  Bundes- 
recht, eine  Rechtsstreitigkeit  zu  entscheiden  sei.  Mag  es 
sich  um  die  zeitliche  Wirksamkeit  eines  Bun- 
desgesetzes oder  um  die  Fortgeltung  des  kan- 
tonalen Rechtes  handeln,  so  kann  jene  Frage  immer 
nur  durch  Auslegung  der  bundesgesetzlichen  Bestimmungen 
beantwortet  werden,  und  zwar  entweder  aus  den  Uebergangs- 
bestimmungen  oder  aus  dem  Inhalte  des  Gesetzes  selbst. 
Denn  da  die  Bundesgesetze  den  kantonalen  Gesetzen  vor- 
gehen, so  ist  ihr  Inhalt  dafür  entscheidend,  inwieweit  die 
kantonalen  Gesetze  fortbestehen  oder,  weil  mit  einem  Bundes- 
gesetze im  Widerspruch  stehend,  ausser  Kraft  getreten  seien. 
Mag  also  in  einem  Falle  ein  kantonales  Gericht  eidgenössi- 
sches oder  kantonales  Recht  zur  Anwendung  gebracht  haben, 
so  ist  die  unterliegende  Partei,  welche  glaubt,  dass  statt  des 
eidgenössischen  das  kantonale  oder  statt  des  letztern  das 
eidgenössische  Recht  hätte  Anwendung  finden  sollen,  berechtigt, 
das  Urtheil  an  das  Bundesgericht  zu  ziehen,  und  ist  letzteres 
kompetent  (berechtigt  und  verpflichtet),  die  Frage  zu  prüfen, 
welches  Recht  massgebend  sei.  In  beiden  Fällen  steht  die 
Verletzung  des  eidgenössischen  Rechtes  in  Frage,  —  im  einen 
Falle  durch  Nichtanwendung  auf  ein  Verhältniss,  welches 
demselben  unterliegt,  im  andern  Falle  durch  Anwendung  auf 
einen  Thatbestand,  auf  welchem  das  eidgenössische  Recht 
keine  Anwendung  finden  will,  —  und  ist  die  Streitigkeit 
nach  dem  Gesagten  wenigstens  mittelbar  nach  eidgenössischem 
Rechte  zu  entscheiden.  Ob  das  kantonale  Urtheil  in  seinen 
Erwägungen  die  Frage  der  Anwendung  der  Rechte  ausdrück- 
lich berührt  oder  nicht,  hat  natürlich  auf  die  Zulässigkeit  des 
Rechtsmittels  keinen  Einfluss.  Je  nachdem  das  Bundesgericht 
die  Anwendbarkeit  eidgenössischen  Rechtes  verneint  oder  be- 
jaht, ist  das  kantonale  Urtheil  (wenn  nämlich  darin  eidg.  statt 
kantonalem  Recht  angewendet  worden)  aufzuheben  und  die  Sache 
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zu  neuer  Beurtheilung  zurückzuweisen,  beziehungsweise  (wenn 
das  kantonale  Gericht  selbst  schon  die  Streitigkeit  nach  dem 
anwendbaren  kantonalen  Rechte  beurtheilt  hat)  die  mate- 
rielle Behandlung  der  Sache  wegen  Inkompetenz  abzulehnen, 
oder  (wenn  die  Streitigkeit  materiell  nach  eidgenössi- 
schem Rechte  zu  beurtheilen  ist)  vom  Bundesgerichte  der 
bestätigende  oder  abändernde  Endentscheid,  nöthigenfalls 
nach  Vornahme  einer  Aktenvervollständigung,  zu  erlassen. 
Denn  es  ist  kein  Grund  vorhanden,  in  diesen  Fällen  ein 
anderes  Verfahren  einzuschlagen,  als  in  denjenigen,  wo  eid- 
genössisches und  kantonales  Recht  nebeneinander 
zur  Anwendung  kommen.  Da  das  Gesetz  diese  Fälle  nicht 
ausdrücklich  berührt,  immerhin  aber  davon  keine  Rede 
sein  kann,  dass  dieselben  dem  Rechtsmittel  haben  entzogen 
werden  wollen,  sondern  offenbar  nur  ein  Versehen  vorliegt, 
so  muss  die  Kompetenz  des  Bundesgerichtes  aus  der  Bestim- 
mung des  Rechtsmittels  beziehungsweise  aus  den  dem  Ge- 
setze zu  Grunde  liegenden  Prinzipien,  welche  sind:  Herstellung 
der  einheitlichen  Rechtssprechung  auf  dem  Gebiete  des  ge- 
meinsamen Rechtes  und  Ausschluss  des  kantonalen  materiellen 
Kechtes  aus  dem  Rechtsmittel,  bestimmt  werden. 

Mit  der  soeben  erörterten  verwandt  und  nach  gleichen 
Grundsätzen  zu  entscheiden  ist  die  weitere  Frage,  wie  es 
sieh  mit  der  Kompetenz  des  Bundesgerichts  verhalte,  wenn 
die  räumliche  Wirksamkeit  des  eidgenössi- 
schen Privatrechtes  streitig  ist,  d.  h.  wenn  in  Frage 
steht ,  ob  eidgenössisches  oder  ausländisches  Recht 
zur  Anwendung  komme.  Zur  Beurtheilung  dieser  Frage  ist 
das  Bundesgericht  beim  Vorhandensein  der  übrigen  Voraus- 
setzungen des  Rechtsmittels  immer  kompetent  und  daher 
diejenige  Partei,  welche  sich  durch  das  kantonale  Urtheil 
beschwert  hält,  berechtigt,  die  Streitigkeit  an  das  Bundes- 
ge rieht  zu  ziehen,  wenn  sie  glaubt,  dass  das  kantonale  Gre- 
richt  die  Frage  der  Rechtsan Wendung  unrichtig  entschieden 
habe.  Denn  auch  die  Frage  nach  der  räumlichen  Wirksam- 
keit des  eidgenössischen  Rechtes  kann  nur  aus  seinem  Inhalte, 
seinem  Geiste  und  seinen  allgemeinen  Principien  beantwortet 
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werden  und  ist  daher  für  dieselbe  ebenfalls  eidgen.  Recht 
massgebend.*)  Ebenso  hat  das  Bundesgericht  in  der  Sache  selbst, 
zu  entscheiden,  also  das  Endurtheil  zu  erlassen,  wenn  es  findet, 
dass  die  Streitigkeit  nach  eidgenössischem  Rechte  zu  beur- 
theilen  sei,  ohne  Unterschied,  ob  das  kantonale  Gericht  eben- 
falls von  dieser  Auffassung  ausgegangen  ist  oder  unrichtiger 
Weise  ausländisches  Recht  angewendet  hat.  Wie  aber,  wenn 
das  Bundesgericht  findet,  dass  ausländisches  Recht  anzuwenden 
sei  ?  Hat  es  dann  auch  in  der  Sache  selbst  zu  entscheiden; 
d.  h.  zu  prüfen,  ob  der  kantonale  Richter  das  ausländische 
Recht  richtig  verstanden  habe,  beziehungsweise,  wenn  der- 
selbe unrichtiger  Weise  eidgenössisches  statt  ausländisches 
Recht  zur  Anwendung  gebracht ,  die  Streitsache  nunmehr 
selbst  nach  letzterem  Rechte  zu  beurtheilen  ?  Oder  steht  der 
Entscheid  in  der  Sache  selbst  ausschliesslich  dem  kantonalen 
Gerichte  zu,  so  dass  es  im  ersten  Fall  einfach  bei  dem  kan- 
tonalen Urtheil  sein  Verbleiben  hat,  im  zweiten  Falle  da- 
gegen dasselbe  aufzuheben  und  die  Sache  zu  neuer  Ent- 
scheidung an  das  kantonale  Gericht  zurückzuweisen  ist?  So 
wünschbar  und  zweckmässig  es  vielleicht  sein  möchte,  dem 
Bundesgerichte  auch  in  solchen  Fällen  den  Entscheid  zu  über- 
tragen, so  glaube  ich  doch,  dass  nach  dem  gegenwärtigen. 
Gesetze  ihm  derselbe  nicht  zukomme,  sondern  die  Frage  im 
letztern  Sinne  zu  lösen  sei.  Denn  es  ist  weder  ein  ge- 
setzlicher noch  ein  innerer  Grund  vorhanden,  diese  Fälle 
anders  zu  behandeln,  als  diejenigen,  /wo  der  Streit  sich  darum 
gedreht  hat,  ob  kantonales  oder  eidgen.  Recht  zur  Anwendung 
komme,  und  das  Bundesgericht  sich  für  die  Anwendbarkeit 
des  erstem  erklärt  hat,  oder  diejenigen  Fälle,  wo  beide  Par- 
teien mit  dem  kantonalen  Richter  darüber  einig  gehen,  dass 
ausländisches  Recht  zur  Anwendung  komme,  und  nur  der 
Inhalt  des  ausländischen  Rechtes  zwischen  ihnen  streitig 
ist,  —  Fälle,  in  welchen  die  Weiterziehung  an's  Bundes- 
gericht unbedingt  ausgeschlossen  ist.  Dagegen  wird  bei  der 
Revision  des  Gesetzes  zu  erwägen  sein,   ob  dem  Bundesge- 

*)  Vgl.  meine  Ausgabe  des  schweizerischen  Obligationenrechts,  Ein- 
leitung S.  XXIV  ff.  und  Wächter,  Pandekten,  Bd.  I  S.  146  f. 
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richte  nicht  wenigstens  dann,  wenn  der  Rechtstreit  wegen 
der  Frage,  welches  Recht  zur  Anwendung  komme,  an  das- 
selbe weitergezogen  worden  ist,  anch  der  Endentscheid  in 
der  Sache  selbst  zu  übertragen  sei.  Vorausgesetzt  immer- 
hin, dass  das  Rechtsmittel  für  die  Zukunft  nicht  überhaupt: 
anders  konstruirt  wird. 

2.  In  subjektiver  Hinsicht  steht  das  Recht,  ein  kan- 
tonales Haupturtheil  an  das  Bundesgericht  zu  ziehen,  „jeder 
Partei8  zu.  Darunter  sind  aber  nicht  bloss  die  Hauptparteien 
und  deren  TJniversalsuecessoren  zu  verstehen,  sondern  auch, 
die  Nebenintervenienten,  welche  wenigstens  insofern  zur  Er- 
greifung des  Rechtsmittels  befugt  sind,  als  sie  nach  der  be- 
treffenden kantonalen  Prozessordnung,  unter  welcher  der 
Prozess  verhandelt  und  entschieden  worden  ist,  zur  selb- 
ständigen Fortsetzung  des  Prozesses  vnd  zur  Ergreifung 
von  Rechtsmitteln  berechtigt  sind.  (Vgl.  eidg.  C,-P.-0. 
Art.  10  ff.,  16;  Gesetz  betr.  die  zürch.  Rechtspflege,  §.  245  ff.,. 
S  t  r  ä  u  1  i,  Kommentar,  S.  128  Anm.  3.)  *) 

Aus  dem  Begriffe  des  civilprozessualischen  Reohstmittels 
als  Schutzmittel  der  Parteien  gegen  Verletzungen,  welche 
dieselben  durch  den  Entscheid  der  untern  Gerichtsinstanz 
erlitten  haben,  folgt  aber,  dass  nur  diejenige  Partei  das 
Rechtsmittel  ergreifen  kann,  welche  durch  gänzliche  oder 
theilweise  Verwerfung  ihrer  in  der  Hauptsache  vor  dem  kan- 
tonalen Gerichte  gestellten  Anträge  beschwert  ist.  Soweit 
eine  Partei  mit  ihren  Begehren  obgesiegt  hat,  mangelt  ihr 
der  Grund,  sich  über  das  kantonale  XTrtheil  zu  beschweren 
und  dessen  Abänderung  zu  ihren  Gunsten  zu  verlangen.**)* 

*)  Ebenso  in  Ehesachen  die  Staatsanwaltschaft,  sofern  da» 
betreffende  kantonale  Prozessrecht  sie  zur  Intervention  und  selbständigen 
Ergreifung  von  Rechtsmitteln  berechtigt. 

**)  Vgl.  amtl.  Samml.  d.  b.-g.  Entschdg.  Bd.  VII,  S.  377.  Die  in 
jenem  Ehescheidungsfelle  aufgestellte  Behauptung,  dass  die  Weiterziehung 
des  kantonalen  Urtheils  seitens  derjenigen  Partei,  welche  vor  kantonalem 
Gericht  das  Begehren  auf  definitive  Scheidung  gestellt  und  mit  demselben 
obgesiegt  hatte,  vor  Bundesgericht  aber  nur  temporelle  Trennung  bean- 
tragte, aus  dem  Grunde  zugelassen  werden  müsse,  weil  die  Parteien  nach 
dem  Gesetze  nur  auf  definitive  Scheidung,  nicht  auf  zeitliche  Trennung. 
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3.  Den  G-an g  des  Verfahrens  in  der  eidgenössischen 
Instanz  regelt  Art.  30  des  Organisationsgesetzes. 

a.  Die  zwanzigtägige  Frist,  welche  zur  Einlegung  des 
Rechtsmittels  besteht,  wird  von  der  Ifittheilung  des  ange- 
fochtenen Urtheils  an  berechnet.  Die  Bestimmung  der  Form 
der  Mittheilung  kantonaler  Urtheile  steht  der  kantonalen  Gesetz- 
gebung zu.  Im  Falle  der  Umgehung  der  zweiten  kantonalen 
Instanz  (Art.  29  Abs.  3)  wird  die  Frist  von  dem  Zeitpunkte 
an  zu  berechnen  sein,  mit  welchem  die  kantonale  Appellations- 
frist beginnt,  und  es  ist  daher  nicht  ausgeschlossen,  dass, 
wenn  diese  Appellationsfrist  weniger  als  20  Tage  beträgt,  die 
Parteien  sich  noch  nach  Ablauf  derselben  (wenn  also  das  Ur- 
theil  nach  kantonalem  Rechte  rechtskräftig  geworden)  auf 
Anrufung  des  Bundesgerichtes  einigen.  Der  Fall  wird  indess 
nicht  leicht  vorkommen.  Wird  dagegen  die  Weiterziehung 
gegen  ein  letztinstanzliches  kantonales  Urtheil  erklärt,  so  ist 
die  Bestimmung  des  Beginnes  der  Frist  nicht  so  einfach. 
Wo  nach  dem  kantonalen  Rechte  für  alle  oder  gewisse  Er- 
kenntnisse nur  die  mündliche  oder  nur  die  schriftliche  Er- 
öffnung stattfindet,  bietet  zwar  die  Berechnung  keine  Schwie- 
rigkeit; anders  verhält  es  sich,  wenn  beide  Eröffiiungsarten 
neben  einander,  d.  h.  nach  der  mündlichen  auch  noch  die 
schriftliche  Mittheilung,  vorgeschrieben  sind,  wie  z.  B.  nach 
§.  192  f.  des  Gesetzes  über  die  zürcherische  Rechtspflege. 
Es  liesse  sich  die  Ansicht  vertreten,  dass  darauf  abgestellt 
werden  müsse,  ob  das  kantonale  Urtheil  erst  mit  der  schrift- 
lichen oder  schon  mit  der  mündlichen  Eröffnung  rechts- 
kräftig werde  und  dass  im  letztern  Falle  die  Frist  wenig- 
klagen können,  und  nur  dem  Richter  (nnd  zwar  nicht  bloss  dem  kan- 
tonalen, sondern  auch  dem  Bundes  ger  ich  te)  nach  freiem  Ermessen  das 
Recht  znstehe,  vorerst  auf  zeitliche  Trennung  zu  erkennen,  ist  entschieden  un- 
richtig. Denn  wenn  die  Parteien  nicht  anf  zeitliche  Trennung,  sondern 
nur  anf  Scheidung  klagen  können,  so  ist  klar,  dass  sie  auch  gegen  ein 
Urtheil,  durch  welches  gemäss  ihrem  Antrage  auf  definitive  Scheidung  er- 
kannt worden,  kein  Rechtsmittel  ergreifen  und  nicht  in  der  Rechtsmittel- 
instanz einen  vor  dem  untern  Gerichte  nicht  zulässigen  Antrag  stellen 
können.  Sie  könnten  vielmehr  einleuchtend  nur  ihren  frühern,  bereits  gut- 
geheißenen, Antrag  wiederholen. 
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stens  insofern  von  der  mündlichen  Eröffnung  an  berechnet 
werden  müsse,  als  die  Partei,  welche  das  Rechtsmittel  er- 
ergreifen will,  bei  derselben  anwesend  gewesen.  Indessen 
scheint  es  mir  richtiger,  die  schriftliche  Mittheilung  für 
den  Beginn  der  Frist  als  massgebend  zu  betrachten  und  zwar 
nicht  bloss  desshalb,  weil  dadurch  alle  Complikationen  ver- 
mieden werden,  sondern  namentlich  auch  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  dieses  Verfahren  m.  E.  dem  Willen  des  Gesetz- 
gebers eher  entspricht.  Denn  wo  die  Prozessgesetze  beide 
Eröffnungsarten  vorschreiben,  lassen  dieselben  in  der  Regel 
die  Fristen  zur  Ergreifung  ordentlicher  oder  ausserordentlicher 
Rechtsmittel  erst  von  der  schriftlichen  Mittheilung  an  be- 
ginnen und  manifestirt  sich  gerade  hierin  die  Bedeutung  der 
letztern.  (Vgl.  eidg.  C.-P.-O.  Art.  193;  Ges.  betr.  die  zürch. 
Rechtspflege  §§•  664  u.  706.  Deutsche  R.-C.-P.-0.  §§.  477 
u.  514).  Die  wirksame  Einlegung  des  Rechtsmittels  un- 
mittelbar nach  der  mündlichen  und  vor  der  schriftlichen  Mit- 
theilung ist  indess  nicht  ausgeschlossen.  Im  Allgemeinen  ist 
noch  zu  bemerken,  dass  der  Tag,  an  welchem  die  Mittheilung 
des  kantonalen  Urtheils  erfolgt,  nicht  mitgerechnet  wird,  so 
dass  also  die  Parteien  volle  20  Tage  zur  Ergreifung  des 
Rechtsmittels  frei  haben,  und  dass  nach  einem  Beschlüsse  des 
Bundesgerichtes  (Amtl.  Samml.  d.  b.-g.  Entsch.  Bd.  II.  S. 
147  f.)  die  Frist  als  innegehalten  zu  betrachten  ist,  wenn 
die  Weiterzugserklärung  innerhalb  derselben  der  eidge- 
nössischen Post  übergeben  worden  '  ist.  Da  es  sich 
um  eine  gesetzliche  Frist  handelt,  ist  keine  Erstreckung,  son- 
dern nur  Wiedereinsetzung  gegen  deren  Ablauf  zulässig. 
Gleichwie  das  Vorhandensein  der  formellen  und  materiellen 
Voraussetzungen  des  Rechtsmittels  (Art.  29  Abs.  1)  ist  auch 
die  Einhaltung  der  Frist  von  Amtes  wegen  zu  prüfen.  Da- 
gegen findet  eine  Vorprüfung  durch  die  kantonalen  Gerichte 
nicht  statt.*)  Dass  die  Nichteinhaltung  der  den  kantonalen 
Gerichtsstellen  zur  Einsendung  der  Akten  an's  Bundesgericht 
festgesetzten  Frist  der  Partei,  welche  das  Rechtsmittel  ein- 
gelegt hat,  nicht  schaden  kann,  ist  selbstverständlich. 
*)  Vgl.  amtL  Samml.  d.  b.-g.  Entschd.  Bd.  II.  S.  510  f. 
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b.  Die  Form,  in  welcher  das  Rechtsmittel  einzulegen 
ist,  besteht  in  der  Abgabe  einer  hierauf  gerichteten  Erklärung 
bei  derjenigen  kantonalen  Gerichtsstelle,  welche  das  Urtheil 
erlassen  hat.  Die  Erklärung  kann  nicht  bloss  schriftlich,  son- 
dern auch  mündlich  erfolgen,  sofern  nach  dem  betreffenden 
kantonalen  Gesetze  die  Gerichtsbehörde  resp.  deren  Kanzlei 
zu  protokollarischer  Aufnahme  mündlicher  Erklärungen  ver- 
pflichtet oder  dieselbe  sonst  hiezu  bereit  ist.  Selbstver- 
ständlich muss  in  der  Erklärung  das  betreffende  Urtheil  deutlich 
bezeichnet  sein;  weitere  Requisite  sind  nach  dem  Gesetze 
nicht  zu  erfüllen.  Dagegen  hat  das  Bundesgericht  in  einem 
Kreisschreiben  an  die  kantonalen  Gerichte  den  Wunsch  aus- 
gesprochen, dass  die  Parteien  angehalten  werden  möchten, 
in  der  Weiterzugserklärung  auch  die  Anträge,  die  sie  vor 
Bundesgericht  stellen  wollen,  zu  formuliren.  Es  ist  natürlich 
sehr  zu  wünschen,  dass  dieser  Anordnung  des  Bundesgerichtes 
—  und  zwar  mehr,  als  es  bisher  geschehen  ist  —  Folge  ge- 
leistet werde.  Allein  da  nach  dem  Gesetze  die  Anträge  nicht 
als  wesentlicher  Bestandtheil  der  Weiterzugserklärung  er- 
scheinen, so  kann  weder  die  Unterlassung  der  Angabe  einen 
Nachtheil  für  die  betreffende  Partei  zur  Folge  haben,  noch 
ist  letztere  gehindert,  bei  der  mündlichen  Verhandlung  vor 
Bundesgericht  andere  resp.  weitergehende  Anträge  zu  stellen. 
Hoffentlich  wird  das  zukünftige  Gesetz  die  Vorschrift  auf- 
stellen, dass  die  Weiterzugserklärung  auch  die  Anträge 
enthalten  müsse. 

c.  Die  Wirkung  der  Einlegung  des  Rechtsmittels  an- 
gehend, so  besitzt  dasselbe,  wie  bereits  früher  hervorgehoben 
worden,  Suspensiveffekt.*)  Zu  erörtern  bleibt  hier  nur  noch 
das  Recht  derAnschliessung.  Das  Bundesgericht 
hat  den  Anschluss  zugelassen**),  m.  E.  mit  Unrecht.  Dass 
für  das  Verfahren  vor  Bundesgericht  die  kantonalen  Gesetze 
nioht  massgebend  sein  können,  also  nichts  darauf  ankommen 
kann,  ob  das  Prozessrecht  desjenigen  Kantons,  aus  welchem 

*)  Sielie  oben  S.  165. 

**)  Siehe  amtl.  Samml.  d.  b.-g.  Entsend.  Bd.  II.  S.  166;  Bd.  VI  S. 
156  und  andere  nicht  abgedruckte  Entscheidungen. 
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im  einzelnen  Fall  das  angefochtene  Urtheil  herrührt,  die  An- 
.Schliessung  gestatte  oder  nicht,  sondern  die  Entscheidung 
der  Frage  lediglich  auf  Grund  der  Art.  29  und  30  leg.  cit. 
einheitlich  für  die  ganze  Schweiz  zu  geben  ist,  bedarf  keiner 
weiteren  Begründung.  Nun  ist  das  Recht  der  Anschliessung 
eine  Institution  des  positiven  Rechtes  ;  es  versteht  sich 
keineswegs  von  selbst,  sondern  muss  im  Gesetze  ausdrück- 
lich anerkannt  sein.  Eine  solche  Anerkennung  enthalten  die 
angeführten  Gesetzesbestimmungen  nicht,  sondern  aus  deren 
Inhalt  (Art.  30  Abs.  1)  ist  auf  den  gegenteiligen  Willen 
des  Gesetzgebers  zu  schliessen.  Da  die  Partei,  welche  das 
Rechtsmittel  nur  für  den  Fall  ergreifen  will,  als  auch  der 
Gegner  von  demselben  Gebrauch  macht,  sich  mit  einer 
eventuellen  Weiterzugserklärung  helfen  kann,  so  scheint 
mir  für  die  Zulassung  des  Anschlusses  auch  kein  Bedürfnis» 
vorhanden  zu  sein.  Wohl  aber  kann  dieselbe  in  folgender 
Richtung  von  nachtheiligen  Folgen  sein.  Nach  den  auch 
für  das  Verfahren  vor  Bundesgericht  als  Oberihstanz  zur  An- 
wendung kommenden  Bestimmungen  der  eidgen.  C.-P.-O.  soll 
unmittelbar  nach  der  Parteiverhandlung  die  Erlassung  und 
Verkündigung  des  Urtheils  erfolgen.  Diess  wird  nun  in  ver- 
wickelten Streitigkeiten,  z.  B.  in  Rechnungsprozessen,  ohne 
Nachtheil  für  die  Rechtssprechung  nicht  möglich  sein,  wenn 
erst  bei  der  mündlichen  Verhandlung  der  Anschluss  erklärt 
und  neue  Anträge  gestellt  werden,  daher  in  solchen  Fällen 
eine  Verschiebung  der  Berathung  und  Urtheilsausfällung  ein- 
treten müssen.  Ich  glaube  mich  nicht  zu  irren,  wenn  ich 
annehme,  dass  gerade  dieser  Umstand  wesentlich  die  eidge- 
nössischen Räthe  bestimmt  habe,  das  Recht  der  Anschliessung 
nicht  zu  gestatten.  Jedenfalls  dürfte  der  Gesetzgeber  es  als 
nothwendig  erachten,  sich  hierüber  bei  Revision  des  Gesetzes 
deutlich  auszusprechen,  und  für  den  Fall,  als  er  sich  für  die 
Zulassung  entscheiden  sollte,  mag  hier  folgender  Vorschlag 
seinen  Platz  finden.  Es  ist  früher  hervorgehoben  worden, 
dass  eine  Beweisaufnahme  über  das  Vorhandensein  des  in 
Art.  29  Abs.  1  festgesetzten  Streitwerthes  erst  nach  der 
Verhandlung   vor  Bundesgericht  vermieden,   vielmehr    dieser 
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Punkt  schon  vor  der  Verhandlung  geordnet  werden  sollte. 
Wenn  es  nun  auch  richtig  ist,  dass  das  Bundesgerioht  seine 
Kompetenz  von  Amtswegen  zu  prüfen  hat  und  dass  der- 
jenigen Partei,  welche  das  kantonale  Urtheil  weiterziehen 
will,  obliegt,  das  Vorhandensein  der  erforderlichen  Höhe  des 
Streitwertes  darzuthun,  so  ist  doch  klar,  dass  in  zweifel- 
haften Fällen  das  Bundesgericht  die  übereinstimmende  Taxation 
der  Parteien  als  massgebend  erachten  und  eine  Beweisauf- 
nahme über  den  Streitwerth  nicht  von  Amteswegen  anordnen 
wird.  (Vrgl.  Art.  94  der  eidgen.  C.-P.-O.)  Um  nun  einerseits  da- 
rüber, ob  die  Parteien  in  der  Taxation  des  Streitwerthes  einig 
.gehen  oder  ob  eineBeweisaufhahme  hierüber  erforderlich  sei,  vor 
der  mündlichen  Verhandlung  über  die  Hauptsache  Klarheit  zu 
.gewinnen  und  anderseits  dem  Rechte  der  Anschliessung  den 
nöthigen  Baum  zugeben,  dürfte  es  sich  empfehlen,  dass  das  Ge- 
setz die  kantonalen  Gerichtsstellen  verpflichtet,  vor  Einsendung 
der  Akten  an  das  Bundesgericht  von  einer Weiterzugserklärung 
sofort  der  Gegenpartei  durch  Verfugung  Kenntniss  zu  geben 
aind  derselben  eine,  vom  Gesetze  allgemein  zu  bestimmende, 
Frist  anzusetzen,  innert  welcher  sie  sich  sowohl  über  das 
Vorhandensein  des  erforderlichen  Streitwerthes  als  über  die 
Anschliessung  an  das  Rechtsmittel  auszusprechen  und  ihre 
Anträge  zu  stellen  hätte,  unter  der  Androhung,  dass  Still- 
schweigen als  Anerkennung  der  notwendigen  Höhe  des 
Streitwerthes,  beziehungsweise  als  Verzicht  auf  den  An- 
.schluss  ausgelegt  würde.  Selbstverständlich  wäre  dadurch 
dem  Bundesgerichte  das  Recht  nicht  genommen,  die  Sache 
von  Amteswegen  von  der  Hand  zu  weisen,  wenn  es  fände, 
dass  die  erforderliche  Höhe  des  Streitwerthes  nicht  erreicht  sei. 
d.  Schliesslich  ist,  was  das  Verfahren  vor  dem  Bundes- 
.gerichte  betrifft,  noch  hervorzuheben,  dass  dasselbe  ein  münd- 
liches ist,  —  schriftliche  Begründung  der  Anträge  wird 
nicht  zugelassen*)  —  und  dass  das  Ausbleiben  der  Parteien 
im  Verhandlungstermin  für  dieselben  in  der  Regel  unschäd- 
lich ist,  indem  es  für  sie  keine  weitere  Folge  hat,  als  dass 


*)  Vgl.  amtl.  SammL  <L  b.-g.  Entschdgn.  Bd.  VIII.  S.  341  f,  Erw.  1. 


192  Das  Rechtsmittel  der  Anrufung  des  Bundesgerichtes. 

sie  das  Recht  auf  mündliche  Begründung  ihrer  Anträge  ver- 
wirken. *)  Kontumazialfolgen  sind  an  das  Ausbleiben 
nicht  geknüpft.  Ja  es  ist  nicht  einmal  erforderlich ,  das» 
vor  Bundesgericht  bestimmte  Anträge  gestellt  werden.  Die 
Parteien  können  sich  einfach  auf  die  vor  den  kantonalen 
Gerichten  formulirten  Anträge  beziehen  und  diess  ist  anzu- 
nehmen, wenn  sie  gänzlich  stillschweigen  d.  h.  sich  auf  die  Ein- 
legung des  Rechtsmittels  bei  der  zuständigen  Gerichtsstelle 
beschränken. 

Ein  formloseres,  die  Parteien  weniger  beschwerendes 
Verfahren  ist  schwerlich  gedenkbar.  Leider  wissen  die  Par- 
teien diese  Wohlthat  des  Gesetzes  nicht  immer  gehörig  zu 
würdigen. 

4.  Was  nun  den  wesentlichsten  Punkt,  nämlich  den 
Inhalt  des  Rechtsmittels,  d.  h.  den  Umfang  angeht, 
in  welchem  dem  Bundesgerichte  die  Prüfung 
des  angefochtenen  Urtheils  zusteht,  so  stellt  das 
Gesetz,  —  abgesehen  davon,  dass  eine  Abänderung  des  kan- 
tonalen Urtheils  nur  insoweit  statthaft  ist,  als  die  Parteien 
darauf  antragen,  —  zweiBeschränkungen  auf.  Die  eine 
ist  bereits  oben  hervorgehoben  worden  und  besteht  darin,  das* 
das  kantonale  Recht  (materielles  und  Prozess-Recht)  dem 
Rechtsmittel  e  n  t  z  o  g  e  n  ist  ;  die  andere  Schranke,  welche 
mit  der  ersten  im  Zusammenhange  steht,  ergibt  Art.  30 
Abs.  4  leg.  cit.,  welcher  bestimmt,  dass  das  Bundes- 
gericht seinem  Urtheileden  von  den  kan- 
tonalen Gerichten  festgestellten  Thatbe- 
stand  zu  Grunde  zu  legen  habe.  Weitere  Be- 
schränkungen bestehen  nicht  und  sogar  die  beiden  genannten 
sind  nicht  rein  durchgeführt,  indem,  wie  später  zu  zeigen 
ist,  die  Feststellung  des  Thatbestandes  nicht  ausschliesslich 
den  kantonalen  Gerichten  zusteht,  sondern  die  allfällig  bei 
der  bundesgerichtlichen  Verhandlung  sich  als  nothwendig  er- 
weisende Ergänzung  desselben  durch  das  Bundesgericht  zu  ge- 
geschehen  hat,  wobei  letzteres  auch  in  die  Lage  kommt,  kan- 


*)  Vgl.  amtl.  Samml.  d.  h.-g.  Entsch.  Bd.  IV.  S.  632  f. 
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tonales  Recht  anwenden  zu  müssen.  Um  die  Beschränkungen, 
welche  schon  vielfachen  Missverständnissen  ausgesetzt  ge- 
wesen sind,  richtig  zu  verstehen,  erscheint  es  vor  Allem 
nöthig,  den  Begriff  des  Thatbestandes  festzustellen. 
Es  ist  schon  die  Ansicht  vertreten  worden,  dass  als  That- 
bestand nur  zu  betrachten  seien  die  in  dem  kantonalen 
Urtheile  festgestellten  Thatsachen,  d.  h.  die  nach  meh- 
reren (nicht  allen)  kantonalen  Prozessgesetzen*)  in  das  Ur- 
theil  auf  Grundlage  der  Akten  aufzunehmende  gedrängte  Dar- 
stellung der  thatsächlichen  Verhältnisse  und  der  Parteianträge 
(der  sog.  faktische  Theil)  nebst  den  in  den  Entscheidungs- 
gründen enthaltenen  thatsächlichen  Feststellungen.  Von  dieser 
Ansicht  ist  zu  sagen,  dass  dieselbe,  so  sehr  es  für  das  Bundes- 
gericht angenehm  wäre,  wenn  die  Sache  so  geordnet  wäre, 
de  lege  lata  vollständig  unbegründet  ist.  Dieselbe  würde  mit 
Notwendigkeit  erfordern,  dass  das  eidg.  Gesetz  einerseits 
jene  Form  für  die  Feststellung  des  Sachverhaltes  vorschriebe, 
also  die  kantonalen  Gerichte  verpflichtete,  die  Anträge  der 
Parteien  und  die  zu  deren  Begründung  angeführten  Thatsachen, 
sowie  die  Vorgänge  des  Verfahrens  in  dem  Urtheile  selbst  zu 
verurkunden,  und  anderseits  die  in  dieser  Form  erfolgten  Fest- 
stellungen für  das  Bundesgericht  massgebend  erklärte.  Hievon 
ist  aber  überall  keine  Bede.  Weder  stellt  das  Bundesgesetz 
eine  solche  Formvorschrift  auf,  noch  enthält  dasselbe  die  Be- 
stimmung, dass  der  in  dem  kantonalen  Urtheile  festge- 
stellte Thatbestand  dem  Erkenntnisse  des  Bundesgerichtes  zu 
Grunde  zu  legen  sei,  sondern  es  spricht  von  dem  von  den 
kantonalen  Gerichten  festgestellten  Thatbestand.  Für  die 
Form,  in  welcher  diese  Feststellung  zu  geschehen  hat,  sind 
daher  einzig  die  kantonalen  Prozessgesetze  massgebend  und 
es  dürfte  sich  ja  sogar  fragen,  ob  der  Bund  compétent 
wäre,  abweichende  Vorschriften  aufzustellen.  Was  nun  aber 
die  kantonalen  Prozessgesetze  angeht,  so  verlangen  aller- 
dings mehrere  derselben  (in  Uebereinstimmnng  mit  Art.  185 


*)    So    züreh.    Gesetz    über  die  Rechtspflege    $$.  48T>  und  ÜISU.     Vgl. 
aueh  Eidg.  C.-P.-O.  Art.  185. 

Zeiucbr.  für  schweizerisches  Recht.    Neue  Folge  III.  13 
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der  eidg.  C.-P.-O.)  eine  Darstellung  der  wesentlichen  that- 
sächlichen  Verhältnisse  und  der  Anträge  der  Parteien  in  dem 
Urtheile;  allein  sie  legen  dieser  Darstellung  keineswegs 
(wenigstens  nicht  durchweg,  sondern  nur  ganz  ausnahms- 
weise) die  Bedeutung  einer  richterlichen  (für  die  höhere  In- 
stanz massgebenden)  Feststellung  des  Sachverhalts  bei,  welche 
das  Zurückgehen  auf  die  Akten,  auf  welcher  sie  beruht,  entbehr- 
lich machen  oder  gar  ausschliessen  würde.  Dieselbe  hat  nur 
formale  Bedeutung;  sie  soll  die  rasche  Orientirung  über  den 
Streitgegenstand  und  den  Gang  des  Verfahrens,  besonders 
die  Beweiserhebung,  für  Parteien  und  Richter  erleichtern 
und  wird  in  der  Regel  ohne  Mitwirkung  des  Gerichtes  von 
der  Gerichtskanzlei  angefertigt.*)  Eine  Ausnahme  trifft 
nur  zu  für  diejenigen  wenigen  Kantone,  in  welchen  weder 
ein*  schriftliches  Vorverfahren  noch  eine  besondere  Protokol- 
lirung  der  mündlichen  Parteiverhandlungen  stattfindet,  son- 
dern die  Anträge  und  Vorträge  der  Parteien  lediglich  im 
Urtheile  selbst  vorgemerkt  werden.  Hier  ist  natürlich  der 
Inhalt  des  Urtheils  für  das  Bundesgericht  massgebend. 

Als    Thatbestand   im    Sinne  der  bundesgesetzlichen  Be- 
stimmung ist  zu  erklären  das  gesammte  vor    den  kan- 


*)  So  ist  es  unbedingt  nach  zürch.  Rechte.  Für  das  Vorbringen  der 
Parteien  (Anträge,  Klagebegründung,  Einreden,  Beweisanerbieten  u.  s.  w.) 
bildet  nicht  der  sog.  factische  Theil  des  Urtheils,  sondern  ausschliesslich 
das  Verhandlungs-Protokoll  Beweis  ;  ebenso  bezüglich  der  Aussagen  der 
Zeugen  und  der  sämmtlichen  Vorgänge  des  Verfahrens.  Eine  Ausnahme 
machen  nur  die  zweitinstanzlichen  Urtheile,  indem  neue  thatsächliche 
Behauptungen,  Einreden,  Bestreitungen  und  Anerkennungen,  soweit  solche 
gemäss  §.676  der  zürch.  C.-P.-O.  noch  vor  zweiter  Instanz  erfolgen,  manchmal 
(richtiger  Weise?)  nur  in  den  Erwägungen  des  obergerichtl.  Urtheils 
Erwähnung  finden.  —  In  Folge  bundesgerichtlichen  Kreisschreibens  haben 
einige  Obergerichte  in  sehr  anerkennenswerther  Weise  angefangen,  den 
ganzen  Thatbestand  im  Urtheile  selbst  festzustellen  und  zwar  in  einer 
Weise,  welche  als  durchaus  erschöpfend  und  zuverlässig  bezeichnet  werden 
darf.  Kann  diese  Feststellung  auch  nicht  das  Zurückgehen  auf  die  Akten 
ersetzen  resp.  entbehrlich  machen,  so  erleichtert  sie  doch  das  Aktenstudium 
wesentlich.  —  Vrgl.  auch  S  t  o  o  s  in  der  Zeitschrift  des  bern.  Juristen- 
vereins Bd.  XIX  S.  434. 
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tonal  en  Instanzen  vorgebrachte  Verhandlungsma- 
terial, wie    sich  dasselbe  nach  der  in  den  Akten 
oind   dem  Urtheil   (in  der  kantonalgesetzlioh  vorgeschrie- 
benen resp.  zulässigen  Form)  enthaltenen  Beurkundung 
und    Würdigung    des    kantonalen    Gerichts    dar- 
stellt.    Darunter  fallen  also  die  (sowohl  in  der  Hauptsache 
..gestellten,    als  die  prozessualischen)    Anträge    der   Parteien 
und  die  zu  deren  Begründung  vorgebrachten  Thatsachen  (An- 
griffs- undVertheidigungsmittel,  Klagethatsachen,  Einredethat- 
«achen  u.  s.  w.),  überhaupt  das  gesammte  thatsächliche  Vor- 
bringen der  Parteien,   die  Erklärungen  (Bestreitungen,   An- 
erkennungen)  derselben,  die  Beweisanerbieten,  die  Erhebung 
der  Beweise,  überhaupt  die  sämmtlichen  bekundeten  Vorgänge 
-des  Verfahrens  und  die  rein  thatsächliche  Würdigung 
•  des    Vorbringens  der  Parteien    und    des    Beweisergebnisses. 
Letztere  wird  in  der  Regel  im  XJrtheile  (im  Endurtheile  oder 
-einem  demselben  vorhergehenden  Vor-  oder  Zwischenurtheile) 
und    zwar    in    dessen  Fntscheidungsgründen   enthalten   sein 
und  soweit  diess  der  Fall  ist,   ist  der  Inhalt  des  kantonal- 
. gerichtlichen    Urtheils    für    das   Bundesgericht    massgebend. 
Die  übrigen   Theile    des    Thatbestandes  sind  dagegen,    wie 
bereits  bemerkt,  in  weitaus  den  meisten  Fällen  nicht  im  XJr- 
theile, sondern  in  den  auf  den  Rechtsstreit  bezüglichen  Akten 
»(Protokollen,  Rechtsschriften  u.  s.  w.)  festgestellt  und  ist  daher 
-ein  Zurückgehen  des  Bundesgerichts  auf  den  Inhalt  der  Pro- 
.zessakten  in  allen  Fällen  unumgänglich.   Die  Thatsachen 
müssen,  um  es  kurz  zusagen,  da  entnommen  wer  den, 
wo  sie  sich  in  dem  eingesandten  Aktenmaterial 
festgestellt  finden. 

Die  Consequenzen,  welche  sich  daraus  ergeben, 
«dass  das  Bundesgericht  seinem  Urtheile  den  von  den  kan- 
tonalen Gerichten  festgestellten  Thatbestand  zu  Grunde  zu 
legen  hat  und  das  kantonale  Recht  dem  Rechtsmittel  ent- 
zogen ist,  bestehen  einerseits  darin,  dass  jedes  neue 
Vorbringen  vor  ß  und  e  sger  i  cht  unbedingt 
ausgeschlossen  ist,  also  neus Ansprüche  und  Anträge 
^Erweiterungen    oder    Veränderungen    der    vor  dem  letzten 
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kantonalen  Gerichte  gestellten  Anträge)  nicht  gestellt,  sowie^ 
neue  thatsächliche  Behauptungen  oder  Beweismittel  zur  Recht- 
fertigung der  frühern  Anträge  nicht  vorgebracht,  beziehungs- 
weise nicht  berücksichtigt  werden  dürfen,  —  und  ander- 
seits darin,  class  die  rein  thatsächlichen  An- 
nahmen des  letzten  kantonalen  Gerichts 
weder  mit  der  Behauptung,  dass  der  kan- 
tonale Richter  zu  einem  unrichtigen  Er- 
gebnisse gelangt  sei,  n  och  aus  dem  Grunde, 
weil  es  bei  Beurtheilung  der  Thatfragen 
gesetzwidrig  zugegangen  sei,  beim  Bundes- 
gerichte angefochten  werden  können,  über- 
haupt alle  Beschwerden,  welche  das  vor  den 
kantonalenGerichtenbeobachteteVerfahren 
beschlagen,  ausgeschlossen  sind.v  Hievon  be- 
steht, wie  früher  hervorgehoben  worden  und  noch  zu  erörtern 
ist,  nur  insofern  eine  Ausnahme,  als  für  die  Peststellung  der 
Thatsachen  eidgenössisches  Recht  massgebend  war  und  das- 
selbe aus  Irrthum  über  dessen  Existenz  oder  dessen  Inhalt 
dabei  nicht  oder  nicht  richtig  angewendet  worden  ist. 

Was  speziell  das  Verbot  neuen  Vo rbringens 
betrifft,  so  ist  es  selbstverständlich,  dass  Unterlassungen, 
welche  vor  den  kantonalen  Gerichten  begangen  worden  sind, 
vor  Bundesgericht  nicht  gut  gemacht  werden  können.*)- 
Allein  das  Verbot  trifft  auch  das  Vorbringen  solcher  That- 
sachen, die  trotz  Anwendung  des  erforderlichen  Pleisses  vor 
den  kantonalen  Gerichten  nicht  vorgebracht  werden  konnten, 
weil  sie  sich  erst  später  ereignet  haben  oder  weil  sie  den 
Parteien  ohne  ihre  Schuld  nicht  bekannt  waren.  Im  1  e  t  z  t er  n 
Falle, sowie  wenn  neue  Beweismittel  entdeckt  worden 
sind,  ist  der  Weg  der  Wiederherstellung  (Revision)  gegen 
das  kantonale  Urtheil  zu  beschreiten,  soweit  das  kantonale 
Prozessrecht  dieses  Rechtsmittel  kennt;  im  erstem  Falle 
ist  ein  neuer  Prozess  anzuheben,  beziehungsweise  die  That- 


*)  Vgl.  amtl.  Sammlung  d.  b.-g.  Entschdg.  Bd.  VI.  S.  640. 
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-sache  dem  kantonalen  TJrtheile  im  Executionsverfahren  ent- 
gegenzustellen. Die  Abänderung  des  kantonalen  Urtheils 
durch  das  Bundesgericht  ist  auf  Grund  solcher  Thatsachen 
und  Beweismittel  nicht  zulässig.*) 

Und  was  speziell  die  Unzulässigkeit  der  An- 
fechtungderthatsächlichenFeststellungen 
und  von  Beschwerden  über  das  Verfahren 
angeht,  so  folgt  daraus,  dass  weder  die  formelle  Nichtigkeit 
desVerfahrens  noch  überhaupt  die  Verletzung  von  Vorschriften 
des  kantonalen  formellen  oder  materiellen  Prozessrechtes  vor 
Bundesgericht  geltend  gemacht  werden  kann.  Die  Anfech- 
tung der  thatsächlichen  Feststellungen  mit  der  Behauptung, 
•dass  bei  der  Beurtheilung  der  Thatfragen  prozessualische 
Vorschriften  verletzt  worden  seien,  dass  das  kantonale  Ge- 
richt im  Widerspruche  mit  den  Akten  eine,  (rechtzeitig) 
bestrittene  Thatsache  als  unbestritten  oder  eine  anerkannte 
Thatsache  als  geleugnet  erklärt,  eine  nicht  vorgebrachte 
Thatsache  ala  behauptet  oder  eine  rechtzeitig  vorgebrachte 
Thatsache  als  nicht  (resp.  nicht  rechtzeitig)  behauptet  angenom- 
men habe,  ist  unzulässig,  ohne  Unterschied,  ob  der  Irrthum  des 
kantonalen  Gerichts  oder  die  Verletzung  einer  (wesentlichen 
oder  unwesentlichen)  prozessualischen  Vorschrift  deutlich  er- 
kennbar sei  oder  nicht  ;  denn  das  Gesetz  bindet  das  Bundes- 
gericht unbedingt,  ohne  Gestattung  von  Ausnahmen,  an  die 
thatsächlichen  Annahmen  der  kantonalen  Instanz.**)    Ebenso 

*)  Siehe  unten  S.  218.   Ordnet  das  Bundesgericht  aber  eine  Aktenver- 
vollständigung  gemäss  Art.  30  Abs.  4  an,  so  können  auch  neuentdeckte  Be-\ 
weismittel  benutzt  werden,  soweit  die  Produktion  an  Beweismitteln'noch  zu- 
gelassen wird.    Siehe  hierüber  weiter  unten  S.  201  ff. 

**)  Ob  bei  der  Revision  des  Gesetzes  eine  Ausnahme  dahin  zu  machen 
sei,  dass  dem  Bundesgerichte  die  Befugniss  eingeräumt  wird,  bei  offen- 
barem Irrthum  des  kantonalen  Gerichts  von  dessen  Feststellung  abzu- 
gehen, mag  zu  erwägen  sein.  In  den  meisten  Fällen  wird  der  Entscheid,  ob 
ob  ein  Irrthum  vorliege,  sehr  schwierig  und  ohne  Einvernehmung  des  kantonalen 
Gerichtes  kaum  mit  Sicherheit  möglich  sein.  Zudem  sind  die  Fälle  offen- 
baren Irrthum  s  äusserst  selten.  —  lieber  die  Geltendmachung  solcher 
Mängel,  welche  vor  Bundesgericht  nicht  gerügt  werden  können,  mittelst 
•des  nach  kantonalem  Rechte  zulässigen  Rechtsmittels  der  Nichtig- 
keitsbeschwerde s.  u.  S.  214  ff. 


►i'f»« 
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ist  der  Prüfung  des  Bundesgerichts  die  Frage  entzogen,    ob- 
der  Beweis    für    die    vom   kantonalen  Richter   als  bewiesen: 
(existent)  oder  nicht  bewiesen  (nicht  existent)  erklärten  (äus- 
sere^ und  inneren)  Thatsachen  wirklich  geleistet  sei  oder  nichtr 
mit  andern  Worten,  ob  der  kantonale  Richter  das  Beweismate- 
rial reinthatsächlich  —  im  Gegensatz  zu  der  Jurist  i- 
sehen    Auffassung    der   Thatsachen    —   richtig  gewürdigt 
habe  und  ob  das  Beweisverfahren  an  Mängeln  leide  oder  nicht.*)- 
Gerade  der  Umstand,  dass  diese  Würdigung  in  vielen  Fällen 
nicht  controlirbar   und    daher  eine  Ueberprüfung  unmöglich» 
wäre,    hat  ja  den  Gesetzgeber  bestimmt,    den  von  den  kan- 
tonalen Gerichten  festgestellten  Thatbestand  für  das  Bundes- 
gericht bindend   zu  erklären.     Es  liesse  sich  daran  denken^ 
eine  Ausnahme  bezüglich   des   schriftlichen  Beweismaterials 
(Urkunden)  zu  machen,  das  gegenwärtige  Gesetz  kennt  aber 
eine  solche  ebensowenig,  wie  bezüglich  derjenigen  rein  that- 
sächlichen  Annahmen,  zu  welchen  das  Gericht  durch  Schluss- 
f  olgerungen  gelangt  ist  (Folgerung  aus  indizirenden  That- 
sachen auf  die  definitiv  entscheidende  Thatsache).   Auch  zwi- 
schen   den   i  n  n  e  r  n   (z.   B.  Interpretation    von    Willenser- 
klärungen, Feststellung  der  Absicht  des  Handelnden  u.  s.  w.)< 
und    äussern    Thatsachen   unterscheidet   das   Gesetz   nicht, 
so    dass    auch    die  Feststellung  innerer  Thatsachen  für  das 
Bundesgericht  bindend  ist. 

Dagegen  besteht  eine  Ausnahme  insofern  als  für  Beur* 
theilung  der  Thatfragen  materielles  e  i  dg  e  n  ö  ssis  che  s  Re  cht 
(gesetzliche  Beweisregeln,  civilrechtliche  Präsumtionen,  Aus- 
legungsgrundsätze) massgebend,  bezw.  bei  derselben  verletzt 
worden  ist  Denn  nicht  nur  trifft  hier  der  Grund,  aus  welchem  das- 
Bundesgericht  an  den  von  den  kantonalen  Gerichten  festgestellten 
Thatbestand  gebunden  worden  ist,  nicht  zu,  sondern  es  gehörtr 
soweit  die  richtige  Anwendung  von  Bestimmungen  des  ma- 
teriellen Rechtes  in  Frage  steht,  die  Ueberprüfung  der  kan- 
tonalen Entscheidung  gerade  zur  Aufgabe  des  Bundesgerichtes.. 

Und  was  die  ei d gen.  prozessrechtlichen  Vorschriften. 


*i    Vgl.    arati.  Samml.  d.  b.-g.  Entschdg.    Bd.  Vili.    S.  821    Erw.  8. 
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anbelangt,  so  ist  stets  davon  ausgegangen  worden,  dass  wegen 
Verletzungen  bundesgesetzlicher  Bestimmungen  bei  den 
Bundesbehörden  Beschwerde  geführt  werden  könne  und  es 
entspricht  diese  Ansicht  gewiss  dem  Sinn  und  Geiste  sowohl 
der  Bundesverfassung,  als  des  Organisationsgesetzes.  Die 
Bundesbehörde,  welche  zur  Beurtheilung  von  Beschwerden 
über  Bundesvorschriften  bezeichneter  Art  zuständig  ist,  kann 
aber  sowohl  nach  der  Natur  der  Sache,  als  nach  der  gesetzlichen 
Competenzausscheidung  nur  das  Bundesgericht  sein  und  da- 
her einzig  in  Frage  kommen,  ob  der  staatsrechtliche  Rekurs 
oder  die  Weiterziehung  nach  Art.  29  das  zulässige  Rechts- 
mittel sei.   Hierüber  ist  oben  (S.  178  f.)  gehandelt  worden. 

Von  selbst  versteht  sich  endlich,  dass  wenn  eine  Partei 
glaubt,  dass  das  Protokoll  über  die  Parteiverhandlungen,  die 
Zeugeneinvernahme  oder  andere  gerichtliche  Vorgänge  nicht 
richtig  aufgenommen  sei,  Auslassungen  enthalte  u.  s.  w ,  sie 
die  Berichtigung  bei  derjenigen  kantonalen  Gerichtsstelle 
veranlassen  muss,  welche  den  Vorgang  bekundet  hat.  So 
lange  die  Berichtigung  nicht  ausgewirkt  ist,  sollte  unbedingt 
an  dem  Inhalte  der  Akten  festgehalten  werden,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  die  Gegenpartei  die  Begründetheit  der  Rüge 
anerkennt  oder  nicht. 

Was  dagegen  die  Anwendung  des  objektiven  mate- 
riellen Rechts  auf  den  festgestellten  Thatbestand 
betrifft,  so  ist  das  Bundesgericht  im  weitesten  Umfange  zur 
Ueberprüfung  des  kantonalen  Urtheils  kompetent,  soweit  die 
Streitigkeit  nach  eidgen  össischem  Rechte  zu  entschei- 
den ist  (siehe  oben  II,  1  ad  c).  Die  juristische  Auf- 
fassung der  Thatsachen,  d.  h.  die  Frage,  ob  und 
welche  Bedeutung  denselben  auf  dem  Rechtsgebiete  zu- 
komme, ob  und  welche  juristische  Wirkungen  sich  an  dieselben 
knüpfen,  untersteht  daher  als  Rechtsfrage  innerhalb  der  eben 
bezeichneten  Schranke  ganz  der  Ueberprüfung  des  Bundes- 
gerichtes*).   Die8S  geht  klar  sowohl  aus  der  oben  (S.  159  f.) 

*)  Vgl.  amtl.  Samml.  d.  b.-g.  Entschdg.  Bd.  V.  S.  594  ;  Bd.  VIII. 
S.  518  Erw.  2  und  die  daselbst  angeführten  Entscheidungen  u.  s.  w. 
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zum  Abdrucke  gebrachten  Botschaft  des  Bundesrathes  als 
auch  daraus  hervor,  dass  das  Rechtsmittel  im  Gesetze  aus- 
drücklich nur  in  den  beiden  bezeichneten  Richtungen  be- 
schränkt ist.  Die  einzige  Begrenzung  findet  die  Freiheit  des 
Bundesgerichtes  bezüglich  der  Anwendung  des  objektiven  eidge- 
nössischen Rechtes  in  den  Anträgen  der  Parteien,  indem 
über  dieselben  nicht  hinausgegangen,  bezw.  das  kantonale 
Urtheil  nur  insofern  und  insoweit  abgeändert  werden  darf, 
als  die  Abänderung  von  den  Parteien  verlangt  wird.  Ist 
dies  auch  im  Gesetze  nicht  ausdrücklich  gesagt,  so  folgt  die 
Begrenzung  doch  aus  der  sowohl  den  (wenigstens  den  meisten) 
kantonalen  als  der  eidgenössischen  Prozessgesetzgebung  zu 
Grunde  liegenden  Verhandlungsmaxime.  Wie  die  Parteien 
auf  die  Ergreifung  des  Rechtsmittels  überhaupt  verzichten 
können,  so  sind  sie  auch  befugt,  mit  demselben  das  kantonale 
Urtheil  nur  theilweise  anzufechten;  weder  der  Inhalt  des  Ge- 
setzes noch  dessen  Entstehungsgeschichte,  noch  allgemeine 
prozessualische  Grundsätze  geben  Grund  zu  einer  gegen- 
teiligen Annahme.  Dagegen  ist  das  Bundesgericht  an  die 
von  den  Parteien  vorgebrachte  Begründung  ihrer  Anträge 
nicht  gebunden.  Es  hat  vielmehr  von  Amteswegen  zu  unter- 
suchen, ob  die  Streitigkeit  nach  eidgenössischem  oder  kan- 
tonalem (oder  ausländischem)  Rechte  zu  beurtheilen  sei,  und 
je  nach  dem  Entscheide  dieser  Frage  die  sachgemässe  Ver- 
fügung zu  treffen.  (Siehe  oben  II,  1  ad.  c).  Soweit  hienach  das 
Bundesgericht  kompetent  ist,  in  der  Sache  selbst  zu  ent- 
scheiden, ist  es  in  gleichem  Umfange,  wie  die  kantonalen 
Gerichte,  berechtigt  und  verpflichtet,  zu  untersuchen,  ob  die 
als  erwiesen  oder  doch  als  vorgebracht  festgestellten  That- 
sachen  (soweit  sie  nicht  aus  prozessualischen  Gründen,  wegen 
verspäteten  Vorbringens,  verspäteten  oder  ungenügenden  Bo* 
weisanerbietens  u.  s.  w.,  nach  den  Feststellungen  des  kan- 
tonalen Gerichtes  ausser  Betracht  fallen)  so  beschaffen  seien, 
dass  durch  deren  Unterstellung  unter  die  massgebenden  Rechts- 
sätze die  gänzliche  oder  theilweise  Existenz  des  geltend  ge- 
machten Anspruchs  (bezw.  die  Begründetheit  einer  Einrede 
u.  s.  w.)  sich  ergebe,  mit  anderen  Worten,  ob  die  festgestellten 
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konkreten  Thatsachen  solche  Thatsachen  seien,  an  welche 
das  objective  Recht  solche  juristische  Wirkungen  knüpft, 
welche  die  (ganze  oder  theilweise)  Gutheissung  oder  Ab-  « 
Weisung  der  Klage  bedingen.  Entspricht  die  angefochtene 
kantonale  Entscheidung  dem  massgebenden  eidgenössischen 
Rechte,  so  ist  dieselbe  zu  bestätigen,  mag  sie  aus  den  darin 
angeführten  oder  aus  den  von  der  obsiegenden  Partei  geltend 
gemachten  oder  aus  anderen  Gründen  als  richtig  erscheinen. 
Beruht  sie  dagegen  auf  Unkenntniss  des  Rechts,  so  muss  sie 
abgeändert  werden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ihre  rechtliche 
Unhaltbarkeit  aus  den  von  der  anfechtenden  Partei  vorge- 
brachten oder  aus  anderen  Gründen  resultirt.*) 

Nun  kann  aber  die  sofortige  Erlassung  des  Endurtheils 
•desshalb  unmöglich  sein,  weil  der  Thatbestand  von  dem 
kantonalen  Richter  ungenügend  festgestellt  d.h. 
für  eine  vom  letztern  als  (rechtzeitig)  vorgebracht  festgestellte 
jedoch  (rechtzeitig)  bestrittene  Thatsache,  von  deren  Existenz 
die  Gutheissung  oder  Abweisung  der  Klage  ganz  oder  theil- 
weise  abhängt  (relevante  Thatsache),  aus  Versehen  oder 
weil  das  kantonale  Gericht  sie  für  irrelevant,  unerheblich, 
hielt,  Beweis  nicht  erhoben  worden  ist.  Diesen  Fall  be- 
handelt der  vom  Nationalrathe  dem  Art.  30  Abs.  4  zugefügte 
Schlusssatz  und  hier  ist  nun  der  Ort,  um  auf  das  im  Ein- 
gange dieses  Aufsatzes  signalisirte  Missverständniss  der  vor- 
berathenden  Behörden  zurückzukommen.  Wie  bereits  her- 
vorgehoben worden  und  in  der  bundesräthlichen  Botschaft 
ausdrücklich  betont  ist,  wollte  auch  der  Entwurf  des  Bundes- 
*)  Dadurch  unterscheidet  sich  das  Rechtsmittel  wesentlich  von  der 
Nichtigkeitsbeschwerde,  bei  welcher  eine  Prüfung  des  angefochtenen  UrtheiLs 
nur  in  denjenigen  Eichtungen  stattfindet,  in  welchen  ein  Angriff  gegen 
dasselbe  erhoben  worden  ist.  Man  könnte  versucht  sein,  das  Rechtsmittel 
als  erweiterte  Nichtigkeitsbeschwerde  zu  bezeichnen,  allein  dieser 
Auffassung  steht  entgegen,  dass  der  Zweck  desselben  nicht  Aufhebung, 
sondern  Abänderung  des  kantonalen  Urtheils  ist.  Auch  die  Bezeichnung 
desselben  als  auf  den  Rechtspunkt  beschränkte  Berufung  trifft 
nicht  zu,  da  Rechtsverletzungen  im  Verfahren  das  Rechtsmittel  nicht 
-(oder  doch  nur  ausnahmsweise)  begründen.  Soweit  Rechtsverletzungen 
im  Urtheil  dem  Rechtsmittel  unterliegen,  nimmt  dagegen  das  Bundes- 
gericht ganz  die  Stellung  einer  Appetlationsinstanz  ein. 
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rathes  dein  Bundesgerichte  in  der  Anwendung  des  materiellen' 
Privatrechts  auf  den  festgestellten  Thatbestand  volle  Freiheit 
einräumen  und  Ihm  den  Entscheid  sämmtlicher  nach  eidge- 
nössischem Rechte  zu  beurtheilenden  Rechtsfragen  über- 
tragen. Ist  diess  aber  richtig,  so  musste  auch  der  Ent- 
scheid über  die  Relevanz  einer  vorgebrachten  Thatsache 
in  letzter  Instanz  dem  Bundesgerichte  zustehen.  Denn  die 
Frage,  welche  Thatsachen  eine  Fartei  behaupten  (und  nöthi- 
genfalls  beweisen)  müsse,  um  mit  einem  Klageanspruch,  einer 
Einrede,  Replik  u.  s.  w.  durchzudringen,  ist  zweifellos  eine 
aus  dem  materiellen  Rechte  zu  lösende  Rechtsfrage.  Das 
materielle  Recht  bestimmt  die  Thatsachen,  von  deren 
Vorhandensein  die  Existenz  eines  Rechtes  (Anspruchs)  ab- 
hängt (die  rechtserzeugenden  Thatsachen),  sowie  diejenigen, 
welche  die  Entstehung  des  Rechts  zu  hindern,  bezw.  die 
\  Aufhebung  desselben  herbeizuführen  vermögen  (die  rechts- 
!  hindernden  und  rechtsvernichtenden  Thatsachen).  Wenn  da- 
"  her  das  kantonale  Gericht  eine  erhebliche  Thatsache  mit 
Unrecht  als  unerheblich  betrachtet  oder  wenn  es  dieselbe 
übersehen  und  desshalb  nicht  zum  Gegenstand  der  Beweis- 
erhebung gemacht  hat,  so  verletzt  der  hierauf  beruhende  in 
der  Hauptsache  ergangene  unrichtige  Entscheid  das  objective 
materielle  Recht  und  kann  gegen  diese  Verletzung  beim 
Bundesgerichte  Abhülfe  verlangt  werden.  So  sagen  auch  die 
Motive  zur  deutschen  Reichscivilprozessordnung  im  Anschlüsse 
.an  Unger,  System  des  österr.  Privatrechts  Bd.  II,  S.  562  ff.: 
„Die  Frage,  wer  zu  beweisen  habe,  löst  sich  in  die  Frage 
auf,  was  zu  beweisen  sei;  die  Beantwortung  dieser  Frage 
aber  richtet  sich  nach  der  Beantwortung  der  Frage,  was  zu 
behaupten  sei,  eine  Frage,  deren  Entscheidung  davon  ab- 
hängt, welche  Thatsachen  nach  dem  materiellen  Rechte 
zu  den  Klage-  (Replik-)  Thatsachen  oder  zu  den  Einrede- 
(Duplik-)  Thatsachen  zu  rechnen  sind."*)    Es  ist  auch  voll- 

*)  Vgl.  auch  Dernburg,  System  des preuss.  Privatrechts.  Bd.  I.  §  126 ff. 
Das  Bundesgericht  hat  sich  daher,  wenn  es  erforderlich  erscheint,  in  seinem! 
UrtheUe  auch  über  die  Beweislast  auszusprechen,  namentlich  z.B.  wenn 
eine  streitige  Thatsache  nicht  bewiesen  ist  u.  s.  w. 
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kommen  klar,  dass  ohne  Feststellung  der  relevanten  That- 
8achen  das  Gericht  die  in  einem  Processe  zu  entscheidenden 
Rechtsfragen  gar  nicht  beantworten  kann,  und  es  erscheint 
mir  daher  geradezu  undenkbar,  dass  der  bundesräthliche  Ent- 
wurf und  die  Mehrheit  der  nationalräthlichen  Commission  dem 
Bundesgerichte  die  Befugniss,  für  Feststellung  der  erheblichen 
Thatsachen  zu  sorgen,  habe  absprechen  wollen;  so  auffallend 
es  allerdings  ist,  dass  diese  Auffassung  des  Entwurfes  in  der 
Bundesversammlung  von  keiner  Seite  scheint  geltend  gemacht 
worden  zu  sein.  Sicher  ist,  dass  auch  bei  unveränderter  An- 
nahme desselben  das  Bundesgericht  in  dem  Inhalte  des  Ge- 
setzes kein  Hinderniss  hätte  erblicken  können,  jene  Fest- 
stellung zu  bewirken,  sondern  dass  es  vielmehr  dieselbe  als 
zu  seiner  Aufgabe  gehörend  hätte  betrachten  müssen.  Frag- 
lich hätte  nur  sein  können,  ob  das  Bundesgericht  die  Ver- 
vollständigung selbst  durchzufuhren  oder  die  Sache  an  das 
kantonale  Gericht  zur  Beweisaufnahme  und  neuer  Entschei- 
dung zurückzuweisen  habe,  während  diese  Frage  nun  durch 
den  erwähnten  Zusatz  dahin  gelöst  ist,  dass  das  kantonale 
Gericht*)  die  vom  Bundesgerichte  angeordnete  Aktenvervoll- 
ständigung zwar  vorzunehmen,  jedoch  kein  neues  Urtheil  aus- 
zufüllen hat,  sondern  das  Beweisergebniss  —  und  zwar  selbst- 
verständlich unter  Anwendung  der  gleichen  Beweisregeln, 
welche  für  die  in  der  Sache  vorher  urtheüenden  kantonalen  , 
Gerichte  massgebend  gewesen  sind,  —  einzig  vom  Bundes- 
gerichte zu  würdigen  und  sofort  das  Endurtheil  zu  erlassen  ist. 
Indessen  darf  dieser  Schlussatz  des  Art.  30  nicht  unbe- 
dingt auf  diejenigen  Fälle  beschränkt  werden,  wo  eine  *u  n- 
mittelbar  relevante  (d.  h.  eine  zum  Thatbestande  des 
geltend  gemachten  Anspruches  oder  einer  erhobenen  Einrede, 
Keplik,  Duplik  gehörige)  Thatsache  selbst  zum  Gegenstand 
des  Beweises  gemacht  werden  soll,  sondern  er  muss  auch  aul 
diejenigen  Thatsachen,  aus  welchen  kraft  civilrechtlicher  Vor- 
schrift (civilrechtlicher  Vermuthung)  auf  die  beweisbe- 
dürftige relevante  Thatsache  geschlossen  werden  muss,  ausge- 

*)  Vgl.  darüber,  welches  kant.  Gericht  (Unter-  oderObergericht)  die  Ver- 
vollständigung vorzunehmen  hat,  amtl.  Samml.  d.  b.-g.  Entschdg.  Bd.  IX.  S.  88  f. 
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dehnt  werden  ;  denn  in  diesem  Falle  handelt  es  sich,  wie 
wenn  eine  unmittelbar  erhebliche  Thatsache  in  Frage  steht, 
um  die  richtige  Anwendung  des  materiellen  Privat- 
rechtes. Je  nach  der  Wirkung,  welche  die  Rechtsver- 
muthung  hervorbringt,  ist  daher  im  einzelnen  Falle  zu  unter- 
suchen, ob  die  Herstellung  der  betreffenden  Thatsache  für 
sich  allein  oder  in  Verbindung  mit  der  übrigen  Aktenlage 
von  entscheidender  Bedeutung  fur  das  Endurtheil  sei,  und 
je  nach  dem  Ergebnisse  dieser  Untersuchung  eine  Aktenvervoll- 
ständigung  anzuordnen  oder  von  derselben  abzusehen.  Da- 
gegen darf  nicht  angenommen  werden,  dass  jener  Schluss- 
satz auch  diejenigen  Fälle  im  Auge  habe,  wo  weder  die 
streitige  relevante  Thatsache,  noch  eine  Thatsache  aus 
welcher  kraft  gesetzlicher  Vorschrift*  auf  jene  zu  schliessen 
ist,  Gegenstand  des  Beweises  sein  soll,  sondern  es  sich  nur 
um  den  Beweis  einer  Thatsache  handelt,  welche  nach  all- 
gemeinen Denkgesetzen  (Gesetzen  der  Logik  und 
der  Erfahrung)  einen  Schluss  auf  die  relevante  Thatsache  zu- 
lassen soll,  (indizir  ende  Thatsachen,  Indizien).  Denn  in 
diesem  Falle  kann  nicht  gesagt  werden,  dass  der  Entscheid 
des  kantonalen  Richters,  welcher  die  Beweisabnahme  ver- 
weigert hat,  auf  Unkenntniss  des  objektiven  Privatrechtes 
beruhe.  Natürlich  ist  diese  Frage  gegenstandslos,  wenn  das 
für  den  betreffenden  Fall  massgebende  kantonale  Prozess- 
recht diese  Art  des  Beweises  (Indizienbeweis)  nicht  zulässt, 
da,  wie  bereits  bemerkt,  das  Bundesgericht  an  das  kantonale 
Prozessrecht  gebunden  ist.  Wenn  aber  der  Beweis  nur 
des8halb  nicht  abgenommen  worden  ist,  weil  das  kantonale 
Gericht  die  betreffende  Thatsache  nicht  für  schlüssig  hielt, 
so  fragt  es  sich,  ob  das  Bundesgericht,  wenn  es  anderer 
Ansicht  ist,  Aktenvervollständigung  anordnen  könne.  Die 
Frage  ist  zu  verneinen.  Für  die  Bejahung  liesse  sich 
geltend  machen,  das  Gesetz  unterscheide  nicht  zwischen 
unmittelbar  und  mittelbar  entscheidenden  Thatsachen,  son- 
dern spreche  einfach  von  Thatsachen,  die  auf  die  Urtheiläfallung 
von  entscheidendem  Einflüsse  seien.  Der  Wortlaut  gebe 
daher  keinen  Grund  zu  der  Annahme,  dass  darunter  nur  die 
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unmittelbar  relevanten  Thatsachen  verstanden  seien,  welche 
den  dem  erhobenen  Ansprüche  oder  der  geltend  gemachten 
Einrede  zu  Grunde  liegenden  Thatbestand  ausmachen,  deren 
Existenz  allerdings  einzig  (unmittelbar)  entscheidend  sei. 
Unter  solchen  Umständen  erscheine  aber  die  Auslegung  die 
richtigere,  welche  eher  geeignet  sei,  dem  materiellen  Rechte 
zum  Siege  zu  verhelfen  ;  diese  Auslegung  sei  aber  die,  dass 
nicht  zwischen  unmittelbar  und  mittelbar  relevanten  That- 
sachen zu  unterscheiden,  sondern  im  einzelnen  Falle  aus 
der  konkreten  Aktenlage  zu  prüfen  sei,  ob  die  Herstellung 
einer  bloss  indizirenden  Sache  zur  Feststellung  einer  rele- 
vanten Thatsache,  von  deren  Existenz  die  Abänderung  oder 
Bestätigung  des  kantonalen  Urtheils  abhänge,  erforderlich 
sei  resp.  genüge.  Müsse  diese  Frage  bejaht  werden,  so  sei 
die  bloss  indizirende  Thatsache  auf  die  Urtheilsfällung,  wenn 
auch  nur  mittelbar,  von  entscheidendem  Einflüsse  und  daher 
die  Aktenvervollständigung  anzuordnen.  Allein  diese  Argu- 
mentation würde  übersehen,  einerseits  dass  die  Frage  nach 
der  Schlüssigkeit  einer  angeblich  indizirenden  Thatsache 
nicht  vom  materiellen  Rechte  gelöst  wird,  überhaupt  keine 
Rechts-  sondern  eine  Thatfrage  ist,  während  das  Bundes- 
gericht nur  die  Rechtsfragen  zu  entscheiden  hat,  und  ander- 
seits dass  jene  Auslegung  des  Schlusssatzes  zu  dem  wider- 
sinnigen Resultate  fuhren  würde,  dass  das  Bundesgericht  nur 
insofern  berechtigt  wäre,  die  Schlüssigkeit  einer  indizirenden 
Thatsache  zu  prüfen,  wenn  letztere  bestritten  und  des  Be- 
weises bedürftig  wäre,  während  dasselbe  an  den  Entscheid 
des  kantonalen  Gerichtes  gebunden  sein  würde,  wenn  die 
Thatsache  unbestritten  oder  bereits  erwiesen  ist  und  das 
kantonale  Gericht  dessenungeachtet  den  Beweis  für  die 
relevante  Thatsache  als  nicht  geleistet  erklärt  hat.  Denn  wie 
bereits  früher  bemerkt,  ist  das  Bundesgericht  an  die  kanto- 
nalgerichtliche Entscheidung  der  Thatfragen  gebunden,  ohne 
Unterschied,  ob  der  Beweis  für  eine  relevante  Thatsache 
von  der  Partei  direct  oder  durch  Schlussfolgerungen  geführt 
werden  will. 

Auf  der  andern  Seite  bedarf  aber  der  Schlusssatz  des  Art.  30 
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auch  einer  Kestriction.  Wörtlich  aufgefasst  würden  darunter 
alle  Fälle  zu  subsumiren  sein,  wo  das  kantonale  Gericht 
über  eine  unmittelbar  oder  kraft  civilrechtlicher  Prä- 
sumtion relevante  Thatsache  Beweis  nicht  erhoben  hat, 
ohne  Rücksicht  auf  den  Grund,  aus  welchem  dies  nicht  ge- 
schehen ist.  Dem  ist  aber  nicht  so.  Nach  dem  bereits 
früher  Gesagten  ist  das  Bundesgericht  an  die  Verfügungen 
der  kantonalen  Behörden  gebunden,  durch  welche  ein  Beweis- 
anerbieten,  sei  es  wegen  verspäteter  Vorbringung  (beziehungs- 
weise wegen  verspäteten  Vorbringens  der  Thatsache),  sei  es 
wegen  Unzulässigkeit  der  angerufenen  Beweismittel,  über- 
haupt aus  einem  anderen  Grunde  als  demjenigen 
der  Unkenntniss  des  objektiven  materiellen 
eidgenössischen  Rechts  verworfen  worden  ist.*)  Zu 
der  Annahme,  dass  die  Unterlassung  auf  letzterem  Grunde 
(oder  auf  blossem  Versehen)  beruhe,  ist  aber  das  Bundes- 
gericht in  allen  Fällen  befugt,  wo  ein  anderer  Grund  aus 
den  Akten  nicht  erkennbar  ist. 

Ob  eine  Wiederholung  der  vor  den  kantonalen  Ge- 
richten über  eine  Thatsache  erfolgten  Beweisaufnahme  un- 
bedingt ausgeschlossen  sei,  ist  zweifelhaft.  Für  den  unbe- 
dingten Ausschluss  spricht  der  Wortlaut  des  Gesetzes  („über- 
haupt nicht  zugelassen").  Die  Consequenz  erfordert  aber, 
dass  eine  Wiederholung  wenigstens  dann  zugelassen  werde, 
wenn  die  Beweisaufnahme  wegen  Irrthums  des  kantonalen 
Richters  über  die  Relevanz  einer  Thatsache  unvollständig 
gewesen  ist. 

Die  Bestimmung,  dass  die  Aktenvervollständigung  durch 
den  kantonalen  Richter  vorzunehmen  sei,  findet  ihre  Be- 
gründung darin  (und  will  zugleich  zum  Ausdruck  bringen), 
dass    auch    für    dieselbe     die    kantonalen    Bestimmungen 


*)  Vgl  amtl.  Samml.  der  b.-g.  Entschdg.  Bd.  VI,  S.  640:  auch  Bd. 
VIII,  S.  821,  Erw.  8.  So  kennt  z.  B.  das  züreh.  Prozessrecht  den  E  i  d 
nicht.  Andere  Prozessgesetze  lassen  den  Zeugenbeweis  nur  beschränkt 
zu.  Vgl.  diese  Zeitschrift  Bd.  XXIV.  S.  481  ff.  und  S.  527  ff.  (Gutachten 
von  Prof.  Zeerleder  und  Prof.  Car  rar  d). 
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.über  den  Beweis  (Beweismittel,  Beweisverfahren,  Beweis- 
würdigung) massgebend  sein  sollen.  Fraglich  kann  dabei  sein, 
ob  das  kantonale  oder  das  Bundesgericht  im  Laufe  des 
Verfahrens  entstehende  Streitigkeiten  über  die  Erheblichkeit 
der  Beweissätze  und  die  Zulässigkeit  der  Beweismittel  zu 
♦erledigen  habe.  In  einem  Spezialfälle  hat  das  kantonale 
Gericht  die  Akten  ohne  weiteres  dem  Bundesgerichte  zur 
Entscheidung  eingesandt  und  das  letztere  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  es  als  Prozessgericht,  das  kantonale  Gericht  nur 
.als  beauftragtes  erscheine,  über  solche  Streitigkeiten  erkannt.*) 
Diess  8chliesst  aber  nicht  aus,  dass  das  kantonale  Gericht 
von  Amtes  wegen  diejenigen  Befugnisse  ausübt,  welche  ihm 
das  kantonale  Processrecht  überträgt,  z.  B.  Rückweisung  ver- 
spätet eingereichter  Beweise  u.  s.  w. 

Ist  die  vom  kantonalen  Gerichte  mit  Unrecht  als  uner- 
heblich betrachtete  oder  übersehene  relevante  Thatsache 
unbestritten,  so  ist  ohne  weiters  das  Endurtheil  aus- 
zufällen; ebenso j  wenn  der  Beweis  für  dieselbe  bereits  in 
•den  Akten  liegt  und  sie  daher  eines  weitern  Beweises  nicht 
bedürftig  ist.  Das  Bundesgericht  hat  daher  immer,  bevor 
•es  einem  Antrage  auf  Aktenvervollständigung  Folge  gibt, 
erst  festzustellen,  ob  die  Thatsache  unbestritten  oder  bereits 
bewiesen  sei.  Selbstverständlich  ist  diese  Feststellung  auch 
dann  vorzunehmen,  wenn  die  Parteien  keinen  weitern  Beweis 
beantragen,  sondern  sich  lediglich  (ausdrücklich  oder  still- 
-schweigend)  auf  den  Inhalt  der  Akten  beziehen,**)  da  ja  die 
auf  Unkenntniss  des  objectiven  Rechtes  beruhende  Rechtsver- 
letzung unter  allen  Umständen  vom  Bundesgerichte  gut  gemacht 
werden  muss  und  eine  Rückweisung  an  die  kantonale  Instanz 
zur  Ergänzung  der    thatsächlichen  Feststellungen  in  kein  ein 


*)  Beschluss  des  Bundesgerichtes  vom  13.  Februar  1882  in  Sachen 
•der  Eheleute  Sandvoss  (nicht  abgedruckt). 

**)  Vgl.  amtl.  Samml.  d.  b.-g.  Entschdg.  Bd.  IX,  S.  91.  Das  Bundes- 
gericht ist  indess  schon  in  einer  Reihe  früherer  Fälle  ganz  gleich  ver- 
fahren, jedoch  ohne  diess  in  der  Begründung  ausdrücklich  zu  rechtfertigen  ; 
so  Bd.  VIII.  S.  811  ff.  :  siehe  indess  auch  Bd.  III.  S.  386.  Erw.  2. 
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Falle  stattfinden  soll  *).  Eine  gegenteilige  Auffassung  würde 
dem  Gesetzgeber  einen  völligen  Unsinn  zuschreiben,  wozu  keine 
Berechtigung  vorhanden  ist. 

Aus  dem  Vorstehenden  geht  wohl  hervor,  dass  das 
Rechtsmittel  keineswegs  eine  Sphinx  (wie  es  schon  bezeichnet 
worden),  sondern  entschieden  besser  ist  als  sein  Huf,**) 
indem  das  Bundesgericht;  durchaus  nicht  eine  so  unfreie  Stel- 
lung gegenüber  den  Urtheilen  der  kantonalen  Gerichte  ein- 
nimmt, wie  vielfach  angenommen  wird,  und  namentlich  die 
Schwierigkeit  (nicht  Unmöglichkeit,  denn  eine  solche  besteht 
nicht),  die  Thatfrage  von  der  Rechtsfrage  zu  trennen,  und 
die  von  daher  rührende  Ungenauigkeit  oder  UnvoUständigkeit 
der  kantonalgerichtlichen  Entscheidungsgründe  fur  das  Bundes- 
gericht kein  Hemmniss  für  eine  richtige  Rechtsprechung 
sind.  Wie  ausgeführt  steht  der  Entscheid  darüber,  welche 
vorgebrachten  Thatsachen  erheblich  seien,  unbedingt  dem 
Bundesgerichte     zu     und     ist     dasselbe     durchaus     befugt,, 


*)  Das  sollte  jedenfalls  geändert  werden.  Hierüber  und  über  ein» 
m.  E.  jetzt  schon  zulässige  resp.  gebotene  Ausnahme  werde  ich  mich  im 
IV.  Abschnitte  dieses  Aufsatzes  aussprechen.  Siehe  einen  Fall  der  Rück- 
weisung zur  Yervollständung  des  Urtheils  in  amtl.  Samml.  d.  b.-g.  Entsch. 
Bd.  VIII.  S.  518  ff.  und  Bd.  IX.  S.  87  f.  Mit  Recht  hat  das  Bundesgericht 
in  denjenigen  Civilstreitigkeiten,  welche  es  als  Oberinstanz  zu  beurtheilen  hat, 
das  in  Art.  178 — 180  des  eidg.  C.-P.-O.  vorgeschriebene  Verfahren  nicht  zur 
Anwendung  gebracht,  die  Beschwerden  und  Gesuche,  welche  auf  Ergänzung 
der  Akten  gerichtet  sind,  also  nicht  separat,  sondern  gleichzeitig  mit 
der  rechtlichen  Erörterung  •'der  Streitsache  in  ihrem  ganzen  Zusammen- 
hange verhandeln  lassen.  Uebrigens  ist  die  Auslegung  des  Art.  178,. 
dass  das  Bundesgericht  eine  Ergänzung  des  Vorverfahrens  z.  B.  durch 
Erhebnng  einer  Oberexpertise  anordnen  könne,  ohne  sich  über  die 
Relevanz  der  Thatsachen,  welche  durch  diese  Ergänzung  festgestellt  werden 
sollen,  auszusprechen  und  schlüssig  zu  machen,  nicht  nur  nicht  selbst- 
verständlich, sondern  entschieden  unrichtig.  Oder  welche  Gründe  soll  i 
denn  das  Bundesgericht  in  seinem  „motivirten*  Urtheil  für  die  Ergänzung 
anführen? 

**i  Vgl.  die  Verhandlungen  des  schweizerischen  Juri  sten  ver  eins  vom 
19.  September  1882;  ferner  Zeitschrift  des  bernischen  Juristenvereins  Bd. 
XIX.  S.  433  ff.  (wo  m.  E.  von  einer  unzutreffenden  Auffassung  des  Rechts- 
mittels ausgegangen  wird)  und  S.  550. 
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für  die  Peststellung  dieser  Thatsachen,  soweit  sie  nicht  aus 
prozessualischen  Gründen  (wegen  verspäteten  Vorbringens, 
mangelhaften  Beweisanerbietens  u.  dgl.)  ausser  Betracht 
fallen  müssen,  zu  sorgen.  Soweit  diese  Thatsachen  vom  kan- 
tonalen Richter  festgestellt  d.  h.  hinsichtlich  ihrer  Existenz  oder 
Nichtexistcnz  gewürdigt  worden  sind,  ist  das  Bundesgericht  aller- 
dings an  diese  Feststellung  gebunden*),  in  allen  andern  Fällen 
d.  h.  wenn  das  kantonale  Gericht  die  Thatsachen  als  un- 
erheblich betrachtet  oder  aus  Versehen  nicht  ge- 
würdigt hat,  kann  und  soll  das  Bundesgericht  die  Fest- 
stellung selbst  vornehmen.  Und  diess  muss  con- 
sequenterweise  auch  dann  geschehen,  wenn  aus  den  Gründen 
des  kantonalen  Urtheils  nicht  zu  entnehmen  ist,  ob  die  Ent- 
scheidung auf  einer  rein  thatsächlichen  Annahme  oder  auf 
einer  rechtlichen  Beurtheilung  beruht,  weil  in  den  Ent- 
scheidungsgründen die  Beurtheilung  der  reinen  Thatfragen 
nicht  strenge  von  derjenigen  der  Rechtsfragen  getrennt 
ist.  Solche  Fälle  sind  nicht  selten,  indem  es  allerdings 
vorkommt ,  dass  die  kantonalen  Gerichte ,  namentlich  bei 
Fragen  gemischter  Natur,  sich  eines  solchen  Lakonismus 
befleis8en,  dass  es  dem  obern  Richter  unmöglich  ist,  mit 
Sicherheit  zu  erkennen,  auf  welchen  thatsächlichen  An- 
nahmen die  Entscheidung  beruht  und  ob  bei  der  rechtlichen 
Beurtheilung  derselben  eine  richtige  oder  unrichtige  An- 
wendung des  Gesetzes  stattgefunden  hat.**)  In  allen  diesen 


# 

*)    Vgl.   noch    amtl.  Samml.  d.  b.-g.  Entschdg.  Bd.  Vili,  S.  820  ff. 

**)  So  kommt  es  z.  B.  vor,  dass  kant.  Gerichte  einfach  erklären,  der  Beweis 
der  höhern  Gewalt  oder  der  Beweis  für  den  Scheidungsgrund  der  tiefen 
Ehrenkränkung  sei  nicht  geleistet,  während  dieselben  die  That frage  und 
die  Rechtsfrage  auseinander  halten  sollten.  That  frag  e  ist,  ob  die 
Thatsachen,  welche  nach  Ansicht  der  Partei  den  Thatbestand  der  höhern 
Gewalt  resp.  der  tiefen  Ehrenkränkung  begründen  sollen,  exi  stiren. 
Rechtsfrage  ist,  ob  diese  Thatsachen  wirklich  den  Thatbestand 
der  höhern  Gewalt  resp.  der  tiefen  Ehrenkränkung  ausfüllen,  so  sehr 
zuzugeben  ist,  dass  je  nach  den  konkreten  Verhältnissen  des  einzelnen 
Falles  thatsächliche  Gründe  für  die  Bejahung  oder  Verneinung  des  Vor- 
handenseins dieses  Scheidungsgrundes  den  Ausschlag  geben  können. 

Zeitscbr.  für  schweizerisches  Recht.    Neue  Folge  III.  |4 
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Fällen  hat  das  Bundesgericht  den  Thatbestand  aus  den 
Prozessakten  zu  ergänzen  resp.  selbst  festzustel- 
len. Natürlich  ist  bei  der  Prüfung,  inwieweit  einem 
kantonalen  Urtheile  rein  thatsächliche  Annahmen  zu  Grunde 
liegen,  gewissenhaft  zu  verfahren  und  müssen  solche  An- 
nahmen z.  B.  auch  da  als  vorhanden  anerkannt  werden, 
wo  sie  zwar  in  den  Entscheidungsgründen  nicht  ausdrück- 
lich erwähnt  sind,  wohl  aber  deutlich  erkennbar  ist,  dass 
die  Entscheidung  von  denselben  (Anerkennungen,  Geständ- 
nissen, Bestreitungen  u.  s.  w.)  ausgeht.  Dass  $ber  die 
Untersuchung  ,  immerhin  nicht  mit  peinlichster  Subtilität 
vorzunehmen  ist,  sondern  die  Entscheidungsgründe  in  dieser 
Richtung  mit  der  gleichen  Freiheit,  wie  in  Bezug  auf  die 
juristische  Auffassung  der  Thatsachen  zu  würdigen  sind, 
versteht  sich  von  selbst;  steht  doch  über  dem  Bundesgerichte 
keine  weitere  Instanz,  bei  welcher  gegen  das  bundesgericht- 
liche Urtheil  die  Nichtigkeitsbeschwerde  oder  ein  anderes 
Rechtsmittel  wegen  unbefugter  Entscheidung  von  Thatfragen 
ergriffen  werden  könnte.  Die  grössten  Schwierigkeiten  be- 
reiten der  bundesgerichtlichen  Rechtssprechung  diejenigen 
Kantone,  in  welchen  die  Zeugenaussagen  nicht  protokollirt 
werden,  indem  dieser  Umstand  auch  die  Beurtheilung  der 
Rechtsfragen  erschwert  und  sogar  unmöglich  machen  kann.*) 
Es  hätte  daher  längst  erwartet  werden  dürfen,  dass  die  zu- 
ständigen Organe   jener  Kantone    wenigstens    für   diejenigen 


*)  Vgl.  Geschäftsbericht  des  Bundesgerichtes  für  das  Jahr  1881, 
Bdbl.  1882,  Bd.  II.  S.  698  ff.  Nicht  als  richtig  anzuerkennen  sind  da- 
gegen die  Ausführungen  auf  S.  699  daselbst,  soweit  darin  die  Befugniss  des 
Bundesgerichtes  zur  Ergänzung  des  Thatbestandes  in  Abrede  gestellt  ist. 
Nur  die  Aufhebung  des  Urtheils  und  Rückweisung  der  Sache  an  die 
kantonalen  Gerichte  ist  unstatthaft,  nicht  dagegen  die  Ergänzung  des  That- 
bestandes durch  das  Bundesgericht  selbst.  Während  die  Revision  der  deut- 
schen C.-P.-O.  auf  Aufhebung  des  Urtheils  geht,  ist  der  Zweck  des 
schweizerischen  Rechtsmittels  Abänderung  des  kantonalen  Urtheils.  Auch 
sind  der  deutschen  Revision  die  Verletzungen  des  Prozessrechts 
nicht  entzogen,  wie  der  schweizerischen  Weiterziehung.  Das  deutsche 
Rechtsmittel  unterscheidet  sich  daher  nicht  unwesentlich  vom  schweize- 
rischen. 
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Prozesse,  welche  an  das  Bundesgericht  gezogen  werden 
können,  die  Protokollirung  anordnen  würden,  zumal  nicht 
nur  davon  gar  keine  Rede  ist,  dass  die  betreffenden  kanto- 
nalen Gesetzgebungen  dieselbe  verbieten,  sondern  die  Unter- 
lassung mitunter  geradezu  eine  G-esetzesverletzung  enthält.*) 

Eine  kasuistische  Untersuchung,  was  in  einzelnen  Fällen 
als  That  oder  als  Rechtsfrage  zu  betrachten  sei,  liegt  nicht 
im  Zwecke  dieses  Aufsatzes. 

In  dieser  Hinsicht  ist  auf  den  Bericht  des  Prof.  Alfr. 
Martin  an  die  schweizerische  Juristen  Versammlung  vom 
18.  und  19.  September  1882  zu  verweisen,  dessen  Ansichton 
fast  durchweg  beizustimmen  ist.**)  Zu  weit  geht  jedoch 
Martin,  wenn  er  behauptet,  dass  jede  Würdigung  (toute 
appréciation)  der  Thatsaohen  dem  Bundesgerichte  zustehe,  und 
wenn  er  anzunehmen  scheint,  dass  es  im  Civilprozesse  ausser- 
halb der  thatsächlichen  und  rechtlichen  Würdigung  noch  eine 
moralische  Würdigung  gebe.  Letzteres  ist  des  bestimmtesten 
zu  bestreiten.  Die  Würdigung,  welche  Martin  die  mora* 
lische  nennt,  wird  in  der  Regel  zur  thatsächlichen  Würdigung 
gehören,  weil  es  sich  um  Schlussfolgerungen  aus  gewissen 
Thatsachen  auf  andere  Thatsachen  handelt.  Diese  Würdigung 
ist  aber  dem  Rechtsmittel  der  Weiterziehung  ans  Bundes- 
gericht im  Sinne  der  vorstehenden  Ausführungen  insoweit 
entzogen,  als  das  Bundesgericht  von  den  rein  thatsächlichen 
Annahmen  des  kantonalen  Gerichtes  nicht  abgehen  darf. 
Martin  scheint  zu  seiner  Aufstellung  durch  die  nicht  ganz 
korrekte  Passung  einer  bundesgerichtlichen  Erwägung,  welche 
die  Ausmessung  der  Entschädigung  in  einem  Haftpflichtfalle***) 
beschlägt,  veranlasst  worden  zu  sein.  Die  Frage,  ob  ein 
Schaden  entstanden  sei  und  wie  hoch  sich  derselbe    belaufe, 


*)  Vgl.  amtl.  Samml.  d.  b.-g.  Entschdg.  Bd.  VII.  S.  807  ff. 

*•)  Ferner  ist  zu  verweisen  anf  die  Commentare  von  Seuffert, 
Petersen,  Strnckmann  und  Koch,  Wilmowski  und  Levy,  u.  s.  w. 
zu  den  §§.  511,  516  und  524  der  deutschen  C.-P.-O.,  wo  auch  die  bezug- 
lichen Entscheide  des  deutschen  Reichsgerichts  angeführt  sind. 

***)  Entsch.  des  Bundesgerichtes  vom  3.  Juni  1881  in  Sachen  Liardet, 
amt.  Samml.  Bd.  VII.  S.  333  f. 
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ist  in  der  Regel  eine  reine  Thatfrage.  Eine  Verletzung  des 
materiellen  Rechts  kann  dabei  insofern  unterlaufen,  als  Naoh- 
theile  in  Betracht  gezogen  werden,  welche  das  Gesetz  von 
der  Berücksichtigung  ausschliesst,  oder  wenn  umgekehrt  ver- 
fahren wird,  oder  wenn  die  Entschädigung  in  gesetzwidriger 
Weise  höher  oder  niedriger  als  der  Betrag  des  richtig  er- 
kannten Schadens  angesetzt  wird.  Nur  wenn  ein  solcher 
rechtlicher  Fehler  oder  Irrthum  des  kantonalen  Richters  vor- 
liegt, ist  das  Bundesgerioht  zur  Abänderung  der  Entscheidung 
befugt,  während  die  thatsächlichen  Grundlagen  derselben  der 
Anfechtung  beim  Bundesgerichte  entzogen  sind. 

Stellt  daher  das  Gesetz  den  Entscheid  über  die  Höhe 
des  Schadenersatzes  dem  freien  richterlichen  Ermessen  an- 
heim,  so  kann  das  kantonale  Urtheil  vom  Bundesgerichte  nicht 
desshalb  abgeändert  werden,  weil  dasselbe  findet,  der  kan- 
tonale Richter  habe  den  Schaden  unrichtig  geschätzt,  sondern 
nur  wenn  ersichtlich  bei  dieser  Schätzung  ein  Rechtsirrthum 
unterlaufen  ist.*)  Das  Bundesgericht  ist  nicht  befugt,  sein 
Ermessen  demjenigen  des  kantonalen  Richters  zu  Substi- 
tuten. **) 

Daraus,  dass  der  Zweck  der  Weiterziehung  an's  Bundes- 
gericht die  Ueberprüfung  des  angefochtenen  kantonalen  Ur- 
theils  auf  Grund  des  vor  den  kantonalen  Gerichten  vorge- 
brachten Aktenmaterials  und  Abänderung  desselben  wegen 
unrichtiger  Anwendung  des  materiellen  Privatrechtes  ist,  ergibt 


*)  Vergi,  z.  B.  Entschdg.  d.  Bundesgerichtes  vom  2.  Juli  1881,  a.  a. 
O.  Bd.  VII.  S.  534  ff.  Die  Praxis  des  Bundesgerichts  ist  schwankend. 
Neben  einer  Reihe  von  Entscheidungen,  welche  von  den  oben  entwickelten 
Grundsätzen  ausgehen,  finden  sich  (jedoch  weniger)  andere.  Vrgl.  ausser 
den  bereits  citirten  Entschdg.  noch:  Amtl.  Samml.  Bd.  VT.  S.  155,  272, 
458,  260  ff.,  626  Erw.  3  ff.  ;  Bd.  VIII.  S.  527  Erw.  3,  S.  785  Erw.  5, 
S.  807.  — 

**)  Anders,  wenn  es  sich  nicht  um  Ersatz  von  materiellem 
Schaden,  sondern  um  Genugthuung  (Reparatur  körperlicher  oder 
seelischer  Schmerzen)  handelt,  vrgl.  Art  54  d.  O.-R.  und  Art.  7  des  Eisen- 
bahnhaftpflichtgesetzes. Denn  in  diesen  Fällen  gehört  die  Bestimmung  der 
Höhe  zur  rechtlichen  Beurtheilung.  Vrgl.  Amtl.  Samml.  der  b.-g. 
Entsch.  Bd.  IX  S.  268  ff. 
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sich,  inwiefern  Contumazialurthcile  an  das  Bundes- 
gericht gezogen  werden  können,  bezw.  dass  diess  nicht  ge- 
schehen kann  wegen  rechtswidriger  Verhängung  der  Contuinazia, 
überhaupt  wegen  Verletzung  von  Prozessvorschriften. 

Sollten  also  die  Contumazialfolgen  nach  einer  kantonalen 
Prozessgesetzgebung  dahin  festgesetzt  sein,  dass  bei  unentschul- 
digtem Ausbleiben  der  beklagten  Partei  ohne  Weiteres  An- 
erkennung des  klägerischen  Anspruchs  angenommen  wird, 
so  kann  die  Weiterziehung  eines  solchen  Contumazialent- 
scheides  beim  Bundesgerichte  ebenso  wenig  Erfolg  haben,  als 
die  Weiterziehung  eines  Contumazialurtheils,  durch  welches 
der  Kläger  wegen  Versäumung  des  Verhandlungstermins  mit 
seiner  Klage  abgewiesen  worden  ist.  Wo  aber  das  Contu- 
mazialverfahren  so  eingerichtet  ist,  dass  beim  Ausbleiben  des 
Beklagten  im  Verhandlungstermin  der  Kläger  zum  einseitigen 
Vortrage  zugelassen  wird,  die  von  letzterm  vorgebrachten 
That8achen  als  zugestanden  betrachtet  werden  und  Verzicht 
auf  Einreden  angenommen  wird,  und  der  Richter  denKlage- 
anspruch  nur  insofern  resp.  insoweit  gutheissen  darf,  als  der- 
selbe nach  den  auf  die  vorgebrachten  Thatsachen  anwend- 
baren Rechtssätzen  begründet  erscheint,  da  ist  nicht  nur  die 
Weiterziehung  des  Contumazialurtheils  an  das  Bundesgericht 
zulässig,  sondern  kann  dieselbe  auch  von  Erfolg  sein.  Ein 
Ausschluss  des  Rechtsmittels  würde  sich  daher  m.  E.  um  so 
weniger  rechtfertigen,  als  es  bekanntlich  Kantone  (z.  B. 
Zürich)  gibt,  welche  gegen  Contumazialurtheile  nur  die  ge- 
wöhnlichen Rechtsmittel  zulassen  und  ein  besonderes  (Ein- 
spruchs-, Purgations-)  Verfahren  nicht  kennen.*)  Uebrigens 
ist  die  Frage  offenbar  von  ganz  geringer  praktischer  Be- 
deutung, indem  ja  die,  ohnehin  nicht  häufigen,  Contumazial- 
urtheile meistens  von  der  ersten  kantonalen  Instanz  aus- 
gehen, deren  Urtheile  nur  im  Einverständnisse  beider  Parteien 
an's  Bundesgericht  gezogen  werden  können. 


*)  Siehe  dagegen  Speiser,  Referat  S.  29  ff. 
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III.  Ausserordentliche  Rechtsmittel. 

Dass  gegen  Urtheile,  welche  vom  Bundesgerichte  als  Ober- 
instanz in  Civilstreitigkeiten  erlassen  worden  sind,  das  (die 
Nichtigkeitsbeschwerde  und  die  Wiederherstellung  in  sich  ver- 
einigende) ausserordentliche  Rechtsmittel  der  Revision  des 
Art.  192  ff.  der  eidgen.  C.-P.-O.  zulässig  sei,  hat  das  Bundes- 
gericht in  zwei  Fällen  ausgesprochen.*) 

1.  Kassation.  Obgleich  die  eidgen.  C.-P.-O.  nur  das 
Verfahren  vor  dem  Bundesgerichte  in  solchen  Rechtsstreitig- 
keiten regelt,  welche  mit  Umgehung  der  kantonalen  Gerichte 
an  dasselbe  als  einzige  Instanz  gebracht  werden,  so  unter- 
liegt doch  nicht  nur  keinem  Bedenken,  sondern  erscheint  es 
vielmehr,  beim  Abgange  besonderer  Vorschriften  für  die  An- 
fechtung der  hier  in  Rede  stehenden  Urtheile  und  mit  Rück- 
sicht auf  die  früher  erwähnten  bei  der  Schöpfung  des  Gesetzes 
gefallenen  Aeusserungen  über  die  subsidiäre  Anwendung  der 
Vorschriften  der  eidgen.  C.-P.-O.,  ganz  sachgemäss,  dass  die 
darin  festgesetzten  Kassationsgründe  auch  bezüglich  dieser 
Urtheile  in  Anwendung  gebracht  werden.  Immerhin  kann 
aber  darüber  kein  begründeter  Zweifel  bestehen,  dass  beim 
Bundesgerichte  auf  diesem  Wege  nur  das  bundes- 
gerichtliche Urtheil,  nicht  auch  das  demselben  voraus- 
gegangene kantonale  Urtheil,  anfechtbar  ist.  Soweit  es  sich 
um  Mängel  der  kantonalen  Urtheile  oder  des  denselben  vor- 
ausgegangenen Verfahrens  handelt,  deren  Gutmachung  vom 
Bundesgerichte  mit  dem  ordentlichen  Rechtsmittel  der  Weiter- 
ziehung nach  Art.  29  f.  des  Organisationsgesetzes  erwirkt 
werden  kann,  ist  dieser  Weiterzug  das  einzige  Rechts- 
mittel, durch  welches  die  Anfechtung  solcher  Urtheile  beim 
Bundesgerichte  zulässig  ist.  Soweit  dasselbe  versagt,  kann 
selbstverständlich  keine  Rede  davon  sein,  das  kantonale  Ur- 
theil  in    der  Weise    mittelst    des  ausserordentlichen  Rechts- 


•)    Siehe  amtl.  Samml.  d.  b.-g.  Entschdg.  Bd.  111.  S.  552  ff.;  Bd. IV 
S.  632  ff. 
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mittels  der  Kassation  anzufechten,  dass  dieses  Reehtmittel 
gegen  das  bundesgerichtliche  Urtheil  ergriffen  wird.  Viel- 
mehr stehen  wegen  der  dem  Rechtsmittel  der  Weiterziehung 
entzogenen  Mängel  nur  die  nach  dem  kantonalen  Pro- 
zessrechte zulässigen  ausserordentlichen  Rechtsmittel  an  die 
kantonalen  Gerichte  zur  Verfügung. 

Fraglich  kann  dabei  sein  einerseits,  ob  diese  Rechts- 
mittel nur  zulässig  seien  vor  oder  auch  nach  Ausfällung 
des  bundesgerichtlichen  Urtheils,  und  anderseits,  ob  sie. 
auch  wegen  solcher  Mängel  statthaft  seien,  deren  Gut- 
machung beim  Bundesgerichte  verlangt  werden  kann.*) 
Ich  glaube,  letztere  Frage  sei  (wenigstens  für  den  Kanton 
Zürich)  zu  verneinen.  Das  ausserordentliche  Rechtsmittel 
der  Nichtigkeitsbeschwerde  ist  gegen  solche  TJrtheile  ge- 
geben, welche  mittelst  eines  ordentlichen  Rechtsmittels  nicht 
mehr  anfechtbar  sind  (Vrgl.  §  705  des  unten  cit.  zürch. 
Gesetzes).  Soweit  ein  ordentliches  Rechtsmittel  gegen  ein 
Urtheil  noch  zulässig  oder  letzteres  bloss  desshalb  rechts- 
kräftig geworden  ist,  weil  die  Parteien  von  dem  ihnen  zu 
Gebote  stehenden  ordentlichen  Rechtsmittel  keinen  Gebrauch 
machten,  ermangelt  die  Nichtigkeitsbeschwerde  der  not- 
wendigen Voraussetzung,  mag  das  ordentliche  Rechtsmittel 
an. ein  kantonales  oder  das  eidgenössische  Gericht  gehen. 

Dazu  kommt,  dass  mit  Bezug  auf  den  hier  einzig  in  Be- 
tracht fallenden  Punkt,  die  Anwendung  des  materiellen  Rechts 
auf  den  festgestellten  Thatbestand,  dem  Bündesgerichte  ein 
viel  unbeschränkteres  Prüfungsrecht  als  dem  kantonalen 
Kassationsgerichte  zusteht  und  dass  ferner  die  concurirende 
Zulassung  beider  Rechtsmittel  die,  vom  kantonalen  Gesetz- 
geber sicher  nicht  gewollte,  Folge  hätte,  dass  dann  gegen 
kassationsgerichtliche  Urtheile,  durch  welche  ein  obergericht- 
liches Urtheil  wegen  Verletzung  des  materiellen  eid- 
genössischen Rechtes  vernichtet  und  ein  neuer  abändern- 
der Entscheid  gefällt  worden  ist,    noch    ein  ordentliches 


*)    Diess   würde  zutreffen  bezüglich  der  in  §  704  Ziff.  9  des  citirten 
zürch.  Gesetzes  angeführten  Nichtigkeitsgründe. 
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Rechtsmittel,  nämlich  die  Weiterziehung  ans  Bundesgericht 
zulässig  wäre.  Denn  da  das  Kassationsgericht  den  neuen 
abändernden  Entscheid  an  Stelle  des  Obergerichtes  erlässt*), 
so  ist  klar,  dass  jeder  Partei,  welche  sich  durch  das  neue 
Urtheil  beschwert  erachtet,  insbesondere  also  derjenigen 
Partei,  welche  vor  Obergericht  obgesiegt  hatte,  vor  Kassa- 
tionsgericht aber  unterlegen  ist,  unbedingt  das  Recht  einge- 
räumt werden  müsste,  die  Streitigkeit  nunmehr  ihrerseits  ge- 
mäss Art.  29  leg.  cit.  an's  Bundesgericht  zu  ziehen.**)  Und 
dabei  wäre  dann  der  Fall  wenigstens  gedenkbar,  dass  das 
Bundesgericht  das  ursprüngliche  Urtheil,  welches  das  Kassa- 
tionsgericht „als  mit  einer  klaren  gesetzlichen  Bestimmung 
in  offenbarem  Widerspruch  stehend"  aufgehoben  hatte,  wieder 
herstellte. 

Dagegen  scheint  mir  die  Zulässigkeit  des  ordentlichen 
Rechtsmittels  der  Weiterziehung  ans  Bundesgericht  kein 
Hinderniss  zu  sein,  dass  die  kantonalen  Erkenntnisse  bezüg- 
lich derjenigen  Mängel,  welche  diesem  Rechtsmittel  ent- 
zogen sind  und  daher  durch  das  bundesgerichtliche  Urtheil 
nicht  geheilt  werden  können ,  bei  den  kantonalen  Ge- 
richten mittelst  der  Nichtigkeitsbeschwerde  wenigstens  vor 
Ausfällung  des  bundesgerichtlichen  Urtheils  angefochten  wer- 
den können,  soweit  das  kantonale  Prozessrecht  dieses  ausser- 
ordentliche Rechtsmittel  kennt  und  zulässt.***) 


*)  Vgl.  Sträuli,  Kommentar  zum  Ges.  betr.  die  zürch.  Rechtspflege 
S.  344,  Anm.  5  zu  §  712. 

**)  Allerdings  tritt  diese  Folge  auch  dann  ein.  wenn  das  Kassations- 
gericht das  obergerichtliche  Urtheil  aus  einem  andern  Nichtigkeitsgrunde, 
z.B.  wegenAktenwidrigkeit,  kassirtund  sodann  an  Stelle  des  Obergerichtes 
einen  neuen  Entscheid  fallt.  Allein  in  solchen  Fällen  handelt  es  sich  eben 
um  Verbesserung  von  Mängeln,  welche  dem  Rechtsmittel  der  Weiterziehung 
ans  Bundesgericht  entzogen  sind,  und  wird  das  obergerichtliche  Urtheil  nicht 
wegen  Verletzung  des  mater.  Rechtes  aufgehoben  resp.  abgeändert. 

***)  So  z.  B.  zürch.  obergerichtl.  Urtheile  aus  den  in  §  704  Ziff.  1—8 
des  Gesetzes  betr.  die  zürch.  Rechtspflege  angeführten  Gründen  beim  zürch. 
Kassationsgerichte;  immerhin  ist  bezüglich  Ziff.  6  zu  bemerken,  dass  nach 
dem  früher  Gesagten  es  auch  Sache  des  Bundesgerichtes  ist,  die  Erheb- 
lichkeit  der   vorgebrachten  Thatsachen   zu  prüfen.     Will    für  den  Fall 


■■ym 
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Zweifelhafter  ist  die  andereFrage,  ob  die  Anfechtung 
des  kantonalen  Urtheils  wegen  solcher  Mängel,  die  dem  eid- 
genössischen Rechtsmittel  entzogen  sind,  auch  noch  statthaft 
sei,  nachdem  das  Bundesgericht  in  der  Sache  erkannt 
hat.  Von  praktischer  Bedeutung  ist  diese  Frage  rìir  den 
Fall,  als  der  Nichtigkeitsgrund  erst  später  entdeckt  worden 
ist;  zweifelhaft  ist  sie  insofern,  als  die  kantonale  Kassations- 
behörde nur  das  kantonale  Urtheil  vernichten  kann  und  es 
an  jeder  gesetzlichen  Bestimmung  mangelt,  welche  einer 
solchen  Vernichtung  auch  Ëinfluss  auf  den  Fortbestand  und 
dieVollziehbarkeit  desbundesgerichtlichenUrtheils  einräumte,*) 
während  natürlich  die  Kassation  des  kantonalen  Urtheils 
keinen  Sinn  hat,  wenn  das  bundesgerichtliche  Urtheil  in 
Kraft  verbleibt.  Bei  der  selbständigen  Bedeutung,  welche 
das  kantonale  Urtheil  wegen  der  Feststellung  des  That- 
bestandes  hat,  ist  es  m.  E.  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit 
resp.  der  Rechtsgleichheit,  dass  die  Kassationsbeschwerde 
gegen  dasselbe  wegen  der  bezeichneten  Mängel,  insbesondere 
also  wegen  formeller  Nichtigkeit  des  Verfahrens  oder  akten- 
widriger Feststellung  einer  Thatsache,  auch  nach  Erlass  des 
bundesgerichtlichen  Urtheils  noch  zugelassen  werde,  sofern 
der  Nichtigkeitskläger  erst  zu  einer  Zeit  Kenntniss  von  dem 
Nichtigkeitsgrunde  erhielt,  wo  er  die  Ausfüllung  des  bundes- 
gerichtlichen Urtheils  nicht  mehr  verhindern  resp.  nicht  mehr 
unter  Berufung  auf  die  bei  der  kantonalen  Kassationsinstanz 
eingereichte  Nichtigkeitsbeschwerde  um  Sistirung  des  bundes- 


der  Abweisung  der  Nichtigkeitsbeschwerde  das  Recht  des  Weiterzugs  des 
obergerichtl.  Urtheils  an  das  Bmidesgericht  gewahrt  werden,  so  ist  es 
sehr  rathsam,  dass  die  Weiterziehung  sofort,  d.  h.  innerhalb  der  20tägigen 
Frist  des  Art  30  Abs.  1,  gegen  das  obergerichtl.  Urtheil  erklärt  werde, 
indem  sonst,  wenn  die  Nichtigkeitsbeschwerde  zurückgewiesen  wird,  in 
Frage  kommen  könnte,  ob  das  Rechtsmittel  der  Weiterziehung  ans  Bun- 
desgericht nicht  verwirkt  sei.  Letztere  Frage  wäre  etwas  zweifelhaft. 
Bis  zur  Austragung  der  Nichtigkeitsbeschwerde  ist  das  Verfahren  vor 
Bundesgericht  zu  sistiren.    Vgl.  Entsch.  d.  B.-G.  Bd.  VI.  8.  632  ff. 

*)  Natürlich  fallen  hier  diejenigen  Theile  des  kant.  Entscheides 
ausser  Betracht,  welche  der  Weiterziehung  an's  Bundesgericht  überhaupt 
nicht  unterliegen,   weil   dasselbe  (namentlich   wegen   Nichtanwendbarkeit 
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gerichtlichen  Verfahrens  einkommen  konnte.  Im  entgegen- 
gesetzten Falle  dürfte  dagegen  wohl  ohne  Bedenken  die 
Nichtigkeitsbeschwerde  als  verwirkt  angesehen  werden.  Denn 
wenn  einer  Partei  bekannt  ist,  dass  das  Urtheil  an  Mängeln 
leidet,  welche  nur  mittelst  der  kantonalen  Nichtigkeits- 
beschwerde, nicht  aber  mittelst  des  eidgenössischen  Rechts- 
mittels gut  gemacht  werden  können,  so  erfordert  das  Ver- 
hältniss  des  kantonalen  Erkenntnisses  zu  dem  bundesgericht- 
lichen Urtheile,  dass  sie  von  der  Nichtigkeitsbeschwerde 
s  o  f  o  r  t  Gebrauch  mache  und  nicht  warte,  bis  das  Bundesgericht 
sein  Urtheil  gefallt  hat.  Aber  freilich  ist  zur  Zeit,  wie 
bereits  bemerkt,  zum  Mindesten  zweifelhaft,  ob  auch  nur 
im  Falle  der  spätem  Entdeckung  des  Nichtigkeits- 
grundes die  Kassationsbeschwerde  gegen  das  kantonale 
Urtheil  noch  zulässig  sei  oder  die  Existenz  des  bundes- 
gerichtlichen, nur  nach  Massgabe  der  Bundesgesetzgebung 
anfechtbaren,  Urtheils  derselben  entgegenstehe.  Berücksich- 
tigt man,  dass  das  Bundesgericht  immer  in  der  Sache  selbst 
entscheidet  und  daher  sein  Urtheil,  mag  es  das  kantonale 
Erkenntniss  abändern  oder  bestätigen,  trotzdem  die  thatsäch- 
lichen  Annahmen  des  letztern  unberührt  bleiben  formell 
doch  allein  das  rechtskräftige  ist,  so  wird  die  Zulässig- 
keit  der  Nichtigkeitsbeschwerde  gegen  das  kantonale  Urtheil 
wohl  verneint  werden  müssen.  Bei  der  nahe  bevorstehenden 
Revision  des  Gesetzes  mangelt  die  hinreichende  Veranlassung, 


eidg.  Rechtes)  zu  dereu  Beurtheilung  nicht  kompetent  ist.  Vgl.  hiezu 
Revue  der  Gerichtspraxis  im  Gebiete  des  Bundescivilrechts  Bd.  I.  8.  93  ff., 
eia  Kassationsentscheid,  dessen  Richtigkeit  mir  bezüglich  des  dritten  Kassa- 
tionsantrages doch  etwas  zweifelhaft  erscheint  Trotz  des  Wortlautes  des 
Dispositivs  des  bundesgerichtlichen  Urtheils  scheint  mir  die  Auslegung  des- 
selben doch  richtiger,  dass  das  Bundesgericht  nur  über  die  Frage  der 
Verschuldung  entschieden,  dagegen  bezüglich  Art  und  Umfang  der  Ent- 
schädigung —  in  Ueber einsti mmung  mit  früheren  Urtheilen,  vgl.  z.  B.  amtl. 
Samml.  Bd.  IL  S.  502  Krw.  11  :  Bd.  VU,  S.  378  Erw.  2  und  die  daselbst 
citirten  Urtheile  —  einen  Entscheid  wegen  Inkompetenz  abgelehnt  habe, 
und  in  diesem  Falle  war  die  Kassationsbeschwerde  zulässig  und  begründet 
Indessen  ist  unbedingt  zuzugeben,  dass  der  Wortlaut  des  b.-g.  Urtheils 
die  Auffassung  des  Kassationsgerichtes  rechtfertigt 


Von  Dr.  H.  Hafner,  Bundesrichter.  219 

um  diese  Frage  auf  Grundlage  der  bestehenden  Bestimmungen 
hier  weiter  zu  verfolgen.  Unumgänglich  wird  es  aber  sein, 
dass  dieselbe  für  die  Zukunft  gesetzlich  geregelt  werde. 

2.  Was  die  Frage  der  Zulässigkeit  der  Restitution 
(Wiederherstellung,  Revision)  betrifft,  so  ist  bereits  früher 
bemerkt  worden,  dass  die  Abänderung  des  kantonalen  Ur- 
theils auf  Grund  von  Beweismitteln,  deren  Beibringung  einer 
Partei  vor  den  kantonalen  Gerichten  nicht  möglich  war,  beim 
Bundesgerichte  nicht  erwirkt  werden  könne,  sondern  im  Falle 
der  Entdeckung  neuer  Beweismittel  nach  Ausfüllung  des 
letztinstanzlichen  kantonalen  Urtheils  der  Weg  der  Revi- 
sion, Wiederherstellung,  gegen  dieses  Urtheil  zu  beschreiten 
sei.  Wie  aber,  wenn  die  Beweismittel  erst  nach  Ausfällung 
des  bundesgerichtlichen  Urtheils  entdeckt  worden  sind?  Ist 
dann  die  Wiederherstellung  beim  Bundesgerichte  oder  beim 
kantonalen  Gerichte  nachzusuchen  ?  Da  es  sich  um  Er- 
gänzung, beziehungsweise  Berichtigung  des  Thatbestandes 
handelt,  so  würde  die  Consequenz  erfordern,  dass  das  Re- 
visionsgesuch bei  demjenigen  Gerichte  angebracht  werde, 
welches  der  Regel  nach  über  die  thatsächlichen  Fragen  des 
Rechtsstreites  entscheidet,  also  bei  dem  letztinstanzlichen 
kantonalen  Gerichte.  Aber  bei  dem  Mangel  einer  gesetz- 
lichen Bestimmung,  welche  die  Zuständigkeit  der  kantonalen 
Gerichte  anerkennt,  wird  das  Gesuch  nur  beim  Bunde  s- 
geric  ht  e  eingereicht  werden  können,  da,  soweit  über  den 
Streitgegenstand  nach  eidgenössischem  Rechte  zu  entscheiden 
ist,  das  bundesgerichtliche  Urtheil,  wie  bereits  bemerkt,  allein 
.als  das  rechtskräftige  und  daher  formell  einzig  als  das  an- 
fechtbare erscheint.  Es  ist  daher  für  die  Einreichung  des 
Rechtsmittels  auch  die  in  der  eidg.  C.-P.-O.  Art.  193  und  194 
festgesetzte  Frist  massgebend. 

Als  weiterer  Wiederherstellungsgrund  ist  sowohl  in  der 
eidg.  C.-P.-O.  als  in  kantonalen  Gesetzen*)  anerkannt  „wenn 
durch  ein  strafrechtliches  Urtheil  festgestellt  ist,  dass  durch 


*)  Vgl.  z.  B.  (res.  betr.    die   zürch.  Rechtspflege  §.  714   Ziff.  1;  — 
<5idg.  C.-P.-O.  Art.  192  Ziff.  3. 
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ein  Verbrechen  zum  Nachtheil  des  Petenten  auf  den  Ent- 
scheid eingewirkt  wurde."  Bei  der  bereits  hervorgehobenen 
selbständigen  Bedeutung  des  kantonalen  Urtheils  muss  das 
Rechtsmittel  nicht  bloss  gegen  das  bundesgerichtliche,  son- 
dern auch  gegen  das  kantonale  Urtheil  zugelassen  werden, 
sofern  der  Fehler  bei  dem  kantonalen  Gerichte  vorgekommen 
ist.  Dabei  erschiene  wohl  als  das  Richtigste,  dass  je  nach 
der  Instanz  (Bundes-  oder  kantonale  Instanz),  bei  welcher 
die  verbrecherische  Einwirkung  stattgefunden  hat,  auch  die 
Zuständigkeit  bestimmt  würde. 

Aus  den  angeführten  Gründen  wird  jedoch  auch  bezüglich 
dieses  Wiederherstellungsgrundes  das  Bundesgericht 
als  diejenige  Stelle  bezeichnet  werden  müssen,  bei  welcher 
das  Revisionsgesuch  einzureichen  ist. 

Das  neu  zu  erlassende  Bundesgesetz  wird  auch  diesem. 
Punkte  seine  Aufmerksamkeit  zuzuwenden  haben. 
(Schiusa  folgt  im  nächsten  Hefte.) 


Schweizerische  Rechtsquellen» 


Rechtsquellen  des  Cantons  Graubünden. 

Von  Dr.  R.  Wagner,  Privatdocent  in  Leipzig. 

Einleitung« 

Die  Rechtsentwicklnng  ttranbAndens  überhaupt  und  die  des 

grauen  Bundes  insbesondere. 


§  1.  TJebersicht  der  Rechtsentwicklung. 

Die  Rechtsentwicklung  in  dem  heutigen  Canton  Grau- 
bünden lässt  sich  in  4  grössere  Perioden  eintheilen  :  bis  zum 
Vertrage  von  Verdun  bildet  sie  einen  Theil  der  römisch- 
fränkischen,  von  da  bis  gegen  die  Ende  des  14.  Jahrhunderts 
einen  Theil  der  deutschen  Rechtsgeschichte:  in  den  folgenden 
4  Jahrhunderten  kann  von  einer  besonderen  bündnerischen 
Rechtsgeschichte  gesprochen  werden,  deren  Ergebnisse  zum 
grossen  Theile  noch  dem  heutigen  Rechtszustande  angehören, 
während  sie  im  Uebrigen  von  der  allgemeinen  schweizerischen 
Rechtsentwicklung  absorbirt  worden  sind  und,  wie  es  scheint, 
allmählig  vollständig  in  der  letzteren  aufgehen  werden.  Die 
Rechtsquellen  der  beiden  ersten  Perioden  sind  grösstenteils 
bereits  herausgegeben:  es  wird  bezüglich  derselben  auch 
weniger  darauf  ankommen,  die  übrigen  zu  ediren1),  als  viel- 

l)  Von  angedruckten  Rechtsquellen  dieser  Periode  mag  hier  auf  die 
von  W.  von  Juvalt  angeführten  Hof  rechte  des  14.  Jahrhunderts,  die  in 
den  bischöflichen  Urbarien  enthalten  sind,  aufmerksam  gemacht  werden  : 
Jus  vicedomini  im  Tnmleschg,  14.  Jahrhundert  Urbar  G.  f.  95  und  330 
(v.  Juvalt,  Forschungen  über  die  Feudalzeit  im  Curischen  Rätien  II, 
p.  186  f.  190  f.),  Hofrecht  von  Wildenberc  zu  Zernete  v.  J.  1381,  Urbar 
D,  f.  66  (v.  Juvalt  1.  c.  II,  p.  186  f.  212),  Hofrechte  von  Reams,  Schwei- 
ningen, Salux  und  Praden,  Ende  14.  J.,  Urbar  E,  173  f.  (v.  Juvalt  1.  c. 
II,  p.  187,  189),  Hofrechte  von  Trimmis,  Churwalden,  des  Capitelhofes  von 
Schiers  (v.  Juvalt  1.  c.  II,  p.  187),  endlich  Hofrecht  des  Hospitals  St. 
Peter  auf  dem  Septiraer  (vom  J.  1390)  (ibid.  II,  p.  196  und  P.  C.  von  Planta, 
die  currätischen  Herrschaften  (Bern  1881)  p.  395  Note  1. 


222  Rechtsquellen  des  Cantons  Graubünden. 

mehr  eine  kritische  Würdigung  derselben  vorzunehmen  und 
durch  eine  vollständige  Benutzung  des  vorhandenen  Urkunden- 
materials  die  noch  vielfach  unklaren  und  fraglichen  Phasen 
der  Entwicklung  festzustellen.  Von  dieser  schwierigen  Auf- 
gabe sehen  wir  hier  ab  und  ebenso  liegt  es  nicht  in  unserem 
Plane,  die  vierte  Periode  in  den  Kreis  unserer  Betrachtung 
zu  ziehen.  Dieser  beschränkt  sich  demnach  auf  die  Zusammen- 
stellung der  Rechtsquellen  von  der  Zeit  der  Entstehung  der 
Bünde  bis  zur  Helvetik.  Diese  Rechtsquellen  lassen  sich  in 
folgende  Gruppen  eintheilen: 

I.  Gemein  schaftliche  Rechtsquellen  der 
drei  Bünde:  sie  bleiben  hier  ausser  Betracht,  da  eine 
Publikation  derselben  anderweitig  vorbereitet  wird. 

II.  Die  Rechtsquellen  des  grauenBundes. 
Eine  Uebersicht  derselben  und  die  Herausgabe  der  wichtigsten 
Stücke  erfolgt  unten,  während  durch  einen  Nachtrag  im  näch- 
sten Band  hoffentlich  ein  gewisser  Abschluss  erreicht  wer- 
den wird. 

III.  Die  Rechtsquellen  des  Gotteshaus- 
bundes. Diese  sind  so  zahlreich  und  umfangreich ,  dass 
eine  Publikation  in  dieser  Zeitschrift  nicht  wohl  möglich  er- 
scheint :  es  soll  daher  von  denselben  nur  eine  Uebersicht  ge- 
geben werden,  während  die  Herausgabe  einem  besonderen 
Unternehmen  vorbehalten  bleiben  muss. 

IV.  Die  Re  cht  s  qu  eli  e  n  des  Z  ehnge  ri  eh  t  e  n- 
b  u  n  d  e  s.  Eine  Gesammtübersicht  derselben ,  sowie  die 
Publikation  der  wichtigsten  von  ihnen,  derjenigen  des  Bundes 
sowohl  als  einzelner  Gerichte  desselben,  soll  im  nächsten  Jahre 
erfolgen. 

V.  Die  Rechtsquellen  der  Unterthanen- 
1  ä  n  d  e  r.  Die  Statuten  derselben  gehören  der  italienischen 
Rechtsentwicklung  an  und  können  daher  hier  ausser  Betracht 
bleiben1),  dagegen  werden  die  Verordnungen  der  drei  Bünde 


')  Ich  benutze  die  Gelegenheit,  am  einige  Nachrichten  über  die  in 
Chur  vorhandenen  Handschriften  dieser  Statuten  mitzutheilen  :  I.  Bor  m  io: 
A.:  Statuta  Vetera  Comntis  Burmij  Jacobi  de  Albertis,  Papierband,  fol. 
Bibl.  der  Kantonsschule,  erst  alph.  Register,  dann  die  Statuten  in  366 
rubr.  Sie  reichen  mindestens  ins  14.  Jahrhundert  zurück  (c.  315  ist  v. 
J.  1382,  Adattamente  von  1487,  1509  (c.  322),  1515,  1534  (nach  c.  332) 
1536.  vgl.  von  Haller.  Schweiz.  Bibl.  VI  n.  2057.  B.  Neuere  Statuten, 
Papierband,  fol.,  Staatsarchiv.  Statuta  seu  leges  municipales  communi- 
tatis  Burmij   tarn  civiles  quam  criminales  in  hoc  volumine  collectae.    v.  J. 
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and  die  (xriden  der  bündnerisohen  Amptleute,  insbesondere 
«die  Grida  G-enerale,  welche  von  jedem  derselben  bei  Beginn 
«eines  Amtes  erlassen  wurde  und  aümählig  die  Gestalt  eines 
Edictum  perpetuimi  angenommen  hat,  zu  berücksichtigen  sein. 
VI.  Rein  ökonomische  Rechtsquellen: 
ökonomische  Angelegenheiten  werden  zwar  fast  in  allen 
Rechtsquellen  geregelt,  daneben  gibt  es  aber  eine  unge- 
zählte Menge  von  Dorfordnungen,  welche  lediglich  solche 
zum  Gegenstande  haben.  Diese  bleiben  hier  ebenfalls  ausser 
Betracht,  weil  eine  vollständige  Aufzählung  derselben  vor 
der  Hand  unmöglich  ist,  doch  gebe  ich  beiläufig  Nachricht 
über  diejenigen,  welche  mir  aufgestossen  sind.  Die  Publica- 
tion derselben,  welche  für  die  Wirthschaftsgeschichte  von 
grosser  Wichtigkeit  sein  würde,  muss  einer  späteren  Zeit 
vorbehalten  bleiben. 


1564  durch  Georg  Travers  gegeben,  325  rubr.  dazu  Additio  von  326 — 333 
vgl.  Manzoni,  Bibliogr.  degli  Stat.  ItaL  I,  p.  72,  II,  p.  120.  Ausserdem  besitzt 
die  Bibl.  der  Kantonsschule  einen  Lederband  (Folio)  :  Inventario  de  tutti  le 
Privileggi  del  Contado  di  Bormio  etc.  (von  1378—1762)  vgl.  dazu  v. 
Haller  VI  n.  1719.  II.  Chiavenna.  A.  Pap.  fol.  Bibl.  Kantonssch. 
(bez.  Pietro  Planta  de  Wildenberg  de  Zemetz)  enthält:  Statuta  Criminalia 
Jurisdictionis  Glavennae,  92  No.,  St,  Civilia  J.  Cl.  169  No.  folgt  ein  Index, 
darauf  Decr.  Confirm.  Statutorum  v.  11.  Jan.  1539  und  19.  Jan.  1539, 
dann  Auszüge  aus  der  Bundesreforma  von  1607,  dann  Crida  Generale  che 
viene  emanata  al  principio  d'ogni  Biennio  (in  48  No.)  nebst  Index,  dann 
^Capitoli  Economici  in  11  No.  u.  a.  (vgl.  von  Haller  VI  n.  2058).  Die 
Statuten  finden  sich  noch  in  zwei  anderen  Handschriften  der  Kantons- 
bibliothek: B.  Lederb.  folio  vom  22.  Mai  1662  bez.  Questo  Stattuto  è 
di  me  Gio.  Batta  Bottagiso  di  Chiana,  C.  Lederb.  fol.  bez.  Pertinet  Hoc 
-Statutum  ad  me  Joseph  Antonium  Toddicella  etc.  (1746).  Ueber  einen 
gedruckten  Auszug  s.  Manzoni  1.  c.  II.  p.  160.  III.  Valtellina.  Von 
den  älteren  Statuten  in  lateinischer  Sprache  besitzt  die  Bibl.  der  Kantons- 
schule ein  Exemplar,  geschrieben  von  Michael  de  Venosta  de  grosupto 
Recto r  tallamone  im  Jahre  1534  (Lederb.  fol.).  Es  enthält  die  Statuta 
Criminalia  in  100  Artikeln,  dann  Copia  litterarum  approbationis  et  Confir- 
mationis  pporum  statutorum  von  1531,  dann  die  Civilstatuten  in  294  Ar- 
tikeln, darauf:  Infrascripta  sunt  Capitula  ordinum  factorum  per  dominos 
trium  ligarum  (18  Artikel).  Die  Revision  vom  Jahre  1548  in  italienischer 
Sprache  ist  dreimal  (Poschiavo  1549  und  1668  und  Chur  1737)  gedruckt 
worden,  s.  von  Haller  VI  n.  2033,  Manzoni  I,  p.  522 — 524.  Handschriften 
derselben  sind  ebenfalls  in  Chur  vorhanden.  IV.  Feber  das  St.  Jakobs- 
thal s.  von  Haller  VI  n.  2059. 
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In  dem  vierhundertjährigen  Zeiträume,  dessen  Rechts- 
quellen wir  zu  betrachten  haben,  ist  die  Recht  erzeugende 
Thätigkeit  keineswegs  stets  von  gleicher  Stärke  gewesen, 
vielmehr  kann  man  getrost  behaupten,  dass  die  letzten  150 
Jahre  (von  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  bis  zur  Helvetik) 
für  unsere  Zwecke  so  gut  wie  gar  nicjit  in  Betracht  kom- 
men. Es  ist  eine  Zeit  der  Stagnation  und  der  Verknöcherung,, 
welche  weder  im  Stande  ist,  neue  Ideen  hervorzubringen, 
noch  auch  nur  eine  gedeihliche  Portentwicklung  der  vorhan- 
denen Verfassungs-  und  Rechtszustände  zu  ermöglichen.  Tra- 
gen daher  auch  viele  der  zu  publizirenden  Rechtsdenkmäler 
ein  Datum  aus  dieser  Epoche,  so  ergibt  doch  eine  genauere 
Untersuchung  stets,  dass  die  Rechtssätze,  die  das  lebensvolle 
Element  dieser  Entwicklung  darstellen,  einer  früheren  Periode 
entstammen.  Es  ist  demnach  im  Grossen  und  Ganzen  der 
Zeitraum  vom  Ende  des  14.  bis  zur  Mitte  des  17.  Jahrhun- 
derts, in  welchem  sich  der  Uebergang  aus  dem  Mittelalter  in 
die  Neuzeit,  die  Bildung  neuer  staatsrechtlicher  Formen  und 
eines  besonderen  Rechts  vollzogen  hat.  Und  auch  dieser  Zeit- 
raum zerfallt  wiederum  in  2  durch  die  conlessionelle  Spaltung 
scharf  von  einander  getrennte  Perioden.  Im  15.  Jahrhundert 
gelang  es  der  aufkeimenden  Volkskraft  über  den  Feudalismus 
einen  vollständigen  Sieg  zu  erringen,  einen  um  so  schwerer 
wiegenden  Sieg,  als  er  durchweg  in  den  Formen  des  Rechts,, 
nicht  durch  die  rohe  Gewalt  errungen  worden  war,  so  dass 
die  geringen  Ueberreste  des  Feudalwesens,  welche  sich  bis 
zum  19.  Jahrhundert  erhielten,  mehr  dazu  dienen,  diesen 
rechtlichen  Charakter  der  Bewegung  hervortreten  zu  lassen, 
als  dass  sie  unwillig  als  Anachronismen  empfunden  worden 
wären.  Kaum  aber  hatte  das  junge  Gemeinwesen  im  Schwa- 
benkriege sich  seine  völkerrechtliche  Anerkennung  errungen, 
und  durch  den  Erwerb  der  Unterthanenlande  eine  neue  Bahn 
eingeschlagen,  die  man  als  eine  verhängnissvolle  zu  bezeich- 
nen pflegt,  als  zu  den  Kämpfen  gegen  auswärtige  Feinde  und 
gegen  das  Lehnswesen  und  zu  dem  Nationalitätenkampfe,  für 
dessen  Vorhandensein  ich  in  der  Lage  bin,  bisher  unbeachtete 
Beweise  zu  veröffentlichen,  im  Gefolge  der  Glaubenstrennung 
neue  Kämpfe  im  Innern  der  3  Bünde  ausbrachen,  welche  all- 
mählig  den  ganzen  Bestand  derselben  auseinander  zu  reissen 
drohten  und  momentan«auch  auseinandergerissen  haben.  Und 
doch  sind  es  gerade  diese  vielgeschmähten  Zeiten,  die  zweite 
Hälfte  des  16.  und  die  erste  des  17.  Jahrhunderts,  welchen 
die  gesammten  Verfassungs-  und  Rechtszustände  ihren  Charak- 
ter verdanken  :  gerade  in  dieser  Zeit  gewannen  sie  eine  Festig- 
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keit  und  Stetigkeit,  welche  es  den  kommenden  Generationen 
ermöglichte,  ein  verhältnissmässig  bequemes  und  gesichertes 
Dasein  zu  führen! 

§  2.     Entwicklung  der   drei  Bünde.     Charakteristik 

derselben1). 

Fragen  wir  nach  den  Gründen,  welche  die  Entstehung 
des  merkwürdigen  Staatswesens  erklären,  welches  uns  seit 
<iem  Anfange  des  16.  Jahrhunderts  als  die  Republik  der  drei 
Bünde  entgegentritt,  nachdem  diese  Bünde  das  Jahrhundert 
Torher  in  engen  Beziehungen  zu  einander,  wenn  auch  ohne 
ein  allen  dreien  gemeinschaftliches  Band  bestanden  hatten, 
so  sind  für  die  territoriale  Gestaltung  dieses  Staatswesens 
theils  die  B-eminiscenzen  des  alten  Churer  Bischofsstaats, 
theils  die  der  karolingischen  Gaueintheilung  massgebend  ge- 
wesen, welche  zu  keiner  Zeit  die  Zugehörigkeit  zu  einem  ge- 
meinschaftlichen staatsrechtlichen  Verbände  ganz  haben  in 
Vergessenheit  gerathen  lassen,  für  die  besondere  Gestaltung 
»der  verfassungsrechtlichen  Verhältnisse  dagegen  waren  neben 
•dem  geographischen  Charakter  dieser  Gegenden  verschiedene 
Ursachen  thätig,  die  theils  aus  dem  älteren  Verfassungsrecht 
nibernommen  waren,  theils  als  wirkliche  Neubildungen  auf- 
zufassen sind. 

Für  die  Verfassung  der  späteren  Gerichte  und  Bünde  ist 
ein  Gegensatz  charakteristisch,  den  ich  als  den  zwischen 
Herrschaftsrechten  und  Gemeinderechten  bezeichnen  will:  in- 
haltlich charakterisiren  sich  beide  Arten  von  Hechten  dadurch, 
dass  sie  öfifentlichrechtlicher  Natur  sind.  Die  ersteren  waren 
abgeleitet  von  dem  höchsten  Inhaber  der  Staatsgewalt,  dem 
Könige,  von  dem  sie  anfangs  durch  staatsrechtlichen  Akt, 
später  durch  Verleihung,  noch  später  auf  Grund  der  mannig- 
fachsten privaten  Rechtstitel  mittelbar  oder  unmittelbar  er- 
worben sein  konnten  und  auf  den  sie,  wenigstens  theoretisch, 
zurückgeführt  wurden.  Ebenso  knüpft  auch  das,  was  ich  mit 
„Gemeinderechten"  bezeichne,  an  eue  ältere  Reichsverfassung 
An,  welche  Gerichtsgemeinden  kannte,  in  denen  sämmtliche 
Freie  des  Bezirks  mitzureden  berechtigt  waren  :  diese  Gerichts- 
gemeinden  wurden  dann  auch  auf  die  geistlichen  Gebiete 
übertragen,  seitdem  dem  Bisthum.  in  denselben  infolge  der 
Ottonischen  Privilegien  die  volle  Gerichtsbarkeit  eingeräumt 


l)  Vgl.  hiezn  P.  C.  von  Planta,  Herrschaften,   p.  473 — 478  und  ganz 
^besonders  von  Juvalt,  Forschungen  II,  p.  228—248. 

Zeitichr.  für  iehweiaerischei  Beoht.    Neue  Folge  UI.  15 


226  RechtequeUen  des  Cantons  Graubünden. 

worden  war1).  Wahrend  aber  in  den  meisten  übrigen  Theilera 
des  Reichs  diese  Gerichtsgemeinden  sich  auf  dem  Lande 
nicht  in  ihrer  unmittelbaren  Verbindung  mit  dem  Reiche  er- 
halten konnten,  und  die  Folge  davon  die  allgemeine  Aus- 
dehnung der  Hörigkeit  auf  den  Bauernstand  war,  fand  in 
Currätien  eine  Entwicklung  in  wesentlich  anderer  Richtung 
statt8).  Hier  gelang  es  weder  dem  fast  beständig  von 
äusseren  Feinden  bedrängten  Bisthum  noch  auch  den  welt- 
lichen Feudalherren,  von  denen  die  mächtigsten  frühzeitig 
ausstarben,  ihre  Landeshoheit  in  dem  weiten  Umfange  aus- 
zubilden, ,wie  anderswo.  Vielmehr  erhielt  sich  trotz  der  Aus- 
bildung des  Feudalwesens  eine  grosse  Menge  Gemeinfreier8), 
welche  den  personellen  Zusammenhang,  in  welchem  sie  zu 
einander  standen,  erst  aufgaben,  als  der  Sieg  über  den  Feu- 
dalismus entschieden  war,  und  auch  in  den  Gebieten,  in  wel- 
chen dem  Bischof  die  gräfliche  Gerichtsbarkeit  zustand,  hatte 
sich  der  Stand  der  Freien  fast  intakt  erhalten,  ja  dieses  Bei- 
spiel blieb  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  nach  Hofrecht  leben- 
den Unfreien  des  Bisthums.  Als  dann  in  der  zweiten  Hälfte 
des  14.  Jahrhunders  politische  Zerwürfhisse  zwischen  dem 
Bischof  und  seinen  beiden  berathenden  Collégien,  dem  Dom- 
capitel  und  den  Dienstleuten,  ausbrachen,  da  stützten  sich, 
anfangs  die  letzteren,  später  auch  der  erstere,  auf  die  Ge- 
richtsgemeinden und  diese,  welche  inzwischen  sich  fast  überall 


')  Cod.  dipL  I,  n.  69,  74,  83,  88,  95,  z.  Th.  schon  n.  56  und  65- 
Auch  Disentis  scheint  wohl  ähnliche  Privilegien  erlangt  zu  haben,  s. 
Mohr,  Regesten  von  Disentis  n.  36  und  31,  andererseits  freilich  auch 
n.  29,  30,  33,  37,  Planta  (p.  200)  spricht  von  der  Verleihung  der  blossen 
Immunität. 

*)  Von  der  Entwicklung   der  Churer   Stadtverfassung  kann   hier  ab- 
gesehen werden. 

*)  Vgl.  die  Urkunden  Nr.  1  —  4  des  Anhangs,  und  Ztschr.  der 
Savigny-Stiftung,  germ.  Abth.  IV,  p.  72  ff.  Ueber  die  Freien  von  Purtein 
vgl.  Planta,  p.  376,  über  die  Freien  am  Schamser  Berg  ebendas.  p.  358  fL 
Im  Kirchspiel  Brigels  (zur  Landschaft  Disentis  gehörig)  befanden  sich 
noch  im  Jahre  1536  nicht  weniger  als  109  freie  Familien.  Eine  genauere 
Erforschung  der  Verhältnisse  dieser  Freien  wird  möglich  sein,  wenn  man 
die  in  den  Archiven  der  betreffenden  Orte  und  in  Familienbesitz  befind- 
lichen Urkunden  genauer  durchforscht  Es  wird  dann  wahrscheinlich  auch. 
möglich  sein,  einige  rechtsgeschichtb'che  Streitfragen  allgemeinerer  Natur- 
z.  B.  Verhältniss  der  Freien  einer  Cent  zu  den  Versammlungen  an  Ge- 
richtsplätzen anderer  Centen  definitiv  zu  entscheiden. 
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territorial  gestaltet  hatten,  waren  nun  in  der  Lage,  ein  ge- 
wichtiges Wort  mitsprechen  zu  dürfen.  Als  drittes  Moment1) 
und  nicht  als  das  unwichtigste  sind  endlich  die  zahlreichen 
Walserkolonien2)  in  Betracht  zu  ziehen,  welche  seit  dem 
13.  Jahrhundert  unter  staatsrechtlich  meist  sehr  günstigen 
Bedingungen  in  den  höheren  Gegenden  des  Landes  ange- 
siedelt worden  waren.  Ursprünglich  nur  aus  wenigen  Fami- 
lien bestehend,  erweiterten  sie  sich  besonders  durch  Zuzug 
sehr  bald  zu  mächtigen  Gemeinwesen,  und  das  patriarchalische 
Verhältnis8,  welches  zwischen  den  ersten  Ansiedlern  bestan- 
den hatte,  bildete  sich  dann  zu  einer  rein  demokratischen 
Verfassung  heraus,  worauf  wohl  das  Beispiel  der  benachbarten 
Urkantone  nicht  ohne  Einfluss  gewesen  ist,  und  die  Verfassung 
dieser  Gemeinwesen  wirkte  dann  fruchtbringend  auch  auf' 
solche  Gemeinden,  deren  politische  Stellung  an  sich  eine 
weit  bedrücktere  war,  so  namentlich  im  Zehngerichtenbunde, 
in-  welchem  die  politische  Unabhängigkeit  geradezu  als  von 
den  Davo8er  Waisern  ausgehend  zu  bezeichnen  ist,  welche 
sich  fast  in  allen  übrigen  Gerichten  verbreiteten  und  ähnliche 
Freiheiten  für  die  letzteren  zu  erwerben  wussten. 

Gegen  das  Ende  des  14.  Jahrhunderts  ungefähr  stand  die 
Wagschale  zwischen  den  Herrschaftsrechten  und  den  Ge- 
meinderechten gleich,  und  die  nothwendige  Folge  davon  war, 
dass  ein  Kampf  zwischen  den  Inhabern  derselben  ausbrechen 
mu8ste.     Dieser  Kampf  nun   ist,   wie  bereits  bemerkt,    zum 


')  Dass  diese  Momente  von  Bedeutung  waren,  geht  namentlich  auch 
ans  der  Annahme  von  Gemeindesiegeln  hervor,  welche  eine  gewisse  Unab- 
hängigkeit voraussetzt  Solche  finden  wir  in  älterer  Zeit  bei  folgenden 
Gemeinden  vor:  a.  im  Granen  Bunde:  Disentis  1285?  (Cod.  dipi.  II, 
o.  28),  Freie  von  Lax  mindestens  seit  1391  (Cod.  dipi.  IV  n.  163),  von  den 
6  Walsercolonien:  Rheinwald  1400  (Cod.  dipi.  IV  n.  255),  Vais  1461  (siebe 
unten  §  5,  II,  2,  a),  Safien  1475,  Tenna  1480  (Urkunden  im  Arch.  Tenna), 
Obersaxen  1489  (Urk.  im  Arch.  Obers.) ,  nur  Tschappina  hat  1475  kein 
eigenes  Siegel  (Jecklin  Urk.  z.  Verf.-Gesch.  Graubündens  1883  n.  31).  Die 
übrigen  Gemeinden  des  oberen  Bundes  fuhren  Siegel  sämmtlich  erst  seit 
dem  16.  Jahrhundert  (Lügnetz  1529,  üanz  1538,  Schams  1550,  Flims  1567). 
b.  im  Gotteshausbunde:  Chur  1293  (Currätische  Urkunden,  ed.  Chr. 
Kind,  Chur  1882  n.  1),  Bergeil  und  Oberengadin  1367  (Cod.  dipi.  Ili  n.  134), 
Avers  (Walsercolonie),  Oberhalbstein  1396  (Jecklin  n.  6),  Stalla  1407  (Jeck- 
lin n.  12),  Bergan  und  Poschiavo  1450  (Jecklin  n.  25).  c.  im  Zehn- 
gerichtenbunde kommen  Gemeindesiegel  sehr  spät  auf. 

*)  Ueber  sie  vgl.  jetzt  besonders  Planta  p.  362  ff. 
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grös8ten  Theile  nicht  durch  die  rohe  Gewalt,  sondern  in  den 
Formen  des  Rechts  ausgekämpft  worden,  ihm  entstammen  die 
staatsrechtlichen  Gebilde,  welche  uns  als  die  3  Bünde  ent- 
gegentreten. Die  allgemeine  Sichtung,  welche  dieser  Kampf 
annahm,  lässt  sich  dahin  characterisiren,  dass,  während  bisher 
die  Auffassung  galt,  dass  alles  Recht  von  oben,  direct  oder 
indirect  vom  Könige,  komme,  und  demnach  die  Gemeinde 
nachzuweisen  hatte,  dass  und  welche  Rechte  sie  erworben 
habe,  während  im  Uebrigen  der  Inhaber  der  Herrschafts- 
rechte nicht  beschränkt  war,  nunmehr  die  gerade  entgegen- 
gesetzte Anschauung  zum  Siege  gelangte,  wonach  es  Sache 
des  letzteren  war,  nachzuweisen,  nicht  nur  woher  ihm  jene 
Rechte  zugekommen  seien,  sondern  vor  Allem  auch,  wie  weit 
sich  dieselben  erstreckten.  Und  da  mit  den  Herrschafts-  und  den 
Gemeinderechten  der  Umfang  der  Staatsgewalt  erschöpft  war, 
so  galt  demnach  nun  die  Gemeinde  soweit  als  unabhängig, 
als  nicht  eine  besondere  Beschränkung  durch  dergleichen 
Herrschaftsrechte  nachgewiesen  werden  konnte.  Wer  aber 
hatte  über  diesen  Nachweis  zu  entscheiden  ?  Diese  Frage 
ist  für  jeden  der  3  Bünde  verschieden  zu  beantworten.  Im 
Gotteshausbunde  war  nur  Ein  Inhaber  von  Herrschafts- 
rechten vorhanden,  der  Bischof  von  Chur  :  vor  seinem  Gericht 
(ev.  mit  Weiterzug  an  den  König)  waren  diese  Fragen  zu 
erledigen.  Anders  im  10  Gerichtenbunde  :  da  beim  Ab- 
schlüsse desselben  nur  die  Gemeinden  betheiligt  waren,  die 
Herrschaftsrechte  im  Bundesbriefe  den  Erben  des  Grafen  von 
Toggenburg  ausdrücklich  vorbehalten  worden  waren,  so  war 
aus  dem  letzteren  keine  Auskunft  zu  erlangen,  vielmehr  ruhte 
auch  hier  principiell  die  Entscheidung  bei  den  Herrschafts- 
gerichten, doch  hatte  eine  Anzahl  der  Gerichte  besondere 
Privilegien  erlangt,  wonach  die  Entscheidung  eine  schieds- 
richterliche sein  sollte.  l)  Ganz  eigenthümlich  gestaltete 
sich  diese  wichtige  Frage  im  oberen  Bund  seit  dem  Bundes- 
briefe von  1424.  An  diesem  Bunde  waren  sowohl  die  In- 
haber der  Herrschaftsrechte  —  Disentis,  Sax,  Räzüns  activ, 
die  übrigen  wenigstens  passiv  —  betheiligt,  als  auch  die 
Gemeinden,  und  zwar  hatten  die  Gemeinden  hier  ihre  Mit- 
wirkung nicht  aufgedrängt,  wie  die  Gotteshausgemeinden  dem 
Bischof,  sondern  es  war  ein  Bündniss  abgeschlossen,  in  wel- 
chem sich  beide  Parteien  als  gleich  berechtigte  Contrahenten 


l)  z.  B.  Day  os  durch  Urk.  von  St.  Agathentag  1438,  Art  10,  Maien- 
feid  durch  Urk.  von  1438,  Art.  19  und  20. 
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;gegenübergetreten  waren.  Und  so  besass  denn  dieser  Bund 
-allein  einen  besonderen  Staatsgerichtshof,  welcher  berufen  war, 
über  diese  Fragen  zu  urtheilen  und  dessen  Entscheidungen 
sich  zu  fügen,  jedes  Bundesmitglied  kraft  des  geschworenen 
Eides  verpflichtet  war.1) 

Bis  zum  Beginn  des  16.  Jahrhunderts  war  es  der 
aufkeimenden  Volkskraft,  fast  überall  gelungen,  über  den 
Feudalismus  einen  fast  vollständigen  Sieg  zu  erlangen, 
der  durch  zahlreiche  Verträge  und  Gerichtsentscheidungen 
documentirt  wurde.2)  Eine  neue  Phase  der  Entwicklung  be- 
ginnt dann  mit  dem  Bundesbriefe  der  3  Bünde  von  1524  und 
mit  den  beiden  Hanzer  Artikelbriefen.8)  Durch  den  Ersteren 
tritt  der  Gesammtstaat  der  3  Bünde,  der  in  den  Bundes-  und  Bei- 
tagen besondere  Organe  erlangt,  über  die  Bundestage  der  ein- 
zelnen Bünde,  und  den  letztern  wird  fast  jede  Bedeutung  nach 
.aussen  entzogen.  Durch  die  Artikelbriefe  und  die  denselben 
folgenden  Ereignisse  werden  die  Herrschaftsrechte  des  Bi- 
schofs so  gut  wie  beseitigt,  und  damit  ist  ein  zweiter  Bund 
vorhanden,  in  welchem  die  Gemeinden  allein  vertreten  sind. 
Sehen  wir  uns  nunmehr  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse 
genauer  an,  so  finden  wir  folgendes: 

1.  Der  Gotteshausbund  besteht  aus  einer  Anzahl 
territorial  auseinander  gerissener  Gemeinden  ohne  irgend  eine 
Verfassungsurkunde ,  innerhalb  des  Bundes  hat  der  Bischof 
keine  Rechte,  in  den  einzelnen  Gemeinden  stehen  ihm  einige 
unbedeutende  Gerechtsame  zu:  eine  gemeinsame  Gesetz- 
gebung ist  in  diesem  Bunde  nie  zu  Stande  gekommen ,  jedes 
Gericht  hat  seine  eigene  mehr  oder  weniger  eingehende  Ge- 
setzgebung. 

2.  Der  Zehngerichtenbund  besteht  aus  einer 
Anzahl  Gemeinden,  die  auf  Grund  einer  Verfassungsurkunde 
geeinigt  sind,  unbeschadet  der  Rechte  der  Herrschaft:  diese 
standen  in  8  Gerichten  bis  zur  Mitte  des  17.  Jahrhunderts 
dem  Hause  Oesterreich  zu,  wurden  aber  in  dieser  Zeit  durch 
Auskauf  erledigt,  in  2  anderen  Gerichten  dagegen  sind  In- 
haber der  Herrschaftsrechte  die  3  Bünde  selbst  Es  besteht 
eine  gemeinschaftliche  Gesetzgebung,  die  indessen  nicht  eine 
vollständige  ist,  daneben  gibt  es  zahlreiche  Statutarrechte 
der  einzelnen  Gerichte. 


*)  Das  Weitere  8.  in  §  3. 

*)  Das  Genauere  enthält  das  citirte  Werk  von  P.  C.  von  Planta. 

8)  Hierüber  vgl.  namentlich  v.  Juvalt  L  c.  p.  240  und  245  iL 
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3.  Der  Graue  Bund:  an  ihm  nehmen  sowohl  dte 
Inhaber  der  Herrschaftsrechte,  als  auch  die  Gemeinden  Theilr 
sie  alle  sind  der  Bundesjudicatur  unterworfen  :  auch  innerhalb 
des  Bundes  stehen  den  Hauptherren  gewisse  Hechte  zu  :  das 
Vorschlagsrecht  bei  der  Besetzung  der  Landrichterstelle  und 
Sitz  und  Stimme  auf  den  Bundestagen.  Es  besteht  ein  Bun- 
desgericht und  eine  Bundesgesetzgebung,  welche  so  vollständig 
ist,  dass  den  einzelnen  Gemeinden  daneben  nur  wenig  zu  thun 
übrig'  bleibt,  soweit  nicht  der  Unterschied  der  Nationalität 
zu  einem  grösseren  Wirken  der  Particulargesetzgebung  den 
An8toss  gibt. 

Ueber  diesen  3  Bünden  erhebt  sich  der  Gesammt- 
staat,  der  freilich  mehr  als  eine  Addition  der  einzelnen  Ge- 
meinden, wie  als  eine  besondere  Staatsgewalt  erscheint,  denn 
alle  wichtigen  Fragen  können  nicht  durch  die  Organe  des 
Gesammtstaats,  sondern  nur  durch  eine  Gesammtabstimmung  der 
Gemeinden  entschieden  werden.  Dennoch  hebt  er  sich  deut- 
lich von  den  einzelnen  Bünden  ab,  indem  ihm  auf  dem  Ge- 
biete der  auswärtigen  Politik  eine  so  gut  wie  ausschliessliche 
Competenz  zusteht,  und  indem  er  es  ist,  der  allein  bei  der 
Verwaltung  der  Unterthanenländer  betheiligt  ist. 

Indem  wir  nun  vorläufig  von  dem  Einflüsse  absehen,, 
welchen  der  Gesammtstaat  *)  auf  die  Rechtsentwicklung  der 
einzelnen  Bünde  und  Gerichte  ausgeübt  hat,  wenden  wir  un» 
demjenigen  Bunde  zu,  dessen  Verfassung  zweifellos  am  mei- 
sten Interesse  erregen  muss  und  dessen  Rechtsentwicklung 
bisher  am  unbekanntesten  geblieben  ist.  Wir  betrachten  zuerst 
in  Kürze  seine  wichtigste  staatsrechtliche  Institution ,  daa 
Bundesgericht  (§  3),  sodann  die  Bundesgesetzgebung  (§  4),. 
endlich  die  Rechtsquellen  der  einzelnen  Gerichte  (§  5). 


§   3.   Das  Bundesgericht. 

Unter  den  Verfassungseinrichtungen  des  grauen  Bundes 
ist  es  das  Bundesgericht,  dessen  Entwicklung  und  Bedeutung 
in  erster  Linie  unser  Interesse  fesselt  :  ich  habe  daher  ge- 
glaubt, nicht  nur  eine  Anzahl  der  rechtsgeschichtlich  wich- 
tigsten Entscheidungen  dieses  Gerichts  im  Anhange  veröffent- 
lichen zu  sollen,  sondern  will  es  versuchen,  hier  eine  kurze 
Darstellung  der  Organisation  desselben,  wie  sie  allmählig  sich 


*)    Eine  Heransgabe  der  staatsrechtlich  wichtigen  Akte  der  drei  Bünde 
ist  in  Vorbereitung. 
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gebildet  hat,  zu  geben.  Für  die  Entwicklung  dieser  Insti- 
tution sind  vor  Allem  die  beiden  Verfassungsurkunden  von 
1395  und  1424 x)  von  Bedeutung: 


Urk.  von  1395. 

War  auch  (ob  das  bescheoh) 
dass  ein  misshellung,  stöss  oder 
kriegbeschechen,entzwüschent 
denen,  die  in  unsern  theil  hörent, 
und  darin  sint,  von  manschlacht, 
von  stechen  oder  von  schlachen, 
oder  von  andern  grossen  ret- 
lichen Sachen,  so  soll  danocht 
die  obgeschriben  püntnus 
ewigklich  steet  und  vest  be- 
leiben, sie  sollent  aber  ein 
recht  von  einanderen  nemen, 
als  sitt  und  gewohnlich  ge- 
wesen, ist  dass  aber  das  recht 
eintwederen  theil  ungemein 
wer,  so  sollent  wir  die  obge- 
schriben eidgnossen,  ein  apt 
und  die  gemeind  des  vorge- 
nanten gottshauses  ze  Tisentis 
zue  einem  theil,  Ulrich  Brun 
v.  Ratzlins,  all  sein  erben  und 
nachkommen,  ob  er  nit  wehr 
zu  dem  andern  theil,  Albrecht 
v.  Sax,  sein  erben  und  sein 
nachkommen,  ob  er  auch  nicht 
war,  mit  der  talleuten  räth 
in  Lungnitz,  zu  dem  dritten 
theil.  Jetlicher  einen  gemeinen 
schydmann  darzu  geben,  die 
des  theils  sind  die  sach  zu  be- 
richten, mit  der  min  en,  möch- 
tent  aber  dieselben  schydletit 


Bundesbrief  von  1424. 

12)  Item  wau  och  daz  be- 
schäch,  daz  mishelung,  stös 
oder  krieg  uf  stüdind  en  zwi- 
schend  uns  vorgenanten  aid- 
gnosen ,  die  in  disen  punt 
hörend  oder  gesessen  sind,  es 
war  von  manschleclen,  von 
stechend,  von  schlachind  oder 
von  andren  grosen  redlichen 
Sachen  und  zuo  Sprüchen,  so 
sol  denocht  diser  punt  und 
aidgnoschaft  unzebrochen  und 
unzertrent  sin,  sy  sol  ewenk- 
lich  stät,  vest,  gantz  beliben, 
sy  sölind  aber  ain  recht  von 
ain  ander  nemen,  alz  sit  und 
gewonhait  und  recht  ist  ge- 
wesen bisher,  daz  aber  daz 
recht  entwedrem  tail  unge- 
main,  so  sölind  wir  dikgenemp- 
ten  aidgnosen:  ain  apt  und 
ain  gemaind  des  egenanten 
gotzhus  ze  Tisentis  ains  tailz, 
die  herren  von  Rutzuns,  ir 
erben  und  nach  komen  de» 
andren  tailz,  grauf  Hans  von 
Sax,  sin  erben  und  nach  komen 
des  dritten  tailz,  ir  ietlicher 
dry  erber  gemain  man  zuo  in 
nemen ,  die  in  disen  punt 
hörend  und  gesessen  sind,  den 
eren  und  aidz  wol  ze  trüwend 


*)  Bnnde8brief  von  1424  nach  dem  Original  bei  Jecklin  n.  15,  Bun- 
desbrief von  1395  im  Cod.  dipi.  IV  n.  195  (nach  der  Deflorinschen  Docu- 
mentensammlung).  Einen  vollständigen  Abdruck  der  beiden  Bundesbriefe 
habe  ich  fur  überflüssig  erachtet,  da  derjenige  von  1424  erst  vor  kurzem, 
zum  ersten  Male  nach  dem  Original  veröffentlicht  worden  ist,  während  das 
Original  desjenigen  von  1395  zur  Zeit  verschollen  ist 
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einer  minen  nit  übereinkomen, 
so  sollent  sie  ein  blos  recht, 
auf  ihr  eid  darumb  sprechen, 
und  ob  die  schydtleüt  stössig 
wurdent,  wo  dann  die  zwen 
hinfallend,  da  soll  drit  volgen. 


ist  und  die  uf  iren  gerichten 
daz  recht  sprechend  und  dar- 
umb geschworen  hond  ze  rich- 
tind,  dem  armen  alz  dem  riehen, 
und  die  in  dem  Binwald  sond 
och  sölicher  mannen  zwen  dar 
setzen,  die  fryen  ob  dem  Flims 
wald  sond  och  ainsölichenman 
dar  setzen,  alz  obgeschriben 
staut.  War  och,  daz  die  selben 
gemainen  schidlüt  tüchti,  daz 
in  die  sach  ze  schwär  und  ze . 
gros  war,  so  hond  sy  gewalt, 
zuo  in  ze  nemend  ain,  zwen 
oder  dry  sölich  erber  gemain 
man,  alz  vorgeschriben  ist, 
und  sond  die  all  gemainlich 
versuochen,  ob  sy  die  sach 
und  stös  verrichten  und  zer- 
legen möchtind  mit  der  min 
und  fründschaft;  war  aber, 
daz  sy  ainer  min  nit  über 
ain  komen  möchtind,  so  sond 
sy  ain  blos  recht  dar  umb 
sprechen  uf  ir  aid,  und  wau 
denn  der  mertail  hin  fait, 
I  dau  sol  der  minder  tail  volgen. 
Der  Bundesbrief  von  1424  enthält  sodann  noch  folgenden 
wichtigen  Zusatz  :  „war  och  den ,  daz  iemand  dem  rechten 
und  us  spruch  nit  gnuog  tati  und  nit  gehorsam  wölti  sin, 
den  selben  unkorsamen  sölind  wir  ander  aidgnosen  wisen 
und  korsam  machen  mit  Hb,  mit  guot,  by  unsren  aiden,  wenn 
wir  dar  umb  gemant  werdend,  es  sy  mit  briefen  oder  under 
owgen,  daz  er  dem  us  spruch  gnuog  tügi  und  dem  rechten 
korsam  sy,  als  dik  es  ze  schulden  kompt." 

Der  Bundesvertrag  von  1395  enthält  demnach  nur  Be- 
stimmungen über  die  Art  der  Zusammensetzung  eines  Schieds- 
gerichts :  ähnliche  Vorschriften  finden  sich  in  vielen  Land- 
friedensdocumenten  ;  dagegen  erhielt  diese  Institution  erst 
durch  den  Bundesbrief  von  1424  einen  staatsrechtlichen  Cha- 
rakter, vor  Allem,  weil  nunmehr  die  Ausführung  der  Schieds- 
sprüche eventuell  durch  Bundesexecution  vorgenommen  werden 
sollte,  sodann  auch  desshalb,  weil  jetzt  das  Gericht  von  sich 
aus  eine  Verstärkung  derßechtsprecher  vorzunehmen  für  befugt 
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erklärt  wurde.  Mehr  faktisch  dagegen  als  rechtlich  von  Be- 
deutung ist  es,  da8S  nun  auch  von  anderen  Gerichten,  nicht 
bloss  von  den  Hauptherren  Rechtsprecher  ernannt  werden 
sollen.  Gesetzliche  Bestimmungen  über  das  Bundesgericht 
treffen  wir  erst  im  Jahre  1523  an,  dagegen  gewähren  uns  die 
erhaltenen  Entscheidungen,  namentllich  die  beiden  aus  den 
Jahren  1446  und  1462,  welche  ich  im  Anhange  unter  8  und 
9  publizire,  einen  Einblick,  welcher  uns  die  Weiterentwick- 
lung ziemlich  sicher  überschauen  lässt.  Von  einem  Vor- 
sitzenden des  Schiedsgerichts  war  in  den  beiden  Bundes- 
briefen noch  nicht  die  Rede,  für  das  ältere  Schiedsgericht  be- 
stand für  einen  solchen  offenbar  auch  kein  Bedürfniss,  da- 
gegen um  so  mehr  für  die  Verhandlungen  des  zahlreicheren 
Bundesgerichts  seit  1424,  und  es  ist  nun  charakteristisch, 
wie  sofort  die  dem  älteren  deutschen  Rechte  eigentümliche 
Scheidung  zwischen  Richter  und  Urtheilsprecher  hier  aufge- 
nommen wird,  sobald  nur  jene  Institution  sich  in  ein  wirk- 
liches Gericht  verwandelt  hat.  Völlig  dunkel  ist  dagegen, 
von  wem  zuerst  die  Ernennung  der  Landrichter  ausgegangen 
ist.  Nach  dem  Bundesbriefe  von  1424  stand  den  3  Haupt- 
herren die  Ernennung  von  je  3  Rechtsprechern  zu,  den  Rhein- 
waldern  und  Freien  ebenfalls  die  Ernennung  von  zwei  bezw* 
einem  dergleichen,  während  das  Gericht  selbst  1 — 3  Recht- 
sprecher zuziehen  durfte.  Erheblich  verschieden  hievon  zeigt 
sich  die  Organisation  in  der  Entscheidung  vom  Jahre  1462, 
welche  besonders  desshalb  von  Werth  ist,  weil  darin  die 
Rechtsprecher  namentlich  aufgeführt  werden.  Hier  hat  sich 
die  Zusammensetzung  des  Gerichts  der  Fünfzehen  —  diese 
Zahl  erscheint  schon  1446  als  feststehend,  worauf  das  Beispiel 
des  benachbarten  Uri  von  Einfluss  gewesen  sein  mag  —  be- 
reits so  gestaltet,  wie  sie  auch  für  die  Folgezeit  zu  Grunde 
lag,  wonach  aus  den  Gerichten  der  drei  Hauptherren  je  vier, 
aus  dem  Rheinwald  zwei  und  aus  dem  Gericht  der  Freien 
ein  Rechtsprecher  entnommen  wurde.  Die  Worte  :  „mit 
funfzehen  erber  mannen  die  nachlut  unsers  puntbriefs  von  den 
tfrtern  und  gerichten  unsers  puntz  dar  zu  geschickt  worden 
sind  und  nach  alter  guter  gewonhait"  zeigen  aber  trotz  der 
Berufung  auf  den  Bundesbrief,  dass  die  Rechtsprecher  nicht 
mehr  von  den  Hauptherren  allein1),  sondern  auch  von  den 
Gerichten  geschickt  werden.    Dagegen  hat  sich  ohne  Zweifel 


')  Der   Bandesbrief  giebt   ein    Mitwirkungereoht   nur   der   Gemeinde 
Disentis,  Über  Sax  s.  J.  IT.  von  Salis-Seewis,  ges.  Abb.  p.  251 . 
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schon  in  dieser  Zeit  das  Vorschlagsrecht  der  Hauptherren 
bezüglich  der  Wahl  des  Landrichters  herausgebildet,  welches 
uns  Fortunat  Sprecher  für  die  spätere  Zeit  ausführlich  be- 
schreibt. *)  An  und  für  sich  könnte  man  geneigt  sein,  anzu- 
nehmen, dass  die  Beohtsprecher  zunächst  ihr  Zuzugsrecht 
dazu  benutzt  haben  mochten,  einen  der  Zugezogenen  zum 
Forsitzenden  Richter  "zu  bestellen  :  ob  aber  etwa  dann  durch 
einen  Schiedsspruch  die  Organisation  so  geregelt  worden  ist, 
wie  sie  sich  später  darstellt,  oder  ob  die  Ereignisse  selbst 
dahin  geführt  haben,  sie  so  zu  gestalten,3)  das  muss  hier 
völlig  dahin  gestellt  bleiben.  Nachdruck  aber  muss  darauf 
gelegt  werden,  dass  schon  im  Jahre  1446  der  Landrichter8) 
und  die  lö  als  fest  constituâtes  Gericht  erscheinen  und  dass 
bezüglich  ihrer  schon  im  Jahre  1462  von  „alter  guter  ge- 
wonhait"  gesprochen  wird.  Eine  Aenderung  des  Personal- 
bestandes des  Gerichts  trat  im  Jahre  1529  ein,  indem  den 
Domle8chgern  (d.  h.  abwechselnd  den  Gerichten  Heinzen- 
berg  und  Tusrs  s.  D,  XLIY,  al.  2)  und  dem  Gericht  Schams 
gestattet  wurde,  je  einen  Rechtsprecher  beizuordnen.  Doch 
wurde  dadurch  die  Grundlage  nicht  geändert,  indem  nach 
wie  vor  auch  ohne  die  Anwesenheit  dieser  letztern  beiden 
Boten  geurtheilt  werden  durfte.  Auch  den  Namen:  „das 
Gericht  der  Fünfzehen"  finden  wir  bereits  seit  1536  wieder 
in  Anwendung.4) 

Viel  wichtiger  noch  war  eine  andere  Veränderung.  Nach 
den  Bundesbriefen  sollte  das  Bundesgericht  nur  dann  thätig 
werden,  wenn  mit  der  ordnungsmässigen  Gerichtsbarkeit  nicht 
auszukommen  war,  wenn  das  Recht  einer  Partei  „ungemein" 
war,    d.  h.  dann,    wenn    das    urtheilende  Gericht   selbst    als 


*)  Vgl.  schon  Eichhorn,  Eplso.  Curiensis  p.  244  und  Mohr,  Regesten 
von  Disentis  n.  209  (zum  Jahre  1472).  Eichhorn  spricht  von  foederis 
Ministralis,  nicht  vom  Ammann  von  Disentis,  wie  Planta,  Herrschaften  p.  201, 
irrigerweise  annimmt« 

2)  Mû  scheint  am  wahrscheinlichsten,  dass  die  3  Hauptherren  als  die 
Gerichtsherren  angesehen  wurden,  und  danach  sich  die  abwechselnde  Mit- 
wirkung derselben  bei  der  Bestellung  des  Landrichters  gestaltet  hat 

8)  Demnach  hat  es  einen  „Hauptmann44  des  oberen  Bundes  nie  gegeben, 
vielmehr  ist  anzunehmen,  dass  der  Vertragsentwurf  vom  2.  Mai  1451  (bei 
0.  Jecklin  1.  c.  n.  26)  im  Engadin  niedergeschrieben  ist,  wo  jener  Titel 
gewöhnlich  ist,  s.  v.  Juvalt,  Forschungen  II,  p.  242.  Nach  aussen  tritt  der 
Landrichter  erst  in  dem  Bfindniss  von  1471  (Jecklin  1.  c.  n.  30)  auf. 

4)  Gericht  der  17  (Anhang  n.  7  v,  J.  1534),  der  15  (Anhang  n.  4  v.  1536). 
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Partei  betheiligt  war.  Das  Thätigwerden  des  Bundesgerichts 
setzte  daher  das  Unthätiggebliebensein  der  gewöhnlichen  Ge- 
richte  begrifflich  voraus,  die  Partei  hatte  ursprünglich  zu 
entscheiden,  ob  sie  sich  mit  der  Rechtsprechung  der  letztern 
begnügen  oder  sich  an  das  Bundesgericht  wenden  wolle, 
letzteres  dann  freilich  ebenfalls  darüber,  ob  diese  Uebergehung 
des  ordentlichen  Gerichts  gerechtfertigt  war.  Hatte  sich  aber 
die  Partei  an  das  letztere  gewendet,  so  war  die  Sache  damit 
nach  der  ursprünglichen  Idee  definitiv  entschieden,  von  einem 
Thätigwerden  des  Bundesgerichts,  überhaupt  von  einem  In- 
stanzenzuge zwischen  beiden  war  nicht  die  Rede.  Diesem 
Stadium  der  Entwicklung  gehören  die  beiden  Entscheidungen 
von  1446  und  1462  (Anhang  Nr.  8  und  9)  an  :  hier  spricht  das 
Bundesgericht  in  erster  Instanz  *),  weil  die  erkennenden  Ge- 
richte  selbst  Partei  gewesen  wären.2) 

.  Aber  vermöge  des  staatsrechtlichen  Charakters,  den  das 
Bundesgericht  seit  1424  gewonnen  hatte,  musste  sich  sehr 
bald  neben  der  eben  besprochenen  noch  eine  andere  Auf- 
fassung geltend  machen,  nämlich  die,  dass  jenes  den  ge- 
wöhnlichen Gerichten  in  ähnlicher  Weise  übergeordnet  sei, 
wie  der  Bund  selbst  seinen  einzelnen  Gliedern.  Und  so  ent- 
nahm man  auch  hier  dem  älteren  deutschen  Recht,  welches 
in  den  einzelnen  Gerichten  ja  immer  Geltung  behalten  hatte, 
die  Idee  der  Urtheilsschelte,  das  Ziehen  an  die  obere  Hand, 
und  wandte  sie  auf  das  Verhältniss  der  ordentlichen  Gerichte 
zu  dem  Bundesgericht  an.  So  wurde  denn  der  Satz  aner- 
kannt, dass  man  auch  dann  sich  an  das  Bundesgericht  wen- 
den dürfe,  wenn  man  sich  durch  das  Urtheil  eines  ordent- 
lichen Gerichts  beschwert  fühlte.  Diesem  Stadium  der  Ent- 
wicklung gehören  die  Entscheidungen  von  1490  (Anhang 
Nr.  6  in  der  Note),  1504  und  1511  (Anhang  Nr.  1  und  2)  an: 
so  heisst  es  in  Nr.  1:  rWere  in  indem  gemelten  grient  zu 
Tysenti8  ain  urtel  gangen,  dero  sy  beschwert  wärent,  und 
betten  die  gezogen  für  die  obern  band  als  für  die  funfzehen 
nach  Ordnung  und  gesatzt  des  punds."  Hierbei  blieb  man 
aber  nicht  stehen,  sondern  ging  noch  weiter,  indem  sich  später 

Sanz  allgemein  die  Auffassung  herausbildete,  dass  das  Bun- 
esgericht  überhaupt  nur  angegangen  werden   könnte,   wenn 
man*  sich   durch   das  Urtheil  eines  ordentlichen  Gerichts  be- 


')  Ebenso  wohl  auch  in  der  Entscheidung  vom  28.  Juni  1480  (bei 
Mohr,  Reg  esten  von  Disentis  n.  220). 

*)  Man  beachte  auch,  dass  in  N°  9  unter  den  4  Rechtsprechern  von 
Käzüns  keiner  aus  Obersaxen  ist. 
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schwert  fühlt.  So  wurde  denn  später  immer  zunächst  ein 
unparteiisches  Gericht  angegangen  und  von  dessen  Ent- 
scheidung an  das  Bundesgericht  appellirt1). 

Hatte  das  Bundesgericht  von  vorn  herein  den  Charakter 
eines  Sta^atsgerichtshofs,  waren  demnach  rein  privatrechtliche 
Streitigkeiten  von  seiner  Beurtheilung  ebenso  wie  die  von 
gewöhnlichen  Criminaliällen  ausgeschlossen  gewesen,  so  Hess 
sich  wenigstens  das  Erstere  nicht  mehr  festhalten,  nachdem 
dasselbe  Beschwerdeinstanz  gegenüber  den  Entscheidungen 
der  einzelnen  Gerichte  geworden  war.  Uncl  so  sehen  wir 
denn,  dass  schon  im  Anfange  des  16.  Jahrhunderts  das  Bun- 
desgericht zugleich  den  Charakter  eines  gewöhnlichen  Appel- 
lationsgerichts gewonnen  hat,  denn  im  Jahre  1523  fand  sieb 
der  Bund  bewogen,  eine  bestimmte  Appellationssumme  fest- 
zusetzen, welche  dann  später  mehrfach  erhöht  wurde,  und  im 
Jahre  1541  wird  dann  jener  fremdländische  Ausdruck  zum 
ersten  Male  sicher  angewendet.  Anders  war  die  Entwicklung 
der  Criminalgerichtsbarkeit,  diese  gaben  die  Gemeinden  nicht 
aus  der  Hand,  war  doch  der  Galgen  in  dieser  Zeit  das  Zei- 
chen der  Souveränetät,  und  die  Erlangung  bezw.  Erhaltung 
der  letzteren  das  letzte  Ziel  des  politischen  Strebens  der  ein- 
zelnen Gerichtsgemeinden.  Es  lag  in  der  Natur  der  Sache, 
dass  allmählig  die  privatrechtliche  Rechtsprechung  die  publi- 
cistische  überwiegen  musste,  besonders  seitdem  die  Herr- 
schaftsrechte,  dieser  immerwährende  Streitgegenstand,  durch 
die  Entscheidungen  des  Bundesgerichts  selbst  oder  auf  dem 
Wege  gütlicher  Uebereinkunft  hinwegfällig  geworden  oder 
wenigstens  klar  fixirt  worden  waren.  Als  dann  im  Jahre 
1816  eine  neue  Organisation  für  das  Appellationsgericht  des. 
oberen  Bundes  vorgenommen  wurde2),  ist  es  lediglich  diese 
civilrechtliche  Seite  der  Judicatur,  welche  man  in's  Auge 
tasst,  und  welche  man  unter  Rücksichtnahme  auf  die  Can- 
ton8verfassung  und  das  neuentstandene  Cantonsgericht  zu 
regeln  unternimmt  (Art.  4).  Von  der  grossartigen  Thätigkeit, 
welche  das  souveräne  Bundesgericht  im  .  15.  und  16.  Jahr- 
hundert entfaltet  hat,  durch  die  die  Verfassungszustände  des- 
grauen  Bundes  vielfach  erst  geschaffen,  mindestens  aber  ge- 
nauer geregelt  und  ausgebaut  worden  waren,  war  schon  im  17. 
und  18.  Jahrhundert  nicht  viel  mehr  zu  merken  gewesen,  ob- 


l)  Vgl.  die  Entsoh.  Anhang  N°  4,  6  und  7,  auch  Mohr,  Reg.  n.  231. 
3)  Publioirt  am  30.  Juli  1816  in  28  Artikelo,  abgedruckt  in  der  Samm- 
lung der  Urkunden,  Statuten  und  Gesetze  v.  1827,  p.  59—66. 
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wohl  die  Kompetenz  desselben  die  nämliche  geblieben  war, 
im  19.  aber  muss  es  sich  vor  der  neuen  Instanz  des  Cantons- 
gerichts  beugen  und  ist  von  demselben  schliesslich  verdrängt 
worden. 

§  4.     Die  Bundesgesetzgebung. 

Die  vielfachen  Berührungen,  welche  zwischen  den  Be- 
wohnern des  oberen  Bundes  vorkommen  mussten,  und  nament- 
lich auch  die  allmählige  Erweiterung  des  Bundesgerichts  zu 
einem  auch  fur  privatrechtliche  Streitigkeiten  kompetenten 
Appellationsgerichte,  mussten  dazu  fuhren,  Versuche  zur  Her- 
beiführung einer  allgemeinen  Rechtsgleichheit  zu  unternehmen, 
besonders  auch  desshalb,  weil  viele  Gerichte  im  Laufe  des 
15.  Jahrhunderts  besondere  Verordnungen  erlassen  und  da- 
durch sich  von  dem  allgemeinen  „Landesbrauch"  losgesagt 
hatten.  Auch  war  die  Organisation  des  oberen  Bundes  cen- 
trali8irt  genug,  um  den  Erlass  von  Gesetzen  für  den  ganzen 
Bund  zu  ermöglichen. 

Schon  aus  allgemeinen  Gründen  würde  es  wahrscheinlich 
sein,  da8s  der  erste  Gegenstand  der  Bundesgesetzgebung  die 
Regelung  und  Weiterentwicklung  derjenigen  Verhältnisse  ge- 
wesen sein  wird,  welche  schon  in  der  Verfassungsurkunde  be- 
rührt worden  waren,  in  erster  Linie  also  die  Wahrung  des 
Landfriedens  und  überhaupt  das  öffentliche  Recht.  Bestätigt 
wird  dies  dadurch,  dass  die  älteste  erhaltene  Bundesverord- 
nung vom  Jahre  1497  *)  —  zugleich,  wie  es  scheint,  leider 
die  einzige,  die  uns  aus  dem  15.  Jahrhundert  überkommen 
ist,  —  sich  charakteristischer  Weise  gegen  die  Maskeraden 
wendet,  durch  welche  der  Landfrieden  arg  gefährdet  gewesen 
zu  sein  scheint.  Dagegen  beschäftigte  sich  der  Bund  als 
solcher  mit  privatrechtlichen  Gegenständen,  insbesondere  mit 
dem  Erb-  und  ehelichen  Güterrecht,  erst  seit  dem  Jahre  1518, 
von  dieser  Zeit  an  freilich  dann  um  so  eingehender. 

Der  Thätigkeit  des  Bundes  auf  diesem  Gebiete  ist  in- 
dessen eine  Concordatsthätigkeit  einzelner  Gerichte  voraus- 
gegangen, deren  Resultate  dann  von  der  Bundesgesetzgebung 
übernommen  worden  sind.  Noch  im  Jahre  1851  war  im 
Archiv  der  Stadt  Hanz  eine  Pergamenturkunde  vom  Jahre 
1496  vorhanden,  welche  ein  „Verkommniss  entzwischen  der 
Grub,  den  Freyen  von  Lax  und  FÜms,  Erbschaften  belangend" 


*)  Ich  veröffentliche  sie  unter  A,  I. 
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enthielt1).  Ist  dasselbe  nun  auch  seitdem  leider  verschollen, 
so  kann  doch  nicht  wohl  bezweifelt  werden,  dass  der  ma- 
terielle Inhalt  dieses  Vertrags  in  dem  unter  B,  II  heraus- 
gegebenen Flimser  Erbfall  von  1498  uns  erhalten  ist.  Sehr 
auffallend  ist  sodann,  dass  ein  mit  dieser  Verordnung  grössten- 
theils  identischer  Text  (s.  ebenfalls  unter  B,  II)  Mitte  Mai 
1518  im  Hochgericht  Disentis  zugleich  im  Namen  des  Bun- 
des publicirt  worden  ist,  während  die  uns  ebenfalls  erhaltenen 
Bundesartikel  von  1518  nicht  unerheblich  von  denselben 
differiren.  Von  den  9  Artikeln  des  Bundes  (Rédaction  A, 
2 — 10)  sind  nämlich  nur  4  mit  denen  von  Disentis  bezw. 
Flims  identisch,  nämlich  A  4  und  5  =  DF  4  und  5,  A  7 
und  8  =  DF  6a),  A  2  und  3  entsprechen  den  viel  ausführ- 
licheren Artikeln  DF  2  und  3,  DF  1  findet  sich  inhaltlich 
erst  in  A  16  (vom  Jahre  1524)  wieder,  während  A  6,  9  und 
10  in  DF  nicht  enthalten  sind.  Es  erklärt  sich  dies,  wenn 
man  annimmt,  dass  der  ganze  Inhalt  von  DF  im  Jahre  1518 
vom  Bunde  publicirt  worden  ist,  infolge  der  Artikel  von  1524 
aber  eine  modificirte  Uebernahme  in  die  erste  Statutenredac- 
tion  von  1528  erfolgt  ist.  Auch  muss  angenommen  werden, 
dass  das  Gericht  Disentis  die  Bundesartikel  von  1518  aus 
irgend  welchen  Gründen  nicht  vollständig  publicirt  hat.  An 
die  Artikel  von  1518  schlössen  sich  bis  zum  Jahre  1528  noch 
9  weitere  Artikel  an  (5  vom  J.  1523,  A  11 — 15,  3  vom  J. 
1524  A  16 — 20,  1  Artikel  aus  unbestimmter  Zeit  A  1). 

Die  Bestimmungen  von  1518  bis  1524  scheinen  nicht 
unmittelbar  durch  den  Bund,  sondern  in  seinem  Namen  durch 
die  einzelnen  Gerichte  publicirt  worden  zu  sein,  dagegen 
wurde  im  Jahre  1528  eine  officielle  Rédaction  jener  Be- 
stimmungen von  Seiten  des  Bundes  selbst  durch  den  Bundes- 
schreiber Hans  Janick  vorgenommen  und  den  einzelnen  Ge- 
richten über8chickt.  Während  des  ganzen  16.  Jahrhunderts 
blieb  dann  die  Thätigkeit  der  Bundesgesetzgebung  eine  sehr 
reichhaltige.  Die  einzelnen  Bestimmungen,  welche  der  Bund 
beschloss,  wurden  dann  zunächst  von  den  einzelnen  Gerichten 
publicirt,  wohl  auch  zuweilen  nicht  publicirt,  obwohl  das 
Letztere  wegen  des  Vorhandenseins  des  Bundesgerichts  dem 
dissentirenden  Gerichte  nicht  viel  nützen  konnte  und  daher 
wohl  nur  selten  vorkam.     Von  Seiten   des  Bundes   erfolgten 


')  Nach  dem  von  Herrn  Obriat  von  Hees-Caßtolberg   angefertigten  sehr 
genauen  Register  des  Archivs  der  Stadt  Ilanz. 
*j  A  7  übrigens  nur  in  D. 
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.später  noch  mindestens  3  Redactionen  der  gesammten  Bun- 
desgesetzgebung, welche  grösstenteils  nur  in  der  Ordnung 
der  neuen  Zusätze  bestand,  während  die  älteren  Bestandteile 
regelmässig  unverändert  in  die  neuen  Redactionen  übergingen, 
wenn  sie  nicht,  was  häufig  genug  vorkam,  aus  Unkenntniss 
oder  Missverständniss ,  in  ihrem  Sinne  verändert  wurden. 

Es  sind  demnach  folgende  vier  Redactionen  zu  unter- 
scheiden : 

A.  Rédaction  vom  Jahre  1528  :  Das  einzige  er- 
haltene Exemplar,  welches  mir  bekannt  ist,  befindet  sich 
im  Gemeindearchiv  zu  Flims;  da  iah  dasselbe  vollständig 
unter  A,  II  abdrucke,  braucht  hier  nur  darauf  verwiesen  zu 
werden. 

B.  Eine  zweite  Rédaction,  die  zwischen  den 
Jahren  1590  und  1617  erfolgt  sein  muss,  ist  nur  in  einem 
Fragment  erhalten.  Im  Kreisgerichtsarchiv  zu  Villa  fand  ich 
zwei  Pergamentblätter  in  Quarto.  Auf  Blatt  I,  welches  noch 
dazu  zerrissen  ist,  stehen  die  Art.  4—13  des  Auszugs  aus 
den  Ilanzer  Artikeln,  die  übereinstimmend  in  A  sich  finden, 
auf  Blatt  II  finden  sich  zwei  Artikel  der  drei  Bünde  vom 
24.  October  1552,  welche  auch  in  C  als  Ende  einer  ursprüng- 
lichen Rédaction  erscheinen,  indem  darauf  die  „neuen"  Ar- 
tikel von  1617  folgen.  Mit  jenen  beiden  Artikeln  schloss 
die  Rédaction  B,  da  das  Pergamentblatt  weiter  nicht  be- 
schrieben ist. 

C.  Eine  dritte  Rédaction  erfolgte  im  Jahre  1655. 
Das  authentische  Exemplar  derselben  ist  in  einem  Lederband 
in  klein  Folio  im  Staatsarchiv  erhalten,  grösstenteils  auf 
Pergament,  zum  Theil  auf  Papier  geschrieben.  Vorn  steht 
auf  Papier  die  Abtheilung  der  Gemeinden  (s.  gedruckte  Aus- 
gabe von  1827,  p.  14).  Dann  folgt  auf  Pergament  zunächst 
der  Titel:  „Unsers  grauwen  punds  landsatzung  da  mit  sich 
ein  yede  gemeind  underrichtung  und  Statuten  zu  halten  und 
nach  zu  kommen  befröwen  und  gemessen,  dardurch  mühe, 
arbeit  und  costung  vermithen,  und  ersparet  werde,  1655  ab- 
geschrieben gesetzt  aber  1528.  Diese  articul  und  Statuten 
seind  im  1528  jare  angefangen  und  von  unserm  grauwen  pund 
-angenommen,    und  zu  halten  zugesagt  jetzt    und  hinfür  mit 

der  gnad  und  ehre  gottes,  zu  loblichen  nutz  unserer  landen 
und  leüthen.  Zum  anfang  seind  die  copey  unsers  alten 
grauwen  punds  wie  auch  gemeiner  dreyen  pünden  punds 
briefe  hierin  geschrieben."     Auf  der  Rückseite  drei  bunt  ge- 
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malte  Wappen1),  die  folgende  Seite  ist  leer,  auf  der  Rück- 
seite folgt  in  romanischer  Sprache:  „Form  des  eids  den  Joh. 
Victor  Trawers  von  Ortenstein  anno  1679  als  inhaber  der 
herrschaft  Räzüns  geleistet  hat,  um  in  die  jährliche  session 
des.  St.  Jörgen  bundstags  admittirt  zu  werden."  Von  hier 
an  sind  die  Seiten  numerirt,  S.  1 — 8  steht  die  „Copey  des 
alten  punds  brief",  S.  9 — 17:  „Gemeyner  dreyen  pünden 
punds  brief",  S.  18  ist  leer.  Auf  S.  19 — 44  stehen  dann 
Bundesartikel  aus  den  Jahren  1518 — 1590,  von  mir  mit  Ar- 
tikel 1 — 94  bezeichnet,  S.  44 — 53  folgen  die  Auszüge  aus 
den  Ilanzer  Artikeln  und  dem  Bundesbrief  der  drei  Bünde 
(wie  in  A)  und  die  beiden  Artikel  (wie  in  B),  bezeichnet: 
„Am  24.  octobris  im  1552  jare  auf  Tafas  von  gemeynen 
dreyen  pünten  diese  articul  beschlossen  und  angenommen." 
S.  53 — 59  folgen  neue  Artikel  von  1617 — 1634,  darunter  auch 
Bestimmungen  der  drei  Bünde  (über  Zinseszins  und  Jagdzeit 
von  1633),  dann  folgen  von  anderer  Hand  geschrieben  Be- 
stimmungen bis  zum  Jahre  1695,  auf  S.  66  die  Unterschrift 
„Christoffus  a  Capaulis  Sup'  Fced'  Cane"  ex  mand°  Superiorum." 
Hier  endet  das  Pergament,  es  folgt  S.  67  auf  Papier  noch 
ein  Artikel  (nach  meiner  Zählung  Art.  123)  vom  14/4  Mai 
1664,  S.  68  ist  leer.  S.  69 — 72  enthalten  romanische  Eides- 
formeln fur  Landrichter,  Landschreiber  und  Landweibel,  S.  73 
und  74  sind  leer,  hierauf  steht  die  „Formula  Juramenti  so 
ihr  gnaden  herr  baron  Ant.  von  Rost,  als  kayserlicher  ver- 
malter der  herschaft  Razüns  anno  1697  von  lobi,  obern  pund 
abgelegt",  und  ähnliche  Formeln  vom  4.  Mai  1707  (Wenser), 
27.  April  bezw.  8.  Mai  1709  (Baron  Greuth),  26.  April  bezw. 
7.  Mai  1743  ÇPrankenberg),  und  endlich  eine  Anzahl  leerer 
Blätter.  Ich  nielt  es  nicht  für  nöthig,  diese  Rédaction  voll- 
ständig abzudrucken,  da  sie  der  folgenden  zum  grossen  Theile 
wörtlich  entspricht,  ich  gebe  daher  unter  A,  IV  nur  die  Ar- 
tikel, welche  sich  in  D  nicht  finden,  während  die  übrigen  in 
den  Anmerkungen  zu  D  erwähnt  werden. 

D.  Die  letzte  Rédaction  der  Bundesartikel  datirt 
vom  Jahre  1713.  Eingeleitet  wurde  sie  durch  ein  gedrucktes 
(4.  13  Seiten):  „Ausschreiben  an  den  lobi,  oberen  grauwen 
pund  wegen  erleütherter  pundsartiklen.  Geben  Hantz  den 
12/1  novembris  1711.  Landrichter  und  Deputirt  allda  ver- 
sambt"2).     Von   dieser  Rédaction   sind   dann   vier  Ausgaben 


*)  Des  grauen  Bandes,  des  Wilhelm  Schmidt  von  Grüneok  1655,    des. 
Conradin  Planta  von  Wildenberg. 

*)  Ein  Exemplar  davon  befindet  sich  im  Gemeindearohiv  zu  Flims. 
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ini  Original  und  eine  romanische  Uebersetzung  im  Druck  er- 
schienen. Die  beiden  ältesten  Ausgaben  datiren  von  den 
Jahren  1713  und  1718,  von  der  letzteren  ist  dann  im  Jahre 
1827  ein  Wiederabdruck  veranstaltet  worden,  jedoch  mit 
Weglassung  der  Eidesformeln  in  romanischer  Sprache,  da- 
gegen mit  Nachträgen.  Dazwischen  liegt  noch  eine  weitere 
Ausgabe,  welche  so  selten  geworden  war,  dass  nicht  einmal 
die  Herausgeber  des  letzten  Druckes  die  Existenz  derselben 
kannten.  Der  Titel  lautet:  Statuta  und  articul  des  löbl. 
oberen  grauwen  punds  u.  s.  w.  Erleiitheret  und  von  denen 
ehre,  gemeinden  ratificiert  u.  s.  w.  Im  Jahr  1713  und  anno 
1717  verbesseret.  Auch  anno  1726  aus  Verordnung  under 
der  regierung  ihro  wht.  herrn  land-richter  Joh.  Ludovic  von 
Castelberg   mit1  einverleibung  des  de  anno  1723   ergangenen 

Sunds  décret  widerumb  von  neuen  in  Truck  verfertiget  wor- 
en."  (Altes  Wappen  des  grauen  Bundes).  „Durch  Peter 
Moron  von  Banadutz."  Quarto.  Diese  letztere  Ausgabe1)  liegt 
der  romanischen  Uebersetzung  zu  Grunde,  welche  folgenden 
Titel  führt:  „Bundsartikel  en  Ramonsch.  Statut?  et  Artikels 
della  Lud*-  Ligia  Grischa  Enciert  Anno  1528  Ed  era  prij  si, 
e  ratificai  dils  Lud.  Cumins  da  salvar  per  adina,  mo  cun  zun 
Ao  1713.,  et  1717.  melgierentai:  et  era  gl'on  1726  tras  ca- 
mond  sut  il  Regimen  da  sia  sapienscha  Sigr.  Landrichter 
Cion  Ludovig  de  Castelberg  era  cun  il  Décret  della  Lud. 
Ligia  de  Anno  1723.,  mess  en  quest  bien  uorden,  e  stam- 
pau  etc.  Coirà,  tras  Bernard  Otto  Anno  1797."     Quarto. 

Von  späteren  Einzelgesetzen  ist  ausser  jenem  Décret  von 
1723  noch  zu  erwähnen: 

1)  „Erläuterung  des  Erbfahl"  vom  11.  Mai  1743  (Blatt  im 
Castelberg'schen  Familien-Archiv). 

2)  Erläuterung  des  Erbrechts  des  L.  oberen  grauen  Bun- 
des v.  J.  1784,  s.  A,  V  (daselbst  auch  Angaben  über  die 
bisherigen  Ausgaben). 

Die  Statutenredaction  D  (von  1713)  gebe  ich  nach  der 
letzten  offiziellen  Ausgabe,  da  die  Ausgaben  gegenwärtig  sehr 
selten  geworden  sind.  Der  Titel  lautet:  „Sammlung  der  Ur- 
kunden, Statuten  und  Gesetze  des  löbl.  obern  Bundes.  Veran- 
staltet in  Folge  Beschlusses  der  löbl.  Bundes-Session  von  1827. 
Chur,  gedruckt  bei  A.  T.  Otto  1827."  8.  Die  Vorrede,  ver- 
iasst  vom  Amtslandrichter  Balthasar  Vieli,  datirt  Chur  den 
1.  Dez.  1827.  Das  Bändchen  enthält  den  Bundesbrief  von 
1553  (p.  3 — 11),  die  Einteilungen  der  Gerichte  (p.  12—14), 


*)  Vgl.  Übrigens  auch  v.  Haller,  BibL  der  Schweizer.  Gesoh.  VI  n. 

Zeltaohr.  für  schwelzerleehef  Beeilt.    Nene  Folge  HI.  ^ 
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die  Statuten  (p.  15 — 48),  die  Erläuterung  des  Erbrechts 
(p.  49 — 58),  die  Organisation  des  Appellationsgerichts  (p.  59- 
bis  66),  und  ein  Register  (p.  67  f.). 

§  5.     Rechtsquellen   der  einzelnen  Gerichte. 

Ich  wende  mich  nun  zur  Aufzählung  der  Rechtsquellen 
der  einzelnen  Gerichte  und  habe  geglaubt,  bei  dieser  Ge- 
legenheit auch  Nachträge  und  Berichtigungen  zu  den  Nach- 
richten, welche  von  Juvalt  und  Planta  uns  über  die  Verhält- 
nisse derselben  in  so  dankenswerther  Weise  gegeben  haben, 
hinzufügen  zu  dürfen,  sollte  dieser  Paragraph  dadurch  auch 
ein  etwas  ungleichmässiges  und  wirres  Aussehen  erhalten. 
Dagegen  habe  ich  es  fur  überflüssig  gehalten,  cGe  Mittheilungen 
hier  zu  wiederholen,  welche  uns  F.  Sprecher  in  seiner  Pallas 
Raetica  *)  über  die  Organisation  der  Gerichte  aufbewahrt  hat, 
da  dieses  Werk  überall  leicht  erhältlich  ist.  Ich  bemerke 
aber,  dass  diese  völlig  authentischen  Nachrichten  eine  wichtige 
und  nothwendige  Ergänzung  zu  dem  von  mir  mitgetheilten 
Material  bilden,  und  dass  daher  dieses  Werk  für  verfassungs- 
rechtliche Studien  unbedingt  beizuziehen  sein  wird. 

Bevor  ich  nun  zur  Besprechung  der  Quellen  der  einzelnen 
Gerichte  übergehe,  gebe  ich  die  offizielle  Eintheilung  der- 
selben,  wie  sie  sich  in  den  Ausgaben  der  Statuten  findet2): 

„Ein  theilung  der  ehrs.  gemeinden  des  lobi,  oberen  grawen. 
punds  auf  die  hochgrichter ,  mit  der  spécification  was  für 
einen  antheil  oder  proportion  ein  jede  gemeind  in  ihrem  hoch- 
gricht  habe. 

1.  Hoch-Gricht. 

Die  Landschaft  Tisentis 1 

2.  Hoch-Gricht. 

Langnetz  hat  portionen 91/»/« 

Vais  portionen        2V*/« 


l)  Buch  VI — X;  ich  citire  nach  der  Elzevier-Ausgabe  von  1633. 

*)  Ausg.  von  1827  p.  12  f.  Auf  8.  14  daselbst  stellt  folgende  andere- 
Eintheilung  :  „Auf  ein  hundert  einnehmen,  und  aus  geben  beschicht  die 
abtheilung  wie  folgt  :  Disentis  12,  Langnetz  10,  Grueb  10,  Flimbs  4,  Wal- 
denHpurg  5,  EatzOnser  gricht  5,  Ubersaxen  4,  Freyen  von  Lax  4,  Rhein- 
wald  5,  Scbambs  7,  Tuais  4,  Heisenberg  4,  Trfins  4r  Sohlöwis  2,  Yale  3,, 
Sauen  4,  Tsehapina  2,  Tenna  1,  Mesaxer  Thal  12.  Doch  in  kriegsrüstung 
sollen  alle  ding  angesehen,  und  nach  erkantnus  auf  geleget  werden.*  Diese- 
Einteilungen  finden  sich  schon  in  der  Rédaction  C. 
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3.  H  o  c  h  -  G  r  i  c  h  t. 

Hanz  und  Grub  port,  lj\%  weniger  als      .  10/i2 

Schlöwis  porüonen 2/i* 

Xenna  hat  von  10/i2        1/i9 

4.  Hoch-Gricht. 

Walden8purg  portionen        b/u 

TJbersaxen  portionen       37*/« 

Lax  portionen 37*/12 

5.  Hoch-Gricht. 

Flimbs  hat  portionen ^V*/« 

Ratzünser  gricht  portionen V1* 

Trins  und  Damins  portionen    .....  37*/n 

6.  Hoch-Gricht. 

Rheinwald  portionen 5/i2 

Schambs  portionen 7/i2 

7.  Hoch-Gricht. 

Thusis,  und  Katz,  etc.  portionen      .     .     .  37*/13 

Heinzenberg  portionen 37*/,. 

Safien  portionen 37*/„ 

Tschapina  portionen */» 

8.  Hoch-Gricht. 

Mesax  portionen     .     .     , 47*/j, 

Rüffle  portionen 478/u 

Galancna  portionen 3/n.u 

Nach  dieser  Uebersicht  betrachten  wir  nun,  im  Allge- 
meinen der  geographischen  Lage  folgend,  die  Rechtsquellen, 
welche  innerhalb  der  einzelnen  Hochgerichte  entstanden  sind  : 

I.  Disentis.  Ueber  die  Organisation  des  Hochge- 
richts vergleiche  man  F.  Sprecher,  1.  c.  p.  287  ff.  und  Planta, 
Herrschaften  p.  210.  Ein  besonderes  Gericht  bestand  in  Bri- 
gels.  Dieses  sog.  Statthaltergericht  wurde  constituirt  durch 
eine  Entscheidung  des  Gerichts  der  15.  vom  2.  Mai  1642  *): 
es  bestand  aus  12  Geschwornen,  darunter  den  2  Hochgerichts- 
geschwornen,  und  dem  Statthalter,  welcher  zuerst  vom  Land- 
ammann von  Disentis  bezeichnet,  später  von  der  Knaben- 
schaft gewählt  wurde.  Die  Kompetenz  ging  bis  zu  100  Gul- 
den. Nach  einer  weiteren  Entscheidung  des  Gerichts  der  15. 
vom  29.  April  1562  mussten  „Brief  und  Siegel",  also  die  aus- 
zufertigenden Entscheidungen   in  Disentis  vom  Landammann 

*)  Biese  Sonderstellung  dürfte  damit  zusammenhangen,  dass  im  Kirch- 
spiel Brigels  zahlreiche  Freie  (109  Familien)  ansässig  waren,  welche  erst  im 
Jahre  1586  zu  Gotteshausleuten  angenommen  worden  waren,  vgl,  Ztschr.  der 
fiavignystiftung,  germ.  Abth.  IV,  p.  74  Note, 


r. 
/„ 


T. 
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geholt  werden  and  hatten  zu  diesem  Zwecke  die  Parteien 
mit  dem  Statthalter  oder  dem  Cavigen  daselbst  zu  erscheinen. 
Die  Originale  der  älteren  Disentiser  Beehtsquellen  sind,  wie 
es  scheint,  sammtlich  im  Jahre  1799  beim  Brande  des  Klosters 
und  Dorfes  zu  Grunde  gegangen.  Abgesehen  von  den  bereits 
oben  besprochenen  Erbartikeln  sind  hier  zu  erwähnen  : 

1)  Die  Belehnung  mit  dem  Blutbanne  in  romanischer 
Spracne,  die  ich  nach  2  Handschriften  unter  B,  VIII  gebe. 

2)  „  F  nonna  e  Cérémonial  che  ven  dovran  enten  il  Cumin 
de  la  Cadj  per  la  Dartgira  criminala**,  geschrieben  ron  dem 
Landrichter  Theodor  von  Castelberg  zu  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts,  Papierheft  in  Quart,  von  32  Seiten,  wovon 
21  beschrieben,  im  Besitze  des  Herrn  Obrist  von  Hess- 
Castelberg. 

*6)  Ein  Heft  in  8°,  16  beschriebene  Seiten,  von  derselben 
Hand,  in  gleichem  Besitze,  enthaltend  Eidesformeln  :  Sarament 
dil  Mistral,  Quei  che  il  Cumin  dej  engirar  a  gli  mistral,  S. 
dil  Sechelmeister,  à  Scrivont,  S.  dus  »Saltürs,  ad'  in  Statthalter. 

4)  Ein  Gesetzbuch  aus  diesem  Jahrhundert,  welches  in- 
dessen Reproduction  älteren  Rechts  ist  und  daher  hier  er- 
wähnt werden  mag.  Es  befindet  sich  in  einem  Papierband 
in  4°  und  führt  den  Titel:  „Décrets  e  Statuts  dil  Lud.  Cu- 
min de  la  Cadi,  encoreitgs  ensemen,  revedi,  coregi,  et  aug- 
mentai, projectai  di  lud.  Oberkeit  et  acceptai  délias  lud. 
Vischnauncas  Anno  1821. f  „Sret  de  mei  Christian  Antonj 
Cabiallavetta  de  Zignieu  de  quei  Temps  Scrivon  dil  Lud. 
Cumin  della  Cadj  Hg  onn  1826."  Um  eine  ungefähre  Ueber- 
sicht  über  den  Inhalt  zu  ermöglichen,  mögen  hier  einige 
Uebcrschriften  der  48  Titel  (von  Titel  43  an  Nachtrage)  fol- 
gen: 1)  Davart  Surpassamen ts  Carnals  (11.  Artikel),  2)  Da- 
vart  pagar  ne  sepagamentar  per  Deivels  (9.  Art.),  3)  Davart 
Stellstands  e  Concuors  (7.  Art),  4)  Davart  Ugans  et  Uga- 
dias  (10.  Art.),  5)  Davart  la  Catscha,  Tender  Fallas,  Pesca 
Schnaceras  e  Schussgeld  per  Thiers  noscheivels  (21.  Art.), 
6)  Davart  Compatenza  judiciaria  e  pacifica  dils  (Heraus 
(12.  Art.),  7)  Davart  plantar  Gromeera,  8)  Davart  Bagigiar, 
Ji)  Davart  sanctificar  Domengias  e  Firaus,  10)  Davart  tgisas 
de  Fallaments,  11)  Scadin  ei  Fellg  de  sias  Ovras,  12)  Da- 
vart avellar.  Delinquente  e  encorir  ora  Casas,  13 — 18)  Davart 
Legalitat  de  Citatiuns  et  Intimatiuns,  19  f)  Legalität  del 
Gardetgias,  31)  Davart  Stradas  imperiala*  Grungs  e  G-iogns  *). 

1)i  Besondere  Statuten  besitzt  das  Tawetseh,  auch  eine  Verordnung 
far  die  Pfarrwahl  und  Wiederwahl  des  Pfarrers  vom  19.  April  1677. 
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II.  Lugnetz  und  Vais.  Da  eigentliche  Rechts- 
quellen  dieses  Hochgerichts  mir  nicht  bekannt  sind,  gebe  ich 
hier  Auszüge  aus  einigen  wichtigen  Urkunden,  bezw.  einen 
rollständigen  Abdruck  derselben.  Sie  beziehen  sich  theils 
auf  das  Verhältniss  des  Lugnetz  zu  den  Grafen  von  Sax  und 
deren  Rechtsnachfolgern,  theils  auf  das  gegenseitige  Verhält- 
niss zwischen  Lugnetz  und  Vais. 

1)  In  ersterer  Beziehung  erwähne  ich  Folgendes: 

a.  Die  Entscheidung  des  Grerichts  der  15  von  1446  (im 
Anhang  unter  Nr.  8  abgedruckt),  über  welche  schon  oben 
gehandelt  ist,  ist  schwer  zu  deuten:  beschweren  sich  die 
Lugnetzer  desshalb  über  den  Ammann,  den  ihnen  der  Graf 
an  Stelle  des  Vogts  aufoctroirt  hat,  weil  nur  der  letztere 
prinzipiell  zur  Ausübung  der  hohen  Gerichtsbarkeit  befugt 
erscheint?  oder  handelt  es  sich  nur  um  die  Siegelfähigkeit V 
oder  wird  der  ganze  Streit  nur  vom  Zaun  gebrochen,  um 
durch  den  Ausspruch  des  Fünfzehner  Grerichts  neue  Grerecht- 
same  zu  gewinnen?  Dem  praktischen  Resultat  nach  möchte 
man  fast  das  Letztere  annehmen. 

b.  Bischof  Ortlieb  bestätigt  dem  Lugnetz  alle  Rechte, 
die  es  unter  den  Herrschaften  Belmont  und  Sax  gehabt 
hat.  Michaelis  1483  (Orig.  mit  anh.  Siegel  im  Kreisfferichts- 
archiv  za  Villa)  :  der  Inhalt  ist  ähnlich  wie  die  analoge  Be- 
stätigung für  die  Gruob,  s.  III,  1,  doch  fehlt  der  Passus 
über  die  Theilung  der  Bussen. 

c.  Entscheidung  des  Gerichts  der  15  vom  J.  1538,  siehe 
unten  HI,  1. 

2)  Ueber  das  gespannte  Verhältniss  zwischen  dem  ro- 
manischen Lugnetz  und  dem  deutschen  Vais  ist  zunächst 
das  unter  B,  VII  abgedruckte  Lugnetzer  Ausnahmegesetz 
zu  vergleichen,  welches  für  sich  selbst  spricht.  Directer  be- 
rührt und  festgestellt  wird  die  staatsrechtliche  Stellung  von 
Vais  durch  folgende  zwei  Entscheidungen: 

a.  Entsoh.  des  Gerichts  der  Grub  (Janut  metzina,  „ani- 
mami zu  Inlantz  und  in  der  grub")  vom  1.  Juni  1461:  „Der 
vogt  von  Lugnitz  mit  sinen  mithelfern  von  gmains  landes 
wegen  von  Lugnitz"  klagt  „hin  zu  denen  von  Fais  gemain- 
lich,  wie  zwing  und  ban  und  das  hochgericht  in  Fais  von  alter 
her  gehört  hab  und  noch  hör  zu  dem  gericht  und  under  den 
stab  in  Lugnitz  zu  berechten,  öch  wann  sich  fügen  wurd 
das  die  von  Lugnitz  mit  offner  paner  usziegend,  so  sollend 
die  von  Fais  mit  in  under  ir  paner  ziehen,  sy  clegten  öch 
wie  die  von  Fais  ein  insigel  haben  erworben,  dar  mit  sy 
anander  versiglen  guter,    die  sie  von  denen  von  Lugnitz  zu 


246  Rechtsquellen  des  Cantons  Graubiinden. 

erblehen  haben,  das  sy  doch  truwen,  sy  haben  solche  guter 
nit  zu  versiglen  an  der  lehenhern  wissen  und  willen  und 
wolten  die  von  Fais  dar  wider  reden  das  es  nit  also  war,  so 
wollen  si  das  wisen  oder  ir  Unschuld  da  für  nemen  oder  sich 
des  an  frum  lüt  zihen  wie  recht  wer"  etc.  Der  Ammann 
von  Vais  „mit  sin  mithelfer  von  gmains  tals  wegen  in  Palsu 
wendet  dagegen  ein,  „in  war  nit  anders  zu  wissen  wen  die 
gericht  beide  Lugnitz  und  Fais  y  ere  s  heren  von  Sax  weren 
der  het  in  das  erlopt  zu  füren  um  all  stük  wie  sy  es  dau 
fürten"  und  begehrt  eine  Frist  „ieren  weren  zu  stellen  und 
nampten  min  vorgn.  gnedigen  herren  zu  aynem  weren"  etc.1) 
Die  Frist  wird  ihnen  vergönnt;  nach  Ablauf  derselben  kön- 
nen sie  den  Weren  nicht  stellen.  Darauf  wird  entschieden: 
Wenn  „die  von  Fais  zu  richten  hetten  das  dem  hochgericht 
zu  dref,  also  das  den  eren  zu  dref  und  öch  über  das  blut 
zu  richten,  das  sölt  berechtet  werden  in  Lugnitz  vor  dem- 
selbigen  stab,  öch  wan  die  von  Lugnitz  mit  der  paner  us- 
zügen,  so  sölten  die  von  Fais  mit  in  under  ir  paner  ziehen, 
wan  sy  das  begerten,  item  von  des  insigels  wegen  sollen  die 
von  Fais  kein  güther  die  sy  von.  den  von  Lugnitz  zu  erb- 
lehen hand  nit  anander  versiglen  an  der  lehenhern  wissen 
und  willen,  wolten  aber  die  lehenhern  im  willen  dar  zu 
geben  dan  beschech  dar  um  ain  recht",  weitere  Klagen  wer- 
den den  Lugnetzern  vorbehalten. 


l)  Es  sei  gestattet,  zur  Erläuterung  einen  Auszug  aus  einer  Entscheidung- 
des  Gerichts  der  Freien  von  Lax  von  8t.  Andreasabend  des  J.  1448  mit  zu- 
theilen:  der  Kuwig  von  Flim6  klagt  gegen  Lax  wegen  der  Alp  Nagins,  es 
geschieht  zunächst  „ein  undergang",  die  von  Flims  zeigen  auf  einen  Mark- 
stein, es  wird  erkannt,  dass  es  kein  Markstein  wäre.  Fortsetzung  der  Ver- 
handlung, es  wird  der  Were  verlangt;  „Also  zugent  die  von  Lax  iren  weren. 
min  herren  von  Rodzüns  do  stund  dar  in  offen  verpannen  gericht  amman 
Ruber  und  Luczy  von  Benaduz  anstat  mins  obges.  gn.  herren  von  Rodzüns 
mit  irem  erlobten  fursprechen  Bansen  dez  jungen  amman  nnd  antwurtent 
der  klag  also  min  herr  von  Rodzüns  und  sine  maiger  werent  von  des  stos 
wegen  der  alp  aidgez  in  rüwiger  gewer  gesin  alz  lang  lant  recht  und  stat  recht 
ist  daz  weder  die  von  Flims  noch  ander  niemant  es  häten  angesprochen.  * 
etc.  Dies  wird  von  der  Gegenpartei  bestritten,  „do  gab  recht,  häty  min  her 
von  Rodzüns  dry  biderman  der  weder  tail  nooh  gemain  daran  nüt  hetent 
und  den  aid  und  er  zu  geloben  wen  die  dar  nm  tfitent  nach  gericht  er- 
kantnuz,  so  sölt  er  und  sin  maiger  nooh  daby  beliben."  Es  werden  drei 
solche  genannt,  diese  schwören  :  „daruf  gab  recht  daz  min  herr  von  Rodzfina 
die  klag  häty  bezogen tt  etc.  Original  auf  Pergament  im  Gemeindearchiv 
Lax  £N°  6),  anh.  das  Siegel  der  Freien. 
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b.  Durch  Entscheidung  des  Bundesgerichts  von  1547, 
Vincentiustag,  werden  folgende  9  Puncte,  die  das  Gericht 
Obersaxen  in  einem  Streite  zwischen  Lugnetz  und  Vais  fest- 
gestellt hatte,  bestätigt:  „Und  ist  1)  dar  erst  artickel  sol  das 
hoch  gricht  in  Lügnitz  sin.  2)  Zum  andren  ist  denen  von 
Vais  nach  glassen  als  um  schelig  vort  in  Vais  zu  berächten, 
was  mit  Eren  sin  mag  und  ayner  den  andren  verspricht 
und  lugen  (?)  kumpt,  sunst  nit.  3)  Zum  driten  sollent  all 
fräffel  in  Lugnitz  berächtet  werden  und  sol  herin  unser  Lug- 
nitzer  waybel  gebracht  wärden,  was  vür  unser  stab  berächtet 
würth  *).  4)  Zum  vierten  sollent  all  bussen  so  in  Vais  be- 
gangen wärden  die  zwen  tail  ier  dar  Valer  sin  und  dar  tritt 
tail  dären  von  Lugnitz.  5)  Zum  fünften  wen  ain  rat  von 
Lugnitz  vür  gut  ansieht  alth  von  nöthen  ist,  die  straf  ze  er- 
künden und  es  denen  von  Vais  en  boten  würth,  das  die  von 
Vais  ierem  gricht  by  dem  ayde  bieten,  ob  etwas  straf  wür- 
dig wäre  durch  ieren  aman  oder  aynen  ratzfrünth  aynem  rat 
in  Lugnitz  kunth  und  angezaigt  werde,  wen  sy  von  noten 
bedunckt  zu  sin  und  da  mit  denen  Lugnitzer  helfen  raten 
nach  altem  här  komen.  6)  Zum  sexsten  was  in  Lugnitz  um 
bussen  berächtet  würth  mit  denen  Valer  mag  da  ier  seckel- 
maister  um  ier  tail  auch  lassen  klagen  und  das  inen  zu  ge- 
hört und  soll  in  Lugnitz  vertrosth  ouch  wärden  um  grichts 
kostung  und  um  Lugnitzer  tail  dar  bussen.  7)  Zum  sybenten 
ob  sach  wäre  das  ain  fromder  alth  haimscher  in  Vais  käme 
alth  wäre  und  die  ethwas  verschulte  und  Übersache,  sollent 
sy  den  oder  die  selbigen  im  namen  des  hoch  gericht  zum 
rächten  thun  verströsten  und  aynem  richter  von  Lugnitz  kund 
und  zu  wyssen  thun.  8)  Zum  achten  was  gut  anthrifth  oder 
um  eesachen  sollent  die  von  Lugnitz  denen  (von)  Vais  den 
zu  satz  uf  ierem  kostung  schuldig  sin  zu  gäben  und  ob  sach 
wäre  das  die  von  Lugnitz  das  ee  gericht  hinab  gen  Ghur 
schiben  woltent,  das  dan  die  von  Lugnitz  inen  nit  schuldig 
sinth  um  eesachen  kain  zu  satz  zu  gäben.  9)  Zum  letsten 
habent  sy  inen  williklichen  disen  artikel  nach  glassen,  wen 
sich  begab  und  das  mallafitz  gricht  mit  dryen  richtren  nach 
Ordnung  des  rächten,  sollen  die  Valser  auch  ihren  Zusatz 
geben."     (Urk.  im  Archiv  Villa). 

c.  Im  Einzelnen  noch  genauer  wurde  das  Verhältniss 
zwischen  beiden  Landschaften  geregelt  durch  eine  Ent- 
scheidung des  Bundesgerichts  von-  St.  Georgentag  1672. 

3)    Was    die    Existenz    von    besonderen    geschriebenen 


6)  Die  Valser  hatten  sich  beschwert,  dass  er  dut  wälsch  rede. 
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Rechtsquellen  anlangt,  so  ist  dieselbe  für  die  spätere  Zeit 
«d.  h.  nachdem  die  Bundesgesetzgebung  thätig  geworden  war, 
für  das  Lugnetz  höchst  unwahrscheinlich,  die  Existenz  einer 
Bussenordnung  aus  dem  15.  Jahrhundert  dagegen  möchte  an- 
zunehmen sein  *).  Anders  liegt  die  Sachlage  in  Vais  :  hier 
Vrird  wohl,  wie  in  den  anderen  Walsercolonien,  ein  besonderes 
Landbuch  vorhanden  sein  :  trotz  zweimaligen  Besuches  konnte 
ich  Zugang  zum  dortigen  Archiv  aus  rein  zufalligen  Gründen 
nicht  erlangen,  es  wurde  mir  indessen  versichert,  dass  die 
ältesten  daselbst  vorhandenen  Documente  dem  17.  Jahrhundert 
angehörten. 

III.  Grub,  Schleuis  und  Tenna. 

1)  Das  Gericht  Grub  ist  aus  der  Verschmelzung  einer 
Anzahl  von  kleinen  Herrschaftsgerichten  hervorgegangen, 
welche  allmählig  in  den  Besitz  der  Herren  von  Belmont, 
später  der  von  Sax  geriethen,  und  unter  welchen  der  Ort 
Ilanz  städtische  Gerechtsame,  wenn  auch  in  sehr  massigem 
Umfange  erlangt  hatte.  Die  Gemeinde  in  der  Grub  wird 
zuerst  erwähnt  am  27.  August  1400  (Cod.  dipi  IV  n.  264*), 
tritt  dann  in  den  Bündnissen  mithandelnd  auf  und  erlässt 
mit  Wissen  der  Herrschaft  am  21.  Dezember  1465  ein  Statut, 
welches  ich  unter  B,  V  abdrucke.  Zu  dieser  Zeit  bezog  die 
Herrschaft  die  Gerichtsbussen  so  gut  wie  allein,  s.  Statut 
1465,  Art.  8  ;  dies  wurde  anders  beim  Uebergang  des  Gerichts 
unter  das  Bisthum  Chur.  Durch  Urkunde  von  Michaelis  14838) 
bestätigt  Bischof  Ortlieb  von  Brandis  Ilanz  und  der  Grub 
ihre  bisherige  Stellung,  und  gewährt  neue  Rechte:  sie  dürfen 
beim  oberen  Bunde  und  sollen  ewig  beim  Stift  Chur  ver- 
bleiben, sie  sollen  nicht  verkauft  noch  versetzt  werden,  Zoll- 
freiheit und  Münze  „wie  sie  im  oberen  Bunde  landläufig  ist" 
wird  ihnen  gewährt,  endlich  heisst  es  noch:  „Item  wir  haben 
us  sundrem  gnedigen  willen  der  obgemelten  gemaind  in  der 
Grub  und  allen  iren  nachkomen  zugelassen  den  drytail  aller 
frefelen  und  busen  grossen  und  kleinen  so  in  der  Grub 
vallen  wirden  das  sy  die  nach  irem  bruchen  mögen  und  irem 

*)  Nach  der  Urkunde  von  1457  scheint  es,  dass  die  Gemeinde  schon 
Jamals  2/*  der  Gerichtsgefälle  bezog.  Bine  solche  Theüung  führte  gewöhn- 
dich  zur  schriftlichen  Fbcirung  von  Bussenordnungen,  Seit  wann  dieser 
Mitantheil  von  der  Gemeinde,  die  ja  schon  1395  neben  ihrem  Herren  mit- 
handelnd auftritt,  erlangt  worden  ist,  ist  mir  unbekannt,  ebenso  ob  im  J. 
1483  die  Gemeinde  bereits  allein  alle  Bussen  bezog,  s.  oben  1,  b, 

2)  Vgl.  Cod.  dipi.  IV.  n.  255  f. 

8)  Original  im  Archiv  der  Stadt  Ilanz  N°  49. 
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nutz  damit  schaffen  doch  was  über  sölich  frefel  und  bussen 
gütlich  oder  rechtlich  und  ouch  die  in  zu  bringen  gan  würde 
das  sy  an  solchem  co  sten  den  dritail  ouch  abtragen  sollen 
und  also  umb  sofil  gewunn  und  verlurst  haben,  alles  in  guten 
truwen  ungeverlich."  Noch  weiter  gingen  Bischof  Heinrich 
und  Bischof  Paulus  *),  indem  sie  hinzufügten:  „Des  geliehen 
sollen  sy  in  allem  dem  so  das  malavitz  anrürt,  den  drittal 
haben  und  was  darüber  gat  oder  in  künftig  gan  wurde,  das 
sy  an  solchem  costen  den  dritail  och  abtragen  sollen  alles 
zu  guten  trüwen  ungevarlich."  Völlige  Befreiung  von  allen 
Herrschaftsrechten  erlangte  die  Gemeinde  Grub  und  ebenso 
Flims,  Lugnetz  und  Vais,  durch  einen  Schiedsspruch  des 
Bundesgerichts  vom  Jahre  1538,  durch  welchen  sämmtliche 
durch  den  Bischof  von  Chur  von  den  Grafen  von  Sax  erkaufte 
Herr8chaftsreohte  über  die  Grub,  Lugnetz,  llanz,  Flims  und 
Vais  für  aufgehoben  erklärt  werden,  wofür  der  Bischof  1800 
rheinische  Gulden  erhalten,  dagegen  aber  alle  Briefe,  Ge- 
rechtigkeiten, Rodel  den  Gemeinden  aushändigen  soll 2).  Eine 
besondere  Rechtsstellung  innerhalb  des  Gerichts  Grub  nahmen 
ein  die  Stadt  llanz  und  die  Orte  Valendas  (nebst  Versam): 
a.  Banz,  welches  als  Stadt  zuerst  im  Jahre  1344  erwähnt 
wird  3),  hat  sich  zwar  nie  vom  Gericht  der  Grub  loslösen 
können,  genoss  aber  gewisse  städtische  Rechte:  es  besass 
ein  eigenes  Bürgergericht,  welchem  jedoch  nicht  ein  städti- 
scher Beamter  —  als  solcher  wird  bereits  1436  der  Werk- 
meister neben  Rath  und  Bürgern  erwähnt  —  sondern  der 
Ammann  der  Grub,  früher  wohl  der  herrschaftliche  Vogt  zu 
präsidiren  hatte.  Und  zwar  wird  dies,  wie  aus  den  beiden 
im  Anhang  unter  Nr.  6  und  7  abgedruckten  interessanten 
Entscheidungen  hervorgeht,  von  der  Grub  als  unangenehme 
Last,  von  der  Stadt  flanz  als  Recht  aufgefasst.  Aus  den 
beiden  Urkunden  geht  auch  die  Existenz  eines  besonderen 
Stadtbuchs  hervor,  dessen  Wiederauffindung  hoffentlich  noch 
gelingen  wird. 

.  b.  Ein  Gericht  mit  beschränkter  Kompetenz  bestand  für 
die  deutschredende  Gemeinde  Valendas,  wozu  auch  zweifels- 


1)  Originale  von  1493  und  1509  im  Archiv  der  Stadt  llanz  N°  63  und  80. 

2)  Originale  im  Stadtarchiv  zu  llanz  (N°  106),  im  Gemeindearchiv  zu 
Flims,  beglaubigte  Abschrift  im  Kreisgerichtsarchiv  Lugnetz.  Vgl.  J.  U.  v. 
8ali8-8eewis,  ges.  Sehr.  p.  254  f.  (genauer  als  Planta  p.  439). 

8)  Cod.  dipi.  II,  n.  294.  Von  der  Steuer  von  8  Mark,  welche  den 
Grafen  von  Sax  zu  entrichten  war,  kaufte  sich  die  Stadt  im  Jahre  1466 
um  135  Mark  los  (ürk.  N°  39). 
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ohne  Versam  gehörte  *).  Auch  dieses  Gericht  verdankt  seine 
Entstehung  einer  Entscheidung  des  Bundesgerichts  vom  Meyen 
Abend  1528,  nachdem  das  Gericht  der  Freien  in  erster  In- 
stanz geurtheilt  hatte.  Das  Urtheil  findet  sich  in  einem  Copiar 
des  17.  Jahrhunderts  (im  Archiv  Ilanz),  fol.  45  unter  dem 
Titel:  „Valendaser  brief  und  sigel,  mit  der  gemeind  Gruob 
wegen  vogten,  und  entvogten,  und  ihren  landsgeschworenen. u 
Valendas  hatte  insbesondere  vorgebracht,  die  Gemeinde  sei 
„der  mehrtheil  thütsch  und  in  der  Grub  rechte  man  vast  in 
wälsch,  darum  sy  not  dass  sy  einandren  befogten"  :  es  wird 
entschieden:  „Valendaser  mögen  under  ihnen  selbs  sytzen 
und  bevögten  und  empfogten,  verantwurten  oder  sgysara  etc., 
doch  ist  Appellation  an  das  Gericht  der  Grub  gestattet, 
weitere  Punkte  betreffen  die  Kompetenz  der  allgemeinen 
Landsgemeinde. 

Rechtsquellen,    die    in    unsere  Sammlung    aufzu- 
nehmen   wären,     sind     nur     in     geringer    Anzahl    erhalten, 
dagegen   giebt   es   zahlreiche  Dorfschaftsordnungen.      Ausser 
jenem   Statut    von  1465  ist   eine   gedruckte  Prozessordnung 
zu  erwähnen,   von   der    ich    jedoch   nur   den  Titel   gebe,  da 
das    einzige    mir  vorderhand  bekannte  Exemplar   im  Uanzer 
Archiv  unvollständig  ist.     Er    lautet:    „Fuorma    dilg    Dreig 
Civil  a  Criminal  sco  quel  ven  manaus  enten  ilg  ludeivel  cu- 
min da  Lgiont  a  da  la  Foppa  sco  era  enten  ilg  lud.  singiu- 
radi  da  Sax  Ansembel    cun    las  Fuormas    dilg  Sarament  ca 
ven  daus  ad  ün  Mistral  ad  Oberkeit.     Mess   enten  uordan  a 
fitau  ora  cun   anchinas  Emblemas   ner  Figuras.     Tras  J.  de 
Casutt,  a  Sagoing.     A  squitschau  a  Cuera  Tras  ils  Hartavels 
dad   Andrea  Pfeffer  Anno  1731".  43).      Zuerst  Fuorma  dilg 
Dreig   Civil    (p.  3 — 8),    dann    Fuorma    dilg    Dreig    Criminal 
(p.  12 — 27)  8),    darauf   Lura    va   ilg  Derschader   ad   ils  By. 
Richters,  cun  tuts  mes  Singiurs,  puspei  enten  ilg  Uordan  sco 
eis  ean  vangi  enten  la  Casa  de  la  Darchira  (p.  29 — 35).    Es 
folgen   Eidesformeln    fur    den   Landammann,   Weibel,   Land- 
schreiber,   Seckelmeister,    die    Geschworenen,    den    Banner- 
meister (p.  37 — 40)  und  für  die  städtischen  Beamten  (Stadt- 
vogt und  Werkmeister).     Andere  Formeln    für  die  letzteren, 
gleichfalls   in   romanischer  Sprache,   sind  handschriftlich    an- 
gehängt. 

l)  Diese  beiden  Orte  Bind  von  Safien  und  Tenna  aus  germanisirt  worden. 

*)  Erwähnt  von  J.  A.  von  Sprecher,  Gesch.  der  Republik  der  3  Bünde 

im  18.  Jahrb.  II,  p.  502. 

8)  Es  wird  darin  stets  von:  „Kayserlich  Recht u  gesprochen. 
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2)  Schleuis.  lieber  die  Herrschaftsverhältnisse  vgl. 
Planta,  Herrschaften  p.  439  ff.  Besondere  Rechtsaufzeich- 
nungen  sind  auch  hier  nicht  vorhanden;  zwar  befindet  sich 
im  dortigen  Gemeindearchiv  ein  Quartband,  welcher  den 
Titel  trägt:  „G-emeind-  oder  Dorfschaft  Buoch:  In  welchem 
der  ehrs.  gmeind  Schlöwiss  habende  gesätz  und  Ordnung, 
die  von  alters  haro  üblich  geweste  als  auch  von  zeit  zue 
zeith  er  neüwerte  oder  confirmierte  verschriben"  etc.  „Da- 
tum den  10ten  XbriB  Ao  1761."  Doch  gehören  die  darin  ent- 
haltenen Verordnungen,  von  denen  der  sog.  Scrit  visch-neunia 
vom  18.  März  1718  in  romanischer  Sprache  die  älteste  ist, 
worauf  Nachträge  zwischen  1722  und  17(56,  abwechselnd  in 
deutscher  und  romanischer  Sprache  folgen,    nicht    in    unsere 

.Sammlung,  da  sie  nur  wirthschaftliche  Angelegenheiten  be- 
rühren. Es  enthält  das  Dorlbuch  überdiess  eine  Anzahl  Co- 
pien  von  Urkunden,  die  für  das  Gericht  von  Bedeutung  sind. 
Von  ihnen  ist  namentlich  ein  Schiedsspruch  vom  2.  Januar 
1547  erwähnen  s  werth,  welcher  erlassen  wurde,  nachdem  die 
Parteien,  Herrschaft  und  Gemeinde,  ihren  Rechtsstreit  vor 
dem  G-ericht  der  Freien,  „ufgehebt"  hatten.  In  demselben 
-wird  bezüglich  der  Gerichtskosten  erkannt:  „Des  ersten,  wen 
der  herr,  oder  dz  gericht  für  gut  ansychten,  die  so  straf- 
würdig sind  zu  erkhunden,  und  dan  ein  samblung  beschicht, 
ist  der  herr  dem  richter  und  gantzn  glicht  auch  dem  waybel 
ein  jeden  schuldig  ein  mahl  zu  gäben,  und  umb  die  grichts- 
kostung,  ao  der  herr  zu  einem  oder  mehr  umb  buoss  oder 
fräfel  klagen  lot,  soll  hier  um  gehalten  werden,  wie  syth 
und  bruch  derhalben  in  der  Grub  umb  fräfel  ist."1) 

3)  T  e  n  n  a.  Vgl.  über  die  staatsrechtlichen  Verhält- 
nisse dieses  Gerichts,  dessen  Entstehung  völlig  im  Dunkeln 
liegt,  Planta,  Herrschaften  p.  421  *).  Von  den  Satzungen 
dieses  Gerichts  existiren  drei  von  einander  lAoht  sehr  ver- 
schiedene Kedactionen ,  die  ich  unter  B,  IX  veröffentliche. 
Die  erste  derselben  (A)  entstammt  der  zweiten  Hälfte  des* 
16.  Jahrhunderts,  die  zweite  (M)  der  Mitte  des  17.,  während 
-die  dritte  (N)  am  13.  Juni  1728  angenommen  wurde.  Die 
Satzungen  finden  sich  in  mehreren  Papierheiten ,  die  ältere 
und  mittlere  Recension  zusammengeheftet,  und  zwar  letztere 


')  Dorfschaftsbuch  p.  207  f.  Die  Urkunde  findet  sich  auch  in  der 
Deflorinschen  (p.  511  f.)  und  Willischen  (p.  616 — 618)  Dooumentensammlung, 

s)  Uebrigens  möchte  im  Oegentheil  anzunehmen  sein,  dass  das  Gericht 
Tenna  schon  vor  1383  bestanden  hat. 
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zwischen  der  ersteren,  die  neuere  besonders.  Ich  lege  die 
mittlere  Recension  zu  Grunde,  weil  die  alte  zum  Theil 
unleserlich  ist,  und  gebe  die  Abweichungen  der  beiden  an- 
deren an.  Im  Gemeindearchiv  befinden  sich  noch  eine  Ver- 
ordnung über  die  Benutzung  der  Schaf-  und  Heuberge  auf 
Pergament  von  1633,  eine  Verordnung  vom  24.  März  1720 
(auf  einem  Folio-Papierblatt)  und  ein  Heft  mit  Eidesformeln 
für  den  Weibel,  Landammann,  Seckelmeister,  Obrigkeit, 
Schreiber,  Kirchenvogt,  Schulvogt,  Bannwälder  und  Alpen- 
vogt, von  denen  ich  die  für  den  Landammann  veröffentliche,, 
endlich  noch  ein  Vertrag  zwischen  der  Herrschaft  (östr.  Ge- 
sandter von  Greuth)  und  Tenna  über  Annahme  von  Nach- 
baren vom  Jahre  1736. 

IV.    Waltenspurg,    Obersaxen,    Lax. 

1)  Ueber  Waltenspurg,  welches  1472  von  den 
Räzüns'schen  Erben  an  den  Abt  von  Disentis  verkauft  wurde, 
vgl.  Planta,  Herrschaften  p.  418  ff.  und  den  Aufsatz  von 
Muoth  im  bündnerischen  Monatsblatt  1881  n.  5  und  6.  Ueber 
den  sog.  Revers brief,  die  einzige  mir  bekannte  in  Betracht 
kommende  JRechtsquelle,  vgl.  das  B,  VI  Gesagte.  Im  Ge- 
meindearchiv befindet  sich  ein  Criminalprotokollbuch  (Leder- 
band in  Folio),  welches  von  1650 — 17Ö3  reicht. 

2)  Obersaxen.  Ueber  die  staatsrechtlichen  Verhält- 
nisse vgl.  Planta  1.  c.  p.  421  f.  Wie  die  Walsercolonien 
überhaupt,  so  besitzt  auch  Obersaxen  ein  besonderes  Land- 
buch, dessen  Inhalt  /indessen  ein  sehr  bunter  ist  und  keines- 
wegs aus  eigentlichen  Rechtsquellen  allein  besteht.  Ich  be- 
gnüge mich  daher,  eine  Uebersicht  des  Inhalts  desselben 
zu  geben,  von  welchem  ich  die  beiden  authentischen  Exem- 
plare mit  einander  vergleichen  konnte: 

A.  Das  ältere  Landbuch,  ein  Folioband,  Papier 
mit  Pergamentumschlag,  bezeichnet  „Neu  C,  2  Nr.  22"  be- 
findet sich  in  der  Bibliothek  der  Cantonsschule  zu  Chur  ;  auf 
Fol.  1  steht  folgende  Bemerkung:  „Laus  deo  anno  ym  1604 
jars  an  gesetz  und  uf  gericht  ist  düses  hienach  geschribene 
landbuech  der  loblichen  gemeind  Uebersaxen  nach  der  heül- 
sam  geburt  Jesum  Christen  sech  zechen  huntert  und  fier  jar 
und  hab  ich  Balthisar  Brunolt  genant  dyses  unter  schri- 
ben  mit  myner  eygnen  hand  und  diser  zit  der  gemeind  zechen 
yar  schriber  gesin." 

B.  Das  neuere  Landbuch,  ein  Lederband  in 
Folio  im  Gerichtsarchiv  Obersaxen,  ist  im  Jahre  1729  be- 
gonnen „weilen  man  zu  mehrerer  considération  ersechen  was- 
gestalten    so   wohl   das    alte   land  Buoch,    als    auch    andere 
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Schriften,  und  origin alien  unser  löblichen  gemeind  Obersaxen 
theils  wegen  Unordnung  theils  auch  wegen  antichität  nicht 
wohl  mehr  verstanden  werden  können"  etc.  Die  Abschriften 
sind  besorgt^  von  Marti  Riedy  und  nachdem  sodann  das  neue 
Landbuch  „bey  offener  gemeind  aufgelesen,  so  ist  ainhällig- 
lich  gemehret  worden,  dass  dises  buoch  solle  gleich  dem 
alten  mit  der  gemeind  insigel  bekreftiget  werden",  was  dann 
durch  den  Landammann  Peter  Siedi  besorgt  worden  ist. 

Was  den  Inhalt  anlangt,  so  enthält  B  alles  dasjenige, 
was  sich  in  A  findet,  nur  eine  „Instruction,  so  meine  herren 
von  Obersaxen  und  ein  ganze  gemeind  geben  haben"  in 
Bezug  auf  Streitigkeiten  mit  der  Herrschaft  Räzüns  vom 
19.  Januar  1654  (A  fol.  20)  ist  in  B  ausgelassen.  Den  Be- 
ginn des  Landbuchs  bildet  nach  einem  kurzen  Eingang  ein 
Verzeichnis8  von  aufgenommenen  Landleuten  aus  den  Jahren 
1581  bezw.  1572  bis  1683  (A  toi.  3—17  d,  B  p.  5—20),  da- 
zwischen  eine  Bestimmung  von  1609  über  die  Aufnahme 
(A  fol.  8,  B  p.  12),  weitere  Bestimmungen  darüber  vom 
11.  Sept.  1650  folgen  (A  fol.  18,  B  p.  21  f.),  worauf  neue 
Aufnahmen  kommen  (von  1679 — 1735  in  A  von  anderer  Schrift, 
in  B  bis  1818).  Es  folgt  eine  Verordnung  über  Bannung  von 
Wäldern  (B  p.  33  f.  in  A  schon  vorher  unter  den  Aufnah- 
men), B  p.  35  einige  Verordnungen  des  17.  Jahrhunderts 
(Sonntagsfeier  1621  und  1680,  Gebühren  des  Pfarrers  1648 
und  1671,  Grerichtskosten  1632),  die  in  A  fehlen.  Hieran 
schliesst  sich  in  beiden  Landbüchern  (A  fol.  22  f.,  B  p.  37  ff.) 
eine  Verordnung  von  1703  über  die  Benutzung  der  Wälder 
in  8  Artikeln1),  dann  eine  andere  Verordnung  vor  1725  über 
die  Öemeindenutzungen,  darauf  eine  Pfrundstiftung  der  drei 
Birthen  „auserthalb  dem  grossen  tobel  anno  1725",  womit 
A  (fol.  28)  schliesst.  In  B  p.  45  ff.  folgen  Bestimmungen 
über  Studentenstipendien ,  ein  Gesetz  vom  25.  April  1752 
über  die  Hintersassen  (in  7  Artikeln),  sodann  ein  Abkomm- 
ni88  mit  dem  Pfarrer  über  Erlaubnissertheilung  zur  Feiertags- 
arbeit, ratificirt  vom  Bischof  und  der  Gemeinde  am  26.  Oct. 
1756,  dann  Bestimmungen  über  Beschränkungen  in  Stiftung 
von  Jahrzeiten  etc.  (p.  50).  Nach  einem  leeren  Zwischen- 
räume (p.  51 — 64)  folgen  Urkundenabschriften:  Der  Herr- 
schaftstractat  von  Obersachsen  mit  Räzüns  vom  1.  Januar 
1697  (p.  65 — 72) 2)  nebst  Reversbrief  des  Administrators  von 


')    Vorher  Einkauf  des  Hofs  Armhs  und  Caffrida  A  f.  25,  B  p.  40  f. 
*)    Bemerkenswert!!  ist  Art  6:  „die  Collatur  der  Pfarre  steht  der  Herr- 
schaft zu,    doch   ist  auf  die  Gemeinde   Rücksicht  zu  nehmen:  «Und  da  sy 

16* 


254  Rechtsquellen  des  Cantons  Graubünden. 

Rost,  der  Vertrag  zwischen  der  Herrschaft  und  den  vier  Ge- 
meinden Räzüns,  Bonaduz,  Ems  und  Peldberg  (p.  75 — 91), 
eine  Anzahl  anderer  Urkunden,  insbesondere  Grenzstreitig- 
keiten  betreffend  (p.  93 — 129),  die  unten  im  Anhang  unter  9 
mitgetheilte  Entscheidung  des  Bundesgerichts  von  1462 
(p.  130—135),  V.  von  1730,  wonach  St.  Joder  mit  Bezug- 
nahme auf  die  Altfordern  in  Wallis  zum  Feiertage  erklärt 
wird  (p.  143),  Grrenzbriefe  (p.  150—153),  Bestimmung,  daas 
keine  Reformirte  Güter  in  der  Gemeinde  kaufen  dürfen,  „ob- 
wohlen  unsere  gute  freind  und  benachparte",  damit  kein 
Streit  entstehe,  vom  8.  Mai  1755  (p.  154  f.),  Veltliner  Aemter 
bis  zum  Jahre  1874  vertheilt  (p.  160—173),  V.  über  Spiel 
und  Tanz  etc.  vom  27.  Juni  1740  (p.  180). 

3)  Lax.  Ueber  die  Entstehung  des  Gerichts  vgl.  von 
Juvalt,  Forschungen  II  p.  19, 99 — 102;  F.  vonWyss  in  dieser 
Zeitschrift  XVIII,  p.  78  ff.  139  ff.;  Planta,  Herrschaften  p.  447 
bis  457  ;  meine  Mittheilungen  in  der  Zeitschrift  der  Savigny- 
Stiftung,  germ.  Abth.  IV,  p.  72 — 75,  insb.  p.  73  n.  1.  Die 
Bestimmungen  des  habsburgischen  Urbars  über  die  Freien 
von  Lax  fallen  nicht  in  unseren  Plan.  Von  den  erhaltenen 
Rechtsdenkmälern  bringen  wir  unter  B,  IV  die  „Gewohn- 
heiten und  Gebräuche  der  Freien  von  Lax"  vom  22.  Sep- 
tember 1548.  Inhaltlich  gehört  diese  Urkunde  einer  viel 
früheren  Zeit  ah,  da  die  erbrechtlichen  Bestimmungen  der 
Artikel  20  und  21  durch  den  oben  erwähnten  Vertrag  mit 
der  Grub  und  Flims  vom  J.  1496  und  die  Bundesgesetz- 
gebung überholt  worden  waren  :  aus  der  Aufnahme  derselben 
geht  ziemlich  sicher  hervor,  dass  diese  Öffnung  auf  Grund 
einer  älteren  Urkunde  niedergeschrieben  worden  ist.  Im  An- 
hang bringe  ich  unter  Nr.  5.  eine  Prozessurkunde,  in  welcher 
das  Repräsentationsrecht  der  Enkelkinder  anerkannt  wird, 
unter  Nr.  1—4  theile  ich  ungedruckte  Entscheidungen  mit, 
die  für  die  Rechtsgeschichte  Graubündens  von  der  allergrössten 
Bedeutung  sind.  Dagegen  erwähne  ich  nur  folgende  spätere 
Verordnungen,  ein  Dorfschaftsrecht  vom  1.  März  1606  (Orig.  aut 
Perg.),  sodann:  „Dorfrechte  zue  Laxs,  so  gemacht  anno  1645, 
und  erneweret  anno  1657,  und  bestätet  anno  1724",  in  22  Ar- 


gemeind  Ybersachsen  ainen  pfahrer  nach  verfliessung  sechs  jähren  du 
mehr  haben,  sondern  durch  das  sogenante  mehren  remo  viert  haben  woiten 
(;  welches  oft  widerholte  gemeind  Ybersachsen  dem  alten  herkommen  nach 
zu  thun  befflegt  ist  :)",  so  soll  ein  neuer  gestellt  werden  (p.  70).  Im  Jahre 
1732  kommt  ein  Pfarrer  nach  Ablauf  von  6  Jahren  aufs  Neue  um  sein  Amt 
ein  (p.  147). 
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tikeln  in  einem  Papierband,  4.°,  mit  Pergamentumschlag,  ent- 
halten, und  endlich  eine  Schnitzordnung  der  Nachburschaft 
Lax  vom  27/17tc^  Januar  1640  in  32  Artikeln,  auf  drei  zu- 
sammengehefteten Papierbogen  in  Folio.  Im  Gremeindearchiv  be- 
findet sich  weiter  ein  Lederband  in  Folio,  bezeichnet  :  „Document 
Buoch  für  eine  ehrsame  nachburschaft  der  freyen  von  Laxs" 
etc.  „So  angefangen  den  3ten  monats  tag  february  anno  1716 
durch  tit.  jetz  regierenden  hr.  landammann  Martin  de  Cabaltzar" 
u.  s.  w.,  darin  Copien  von  circa  40  Urkunden,  deren  Originale 
grösstentheils  ebenfalls  vorhanden  sind.  Ein  weiterer  Folio- 
land  enthalt  Criminalgerichtsprotokolle  des  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts, grösstenteils  über  Hexenprozesse. 

V.  Das  fünfte  Hochgericht  bestand  aus  den  Gerichten 
Flims,  dem  Bäzünser  Gericht  und  dem  Gericht  Trins-Tamins. 
Ueber  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  letzteren  Ge- 
richte vgl.  Planta  1.  c.  416  ff.  und  441  ff.  Ob  besondere 
Rechtsquellen  dieser  beiden  Gerichte  vorhanden  sind1),  ver- 
mag ich  nicht  zu  sagen,  da  ich  die  Archive  daselbst  nicht 
eingesehen.  Dass  schon  im  15.  Jahrhundert  besondere  Dorf- 
ordnungen in  den  Räzüns'schen  Gemeinden  bestanden,  ist 
uns  bezeugt  s.  Planta  p.  428  8).  Nähere  Nachrichten  hoffe 
ich  im  Nachtrage  geben  zu  können.  Sehr  interessante  Rechts- 
quellen sind  uns  aus  dem  Gericht  Flims  erhalten,  über  dessen 
.Entwicklung  man  vergleichen  mag  J.  U.  von  SaÜs-Seewis, 
«es.  Schriften  p.  238  ff.  und  Planta  1.  c.  432  ff.  Ich  ver- 
öffentliche zwei  Verordnungen  aus  den  Jahren  1457  und  1498 
—  über  letztere  8.  oben  §  4  —  und  ausserdem  eine  V.  vom 
J.  1567  (unter  B,  I — III).  Im  Archiv  daselbst  ist  noch  ein 
sehr  interessanter  Pfarrbrief  vom  Jahlre  1528  vorhanden. 
Weiter  befinden  sich  darin  eine  Anzahl  Gemeindeverord- 
nungen über  Benutzung  der  Weiden  aus  den  Jahren  1496, 
1517  und  1569.  Endlich  besitzt  die  Gemeinde  ein  besonderes 
Gesetzbuch  in  romanischer  Sprache,  welches  indessen  eben- 
falls nur  die  ökonomischen  Verhältnisse  regelt,  und  daher  in 
unsere  Sammlung  nicht  aufzunehmen  war.  Der  Titel  dieses 
in  Papier  gebundenen  Quartbands  lautet:  „Schenta- 
ments,  Paigs  a  Conditiuns  Ch'ilg  Cumin  da  Flem 


l)  J.  U.  v.  SaÜs-Seewis  erwähnt  keine  solchen  in  seiner  Abhand- 
lung über  die  Herrsch.  Hohentrins  (Ges.  Sehr.  p.  225—237),  daher  ist  ihre 
Existenz  unwahrscheinlich. 

')  Dagegen  ist  die  das.  p.  430  erwähnte  Frevelordnung  nicht  für 
Jtäzüns,  sondern  für  Schiers  erlassen. 
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ha  faig  ad  andrizau  Si  enten  ilg  onn  1696  A  Suenter  quei 
da  temps  en  temps  renovau,  moderau,  a  cunfermau.  Ils  quai» 
ean  enten  tin  Urden  vangi  *  mess  ansembel  a  scritts  ente» 
qnest  cudisch  Anno  1766."  Das  Gesetzbuch  umfasst  33  Ca- 
pitel, wobei  die  Nachträge  bis  1766  aufgenommen  sind,  wäh- 
rend drei  Nachträge  von  1802  bis  1810  Capitel  34  bis  36 
bilden.  Darauf  folgt  eine  Verordnung  über  die  Benutzung 
der  Wälder  vom  15.  October  1754  in  8  Artikeln,  woran  sich 
ein  Verzeichniss  der  Bannwälder  und  verschiedene  Verord- 
nungen bis  1822  schliessen.  Ein  neueres  sehr  ausführliches 
Gesetzbuch  wurde  am  6.  April  1835  erlassen,  das  offizielle 
Exemplar  desselben  vom  J.  1850,  ein  Quartband,  enthält 
Nachträge  bis  1877. 

VI.  Von  den  vier  Gerichten,  welche  dieses  Hochgericht 
bildeten,  hatten  drei:  Heinzenberg,  Thusis,  Tschappina  in 
späterer  Zeit  (seit  1459)  gemeinschaftliche  Schicksale.  Am 
Samstag  vor  St.  Bartholomäi  1475  veräusserte  Graf  Georg 
von  Werdenberg  und  seine  Gemahlin  Barbara  mit  Zustimmung 
des  Vogts  der  letzteren,  Ulrichs  von  Brandis,  an  den  Bischof 
Ortlieb  „Ouch  dem  erwirdigen  thumbropst  clechan  capitel  und 
gemainen  gotshusluten  desselben  stiftz  zu  Churu  die  Herr- 
schaft am  Heinzenberg  mitsampt  Tschappyna  und  Tusis,  wie 
er  sie  von  seiner  verstorbenen  Gemahlin  Anna  geb.  von  Rä- 
ziins  bei  der  Erbtheilung  (1469)  erhalten,  wobei  die  Grenzen 
genau  angegeben  werden.  Ein  Original  mit  5  anhängenden 
Siegeln  befindet  sich  im  Archiv  zu  Thusis.  Ueber  die  Ge- 
richtsverfassung s.  Sprecher  1.  c.  p.  300  ff.  Die  Verpflichtung 
des  gegenseitigen  Zuzugs  war  festgestellt  durch  einen  Schieds- 
spruch zwischen  Thusis  und  Heinzenberg  einerseits  und 
Tschappina  andererseits  vom  6.  Juni  1591  (mit  Bezugnahme 
auf  ein  Urtheil  zu  Ilanz  vom  10.  Juli  1578).  Das  Original 
befindet  sich  im  Archiv  zu  Thusis  und  ist  ausser  von  den 
drei  Gerichtsgemeinden  von  Gaudenz  von  Juvalt,  Hofmeister 
des  Bischofs,  und  von  Anton  von  Salis,  Landvogt  zu  FtLrstenau 
besiegelt.  Gehen  wir  auf  die  Kechtsquellen  der  einzelnen 
Gerichte  über,  so  sind 

1)  die  des  Gerichts  Thusis1)  die  reichhaltigsten.    Ich 
veröffentliche  unter  B,  XIII  eine  sehr  interessante  Gerichts- 


J)  Das  wohlerhaltene  Gemeindearchiv  in  Thusis  ist  sehr  reichhaltig 
und  gut  geordnet.  Ueber  den  Inhalt  gibt  ein  im  Jahre  1838  angelegtes 
„Protokoll  über  das  Archiv  der  löblichen  Gemeinde  Thusis M  (Folioband) 
Auskunft. 
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Ordnung  vom  Jahre  1550,  ausserdem  eine  Dorfordnung  des 
Ortes  Thusi8  vom  Jahre  1491  unter  ß,  XII.  Zwar  fällt 
dieselbe  inhaltlich  nicht  in  meinen  Plan,  ich  glaubte  aber 
«ine  Ausnahme  machen  zu  sollen,  weil  diese  Dorfordnung  für 
die  Verfassungszustände  von  Wichtigkeit  ist,  indem  sie  einen 
lehrreichen  Vergleich  mit  der  Entstehung  der  städtischen 
Verfassungen  von  Chur  und  Ilanz  darbietet.  Dagegen  hielt 
ich  es  für  überflüssig,  die  späteren  Dorfordnungen  von  Thusis 
^ebenfalls  abzudrucken.     Soloher  existiren  drei: 

a.  Zweites  Dorfbuch  vom  Jahre  1560,  Quartheft  von  74 
Blättern  im  Gemeindearchiv,  ursprünglicher  Text  bis  Blatt  21 
(auch  bis  dahin  schon  viele  Zusätze  bis  zum  J.  1581),  darauf 
Nachträge  —  wie  die  Zusätze  vielfach  durchstrichen  —  von 
1561 — 1590  und  eine  Verordnung  von  1607,  zum  Schluss 
einige  Notizen.  Unter  den  späteren  Verordnungen  erwähne 
ich  Blatt  27:  „Ordnung  wider  die  so  die  zun  einem  andren 
nemend",  Bl.  37:  „Ein  gsatz  vom  win,  sais,  rys  und  kurn 
vom  1.  Hornung  1590",  Bl.  38:  „Wie  man  ein  nachpuren 
annemen  soll",  Bl.  41:  Kirchenordnung  (Sonntagfeier,  Spiel, 
Tanz)  von  1586,  Bl.  43  :  „V  o  m  M  a  t  r  i  m  o  n  i  o  (1586):  Zum 
andren,  argwon,  hinderred,  arglist,  betrug  ze  vermiden,  so 
wellend  wir  daz  ein  iedliche  ee,  so  redlich  bezogen  wird  füro- 
hin  ouch  öffentlich  vor  und  ee  sy  by  ein  andren  wonindt  in 
der  kilchen  nach  dem  alten  loblichen  bruch  der  cristenlichen 
kilchen  bezüget  und  mit  der  gemeinen  für  pitt  zu  samen  geben 
werdend  by  buss  1  Hb,  pfennig  wer  sömlichs  übersech,  und  so 
iemants  daz  witer  Verzuge,  und  in  monatsfrist  nit  thät  der 
selbig  ist  als  dan  ein  krona  verfallen,  one  gnad  und  soll  dan 
witer  über  das,  durch  den  Werkmeister  mit  recht  darzu  tri- 
ben  werden"  *). 

b.  Drittes  Dorfbuch  von  1621  (?),  Papierband,  Quart, 
im  Gremeindearchiv,  98  numerirte  und  eine  Anzahl  leerer 
Blätter,    bezeichnet:    „Ordnung  und  dorf  rechte  der  ersamen 


*)  Dieser  Artikel  lautet  im  3.  Dorfbuch:  „Es  ist  auch  unser  will 
und  Ordnung,  dass  ein  jeder  ehe  so  ordentlich  bezogen  wirt,  sölte  vor  und 
ee  sy  by  ein  andren  wonindt  in  der  kilchen  nach  dem  alten  loblichen 
cristenlichen  bruch  und  Ordnung  unsere  loblichen  pnnds  öffentlich  bestätet 
und  mit  gemeinen  fur  pitt  zu  samen  geben  werdend  by  buss  1.  /\,  wer 
römlichs  übersech,  und  wo  iemants  sömlichs  witter  Verzuge,  und  in  mo- 
natsfrist nit  verrichte  dieselbige  sind  als  dan  3  krona  buoss  verfallen  und 
sollend  über  das  witter  durch  den  Werkmeister  und  verordnete  buossinzicher 
.darzu  thriben  werden.  * 

Zeitschr.  für  schweizerisches  Recht    Neue  Folge  III.  •<  y 
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gmeind  und  nachburschaft  Thusis.  Guote  Ordnungen  sind 
des  régiments  ein  zierd,  aber  denselbigen  fleissig  nach  ganr 
igt  des  régiments  bestendigkeit.  Conradus  Jechling  Rhetus 
diener  der  kilchen  zuo  Thusis."  Nachträge  aus  den  Jahren 
1612 — 1716,  auf  der  vorletzten  Seite  steht:  „Ich  Hans  Per- 
nisch  hab  es  geschriben  ab  dem  original  dorf  buoch  us  be- 
felch  hrn.  werk.  mr.  Jerj  Mattlj  Hosang."  Inhaltlich  stimmt 
das  dritte  Dorfbuch  mit  dem  zweiten  grösstenteils  wörtlich 
überein,  während  das  zweite  dem  ersten  gegenüber  bedeutend 
reichhaltiger  und  umfangreicher  ist. 

c.  Das  vierte  Dorfbuch  vom  Jahre  1848  ist  hier  nur  zu 
erwähnen,  ebenso  eine  Feuerordnung  von  1742,  und  zwei 
Statute  über  die  Vertheilung  von  Lösern  von  1701  und  1713, 
über  den  sog.  Viamalabrief  endlich  s.  u.  S.  264. 

2)  Von  den  Rechtsquellen  des  Gerichts  Heinzenbergr 
über  dessen  Entstehung  auf  Planta  p.  375  ff.  zu  verweisen 
ist,  bin  ich  nur  im  Stande  das  Criminalstatut  vom  Jahre  1471 
ediren  zu  können  (B,  XI).  Im  Archiv  des  Hauptortes  dieses 
Gerichts,  zu  Sarn,  fanden  sich  ältere  Urkunden  und  Gesetze 
überhaupt  nicht  vor,  sie  scheinen  hier,  wie  auch  anderwärts 
häufig,  in  Privatbesitz  übergegangen  zu  sein,  so  dass  ich 
jenes  Statut  nach  einer  Abschrift  abdrucken  lassen  muss. 
Nur  zu  erwähnen  ist  hier  ein  Gemeindegesetz  von  Sarn  vom 
8.  Juni  1795,  in  romanischer  Sprache,  30  Artikel  umfassend, 
dazu  ein  Refornientwurf  v.  J.  1816  in  10  Puncten  :  beide  in 
einem  Papierband,  8°,  bez.:  „Beilage  Nr.  3." 

3)  Ueber  Tschappina  vgl.  Planta  p.  374  f.  Von 
Wichtigkeit  ist  ein  Urtneil  des  Gerichts  Räzüns  über  die 
Stellung  des  Ammanns  von  Tschappina  vom  J.  1482,  Copien 
davon  in  der  Marschlinser  Sammlung  p.  894,  in  Cartular  N. 
(bisch.  Archiv)  p.  180.  Ueber  die  Rechtsquellen  hoffe  ich  im. 
Nachtrage  berichten  zu  können. 

4)  S  a  fi  e  n.  Ueber  die  Entstehung  dieses  Gerichts  vgl. 
Planta  p.  37 1  ff.  Ich  veröffentliche  die  Landsatzungen  unter^ 
B,  X  nach  dem  Original.  Der  älteste  Theil  derselben  ist  um. 
die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  (vor  1558,  s.  nach  Art.  35) 
entstanden,  daran  schliessen  sich  zahlreiche  Nachträge  una 
Veränderungen  besonders  aus  der  Mitte  und  dem  Ende  des 
17.  Jahrhunderts  an.  Im  Gerichtsarchiv  befinden  sich  eine 
Anzahl  Folianten,  welche  ganz  vorzüglich  redigirte  Gerichts- 
Protokolle  enthalten  :  sie  beginnen  mit  dem  Jahre  1647.  Auch 
findet  sich  daselbst  ein  Vertrag  vom  Jahre  1490  zwischen  der 
Gemeinde  und  dem  Rathwirth,  aus  welchem  hervorgeht,  dass* 
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das  Rathhaus  kurz  vorher  erbaut  worden  war,  während  früher 
kein  solches  bestand. 

VII.  1)  Schams.1)  Ueber  die  Verhältnisse  dieses 
Thaies  vgl.  Planta  p.  356  ff.,  auch  einen  Aufsatz  im  Neuen 
Sammler  IV,  bes.  p.  148  ff.  Von  den  Rechtsquellen  dieses 
Gerichts  sind  mir  bekannt: 

a.  Erster  Landschaftsbrief  vom  26.  Jan.  1549. 

b.  Zweiter  Landschaftsbrief  vom  J.  1604. 

Beide  sind  inhaltlich  identisch,  ich  veröffentliche  sie 
unter  B,  XIV. 

c.  Dritter  Landschaftsbriet  vom  15.  Mai  1660  (z.  Th. 
identisch  mit  a  und  b):  abgedruckt  nach  dem  Original 
unter  B,  XV. 

d.  Eine  Revision  erfolgte  in  den  Jahren  1721—1724,  im 
Landschaftsarchiv  fand  ich  kein  Exemplar  derselben,  wohl 
aber  besitzt  das  Staatsarchiv  zu  Chur  eine  Abschrift  in  einem 
Papierband  in  Quart,  bez.  „Florian  Cajeri".  Es  heisst  darin 
zunächst:  „Alldieweilen  unserer  landschaft  Schams  Statuten 
und  articel  Ziemlichermassen  veraltet  und  verdunklet,  wie 
auch  in  Unordnung  gewesen,  als  hat  es  ein  lobi,  landschaft 
damalen  zu  Zillis  versammelt,  für  rathsam  erachtet,  selbige 
statuta  und  artieul  auch  mit  etwelch  puneten  zu  zieren,  von 
neuen  verschreiben  zu  lassen  zu  gottes  ehren  pflanzung  und 
mehrung  der  christlichen  kirchen,  und  zum  nutz  und  Wohl- 
stand der  gemeind  aufgesetzet  »worden,  bestettet,  conlermirt 
und  aufgenomen  im  jähr  unseres  heilands  und  seligmachers 
Jesu  Christi  als  man  zählt  siebenzehenhundert  und  ein  und 
zwanzig  in  dieser  Ordnung  aber  gebracht  im  jähr  1724  durch 
Johan  Marchion  de  Nicca  der  zeit  landschreiber  in  Schams." 
Es  folgt  zuerst  eine  romanische  Uebersetzung  des  3.  Land- 
schaftsbriefs,  welche  ich  ebenfalls  unter  B,  XV  bringe 
unter  der  Ueberschrift  :  „La  Bref  d'la  Terra  messa  gin  en 
rumonsch  or  da  Scafiiment  d'ün  antir  Ludeivel  Cumin  da 
Schons  ent  ilg  Onn  1724  d'ilg  Meins  d'Avril,  tras  Johan 
Marchion  de  Nicca,  da  quei  Temps  Scrivont  d'la  Terra."  Es 
folgen  romanische  Eidesformeln  und  unter  der  Ueberschrift: 
„Artieul  der  lobi.  Landschaft  Schams  geschrieben  anno  1724": 


*)  Das  Archiv  der  Landschaft  in  Zillis  ist  reichhaltig  und  wohlge- 
ordnet (Register  vom  11.  Januar  1697,  Lederband,  4°),  viele  Urkunden  be- 
treifen die  Bergwerke  und  das  Fuhrwesen. 
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eine  Anzahl  von  Bestimmungen  sehr  verschiedenartigen  In- 
halts in  deutscher  Sprache  unter  79  nicht  numerirten  Rubri- 
ken. Ich  würde  dieselben  ganz  oder  im  Auszuge  veröffent- 
lichen, wenn  ich  nicht  noch  hoffen  dürfte,  das  Original  oder 
wenigstens  eine  bessere  Abschrift  aufzutreiben. 

e.  Von  Einzelgesetzen  der  Landschaft  erwähne  ich  den 
Kesselbrief  vom  20.  Jan.  1569,  erneuert  19.  Jan.  1599  (Orig. 
auf  Perg.  im  Landschaftsarchiv  Nr.  13,  Siegel  anh.)  ferner  : 
„Ein  brief  fürohin  keine  lantzleüten  einzenemen  vom  15. 
Januar  1643"  (Orig.  Perg.  Nr.  20,  Siegel  abgerissen,  aber 
beiliegend).  Wer  einen  solchen  Vorschlag  macht,  wird  ehr- 
los und  verfallt  in  50  Kronen  Busse,  Einstimmigkeit  der  An- 
nahme ist  erforderlich.  —  Die  Landschaftsprotokolle  beginnen 
mit  dem  Jahre  1654  *). 

2)  K  h  e  i  n  w  a  1  d.  Das  Landschaftsarchiv  zu  Nufenen 
enthält  wichtige  Urkunden  und  sonstiges  Material  für  die 
politische  und  Rechtsgeschichte  Graubündens,  insbesondere 
des  oberen  Bundes.  Um  so  bedauerlicher  war  es  für  mich, 
dass  mir  der  Zutritt  zu  demselben  in  kategorischer  Weise 
verweigert  wurde.  Wenn  ich  dennoch  im  Stande  bin,  bisher 
unbenutztes  Material  aus  demselben  bekannt  zu  machen,  so 
verdanke  ich  dies  der  Güte  des  Herrn  Präsidenten  Hössli  in 
Splügen,  welcher  mir  mit  einer  Bereitwilligkeit,  die  ich  nicht 
genug  anerkennen  kann,  die  reichhaltigen  Abschriften,  in 
deren  Besitz  sich  seine  Familie  seit  langer  Zeit  befindet,  zur 
Verfügung  stellte.  Die  Veröffentlichung  von  Auszügen  daraus 
erfolgt  in  der  Hofmung,  dass  Andere  glücklicher  sein  werden 
als  ich,  und  den  Zutritt  zum  Archiv  erlangen  werden.  Ueber 
die  Entstehung  dieses  Gerichts  vgl.  Planta  1.  c.  p.  360  ff.  Von 
den  Herren  von  Vatz  war  der  Rheinwald  an  die  Grafen  von 
Werdenberg-Sargans  gelangt.  Im  Jahre  1443  (St.  Thomas)  be- 
willigte Graf  Heinrich,  der  Enkel  der  Ursula  von  Vatz,  den 
Rheinwaldern  einen  Wochenmarkt  alle  Samstag  und  einen 
Jahrmarkt  8  Tage  nach  Michaelis  in  Splügen  zu  halten,  da- 
bei wird  sicheres  Geleit  3  Tage  vor  und  6  Tage  nach  dem 


*)  Ein  recht  interessantes  Gemeindegesetzbuch  besitzt  der  Ort  Andeer 
in  dem  sog.  Haupt-Extract-Buch  v.  J.  1814  (Papierband,  Folio).  Dasselbe 
enthält  unter  XVIII  Abtheilungen  Bestimmungen  von  dem  Jahr  1602  an 
bis  1814.  Im  Archiv  daselbst  sind  auch  viele  alte  Urkunden  z.  B.  ein 
noch  ungedruckter  Zinslehenbrief  von  Donat  von  Vatz  vom  J.  1321.  — 
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Markt  zugesagt  und  eine  Zollordnung  festgestellt  ')  (Nr.  4) 2). 
Nach  dem  Tode  des  Grafen  Heinrich  (1450)  kam  der  Ehein- 
wald  an  seine  beiden  Söhne  Wilhelm  und  Georg,  bis  der 
Erstere  1455  seine  Rechte  dem  letzteren  übertrug  und  am 
St.  Vincentiustage  desselben  Jahres  die  Rheinwalder  anwies, 
seinem  Bruder  Jörg  zu  huldigen  (Nr.  12).  Bei  Gelegenheit 
der  Huldigung  ertheilte  dieser  am  St.  Martinstage  1455  den 
Rheinwaldern  über  2  Artikel  (des  Schinnbriefs  von  1277)  eine 
Erläuterung  folgenden  Inhalts  (Nr.  3):  1)  dass  die  Ver- 
pflichtung zum  Kriegsdienst  nur  im  Gebiete  des  Grafen, 
welches  genau  angegeben  wird,  bestehe,  und  2)  dass  das 
Blutgericht  im  Rheinwald,  nicht  anderswo  zu  halten  sei.3) 
Nachdem  sich  Graf  Georg  noch  im  Jahre  1492  von  dem 
Bischof  hatte  mit  dem  Rheinwald  belehnen  lassen4),  ver- 
äusserte er  die  Landschaft  zusammen  mit  Safien  im  folgen- 
den Jahre  an  Johann  Jacob  Trivulzio.  Doch  wurde  dem 
Bischof  als  Lehnsherrn  durch  eine  Entscheidung  des  Bundes- 
^gerichts  von  Donnerstag  nach  S.  Agathen  1493  (Landrichter 
HansRüedi)  der  Zug  (das  Näherrecht)  einenMonat  lang  gestattet 
(Nr.  10).  Hiervon  machte  dieser  indessen  keinen  Gebrauch, 
sondern  belehnte  am  4.  Mai  1493  den  Erwerber  der  Land- 
schaften (Nr.  36).  Dienstag  nach  Allerheiligen  1493  erfolgte 
sodann  von  Seiten  des  Grafen  Jörg  von  Werdenberg  eines- 
theils  und  des  Grafen  Trivulzio  anderentheils  an  sieben  ehr- 
bare Männer  (3  aus  Rheinwald,  4  aus  Safien)  die  Uebergabe 
betreffend  den  Zoll  zu  Splügen,  Alpen,  Lämmerzehnten  in 
Sufers,  Tuchzins  und  den  darüber  ergangenen  Spruchbrief 
(Nr.  37).  Ausserdem  gab  der  Graf  Trivulzio  der  Landschaft 
einen  neuen  Freiheitsbrief  (Nr.  5),  in  welchem  alle  alten 
.Freiheiten  bestätigt  und  die  Gelübde  an  die  3  Bünde  und 
Glarus  aufrecht  erhalten  wurden,  während  die  Trivulzi  ver- 
sprachen, die  Landschaft  nicht  zu  veräussern  und  zu  ver- 
pfänden und  ihre  Bundespflichten  zu  erfüllen.     Infolge  einer 


*)  Die  Landschaft  besass  zahlreiche  Zollbefreiungen  nach  dem  Mai- 
ländischen (Priv.  von  1442,  1451,  1471  bezw.  1478  u.  s.  w.). 

*i  Diese  Nummern  finden  sich  auf  den  Copien,  ich  füge  sie  bei,  weil 
sie  den  Originalen  entsprechen  dürften. 

s)  Erwähnen  will  ich  auch  eine  Entscheidung  des  Gerichts  Rhein wald 
zwischen  Graf  Jörg  von  Werdenberg  und  einzelnen  Zinspflichtigen,  wonach 
bei  einem  Erbfall  der  Zins  nicht  zu  zertheilen  ist,  sondern  ungetheilt  auf 
.den  Grundstücken  ruht  v.  J.  1484  (Nr.  38). 

4)  Cod.  dipi.  II  n.  256  ff.  IV  n.  265. 
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Klage  der  Rheinwalder  gegen  Renatus  Trivulzio  vom  4.  Mai 
1615  (Nr.  30)  erfolgte  am  14.  März  1616  eine  Entscheidung 
des  Bundesgerichts  (Nr.  33*),  wonach  die  Herrschaftsre^chte 
gegen  Zahlung  von  25000  Gulden  für  ablösbar  erklärt  wur- 
den. Im  Jahre  1634  wurde  der  Rest  dieser  Summe  bezahlt 
und  seitdem  erfreute  sich  die  Landschaft  trotz  eines  Proteste« 
des  Bischofs  von  Chur  l)  völliger  Unabhängigkeit.  Von  den 
Rechtsquellen  der  Landschaft  sind  mir  bekannt  geworden  : 

a.  Das  Landbuch.  Ueber  seine  Entstehung  gibt 
der  Eingang  Auskunft:  „Wir  landammann  und  rath  und 
ganze  gemeind  im  Rheinwald  bekennen,  verjehend  und  thun 
kund  allen  und  jeden,  was  stands,  würden,  oder  wesens  die 
seyend,  nach  deme  wir  nun  eine  Zeitlang  gespürt,  gesehen  und 
erfahren,  viel  und  mancherlei  Unordnungen  und  missbrauch 
und  Widerwillen,  so  in  unser  landschaft  von  mäniglichen  ge- 
braucht und  geübt,  in  viel  und  mancherlei  weis,  und  weg, 
welche  zu  vielerlei  kosten,  und  schaden  und  grossem  zwei- 
tracht  und  Uneinigkeiten  gerathen  etc.  Habend  derohalben 
mit  einheiligem  rath,  zu  lob  und  ehren  gottes,  zu  fried,  ruhe 
und  einigkeit  auch  gemeinem  Wohlstand  des  Vaterland  nach 
gesetzte  Statuten,  landsatzungen  zum  theil  von  neuem  ver- 
ordnet und  aufgesezt  und  etliche  aus  dem  alten  landsbrief 
confirniirt  und  bestätiget;  auch  verordnet  dieselbigen  steif 
und  stät  zu  halten.  Mit  dieser  vorbehaltung,  dass  wir  zu 
jeden  Zeiten  diese  Satzungen  und  Statuten  mögent  verbessern, 
mehren  oder  minderen,  nach  unserem  gutbedunken  und  Wohl- 
gefallen. Besehehen  in  der  Aeby*)  an  einer  öffentlichen 
landsgmeind  auf  mitten  monat  meyen  des  jahrs  1599."  Unter 
37  Nummern  folgen  Bestimmungen  der  Landschaft,  die  letzte 
vom  24.  Juni  1610,  dann  die  Landsreforma  von  1603,  der 
sog.  Dreisieglerbrief  von  1574,  „Item  noch  ein  brief  so  Wal« 
tert  der  Edle  von  Vatz  der  landschaft  gemacht  und  dieàelbige 
in  sein  schütz  genommen  1277",  darauf  Bestimmungen  vom 
7.  Mai  1626  bis  zum  Ende  des  1 7.  Jahrhunderts  unter  15  Num- 
mern.    Zum  Schlüsse  wird  bemerkt,  dass  das  Landbuch  oft- 


l)  Protest  des  Bisehofs  von  Chur  vor  den  drei  Bünden  vom  28.  Sept, 
1634  (Nr.  33  c).  Gewährleistnngsversprechen  des  Carl  Nicolaus  Trivulzio 
gegen  die  Prätensionen  des  Bischofs  von  Chur  vom  24.  Sept  1634  (St.  33). 

*)  Daselbst  (zwischen  Nufenen  und  Medels)  wurde  die  Landsgemeinde 
abgehalten.  Urtheil  des  Gerichts  Schams  „auf  den  stoss  in  der  Ebbi,  wie 
das  gericht  in  Rheinwald  solle  besetzt  und  wo  ein  rathhaus  soll  erbaut 
werden"  v.  Mai  1566  (Nr.  14).    Vgl.  auch  N.  Sammler  V,  p.  137  u.  146. 
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mais  bestätigt  worden  sei;  weil  aber  keine  Zeit  sei,  diese 
Ordnung  auf  der  Aeby  vorzulesen,  so  habe  der  Landschreiber 
ein  Extract  verfertigt  für  jede  Nachbarschaft.  Dieses  letztere 
datirt  wohl  vom  15.  Februar  1737,  wenigstens  ist  die  von 
mir  benutzte  Abschrift  (verfertigt  1826)  als  Copia  einer  Ord- 
nung von  diesem  Datum  bezeichnet  :  dieselbe  enthält  zunächst 
ein  Verzeichniss  der  Besoldungen  in  den  Unterthanenländern, 
dann  den  obigen  Extract  aus  dem  Landbuch,  endlich  unter 
15  Nummern  eine  Anzahl  nicht  unwichtiger  Bestimmungen 
mit  der  Aufschrift:  „Folgende  Ordnungen  sind  in  den  alten 
urthel  buchera  verschrieben,  und  nit  im  landbuch." 

b.  Die  Civilgerichtsordnung  vom  9.  Mai  1731. 
Abschrift  in  einem  Papierheft,  8°,  im  Besitze  des  Herrn  Prä- 
sidenten Hössli. 

Eine  Publikation  beider  Rechtsquellen,  namentlich  auch 
der  Gerichtsordnung,  würde  wünschenswerth  sein,  ich  unter- 
lasse es  aber,  dieselben  nach  den  von  mir  benutzten,  nichts 
weniger  als  correcten  Abschriften  herauszugeben,  da  die 
Originale  vorhanden  sein  dürften. 

Vili.  Das  Thal  M  i  s  o  x  ,  dessen  Gerichte  das  8.  und 
letzte  Hochgericht  des  oberen  Bundes  bildeten,  ist  erst  im 
Jahre  1480  bezw.  1496  als  Bundesmitglied  aufgenommen 
worden,  s.  die  Urkunden  bei  C.  Jecklin  n.  32  und  33.  Im 
Jahre  1549  erwarb  es  durch  Auskauf  seine  völlige  Unab- 
hängigkeit s.  Planta  1.  c.  p.  468  ff.  Die  fiechtsquellen  dieser 
Thalschaft  sind  im  vorigen  Jahrhundert  gedruckt  worden, 
u.  d.  T.:  „Legge  Civile  e  Criminale  della 
Valle  Mesolcina  Divisa  in  varii  capitoli,  già  intito- 
lata sotto  il  nome  di  capitolo  di  Martinone,  dalla  Publica 
Generale  Centena  tenuta  in  Lostallo,  li  25  aprile  Anno  1773. 
Seguito  sotto  la  reggenza  delli  Illmi  SSri  Podestà  Carlo  Do- 
menico a  Marcha  Landamano  di  Mesocho  Podestà  Giovanni 
Pietro  Barbieri,  Landamano  di  Roveredo  e  Francisco  di  Gia- 
como, Ministrale  di  Calanca,  Escludendo  ogni  altro  capitolo 
antecedente,  che  non  fosse  quivi  inserito".  3  Wappen,  be- 
zeichnet: „Sigillum  Vicariatus  Mesochi,  Sigillum  Roveredi, 
Sigillum  Communitatis  Calanchae  *).  In  Coirà  Stampato  presso 
Bernardo  Otto.  M.  DCCLXX1Y,"  In  4°.  In  der  Notizia 
Preliminare  findet  sich  die  Nachricht,  dass  seit  1551  zwei  Land- 
ammänner  und  ein  Ministrale  bestellt  worden  seien,  p.  5  f. 
steht  die  Constitutione  Generale,  p.  6 — 8  :  Pormola  di  Giura- 
mento   da'    prestarsi   in  Centena,    p.  9 — 33   die    64  Capitoli 

l)  Bei  v.  Haller  VI  n.  2049  steht  fälschlich:  „Wappen  der  3  Bünde«.- 
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Civili,  p.  34 — 53  die  51  Capitoli  Criminali,  p.  54 — 59  ein 
Compendio  delle  Raggioni  a  favore  della  Valle  Mesolcina  e 
della  sua  libertà,  darin  die  (falsche)  Notiz,  dass  das  Misox  im 
Jahre  1480  von  den  Grafen  von  Sax  an  die  Trivulzi  verkauft 
sei1)  p.  60 — 68  :  Copie  der  Gründungsurkunde  della  Canonica 
von  1219  (in  italienischer  Uebersetzung),  p.  69  f.:  del  Giura- 
mento delli  Officiali.  Das  authentische  Exemplar  der  Misoxer 
Gesetze,  von  Notarius  publicus  Joh.  Bapt.  Martinone,  auf  den 
Bezug  genommen  wird,  angefertigt,  datirt  (nach  Ul.  v.  Mohr, 
die  18.  Erbrechte,  Chur  1831,  p.  58)  vom  Jahre  1677.  Das 
Archiv  der  Thalschaft  habe  ich  nicht  eingesehen.  Was  den 
Inhalt  jener  Gesetze  anlangt,  so  sind  unter  dieselben  auch 
die  Artikel  des  grauen  Bundes  aus  dem  16.  Jahrhundert  in 
italienischer  Uebersetzung  aulgenommen. 

Es  erübrigt  noch,  zum  Schlüsse  eine  Anzahl  von  Rechts- 
quellen  wenigstens  kurz  zu  erwähnen,  welche  spezieller  Natur 
jsind.  Abgesehen  von  den  kirchenrechtlichen  Quellen,  zu 
denen  insbesondere  die  sehr  zahlreich  erhaltenen  Pfarrbriefe 
der  einzelnen  Gemeinden  gehören,  ist  hier  noch  auf  das  Berg- 
recht und  das  Transportrecht  aufmerksam  zu  machen.  Von  den 
Quellen  des  ersteren  kommt  für  den  grauen  Bund  die  dem 
15.  Jahrhundert  angehörig  e  Bergwerksordnung  für  die  Herr- 
schaften Räzüns  und  St.  Jörgenberg  in  Betracht,  welche  — 
wenn  auch  in  modernisirter  Form  —  von  P.  Plattner  in  seiner 
Geschichte  des  Bergbaus  der  östlichen  Schweiz  p.  26 — 28 
herausgegeben  worden  ist.  Dem  Transportrecht  dagegen  ge- 
hören die  zahlreichen  Urkunden  und  Verordnungen  der 
Portengemeinden  an,  von  denen  die  sechs  an  der  unteren 
Strasse  gelegenen  (Räzüns-Katzis,  Thusis,  Schams,  Rheinwald, 
Misox,  St.  Jakobsthal)  hier  in  Betracht  kommen.  Das  in- 
teressanteste Document  in  dieser  Beziehung,  den  sog.  Via- 
malabriet  von  1473  werde  ich  demnächst  an  anderem  Orte 
(in  der  Zeitschrift  für  Handelsrecht)  veröffentlichen  und  da- 
selbst auch  einige  Nachrichten  über  die  Organisation  und 
Thätigkeit  der  Porten  geben:  im  Uebrigen  muss  ich  es 
unterlassen,  auf  diese  Verhältnisse  hier  näher  einzugehen,  da 
die  Quellen  von  mir  noch  nicht  genügend  durchforscht  sind, 
um  eine  abschliessende  Uebersicht  geben  zu  können. 


l)  Dies  geschah  vielmehr  erst  1494. 
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A.  Die  Bundesgesetagetyrag. 


I.  Aeltestes  bekautts  Gesetz  des  grauen  Bundes,  ein  Verbot  der  Maskeraden 
enthaltend,  m  Mai  Akend  1497. 0 

Wir  landrichter  und  rate  gemainlich  im  obera  pund 
Churwalhen  als  wir  dan  uf  datum  dis  briefs  von  |  allen 
orten  mit  vollem  gewalt  der  hoptherrn  und  gemeinden  zu 
Trans  versamelt  gewäsen  sind  tund  |  kund  aüermenlichem 
mit  diesem  brief  für  uns  und  alle  unsere  erben  und  nach- 
kommen, das  wir  alle  ainbar  |  lieh  mit  willen  der  gemeinden 
und  gemeinem  rate  zu  halten  ufgesetzt  und  beschlossen  hand 
in  allem  obe  |  melten  pund  in  die  ewikait  zu  halten,  das 
by  geschworn  eiden  niemand  überall  me  nüt  butzen  gan  |  soll 
an  dehain  end  wäder  w*nig  noch  vil  und  wölehe  dan  gebot 
übersächen  iro  war  vil  oder  wenig  |  dero  ist  jetlicher  in 
sunders  der  herschaft  under  sy  gehörig  sind  an  all  gnad 
verfallen  fünf  churwelsch  |  marken  die  sol  ain  jetliche  her« 
schaft  im  pund  verschaffen  by  geschwornen  eiden  an  all 
gnad,  in  |  zu  ziechen  mit  recht-  an  als  verzieohen  und  wölieb 
herschaft  dar  an  summig  war  und  nit  gestraktz  |  nach  kam 
den  sol  ein  landrichter  von  gemeins  punds  wägen  by  ge- 
schwornen eiden  die  selbig  herschaft  |  vor  den  fnnfzehen  mit 
recht  an  alles  summen  dar  zu  halten  das  solch  bus  wie  ob- 
stat in  zogen  ward  |  und  nit  abgelasen  und  wölehe  herschaft 
oder  gericht  überladen  wäry  und  das  an  hilf  nit  wol  tun 
möchten  |  wölich  Ort  den  darum  um  hilf  zu  recht  er- 
mant  wurdent  die  sollen  den  denen  so  dis  notdurftig  sind  |  by 


l)  Nach  der  Originalausfertigung  auf  Pergament,  im  Archive  der  Stadt 
Ilanz,  N°  67,  das  Siegel  der  von  Mont  anhängend.  Das  Bundessiegel  kommt 
nach  meinen  Nachforschungen  zuerst  im  Jahre  1504  in  Anwendung  (Ent- 
scheidung des  Gerichts  der  15  zwischen  den  Freien  von  Laax  und  dem 
Abt  von  Disentis,  unten  Anhang  Nr.  1). 


266  Bechtsquellen  des  Cantons  Graubünden. 

geschworn  eiden  mit  lib  und  gut  beholfen  sin  und  an  ver- 
ziechen  schaffen  das  solch  recht  ain  fttrgang  |  haben  mög  und  die 
sach  nit  ungestraft  belib  und  welche  solch  bus  am  gut  nit 
hetten,  ab  zutragen  |  die  sollen  darum  nach  gerichtz  erkant- 
nu8  am  lib  gestraft  worden,  alles  getrülion  und  ungefähr- 
lich |  und  dis  alles  zu  warem  offen  urkund  so  hau  idi  Gili 
von  Mund  zu  Löwenberg  alt  landrichter  |  von  gemeinen  rautz 
pitt  und  befelhens  wägen  doch  mir  und  minen  erben  an 
schaden  min  aigen  insigel  |  offenlich  gehenkt  an  disen  brief 
der  geben  ist  am  may  abent  nach  unsers  herrn  geburd  vier- 
zehenhundert  |  nünzig  und  siben  jar. 


II.  Aelteste  Stitotearalaetion  m  Mire  miW). 

*o\.  L  linsers  grauwen  puntz  lands  sazungen  dar  mit  sich  dero  ein  jede 
gemeind  underrichtung  und  Statuten  zu  halten  und  nach  zekommen, 
hefröwen  und  gemessen  möge,  mö  kosten  und  arbeyt  vermitten  bliben 

anne  1528. 

Flinser  artikel  buch.*) 

.dono  (1)  Item  es  ist  zu  Truns  gesetzt,  wellicher  ein  kuf  thut 

und  vech  alt  ander  wert  dar  an  gyt  und  die  nechsten  fremd, 
wie  sith  ist,  den  selben  kuf  an  sich  ziechen  wollen,  die 
mögent  inderthalb  YI  wuchen  komen  mit  dem  selben  wert 
oder  ungefährlich  söllichs  nach  erkantnus  fromer  lüten,  im 
das  anbieten  und  geben,  sol  er  das  selb  wert  empfachen,  und 
um  übrigs  gelt,  ee  das  gut  verjare  wie  vor  stat  doch  ab 
daz  vech,  etwas  verköst  hatte,  sol  im  das  selbig  auch  nach 
fromer  luten  erkantnus  wyder  kert  werden.8) 

«01.2.       Anno  dni.  MDXYIII  ist  ze  Truns  gesetzt. 

(2)  Des  ersten  als  dan  vater  und  mutter  billioh  ir  kind 
erben,   wen   kein  geschwyatrigott   läptend   und  das  gut  un» 


*)  Original  im  Archiv  der  Gemeinde  Flims,  Fol.  Bändchen  mit  fiber- 
geschlagenem Deckel,  grösstenteils  auf  Pergament  Die  Nummern  sind 
von  mir  beigefügt. 

*)  Es  folgt  die  Notiz:  Item  die  bestellend  ce  Flims  ist  gsin  in  dem 
jar  do  man  zalt  hat  nach  der  geburt  Christv  thnsent  vier  hundert  nünzig 
/und  dry  jar." 

»)  =  C,  28;  D,  V,  3.    In  A  nachträglich  hinzugefügt 


Rechtsquelleii  des  grauen  oder  oberen  Bundes.  267 

veraberhandlet,    ir   leptag  brachen,    und  nach  irem   tot   sol 
«s  aber  an  den  rechten  erben  vallen.1) 

(3)  Zum  andern  das  Schwester  und  bruöder  kinder,  so 
nit  vater  und  mutter  hettind  ir  vetteren  oder  bäsinen  mit 
aampt  ir  vettern  vater  oder  matter  geschwysterigott  erben 
sollen  und  mögent,  an  statt  vater  und  mutter.2) 

(4)  Item  und  von  der  eeluten  halben  ist  gesetzt,  wan 
die  frouw  vor  dem  man  abstirpt  so  ir  man  den  erben  ze  geben 
schuldig  sin,  das  iro  xin  ist  oder  samlichs  gut  ungevarlich 
nach  erkantnus  fromer  luten  und  dar  zu  die  morgengab, 
dar  mit  sollend  ir  erben  us  gericht  sin  doch  vorbehalten 
ob  der  man  die  schulden  nit  selbs  bezalen  möcht,  sollen 
der  frouwen  erben  die  selben  helfen  bezalen  nach  lantz  recht 
vorbehalten  spylgelt  burgschaft  gelt  und  waz  ein  man  ver- 
schliege  und  verhadretc. 8) 

(5)  Und  wenn  der  man  vor  siner  frouwen  abstirpt  so  hat 
die  frouw  di  wal,  dz  iro  zunämen  und  die  morgengab  oder 
in  aller  vurender  hab  und  gut  den  dritten  teyl  will  sy  des 
iro  beniegen,  zu  der  morgengab,  so  sol  sy  usgericht  werden, 
wie  obstat,  weit  sy  aber  in  den  dritten  teyl  vallen,  so  sol 
sy  alles  ir  ligens  und  varens  vorbehalten  ein  erlich  kleyd 
in  den  teyl  legen,  und  den  dritten  teyl  der  schulden  ouch 
helfen  tragen,  und  was  ligende  guter  der  man  gehept  hat 
gehört  vor  us  sinen  erben  und  dz  übrig  so  sy  mit  ein  andren 
gemacht  hettind,  es  sy  ligens  und  varens  gut,  alles  in  teyl 
legen  und  wz  sich  dan  zum  drittail  bezucht  sol  dan  iro  sin, 
und  wyter  kein  ansprach  haben.  4) 

(6)  Wir  hand  ouch  gesetzt,  von  der  unelichen  wegen,  dz 
sy  ir  mutter  erben  söllind,  und  uneliche  geschvrysterigott  ein 
.andern,  wz  von  iro  mutter  her  kompt,  und  sunst  wz  wyter 
in  erbs  wys  zu  vallet  hat  man  elichen  statt  zu  gelan,  das 
sy  sampt  den  unelichen  erben  mögen  in  glicher  lynien,  nach 
dem  blut  glich  eins  wie  das  ander.5) 

(7)  Und  wenn  ouch  jemand  stössig,  ald  uneins  wurde, 
so  sont   alle   die  darzukoment  trulich  scheyden  und  fryden 


')  =  C,  4;  D,  I,  1. 

*)  cfr.  C,  5:  D,  I,  2.    Doch  ist  das  Wort  „vettern"  vor  Vater  weg- 
gefallen. 

*)  =  C,  17,  D,   II,  1.    Fiimser  V.  von  1498,  Art.  4. 
*)  =  C,  18;  D,  II.  2,  cfr.  Fiimser  V.   von  1498,  Art.  5. 
•)  =  C,  6;  D,  III,  1. 
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by  irò  eyd  und  eren,  niemants  parthyen,  besonder  nit  schad 
beschicht. l) 

(8)  Mer  hand  wir  gesetzt,  wellicher  ein  stoss  anfacht 
mit  worten  oder  mit  werken,  so  vil  das  ein  gericht  erkennen 
mag,  das  er  einen  unbillichen  anfang  gethan  hab,  wz  schulden 
oder  bussen  fielen  sol  der  anfenger  söliche  abtragen  (Zusatz  :) 

^jfoL  s.  on  niemants  töden.  2) 

(9)  Und  wan  zwen  stichmässig  wurdent,  ein  andren  ge- 
8chantent  und  der  theter  am  selben  ort  da  der  schad  ge- 
schech,  nütz  zu  verlieren  hette  mag  der  selb  amman  und 
gericht  den  selben  zum  rechten  vertrösten  thun  damit  der 
schad  gebüosst  werdy  und  er  dem  rechten  gehorsam  sy.  5) 

(10)  Wellicher  in  ein  gericht,  da  er  sitzt,  um  ein  gelt 
schult  usgerechtet  wurd,  und  am  selben  ort  nit  hat  am  gut 
da  mit  er  die  schuld  bezale,  so  sol  im  der  selb  richter  ein 
urkund  am  andren  richter,  da  er  sin  gut  hat  geben,  und  die 
selben  richter  und  gericht  sind  dan  schuldig,  dem  Schuldner 
zu  schezen  um  ir  lan,  alles  nach  lands  bruch  und  ge- 
wonheyt. 4) 


Anno  1523   ist  ze  Truns   an  S.  Jörgen  tag. 

(11)  Des  ersten,  dz  niemans  uf  leysten  und  bannen  üzit 
koufen  noch  verkoufen  sol  by  peen  vR.  gl.  wyter  das  keyner 
für  die  XV  den  andren  laden  sol,  die  houptsum  sy  dan  ob 
X  land  gl.  wert.  b) 

(12)  Zum  andren  will  man  die  frembden  us  unsern  punthen 
by  uns  erben  lassen,  wie  wir  by  ynen  ouch  gehalten  wur- 
dent.    (Zusatz:)  Desgleichen  des  abzügs  halben.6) 

(13)  Zum  dritten  sol  kein  heimscher  noch  frembder  mer 
zug  und  zyl  han  ein  gut  an  sich  zu  zuchen  dan  I  jar  VI 
wuchen  und  III  tag.7) 

(14)  Zum  iiii  eins  ewigen  koufs  halben  hand  wir  gesetzt, 
das  keiner  mer  zyt  habe  an  sich  zu  zuchen,  dan  hin  es  ver- 
jaret  hat,  dan  im  vom  koufer  frintlich  nachgelassen  wird  und 
nit  lenger.8) 


*)  =  C,  19;  D  IV,  1. 

*)  =  C,  20:  D,  IV,  2,  cfr.  Flimser  V.  von  1498,  Art.  6. 

s)  =  C,  21;  D,  IV,  3.        «)  =  C,  22;  D,  IX. 

5)  =  C,  23.        •)  Durchstrichen,  fehlt  in  C,  vgl.  unten  Art.  21. 

7)  =  C,  24.        *)  =  C,  25. 
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(15)  Zum  v.  wellicher  ein  redlich  kouf  (Zusatz  :  oder  thüsch) 
aij  jar  ruowenklich  in  hends  gehept  hette,  dar  nach  so  sy 
er  des  selben  gutz  in  gwalt  und  in  gwer  und  montani  da.1) 


Anno  1524  zu  Truns  an  S.  Jörgen  tag. 

(16)  Aber  anfenklichen  lat  man  die  enichli  ir  eni  und 
ana  (Zusatz:  oder  ureni  und  urana)  erben,  so  vil  von  eim 
vater  und  mutter  sind,  und  nit  ein  yeder  besunder  dawyder 
eni  und  ana  ire  enichli  erben,  so  wyt  sy  vater  und  mutter 
oder  geschwystrigott  nit  hetten  doch  das  erb  unverthan,  und 
unveraberhandlet,  und  dan  velt  es  aber  den  rechten  erben 
heym.  2)  •  . 

(17)  Zum  andern  so  ist  vettern  und  bäsy  zu  geben  ire 
bruöder  oder  schwesteren  kinder  erben  mit  sampt  geschwistri- 
gott  kinder.8) 

(18)  Und  ob  vettern  und  bäsy  kinder  hettin  so  erben 
vettern  und  bäsynen  und  nit  ire  kinder.  Ob  aber  der  ab- 
gestorben geschwystrigott  kind  hette  die  nit  vater  und 
mutter  hettin  so  erben  sy  an  ir  statt  mit  den  vettern,  so 
viel  ir  vater  und  mutter  hetten  mögen  erben,  und  nit  yeders 
besonder.  Wen  aber  dhein  vettern  und  bäsy  läptend  so  erbent 
geschwystrigott  kinder  ein  ander,  so  vil  deren  sind  unver- 
scheydenlich. 4)  Poi.  4. 

(19)  Ob  aber  kein  geschwystrigott  kinder  wärend  so  erben 
vettern  und  bäsy,  oder  nach  demselben  die  im  dritten  grad 
und  lynien  wärend.5) 

(20)  Zum  dritten  ist  gesetzt,  wen  sich  fugte,  das  uneliche 
kinder  ir  mutter  erben,  als  dan  sith  ist,  und  dieselben  un- 
eliche kinder  one  lips  erben  sturbent  wz  sy  also  von  ir 
mutter  geerbt  hettin,  solle  hinder  sich  an  denen  vallen,  die 
die  mutter  hetten  mögen  erben,  wenn  sy  nit  den  unelichen 
kan  hätte,  und  um  [übrigs  wie  nach  (corrigirt:  wy  vor)  lüt.ft) 


*)  =  C,  26. 

*)  =  C,  7;   D,  I,  3. 

8)  =   C,  8. 

«)  =  G,  9  und  10. 

5)  =  C,  11. 

•)  —  C,  12;  D,  III,  2. 
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V 

iti 


Artikel   gemeyner  dry  pünthen   uf  Johannis 
Bapf    gesetzt.     Anno  MDXXVI l) 

L  Des  ersten  das  kein  geystliche  dhein  weltliche  ober- 
keyt  in  unseren  geriohten  zu  setzen  habe,  sonder  ein  rat 
und  gemeind  wan  es  zu  vallen  kompt,  und  sond  dhein  des 
byschofs  dieneren  in  dhein  lantz  rat  gebracht  werden,  vor- 
behalten denen  von  Tysentis  ir  grechtikeit  nach  lut  des 
houpt  br. 

II.  Zum  andern  aller  erkoufter  zinsen  an  wert  sol  hin 
für  dz  wert  absin,  und  dar  für  von  xx  gl.  R.  einen  das  gelt 
verzinset  werden,  und  geben  nach  in  halt  des  zinsbr.  wie  der 
selb  wyst  es  sy  von  der  sum,  und  mit  dem  zi ns vali. 

III.  Zum  dritten  der  erblechen  zins  halb,  sol  man  die 
geben  nach  lut  des  erblechens  briefs,  so  lang  der  recht 
lechen  hern,  und  sinen  erben  den  zins  in  hend  so  wytt  eyner 
dz  wert  hat,  wen  er  aber  das  wert  nit  hette,  so  sol  er  doch 
den  zins  mit  dem  gelt  verniegen,  wie  dz  löffig  ist,  an  ge- 
melten  end,  und  dz  wert  nit  hernach  türer  verkoufen  by  ver- 
lierung eyd,  und  er,  und  für  1  ff  pfeffer  v.  seh.  d.  zn  gäben 
schuldig  sin. 

Ob  aber  ein  söllich  lechen  zins  umb  gelt  verkouft  wurd 
so  mag  der  zinsmeyer  den  selben  zins  ansieht  zuchen,  und 
koufen  oder  um  die  erkoufte  huptsum  zinsen,  von  xx  gl. 
eynen. 

IV.  Zum  iiij  der  jarziten  halb  wellen  wir  die  zu  geben 
nieman  verbinden,  und  ob  etliche  guöter  dester  necher  kouft 
und  verkouft  wären,  solle  denen  so  dar  uf  gelassen  hatten 
des  nechsten  abgestorben  erben  von  selben  geschlecht  wyder 
geben  werden,  wo  man  aber  die  selben,  oder  ir  erben  nit 
wüsste  mag  ein  oberkeyt  das  wenden,  armen  lüten  oder  wo 
sy  gut  bedunkt. 

Und  der  kilchen  güoter  und  zins  wil  man  hie  mit  nüz 
beriert,  noch  gemindret  haben. 

V.  Zum  v.  will  man  hin  für  kein  klosterlüt  mer  anneinen 
lassen,  und  nach  irem  absterben  sollend  die  unvergolten 
güoter  den  rechten  erben  vallen  und  wo  man  die  nit  wüsst 
sol  es  us  geteylt  werden,    wo  yeder  punt  recht  sin  bedunkt. 


l)  Ein  sehr  ähnlicher  Au8zug  findet  sich  in  C.p.44 — 48,  nnter  13  Nummern, 
es  fehlt  aber  Artikel  14.  Artikel  4 — 13,  letzterer  unvollständig  finden  sich 
auch  auf  dem  Pergament- Fragment  zu  Villa  (Rédaction  B). 
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VI.  Zum  vj.  sol  man  keyn  cleynen  zehenden,  mer  zu 
geben  schuldig  sin,  er  sige  dan  erkouft,  der  sol  nach  lut  der 
Briefen  abgelöst  werden.  foi- 

VII.  Zum  vij.  des  grossen  zehenden  halb,  sol  man  geben 
-wie  hie  nach  stat,  von  xv  quarto nen  eine,  oder  mit  dem  er- 
kouften  houptgut  ablösen  nach  lüt  ihrer  br.  und  ist  alles 
was  man  buwt  gross  zehenden  vorbehalten  hampf  flachs 
und  räben. 

VIII.  Zum  viij,  ob  zehenden  sondren  personen  geliehen 
währind,  oder  gelüchen  wurdint,  die  selben  mag  ein  gemeind 
an  sich  züchen,  und  so  vil  als  ander  lut  thunt  daruz1)  thun, 
weliche  aber  in  lechens  wyss,  mer  dan  menschlich  gedecht- 
nus,  in  hends  gehept  hetteji,  den  selben  sol  es  bliben,  und 
nit  also  von  handen  genommen  werden. 

IX.  Zum  ix,  sol  man  hin  für,  kein  zehenden  ui  dem  vält 
schuldig  sin  zu  gäben,  in  sonders  uf  dem  then  von  xv  quartonen 
eyns,  desglichen  wo  winwachs  ist  von  xv  fiertel  einen,  eim 
3^edem  by  sim  eyd,  und  seel  sälikeyt. 

X.  Zum  x,  wo  man  colonien,  hüben  und  lechen  güoter, 
•so  bys  har  von  geystlichen  herrn,  belechnet  xin  sind,  und 
aber  nit  zu  ewigem  erblechen  verliehen,  ist  unser  meynung, 
dz  die  selben    hin    für  verliehen  werden   söllind  knaben  und 

.  meytlin,  und  iro  erben,  zu  ewigen  erblechen,  denen  so  es  in 
hends  hand,  um  ein  erberlichen  zins,  nach  erkantnus  from- 
mer luten,  behalten  ouch  für,  ob  fiy  lechen,  von  geystlichen 
unzimlich  verliehen  wärind,  eim  yeden  sine  recht  darum  zu 
suchen.  *■ 

XI.  Zum  xj  so  ist  unser  meynung  das  hin  für  eim  yeden 
pfarrer  solle  ein  erliche  und  zimliche  narung  nach  jedes  ver- 
dienen geben  werden,  us  welchem  gut  ein  yede  gemeind 
recht  sin  bedunkt,  nach  billichait  und  sol  ouch  dar  by  ein 
yede  gemeind  gwalt  haben  all  zit  ein  pfarrer  zu  setzen  und 
entsezen,  wan  sy  gut  bedunkt. 

XII.  Zum  xij  das  man  in  allen  dry  punten,  ein  mess  und 
ein  gewicht  haben  soll. 

XIII.  Zum  xiij  der  vellen  halb  sol  ein  üb.  den.  für  jedem 
vali  geben  werden. 

Darby  der  tagwon  halben,  wellicher  mer  dan  ein  tag- 
won  schuldig  ist,  hat  man  ein  tag  nach  glassen  desglichen 
die  vögel  malen,  sond  absin,  so  ver  aber  ein  herr  gegen  den 


*)  Dies  Wort   ist   auf  einer   radirten    Stelle    mit    anderer  Tinte    ge- 
schrieben. 
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sinen  und  andren,  brief  ald  urtlen  hette,  die  sollen  gebeut 
werden.  Und  das  hin  für  alle  wilt  band,  und  rinnende 
Wasser  ein  yedem  gericht,  da  es  gelegen  ist  zu  Tischen  und. 
zu  jagen  gehören  sol,  ob  einer  aber  an  sollichem  etwz  er- 
kouft  hette,  sol  im  das  selbig  wyder  geben  werden. 

XIV.  Zum  xiiij  wan  pfrunden  in  unseren  landen  ledig- 
wurdent,  die  selben  mit  unsern  lands  kindren  besetzt  werden 
sollen  *). 

XV.  Zum  xv  sol  man  fur  hin  kain  intrata  me  schuldig 
sin  zegeben. 

Gemeyner  dry   pünthen   artikel  beschlossen 
toi.  e.  anno  MDXXmj. 

Des  ersten,  der  absenten  halb,  haben  wir  beschlossen,, 
dad  nieman  die  sölben,  von  den  pfrunden  gäben  noch  nämen 
sol,  und  ein  yeden  pfarrer  sin  pfrund  selbs  versechen  und  da 
wonen  und  kein  heimlich  vertrag  mit  eim  andren  nit  machen,, 
noch  annemmen. 

Zum  andren,  wen  ein  pfrund  ledig  wurt,  so  sol  ein  ge- 
schickte persoli,  die  die  kilchgnon  und  lehrhern  tugenlich  sin 
bedunkt  verliehen  werden2). 

Zum  tritten  sol  ein  kilcher  in  allen  nöten  by  sinen  under- 
thanen  bliben. 

Zum  iiij,  wan  eiii  priester  abstirpt,  das  dan  sin  hab  und. 
gut  den  rechten  erben  keren  und  vallen  soll. 

Zum  v  sol  kein  inderdikt  gehalten  werden. 

Zum  vj  sol  nieman  in  krankeyt  zu  testamentieren,  ge- 
reytzt  werden,  doch  wen  eyner  etwz  setzen  weit,  sol  er  mit 
den  nechsten  frunden  rat  oder  eins  amptmans,  ald  ander» 
erbers  maus  personell  setzen. 

•Zum  vij  der  über  nützungen  halben,  sol  darüber  gericht 
werden,  wie  um  ander  Sachen3). 

Zum  viij  habent  wir  verordnet,  das  keyner  geystlicher 
noch  weltlicher  den  andren  uf  dz  chor  gricht  zytderen  soll 
noch  mit  dem  ban  beschweren,  allein  us  genommen  eesachen,. 
[rend  und  gilt,  der  kilchen  zu  gehören,  sonders  ein  ander  do 


1)  Dieses  "Wort  nnd  Art.  XV   sind   von   anderer  Hand   später  nach- 
getragen. 

2)  Am  Rande:  „Ist  ab**. 

*)  C   hat    den   Znsatz:    „dabey   soll    es   bleyben  anders  dann  für  die 
oberhand.- 
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jedes  sesshaft  ist,  ersuchen  sol,  je  doch  der  bussen  halb  ge- 
lört  iren  geburlichen  oberkeyten] l). 

Zum  ix  der  pfrunden  zins  und  güoter  halb,  wo  stöss 
erwiechs,  die  sona  gesucht  werden,  wo  die  under  pfender 
ligent. 

Zum  x,  wo  ein  geistlicher  und  ein  weltlicher  in  stöss 
kämend,  so  sond  beyt  teyl,  fryd  und  trostung  nämen  und 
gäben. 

Zum  xj  sond  die  uf  dem  chor  glicht,  zimlichs  lans  be- 
niesen lassen,  und  die  parthyen  zum  furderlichisten  abrichten, 
»und  in  tutsch  procurieren. 

«  Zum  xij  weliche  vor  dem  geystlichen  gricht  in  recht 
!kompt  sol  allain  die  gwunen  parthy  brief  und  sygel  nämen, 
und  von  eyner  eesach  um  schfyben  und  syglen  ij  gl.  geben 
werden  solle. 

Zum  xiij  der  geystlichen  becleydung  halben,  hand  wir 
gesetzt,  sich  die  selbigen  zimlichen  mit  kleyderen,  waffen, 
.und  wandel,  erberlich  teetragen  söllind. 

Zum  xiiij  des  wichbischofs  halben  sol  im  wo  er  von  hus 
;gat  zu  wichen,  ein  zimliche  belonung  und  zerung  geben  wer- 
ben, und  die  ornaten  der  kilehen  gehören. 

Zum  xv  der  eesaehen  halb,  sol  kein  appellatz  us  unseren 
landen  gezogen  werden. 

Zum  x.vj  der  erkoufter  zinsen  halb  dz  man  die  ab* 
lösen  mög, 

Zum  xvij  der  indutzen  halben,  son  hin  für  ab  sin. 

Der    dry    p.tintlhen   puntzbrief.     anno    1524.       Foi.  7. 

Zum  ersten  das  wir  ein  andern  getruw  puntz  gnossen 
>ein  söllind  zu  ewigen  zyten.  ì 

Zum  andren  welicher  tejl  vom  andren  mit  briefen  oder 
.under  ougen  ermant  wirt,  der  sol  dem  selben  teyl  trulich 
/zu  zyen. 

Zum  iiij,  «sol  jeder  sieh  gegen  dem  andren  rechtens  be- 
niegen,  da  jeders  sesshaft  ist. 

Zum  iiij  wen  eyner  in  sinem  gericht  für  ein  unredlicher 
i;odschleger  .verurteylt  ist,  so  sol  er  in  allen  dry  pünthen, 
kein  sichern  us  haben,  und  wo  er  in  ander  gericht  betreten 
^wurde,  und  die  frindsehaft  des  entlipten  nach  yltent,   sol    er 


l)  Das  Eingeklammerte  ist   durchstricken,   unten  steht:  „ist  ab*.    In 
♦€  ist  es  nicht  durchstrichen, 

Zeltfôkr.  für  schwetieriscfees  Recht.    Neue  Folce  III.  18 
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im  selben  gericht  von  eyner  oberkeyt  angenommen  werden^ 
und  in  Biner  Verschuldung,  nach  recht  vertagen,  und  den 
tosten  nul  es  by  des  gerichts  erkantnus  bliben. 

Zum  v  ob  aber  eyner  ein  redliòhen  todschlag  begiengy 
das  nach  jedes  gerichts  bruch  gehalten  werden  sol  (Zusatz  : 
doch  das  er  in  andern  gerichten  der  oberkeiten  halb  sicher 
und  fry  syge). 

Zum  vj  wan  etwar  uneins  wurde,  so  seilen  die  selbigen 
fryd  nämen   und  gäben,    so   halt   die    erfordret    wurdent,     by 
ixen  eyden,  und  weliche  das  über  sechend  sond  gestraft  wer- 
ä.  den,  nach  jetliches  gerichts  bruch. 

Zum  vij  sol  sich  nieman  parthyen,  by  sim  eyd  und 
dar  Limb  weliche  das  übersechend,  sond  gestraft  werden,  vor- 
behalten wen  eyner  sin  frund  der  zum  tritten  wer  old  necher, 
wund  sech,  dan  sol  es  nach  jedes  gerichts  bruch  gehandlet 
werden, 

Zum  viij,  wellen  wir  ein  yedem  in  unsern  pünthen,  b\r 
sine n  alten  hark om en  beliben  lassen. 

(Zusatz  :) 

{21)  Item  uf  Jeory  im  34  jar  ist  zu  Truntz  gesetzt,  als> 
um  den  erbfall,  ander  lüth  zu  halten,  als  uns  sälbs,  wo 
mau  uns  ouch  hielte,  wie  sy  sälber  ein  andren  halten,  wo 
man  uns  aber  nit  hielte,  wy  sy  sälber  ein  andren  haltend,  so 
Htat  v\m  jetlichen  gericht  darin  zu  thun  als  vyl  sy  gut  be- 
dangt etc. 

Ffli,  s  Haus  Janigk  offner  —      gott  dem  sy;  lob  und   er  — 

lantschriber.  15  (Hauszeichen)  28. 

Fol  9r  V  o  n  J)  e  s  a  c  h  e  n    halben    ist  zu  Truntz    an    s  a  n  t 
joristag    also    beschlossen    und    gesetzt    im. 

1529  ja*2). 

(22)  Zum  8)  ersten  so  sol  man  nit  näger  wann  im  vierden 
gnid  e  in  andren  nemen  und  früntschaften  und  was  näher  ge— 
ïriinf    oder    verläge nschaft    war   sol    man    scheyden    und    nit 

erben   lassen  4). 


1    Von  hier  an  Papier  und  andere  Schrift 

-'  Die  Ueberschrift  ist  in  Cr  p.  27  sehr  ähnlich* 
Handschrift:  am. 

'  Dieser  Artikel  ist  in  C  folgendennassen  erweitert:  39)  Item  des 
Bitten  ist  gesetzt  und  beschlossen  was  einandern  zum  dritten  und  vierten 
m  v*n  -ili  und  möge  ein  ehe  seyn,  und  was  neher  in  fründschaft  oder 
reriegsniwhaft    halb    were   soll   kein  ehe  seyn  für  meine  herren  der  obet~ 


Rechtsquellen  des  grauen  oder  oberen  Bundes.  275 

(23) *)  Zum  andren  so  zwey  jung  menschen  zesamen  ver- 
tu plet  wurden  one  der  nechsten  f runden  old  vögten  wüssen 
und  willen 2)  ist  unser  beschluss  des  halben  wo  sy  ein  andren 
der  ee  anred8)  sind,  so  sol  es  ein  ee  sin  und  gälten  des  aber 
nit  und  ein  andren  der  sach  nit  content  sin  weitend  und  kein 
kuntschaft  sich  erfunden  das  sy  beyd  content  xin  wären  so  sol 
es  kein  kraft  han  die  ee,  doch  so  sond  die  kynd  xiiij  jar  alt 
sind  dz  es  kraft  haben  mög. 

(24)  Zum  dritten  so  sond  die  kupier  xl  R  gl.  one  gnad 
verfallen  sin  halbe  sum  denen  die  schmach  beschäch  die 
ander  halb  dem  gericht  dz  es  beschicht  hettends  nit  an  gut 
so  sond  sy  nach  gericht  erkantnus  gestraft  wärden  damit 
8ölichs  nit  beschäch4). 

(25)  Zum  vierden  der  gfatterschaft  halben  lat  man  be- 
liben  wie  von  alter  har  doch  ieren  kinden  unschädlich  und 
ungeirt 5) 

(26)  Zum  fünften  sond  der  richter  und  rächtsprächer  den 
parthyen  zum  vierden  und  nit  näger  gefrünt  sin  des  glichen 
die  kuntschaften  doch  wan  die  salben  der  wyder  parthy  ge- 
frünt wären  lat  mans  ouch  besehenen6) 

(27)  Und  hat  jede  urtel  abellatz  tur  die  xv7). 


hand.  40)  Zum  anderen  ist  beschluss  und  meinung  meiner  herren  was  näher 
gefründt  were  als  oblaut  und  einandern  genommen  netten  und  bey  ein- 
andern  weren  oder  hausten  soll  ein  obrigkeit  in  seinem  gericht  dieselben 
nit  hausen  lassen,  and  wo  ein  obrigkeit  darzu  nit  wo  Ite  thun,  wollen  wir 
dieselbig  obrigkeit  ungestraft  nit  lassen  damit  und  fürhin  eyn  yeder  des 
sich  zu  haben  wüsse.  41)  Zum  dritten  soll  ein  yeder  santbot  bey  dem 
eid  seiner  gemeind  fürhalten,  dass  ein  yeder,  laut  '  des  artikels  gestraft 
werde,  und  wo  ein  obrigkeit  somliches  nit  strafen,  wurden  wir  dasselbig 
gericht  in  gleicher  straf  halten." 

*)  =  C,  42  (zum  vierten:  so  etc.). 

2)  C:  „ohne  wissen  verwilligung  va  ter  und  mutter  oder  der  nechsten 
freunden,  so  vater  und  mutter  nit  weren,  oder  somlicher  kinden  vogt.tt 

■)  C!  „güetig". 

«)  =  C,  43  (Zum  fünften  etc.). 

b)  =  C,  44  (Zum  sechsten  etc.). 

6)  Art  26  und  27  =  C,  45  (Zum  sibenden  etc.). 

7)  Es  folgen  noch  12  leere  Seiten.  Auf  der  letzten  Rückseite  mehrere 
Nachrichten  über  die  Jahre  1530  (von  Wolf  von  Capaul  d.  Z.  Landammann 
zu  Flims)  und  1532.  Auf  dem  Deckel  (Innenseite)  steht  2  mal:  „Item 
erblehnes  zins  und  guter  sind  für  ligende  guter  grod  worden.14 
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lil.  Neueste  Stitutenrediction  ion  1713  (D). 

Articul  der  landsatziuigen,  und  statuta  des  lobi,  obera  grawea  pinta. 

Anno  1718  von  neüwen  gedruckt  und  zwar  erstlichen 
von  dem 

I.  Erb-Fahl. 

Als  dann  vater  und  inutter  billich  ihre  kind  erben,  wann 
-kein  geschwistriget  lebtend,  und  das  gut  unverabhandlet  ihr 
lebtag  brauchen,  und  ihrem  tod  nach  soll  es  aber  an  die 
rechte  erben  fallen.  *) 

2.  Dass  schwöster,  und  bruders  kinder,  so  nit  vater  und 
mutter  hettend,  ihr  vettern  und  bäsinen  mit  sampt  ihr  vater 
oder  mutter  geschwistriget  erben  sollen,  und  mögen,  an  statt 
ihr  vater  und  mutter,  so  vil  dann  vater  oder  mutter  hetten 
mögen  erben.  a) 

3.  Lasst  man  enkli  ihr  ehny,  und  ahna  erben  so  vil 
von  einem  vater  und  mutter  sind,  und  nit  ein  jeden  besonder, 
auch  den  uhr-ehny,  und  uhr-ahna,  da  weder  ehny  und  ahna 
vorhanden,  uhr-ehny  und  uhr-ahna  ihre  enkly,  erben,  so  weit 
sie  vater  und  mutter  und  geschwistriget  nit  hätten,  doch  das 
erb  unverthan,  und  verabhandelt,  nach  ihrem  tod  fallts  hin 
an  die  rechte  erben.  Uhr-ehny  und  uhr-ahna  mögen  auch  nit 
erben,  dieweil  ehny  und  ahna  leben.  8) 

4.  Ist  zu  geben  vettern  und  bäsinen  ihre  brader  und 
schwöster  kinder  zu  erben  und  sambt  geschwistriget  kind, 
und  ob  vettern,  und  bäsinen  kinder  hätten,  so  erben  vetter 
und  bäsinen,  und  nit  ihr  kinder.  4) 

5.  Und  ob  aber  die  abgestorben,  geschwistriget  kind 
hätte,  die  nit  vater  oder  mutter  hetten,  so  erben  sie  an  ihrer 
statt  mit  vettern,  und  bäsinen,  so  vil  ihr  vater  und  mutter 
hätten  mögen  erben  und  nit  ein  jedes  besonder,  wann  aber 
kein  vetter  und  bäsi  nit  lebten,  so  erben  geschwistriget  kinder 
einander  so  vil  deren  seynd  unverschidenlich.  5) 


*)  1518:  A,  2;  C,  4.  (Volget  von  dem  erbfal). 
*)  1518:  cfr.  A,  3;  =  C,  5. 

s)  1524:  cfr.  A,  16  ;  C  7  (anno  domini  1524  an  Sant  Georgen  tag  ist 
zvL  Trans  gesetzt  diese  nachkommende  articuln). 
*)  1524  :  A,  17  und  18  al.  1  ;  C,  8  und  9. 
*)  1524:  A,  18  ai.  2?  C,  10. 


.Rechtsquellen  des  grauen  oder  oberen  Bundes.  277 

6.  Ob  aber  kinder  vorhanden  weren,  welche  mit  denen 
jenigen,  so  ein  erb  gut  zu  theilen  haben,  in  dem  2  und  3 
grad  verwandt  waren,  und  bis  hero  wegen  abgang  ihres 
vaters,  oder  mutter  (welche  gleiche  erben  seyn  wurden,  wann 
sie  im  leben  weren)  von  solcher  erbschaft  ausgeschlossen  ge- 
wesen, in  deme  sie  umb  einen  halben  grad  in  der  ver- 
-wandschaft  gewichen,  so  ist  gesetzet,  und  beschlossen,  dass 
fürohin  dergleichen  kinder  in  dem  andern  und  dritten  grad, 
wie  billich  ist,  ihrer  eitern  tod  nicht  sollen  zu  entgelten 
haben,  etc.1) 

7.  Ob  aber  kein  geschwistriget  kinder  kinder  weren,  so 
•erben  vetter  und  bäsinen,  nach  denen  selben  die  im  dritten 
grad,  und  linien  weren.2) 

8.  Was  die  erbfahl  anbelanget,  und  antrifft,  lasst  man 
alliglichen  bei  obigen  artiklen  verbleiben,  dieweil  sie  aber  in 
diesem  nachfolgenden  punkten  nichts  erklären,  ist,  damit 
kein  spän,  und  stöss  entspringend,  beschlossen,  dass  das  gut 
.allzeit  auf  die  descendente  linien,  das  ist,  fürsich  fallen  solle, 
und  nicht  eintweders  hindersich,  ob  schon  dieselbige  dem  ge- 
blüet  näoher  weren,  doch  allzeit  auf  das  nächst  geblüet  der 
rechten,  und  wahren  descendenten  linien,  das  ist  :  es  sollen 
•enkly  ihres  ehny  und  ahna  geschwisterten  erben  mögen, 
wenn  ermelte  geschwisterte  keine  leibs  erben  haben,  und  nit 
geschwistert  kind  weren,  dieser  artieul  soll  sich  auch  er- 
strecken so  weit  als  dieselben  linien  seynd  etc.8) 

9.  Wann  sich  stöss  erhüben  umb  erbfahl  willen,  so  sollen 
die  erbsstreitigkeiten  eröhrteret  werden  wo  der  erblasser 
wohnhaft  gewesen,  und  sein  rauch  aufgangen,  und  nit  wo 
•das  gut  lege.4) 

10.  Was  bishero  geerbt  ist,  solle  darbey  bleiben  und  nit 
weiter  ersucht  werden.6) 

11.  Will,  und  soll  man  fürohin  frömbd  und  heimbsch  in 
dem  erbfahl  gleich  halten,  wo  man  auch  uns  als  sich  selbs 
hielte,  wo  man  uns  aber  als  sich  selbs  nit  hielte,  ist  einem 


*)  Znsatz  von  i7t3  V 

*)  1524:  cfr.  A,  19;  C,  11. 

>)  15.  Mai  1617  (Art.  5);  C,  101. 

4)  C,  96,  p.  53:  Am  24-  octobris  im  1552  jare  auf  Tafas  von  gemeinen 
«dreyen  pünten  diese  artieul  beschlossen  und  angenommen:  folgen  I,  13, 
.und  sodann  I,  9.   Diese  beiden  Artikel  bilden  den  Seh  la  ss  der  Rédaction  B. 

8)  26.  April  1552:  C,  15. 
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jeden  gricht  zugeben,  darin  so  vil  es   billich    und  recht  seirr 
bedunckt  zu  erkennen.1) 

12.  So  dann  hat  der  landainmann  von  Niderhoffen  eine 
versiglete  instruction  mit  das  lands  Ury  insiegel  furge- 
bracht  mit  der  feder  vergriffen,  von  einem  landammaiin  und 
rath  zu  Ury:  sie  lassen  frümbd  und  heimbsch  in  ihrem  land 
gleich  einen  als  den  andern  erben.2) 

13.  Item  ist  für  kommen  der  vest,  und  wohl  gelehrt 
landvogt  Gilly  Tschudy  im  nahmen,  und  an  statt  des  lobi. 
orths  Glarus,  und  begehrt,  das  wie  sie  uns  als  sich  im  erb- 
fahl halten,  wir  sie  auch  als  uns  halten  sollen,  welches  ge- 
meine 3  pünd  am  24.  octobris  1552  angenommen  und  ihme 
ein  abscheid  desswegen  gegeben.3) 

IL    Von  ausrichtung,    oder  erb  fa  hl    der 

weitem    zugebrachten    guts,  und   morgen-gaby 

es    seyen    gleich    leibes-erben    vorhanden 

oder    n  i  t. 

Zum  ersten  ist  gesetzt  von  eheleüthen  halb,  wann  die 
fraw  vor  dem  mann  abstirbt,  soll  man  ihren  erben  zu  geben 
schuldig  seyn,  was  ihren  gsin  ist,  oder  somblich  gut  unge- 
fährlich nach  erkanntnu8  frommer  leüthen,  und  darzu  die 
morgen-gab,  damit  sollen  ihr  erben  ausgericht  seyn,  jedoch 
vorbehalten  wann  der  mann  die  schulden  nit  selber  zu  be- 
zahlen hette,  sollen  der  frawen  erben  dieselben  helfen  be- 
zahlen, nach  landts-recht,  vorbehalten  spill-gelt,  bürgschaft,. 
und  was  man  verschlüge,  oder  verhuret.4) 

2.  Wann  der  mann  vor  seiner  frawen  abstirbt,  so  hat 
die  fraw  die  wähl  das  ihrige  mit  sampt  der  morgen-gab  zu 
nemmen,  oder  in  den  dritten  theil  alles  fahrenden  haab  und 
guts  zu  fallen,  will  sie  sich  aber  des  ihrigen  zu  der  morgen- 
gab benügen,  soll  sie  ausgerichtet  werden,  als  ob  laut,  will 
sie  aber  in  den  dritten  theil  fallen,  soll  sie  alles  ihr  liegensT 


*)  C,  14:  „Anno  1552  am  26  tag  aprellen  haben  die  gesantboten 
antwort  ein  yeder  von  seiner  gemeind  bracht  von  dem  erbfall.44  Folgen 
D,  I,  11,  10  und  12.     Vgl.  auch  A,  12  und  21. 

2)  Findet  sich  in  C  zweimal,  zuerst,  als  Art.  16  unter  dem  26.  April 
1552  (8.  Note  1)  und  sodann  fälschlich  eingeschoben  unter  dem  14.  Januar- 
1549,  Artikel  68. 

8)  C,  95;  vgl.  S.  277  Note  4. 

4)  1518:  A,  4;  C,  17. 
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und  fahrende,  vorbehalten  ein  ehrlich  kleid,  in  die  theilung 
legen,  und  den  dritten  theil  der  schulden  auch  haben,  und 
was  liegende  guter  der  mann  gehabt  hätte,  gehört  seinen 
erben  voraus,  und  umb  das  übrig  so  sie  mit  einander  ge- 
macht hätten,  es  seye  liegends,  oder  fahrends  gut,  alles  in 
die  theilung  legen,  und  was  sie  dann  zum  dritten  theil  be- 
ziecht, soll  dann  ihren  seyn  und  weiter  kein  ansprach  haben.1) 
3.  Wann  aber  kein  morgen- gab  versprochen  worden,  und 
dannoch  von  dem  weib,  oder  ihren  erben  prätendirt  wurde, 
so  solle  einer  jeden  obrigkeit,  wo  der  fahl  besehene,  zu  er- 
kennen stehen.,  ob,  und  wie  vil,  nach  beschaffenheit  für  die 
morgen-gab  solle  gegeben  werden.2) 

III.    Vom    erbfahl    der    unehlichen. 

1.  Ist  gesetzt,  von  unehlichen  wegen,  dass  sie  ihr 
mutter  erben  sollen,  und  unehlich  geschwistrigte  einandern,  was 
von  ihrer  mutter  her  kombt,  und  sonst,  was  weiters  ihnen  erbs- 
weis  zu  fallt,  hat  man  ehelichen  stammen  zugegeben,  dass  sie 
mit  sampt  denen  unehlichen  erben  mögen  in  gleicher  linien 
nach  dem  blut  gleich  eines  wie  das  andere.8) 

2.  Wann  sich  fliegte  dass  uneheliche  kinder  ihr  mutter 
erben,  als  sitt  ist,  und  dieselbigen  unehelich  kinder  ohne 
leibs  erben  stürben,  was  sie  also  von  ihrer  mutter  geerbt 
hetten,  solle  hindersich  an  diejenige  fallen,  welche  ihr  mutter 
geerbt  hetten,  wann  sie  das  unehelich  kind  nicht  gehabt 
Kette,  und  umb  übriges  wie  nach  lauth.4) 

3.  Dass  ein  ehelich  kind,  so  ein  unehelichen  vater  oder 
mutter  gehabt  hette,  und  ihm  ein  erb  zufiel,  daher  sein  vater 
oder  mutter  unehelich  were,  das  soll  seinen  ehny,  und  ahna, 
oder  sein  geschwistriget  kind  nit  erben,  allein  die  ihm  zum 
dritten  gefreünd,  und  nit  nächer.5) 

4.  Was  aber  ihme  zufiel,  daher  es  von  ehelichem  stammen 
were,  solle  es  nit  entgelten  ob  eintweders  vater  oder  mutter 
unehelich  weren,  sonder  wie  andere  eheliche  gehalten  werden 
in  all  weg.  *) 


l)  1518:  A,  5;  C,  18. 
*)  Entwurf  von  1711. 
8)  1518:  A,  6;  C,  6. 
*)  1524:  A,  20:  C,  12. 

*)    C,    12:   Das   ist   gesetzt   am  raontag  nach  Epiphanie  anno  domini 
1532  (folgt  auch  C,  13). 

e)  1532:  C,  13  (s.  X.  5). 
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5.  Weilen  wegen  der  unehelichen  bis  dato  etwas  miss- 
-verstand,  und  gespänigkeit  sich  erregt,  als  ist  es  von  den 
ehrs.  räthen  und  gmeinden  abgerathen,  und  entlichen  anno 
1664  den  14.  mai  st.  n.  und  4  st.  v.  in  Truns  auf  St.  Jörgen 
tagsatzung  entschlossen,  dass  ftirterhin  in  dergleichen  begeben- 
heiten  die  uneheliche,  nachbar,  und  gemeinds-mann  seyn, 
and  wohnen  mögen,  wo  derselbigen  vater  nachbar  gewesen  ist, 
jedoch  der  gemeinden  freiheiten  vorbehalten,  etc.1) 

IV.  Von  stössen  und  spähnen. 

1.  Wann  jemand  stössig,  oder  uneins  wurde,  so  sollen 
.alle   die    darzu   kommen,  trewlich    scheiden,  und  friden,  bei 

ihren  eyden,  und  sich  niemands  partheyen,  insonderheit  so 
nicht  schaden  beschicht.2) 

2.  Mehr  ist  auch  gesetzt,  welcher  ein  stoss  anfacht  mit 
worten,  oder  mit  werken,  so  vil  dass  ein  glicht  erkennen 
mag  :  dass  er  einen  unbillichen  anfang  than  habe,  was  schulden, 
oder  busen  fielen,  soll  der  anfanger  abtragen,  ja  so  fern  kein 
todschlag  erfolgt  ist.3) 

3.  Und  wann  zwen  stichmässig  wurden,  einer  den  andern 

feschante,    und    der    thäter  am   selben   ort    da   der  schaden 
e8chicht   nichts   zu  verliehren   hat,   mag  derselbig  ammanii 
und  glicht    denselbigen  zum  rechten  thun   vertrösten,  damit 

•  der  schaden  gebüsst  werde,  und  er  dem  rechten  gehor- 
sam sey.4) 

4.  Bei  haltung  der  grichts  gmeinden  solle  ein  jeder  seine 
meinung,  wann  umb  dieselbe  befragt  wird,  bescheidenlich. 
sagen,  und  wer  ungestüm  were,  und  händel  anneng,  solle  in 
krönen  10  buss  verfallen  seyn,  und  auch  höcher  nach  grichts 

•  erkanntnus,  und  jeder  gmeind  gesatz,  je  nach  dem  schaden 
erfolgete,  abgestrafet  werden,  da  dann  auf  dergleichen  fahl 
ein  jedere  oberkeit  bey  dem  eid  schuldig  sej-n  solle,  dis 
gesatz  ohne  gnad  zu  vollziechen.5) 

V.    Vom    zug-recht. 

1.  Soll   kein   heimbischer   noch  frömbder,  mehr  zug  und 
zihl  haben    ein    gut  an  sich  zu   ziehen,  dann  ein  jähr,  sechs 
vwochen,  und  drei  tag.6) 


l)  C,  123  p.  67,  (unter  gleichem  Datum). 
*)  1518:  A,  7;  C,  19.  s)  1518:  A,  8;  C,  20. 

*)  1518:  A,  9:  C,  21.  5)  Entwurf  von  1711. 

•)  1523:  A,  13:  C,  24. 
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2.  Eines  ewigen  kaufs  halber  ist  gesetzet,  dass  keiner 
mehr  zeit  habe  ein  gut  an  sich  zu  ziehen  dannethin  es  ver- 
jähret hat ,  oder  es  wurde  ihine  vom  käufer  Gründlichen 
nach  gelassen,  und  nit  länger.1)  Dessgleichen  von  alpen 
zu  ziehen,  soll  besehenen  vor  eingehenden  mertzen,  etc.2) 

3.  Weiter  ist  gesetzt,  welcher  ein  kauf  thut,  und  vidi 
oder  ander  werth  daran  gibt,  und  die  nächsten  freund,  als 
sitt  ist,  denselben  kauf  an  sich  zühen  wollen,  die  mögen 
innerthalb  6  wochen  kommen  mit  demselbigen  werth,  oder 
somliches  ungefährlich  nach  erkanntnus  frommen  leüthen, 
dem  käufer  das"  biethen  und  geben,  welcher  dasselb  werth 
auch  empfangen  soll,  und  das  übrig  gelt  wo  das  gut  were, 
wie  ob  steht,  doch  ob  das  vich  etwas  verkostet  hätte,  soll 
ihm  dasselbig  auch  nach  frommen  leüthen  erkanntnus  wider 
kehrt  werden.8) 

4.  Ist  gesetzet,  dass  in  zügen  umb  ligende  guter,  das 
nächste  blut  vorgehen  solle,  und  nit  die  jenige  nach  der 
Ordnung  des  erbfahls.4) 

5.  Solle  eines  ewigen  kaufs  halber  keiner  mehr  zeit 
haben  ein  gut  an  sich  zu  zühen,  als  ein  jähr,  sechs  wochen 
und  drey  tag,  und  soll  jähr  und  tag  anfangen,  wann  der 
markt  beschicht,  und  nit  wann  das  gut  gesprochen  wird. 

6.  Weiter  ist  gesetzt,  welcher  ein  zug,  und  lösung  thun 
will,  das  soll  beschehen  nach  den  vordrigen  artikel,  mit  ge- 
ding,  man  solle  das  gelt  bey  guter  tag-zeit  [in  des  käufers 
haus]5)  überantworten. 

7.  Und  weilen  bey  zügen  und  märekten  öfters  betrie- 
gereyen  vorgehen,  als  wird  geordnet,  dass  aufrichtig  gehandlet 
werde,  und  käufer,  und  Verkäufer  keine  schein-contracten 
machen,  noch  mehr  in  den  marktbrief  einsetzen  sollen,  als 
würklichen  verglichen,  oder  bezalet  werden  solle,  sondern  auf 
begehren  bey  dem  eyd  verbunden  seyen  den  kauf  eygentlich 
zu  eröffnen,  und  so  etwas  des  kauf-schillings  halber  über- 
geben  worden   were,   angehends  ausgesprochen  werden,  bey 


*)  1523:  A,  14;  C,  25. 

")  Zusatz  von  1711. 

8)  Von  1528:  A,  1;  C,  27. 

*)  Dieser  und  die  beiden  folgenden  Artikel  bilden  in  C.  Art  28 — 30~ 
Darauf  folgt  C,  31  :  „Item  welcher  kaufte  und  nit  zu  bezahlen  nette,  soll 
die  wert  dem  Verkäufer  widerkehrt  werden,  soll  auch  harumb,  nach  ge- 
richts  erkantnus  gestraft  werden." 

a)  Das  Eingeklammerte  ist  in  C  (1655)  Zusatz. 
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schwerer  buss,   in    welche   sowohl   die   contrahenten   als    der 
verschreib  er  des  contracts  fallen  sollen. 

Und  zumahlen  auch  der  gewohnheit  nach  die  täusch 
keinen  zug  haben,  solle  dises  also  verstanden  werden,  wann 
-  der  werth  des  eingetauscheten  ligenden  guts  über  den  halben 
preis  des  kaufs-schillings  sich  belaufet,  warbey  kein  betrug, 
oder  heimliche  verständnus  underlaufen  solle:  dass  dem  käufer 
nach  verflossnem  zugs-termin  das  eingetauschte  widerumben 
zurückgestellet  werde.1) 

8.  Es  solle  auch  der,  so  die  zugs-rechten  hat,  wegen  des 
weinkaufs,  den  die  contrahenten  öfters  hoch  treiben,  und  in 
den  markt  einschliessen,  nicht  mehr  schuldig  sein  gut  zu 
machen,  als  zwey  von  jedem  hundert,  in  kaufen  so  unter 
fi.  L000  kauf-schilling  seynd,  in  denen  aber  so  über  fl.  1000 
lauften,  von  jedem  hundert  ein  und  ein  halben,  so  dem  käufer 
allein  dienen  solle. 


VI.    Von    appellaz-sachen. 

1.  Wann  um  gelt  oder  schulden  gerechtet  wurde,  so  nit 
über  fi*  15  die  summe  sich  belaufete,  solle  kein  appellation 
gestattet  werden,  jedoch  allwegen  vorbehalten  ewige  zinsen. 
rechtsamen,  und  alle  übrigen  Sachen  so  nit  läufige  schulden 
oder  gelt  antreffen.2) 

2.  Und  weilen  die  appellation  zu  keinem  andern  end 
eingebt zet,  als  damit  die  Justiz  administrirt  werde,  und  der 
s<»  in  prima  instantia  beschwert  zu  sein  vermeinte,  bey  der 
überhand  zu  Truns  zum  rechten  gelangen  möge,  als  sollen. 
allen  verdacht  zu  vermeiden,  beide  parteien,  und  dero  bey- 
Stftnd,  ehe  sie  angehört  werden,  einem  herrn  landrichter 
bey  dein  eyd  schuldig  seyn  an  zu  loben,  und  an  zugeben,  ob 
nicht  jemanden  von  dem  appellaz-gricht,  gelt  oder  andere  mieth, 
miri  ^aben  versprochen ,  oder  würklich  von  einem  oder 
dem  iindern  empfangen  worden  seyen,  und  so  einer  oder  der 
andere  des  grichts,  was  dergleichen  empfangen  hätte,  solle 
derselbe  von  der  session  exeludirt,  und  ernstlich  abgestraft 
werden,  auch  die  parth,  so  eine  solche  gab  anerboten,  oder 
gegeben  hätte,  ihre  appellaz-recht,  würklichen  verlohren  haben, 
7A\  welchem  ende  auch  ein  jeder  rechtsprecher  bei  abfassung 
einer  jeden    urtel    dem    herrn  landrichter  bei  dem  eyd  anzu- 


«  Art  7  und  8  entstammen  dem  Entwurf  von  1711. 
Art.  1  und  2  entstammen  dem  Entwurf  von  1711. 
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loben  verbunden  seyn  solle,  ob  ihme  wenig,  oder  vil  aner- 
boten worden,  oder  empfangen  habe.  Und  weilen  sich  oft- 
mahlen ereignet,  dass  auf  ausbleiben,  und  widerspänstigkeit 
der  beklagten  parthen,  das  recht  aufgeschoben  worden:  als 
ist  geordnet,  und   für   ein  gesatz  aller  oberkeiten  des  punds 

Semachet  worden,  dass,  wann  ein  grichtstag  eingegeben  wor- 
en,  und  aber  nit  formblich  aufgezogen  wurde,  anbey  aber 
die  einte,  oder  andere  parth  auf  den  bestimmeten  tag  nit  er- 
scheinen, noch  billiche  und  gültige  Ursachen  des  ausbleibens 
zeitlich  einbringen  wurde,  so  solle  die  obrigkeit  auf  instanz 
der  klagenden  part  schuldig  seyn  selbige  anzuhören,  und 
-eine  urtel  in  contumaciam  zu  ertheilen. 

3.  Welcher  in  seinem  gricht  geurtheilt  hätte,  mag  vor 
dem  appellaz- gricht  nit  vogt,  noch  beystand  seyn,  ohne 
grosse  Ursachen.  *) 

4.  Jede  urtel  und  bey-urtel  solle  ihr  appellation  haben, 
jedoch  [in  disem  verstand,  wann  die  bey-urtel  solche  Sachen 
betreffen  wurden  so  den  haupt-handel  angehen,  und  nach 
aich  ziehen  könnte.  Es  solle  aber] 3)  der  appellazbrief  in 
14  tagen  nach  der  urtel  aufgerichtet  werden,  widrigenfahls 
die  gegebene  urtel  in  kräfflben  sein  solle,  und  so  einer  innert 
dem  termin  der  14  tagen  den  appellazbrief  aufgerichtet  hätte, 
und  aber  mit  der  appellation  nit  fort  setzen  wurde,  so  solle 
der  appellant  derjenigen  oberkeit,  so  die  urtheil  gefalt,  ohne 
gnad  fl.  10  verfallen,  und  die  gegebene  urtel  in  kräfften 
seyn. 3) 

5.  Wann  dann  ein  urtelbriet  aufgerichtet  wird,  so  sollen 
beyde  partheyen  verhört  werden,  ob  etwas  daran  vergessen 
were,  oder  nit,  und  wann  dann  ein  solcher  brief  aufgerichtet 
sein  wird,  bei  dem  soll  es  bleiben  und  niemand  auf  kein 
urtelbrief  weiter  zeugen,  noch  kundschaft  geben. 4) 

VII.  Von  der  Gant,   etc. 

1.  Es  soll  umb  geliehen  gelt,  litlohn,  zius,  und  ligende 
guter,  so  verkauft  werden  umb  zweyfache  bezahlung  ge- 
«chetzet  werden,    und  andere  schulden    mit    sampt    dem  3tea 


*)  Vgl.  C,  47  (1553.  1.  Mai)  und  C,  32. 
*)  Statt  des  Eingeklammerten  in  C:  „das". 
s)  St  Jörgen  pnntstag  1695,  Art.  7:  C,  122  (p.  66). 
*)  Vgl.  23.  April  1548,  Art.  8  =  C,  66.     Vgl.  auch  Gerichtsordnung 
von  Thusis,  Art.  34. 
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pfennig,  laut  dem  alten  artikel,  doch  mit  dem  geding,  wanm 
die  jenige,  welchen  ausgeschätzet  wird,  die  pfand  lösen 
wollten,  so  sollen  sie  umb  ligende  guter,  oder  haus,  hof  und 
stall  ein  jähr  und  3  tag,  umb  fahrende  Sachen  aber  10  tag 
platz  haben  mit  bahrem  gelt  die  lösung  der  pfänden  mit 
üampt  dem  ab  trag  aller  dissortigen  ergangnen  und  ergehen- 
den Unkosten  zu  thun,  und  die  pfand  zurück  zu  nemraen, 
jedoch  das  die  pfand  wehrender  diser  zeit  in  gefahr,  und 
wag  dessen  stehen  sollen,  der  dieselbe  in  seiner  hand,  und 
gewalt  hat.  Nicht  weniger  solle  der  jenige,  dem  geschätzet 
worden,  schuldig  sein,  innert  10  tagen  sich  zu  erklären  wann 
er  das  ausgeschätzte  ligende  gut  oder  pfand  aus  lösen  .will, 
nach  welchen  10  tagen  die  anbietung  oder  lösung  ungültig 
seyn  solle. *) 

2.  Schätzt  sich  des  ersten  auf  rinder,  oder  anderes  vichr 
nach  anzahl  der  summa  mit  rath  der  Schätzer,  so  pfand  für- 
sehlagen,  fürohin  auf  pfannen,  kessy,  häfen,  und  ander  metall, 

hmnach  stricken,  und  ander  hausrath:  es  seye  spiess,  beth- 
hües,  jedoch  die  noth  dürft  vorbehalten  nach  erkanntnus  der 
s  hiitzer,  fürohin  auf  heu,  stroh,  demnach  summen  oder  schul- 
den, und  ob  der  Schuldner  ross  hätte,  so  hat  der  ankläger 
die  wähl  darauf  zu  schätzen,  nach  seinem  Wohlgefallen,  füro- 
hin ligend  gut,  und  zum  letzten  auf  haus,  und  hof.  2) 

3.  Solle  man  alle  werchtäg  schätzen  mögen,  mit  geding, 
ilaaa  die  Schätzer  dardurch  das  gricht  nit  säumen,  und  der 
jenige  so  schätzen  lassen  will,  dem  debitor  am  abent  zuvor 
kund  thun  solle  auf  dem  folgenden  tag  der  Schätzung  zu 
hau8  zu  bleiben,  fahls  aber  der  debitor  nit  bey  haus  were 
zur  zeit  so  man  ihme  kund  thun  wolte,  so  solle  es  gnug 
«ein  wann  man  ihme  bey  seinem  haus  kund  thun  lasset.  Es 
mag  sich  auch  über  jähr  schätzen,  ausgenommen  acht  tag 
-or,  und  nach  denen  drei  hochen  festtägen  :  als  wienächten, 
ustern,  und  pfingstäg,  es  solle  auch  ein  jeder  das  pfand  so 
er  würklich  ausschätzen  lassen,  nachgehends  mit  sieh  führen 
und  in  sein  gewalt  nemmen.8) 


')  Der  alte  Artikel  ist  vom  14.  Januar  1549,  4  s.  C,  71.  vgl.  auch 
litrichtsordnung  von  Thusis,  Art  20  a. 

')  14.  Januar  1549,  5  =  C,  72,  vgl.  anch  Gerichtsordnung  von 
Thusis,  Art.  20  b. 

»)  cfr.  14.  Januar  1549,  6  =  C,  73,  vgl.  auch  Gerichtsordnung  von 
Thusis,  Art.  20  c. 
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4.  Wird  einem  jeden  gricht  überlassen  denen  Schätzern 
den  lohn  nach  beschaffenheit,  und  billichkeit  den  lohn  zu 
taxiren,  da  dann  ein  jeder  Schätzer  je  nach  beschaffenheit 
doppelt^  oder  sampt  dem  3ten  pfenning  in  der  billichkeit  schätzen, 
und  bey  nebens  verbunden  seyn  solle  das  geschätzte  pfand 
selbsten  mit  gelt  auszulösen,  wenn  der  kreditor  des  schatz- 
pfennings  halber  mit  wahrheits  grund  beschweret  were,  warzu 
eine  jede  obrigkeit  schuldig  seyn  solle  die  exécution  ohne 
ajufschub  bey  ihrem  eyd  zu  verschaffen.  *) 

VIII.   Von  scussionen,   oder  schulden-ruf.8) 

1.  Wann  ein  schul  den-ruf  ergeht,  soll  das  gut  ordentlich, 
ligends  und  fahrends,  activ-  und  passiv-schulden  inventirt, 
und  der  Schuldner  und  seine  erben  alles  bey  dem  eyd  an 
zugeben  schuldig  seyn,  auch  dass  sie  zum  nachtheil  der  kre- 
ditoren  weder  selbst,  noch  durch  andere  auf  keinerley  weis 
nichts  verschlagen,  noch  hinderhalten,  so  dass  wann  sich  dem- 
nach befinden  wurd,  das  ein  widriges,  oder  einiger  betrug 
gebraucht  worden,  so  sollen  solche  ihren  schuldgläubigen 
haft  bleiben,  und  von  der  obrigkeit  als  umb  einen  diebstahl 
gestraft  werden,  wie  auch  die  jenige,  so  ein  gut  in  zwey 
oder  mehr  orten  für  ledig  und  unverpfändt  versetzen. 

2.  Seind  die  kreditoren  denen  Schuldnern,  sie  wolten 
dann  aus  freyen  willen  ein  mehrers  thun,  nichts  anders  zu 
lassen  schuldig,  als  etwas  kleydung,  und  einige  instrumenta 
oder  zu  fortsetzung  ihres  berufs  nöthigen  werkzeüg,  ihre 
nahrung  verdienen  zu  können. 

3.  Ist  auch  klar  gesetzt,  dass  nach  ergangener  scussion 
nur  die  jenige  Schuldner  nicht  mehr  molestirt  werden  mögen, 
welche  unverschulter  dingen  durch  unglück,  etc.  etc.  umb  das 
ihrige  kommen,  die  aber  durch  ihre  eygne  schuld,  Verschwen- 
dung, etc.  etc.  in  disen  stand  gerathen,  sollen  dises  bene- 
fizium  nicht  geniessen,  sondern  wann  selbe  über  kurz  oder 
lang  zu  mitlen  gelangen,  die  gläubiger  zu  bezahlen  schuldig 
seyn,  und  solche  übelhauser  nach  erkantnus  der  obrigkeit, 
und  bewantnus  der  umständen  abgestrafet  werden. 

4.  Die  erben,  so  von  eines  verstorbnen  gut  wenig  oder 
vil  ohne  obrigkeitliche  erlaubnus    zu    handen   nemmen,    oder 


*)  cfr.  14.  Jannar  1549,  3  =  C,  70  und  Gerichtsordnung  von  Thusis, 
Art.  20  e. 

*)  Dieser  ganze  Abschnitt  beruht  auf  d,em  Entwurf  von  1711. 

18* 
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innert  zwey  monaten  sich  der  erbschaft  vor  obrigkeit  nit 
entsagen,  sollen  die  schulden  abzutragen  auch  schuldig  seyn, 
es  wurde  dann  auf  ihr  anhalten  von  der  obrigkeit  ihnen  eine 
längere  bedenkzeit  umb  sich  wegen  antretung  der  erbschaft 
zu  erklären  gestattet,  und  vergundt. 

5.  Man  solle  auch  bey  schulden-rufs-ausschreibungen  ein- 
rucken, da8S  wann  jemand  in  selbiger  gmeind  were,  der  dem 
jenigen  etwas  zubezahlen  hette,  deme  der  schuldenruf  er- 
gehet, bey  seinem  eyd,  und  straf  dopleter  bezahlung,  und 
weiters,  etc.  es  angeben,  und  berichten  solle,  warbey  ein 
jeder  anforderer  sein  prätension  authentisch  bescheinen,  und 
eingeben  solle. 

IX.  Wie  einer  bezahlen  solle,  der  keine  mittel  an 
dem  ort  hette,  wo  er  mit  recht  gesucht  worden. 

Weiter  ist  gesetzt,  welcher  in  einem  gricht,  da  er  sitzt, 
ausgerechtet  wird,  umb  ein  gelt  schuld,  und  am  selbigen  ort 
nichts  hette,  damit  er  die  schulden  bezahlen  möcht,  so  soll 
derselbig  richter  ein  urkund  geben,  an  den  andern  richter, 
da  er  sein  gut  hat,  und  derselbig  richter,  und  gricht  seynd 
dann  schuldig  dem  Schuldner  zu  schätzen  umb  ihr  lohn,  alles 
nach  landsbrauch,  und  gewohnheit.  *) 

X.  Von  possession,  und  präscription. 

Welcher  ein  gut,  oder  etwas  anderes  ligendes  durch 
einen  redlichen  kauf,  oder  sonsten  under  einem  redlichen 
titul  12  jähr  lang  ruhig  besitzet,  solle  dannethin  darbey 
geschützet,  und  geschirmet  werden.  Also  auch  in  schuld- 
forderungen,  wann  ein  kreditor  ein  unkanntliche  schuld  in 
12  jahren  nicht  forderet,  oder  kanntlich  machet,  solle  dieselbe 
verwtirket  haben  etc.*) 

XI.  Von  Versicherung  des  we.iber  guts. 

1.  Es  ist  von  denen  gmeinden  beschlossen,  dass  keiner 
der  frawen  gut  anzugreifen  und  verthun  möge,  ohne  der 
freünd8chaft,  oder  eines  grichts  wissen,  willen,  und  zugeben, 
doch  vorbehalten,    so    der  mann  in  krankheit   fallen   wurde, 


»)  1518:  A,  10:  C,  22. 

?  Vgl.  1523:  A.  15:  C,  26. 
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ist  es  einem  richter  und  gricht  zugegeben,  einsehen  zu  thun 
•der  nothurft  nach.  ')  # 

2.  Es  were  aber  einer  oder  mehr,  der  das  seinig  ver- 
than  hette,  und  weiter  seiner  frawen  gut  wollte  angreifen, 
-und  verthun,  sollen  der  frawen  freund  ein  einsehen  thun, 
damit  sombliches  nit  weiter  y  erabhandlet  werde,  wann  aber 
dises  von  einer  freündschaft  nit  beschehe,  so  soll  fürohin  ein 
gricht  daselbst  sombliches  gut  bevogten,  damit  es  darbey 
bleibt,  und  demnach  nit  weib  und  kind  müssen  mangeln,  vor- 
behalten ob  gott  einen  angreifen  wurde,  mit  krankheiten, 
oder  ander  beschwerden,  da  dann  die  nothurft  zu  gegeben  ist 
nach  grichts  erkanntnus. 2) 

XII.   Von  testa  m  entière  ns). 

Ein  jede,  nach  den  allgemeinen  rechten  zum  testameli- 
tieren  fähige  persohn,  solle  von  selbst  erworbnen,  oder  vorge- 
.schlagnen  mitlen  (jedoch  das  niemand  darzu  gereizt  werden 
.solle)  vermachen  mögen,  so  weit,  und  vil  beliebig,  wann 
keine  leibs-erben  vorhanden,  wann  aber  leibs-erben  vorhanden 
weren,  den  dritten  theil  solchen  guts,  von  ererbten  mitlen 
.aber  mehr  nicht,  als  den  zechenten  theil,  es  seyen  leibs-erben 
vorhanden,  oder  nit,  das  übrige  solle  den  nächsten  erben  zu 
fallen,  es  were  dann  Ursachen  gäntzlicher  enterbung  vor- 
fanden lauth  gemeinen  rechten.  Es  solle  auch  kein  dispo- 
sition oder  letste  willens  erklärung  gelten,  es  sey  dann  solche 
mit  des  testatoren  eygner  hand,  oder  von  einer  unparteyischen 
oberkeitlichen  persohn  aus  dessen  befelch  geschriben  und  von 
-dem  testatoren  underschriben,  oder  solche  werden  mundlich 
gethan  zu  seyn  durch  zwey  ehrlich-verständige,  und  unpar- 
teyigche  männer,  als  unverwerfliche  zeugen,  erwissen. 

XIII.     Von    gegen    vermäcjinussen    zwischen 
kinderlosen  eheleüthen  und  geschwistrigten. 

Es  sollen  kinderlose  eheleüth  durch  pacta  oder  aufge- 
•ìnaoh  ihr  gut  lebenlänglich  zu  gemessen,  gegen  einander  ver- 
schriben  können,  jedoch  dass  solches  gut  in  beywesen  der 
interessirten    oder    oberkeitlichen  persohnen    nach  des  einen 


l)  „Auf  St  Georgen  tag  des  (15)81  jars  ist  von  den  gmeinden  beschl." 
*te.  =  C,  92  (p.  43). 

*)  11.  Janaar  1541:  C,  38. 

*)  XII  and  XIH  hinzugefügt  durch  den  Entwurf  von  1711. 
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absterben  formblich  inventili,  in  ehren,  gutem  stand,  und" 
banwesen  halten,  auch  nichts  ohne  rath,  und  wissen  der 
nächsten  erben  verabhandlet,  und  in  erforderungsfahl  gnug- 
same  Vertröstung  gegeben  werden,  damit  zu  seiner  zeit  solch, 
gut  auf  die  rechtmässige  erben  fallen  möge,  es  solle  aber 
diser  articul  nur  allein  statt,  und  platz  haben,  wann  der- 
gleichen verSchreibung  ohne  übereylung,  und  beredung,  sonder 
bey  gutem  verstand,  gesundem  leib,  und  ungenöthiget  be- 
Schicht,  auch  ihre  nächste  erben  nit  nothürftig  weren. 

Eine  gleiche  lebenlängliche  genuss-vermächnus  wird  auch, 
under  kinderlosen  geschwistrigten  gestattet,  jedoch  mit  dem 
vorbehält,  wann  mehr  bedürftige  geschwistngte  vorhanden 
weren,  dass  alsdann  der  obrigkeit  zustehen  solle,  die  billich- 
keit  zu  erkennen,  umb  wie  weit  eine  solche  vermächnus 
gelten  solle,  so  auch  auf  gleichen  verstand  vorbehalten  sein 
solle,  in  vermächnus  der  eheleüthen,  wann  selbige  nothürftige- 
erben  hätten. 

XTV.  Von  spihlern,  und  Verschwendern. 

1.  Des  8pihlen8  halber  laset  man  es  bey  dem  alten  ver- 
bot bewenden,  und  ist  das  erst  mahl  so  einer  spihlte,  und 
das  übersehe  ein  krönen  buss,  das  ander  mahl  zwey  krönen 
bus8,  das  dritt  mahl  drey  krönen  buss,  und  welcher  das  nit  an 
gut  hette,  soll  gestraft  werden  an  ehr,  und  gut,  nach  glicht» 
erkantnus,  und  ob  sich  stöss  am  spihl  erhübe,  soll  ihnen 
darumben  kein  recht  gehalten  werden,  sollen  auch  alle  spihl  umb 
gelt,  und  dessen  werth  ab  sein,  und  welcher  in  seinem  haus, 
oder  gemach  spihlen  liess,  soll  in  gleichem  gehalten  werden, 
und  ob  die  spihler  nit  möchten  betreten  werden,  dass  sie 
spihlten,  soll  die  obrigkeit  wissen  lassen,  da  sie  sesshaft 
weren,  da  sie  lauth  der  buss  sollen  gestraft  werden,  und 
welcher  Würfel  oder  karten  ins  land  brächte,  soll  des,  und 
anders  ein  krönen  verfallen  sein,  und  aber  ein  landskind  so 
dergleichen  in  das  brächt,  soll  fur  meineydig  gehalten  wer- 
den, und  ist  dieses  in  allen  gmeinden  ausgerüft.  *) 

2.  Welcher  das  seinig  mit  spihlen,  oder  auf  andere  weis, 
wie  es  immer  beschehe,  verthäte,  und  verschwendete,  der  solle 
bevogtet   werden,   und    eine   jedere  obrigkeit  bey  dem  eyd 


M  BSeind  diese  hienach  kommend  artikel  von  unseren  gemeinden  ra 
Trans  angenommen  am  23.  tag  aprillen  im  1548  jähre  and  demnach  vom 
ganzen  raht  bestat":  C,  60;  Artikel'  59  und  60  in  C  sind  wohl  umzustellen. 
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g>flichtig,  und  verbunden  sein,  auf  jedere  dergleichen  begeben- 
heit  eine  solche  persohn  ex  officio  zu  bevogten,  da  dann 
fürohin  alles  markten,  handien,  zehren,  thun  und  lassen  einer 
-solchen  bevogteten  persohn  nichts  gelten  noch  kraft  haben 
«olle,  ohne  des  vogten  wissen,  und  zugegebnen  willen1). 

3.  Welcher  etwas  kaufte,  und  nit  zu  bezahlen  hette, 
«olle  nach  grichts  erkantnus  gestrafet  und  dem  Verkäufer  das 
seinig  wider  gekehret  und  erstattet  werden8). 

XV.     Von    frömbden    krämern. 

Es  solle  kein  gemeind  schuldig  sein,  frömbde,  und  aus- 
ländische krämer  zu  dulden,  oder  feyl  halten  zu  lassen, 
.äussert  denen  offenen  jähr-  und  wochenmärkten 8). 

XVI.     Wegen   denen    hintersessen. 

Es  solle  der  hintersessen  halber,  die  in  einer  oder  der 
•anderen  gmeind  unsers  punds  sich  aufhalten,  oder  mittel 
lietten,  eine  jedere  gmeind  ihr  alter  gewohnheit,  gebrauch, 
gesatz,  und  freiheit  nach  fürsehung  thun,  und  handien  mögen 
nach  eignen  gutbedunken  der  bilKchkeit  gemäss4). 

XVII.     Wegen    des 's.  v,  p finnigen    vichs. 

Was  hinein  werths  über  die  bergen  verkauft  wurde,  das 
;6olle  kein  Verkäufer  der  pfinnigung  halber  zu  währen  schuldig 
.sein,  noch  desswegen  angesucht  werden  können,  was  aber 
einer  dem  andern  in  dem  pund  verkaufte,  solle  ein  jähr  und 
ein  tag  gewähret  werden,  also,  dass  wann  ein  solch  verkauftes 
stuck  vich  innert  dieser  zeit  gemetzget,  und  pfinnig  erfunden 
wurde,  der  .Verkäufer  es  zurück  zu  nemen  und  die  bezahlung 
des  kaufs  zuersetzen,  der  käufer  aber  die  mastung  und 
.iuterung   so   lange  er  es  in  handen  gehabt  an   sich  Selbsten 


l)  Auf  Ghrund  de«  Artikel  3  vom  23.  April  1548  (=  C,  61  s.  u.)  1711 
erweitert 

*)  Bald  nach  1523:  C,  31:  „£tem  welcher  kaufte  und  nit  zu  bezahlen 
hette,  soll  die  wert  dem  Verkäufer  widerkehrt  werden,  soll  auch  harumb 
nach  gerichts  erkantnus  gestraft  werden. tt  Damit  gleichlautend  C,  62 
^Artikel  vom  23.  April  1548,  Art.  4). 

•)  Vgl.  C,  89  (7.  Mai  1575,  Art.  3). 

4)  Bestimmungen  von  1711. 
Zeittchr.  fttr  tchweteeriichee  Recht.    TU  tue  Folge  III.  19 
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haben  solle.     Gegen    andern  punds-leüten    der  zwei   pündeir» 
solle  man  sich  dis  orths  verhalten,  wie  sie  uns  auch  halten  % 

XVIII.     Wegen    wein,    und   koin   tax. 

So  dann  ist  auch  beschlossen,  dass  ein  jedere  ehrsame- 
gmeind  ein  fleissiges  einsehen  thue  wegen  des  kaufs,  und 
Verkaufs,  des  weins,  getrayds,  und  anderley  sachen,  auch 
das  getrayd  umb  einen  billichen  zins  pfenning  jährlichen 
rufen  lassen  solle,  damit  auch  der  arme  gelehen  möge,  die- 
jenige aber  so  solchen  ruf  übersehen,  sollen  fieissig  abge- 
strafet  werden2). 

XIX.     Von    voll    trinken.. 

Ist  gesetzt,  wann  einer  voll  wein  wird,  und  dadurch  unge- 
schickt were,  solle  die  buss,  in  weis  und  mass,  als  wegen 
dem  spihlen  hievor  stehet  verfallen  seyn,  dergleichen  ist  die- 
buss  welcher  den  andern  zum  trinken  nöthete.  Es  soll  auch 
kein  wirth  niemand  mehr  dann  ein  halben  gülden  schreiben^ 
ausgenommen,  was  einer  in  seinem  haus  zu  der  nothurft 
brauchte,  soll  er  ihme  auch  für  einen  halben  gülden  geben,. 
weiters  soll  auf  keinem  glicht,  gand,  noch  recht  gehalten 
werden.  Es  soll  auch  kein  wyrth  niemand  kein  wein  über 
die  nothurft  geben,  bey  straf  und  buss,  als  ob  laut  8). 

XX.     Von    dem    abzug. 

Wo  man  den  abzug  von  uns  nimbt,  sollen  und  mögen- 
wir  den  auch  nemen,  so  vil  allda  von  uns  genommen  wird, 
;and  gehört  das  einem  jedem  glicht  ins  besonder,  und  nit  dem 
gemeinen  pund,  wo  man  aber  von  uns  nichts  nimbt,  sollen, 
wir  auch  nichts  nemen4). 

XXI.     Von    dem    zoll    zu    Meyenfeld. 

Im  jähr  1549  den  14  tag  januari  ist  unter  andern  artiklen- 
auch  gesetzet  und  von  denen  gmeinden  und  räthen  beata tet 

1)  Bestimmung  von  1711. 

2)  15.  Mai  1617,  Art  7  =  C,  103. 
8)  23.  April  1548,  Art  7  =  C,  65. 

4)  „Im  1549  jare  am  14  tag  january  seind  diese  nachkommend  aiükel 
auch  von  unsern  gmèinden  angenommen  und  vom  raht  bestät14,  Art  L 
=  0,  67. 
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worden:  das  jeder  punds-  mann  umb  das  jenig  so  er  in  seinem 
haus  braucht  des  Meyenfelder  zolls  frey  sein  solle1). 

XXII.     Von    gewehr,    und    hämisch. 

Es  solle  ein  jeder  pundsmann  mit  gut  under,  und  über 
wehr  jederweilen  verfasset  sein,  mit  sampt  wenigst  24  schützen 
pulver  und  bley,  also  zwar,  dass  so  oft  einer  oder  der  andere 
mit  solchen  stucken  nicht  verfasset  were,  wann  die  obrigkeit 
eine  solche  visite  machen  liesse,  jedes  mahl  5  krönen  straf 
verfallen  seyn  solle2). 


XXIII.    Vom    bahn   des   wildprets. 

Anno  1633  ist  gesetzet,  und  ordinirt,  das  in  gmein  drey 
pünden  innert  der  zeit:  von  dem  eingehenden  mertzen  bis 
auf  jacobi,  niemand  kein  wildpret,  weder  fliegendes,  noch 
laufendes,  weder  jagen,  schiessen,  noch  fangen  solle,  und 
welcher  dises  übertreten  wurde,  der  solle  für  ein  jedes  fliegen- 
des stuck  ein  krönen,  und  für  ein  laufendes  zwey  krönen 
bu88  geben,  welches  von  einer  jeden  obrigkeit  solle  vollzogen 
werden3). 

XXIV.     Von    wölfen,    luchsen,    baren,    und 
andern    schädlichen    thieren    etc. 

Alle  schädliche  thier  sollen  zu  allen  zeiten  mögen  ge- 
schossen, gefangen,  und  getödet  werden,  wie  es  immer  ge- 
schehen möchte,  und  solle  von  einem  jeden  baren,  wolf,  oder 
luchs  in  der  gemeind,  wo  ein  solcher  zur  band  gebracht 
wurde,  bezahlt  werden  wie  von  altem  hero  fl.  8  jedoch  dass 
für  die  junge,  so  ein  solcher  in  sich  hette,  nichts  müsse  be- 
zahlt werden  4). 


l)  14.  Jan.  1549,  Art  10  —  C,  77. 

s)  Vgl.  C,  63  nnd  64  (23.  April  1548,  Art  5). 

8)  C,  107:  „Wegen  des  Jagens  ists  ordinirt;  A°  1633.tt 

4)  Vgl.  C,  85:  „Item  am  28.  tag  aprell  im  1562  jar  hat  gemeyner 
pnnd  diesen  artikel  gesetzt,  wen  einer  oder  mehr  ein  baren  oder  wolf  iahen, 
und  sie  junge  eyn  haben,  solle  ihnen  nmb  kein  jungen  kein  schnitz  nit 
geben  werden.14 
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-XXV.     Tom    pfänden, 

Weiter  so  isì  gesetzet  und  beschlossen  worden,  wann 
ein  genieind  oder  sondere  persohnen  ein  andern  vich  pfänden 
wurden,  so  soll  ein  rind  oder  zwey  für  alles  genommen,  und 
nach  brauch  darmit  gehandlet,  nicht  aber  die  schallen  abge- 
nommen werden  *). 

XXVI.     Von    vogteyen,    oder   kundschaft 
b  i  e  t  h  e  n. 

1.  Item  ist  gesetzt,  und  beschlossen,  das  ein  landrichter 
in  nahmen  gemeinen  punds  gewalt  haben  solle  in  unserem 
pund  einen  zu  einem  [vogt,  und]2)  beystand  zu  bieten,  auch 
weiter  solchen  gewalt  einem  landschreiber,  oder  landweibel 
oder  einem  anderen  [zu  conferiren,  ein  solches  bot  zu  thunj  s), 
nach  seinem  gutbedunken  4). 

2.  Hat  ein  jeder  richter  vor  seinem  stab  auch  einem, 
der  zugegen  were,  zu  einem  [vogt,  oder]  *)  beystand  zu  bieten, 
aber6)  weiter  soll  er  niemand  bieten6). 

3.  Ist  man  räthig,  und  eins  worden,  dass  furohin  kein 
beystand  aus  demselben  gricht  genommen  soll  werden,  allwo 
er  schuldig  ist  zu  urtheüen,  und  weiter  soll  es  beym  alten 
brauch  bleiben,  wie  bis  hero  sitt,  und  gewohnheit  ist  ge- 
wesen 7). 

4.  Ist  auch  weiter  gesetzt,  das  keiner  mehr  als  ein  bey- 
stand haben  soll  ohne  grosse  Ursachen,  und  stehet  an  dem- 
jenigen gricht  solche  Ursachen  zu  erkennen,  wo  der  beystand 
gebraucht  wird8). 

XXVIL     Von   heyligung   des    sontags   etc. 

Es  ist  auch  beschlossen,  dass  zu  lob  und  ehr  gottes,  und 
seines  heiligen  nahmens  kein  säumer  am  heiligen  sontag  nit 
laden,    die  müller  nit   mahlen,    noch  andere  keinerley   werk 


*)  C,  57  (zw.  1529  und  1548  V). 

*)  Fehlt  in  C. 

*)  C:  zugeben  bieten.        4)  C,  33  (zwischen  1528  und  1541). 

5)  C:  und  nit. 

ö)  C,  34  (zwischen  1528  und  1541).     Vgl.  auch  C,  46  (1538). 

7)  „Anno  1553  am  ersten  tag  meyen:  C.  47,  und  unter  gleicher  Über- 
schrift: C,  79. 

8)  C,  56  (zwischen  1529  und  1548). 
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•oder  arbeit  verlieht  werden  sollen,  auch  dass  niemand  zu  sol- 
chen tagen  umb  zins  noch  andere  schulden  mögen  thun  je- 
manden daheimben  stehen,  und  welche  solches  übersehen 
thäten,  die  sollen  nach  grichts  erkanntnus  abgestraft  werden l). 

XXVIII.    Wegen    zins    über   zins. 

Ist  im  jähr  1633  von  gemein  drei  pünden  ordinirt  wor- 
den :  dass  alle,  und  jede  brief  und  sigel,  so  bis  anhero  schul- 
den halb  gegen  jemands  aufeericht  seyn  möchten,  in  kräften 
verbleiben  sollen,  was  aber  das  künftige  anbetrifft,  und  wann 
ein  kreditor  von  dem  Schuldner  den  zins  nicht  järlichen  ein- 
ziehen thäte,  so  soll  in  solchem  fahl  der  Schuldner  nicht 
pfiiehtig  sein  zins  über  zins  zu  bezahlen,  es  were  dann  sach, 
dass  der  Schuldner  zu  verhüetung  seines  eygnen  Schadens,  so 
ihme  durch  das  gantliche  einziehen  zustehen  möchte,  den 
kreditoren  selbst  erbeten  thäte,  das  er  ihme  den  zins  zum 
capital  wolte  schlagen  lassen,  desselbig  solle  dannethin  auch 
mögen  verzinset  werden2). 

XXIX.     Von    schnitzen    der    gütern3). 

1.  Es  sollen  die  ligende  guter,  und  alpen  geschnitzet 
werden  an  dem  ort  wo  des  besitzers,  oder  eygenthumbers 
rauch  aufgeht,  wie  von  altem  her  laut  punds  brief.  So  aber 
pundsgnossen  der  andern  zwei  pünden,  ligende  guter  in  der 
einten,  oder  andern  gmeind  unsers  punds  hetten,  so  sollen 
selbe  im  schnitz  gehalten  werden  wie  die  zwey  pünd  die 
unselige  auch  halten,  so  in  dem  zwing  der  zwei  pünden 
guter  haben  möchten. 

2.  Was  aber  gezogene  guter  aus  einer  gmeind  in  die 
andere  anbetrifft,  so  sollen  dieselbige  geschnitzet  werden,  wo 
die  persohoen  wohnhaft  seynd,  und  nit  wo  das  gut  vor  vilen 
oder  wenig  jähren  gewesen. 

XXX.     Von    newe    pundsleüthen. 

1.  Zu  Vollzug  der  ehrs.  räthen  und  gmeinden  befelch 
'eingelangten    mehren    und    instruktionen   ist   anno    1675  auf 

l)  15.  Mai  1617,  Art.  9  =  C,  105. 

*)  C,  106  :  «Von  wegen  der  zins  über  zins  ist  es  von  gm.  3  pünten 
ordinirt:  anno  1633." 

8)  C,  108:  „Wegen  der  schnitz  umb  ligende  guter  ist  vom  obren  pund 
.anno  1631  zu  11  ante  ordinirt  worden." 
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St.  Jörgen  pundstag  zu  Truns  decretili,  und  zu  einem  punds- 
articul  gesetzet  worden,  dass  namblichen  keiner,  so  aus  den 
zwei  andern  pünden,  oder  aus  dem  Veltlin  in  einer  gmeind 
unsere  punds  sich  einkaufen  wurde,  solle  fähig  seyn  einiger- 
ley  ämpter,  so  wohl  in  unsern  gefreyten  als  underthaner* 
landen  zu  gemessen,  bis  dass  er,  und  seine  descendentei* 
contili uirlich ,  und  unaufhörlich  40  jähr  in  unserem  pund 
haushäblich  gewohnet,  und  alle  beschwerden,  als  schnitzen,, 
steüren,  und  anderes,  wie  es  einen  nahmen  haben  möchte, 
habe  geholfen  sustiniren,  und  abtragen,  und  so  einer  durch 
pratiken,  und  gelt  Veltlinische  ämpter  an ,  sich  gekauft  haben 
wurde,  so  solle  ein  jederer  alter  gmeind-  oder  pundsgnossen 
wider  solchen  den  freyen  zug  haben,  und  solche  ämpter  ai* 
sich  ziehen  mögen,  gegen  erlegung  des  auflags,  so  von  gmei- 
nen  drei  pünden  auf  jedes  ampt  taxirt,  und  nicht  mehrers, 
was  sie  aber  mehrers  ausgeben  hätten,  sollen  sie  solches  ar* 
ihnen  selbsten  haben,  so  sie  aber  amman  und  botenschaft 
an  sich  kaufen  wurden,  sollen  solche  in  keine  session  ad- 
mittirt,  und  zugelassen,  sondern  als  unserer  gesatzen  Über- 
treter ernstlich  abgestraiet  werden,  und  so  lang  aus  rath, 
und  that  ausgeschlossen  verbleiben,  bis  sie  die  vierzig  jähr 
nit  werden  ausgestanden  und  erfüllet  haben1). 

2.  Bey  neben  haben  wir  auch  gut  befunden  unser  altes 
gesatz  zu  erfrischen,  dass  namblichen  diejenige  Veltliner,  oder 
andere  aus  denen  zwey  pünden  bey  uns  eingekaufte,  bis  sie 
nicht  zehn  jähr  bey  uns  in  unserem  pund  gewohnet,  weder 
sie  noch  ihre  descendenten  keiner  ämptern  und  nutzbahr- 
keiten  unsers  punds  nicht  fähig  sein  sollen. 

3.  Haben  wir  auch  das  alte  gesatz  bestätet,  dass  keiner 
under  den  punds-leüthen  unsers  punds  in  zweyen  gmeindei* 
solle  gemeind8inann  seyn,  sondern  wann  sie  sich  von  einer 
gemeind  in  die  andere  einkaufen,  die  erste  rechte  verwürkt, 
und  verlohren  haben  sollen,  sowohl  für  das  vergangene,  als 
zukünftige,  vorbehalten  der  statt  Ilanz  ihre  recht. 

4.  Anno  1681  den  6.  may  st.  n.  und  26.  aprii  st.  v.  auf 
St.  Jörgen  pundstag  zu  Truns,  ist  von  denen  drey  häupteren 
der  drey  herrschaften,  einem  herrn  landrichter,  und  gesampten 
rathsboten  unsers  lobi,  oberen  punds  gesetzt,  orchnirt,  und 
decretirt,  auch  auf  die  ehrsamen  gmeinden  geschriben,  und 
nun  von  denselben  approbirt  worden:  dass  fürohin  keine  under- 
thanen,   noch  andere    sollen   in   unsern  lobi,  pund  tür  punds- 


l)  Art  1—3  =  C,  109—111  (Beginn  der  Znsätze). 
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leüth  auf  und  angenommen  werden,  und  die  allbereit  auf  und 
angenommen  worden  seynd,  sich  des  ehren  tituls  begnügen 
sollen,  und  keine  ämpter  der  gmeinden  noch  des  punds  be- 
dienen mögen1). 

XXXI.     Wegen     der    landrichterey,    und 
andern    ämpter n. 

1.  Weiter  ist  der  obere  pund  eins  worden,  wann  ein 
landrichter  mit  tod  abgehet,  oder  ausländisch  wird,  ohne  unser 
erlaubnus,  so  soll  man  einen  andern  in  seiner  statt  in  der- 
selbigen  herrschaft  setzen,  wie  dann  der  brauch  ist  zu  Trunsy 
und  sollen  von  den  hauptherrn  dargestossen  werden,  wie  von 
anfangs  *V 

2.  Was  nun  anbetrifft  wie  wir  ob  dem  wald  gegen  unsern 
lieben,  und  gethrewen  pundsgnossen  under  dem  wald  die 
ämpter,  es  seye  im  Veltlin,  grafschaft  Kleffen,  die  vogtey  zu 
Meyenfeld,  die  commissarien  auf  der  rechnung,  und  das  sigel 
und  den  knecht  auf  der  rechnung,  auch  umb  das  jähr,  gelt 
zuschicken,  und  der  beyden  schulern  halber  zu  Parys  zu  be- 
stellen haben,  so  solle  alles  abgetheilt  werden  in  das  halbe 
theil,  doch  unsern  freyheiten,  und  gerechtigkeiten  unschädlich, 
und  das  ihnen  betreffen  mag  naen  anzahl. 

Und  von  wegen  landschreiber,  und  landweibel  zusetzen, 
soll  allwegen  nach  dem  alten  brauch  gesetzet  werden,  es 
seye  ob,  oder  under  dem  wald,  mit  dem  geding,  dass  ein  land- 
schreiber und  landweibel  sollen  ob  dem  wald  sesshaft  seyn. 
an  einem  gelegnen  ort,  und  solches  im  gemeinen  artikel 
buch  eingeschriben  werden,  deme  man  nachgehn,  und  ge- 
leben solle  8). 


*)  C,  113. 

*)  =  C,  53  (mit  Verweisung  auf  unsern  Artikel  2).  Damit  vergleiche- 
C,  112:  „Es  habend  auch  a°.  1674  auf  dem  Daffosischen  pundstag  die 
gemeinden  under  dem  wald  sambt  anderen  gemeinden,  so  nit  in  den  3 
h  e  rr  sc  haften  incorporiert  seind,  solemniter  protestiert  jezt  und  zu  allen  Zeiten, 
dass  wan  wider  verhoffen  das  land  lichter  ambt  über  kurz  oder  lang  sollte 
auf  personen  fallen,  die  nit  alte  ober  pündner  seind,  die  oder  denselbigen 
für  keinen  land  richter  nit  zno  erkennen,  auch  gehorsame  nit  leisten,  wo 
das  land  richter  ambt  auf  solche  personen  fallen  sollte  praetendirend  sie- 
so  guote  oder  bessere  rechte  darzuo  zuo  haben." 

•)  Anno  1558:  C,  83.  Der  Artikel  findet  sich  auch  in  den  Land- 
satzungen von  Saßen  unter  dem  25.  April  1558. 
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XXXII.     Von    beantwortung    der    abscheiden. 

Die  abscheid,  so  auf  die  ehrs.  gineinden  ausgeschriben 
werden,  sollen  ordentlich  beantwortet  und  [das  mehre]  dem 
haupt  des  punds  zugesandt  werden  bey  buss  10  krönen 
jedes  mahl1). 

XXXin.     Von    Verwandtschaft    in    urtheilen, 
und   kundschaft   geben. 

1.  Ist  des  punds-satzung  dass  diejenige,  so  den  parten 
im  dritten  grad,  und  nächer  verwandt  weren,  weder  urtheilen, 
noch  kundschaft  geben  mögen;  es  were  dann  sach  dass  die 
parten  selbsten  einig  weren,  kundschaften  reden  zu  lassen^ 
die  in  disen  oder  nächerem  grad  stunden8). 

2.  Was  aber  im  dritten  und  vierten  grad  were,  so  «mag 
man  umb  ehr,  richten,  urtheilen,  und  zeugen8). 

3.  Einer  kundschaft  so  von  weitnus  vor  denen  15  boten, 
oder  appellaz  gebraucht,  oder  sonsten  beschickt  wird,  gehört 
ein  dicken  pfenning  zum  tag  zu  lohn,  dessgleichen  auch  wann 
eine  kundschaft  in  einem  andern  gricht  gebraucht,  und  aus 
einer  andern  gmeind  von  weitnus  berufen  wird4). 

XXXIV.    Von   beschlossner   gand. 

Weiters  ist  gesetzt,  das  von  micheli  bis  eingehenden 
brachmonat  gricht  gehalten  werden  möge,  umb  gelt-schulden 
aber  solle  von  eingehenden  brachmonat  bis  auf  micheli  gricht 
und  recht  eingestellt  seyn.  Was  aber  ehr  und  ligend  gut 
halber  under  gieng,  so  soll  ein  jedes  gricht  bey  seinen  brau- 
chen bleiben,  und  die  frömbden  halten,  als  wie  wir  gehalten 
•werden 5). 


l 


x)  „Ao.  1695  uf  St  Jörgen  puntstag  sind  nachfolgende  pnncten  ge- 
setzt, nnd  nf  die  etc.  gm  den  ausgeschritten  und  durch  dero  mehren  alüglich 
ratificiert  worden":  Art.  1  =  C,  116.  doch  fehlt  das  Eingeklammerte  und 
.die  Strafe  beträgt  daselbst  20  A- 

■)  Vgl.  C,  80. 

8)  14.  Januar  1549:  C,  76:  „Zum  neunten  einer  als  umb  ehr  dem 
anderen  zum  dritten  und  vierten  seind  dass  er  mög  richten,  urtheilen  nnd 
seiigen. tf 

*)  C,  55  (doch  umgestellt)  nach  1529. 

5)  14.  Jan.  1549,  Art.  7.  unten  C,  74  und  Gerichtsordnung  von  Thusis, 
20,  d. 
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XXXV.     Von   gmeind-rechten. 

Was  anlanget  die  grichts  köstig,  ist  geordnet,  wann 
von  einem  herrn  landrichter  durch  einen  abscheid  geboten 
wurde,  einem  bricht  und  recht  zu  halten,  so  sollen  die  recht- 
8precher  laut  dem  alten  articul  ein  jeder  zu  lohn  haben  sein 
mahl,  und  5  kretitzer  von  jeder  klag.  Was  aber  andere 
rechts-tagen  seynd,  und  nicht  abscheiden  von  herrn  land- 
richter auferlegt  werden,  soll  von  jeder  klag  nit  mehr  ge- 
nommen werden  als  fünf  kretitzer  für  jeden  rechtsprecher, 
und  wo  dann  ein  gricht  mehr  nemmen  wolte,  soll  niemand 
mehr  zu  geben  schuldig  seyn,  sonder  mag  sich  weiter  vor 
einem  hrn.  landrichter  des  lobi,  punds  erklagen,  was  für 
Sachen  es  nun  antrifft,  [warbey  aber  einer  jeden  obrigkeit 
überlassen  seyn  solle  dem  weibel  den  bieterlohn  gegen 
frömbden  gmeinden  nach  beschaffenheit,  und  seiner  mühe 
zu  taxiren]  *). 

XXXVL    Von    off  e  n-r  e  cht  en. 

Es  solle  kein  landrichter  noch  sein  Statthalter  befuégt 
seyn  ein  recht  zu  öffnen  nach  verfliessung  eines  monats,  von 
dem  tag  an  der  urtel  und  so  dises  übersehen  wurde,  soll  der 
abscheid  unkräftig,  und  die  gegebne  urtel  in  kräften  seyn, 
auch  sollen  bey  öflhung  des  rechten  die  Unkosten  zuvor  er- 
stattet, und  ein  rechtmässig  gestattetes  offenrecht  innert  zwei 
monaten  frist  auf  das  längst  fort  gesetzet  werden,  widrigens 
die  ergangne  urtel  in  kräften  bleiben,  und  der  abscheid  des 
offenrechts  ungültig,  und  null  seyn2). 

XXXVII.     Tax    der   abscheiden    eines   herrn 
1  andrichters    etc. 

Es  soll  niemand  umb  einen  abscheid  eines  gmeind-rechtsj. 
stillstand,  gebot,  oder  Verbots,  und  all  anderer  Sachen,  worüber 
ein  landrichter  einigen  abscheid  gibet  mehr  zu  bezahlen 
schuldig  seyn,  als  jedes  mahl  für  den  herrn  landrichter  und 
landschreiber  zusammen  einen  thaler,  jedoch  citationes,  urtel- 
brief  etc.  ausgenommen8). 


l)  15.  Mai  1617,  Art  6  (doch  fehlt  das  Eingeklammerte)  =  C,  102,  vgl., 
auch  C,  58  f. 

")  St  Jdrgen  puntstag  1695.  Art.  6  =  C,  121. 
8)  Bestimmung  von  1711. 
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XXXVIII.     Wegen   gmeiner   landen   zollen. 

So  oft  lobi.  ginr.  landen  zoll  zu  verleyhen  seynd,  sollen 
«eibige  incantirt  und  zeitlich  an  alle  gmeinden  comniunicirt 
werden;  damit  sich  ein  jeder  punds-mann  daruinben  anmelden 
Tcönne,  und  möge  etc.1). 

XXXIX.     Von    ehe    sache  il 

1.  Betreffend  die  ehesachen,  so  hat  man  für  gut  und 
nothwendig  angesehen,  dass  man  den  alten  articul  der  freund- 
.schaft,  und  verlegenschaft  halber  also  confirmirt  und  bestätet, 
dass  welche  nächer  als  im  dritten  grad  der  freündschaft  oder 
verlegenschaft  einander  verwandt  weren,  und  ob  sie  schon 
einander  des  leibs  theilhaftig  weren  worden,  so  solle  es  doch 
kein  ehe  seyn,  auch  ihre  kinder  nit  erben  mögen,  als  allein 
wie  die  uneheliche,  und  das  gut  hindersich  lallen  an  die 
rechten  erben2). 

2.  Lassend  wir  dann  den  artikel  'von  wegen  der  ehe 
bleiben  und  gleben,  wie  er  geschriben  stehet,  und  nach  gehen, 
auch  bey  denen  urtlen  so  bishero  geben  seynd  es  bewenden 
lassen,  wo  aber  mehr  ehe  beysammen  weren,  die  wider  den 
articul  seynd  und  nit  mit  urtel  zusammen  erkent  sind,  solle 
man  ihnen  kund  thun,  dass  sie  für  einen  richter  und  gricht 
kehren,  und  da  von  ihnen  eine  urtel  empfangen,  und  solle 
fürohin  kein  ehe  so  wider  den  articul  were,  nit  mehr  zu- 
sammen erkent  werden,  im  gemeinen  pund,  und  ein  jedes 
gricht  solle  ein  einsehen  thun  bey  ihren  eyden,  solchem  für 
zu  seyn  s). 

3.  Dieweil  ein  grosser  missverstand  von  wegen  der  ehe 
.seyn  will,  haben  wir  die  rät  und  gmeinden  für  gut  und  noth- 
wendig angesehen,  und  beschlossen,  namblichen  wann  eine 
zu  einem  ledigen  gesellen  schwanger,  oder  theilhaftig  wurde, 
und  nit  klärlich  beweisen   möchte,  das   er  sie  zur  ehe    ge- 


l)  „Anno  1681  uf  St  Bartholomey  pundstag  zu  liante  ist  von  lobL 
session  gmr.  drey  p.  nachvolgends  gesäte  gemacht  wegen  verlassung  gmr. 
landen  sollen*:  C,  114  (in  einer  etwas  umständlichem  Fassung  als  in  D). 

•)  7.  Hai  1575,  Art.  2  =  C,  88.    Vgl.  auch  C,  40  (oben  8.  275). 

*)  „1568.  Item  am  25.  tag  aprellen  haben  meine  herren  vom  ge- 
meinen pund  sn  Trans  auf  einem  ptfndstag  diese  hienach  volgende  artikel 
bestat  und  angenommen  :•  Art  1  =  C,  81.  Vgl  C,  41  (oben  S.  275).  Der  Ar- 
tikel  findet  sich  auch  in  den  Landsatinngen  von  Safien,  unter  gleichem  Datum» 
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tiommen  oder  die  ehe  verheissen  hätte,  so  sois  keine  ehe  nit 
«eyn,  und  nit  gelten  *). 

4.  Wenn-  zwei  junge  menschen  zusammen  verkuplet  wur- 
den, ohne  wissen,  willen,  und  zageben  vater  und  mutter,  oder 
der  nächsten  freunden,  so  vater  und  mutter  nit  lebten,  oder 
aomblicher  kinder  vögten,  so  soll  es  nit  gelten,  und  keine 
-ehe  nit  seyn3). 

ö.  Sollen  die  kupier  ohne  alle  gnad  hundert  krönen  ver- 
fallen seyn,  halbe  summ  dem  glicht,  und  die  ander  halb  summ 
•der  parth  deren  die  Schmach  beschicht,  und  die  so  dise  straf 
nicht  an  gut  zu  bezahlen  hätten,  sollen  an  ehren,  und  leib 
von  ihrer  obrigkeit  abgestraft  werden  8). 

6.  So  vil  anlanget  den  artikel  de  anno  1592  aufgericht 
ist  wegen  der  ehesachen,  ist  er  aufgehebt,  und  cassirt,  und 
beschlossen,  dass  wann  zwo  ledige  persohnen  in  ehesachen 
«ich  ansprechen,  und  einer  oder  der  ander  nit  fdrsichtig 
were,  so  soll  das  an  einer  ehrsamen  obrigkeit  stehen,  mit 
geding  dass  ein  obrigkeit  an  des  klägers,  oder  antworters  eid 
komme,  auch  dass  dieselbe  obrigkeit  allzeit  betrachte,  und 
•consideriere  die  qualitäten  den  stammen,  den  nahmen  der  per- 
söhnen,  wann  in  solchen  fahlen  Ursachen,  werth,  und  Wahr- 
zeichen vorhanden  weren,  die  ein  obrigkeit  zu  solchem  eyd 
bewegen  möchten4). 


*)  „Ehesachen  halben.  Adì  3.  tag  meyen  anno  1571  jähr  ist 
•dieser  artikel  von  unserm  pund,  die  rhät  und  gemeinden  angenommen  nnd 
beschlossen"  :  C,  86. 

*)  „A°.  1590,  den  4.  tag  meyen  haben  unsere  herren  und  oberen  der 
jrähten  und  gemeinden  nachvolgende  artiknl  ufgesetzt  und  beschlossen" 
Art.  1  =  C,  93. 

•)  4.  Mai  1590,  Art  2  =  C,  94.  Vgl.  15.  Mai  1617,  Art  4  =  C,  100: 
,Was  die  kupier  anlauget  lasst  man  bey  dem  alten  articul  verbleyben  mit 
•dem  geding  dass  sie  laut  des  selbigen  sollen  abgestraft  werden.1*  Vgl. 
auch  A,  24. 

4)  *Volgent  die  newe  articul  im  1617  am  15.  tag  meyen  so  zu  Truns 
aufgefallen  der  gemeinden  und  (!)  aufgricht,  und  solches  auch  aufgenommen"  : 
Art  1,  =  C,  97.  Ueber  den  Inhalt  des  Artikels  vom  J.  1592  gibt  das 
Landbuch  von  Rhein waid  Auskunft:  „Dieweilen  nun  unsere  herren  und 
oberen,  räth  und  gemeinden,  gemeines  obern  grauen  bunds,  vor  etlich  ver* 
«chienen  leit,  ein  allgemeines  articul  gesetzt  und  beschlossen,  so  sween 
personen  der  ehe  halber  ansprachig  wurden,  und  ein  parthey  oder  die  anderen, 
<ier  ehe  nicht  gichtig  sein  woltent,  soll  dasselbige  mit  sweyn  oder  dreien 
«npartheyischen  kundschaften  erwiesen  werden,  dass  sich  ehelichen 'Wort 
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7.  Wenn  aber  diser  spahn  sich  zutrage  zwischen  leicht- 
fertigen persohnen,  denen  ein  ehrs.  obrigkeit  den  eyd  nit 
geben,  oder  sonst  nit  vertrauen  wollte,  so  mag  sie  weiter 
von  den  partheyen  die  Wahrheit  nemen  nach  grichts  er- 
kantnus *). 

8.  Wo  sich  solche  spahn  in  ehesachen  zutrugen,  ist  auch 
beschlossen,  das  ein  ehrs.  obrigkeit  von  des  antworters  freun- 
den, wann  der  kläger  begehren  wurde,  ein  bericht  im  heimb- 
lichen rath  nemen  möge,  wie  die  sach  beschaffen  seye,  gleich- 
falls so  der  antworter  begehrt  an  des  klägers  freunden  zu- 
kommen, soll  es  im  heimblichen  rath  auch  beschehen  mögen, 
und  solches  in  ansehung  dessen,  das  in  ehesachen  mehren 
theils  blut8-freünd  darzu  berufen  werden2). 

9.  Soll  der  richter  und  rechtsprecher  den  partheyen  zum 
vierten  gefreünd  seyn,  und  nit  nächer,  dessgleichen  auch  die 
kundschaften,  doch  wann  dieselbige  der  widerpart  auch  ver- 
wandt waren,  lasst  mans  auch  beschehen  8). 

10.  Hat  eine  jede  urtel  hierin  ihren  appellaz  fttr  die 
fiintzehner  4). 

11.  Der  gevatterschaft  halber  lasst  mans  bleiben  wie- 
von  altem  hero,  doch  ihren  kindern  ohnschädlich  und  un- 
geirret  etc.  6) 

12.  Warbey  meniglich  avertirt  wird,  weilen  man  oatho- 
lischer  seits  in  ehesachen  alliglichen  nach  denen  allge- 
meinen geistlichen  rechten  sich  regulirt,  und  des  geistlichen 
fori  bedient,  das  dise  articul  der  ehesachen  halber  dieselbe 
an  ihrer  gewohnheit  mit  nichten  hindern,  noch  präjudiciren, 
sondern  vil  mehr  denen  Evangelischen  pro  regola  dienen 
sollen.  ö) 

XL.  Unser  des  lobi,  punds  punds-brief  solle  von  allen 
unsern  gmeinden  geschworen  werden,  damit  die  aufkommende 
mannschaft,  und  so  wohl  jedermann  sich  zu  verhalten  wisse.7) 


gnugsam  verlofen  haben,  und  solle  furohin  keiner  partei  mehr  an  den  cid 
kommen",  etc.  (Bestimmung  vom  26.  Januar  1595). 

*)  15.  Mai  1617,  Art.  2  =  C,  98. 

»)  15.  Mai  1617,  Art  »  =  C,  99. 

•)  ßt  Jörgentag  1529,  Art  5,  1  =  A,^6;  C,  45,  1. 

*)  St  Jörgentag  1529,  Art  5,2  =  A,  27  ;  C,  45,  2. 

6)  St  Jörgentag  1529,  Art  4  =  A,  25;  C,  44. 

•)  Znsata  von  1711. 

^  St  Jörgentag  1695,  Art  2  =  C,  117  (jedoch  „junge"  aufk.  M.)^ 
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XLI.    Vom   feilen    kauf. 
Laut   dem   punds-brief    solle    in  allen  unsern  gmeinden 
der   feile  kauf  gestattet,  und   zugelassen   werden,  bey  bu  ss 
des  meineyd8,  und  privation  derjenigen  ungehorsamen  gmein- 
den einkomnen  geldes.  *) 

XLII.    Grlarner    pündnus. 
Die  pündnus   mit  Glarus  solle    steif  gehalten  und  der- 
selben   nach   gelebet   werden ,    und    obschon    gmeiner    drey 
Sünden  Ordnungen  darwider  etwas  vermöchten,  sollen  wir  uns 
och  befleissigen  mit  denen  herren  von  Glarus  nach  ausweis 
der  pündnus,  uns  wohl  zu  betragen.2) 

XLIIL  Schambser  raths-boten. 
Anno    1529   hat    man    zu  Truns    an  St.  Jörgentag  den 
Schambser  und  Tumleschger  ein  boten  für  die  fünfzehen  ge- 
lassen, also  dass  sie  sich  geschicklich  haltend.8) 

XLIV.  Eod  der  raths-boten  zur  apnellaz,  aus 
Langnitz,  Grub,  und  FlinaDS. 
Auf  St.  Michels  tagf  des  1546  jahrs  nächst  kommend, 
sollen  die  aus  Langnitz  mit  einem  rechtsprecher  hindersich 
stehen,  und  allein  mit  einem  sich  begnügen  lassen  die  appel- 
lazen  fur  gmeinen  pund  zu  berechten,  und  auf  die  nächste 
versamblung  darnach  sollen  die  von  der  Grub  auch  mit  einem 
rechtsprecher  abstehen,  gleichfahls  auf  der  dritten  versamb- 
lung sollen  die  von  Plimbs  mit  ihrem  rechtsprecher  abstehen, 
und  soll  hiemit  in  das  künftig  also  auf  der  rod  geführt 
werden,  wo  fern  aber  einfiele,  aus  was  Ursachen  das  selbiges 
geschehen  möchte,  dass  meine  herrn  nit  zusammen  kämen, 
und  die  appeüazen  nit  berechteten,  es  were  gleich  St.  Michels 
oder  St.  Jörgen  tag,  so  soll  derselbigen  verzug,  wann  die 
versamblung  nit  geschehen  möchte,  nit  verrechnet  werden, 
sondern  allein  ein  versamblung  nach  der  andern  verzeichnet 
werden.4) 

*)  St  Jörgentag  1695,  Art  3  =  C,  118. 

*)  St  Jörgentag  1695,  Art  4  =  C,  119. 

8)  „Anno  Domini  1529u:  =  C,  54. 

4)  In  C,  1  lautet  dieser  Absatz:  „1546  jähr.  Auf  Sant  Jörgen  tag  neckst 
kommend  sollen  Lngnitzer  nun  ein  rechtsprecher  für  meine  herren  haben, 
darnach  Grab  mit  einem  boten  anf  die  nechst  samlnng  des  gerichts  still 
stehen,  und  anf  der  dritten  zn  kunft  meiner  herren  der  siebenzehen  sollend 
Flimser  mit  ihren  boten  hinderstehen,  nnd  also  der  rad  für«  und  für  nach 
kommen." 

19* 
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Item  dergleichen  halten  die  Heintzenberger,  und  Tussner 
auch  mit  ihren  boten,  für  die  überhand  zu  urtheilen. 

Wann  Schambser,  und  Thumbleschger  ausstehen  mit  ur- 
theilen, soll  kein  ander  rechtsprecher  in  ihr  statt  genommen 
werden,  sondern  bey  denen  fünfzehen  bleiben,  wie  von  altem 
herkommen.  *) 

XLV.  Demnach  für  uns  kommen  seynd  junker  Gaudentz 
von  Mundt  für  sich  selbs,  und  amma  Bläss  in  nahmen  ihrer 
gmeind  Schlöwis,  und  begehrt,  wann  es  die  nothurft  erheüscht 
ihnen  einen  zusatz  zu  geben,  ist  geordnet,  wann  sie  eines 
zusatz  nothurftig  wurden,  und  die  herrn  von  der  Grub  er- 
fordern, sollen  sie  auf  ihren  kosten  nach  punds-brauch  ge- 
horsam seyn.  Hierumben  begehrten  sie  ein  abscheid,  so 
ihnen  under  unsers  punds  secret-insiegel  bewahrt  zugegeben 
worden.  a) 

XLVI.  Abzugs-urkund  des   lobi,  orths  Grlarus. 

Wir  landammann,  und  ein  ganz  gesessen  landsrath  zu 
ülarus,  Urkunden,  und  bekennen  meniglieli  offenbahr  hiemit, 
dass,  nach  deme  entzwischent  unsern  lieben ,  und  getrewen 
pundsgnossen  des  lobi,  obern  grawen  punds  eines,  so  dann 
uns  afihier,  wegen  des  abzugs-gelts,  und  freyen  feilen  kaufe, 
den  alten  gegen  einander  habenden  vertragen,  conventionen 
directe  zuwider,  etwas  newerungen  einreissen  wollen,  und 
allbereit  eingerissen  gewesen,  wir  zu  conservation  und  er- 
haltung  beyderseits  nachbarlicher vertrawlichkeit,  und  pflanzung 
guter  freund-  eyd-  und  pundsgnössischen  corresponaenz  den- 
selben heilsamblich  vor  zu  bawen,  nothwendig  erachtet.  Ge- 
stalten dann  wir  für  uns,  und  unser  nachkommen  hiemit 
geloben,  und  versprechen,  dass  wir  fürohin  zu  ewigen  welt- 
zeiten  die  alten  gegen  einander  habende  vertrag,  und  piind« 
nussen  in  allem  und  durchaus  ohnzerbrüchlich  halten,  und 
denselben  steif  und  fest  nachkommen  wollende,  der  gestalten, 
dass  künftiger  zeit  der  feile  kauf,  und  liberum  commercium, 
under  keinerley  pretext,  und  schein,  beyderseits  nicht  solle 
verspehrt,  noch  impedirt  werden  mögen,  sonder  würklichen, 
und  de  facto  obverdeüteter  massen  concedirt,  und  zugegeben 
seyn    solle,    und    also    continuirt   werden    (jedoch    in    zeiten 

1)  Dieser  Artikel  findet  sich  in  C  zweimal,  zunächst  identisch  :  »Auf 
St.  Michels  tag  des  1546  jahrs":  C,  91,  und  sodann  al.  1.  in  abgekürzter 
Form  (g.  S.  301  Note  4)  aL  2  und  3  gleichlautend  zu  Beginn:  C,  1—3. 

2)  C,  81  (anno   1558). 
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grassirender  contagion,  old  zu  grossem  hewmangel  uns  beyder- 
aeits  die  erfordernde  reflexiones  darüber  zu  disponiren  anvor 
"behaltende)  aueh  beyderseits  reciprocirlich  des  abzugs  gelt 
hinfuro  bis  in  ewigkeit,  under  was  nahmen  oder  schein  solcher 
nun  gefordert  werden  möchte,  gänzlichen  abgeschafft,  und 
abgestellt  seyn  solle,  mit  angehenckter  erleütherung,  dass 
wann  unser  Gr.  L.  £.  und  pundsgenossen  des  lobi,  obern 
.grawen  punds  der  N.  N.  wegen  abzugs  einbehaltener  gelter 
.auch  widerumb  restituiren  werden,  wir  dann  auch  ohne  fer- 
nere hinderstelligkeit  den  ihrigen  N.  N.  wegen  N.  bezognen 
abzug  gelts,  auch  andern  in  der  gmeind  N.  so  etwas  bezogen 
worden ,  würcklichen  restituiren ,  und  gut  machen  lassen 
wollind.  In  urkund  mit  der  landschaft  ölarus  insiegel  ver- 
wahrt, etc. 

Datum  im  jähr  1671.1) 

XL  VII.  Anno    1712  aufSt.  Jörgen  pundstag 
zu  Truns 

ist  ordinirt  und  in  das  künftige  steif  und  vest  zu  halten, 
und  nach  zu  kommen  beschlossen  worden,  dass  furohin  ein 
jeweiliger  landrichter  und  landschreiber  des  lobi,  oberen  ' 
punds  allezeit  währendem  ihrem  ampt  in  dem  obern  pund 
sess-  und  wohnhaft  seyn  solle,  und  nicht  wie  bis  dahin  miss- 
l>raucht  worden,  Statthalter  stellen  mögen.  — 


JV.  Artikel  der  Rédaction  ton  1655,  die  in  die  spätere  Rédaction  nicht 
aufgenommen  sind. 

35)  Item  und  weiter  ist  von  gemeinen  pund  gesetzt 
;am  xi.  tage  Jenner  des  jahrs  1541,  welcher  der  wer  und  ein 
urtheil  appellirte  für  die  oberhand,  solle  umb  geben  urtheil 
brief  und  Siegel  thun  uf  zurichten  und  nemen  innerthalb 
xiiij.  tagen,  und  er  brief  und  Siegel  nit  neme  und  uf  zu- 
richten thät,  soll  gebne  urtheil  in  kreften  seyn  und  bleyben, 
-dartimb  Zahlung  und  statt  gethan  werden. 

36)  Item  und  mehr  haben  wir  gesetzt  es  seye  einer 
.oder  mehr  der  ein  appellaz  begerte  für  meine  herren  der 
oberhand  und  die  ihm  nach  pundssatzung  mit  urtheil  erkennt 
wurd  und  er  sömlicher  appellaz  nit  nach  gieng,  so  ist  dann 

*)  „Abzugsrechte  eines  lobi,  orts  Glarus  laut  ao.  1671  abgegebnen 
brief  und  Siegel":  C,  115  (unterschrieben  von  „Joh.  Melchior  Marti,  ge- 
schworener landschreiber"). 


^*^ff.l 
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8ömlicher  verfallen  demselbigen  gericht  wo  die  appellaz  be- 
schicht  x.  landguldin  ohne  gnad,  und  soll  somliche  bus» 
von    demselbigen   einzogen  werden  nach    dem   acht  tag:  so 

Sandsgericht  verschonen  ist:  für  aas  klagt  gelt  nach  Satzung 
esselbigen  gerichts,  und  wo  somlichs  nit  besehen,  wie  hievor 
stehet,  so  mag  dann  far  hin  die  widerparth,  wider  den  die 
appellaz  gangen  ist  somliche  buss  von  demselbigen  eyn- 
ziehen  mit  dem  geding  als  hievor  stehet. 

37)  Item  weiter  declarirt  der  x.  landguldin 
halben  so  einer  der  appellazen  nach  gienge,  soll  von  eym 
yeden  eyngezogen  werden  als  hievor  stehet,  und  der  sich 
weren  wollte  soll  zum  rechten  seyn  wo  die  appellazen 
gangen  were. 

.46)  Welcher1)  ein  beystand  begeren  würd  von  einem 
landrichter  soll  ihm  lohn  zum  tag  zu  Truns,  und  in  dem 
gericht  da  er  sitzt  und  sesshaft  ist,  ein  dicken  d.  wo  er  aber 
im  pund  anderstwo  geritten  ist  ein  halben  guldin  täglichen 
gesetzt,  und  aber  er  weiter  aus  unserem  pund  begeren  würd 
soll  ihm  gelohnt  werden  bey  dem  andern  tags  herren  gesetz 
und  gehalten  werden  und  soll  der  landrichter  einen  beystand 
zugeben  und  bieten  nach  Ordnung,  und  der  begert  soll  ein 
tröster  geben,  damit  der  beystand  vernügt  werde. 

48)  Item  es  ist  pundsatzung  fur  meinen  herren  von 
pund  was  zum  dritten  gefreünt  und  neher  soll  noch  mag 
urtheilen.  2) 

49)  Umb    geliehen    gelt. 

Item  und  auch  ist  gesetzt  umb  geliehen  gelt  und 
ändert  werth  soll  keiner  mehr  dann  von  zwanzig  gülden  einen 
im  jarfrist  nemen  :  und  aber  einer  mehr  haben  will  dann  hie- 
vor stehet,  dann  soll  somlich  von  zweyen  unpartheyschen 
rechtsprecheren  alleding  angesehen  bey  dem  er  somlichs  gelt» 
genutzet  hat,  bey  dem  soll  es  bleyben  ohne  weiter  niemand 
steigern. 

50)  Der   zinsen    halb. 

Und  der  zinsen  halb  so  einer  oder  mehr  zinsen 
wolten  kaufen  und  daran  wolten  werth  geben  soll  sich  som- 
lichs werden  und  schetzen  von  unpartheyschen  leüthen,  das 
dan  ertragen  mag  bey  ihren    gut  bedunken,    soll  sich    auch 

')  Vorher  die  Ueberschrift  :  „Am  ersten  tag  meyen  ist  gesetet  zu  Trans 
anno  domini  1538  von  gemeinen  pund." 

*)  Unter  dem  Datum:  „Anno  1553  am  ersten  tag  meyen."  Gleich- 
lautend unter  demselben  Datum  C,  80. 
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kein  zins  brief  nit  bäsiglen,  dann  mit  der  gemeind  sigel  da 
der  den  zins  verkauft  gerichts  gehörig  ist. 

51.  Item  und  als  umb  die  Zinsen  so  gemachet  seind 
sitt  gemeyner  dreyen  pünden  artiklen  har  und  hinfür  gemacht 
'wurden  sömliche  Zinsen  zu  antwurten  ohne  kosten  und  schaden 
bey  sömlichen  lassends  wir  blyben  vorbehalten,  ob  aber  einem 
unleidlicher  mass  kostung  aufgetriben  würd  dass  einem  gericht 
zugeben,  darin  zu  erkennen  wa»  sie  billich  recht  syn  bedunkt, 
darmit  und  härin  niemand  beschwerd  werd  wenn  aber  einem 
sömlicher  gestalt  gesetzt  würd  hinfür  nit  schuldig  die  pfender 
zu  antwurten. 

52)  Zum  dritten  soll  gezinset  werden  nach  laut  brief 
und  Siegel  doch  der  dreyen  pünden  artikel  härin  unschedlich. 

58)  Item  auch  weiter  geordinirt  wen  einer  umb  ein 
gemeind  recht  anrüfft  und  von  einem  landrichter  boten  wird, 
aoll  ein  richter,  Schreiber,  geschwornen  und  weibel  für  speiss 
und  lohn  haben,  nämlichen  zehen  kreützer,  und  ob  ein  gericht 
auf  den  stoss  geführt  wird,  soll  die  speiss  sampt  die  zehen 
kreützer  zum  tag  einem  y  eden  geben  werden. 

59)  Zum  andern1)  als  ein  weibel  so  ausserthalb  seinem 
gericht  zum  rechten  bieten  muss  soll  ihm  sein  lohn  von 
einem  richter  und  gericht  gemacht  werden,  demnach  er  arbeit 
haben  muss. 

61.  Zum  dritten.  Welcher  das  seinig  zu  unnutz  ver- 
thät,  soll  bevogtet  werden,  soll  hinfür  sein  merkten  zeren 
thun  und  lassen  kein  kraft  nit  haben  one  seines  vogts  wissen 
.und  zugebnen  willen. 

63.  Zum  fünften  der  hämisch  halben  sollend  die 
.ausgetheilt  werden  laut  des  abscheids  zu  Chur  ausgangen  ' 
im  1547  jähr.  Soll  auch  ein  yeder  von  stund  an  umb  ein 
hämisch  vier  krönen  geben.  Ob  aber  unser  landsnoth  an- 
gienge  (dess  gott  lang  woli  wenden)  und  einer  deren  har- 
nisch  hett,  und  nit  gewaltig  zu  tragen  war,  mag  ein  richter 
oder  gericht  den  hämisch  nemmen  und  einem  geben,  der  sy 
darzu  gut  bedunckt,  und  ihm  der  hämisch  nit  widerkeme, 
.soll  ihm  der  billigkeit  nach  bezahlt  werden,,  sollend  auch  die 
.hämisch  beim  eyd  aus  unseren  landen  (ohne  landsnoth)  ge- 
tragen werden. 

64.  Zum  sechsten  soll  ein  yeder  so  ein  geweer  aus 
unserm  land  trüge  und  im  pund  heim  kein,    soll   ein  geweer 


l)  Artikel  2  vom  23.  April  1548     Vgl.  Gerichtsordnung  von  Thuais, 
•Art.  32. 

Zeitsohr.  ffir  •chwelzer&tcfce«  Recht.    Keoe  Folge  III.  20 
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by    seinem    eyd   heim    bringen    und    ein    anders   daheimencT 
lassen. 

66.  Zum  achten  soll  ein  yèder  urtheilsbrief  in  vier- 
zehen  tagen  aufgericht  werden,  soll  dann  ein  richter  und  ge- 
rieht  beyd  partheyen  verhören  lassen  ob  daran  vergessen  und 
etwas  ausbleyben  were  und  dann  ein  brief  gesetzt  würt  bey 
dem  soll  es  bleyben  und  auf  kein  urtheil  brief  niemand  weiter 
zügen  noch  kundschaft  geben. *) 

69.  Zum  anderen2)  ist  im  ganzen  oberen  pund  ein  recht 
und  gant  gesetzt  als  hienach  kompt  : 

70.  Zum  dritten  ist  ein  yeden  schetzer  für  sein  lohn 
gesetzt  für  ein  yedes  mahl  so  einer  schetzt  oder  zu  schetzen 
geführt  würt  vier  kreützer  zu  lohn  geben  werden,  und  was 
ein  gericht  minderen  wolt  die  waal  an  ihnen  stehen  doch- 
nit  meren. 

71.  Zum  vierten  soll  sich  umb  geliehen  gelt,  lidlohn, 
zins  und  liegende  guter  verkauft  wurden  nit  ander  werth  zu 
gelt  geschlagen,  soll  umb  die  zweyfahe  geschetzt  werden, 
andere  schulden  umb  den  dritten  pfennig,  soll  auch  eynem 
yeden  dermassen  geschetzt  werden,  dass  einer  zu  dem  seinigen 
wol  kommen  möge. 

73.  Zum  sechsten  mag  sich  alle  Werktag  schetzenx 
mit  geding  dass  die  schetzer  dardurch  das  gericht  nit  säumen, 
soll  auch  ein  yeder  den  andern  am  abend  heissen  daheimencT 
seyn,  wenn  er  ihm  des  andern  tags  schetzen  will  und  wenn 
eim  geschetzt  ist,  furhin  mag  ein  yeder  die  pfand  mit  ihm 
führen,  mag  sich  über  jähr  schetzen  ausgenommen  acht  tag- 
vor  wienacht  acht  tag  darnach,  also  soll  sich  zu  ostern  auch 
gehalten  werden. 

74.  Zum  siebenden  soll  sich  gericht  halten  umb  gelt- 
schulden bis  ingantz  brachens  furhin  um  geltschulden  aufge- 
schlagen bis  St.  Michels,  umb  ehr  liegend  gut  undergeng  ein 
yedes  gericht  bey  seinem  brauch  bleyben,  die  frömbden  za 
halten,  als  wir  hierin  gehalten  werden. 

75.  Zum  achten  ein  andern  freund  richten  urtheilen 
und  zeugen  soll  ein  yedes  gericht  bey  seinem  alten  har- 
kommen  bleyben. 

78.  Zum  eilften  des  golds  und  müntz  halben  ist  auf 
obgemelten  tag  von  gemeinen  dreyen  pünden  gerüft  worden, 
wie  man  das  nemmen  und  geben  soll,  die  vier  schlag  der 
ducaten,  nämlich  hungerisch,  spanisch,  venedisch  und  türkisch, 


*)  Vgl.  D.  VI,  5  nnd  Gerichtsordnung  von-  Thusis,  Art  34. 
■)  Artikel  vom  14.  Januar  1549. 
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gilt  ein  yeder  der  schlag  so  an  golt  gut  und  an  gewicht  wol 
schwer  xxvij  batzen,  die  übrigen  gelten  xxvj  batzen,  dann 
schliffler  geltend  xxiiiij  batzen,  die  doppelt  ducaten  gelten 
liij  batzen,  die  goldgiüdin  xiiij  batzen,  des  gewichts  halben 
kr.  und  duc.  soll  für  ein  yedes  körn  2  k.  bis  auf  vier  körn, 
die  goldguldin  für  das  erst  ein  k.  für  uf  hat  ein  yeder  die 
waal  zu  nemmen.1) 

82.  Zum  andern2)  wenn  einer  were  oder  mehr  die 
kauften  und  zürten  und  nit  zu  bezahlen  hetten  und  die 
schulden  wollen  bezahlt  seyn:  und  sie  nit  finden  truster  zu 
geben  umb  sömliche  summa  zu  bezahlen  so  mögen  die 
Schuldner  für  ein  richter  und  gericht  kehren:  dann  sollen 
die  selbigen  us  dem  gericht  erkennt  werden  nach  eines  ge- 
richts  erkanntnus. 

87.  Erstlich,3)  das  s  man  in  künftigen  umb  allen  aus- 
geliehen gelt  nit  mehr  zins  nemmen  noch  empiahen  soll  tür 
ein  ganz  jar  dann  6  kr.  für  ein  guldin  und  welcher  werth 
zins  haben  wölt  es  seyge  gleich  körn,  schmaltz,  käs  und 
ander  getreyd,  dass  man  denselbigen  werth  oder  gethreyd 
laut  ihr  verheissung  Zinsen  sollen  mit  solchen  heiteren  geding 
dass  man  den  selbigen,  wie  er  durch  ein  ordentliche  ober- 
keit  gerüft  würd,  bis  dass  der  zins  zu  gelt  6  kr.  für  ein 
gl.  erfült  ist  und  nit  weiter.  Und  welcher  solches  übersehen 
wurde,  der  und  die  selbigen  sollen  umb  die  selbige  ausge- 
liehen summa  ohne  gnad  verfallen  seyn,  halbe  summa  der 
selbigen  gemeind,  und  die  ander  halbe  summa  dem  der  mehr 
hat  müssen  zinsen,  dann  wie  obstehet,  soll  auch  hiemit  dz 
baar  gelt  geliehen  werden  und  kein  werth. 

89.  Zum  dritten  betreffende  die  frömden  auslendischen 
kremer  die  mögen  auf  offne  marekt  ihre  kaufmannschatz  feil 
halten:  und  um  übrige  zeit  sollen  alle  frömbde  und  auslän- 
dische kremer  bandirt,  dann  die  bisher  von  unsern  punds- 
leüthen  aufgenommen,  und  in  unserm  pund  haus  und  hof 
hetten  erkauft  gan:  soll  auch  hiemit  in  künftigen  keiner 
mehr  aufgenommen  werden  ohne  wüssen  und  willen  des 
ganzen  punds  soll  auch  ein  yede  gemeind  und  nachbarschaft 


l)  Vgl.  Gerichtsordnung  von  Thusis,  Art  44  a  (unter  gleichem  Datum, 
aber  viel  ausführlicher  und  zum  Theil  abweichend). 

■)  Artikel  2  vom  25.  April  1558,  findet  sich  auch  in  den  Land- 
Satzungen  von  Safien. 

*)  „Adi  7.  Meyen  anno  (15)75  jähr  a  haben  unsere  hr.  des  gemeinen 
obern  grawen  punds  nach  volgende  artikel  aufgesetzt  und  von  räth  und 
gemeinden  angenommen." 
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den  ihrigen  anzeigen  und  abschaffen  und  welcher  solcher  or- 
dination nit  wölte  angentz  statt  thun,  soll  er  allen  seyn  haab 
und  gut  der  selbigen  gemeind  verfallen  sein  ohne  gnad. 

90.  Anno  domini  1578  auf  St.  Georgen  tag  zu  Truns 
an  einem  offnen  pundstag  haben  meine  herren  vom  pund  auf- 
gesetzt und  geordnet,  dass  fürohin  ih  allen  gemeinden  im 
ganzen  pund  mit  in  zu  züchen  gleich  gehalten  werden  soll, 
also  dass  man  zu  yeder  zeit  (ausgenommen  vor  den  hochen 
festen,  und  darnach  laut  desselben  articuls)  pfenden,  schetzen, 
schulden  und  Zinsen  eynbringen  möge.  Und  damit  ein  yeder 
allwegen  und  dester  fürderlicher  zu  dem  seinigen  kommen 
und  bezalt  werden  möge  so  haben  die  räth  und  gemeinden 
im  pund  über  al  diesen  articul  angenommen  imd  hiemit  sollen 
alle  vordrige  sonderbare  brauch  desshalb  gehebt,  abgestellt 
seyn  und  nüt  gelten. 

104.  Es  soll  auch  kein  wirth  mehr  gewinn  nemmen 
mögen  dan  ein  kreützer  für  yede  mass  wein  paar  gelt  und 
welcher  solches  übersieht  der  soll  auch  gestraft  werden. l) 

120.  5°  a)  Weilen  in  dem  archiv  unsers  obern  punds, 
vii  alte  püntnus8en,  Ordnungen,  brief,  und  siglen  zu  finden, 
die  meniglichen  unbekant,  sollen  solche  abcopirt  und  ge- 
truckt  werden.  Zugleich  auch  unser  punds  artikel,  nach 
deme  er  übersehen,  und  (?)  in  vilen  stucken  und  besteet  sein  wird. 


V.  Erläuterung  des  Erbfalls  oder  Erbrechts  ion  I784.9) 

Das  erbrecht  oder  die  rechtmässige  erbfolge  ist  in  dreien 
Ordnungen  oder  fallen,  welche  sich  in  der  natürlichen  Ver- 
nunft und  billichkeit  gründen,  zu  beobachten,  nemlich  in 
gerader  absteigender,  in  gerader  aufsteigender,  und  in  der 
zwerch-  oder  seitenlini3,  worin  dann  alle  erbfälle  begriffen 
werden. 


')  Neue  Artikel  vom  15.  Mai  1617,  Art.  8. 

*)  Artikel  5  von  St.  Jörgen  1695. 

s)  Diese  Erläuterung  ist  bereits  öfters  gedruckt  und  zwar:  1)  besonders 
erschienen  u.  d.  T.  :  „Erläuterung  des  Erbfalls  oder  Erbrechts  des  1.  oberen 
grauen  Bundes",  Chur  bei  Bernh.  Otto,  1784.  4.  12  Seiten,  s.  von  Haller, 
Bibliothek  VI,  n.  2043.  2)  In  der  Ausgabe  der  Statuten  von  1827,  p. 
49—58.  3)  in  U.  v.  Mohrs  18  Erbrechten  (doch  fehlt  Nr.  VIII)  p.  36—45. 
4)  Romanisch  in  der  Ausgabe  der  Statuten  von  1797. 


Rechtsquellen  des  grauen  oder  oberen  Bandes.  309 

I.  In  gerader  absteigender  linie. 

1.  Wann  eine  person  mit  tod  abgeht,  so  lebende  ehe- 
liche kinder  hinterlässt,  sind  diese,  nach  natürlich-  und  all- 
gemeinen rechten,  die  wahre  rechtmässige  erben  des  ver- 
lassenen gutes,  welches  unter  ihnen  zu  gleichen  theilen,  so 
■viel  als  ihrer  personen  oder  häupter  sind,  zu  vertheilen  ist, 
ohne  unterschied  des  geschlechts  oder  alters,  und  mit  aus- 
schliessung  aller  anderen  befreundeten. 

2.  Sofern  aber  nebst  lebenden  kindern  auch  kinds- 
kinder,  das  ist,  eines  verstorbenen  bruders  oder  Schwester 
kinder  vorhanden,  sind  diese  auch  rechtmässige  erben  ihres 
-aehni  oder  ahnen,  jedoch  nicht  als  häupter,  sondern  als 
stammen,  es  seyen  wenig  oder  viele,  nemlich  nur  anstatt 
ihres  verstorbenen  vaters  oder  mutter,  und  so  viel  als  diese 
erben  würden,  wann  sie  lebten. 

3.  Desgleichen  erben  enklen,  nachenkeln  und  Urenkeln, 
für  und  für  ihre  verstorbene  grosseltem,  voreitern  und  ur- 
ei tern,  und  so  weiter  fort,  aber  nicht  als  häupter,  sondern 
anstatt  ihres  verstorbenen  vaters  oder  mutter,  so  viel  diese 
hätten  erben  mögen,  deren  stammen  sie  repräsentiren  und 
-vorstellen,  da  in  der  geraden  absteigenden  linie  solche  re- 
présentation oder  Vorstellung,  soweit  es  immer  seyn  kann, 
platz  findet. 

4.  Unter  denen  kindern  und  kindskindern  sind  auch 
zu  rechnen,  diejenigen,  welche  zur  zeit  des  erbfalls  noch  im 
mutterleibe  sich  befinden,  wann  selbige  lebendig  zur  weit 
kommen,  wie  auch  die  unehlich  erzeugte,  aber  durch  er- 
folgte ehe  legitimirte. 

IL  In  gerader  aufsteigender  linie. 

1.  Wann  eine  person  abstirbt,  welche  weder  jemand  in 
absteigender  geraden  linie,  noch  lebende  geschwisterte,  oder 
derselben  kinder,  hinterlasset,  so  fallt  seine  verlassenschaft 
seinen  rechten  eitern  oder  grosseltern  zu,  in  aufsteigender 
geraden  linie,  und  in  dem  nächsten  gleichen  grad,  mit  aus- 
«chluss  des  weiteren  grades  und  der  zwerch-  oder  Seiten- 
linie, nach  dem  tod  aber  dieser  erbenden  eitern,  oder  gross- 
eltern, solle  das  ererbte  an  deren  rechtmässigen  erben,  das 
ist,  zurückfallen,  was  vom  vater  kommen  ist,  an  vetter  und 
bäsen  von  vaters,  und  was  von  der  mutter  kommen  ist,  an 
Tetter  und  basenen  von  der  mutter  seite. 

2.  Im  fall  einer  ohne  descendenten  und  lebende  ge- 
schwisterte verstorbene,  hinterliesse  seinen  väterlichen  rechten 
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grossvater,  wie  auch  seinen  mütterlich  rechten  grossvater 
und  rechte  grossmutter,  so  erbte  der  erste  als  haupt,  so  viel 
als  die  andern  zwei  mit  einanderh,  als  nur  ein  stammen,  und 
so  auch  vice-versa. 

III.  In  der  zwerch-  oder  Seitenlinie. 

1.  Wann  eine  verstorbene  person  keine  kinder  oder 
kindskinder  und  so  fort  nach  sich  hinterlasset,  wohl  aber 
rechte  geschwisterte,  sind  diese  die  rechtmässige  erben,  zu 
gleichen  theilen,  als  so  viele  häupter. 

2.  Mit  denen  lebenden  geschwisterten,  werden  auch  zu- 
gelassen, sofern  einiger  verstorbenen  geschwisterten  kinder  vor- 
handen, aber  nur  stammenweis,  das  ist,  in  so  viel  als  erben 
würden  ihr  vater  oder  mutter,  wann  solche  lebten,  welche- 
diese  kinder  repräsentiren  oder  vorstellen. 

3.  Solche  repräsentation  oder  Vorstellung  ihrer  verstor- 
benen eitern  ist  hernach  aus  besondern  rechten  zugegeben 
worden,  auch  bis  im  dritten  grad,  versteht  sich  angefangen 
vom  erblässer  an  gerechnet,  also  dass  mit  lebenden  ge- 
schwisterten und  geschwisterter  kinder,  auch  verstorbener 
geschwisterter  geschwisterterkindskinder  stammenweis  erben 
mögen,  so  viel  ihr  aehni  oder  ahnen  geerbt  hätten,  wann  sie- 
bei  leben  wären. 

4.  Im  fall  der  verstorbene  keine  lebende  geschwisterte 
verlasset,  welche  stollhalter,  sondern  allein  geschwisterter 
kinder,  so  erben  diese  in  gleichem  grad,  auch  zu  gleichen 
theilen  als  so  viele  häupter  oder  personen,  und  so  zugleich 
verstorbener  geschwisterten  kindskinder  vorhanden,  so  können, 
diese  stammenweis  mit  erben,  weil  in  diesem  falle  die  re- 
präsentation des  dritten  grads  platz  hat. 

5.  Bei  abgang  der  geschwisterten  oder  geschwisterter 
kinder,  fallt  das  erb  auf  geschwisterter  kindskinder  und  in 
ermanglung  deren,  je  auf  die  nächste  blutsverwandte  des  erb- 
läs8ers  von  seinem  vater  oder  mutter  her,  doch  in  gleichem- 
grad,  weil  in  dieser  entfernung  die  repräsentation  oder  Vor- 
stellung der  verstorbenen  eitern ,  kinder  und  kindeskirider,, 
kein  platz  mehr  hat,  sondern  aufhört, 

IV.  Von  fideicommis,  oder  majorât. 

Wann  in  dem  erbfall  ein  rechtmässiges  fideicommis  oder 
majorât  hinterlassen  wird,  so  wird  solches  nicht  zu  gleichen 
theilen  von  mehreren  geerbt,  sondern  kommt  allein  dem  zu,, 
welchem  es  nach  den  rechten  gewidmet  ist. 
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V.    Von   einhalben    oder    einbändigen 
gesc  hwisterten. 

Die  einhalben  geschwisterten  sollen  einander  erben,  nrr 
in  demjenigen  gut,  welches  von  denen  eitern,  es  seye  vater 
oder  m  ut  ter ,  herkommt,  danahen  sie  entsprossen,  und  recht 
geschwisterte  sind,  und  solches  gut  kind-  oder  erbweis  mit 
oder  neben  einander  ererbt  haben,  wann  aber  keine  zwei- 
bändige geschwisterte  oder  derselben  kinder  und  kindskinder 
im  leben  oder  vorhanden  wären,  so  erben  als  dann  die  ein» 
halben  oder  einbändigen  geschwisterten,  oder  ihre  kinder  und 
kindskinder,  dasjenige  aber  so  ein  bruder  oder  Schwester 
Selbsten  vorgeschlagen  hätten,  erben  ihre  ein-  und  zweibändige* 
geschwisterte  oder  derselben  nachkommen  zu  gleichen  theilen 

VI.  Von  dem  richter  und  gegenrecht  in  erbfällen. 

1.  In  sich  ergebenden  Streitigkeiten  in  erbfällen  sollen 
solche  erörteret  werden,  vor  dem  richter,  wo  der  erblässer 
wohnhaft  gewesen,  und  sein  rauch  aufgegangen,  und  nicht  wo 
das  gut  liegt. 

2.  Es  solle  aber  in  dergleichen  erörterungen  und  ent- 
scheidungen  der  richter  laut  obigen  regeln  ffirschreiten,  wo 
aber  ein  neuer  zufall  oder  zweifei  über  ersagte  regeln  ent- 
stünde, soll  der  richter  diesen  vor  dem  ganzen  löbl.  bund 
in  Truns  mit  den  gründen  pro*  et  contra  bringen,  da  denn 
dem  befinden  nach,  der  zweifei  erklärt,  entschieden,  und  dem 
bundsartikul  einverleibt  werden  soll,  damit  man  aller  orten 
gleich,  und  nicht  da  und  dort,  oder  heut  eins  und  morgen 
etwas  anders  spreche,  sondern  eine  gleichformigkeit  der 
rechten  gehalten  werde. 

3.  Ist  gesetzt  worden,  dass  man  fremde  und  einheimische 
in  dem  erbfall  gleich  halte,  wo  man  unsere  bundsleute  auch 
gleich  wie  die  einheimische  haltet,  widrigenfalls  ist  einem 
jeden  gericht  zugegeben  was  billich  und  recht  scheint  zu  er- 
kennen. 

VIL  Vom  zugrecht. 

Zumalen  man  oftermalen  missbeliebig  sehen  und  vernehmen 
müssen,  wie  dass  das  zugrecht  desselben  wahren  sinn  zu« 
wider,  verstanden  und  ausgelegt  worden  ist,  wodurch  die 
sachen  aus  handen  der  blutsverwandten  oder  familie  gezogen 
worden;  als  hat  man  auch  vor  nothwendig  gefunden  dieses, 
gesetz  zu  erläuteren. 
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1.  Sollen  die  nächsten  verwandten  oder  das  nächste 
blut  vorgehen,  und  bis  in  den  vierten  grad  inclusive,  die 
blutsverwandten  sich  des  zugrechts  bedienen  und  solches 
gemessen  können,  und  zwar  mit  ausschluss  der  affinität. 

2.  Soll  das  zugrecht  auf  keine  weise  weder  verkauft, 
noch  verhandelt  werden,  sondern  wenn  einiger  verdacht  vor- 
handen wäre,  so  solle  auf  jeweiliges  begehren  der  züger 
schuldig  und  gehalten  seyn,  einen  körperlichen  eid  zu  schwören, 
dass  er  deswegen  keine  heimliche  anschlage  noch  Verständ- 
nisse mit  andern  gemacht  habe,  sondern  solche  guter  oder 
effekten  für  sich  selbst  und  seine  erben,  und  nicht  fììr  andere, 
ziehe,  widrigenfalls  soll  solcher  vom  zug  excludhret  seyn. 

3.  Da  nun  laut  obigen  artikeln,  das  zugrecht,  wie  billich, 
nur  den  nähern  blutsverwandten  gestattet  wird ,  so  ist  zu 
ausweichung  aller  bis  anhero  obgewalteten  irrungen  und 
eingeschlichenen  missbräuchen  festgesetzt,  dass  niemand,  weder 
bei  einem  zug  noch  kauf,  der  nur  in  gleichem  grad  wie  der 
käufer  verwandt  ist,  im  zug  oder  kauf  zu  stehen  befugt  seyn 
solle:  vorbehalten,  wann  eitern  einem  kinde  zum  nachtheil 
der  andern  kinder  ein  gut  oder  effekt  verkaufen  wurden,  in 
diesem  fall  sollen  die  andern  ledirten  kinder  berechtiget  seyn, 
in  den  kauf  einzustehen 

4.  Wann  einer,  dem  das  zugrecht  zukommt,  laut  dem 
im  dritten  artikel  des  alten  zugrechts  bestimmten  terinin 
in  den  kauf  treten  wollte,  so  solle  er  für  den  weinkauf  nicht 
mehr  als  ein  gülden  von  hundert  za  bezahlen  schuldig  seyn. 

5.  Wann  sich  ein  fall  ergeben,  dass  ein  vater,  welcher 
unmündige  kinder  hätte,  ein  gut  verkaufte,  nachhin  aber  das 
verkaufte  wieder  an  sich  bringen  möchte,  und  nur  deswegen 
-seinen  kindern  ein  vogt  stellte,  um  durch  denselben  das 
verkaufte  zu  ziehen,  so  solle  ein  solcher  zug  nicht  angehn, 
noch  bewirkt  werden  können,  indem  festgesetzt  ist,  dass 
wenn  solche  kinder,  wegen  andern  umständen,  keinen  vogt 
bedürfen,  selbe  bloss  aus  dieser  absieht  auch  nicht  sollen 
mögen  bevogtet  werden. 

6.  Soll  auch  bei  sich  ereignendem  fall,  dass  eine  ehrs. 
gemeind  oder  nachbarschaft  ein  stuck  wald  verkaufte,  um 
das  in  selbigem  bezirke  vorfindliche  holz  in  bestimmter  zeit 
zu  fUllen  und  wegzuführen,  kein  zugrecht  obwalten,  noch 
gelten.  Welches  auch  bei  locationen  oder  verlassung  von 
alpen  oder  liegenden  gutem  zu  verstehen  ist. 

7.  Gegen  bundsleute  der  andern  zwei  löbl.  bünden  und 
auswärtigen,  solle  man  sich  verhalten,  gleichwie  sie  uns  auch 
halten. 
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Till.  Die  gewährung  des  s.  v.  pfinnigen  viehes 
betreffend. 

Da  seit  einigen  jähren  wegen  dem  pfinnigen  vieh  viele 
anstände,  Streitigkeiten  und  rechtshändel  sich  ereignet  und 
entstanden  sind,  als  ist  vor  gut  befunden  worden  fest  za 
setzen,  dass  künftighin  in  unserm  bund  diessfalls  niemand 
gegen  den  andern  gut  zu  stehen,  oder  zu  gewähren  schuldig 
seyn  solle.  — 

Und  zumalen  durch  die  eingekommene  mehren  der  ehrs. 
räthen  und  gemeinden,  sowohl  die  erstens  bestätete  artikelr 
als  die  nachgesanten  erläuterungen  gutgeheissen  und  be~ 
stätet  worden,  so  haben  sie  die  wirkliohe  kraft  eines  ge- 
setzes  erreicht,  solche  kraft  rechtens  aber,  solle  erst  ao.  1785- 
auf  alt  Georgi  zu  gelten  anfangen. 


B.  Rechtsquellen  der  einzelnen  Gerichte. 
I.  fetteste  Besitz  der  Benttade  Films,  Marie'  Lichtmess  1457. 

Original  auf  Pergament  im  Archiv  der  Gemeinde  Flims,   anhangend   das 

Siegel  der  Capol. 
Vgl.  J.  Ulr.  von  Salis-Seewis,  Ges.  Schriften  p.  77  N.  76. 

Ich  Ott  Paul  der  älter  ze  Flims  gesessen  an  der  zit 
amman  des  geriohts  ze  Flims  und  mit  mir  gantz  gericht  und 
ganze  gemaind  ze  Flims  tund  kund  mengklichem  mit  disem 
prief  für  uns  und  unser  nachkomen,  dass  wir  mit  wol- 
bedachtem  mut  lieblich,  freundlich  und  tugenklich  gemain- 
lich  in  ain  komen  sind 

(1)  Wen  ain  man  etwas  koft  es  sye  ltitzel  oder  vil 
und  aass  im  und  sinem  wib  oder  iren  kinden  ze  nutz  kumpt 
mag  dann  der  man  das  mit  sinem  gut  nit  bezalen  so 
sol  die  frow  mit  irem  gut  die  selben  gelt  schuld  helfen 
bezalen. 

(2)  Aber  sind  wir  in  ain  komen  wen  zwen  ainen  kof 
mit  ain  andren  träffind  und  byderb  lut  py  dem  kof  werend 
gesin  und  darnach  stössig  wurdint  so  sol  es  py  dem  pliben 
was  die  byderben  lut  dar  um  sagent  oder  ainer  prechti 
dann  us  dass  ainer  den  selben  kouf  bezalt  hetti  oder  ainen 
andren  kouf  mit  im  getan  hett. 
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(3)  Mer  sind  wir  in  ain  komen  wan  ain  emensch  von 
todes  wegen  abgiengi  es  wer  fröw  oder  man  und  kind  liese 
so  sond  dieselben  kind  irs  änis  oder  ana  für  ainen  erben 
geerb  sin. 

(4)  Item  fürbas  sind  wir  in  âin  komen  wen  ain  emenscn 
von  todes  wegen  abgat  so  sond  sine  kind  in  erben  und 
wen  der  selben  kind  ains  oder  mer  von  todswegen  on  Üb 
erben  abgienge  so  soll  es  vallen  uf  sine  geschwistertige. 
Füget  es  sich  aber  und  dass  die  kind  alle  abgieugent  on 
lip  erben  so  sol  das  selb  gut  vallen  uf  vater  oder  uf  mutter 
welhes  dann  noch  in  leben  ist  und  das  sol  das  selb  gut 
dann  bruchen  nutzen  und  niessen  nach  notturft  zu  guten 
trüwen  iren  leb  tag  und  darnach  wyder  fallen  an  die  die 
kind  von  recht  soltent  geerbt  haben. 

(5)  Item  aber  sind  wir  in  ain  komen  wen  das  were 
und  dass  ainer  kämi  nach  toter  hand  und  den  erben  an- 
sprechi  es  sye  um  ligentz  oder  farentz,  so  sol  ers  us  pringen 
oder  sin  clag  verloren  haben. 

(6)  Item  mer  ist  beredt  worden  wer  es  über  kurz  oder 
über  lang  zit  und  dass  wir  vorgenannt  gericht  und  ganze 
gemaind  ze  Flims  oder  der  meren  tail  oder  unser  nachkumen 
duchti  der  oberürten  stuck  und  artikel  ze  vil  oder  ze  lützel 
zesin  so  hönd  wir  uns  und  unseren  erben  die  recht  vor  be- 
halten und  sond  öch  das  ganzen  vollen  gewalt  haben  dise 
vorberürten  stuck  und  artikel  mugent  myndren  oder  meren 
oder  süss  besren. 

Und  des  ze  warem  und  offnem  urkund  und  dz  es  vest 
und  8tät  also  belib  so  hön  ich  obgenannter  amman  Ott 
Paul  der  älter  von  des  gerichtz  und  ganzer  gemaind  ernst- 
licher pet  wegen  myn  aigen  insigel  *)  offenlich  gehenckt  an 
cliser  prief  doch  mir  und  mynen  erben  ön  schaden  under  das 
insigel  wir  ganz  gericht  und  ganze  gemaind  ze  Flims  ver- 
bindent  alles  war  und  stät  ze  halten.  Der  prief  ward 
geben  an  unser  lieben  fröwen  aubent  zu  der  lichtmess  do 
man  zalt  von  Cristy  gepuret  tusent  vierhundert  fünfzig  und 
im  sybenden  jar  etc. 


r)  Eine  Flimser  Gerichtsurkunde  vom  12.  Mai  1427  (abgedruckt  in 
Mone' s  Zeitschrift  f.  die  Geschichte  des  Oberrheins  XX,  p.  154  f.)  ist  noch 
von  dem  Grafen  von  Sax  besiegelt,  da  der  Ammann.  ebenfalls  ein  Oapol, 
eigenes  Insiegel  nicht  habe. 
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II.  Miser  VtfONhHMg  (F)  über  Erbfall*  in  J 1498  Dlsmtiser  V.  (D)  tob  1518- 

F  Nach  dem  Original  auf  Pergament  im  Gemeindearchiv  von  Flims,  vgl. 

J.  U.  v.  Salis-Seewis,  Ges.-Schr.  p.  77  n.  76. 
D  Nach  einer  Abschrift  im  Copiar   der  Familie  Schmidt  von  Griineck  in 
Surrhein   p.    160  nach   freundlicher  Mittheilung   des   Herrn  Nationalrath 

0.  Decurtins. 

[Der  erben  brief,   wer   erben  mög    oder    nit.     Item, 
wegen  schlagen  am  letsten  capitel.]1) 

[In  gotes  namen.  amen.  Wan  dan  von  dem  ersten  vali 
•des  ersten  menschen  durch  lange  der  jähren  und  verenderung 
der  zeiten  die  sinlichen  der  Vernunft  hinschleichet,  und  des- 
halben noth  ist  zu  under  richtung  und  ewiger  gedächnusse, 
den  künftigen,  die  dingen  und  Sachen  die  dann  unzerstörlich 
ewig  beliben  sollen,  der  zeügnusse  geschriftlicher  warhait 
zu  .  .  .,  so  kundent  wir  der  aman,  geschwornen  und  ganze 
gmeind  zu  Tysentis  bekennend  öffentlich  mit  disem  brief,  für 
uns  und  für  all  unsra  erben  und  nachkommen,  dass  wir  willen 
lind  rät  des  hochwürdigen  fürsten  und  hrn.  hrn.  Àndralen 
"von  gotes  gnaden  abbte  des  ehrwürdigen  gotshaus  zu  Tisen- 
tis  unsers  gnädigen  hrn.  unsern  heiligklich  (!)  verdacht  und 
mit  gmeindes  (!)  pundes  rahtsboten  beraten  und  zu  halten  uf- 
gesezet  habent  die  stuk  und  artikel,  so  hernach  folget,  und 
ist  also:] 

1)  Item  wier  habend  gesetzt2)  als  dan  von  göttlichen 
rechten  eliche  kinder  billich  vater  und  mutter  erbent  |  ob 
vater  und  mutter  vor  iren  elichen  kinder  von  tod  abgiengend 
«und  noch  vater  und  mutter  eny  oder  ana  verliessend  das 
dan  die  |  selben  kind  iren  eny  und8)  ana  erben  mugend 
an  ir  vater  oder  mutter  stat  oder  ureny  urana  an  irs  enys 
und  ana  stat  also  j  ob  der  kinder  vil  oder  wenigk  sind  so 
vil  und  ye  ains  vaters  oder4)  mutter  sind  die  erbent  alle  so 
vil  als  ir  vater  und  mutter  I  hettend  mugen  erben  wann  sy 
in  leben  gewäsen  wären  und  nit  mer  etc. 

2)  Item  me  habend  wier  gesetzt  dar  wyder5)  wan 
eliche  kind  vor  vater  oder  mutter  von  tod  ab  giengend  und 
nit  elich  lib  erben  noch  |  eliche  geswystrigette  verliessend 
das6)  dann  vater  und  mutter  irò  eliche  kind  erben  mugend 
.und  iro  verlassen  gut  brachen   irò    lep  |  tag   und   unz7)   zu 

l)  Das  Eingeklammerte  nur  in  D. 

*)  D:  das  erste  haben  wir  gesezt. 

s)  D:  oder.  *)  D:  und. 

*)  P  sinnlos:  gesezt  daringden!         6)  D:  die..  l)  D:  tod! 


:f  ryj-5f*f 
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end  iro  wyle  doch  das  hopt  gut  unverthon  und  unveraber- 
handlet1)  lassen  und  wann  sy  dann  von  tod  abgien  |  gen 
dan  sol  sölich  gut  wyder  um  vallen  an  die  rechten  erben 
die  es  von2)  erst  von  recht  hetten  mugen  erben  wann  vater 
oder  mutter  nit|  gewäsen  wären  etc. 

3)  Item  me  habend  wier  gesetzt  als  dann  elich  ge- 
swystriget  wann  die  absterbend  und  nit  eliche  lib  erben 
hand  an  andren  von  |  recht  billich  erbent  wann  söliche  ge* 
swystriget  von  tod  abgangen  wären  ee  und  das  erb  gevallen 
war  und  eliche  kind  verlassen  |  hetten  das  dann  söliche  kind 
ir  vater  oder  mutter  brüder  oder 8)  swästren  och  erben 
mugend  mit  des  abgestorbnen  brüder  oder  |  swästren  so  vil 
und4)  dann5)  der  kinder  wären  alle  so  vil  als  dann  iro- 
vater  oder  mutter  hetten  mugen  erben  wann  sy  by  laben 
gewesen  wären. 

4)  Item  me6)  der  ee  lüten  halb  habend  wier  gesetzt 
wann  die  frow  vor  dem  man  von  tod  abgat  so  sol  dann 
der  man  iren  |  erben  zu  geben  schuldig  sin  das  iro  so  sy 
zu  im  bracht  hat  oder  ungevorlich  sölich  gut  als  dz  gewäsen 
ist  nach  arkantnus  |  fromer  lüten  und  dar  zu  die  morgen- 
gab dar  mit  sollen  dann  ir  erben  us  gericht  sin  doch  vor 
behalten  ob  der  mann  die  schulden  |  nit  selbs  bezalen  möchte 
der  frowen7)  die  helfen  zu  bezalen  nach  der  land  recht  etc.8). 

(5)  Item9)  wann  aber  der  mann  vor  der  frowen  von 
tod  abgieng  dan  hat  die  frow  die  wal  das  iro  ze  nemmen 
und  die  |  morgengab  oder  in  den  tritten  tayl  zu  vallen.. 
Item  wil  sy  sich  des  iren  zu  der  morgen10)  benügen  Ion. 
so  sol  sy  [usgericht  |  wärden  wie  ob  stät.  Item  weit  sy  aber 
in  den  tritten  tayl  vallen  so  sol  sy]11)  alles  ir  ligend  und. 
farend  gut  in  tail  legen  |  und  den  tritten  tail    der  schulden» 

l)  D:  nnverabhandlet 
*\  D:  vor. 
8)  D:  nnd. 
4)  Fehlt  in  D. 

6)  D    setzt   hinzu:    sind   auch   erben  mttgend   mit]  dei    abgestorbne» 
brnodern  oder  Schwestern,  so  viel  dann. 

•)  Fehlt  in  D. 

7)  D  setzt  hinzu:  erben. 

8)  D  setzt,  hinzu:   vorbehalten    spilgalt.  bürgschaft,  nnd  was  ein  mam 
v....  oder  vorschlug. 

•)  D:  nnd. 

10)  D:  morgengab. 

n)  Bas  Eingeklammerte  fehlt  in  D. 
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och  helfen  ab  tragen»  Item x)  und  des  mans  erben  wz  ligend 
arerbt2)  gut  der  man  ge  |  hept  het  mugend  sy  inen  selbs 
be  halten  und  das  übrig  alles  es  sy8)  ligentz  oder  faxen tz 
gut  och  in  tail  legen  und  |  was  sich  dann  zu  dem  tritten  tail 
bezücht  sol  dann  irò  sin,  und  witer  kainen  ansprach  da 
haben  etc.4) 

(6)  Item  och5)  habend  wier  gesetzt  welcher  ein  stöss 
anfacht  mit  Worten  oder  mit  wärcken  so  vil  das  sich  ain 
ge  |  rieht arkennen  mag  das  er6)  unbillichen  an  fanggethon 
habe  was7)  da  durch  schulden  oder  busen  ver  vallon8)  |  sol 
cjier  so  den  anfang  gethon  hat  alles  '  abtragen 9)  etc. 

[Und  des  alles  zu  ainem  urkunt  der  obgeschribnen  |  stucken 
und  artigkel  war  und  stät  ze  halten  jetz  und  hye  nach  so 
hab  ich  Hans  Meyler  der  zit  amman  ze  Flims  |  und  ein  ganze 
lobliche  gemain  daselbs  gebeten  und  arbeten  den  vesten 
Otten  von  Gappal  das  er  sin  aigen  |  insigel  offenlich  gehenckt 
hat  an  disen  brief  für  sich  selbs  und  für  unsre  nach  komen 
etc.  Geben  an  zinstag  |  vor  Sant  Ulrichstag  im  höwmonet  des 
jars  do  man  zalt  von  der  geburt  Cristi  unsers  lieben  herrn 
tusent  vierhundert  |  im  nunzigosten  und   achtenden  jare.]10) 

*)  Fehlt  in  D.  *)  Fehlt  in  D. 

*)  In  D  fehlt:  „es  sy".    4)  In'D  folgt  der  Bundesartikel  A  6,  C  6,  D III 1. 

6)  D:  mehr. 

e)  D  fugt  hinzu:  einen.        7)  D:  nach  (!). 

8)  D  setzt  hinzu:  ohne  entöden. 

9)  D:  „und  wann  auch  jemand  stössig  oder  uneins  würde,  so  sond 
alle  die  darzu  kommend  threulich  scheiden  und  friden  und  bey  ihrem  eidy 
und  er  sich  niemand  partheyen,  besonders  dieweil  niemand  beschwisen  (!)ist.a 
Vgl.  Artikel  des  grauen  Bundes  A,  7. 

10)  Der  Schiusa  lautet  in  D  :  „Wir  der  ammanii,  geschworne  und  ganze 
gemeinde  zu  Tisentis  in  disem  und  dise  obgnte  stäke  und  artieul  mit 
gemeinem  pund  zu  halten  ufgesetz  in  mass  als  ob  lautet  bey  dem  eid,  doch 
so  haben  wir  uns  selbst  mit  gemeinen  pund  herzu  nämlich  vorbehalten,, 
ob  uns  und  gemelten  pund  ....  darin  uzit  duechts,  zu  mindern  oder  merenr 
dass  wir  mit  sambt  den  anderen  in  unserem  pund  das*  gwalt  sollen  haben 
unserem  eide  und  ehre  ohne  schaden.  Und  das  allen  zu  wahrer  vesten 
urkund,  so  haben  wir  ob  g~nten  geschworen,  und  gmeind  zu  Tisentis  mit 
fliss  erbeten  den  ehrsamen  und  weisen  Durig  Bereuter,  der  zeiten  land 
ammann  zu  Tisentis,  dass  er  unsers  landes  eigen  insigel  öffentlich  gehenkt 
hat  an  disem  brief  für  uns,  unsre  erben  und  nachkommen.  Der  geben  ist 
zu  miten  mayen  des  jares  gezält  von  der  geburt  Christe  fun&echen  hundert,, 
und  im  achtzehn  jare. 

Johannes  Janig,  Spt." 
20* 
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KL  Ftas*  VirmhHU«  üar  Einig  ite  im  8.  Aprii  1567. 

(Original  mit  anhängendem  Gememdesiegel  im  Archiv  daselbst.) 

Ich  Marty  Eeget  Gastrisch  der  zyt  amman  zu  Flima 
bekhenn  und  thue  kunt  allen  manklichen  myt  disem  |  bryef 
dass  ich  räth  und  ganze  gemeind  einheilig  ufgesetzt  handt 
diss  nach  vollende  artikel  war  und  stät  zu  |  halten  und 
inen  flissig  nach  komen  jetzt  und  hernach  nämlich  : 

.1.  Zu  den  ersten  dass  wellicher  frembt  |  in  unser  dorf 
oder  gemeint  zücht  sol  der  gemeint  us  thrucklich  on  allen 
Verzug  zwenzig  guldin  verfallen  |  sin  und  sol  das  gelt  von 
stunt  an  ingezogen  werden  als  balt  er  kumpt. 

2.  Der  ander  artikel  wo  ein  dorf  |  kint  userthalb  unserer 
gemeint  sich  verhürette  oder  sunst  anderstwo  hus  hielte  ein 
zit  lang  und  darnach  sich  |  besiine  dass  er  wider  heim  oder 
zu  uns  züchen  weite  der  ist  der  gemeint  zehen  guldin 
ver  j  fallen  und  die  ouch  in  zu  züchen  wie  obstat. 

3.  Der    drit   artikel   hat    ein   amen    räth   und  ganze  | 
gemeint   inen    selbs    vorbehalten    über  alles  dass  keiner  in 
unser  gemeint  nit  züchen  soll  on  verwillig-  |  ung  ouch  gunst 
wissen  und  willen  eines  amens  räts  und  ganzer  gemeint. 

4.  Zu  dem  vierten  hand  |  wir  ouch  ein  heilig  ulgesetzt 
dass  keiner  in  unser  semeint  sin  hus  oder  anders  hüser  als 
ein  vogt  niemant  hin  lassen  soll  one  wissen  und  willen  eins 
amens  und  ganzen  rats. 

Und  das  |  alles  zu  einem  waren  und  vesten  urkunt 
so  hant  wir  rät  und  ganze  gemeint  |  gebeten  und  erbeten  den 
ersamen  und  wisen  Marti  Reget  Gastrich  der  zit  amen  |  zu 
Flims  dass  er  der  gemeint  eigen  insigel  an  disem  bryef  ge- 
henkt hat  doch  im  und  I  sinen  erben  ouch  räth  und  ganzer 
gemeint  one  schaden  der  geben  ist  am  |  achten  tag  abrülis  da 
man  zalt  nach  der  geburt  Christi  unsers  heilants  {  thusent 
fünfhundert  sechzig  und  siben  jar. 


IV.  6swohBlMifsfl  und  Gebräuche  der  Freien  im  Lax,  1 1  22.  Septeibof  15*48. 

Nach  dem  Original  aaf  Pergament  im  G-emeindearchir  sn  Laax,  anhängend 

das  Siegel  der  Freien  ob  dem  Flimser  Walde,  eine  Abschrift  im  Docnmenten- 

bnoh  unter  No.  21. 

Allen  den  die  dysen  brief  an  sehent  lösent  oder  hörent 
kundent  wir  der  aman  geschworen  mit  sampt  die  ganz  gemeint 
der  fryen  von  |  Lax  und  Syffis,  dass  wir  gemainlich  und  ain- 
hälligklich  uns  besint  mit  ain  ander  haben,  mit  guter  zitiger 
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ft'orbetrachtung  ouch  mit  wol  [  bedachten  sinnen  und  mut,  was 
rechter  und  guter  gewohnhait  und  brach,  wir  die  fryen  in 
unser  gemeint  und  fryhaiten  hond  und  haben  sond  j  als  dan 
.unser  vordren  uns  bracht  und  mit  recht  behept  band,  alle 
sdie  stuck  und  artykel  so  hienach  geschriben  stand,  das  haben 
wir  byeren  und  |  eyden  uns  ennant  und  erindert  ouch  an- 
gelobt für  uns  und  unser  nachkommen  alles  vestenklich  in 
ewigkait  zu  halten  getrülich  und  ungefarlichen  :  | 

(1)  Item  zu  dem  ersten  so  sint  unser  recht  also,  dass  wir 
•dry  stend  imjar  gericht  haben  sond  ainest  ze  pfingsten  das 
-ander  zu  Sant  Michelstag  das  dryt  zu  Sant  |  Hylarien  tag l) 
.und  ob  ain  richter  und  gericht  sehent  dass  es  me  noturft  were 
.gericht  zehan  so  mögen  sy  es  ouch  thun  so  dick  es  die  noturft 
^erfordert. 

(2)  Item  |  wan  ainer  ein  fürsprecher  nimpt  so  sint  dar 
•dem  gericht  sächs  plapart  verfallen  die  gehörent  dem  richter 
und  rechtsprächern  gemainlich  us  ze  theilen.  | 

(3)  Item  wan  unser  weybel  ainem  gast  furbüthen  mus 
.so  sol  er  alwegen  gehalten  werden,  wie  die  sälbigen  uns 
.ouch  halten. 

(4)  Item  wan  es  zu  schulden  kam  dass  |  man  schlechtin 
beschehent  oder  ander  Sachen  uf  stunden  in  unser  herschaf 
gericht  und  bieth  dass  wir  noturftig  wurden  über  das  blut 
zerichten,  das  söllent  |  wir  ouch  thun  nach  us  wisung  unsers 
versygloten  brief  den  wir  hond  von  unserm  aller  gnädigisten 
herren  und  durchlüchtigisten  fürsten  des  keysers  |  Sygmunt2). 

(5)  Item  wellicher  fryd  briioht  oder  brochen  hetty,  ist 
•der  gemeint  verfallen  üb  und  gut,  doch  um  das  leben  vor- 
behalten wan  er  gnad  haben  möchty  so  ist  |  es  im  nit  ab- 
geschlagen. 

(6)  Item  wän  ainer  alt  mer  ein  stos  anfahent,  dan  so  soll 
ain  jetlicher  trülich  scheyden,  und  wan  ainer  von  ainem  ge- 

•schwornen  oder  ein  bütherman  um  fryd  gemant  wurdy  ainest 
.  zum  andren  zum  drytten  und  der  den  stos  hat  nit  gehorsam 
.sin  wölty,  dan  so  ist  er  um  die  vierd  ermanung  zway  rinschgl. 
verfalen  |  und  um  die  fünft  ermanung  vier  rinsch  gl.  und 
furohin  alwegen  das  zwyfalt  so  lang  er  sich  ermanen  lat  und 


l)  13.  Januar. 

*)  Urkunde  vom  Jahre  1434,  Dienstag  nach  Oculi,  in  welcher  König 
»Sigismund  den  Auskaufbrief  der  Freien  von  den  Rechten  des  Grafen  Rudolf 
von  Werdenberg  (1428,  Samstag  nach  St  Jacobi)  bestätigt,  Original  auf 
Perg.  mit  schön  erhaltenem  Siegel  im  Archiv  zu  Laax  Nr.  2,  vgl.  Planta* 
«urrät.  Herrsch,  p.  456  f. 
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wöllicher  nit  am  gut  hetty  solliche  schulden  zbellen  (!),  |  der 
sol  am  lib  gestraft  werden  nochgerichts  erkantnus. 

(7)  Item  wan  ainer  dem  andren  mit  gewaffiieter  hand  in 
sin  hus  oder  in  sin  gemach  noch  lufly,  oder  ainem  us  |  sin 
hus  rufty  in  ainer  andren  form  und  dann  zu  im  schlugy,  der 
sol  gestraft  werden  glich  als  ainer  der  do  fryd  hat  brochen. 

(8)  Item  wan  ain  frömder  in  unserm  gericht  und  |  bieth 
ein  stos  anfahet  oder  hat  so  sol  er  ein  tröster  geben,  und 
fundy  er  aber  kein  tröster,  dan  so  soll  er  anloben  by  sin 
aydt  sälber  uf  dem  rechten  zu  erschinen  wann  er  |  darzu  ge- 
fordert wurdy,  und  wan  ein  frömder  ein  unredlich  stos  an- 
fyeng  und  kein  tröster  fundy,  dan  so  sol  man  in  gefänglichen 
an  nemen. 

(9)  Item  um  messer  zucken  |  und  um  ein  fast  straych  ist 
ein  dicken  pfänig  bus. 

(10)  Item  wan   einer  den   andren   zu  tod  erschlugy  da 
vor   gott  sin  wöll  in  unsern  grafschaft  und  unsern  gericht  | 
und  bieth  und  wurdy  der  den  schaden  gethon   hat  ergriffen* 
oder  nit,  so  sol  man  alwegen  richten  ab  Üb  ab  gut  noch  recht. 

(11)  Item  wellicher  den  andren  hies  liegen  vor  I  verbanen. 
gericht  die  ist  um  dry  rinsch  gl.  verfallen  on  gnad. 

(12)  Item  wan  ainer  dem  andren  an  sin  er  redt  vor  ver- 
banen gericht  der  ist  sächs  rinsch  gl.  verfallen. 

(13)  Item  wölicher  i  dem  andren  blut  runs  schlugy  der 
ist  ain  rinsch  gl.  bus  verfallen  und  der  dem  schaden  ge- 
schechen  wer  mag  in  mit  recht  ersuchen. 

(Ì4)Item  um  schlahen  stosen  was  von  trucknen  |  straychen 
ist,  ist  alwegen  ein  dicken  pf&nig  bus. 

(15)  Item  wöllicher  den  andren  über  maydt  der  ist  um 
ain  jetlich  sägesen  straych  vier  plapart  bus  verfallen. 

(16)  Item  und  |  wöllicher  den  andren  überbut,  der  ist 
um  ein  jetlichen  oxendritt  vier  plapart  bus  verfallen. 

(17)  Item  und  wan  solliche  obgeschrieben  välen  un- 
formygklichen  |  und  schwärlich  beschechent,  dann  so  mögen 
alwegen  ain  richter  und  gericht  die' do  gefalt  hondt  witer 
und  iürer  strafen  noch  gerichts  erkantnus. 

(18)  Item  und  was  |  von  trucken  straychen  ist,  gehörent 
die  busen  dem  aman  allein,  und  was  dan  um  blutruns  oder 
um  andren  busen  ist  gehört  in  dry  theyl %  nämlich  das  ain 
theil  |  dem  aman  das  ander  theyl  den  geschwornen  und  das 
dryt  theyl  der  gemeint. 

(19)  Item  wan  ainer  in  unser  gemeint  dem  andren  am 
rechten  nit  gehorsam  sin  wölt  |  und  ab  dem  rechten  wychi 
er  stund  im  clag  oder  in  der  antwurt  der  ist  den  clag  verfallen.  * 
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(20)  Item  ist  ouch  unser  Satzung  wöllicher  elich  künd 
"hat  es  werent  |  knaben  oder  tochtern  und  der  salben  ains 
»mit  tod  abging  vor  sin  vater  und  mutter,  und  der  abgestorben 
ouch  eliche  künd  het  und  lies,  die  salben  künd  |  sond  ir  äny 
und  ana  erben  an  vater  ald  mutter  statt  und  in  rollen 
rechten  sin. 

(21)  Item  es  sol  ouch  alwegen   des  nechst   blut  erben. 

(22)  Item  wir  der  aman  geschwor  |  nen  und  mit  sampt  die 
ganz  gemeint  der  fryen  hßbent  unser  fryhayt  vorbehalten, 
ob  sich  etwas  in  disem  brief  vergässen  war,  nämlich  es  were 
zu  |  mindren  oder  zu  meren  dass  man  das  sälbig  alwegen  thun 
möge  es  sy  über  kurz  oder  lang  wan  es  uns  gut  dunkt,  doch 
.alwegen  noch  recht  und  guter  |  gewohnhayten  und  unseren 
üryhayten  und  eren  unschädlichen  ze  guten  trüwen  on  al 
gefärde. 

Und  das  zu  urkund  und  gezügnus  aller  ob  geschriebnen  j 
dingen  dass  die  war  stät  bfiben  und  getrülich  von  uns  fryen 
-gehalten  werden  so  hond  wir  der  aman  und  geschwornen 
unser  fryhayt  von  Lax  aygen  insygel  |  offenlich  gehenkt  an 
diesen  brief  für  uns  und  unser  nachkommen  der  geben  wart 
.an  Sant  Muryzyustag  nach  Gristus  geburt  thusent  fünfhundert 
vierzig  |  und  acht  jar. 


3f.  Aelteste  Bestimmung«  dir  GmwMo  zu  Hau  iri  In  fcr  6nob, 

Erlassen  mit  Willen  nnd  Rath  des  Grafen  Heinrich  von  Sai 

am  21.  Dezember  1465. 
Nach  dem  Original  anf  Pergament  im  Stadtarchiv  zu  Ilanz,  No.  37, 
•das  gut  erhaltene  Siegel  des  Grafen  anhangend.  Leider  ist  die  8chrift  schwer 
lesbar,  znm  Theil  üherhaupt  nicht  mehr  zu  entziffern. 

Wir  der  richter  geschwornen  und  ganz  gemaind  zu  Inlanz 
>und  in  der  Grub  bekennend  offenlich  mit  disem  brief  für  uns 
und  für  j  alle  unser  nachkommen  das  wir  mit  willen  und  raut 
«des  wolgebornen  hern  Hainrichs  graven  zu  Mosagx  hern  zu 
»Castriseli  |  unsers  gnädigen  hern  uns  ainhelliklich  verdaucht  be- 
trauten und  ze  halten  uf  gesetzt  habent  die  stuk  und  artikel 
so  her  nach  volgent  | 

(1)  Item  des  ersten  so  habent  wir  uf  gesetzt  ob  sich  wurd 
fügen  daz  yeman  mit  dem  andren  stössig  würd  iro  war  zwen 
-oder  mer  mit  worten  |  oder  mit  werken  denn  so  sol  der  erst 
rder  dar  zu  kumpt  er  sy  geschworner  oder  ain  ander  man  der 
.«in  Vernunft  hat  die  stössig  [en  erman]  |  nen  uf  ir  ayd  das 
.sy  frid  geben  zu  recht  und  wölicher  dann  nit  frid  git  zu  der 

Zeltschr.. forsch weiasertoch©«  Recht    Nene  Felge  III.  21 
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drytten  manung  der  tut  sinem  eyd  nit | uf  der- 

vierden  manung  ist  er  vervallen  zechen  mark  on  all  gna£ 
und  dar  nach  von  yeder  manung  öch  so  vil  und  dar  zu  sol- 
[es]  |  stau  an  gerichtz  erkantnus  wie  man  in  strafen  sol  air 
sinen  eren  und  ob  ain  sölicher  die  schuld  am  gut  nit  hefc 
ab  zu  tragen,  so  sol  er  |  an  dem  lib  gestrafet  werden  nach, 
gerichtz  erkantnus. 

(2)  Item  und  wölicher  der  war  der  frid  brach  und  das- 
kuntlich  wurde,  der  ist  verval  |  len  lib  er  und  gute  doch  uim 
den  lib  sol  es  stän  an  dem  gemelten  unserm  gnädigen  henr 
und  dem  geriohte  ob  man  im  gnad  tut  oder  [  nit  und  ob  tod- 
schleg  beschächind  da  vor  gott  sin  wolle  dar  über  sol  gericht 
werden  als  von  alter  her  komen  ist  in  dem  gerichte  . . .  |  . . . 
sol  hier  in  gnad  .nit  abgeschlagen  sin  ob  die  yeman  gehaben« 
möcht. 

(3)  Item  und  wenn   ayner  dem   andren   an  sin  ere  redt 

.  .  .  .  I  .  uf ög  bewysen    der  soll  gestraft  werden  nach.. 

gerichtz  erkantnus  es  sy  an  er  oder  an  gut. 

(4)  Item  wen  etwan I  . . . .  ain  frömder  mit  ainem 

haimschen  stössig  wurd  daz  man  den  fremden  sol  lassen  trösten* 
oder  schweren  frid  ze  halten. 

(5)  Item  .  .  .  |  .  uf  gesetzt  wölicher  dem  andren  nach 
lief  in  sin  hus  und  gmach  mit  gewappnoter  hand  in  zuschlachei* 
oder  zu  stosen  ...  | ...  so  vil  gefräflet  als  ob  er  frid  gebrochen 
het  es  wttr  dann  daz.  ayner  erlopt  war. 

(6)  Item  wölicher  ain  blut  runsig  machty  oder  aineit 
.  | .  .  .  .  oder  ain  stein  von  hand  gegen  aim  würfe  der  ist  ver- 
vallen zechen  land  guldin  möntiner  werung. 

(7)  Item  um  messer  oder  ander  |  waffen  zucken  oder  un* 
trucken  straich  ist  ayner  vervallen  ain  lant  guldin. 

(8)  Item  und  die  gemelten  schulden  alle  gehörend   denx 

.  • unserm  gnädigen  hern  u  | um  messer  zucken« 

lind  um  drucken  straich  was  da  von  vallea  wurd  haut  derr 
gemeh  .  .  | . . .  gnädig  her  ainem  richter  belausen. 

(9)  Item  wir  habent  öch  gemacht  daz  kinds  kind  ir  eny 
und  ana  erben  sollen  an  ir  vater  oder  |  mutter  statt  ob  die 
also  vor  dem  eny  und  anen  absturbind  als  vil  als  fftr 
aynen  tail. 

(10)  Item  und  dann  sollent  vater  und  mutter  öch  |  ir.- 
kind  erben  ob  die  kind  one  lib  erben  oder  eliche  gesohwistrigot 
absturbind  und  sölich  gut  söllent  vater  und  mutter  brüchem 

.  •  | ungevarlich  und  nach  irem  tod-  sol  es  dann  vallent 

an  die  so  dann  sölicher  kind  recht  erben  gewesen  wärendi 
.  .  .  .  [ worden  sy. 
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(11)  Item  wir  haben  öeh  gemacht  das  ain  y  etlicher  ain 
kouf  ziechen  mag  in  .  .  | .  .  .  end  gut  dessen  frund  verkeuft 
hetond  indert  aim  jar  sechs  wochen  und  dry  tagen  und  ob 
ain  koufhandel  geschieht  |  vor  den  trömden  so  haben  sy  aber 
den  zug  nach  dem  und  sy  dez  innen  werdent  in  so  vil  zites 
als  ob  stehet. 

Item  dise  obges.  |  stuck  und  artikel  haben  wir  zu  halten 
uf  gesetzt  in  mass  als  es  lutet  by  geschwornen   ayden   doch 

so  haben  wir  uns  selbs  | vorbehalten  ob  uns 

dehaynes  daran  ützet  duchty  ze  mindern  oder  ze  meren  daz  wir 
des  gewalt  sollen  |  haben  .  .  .  ayden  und  eren  on  schaden. 

Und  des  alles  zu  warem  urkund  so  habent  wir  alle  erbeten 

den  gemelten .....  | sin  aygen  insygel  offenlich  gehenkt 

haut  an   disen   brief  des   wir   yetzgemelter   grave  Hainrieh 

| won  dis  alles  mit  unsermwyssen  und  willen 

geschechen  ist*  Der  geben  ist  an  Sant  Thomas | 

Crysti  geburt  vierzechen  hundert  saehzig  und  fftnf  jar. 


VI.  Der  Mg.  Rmrsferief  das  torfebts  Wolttnpirg.   Mttfastw  1479. 

Das  Original  ist  verloren.  Abgedruckt  nach  einem  von  Jacob  von 
Casntt  im  Jahre  1722  verfassten  Folio-Band  im  Archiv  der  Gemeinde 
Waltenspurg.    Dieser  Reversbrief  ist  bereits  gedruckt  worden: 

1)  in  der  Schrift:  „Landrichter  Nikolaus  Maissen,  ein  Beitrag  zur 
Geschichte    des    Bündner    Oberlandes44,    von    Dr.    C.    Decurtins, 

,    p.  36  f.  (Beilage  V)  bezeichnet  :  D. 

2)  im  Bündner  Monatsblatt  vom  Jahre  1881,  p.  100—102,  von  Prof. 
Muoth.  Beide  Abdrücke  nach  dem  sog.  Cadonau'schen  Buche, 
welches  eine  Abschrift  des  Casutt'schen  sein  dürfte.  Der  Revers- 
brief findet  sich  auch  in  der  Deflorin'schen  Documentensammlung, 
p.  283  f.,  in  der  Willi'schen  Sammlung,  p.  253—256,  in  der 
Marschlinser  Sammlung  III,  p.  134  ff.  Auszug  in  Th.  von  Mohr, 
die  Regesten  von  Disentis  n.  218. 

Wir  der  aman,  und  *)  die  geschwornen  und  ganze  ge- 
meind  des  gerichts  zu  Waltenspurg,  thuon  kund  und  ver- 
gehend*) offenlich  mit  disen  brief,  dass  wir  mit  dem  hoch- 
würdigen  fürsten  und3)  herren  Johansen  abt  des  würdigen 
gottshaus  .Disentis  unseren  gnädigen  herren  gütlich  betragen, 
und  mit  rat  frommer  leüten,  überein  kommen  sind,  umb 
frevel  und4)  buosen  so  in  dem  benambten5)  gerioht  künftig- 


*)  fehlt  in  D.  ■)  fehlt  in  D.         •)  fehlt  in  D. 

4)  D  :  zur.        »)  D  :  genannten. 
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lieh  geschehen  oder  fallen  worden,  und  sollend  und  wollend 
das  gegen  seinen  gnaden  halten  in  mass  wie l)  harnach 
volget,  dessgleichen  ir9)  gnad  gegen  uns  auch  thun  soll  nach 
laut  des  revers  brief  den  sein  gnad  uns8)  gegeben  hand, 
und  ist  dem  also  : 

1)  Erstlichen,  welcher  ein  redlichen  todschlag  thet,  der 
ist  leib  und  guot  verfallen,  ob  aber  einer  ein  unehrlichen 
todschlag  thete,  dawimb  soll  man  noch  schwerer  richten  nach 
gerichts  erkantnus,  und  nach  der  getödt. 4) 

2)  Item  es  ist  abgeredt,  dass  ein  jetlicher  gegen6)  dem  an- 
deren frid  geben  soll,  wan  er  darumb  ermahnet  würd,  und 
welcher  sich  des  wideret  umb 6)  auf  die  dritte  mahnung,  der 
ist  verfallen  ein  mark,  und  demnach7)  zu  jeder  mahnung 
äweyfalt  so  vil,  und  ob  das  alles  nit  weit  verfachen,  so  soll 
man  denselben  ungehorsamen  dem  richter  antworten,8)  der 
soll  ihn  gehorsam  machen,  und  soll  dan  furo  gestraft  werden 
nach  gerichts  erkantnus. 

3)  Item  wir  haben  auch  aulgesetzt, 9)  welcher  frid  geb  und 
nit  dan  hielten, 10)  dass  der  verfallen  sein  soll  zechen  marken 
ohn  alle  gnad,  und  furo  soll  er  gestraft  werden,  es  sey11)  an 
leib,  an  ehr,  oder  an  guot  nach  dem,  und12)  red  und  werk 18)  be- 
sehenen, nach  erkantnus  des  rechten. 

4)  Item  welcher  zu  einem  stos  kam,  der  ist  schuldig 
bey  seinem  eyd  die  stössigen  in  frid  zu  setzen. 

4)  Item  es  ist  abgeredt, u)  welcher  dem  anderen  an  sein 
ehr  red,  und  dieselbe16)  nit  mag  bewisen,  dass  derselb  ver- 
fallen sey 16)  fünf  marken  ohn  gnad,  und  soll  furo  gestraft 
werden  nach  gerichts  erkantnus. 

6)  Item  es  ist  aber 17)  abgeredt,  welcher  den  anderen  vor 
verbahnten  gericht  frefentlich  heisst  liegen,  dass  derselb  ver- 
fallen sein  soll  fünf  mark. 

7)  Item  welcher  den  anderen  bluot  rünzig  macht  mit 
frefel  [der  ist  verfallen  drey  landguldi,  und  welcher  eine 
tust 18)]  frefentlich  schlägt,  der  ist  verfallen  vier  und  zwanzig 
plapert. 


*)  D:  als.        *)  D:  sein.  s)   D:  sefert  hinin:  „daramb". 

4)  D:  that 

*)  D:  mann.        6)  D:  nnz.      T)  D:  darnach.      8)  D:  aberantworten» 

9)  D:  ausgesetzt        10)  D  :  und  den  nicht  hielt.        ")  D:  saje.; 

«)  D:  dan.        ")  D:  werth  (!). 

M)  D:  auch  beredt        u)  D:  setet  hinzu:  „reda. 

M)  D:  sein  soll.        ")  fehlt  in  D. 

*•)  Das  Eingeklammerte  fehlt  in  D,  dafür:  „in  sunsf . 
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8)  Item  welcher  den  anderen  überlauft  zu  haus  und  zu 
hof,  ihn  firefentlich  zu  beschädigen,  der  ist  verfallen  fünf 
mark  ohn  alle  gnad,  und  soll  furo  gestraft  werden  nach  er- 
kantnus  des  [gerichts  oder]  *)  rechten. 

9)  Item  welcher  den  anderen  überbaut,  oder  tibermayet,*) 
und  das  ein  lichter  zu  klag  kombt,  wo  sich  dan  das  mit  recht 
erfunden,8)  so  were  derselb  verfallen  ein  mark,  als  oft  es4) 
su  schulden  kombt,5)  es  soll  aber  sölioh  klag  niemand  fur 
den  richter  bringen,  er  soll  vor  erfahren,  ob  im  der  so  6)  über- 
baut oder  tibermayt2)  hat,  woll  wandel  thun. 

10)  Item  es  ist  auch  gar  luter  geredt7),  ob  einer  flüchtig 
wird,  darumb  dass  er  nit  frid  wolt  geben,  dass  derselb  ver- 
fallen sein  soll  fünf  mark,  ohne  alle  gnad,  und  ob  er  in 
solchem  jemand  schadhaft  machte,  so  soll  er  darzu  gestraft 
werden,  nach  der  that,  usgenomen  ob  einer  schaden  gethan 
hat  der  zum  tod  sorglich  were,  und  von  desselben  wegen  an 
«ein  gewahrsame  wiche  und  sonst  einer8)  umb  der  wer  des 
wichen  halb  nit  verfallen. 

11)  Item  es  ist  auch  beredt,  wan  ein  herr  oder  ein 
<aman  ein  gemeind  wolt  haben,  und  er9)  haisst  gebieten,10) 
welcher  dann  nicht  kam  dem  geboten  were,  der  ist  verfallen 
acht  plapert,  es  were  dann  dass  ein  ehaft  sach  daran  ge- 
saumbt11)  hat,  dero  darfür  genug  were. 

12)  Item  und  welcher  solch  buosen  wie  obstat  an  dem 
guot  nit  hat  abzutragen,  der  oder  dieselben  soll  man  strafen 
an  den  leib  oder  an  seinen  ehren  nach  erkantnus  des  rechten, 
•alles  ungefohrlich. 

Und  das  alles  zu  einem  wahren  urkund  und  fester11) 
guter  Sicherheit,  so  haben 1S)  wir  gemelten  aman, 14)  ge- 
«chwomen  und  ganze  gemeind  erbeten,  den  edlen  u)  vesten 
junker  Hans  von  Saxs,  dass  er  sein  eigen  insigel  öffentlich 
für  uns  gehenkt  hat  an  disem  brief,  ihm  und  seine  erben 
ohne  schaden,  der  geben15)  an  mitten  fasten,  als  man  zeit 
von  gotte8  geburt  anno  w)  1479.  ") 


')  fehlt  in  D. 

*)  D:  ubenn»vrt  (!).           •)  D:  erfindt           4)  D  :  du 

»)  D:  treibt 

•)  D  :  so  ihn. 

7)  D:  beredt. 

8)  fehlt  in  D. 

*)  D:  der. 

l0)  D  :  bieten.            u)  D  :  gehindert. 

u)  D:  unser. 

")  D:  sollen.           ")  D  setzt  hinzu 

w)  D  setzt  hinzu 

:   ist.          ")  fehlt  in   D. 

17)  D  :  viersechhundert  siebenzig  und  neun  jähr. 

und, 
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VII.  fente  arlassM  m  fifif  Hau  ni  Su,  4m  Vigt  ui  iu  SMMtate 

io  LugNte  gigli  Mi  Ehnmdmig  frwwtar  Ptfswn. 

Freitag  nach  dem  zwölfbotentag  1457. 
Nach  dem  Original  im  Kreisgerichtsarchiv  zu  Villa,  auf  P erg.,  Siegel  abgerissen. 

Wir  graf  Hans  von  Sax  erbora  von  Masaux  und  der  vogt 
und  ganz  gamaind  die  von  vater  stara  Romansch  sind  In* 
lugnitz  tund  kunt  und  vergahent  offenlich  mit  disem  brief  ft* 
uns  uii8en  erben  und  nachkomen  das  wir  mit  raut  unser  bunt» 
gnosen  von  unsers  gemainen  lantz  Inlugnitz  nutz  und  notdurft 
wegen  von  gross  uberfals  und  träffilicher  beschwarung  wegen 
am  gesatzt  und  rächt  in  unserm  land  Inlugnitz  über  aiir 
komen  sind  nun  hinnanhin  ze  halten*  nach  datum  dis  briefe  : 

1)  Item  es  sol  nieman  in  unserm  land  Inlugnitz  guter 
noch  hüser  den  frömden  setzen  die  nit  sind  von  vater  stani 
Churwalhen  dysenthalb  den  bergen  oder  gotzhuslüt,  wer  das 
tibergieng,  der  wer  um  das  selb  gut  odéf  hus  verfallen  ai» 
tail  minem  hern  und  zwen  tail  der  gemaind  Inlugnitz. 

2)  Aber  sol  nieman  guter  noch  hüser  die  Inlugnitz  ligent 
den  främden  die  nit  sind  von  vater  stam  Churwalhen  dysert» 
halb  den  bergen  oder  gotzhuslüten  nit  verkoufen  noch  ze 
erblehen  lan  noch  verphenden  und  welher  das  übergieng  der 
wer  verfallen  umb  das  selb  gut  oder  hus  und  der  fir&md 
um  das  galt  ouch  ain  tail  minen  hern  und  zwen  tail  der 
gemaind. 

3)  Aber  welhi  tochter  witw  oder  man  wer  der  wer  der  von 
vater  stam  ain  lant  kind  wer  alfc  vor  geschrieen  stat  selb 
wibeti  oder  manneti  an  des  richters  und  der  geschwornen 
urlöb,  der  wer  verfallen  um  sin  vater  und  mutter  erbschaft 
wo  er  sich  vermechlote  zu  främden  lüten  als  vor  geschrtbe» 
stat  und  wer  das  erb  gefallen  den  nächsten  erben  und  ob. 
die  nächsten  erben  die  pen  nit  neraent,  so  mag  min  her  au 
ainem  tail  der  erbschaft  grifen  und  die  gemaind  zu  den  zwen 
tauen  was  gutz  Inlugnitz  läge. 

4)  Aber  welher  der  wer,  der  ein  tochter  oder  witw  oder 
knaben  mannoti  oder  wiboti  die  von  vater  stam  Churwalhen 
wärind  an  des  richters  und  der  geschwornen  raut  främden 
lüten  die  nit  stam  werint  als  vor  geschribeu  stat,  der  ist 
verfallen  sechs  und  drysig  rinsoh  gülden  ob  ers  am  gut  haut 
Inlugnitz  und  ob  der  selb  das  gut  nit  vermag,  so  sol  die- 
selben pen  ustragen  der  zu  den  selben  griffen  haut,  es  sy~ 
frow  oder  man  mit  irem  gut  ht  Lugnitz  und  die  selben  ge- 
machel  und^  iri  kind  sond  dannenhin  främd  sin  Inlugnitz. 
und  derselb  pen  gehörte  als  vormals  geschribeu  stat. 
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5)  Item  wer  der  wer  der  gut  enphangen  hette  Inlugnitz  und 
er  das  selb  gut  satzti  främden  lüten  die  nit  stam  werint  als 
vor  geschriben  stat,  der  wer  verfallen  um  achzehen  rinsch 
gülden  und  wer  das  selb  gut  wider  verfallen  sinem  lechen- 
hern  die  pen  gehört  öch  als  vor  geschriben  stat. 

6)  Item  welher  ain  främden  behuseti  Inlugnitz  an  des 
richters  und  der  gesehwornen  raut,  der  wer  verfallen  all 
woohen  dry  rinsch  gülden  die  pen  gehört  öch  als  vor  ge- 
schriben stat. 

7)  Item  welher  der  ist  der  von  vater  stam  als  vor  ge- 
schriben stat  Inlugnitz  guter  versetzt  haut  den  främden  die 
nit  sind  von  stamen  als  vor  geschriben  stat,  der  sol  die  guter 
ablösen  von  den  främden  ob  er  wil  oder  das  gelt  von  sinen 
fründen  enphahen  und  von  dçn  främden  lösen  und  ob  sin 
frtind  nit  zu  der  losung  wend  tun,  so  sol  er  von  andren  lant- 
lüten  das  gelt  enphahen  und  das  gut  oder  hus  von  den  främden 
lösen  und  den  selben  dann  versorgen  nach  notdurft  der  daa« 
gelöst  haut. 

8)  Item  öch  sullent  die  främden  die  Inlugnitz  mit  hus 
ietz  ze  maul  seshaft  sind  von  wiber  hand  die  von  vater  stam 
lantkind  sind  als  vor  geschrieben  stat  denen  mag  man  guter 
setzen  und  liehen  ze  iaren  und  sol  man  inen  die  guter  die 
Inlugnitz  ligent  nit  ze  koufen  gen  noch  ze  erbühen  lan 
noch  versetzen,  wer  aber  das  über  säch,  der  wer  verfallen 
um  das  gut  und  der  främd  der  zu  dem  land  gemuschet  haut, 
um  das  gelt,  öch  ain  tail  minem  hern  und  zwen  tail  der  ge- 
maind,  wer  aber  vormals  etwas  erkouft  haut  oder  ze  erblehen 
haut  den  sol  man  by  sinen  rechten  laussen  beliben. 

9)  Item  wir  hand  uns  öoh  erkent  das  welche  frow  von 
vater  stam  ain  lantkind  ist  als  vor  geschriben  stat  und  der 
man  främd  ist,  so  sond  die  kind  die  si  by  anander  hand 
nach  des  vaters  und  mutter  tod  öch  lantzkind  sind  und  mugent 
koufen  und  werben  als  andere  lantzkind. 

10)  Item  der  richter  und  das  gericht  Inlugnitz  hand 
inen  ouch  vorbehalten  armlüt  öch  lan  ze  behusen  und  ze 
beliben  die  främd  sind  mit  der  nachburschaft  raut  ,bis  an. 
ain  abrufen. 

11)  Item  es  ist  öch  beret  ob  jeman  seshaft  welti  werden 
Inlugnitz  ob  der  richter  und  das  gericht  begärtint,  so  sol 
er  kuntschaft  bringen  von  den  flecken  da  er  vormals  ge- 
sessen ist  wie  er  von  dannen  geschaiden  sy. 

12)  Item  wir  hand  uns  och  vorbehalten  ob  jeman  främder 
.begäroti  lantzman  werden  Inlugnitz,  den  mag  ain  gemaind 
der   merer   tail   Inlugnitz  enphahen  es  sy    ain    oder  mer  ob 
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man  wil  ze  lantzman  und  welher  ze  aineiu  lantzman  en- 
phangen  wirt,  der  mag  danen  hin  koufen  und  werben  als  ain 
ander  lantzkind. 

13)  Item  öch  sind  minem  hern  sini  recht  siner  herlikait 
in  allen  andren  sinen  Sachen  und  schulden  vorbehalten. 

14)  Item  wir  die  ganz  gemaind  Inlugnitz  hand  uns 
öch  vorbehalten  ob  wir  fììrbas  ütz  fondent  dysen  brief  ze 
bessren  ze  meren  oder  ze  mindren,  das  sullen  und  mugen 
wir  gewalt  han,  wir  süllent  und  wellent  och  allen  ob  gemelteu 
artiklen  und  stucken  redlich  und  ufrechtiklich  nach  gan  ze 
guten  truwen  on  geferd  wir  und  unser  erben  und  nachkomeiu 

Und  des  alles  ze  ainer  guten  waren  urkund  und  vesten 
sicherhait  so  habent  wir  der  mer  tail  die  stam  sind  Eo mansch 
als  oben  geschriben  stat  die  Inlugnitz  seshaftig  sind  flissklich 
und  ernstlich  erbeten  unsern  gnädigen  hern  grauf  Hansen 
von  Sax  erborn  von  Masaux  das  er  sin  aygen  insigel  haut 
gehenkt  an  disen  brief  für  uns  und  unser  erben  und  nach- 
komen  des  wir  grauf  Hans  von  Sax  vergichtig  sind  das  wir 
unser  aigen  insigel  hand  gehenkt  an  dysen  brief  von  ir 
ernstlicher  gebet  wegen  doch  uns  und  unsern  erben  an  schaden. 
Der  brief  ward  geben  am  fritag  nach  dem  zülftentag  in  dem 
jar  do  man  zalt  von  der  geburt  Cristi  unsers  hern  vierzehea 
hundert  jar  und  darnach  in  dem  siben  und  funzigosten 
jar  etc.  — 


Vili.  Formi  bal  Belsihoig  des  Ananas  m  Disentis  lit  dm  BlitbaiM 
im  SeltM  des  Abts. 

A  Nach  der  Synopsis  Annalium  von  Disentis  (Abschrift  bei  Herrn 
Christ  von  Hess-Castelberg  zu  Disentis). 

B  In  der  hei  VI.  citirten  Schrift  des  Dr.  Decurtins,  Beilage  IV. 


A. 
Per  hanc  conventionem1)  ab- 
rogata fait  publica  illa  sollemnitas 
seu  Ritus,  quoAbbatesutisolebant 
in  conferendo  jus  Gladii,i.  e.  Pote- 
etatem  criminales^rocessus  insti- 


B. 
La  Ceremonia  e  fuorma,  che 
vegnieva  duvrada  de  conceder  il 
jus  gladii  era  questa.  Igl  glien- 
dischdis  Tschuncheismas  suenter, 
che  igl  danief  tschentau  Mistral 


l)  Vertrag  zwischen  Abt  und  Convent  zu  Disentis  und  der  Landschaft 
vom  6.  Octoher  1643  in  der  Deflorinschen  Sammlung  p.  291—296,  in  der 
Willischen  Sammlung  p.  266 — 277,  im  Ansauge  hei  Th.  von  Mohr,  die 
Regesten  des  Stiftes  Disentis  n.  325,  vollständig  gedruckt  hai  Decortins  1.  c. 
Beilage  X1L 
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tnendi,  qui  ante  hoc  tempus  sic 
fieri  consueverat.  Ministralis  Feria 
seconda  Pentecostes  noviter  elec- 
tu8,  edito  sacramento,  ad  pedes 
Abbatis  in  genua  procnmbens 
coram  universo  populo  de  manu 
ejusdem  prorectum  Gfadium  reci- 
piebat  per  haec  Rhœtica  Abbatis 
verba:  „Jeu,  sco  in  Parsuna  della 
casa  da  Dieu  vus  conced  et  em- 
prest  la  domandada  regalia  della 
Mi8tralia  ent'il  num  della  casa 
da  Dieu,  scha  vus  mi  emprome- 
teit8  lau  enconter,  che  uns  leies 
Us  dreigs,  Frietats,  vegls  urdens 
e  bruchs  della  casa  da  Dieu, 
suenter  vossa  pussonza  mantener, 
a  buna  fei  vegnir  suenter,  e  far 
insacrament  avont  la  Porta  della 
Claustra,  sebi  chars  sco  Dieus 
uns  ei  el  salit  della  voss'  olma." 
H«c  olim. 


haveva  ritschiert  igl  seramen,  se- 
mateva  quel  enschanuglias  avont 
igl  Avat  enten  preschienscha  de 
tut  il  Pievel,  il  qual,  cura  ch'igl 
Avat  purscheva  la  spada  e  tier 
el  acheva  queste  plaids:  „Jan 
sco  ina  Parsuna  della  casa  de 
Diu  a  vus  conzedelsche  Vus 
empermateis  a  mi  cau  encunter, 
che  vus  leigie8  igls  Dreigs,  frie- 
tats, veigls  Uordens  et  Isonzas 
della  Casa  de  Diu  suenter  la 
Vossa  Pusonza  mantaner  a  buna 
fei  vignir  suenter  e  far  in  sera- 
ment  avon  la  porta  della  claustra 
seni  char  sco  Dieus  a  Vus  ei  et 
il  salid  della  vossa  olma.  "  Aschia 
retschaveva  pli  da  veigl  mintgia 
legiu    ora  Mistral  il  jus  gladii. 


IX.  Satzng  der  {iM  if  TIimim.1) 

Zum  1.  ist  gsetzt  welcher  prest  haft  vech  von  unge- 
sunden orten  zu  her  tribe  by  einer  halben  myl  und  darus 
ein  schaden  endstunde,  so  sol  ers  abtragen,  hat  ers  nit  an- 
gut,  so  sol  er  gestraft  werden,  nach  grichts  erkantnus  an  lyb, 
leben  und  sinen  ehren.*) 

Zum  2.  wen  einer  pfand  abschlüge  um  bargelt  an  pfand, 
so  ist  es  zwyfalt  gefallen,  und  ob  er  im  nit  gichtig  weri  die 
schuld  und  sie  nit  usrichtete,  so  mag  er  gricht  füren,  den 
amman  und  die  zwey  nechsten  gschwornen  der  Schätzung 
zunächst.8) 

Zum  3.  wen    einer   kämi   er  wer  frömbd    oder    heimsch 


*)  Die  erste  Seite  der  alten  Rédaction  (A)  ist  unleserlich.  Die  neue 
Redaktion  (N)  hat  aussen  folgenden  Titel:  „Satzung  der  gmeind  uf  Thänna 
so  ao.  1728  den  13.  tag  brachmonat  von  einer  ehrs.  gmeind  ist  erneüweret 
worden". 

*)  Ebenso  N,  Art.  1. 

s)  Ebenso  A,  Art.  3;  N,  Art.  2. 
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sol  er.  die  schuld  anforderen,  ist  er  im  sie  content,  so  mag 
er  in  heissen  daheimen  sin,  und  das  sol  beschechen  by  guter 
tag  zyt,  es  sei  mit  schetzen  oder  mit  gricht  machen,  und 
wen  er  in  nit  daheimen  fanden  sol  einer  warten  bis  an  den 
dritten  tag,  den  mag  er  im  den  weibel  nachschicken.1) 

[Zum  6.  der  zinsen  lidlon  und  gelichnen  gelt  halben 

mag   man   den  zins   um  zwyfalt  schetzen   und  14  tag 

stan   lassen.     Aber    umb  lidlon  und  umb  geliehen  gelt 

mag   man    für    zwifalt    schetzen   und   die    pfender  von 

stundan  dannen  triben  oder  nemen.]2) 

Zum   4.   wen  einer   schetzte    oder   gschetzt   wurdi   und 

.-sich  beschwärte    der   mag  gricht  füren  den  amman  und  die 

zwen  nechsten  rechtsprecher,  aber  nit  bruder  noch  Schwäger. 

In    züchen8)    halb     ist    einer   nit    content,  so  mag  man  mit 

dem  weibel  lassen  verbieten,    und  das  stat  an   den  dritten 

tag,  und  den  mag  man  für  zwyfalt  schetzen,  und  die  pfender 

won  stund  an  tryben  oder  nemmen.4) 

Zum  5.  weficher  der  wer  der  am  ligenden  gut,  oder  an 

der  farender  hab  zu  theilen  oder  mareken  zusetzen  hat,  der 

sol  den   aman  und  zwen  gschwornen  der  theilung  zunechst, 

dar  zu  nemmen  und  ir  Ion  ist  jedlichen  zum  tag  ein  batzen.5) 

[Zum  9.  umb  alpen  nemen  sol  ain  yeder  nemen  vor 

Sant  Jörgentag,  und  sol  für  ain  yedes  rind  frembde  vech 

ain  khu  alpen  geben,  und  wo  er  nit  vech.  funde  so  sol 

im   ain   gemaint  die  alpen  verzinsen  Und  für  ain  khu 

alpen  xx  er.  geben.]6) 

Zum  6.  mag  ein  jeglicher  sin  eigen  alpen  laden,  und 
wen  einer  alpa  uf  näme,  und  frömbdes  vech  domit  laden 
wölte,  so  mag  mans  im  abztichen,  usgenommen  mtilchkü  mag 
einer  ufnemen.7) 

Zum  7.  welicher  der  weri  der  ein  gut  oder  alpa  neme 
nsserthalb  der  gemeint  zu  heüwen,  so  mags  im  einer  in  der 
gmeind  abzüchen,  er  sei  frind  oder  bruder,  usgenommen 
wein  ein  vater  sinen  kinden  lasst  das  hat  kein  zug.8) 


*)  Ebenso  A,  Art.  5;  N,  Art.  3, 

8)  Nnr  in  A  nnd  durchstrichen. 

*)  Von  hier  an  in  A  Znsatz  von  anderer  Hand. 

*)  Ebenso  A,  Art.  7  ;  N,  Art.  4. 

s)  In  A,  Art.  8  (aber  :  „ain  schilling",  später  durchstrichen),  in  N,  Art.  5. 

6)  Nnr  in  A,  ebenfalls  durchstrichen. 

')  Ebenso  A,  Art.  10;  N,  Art.  6. 

8)  Ebenso  A,  Art.  11:  N,  Art.  7. 
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Zum  8»  welicher  der  wer  der  ein  gut  zu  heüwen  neme 
«oder  heüwen  lies«  so  mag  im  der  riechst  frind  um  den  zins 
.abzüchen  inerthalb  vier  wachen ,  usgenommen  alpen  wen 
sie  genommen  wurde  in  der  alp  fart,  so  mag  er  sie  ztichen 
inerthalb  drytagen ,  wen  aber  einer  gut  zu  heüwen  ufge- 
nommen  bett,  und  im  abzogen  wurde,  und  er  das  gut  ge- 
"werket  und  gebesseret  hett,  das  sol  im  nach  grichts  erkant- 
nus  abgetragen  werden.1) 

Zum  9.  welcher  der  wer  der  ein  anderen  über  mayte, 
und  in  nit  vergüten  wurde ,  so  mag  der  über  gemayet  ist 
gricht  füren,  den  amman  und  zwen  gschwornen  die  zunechst 
sind,  und  ir  Ion  ist2)  zwey  batzen.8) 

Zum  10.  wen  es  zu  zyten  käme,  das  man  die  ross  us- 
achlacht,  so  sollend  die  am  ineren  ort  am  ineren  ort  usschlachen, 
und  die  am  usseren  ouch  am  usseren  ort  usschlachen,  und 
-wen  es  käme  ein  veoh  zu  sinem  zun  oder  lege  in  giengi, 
-der  sol  es  desshalb  wider  hinus  tryben,  und  keinem  anderen 
uï  das  sin  tryben.4) 

Zum  11.  welcher  gen  alp  oder  von  alp  faren  wil,  sollen 
•die  am  ineren  ort  inerthalb  dem  zun,  und  die  am  usseren 
ort,  am  usseren  ort  dem  2un<uf  und  abfaren.6) 

Zum  12.  sol  man  zu  mitten  meyen  an  beyden  orten  gar 
ihinuf  zünen  usgenommen  gottsgwalt,  und  sollen  von  einer 
gmeind  zwen  biderman  erweit  werden,  die  sollend  die  zun 
^besichtigen,  und  einer  oberkeit  oder  gmeind  anzeigen,  do  mit 
-einem  jegliohen  das  sin  beschirmt  werde.  Und  wen  es  aber 
gschicht,  das  ross  oder  anders  vech  inbräche  und  schaden 
thet,  so  sol  der  des  das  vech  ist  den  schaden  abtragen  und6) 
•den  zun  machen,  und  ist  denen  die  den  zun  bschouwen  einem 
jetlichen  6  erützer  ir  lidlon.7) 

Zum  13.  sol  keiner  kein  hufen  ross  haben  und  welcher 
.mer  dan  ein  ross  wölt  han,  usgenommen  ein  fftlin,  das  hin 
gfallen  wer,  der  sol  im  vier*  kue  alpa  geben,  usgenommen 
ein   fardel   fülin,    sol   mit   zwey   kue  alpa    geweret  haben.8) 

l)  Ebenso  A,  Art.  12  ;  N,  Art  8. 

*)  In  A  folgen  die  beiden  dnrehstrichenen  Worte:  „wie  obstat". 
8)  Ebenso  A,  Art  13;  N,  Art  9. 
*)  Ebenso  A,  Art.  14:  N,  Art.  10. 

*)  Ebenso  A,  Art  15;  N,  Art  11.  A,  Art  16  entspricht  dem  Artikel 
:27  der  mittleren  Rédaction. 

6)  Von  hier  an  in  A  Zusatz  von  anderer  Hand. 
*)  Ebenso  A,  Art.  17;  N,  Art.  12.  . 
*j  Das  Folgende  ron  anderer  Hand. 
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Anno  1657  ist  geordnet,  und  gesetzt  von  der  gmeind,  daz  ein< 
ros8  solle  3  köuen  alpen  haben.1) 

Zum  14.  p  f  a  n  d  s  c  h.  Welcher  der  wer  der  einem  ein  ross» 
[rubetc.]2)  ritte  oder  ein  bös  leckung  gebe  der  sol  um  vj  land- 
guidi3)  gstraft  werden.4) 

Zum  15.  welcher  ein  ross  pfände,  das  ist  ein  schilling 
und  von  einem  rind  dry  pfennig,  und  von  geissen  und 
schafen  dry  hall  er,  und  wo  einer  sich  nit  domit  benügte, 
so  mag  er  gricht  füren,  das  sol  im  dan  bezalt  werden  nach 
grichts  erkantnus.6) 

Zum  16.  mag  einer  pfänden  von  ingenden  aprellen  bis 
an  Sant  Gallen  tag.6) 

Zum  17.  wen  es  zu  wegen  ist  grund  weg  oder  schnee 
brüch,  so  sol  us  einem  iegliohen  hus  oder  von  einem  ieglichen 
gehüset  der  aller  sterkest  mit  sinem  vech,  was  er  dan  für  gleite 
hat,  die  sol  er  tryben,  und  sol  ein  ieglicher  by  sinem  hus 
anfachen  zu  wegen.7) 

Zum  18.  des  banwaldes  halben  sol  keiner  nüt  feilen,, 
den  was  der  banwalder  ime  gibt,  welcher  aber  mer  felde, 
sol  er  gestraft  werden  von  einem  holz  20  batzen.8)  Und  wo 
louwenen  sorg  wer,  sol  keiner  kein  holz  houwen  weder  zu 
zünen  noch  anders  zu  brachen,  und  wo  einer  darüber  houwet 
das  schaden  brecht,  sol  gstraft  werden  nach  grichts  erkant- 
nus [und9)  rüses  halb  sol  kainer  mer  nemen  dan  was  ainer 
mit  der  axt  erlangen  mag.]10) 

Zum  19.  welcher  zum  gricht  oder  zur  gmeind  boten 
wurde,  und  er  nit  kämi,  so  sol  er  gstraft  werden  um  ein 
batzen. 

Item  in  den  wegen  zu  gan,  sol  geschechen  nach  der  roden, 
und  sol  ein  ieder  uf  sin  wen  im  boten  wird  zu  gutem  träwen 
wen  einer  zu  morgen  gessen  hat,  und  wen  einer  nit  gieng,. 
sol  er  gstraft  werden  nach  grichts  erkantnus.11) 

1)  In  A,  Art  19  fehlt  der  Zusatz,  in  N,  Art  13  ist  er  aufgenommen. 

2)  Nur  in  A. 
*)  N:  10  L. 

«)  Ebenso  A,  Art  20;  N,  Art.  14. 

6)  Ebenso  A,  Art  21  ;  N,  Art  15. 

•)  Ebenso  A,  Art.  22;  N,  Art  16. 

T)  Ebenso  A,  Art  23  ;  N,  Art.  17. 

8)  A:  „4  blapert"  durchstrichen,  darüber  „20  crnteer." 

')  Das  folgende  nur  in  A. 

")  A,  Art.  24  ;  N,  Art.  18. 

")  A,  Art.  25:  N,  Art  19. 
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Zum  20.  die  wyl  spilen  und  tanzen  nüt  anders  bringt 
dan  des  nechsten  schaden,  und  des  fleischen  anreizung  ist  zu 
allem  überflüssigem  mutwilligen  und  bösen  begirden,  domit 
man  gott  grösslich  erzürnet  und  dem  nechsten  ergernus  bringt, 
so  habend  wirs  verboten  by  einem  rinischen  guidi,  dem  Über- 
treter und  wer  stür,  hülf,  tach,  gmach,  spys  und  trank  gibt 
in  glycher  straf.1) 

Zum  21.  welcher  sich  überwinet,  das  er  widergeben 
muste,  sol  gstraft  werden  um  ein  guidi.2) 

Zum  22.  diewyl  der  Sonnentag  ein  ruwtag  ist  von  gott 
dem  herren  zuhalten  geboten,  so  haben  wir  gesetzt  wer  an 
einem  Sonnentag  arbeitet  usserthalb  dem  gmeinen  bruch,  der 
sol  gstraft  werden  um  ein  krona.8) 

Zum  23.  hand  wir  verboten  das  schweren  by  gott  sines 
sons  und  anderem  unzimlichen  fluchen  by  eines  grichts  er- 
kântnus  zu  strafen,  und  sol  je  einem  dem  anderen  mit  dem 
eyd  beleydigen.4) 

Zum  24.  welcher  dem  anderen  mit  behirtetem  vech  uf  das 
sin  hütet,  der  sol  gstraft  werden,  um  so  vil  ein  gricht  mag 
erkennen5.) 

Zum  25.  ist  der  schetzeren  Ion  einem  schetzer  3  er.  wen 
man  pfand  schetzt,  wen  man  aber  heüw  schetzen  wölte  so 
ist  der  Ion  1  bz.  von  einer  ku  heüw,  wen  man  den  aman  und 
die  nechsten  gschwornen  bracht.  2  bz.  wen  man  gricht  fürt.6) 

Zum  26.  welcher  frömbd  vech  uf  nimpt  sol  er  einer  zyt- 
kue  und  vardelrinder  eim  jedlichen  ein  kue  alpa  geben,  und 
einem  fremden  kalb  ein  halbi  Içue  alpa,  und  was  ein  jedlicher 
kalber  hie  hat,  so  mag  vier  kalber  uf  einer  kue  alpen  laden 
er  koufi  oder  heige  selbs.7) 

Zum  27.  sollend  die  am  indren  ort  uf  wert  zünen  bis 
St.  Jörgentag  uf  zu  der  leim  gruben  hinder  den  bälligen 
guter    [usgnommen    gottsgwalt    schnees    halben].8)     Und    die 


*)  A,  Art.  26  ;  N,  Art.  20. 
*)  A,  Art.  27;  N,  Art.  21. 
8)  A,  Art.  28;  N,  Art.  22. 

4)  A,  Art.  29;  X,  Art  23.    In  A  lautet  der  Schluss:  rje  ainer  dem 
anderen  mit  dem  aid  beleidigen. u 

5)  N,  Art  24. 
•)  N,  Art.  25. 

7)  N,  Art.  26. 

8)  N:  „hof  oder  guter",  das  Eingeklammerte  fehlt  in  N. 
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am  usseren   ort   sollend  zünen  uf  wert  zum  baren  gaden  us- 
gnommen  gottsgwalt  schnees  halben.1) 

Zum  28.  ist  gsetzt,  das  man  acht  geissen  einer  kue  alpen 
geben  sol  und  nit  mer.a) 
%  Zum  29.  so  ist  gsetzt  die  alp  vart,  und  sol  man  8  „tag 

vor  brachmonat  uf  faren    zu  alp  und  sol   ouch  keiner  darvor 
uffaren,  und  ouch  vor  an  da  oben  nit  inthun.8) 

Zum  30.  ist  [anno  1613.  den  16  meyen]4)  von  wegen 
der5)  schwynen  gsetzt.  Erstlich  das  ein  jeder  hushaber  nit 
nier  han  sol  den  1  schwyn  uf  der  alpen,  mer  ist  gsetzt  der 
schwynen  halben  das  keiner  sol  mer  den  ein  schwyn  uf  der 
alpen  laden  er  habe  den  zechen  kue  alpa,  und  welcher  über 
zeohen  kue  alpen  hette,  der  mag  zwey  schwyn  uithun,  und 
welcher  mer  den  zwenzig  kue  alpa  hat  der  mag  dry 
schwyn  ufthun,  und  welcher  dryssig  kue  alpa  hat,  der  mag 
vier  schwyn  uf  thün,  und  also  von  zechen  kue  alpa  eins  uf- 
rucken6). 

Zum  31.  ist  gsetzt  von  wegen  der  schwynen  (von7) 
ingenden  meyen  hin]  wen  einer  uf  sinem  gut  ein  schwyn 
findet,  so  ist  es  ein  schillig  pfandschillig,  und  [sol  man  im 
glouben,  als  hette  er  sie  pfend,  wen  einer  aber  nit  glouben 
weite  und  ouch  nit  kundschaft  darum  hat  so]  sol  man  an  sin 
warheit  mögen  kommen8). 

Zum  32.  ist  ouch  unserer  gmeind  rad  und  meinung, 
welcher  vor  ingendem  brachmonat  uf  die  alpa  schlüge,  der 
nit  alpa  hette,  der  sol  um  ein  halben  gl.  gstraft  werden  von 
einer  kue9\ 


M  N,  Art.  27. 

8)  N,  Art.  28. 

*)  N,  Art.  29  lautet:  „Zum  29.  so  istgesetz  dass  keiner  solle  zu  alp 
fahren  oder  die  alpen  laden  bis  man  die  alpen  rechnung  gethan  hab  und 
man  eins  komen  gmeinlicb  die  alpen  zu  laden  nach  beschaffenheit  der 
zeit  und  der  jähren  und  dann  so  soll  man  sey  gmeinlich  an  einem  tag  laden 
nach  deme  das  mehren  von  einer  gmeind  aus  gfallen  ist." 

*)  Das  Eingeklammerte  fehlt  in  N. 

5)  N  :  „der  s.  h.  schwynen.44 

«)  N,  Art.  30. 

7)  Das  Eingeklammerte  fehlt  in  N,  statt  dessen  heisst  es:  „Das 
selbige  sollen  gleiches  gand  haben  als  andere  schmal  hab44. 

8)  N,  Art.  81  fügt  hinzu:  „als  hette  er  sie  pfendt44.  In  M  ist  mit 
Bleistift  von  neuerer  Hand  hinzugefügt:  „vom  Jahre  1613". 

e)  Nf  Art.  32. 
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Zum  33.  ist  ouch  unser  guieind  ufsatz  wer  der  wer 
der  alpa  ufnämen  weite,  und  ross  daruf  thun,  und  kein  alpa 
selbs  nette,  dem  ist  es  verboten1). 

Zum  34.  ist  gsetzt  wen  wir  zu  alp  gladen  hand,  und 
«a)  ab  der  alpen  verkoufte  oder  sonst  zu  unnutz  abgiengi, 
fio  sol  er  sie  mögen  weglassen  oder  widerum  laden,  usgnom- 
men  das  er  sie  nit  schwerer  lade  dan  wie  vor8). 

Zum  35.  ist  unserer  gmeind  ufsatz  das  wen  einer  kue 
4mderstwa  zu  alp  thun  wil,  so  sol  er  dieselben  kue  nit  ut 
•die  alpa  thun  by  einem  halben  guidi  buss4). 

Zum  36.  ist  ouch  gsetzt  wen  einer  alpa  wäg  Hess  vor 
merzen  und  die  nechsten  züger  nit  darvon  wüssten,  so  sol  er 
•den  zug  darzuhaben  wen  es  ime  für  kämi,  wen  aber  einer 
meinte  er  habe  darvon  gwüsst,  das  er  sie  weg  glassen  habe, 
so  sol  man  mögen  hin  kon  an  sin  warheit  ob  er  es  gwüsst 
habe  oder  nit,  wen  ers  gwüsst  hat,  das  sie  weg  glan  weri 
vor  merzen,  so  sol  sie  kein  zug  han,  wen  er  aber  nüt  darvon 
wüsste,  sol  er  zug  darzu  han,  wen  aber  einer  nach  merzen 
lasst,  so  soll  er  den  zug  han  bis  14  tag  vor  der  alp  fart, 
wen  sie  sich  aber  hernach  Hess,  sol  sie  noch  zug  han  bis 
•drytag  in  die  alpfart6). 

Zum  37.  ist  es  verboten  das  man  Salpeter  herd  nit 
wüschen  sol  by  einer  crona  bus  wer  übertrittet,  und  so  der 
gaden  gschendet  weri,  so  mag  der  so  ime  schaden  gschehen 
ist  um-  den  schaden  suchen6). 

Zum  38 7).  wer  schaf  kauft  nach  dem  neüwen  jähr, 
der  mag  sie  nit  auf  den  alpa  oder  allmeinen  han,  aus  ge- 
nommen der  sonst  vor  hin  keine  hat,  der  mag  4  oder  5 
kaufen,  und  solt  die  schaf  hinderthalb,  das  blatawägli  ab, 
und  ausserthalb  für  dem  fluog  dürli  ab ,  vorbehalten  wen 
«ie  in  den  berg  mögent,  so  mag  er  koufen  und  zu  schlachen, 
und  die  schaf  sollend  bis  S.  Michelstag  enthalb  oben,  oder 
in  den  bergen  sein8). 


*)  In  A  von  anderer  Hand  hinzugefügt;  N,  Art.  33. 

■J  A:  „einer." 

•)  In  A  von  anderer  Hand  hinzugefügt;  N,  Art.  34.  Dazu  folgender 
spätere  Zusatz  am  Schlüsse:  „Anno  1751  ist  mit  einhelligem  mehr  gemacht 
wan  etwas  nach  der  alpfahrt  unnütz  abgienge  so  mag  einer  auf  nemen  und 
die  alpen  laden  wie  mit  seiner  eignen  habu, 

«)  N,  Art.  35. 

5)  In  A  von  anderer  Hand  nachgetragen;  N,  Art.  36. 

•)  N,  Art.  37. 

7)  Von  hier  an  andere  Schrift.  8)  N,  Art  30. 
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Zum  39.  ist  gömet  was  schmall  vech  ist,  daz  haubt  ein 
Mutzer  geben  pfand  schillig1). 

Zum  40.  ist  die  gmeind  eins  worden,  von  Verbotes 
wägen,  welcher  last  verbieten,  der  soll  ein  tröster  gän,  und 
dem  verboten  wirt  der  solt  es  mit  recht  entschlahen,  aus- 
genommen bis  er  zum  rächten  kommen  mag,  den  solt  er  mit 
rechten  entschlahen2). 

Anno  1657  den  19.  merzen  ist  zum  41.  gmohnt,  und 
mit  mehrer  hand  geornet,  daz  die  hindersesser,  die  in  der 
gmeind  sind  die  mögend,  und  kennend  sich  mit  r.  100  bis 
am  anderen  sambstig  meien,  daz  ist  an  unser  gricht  satzig 
einkoufen.  Wer  aber  sich  nit  einkoufen  wirt,  so  solle  danet- 
hin  auf  20  jähren  eingestelt  sein,  daz  bys  die  20  jähren  nit 
vorüber,  und  verflossen  sind,  so  sollend  keine  mähr  ange- 
nommen werden:  und  daz  mit  geding,  daz  keiner  arama  in 
unser  gmeind,  oder  solle  durch  dessetwillen  gmeint  halten, 
und  wann  der  amma  oder  ein  lantsman  daz  mehren  verenderen 
wurde  in  denen  jähren  daz  welle  annem  zum  landsman,  der 
oder  die  sollend  ihre  landsrechtig  verlohren  haben,  und  nit 
für  lantsleut  gehalten  werden:  wan  aber  die  jähren  furüber 
sind,  so  soll  bei  der  gmeind  dan  verbleiben:  und  sein8). 

Amio  1699  den  8  tag  merzen  ist  ein  ehrsame  gemeind 
vast  einhellig  räthig  worden  der  hinder  sässen  halben  dass 
die  jenige  die  auf  dem  berg  wohnen  und  hab  und  gut  haben, 
seilen  jetz  furo  hin  jährlich  geben  der  gemeind  r  6,  und  r  2 
in  kirchen  oder  pfrund  wegen  deren  im  grund  behaltet  die 
gemeind  vor  darnach  sie  sich  einstellen  von  zeit  zu  zeit  sie 
auch  zu  halten4). 

Anno5)  1645  hat  die  gmeind  die  heüwbärgen  widrum 
glo8et  bis  auf  zechen  jar6). 

Zusätze   zur   neueren  rédaction. 

Anno  1729  ist  eine  ehrs.  oberkeit  und  gmeind  eins 
komen  wegen  annemung  zu  landsleüthen  dass  keiner  solle  zu 

*)  N,  Art  39. 
*)  N,  Art  40. 
•)  In  N,  Art  41,  aber  später  durchstrichen. 

4)  In  N  findet  sich  noch  folgender  Zusatz  :  „jedoch  behaltet  eine  ehrs. 
oberkeit  nnd  gmeind  noch  vor  wan  die  hindersässer  jährlich  den  hinder 
säss  bahr  erlegen  und  byder  gmeind  mit  gnoten  Worten  anhalten  was  sey 
ihnen  von  obigen  nach  lassen u 

5)  Dazwischen  nenn  leere  Seiten. 
•)  Ebenso  im  Jahre  1670  etc. 
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einem  landsman  an  genomen  werden  wan  zechen  dessen  nicht 
zu  friden  weren  und  wan  solches  geschechen  wurde  so  solle 
solche  annemung  nüt  und  unguldig  sein.  Was  aber  die 
annemung  anbetrifft  die  pretzi  wie  vil  behaltet  die  gineind 
ihro  vor.  Wegen  der  lauwen  zügen  ist  gesatz  und  benamset 
wo  die  selbigen  seigen  und  wie  weit  sey  gechen  sollen. 
(Folgt  eine  Aufführung  derselben  nebst  Bestimmungen 
darüber,  wem  das  umfallende  Holz  gehören  solle,  Bannung 
von  Wäldern,  Bestimmungen  über  den  Schafhirten.) 

Anno  1729  18  merzen:  bannung  eines  waldes. 

Anno  1795  den  7  may:  vertheüung  der  veltliner  gelder 
u.  s.  w.  an  alle,  die  über  14  jähre  alt  sind1). 

Eid    des   landammanns. 

1)  Voraus  und  voran  werdet  ihr  gott  und  die  gerechtig- 
keit  vor  äugen  haben  und  das  wort  gottes  schützen,  schirmen 
und  fortpflanzen. 

2)  Werdet  ihr  allezeit  das  gute  helfen  aufnehmen  und 
fördern  und  das  böse  hingegen  abstrafen. 

3)  Ihr  werdet  auch  in  räthen  und  thäten  verschwiegen 
sein  was  zu  verschweigen  ist,  bey  euch  behalten  bis  in  das 
grab,  was  aber  zu  eröffnen  ist,  werdet  ihr  zu  seiner  zeit  am 
gebürenden  ort  offenbahren. 

4)  Werdet  ihr  armen,  wittwen  und  weisen  helfen  und 
rathen  und  sie  bevogten:  ihr  werdet  auch  ein  unpartheyischer 
rieht  er  sein  dem  armen  wie  dem  reichen,  dem  reichen  wie 
dem  armen,  dem  frömden  wie  dem  heimschen,  dem  heimschen 
wie  dem  frömden. 

5)  Ihr  werdet  euch  unpartheyisch  halten  mit  gericht  und 
verbot  einzugeben,  und  auf  den  tag  so  ihr  gericht  eingegeben 
habet,  werdet  ihr  an  das  gewöhnliche  gerichtsort  kommen 
dass  man  zu  gericht  sitz  und  auflosen  klag  und  antwort, 
red  und  widerred,  kuntschaften,  briefen,  schritten  und  artieul 
.alles  so  in  rächten  eingeführt  wird  und  über  das  werdet  ihr 
aussprechen  das  was  euch  göttlich  billig  und  recht  zu  sein 
ledunkt  und  euch  nicht  lassen  davon  abwenden  weder  durch 
frund  noch  feindschaft,  weder  durch  miet  noch  gaben,  noch 
durch  keinerlei  Ursachen  willen  auf  erden  sonder  allezeit  dem 
rechten  nach  trachten. 

6)  Werdet  ihr  einem  jedem  helfen  und  rathen  darzu  er 
recht  hat,  und  helfen  stöss  und  span  ablegen  auch  allezeit 
bedacht  sein  köstig  und  schaden  zu  wenden. 

l)  In  N  folgt  der  Znsatz  zu  Art.  34. 

Zeitschr.  für  schweizerisches  Recht.    Neue  Folge  III.  22 
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7)  Ihr  werdet  auch  wen  ein  frömder  in  unsere  gemeind 
käme  und  unsere  brauch  und  Ordnungen  nicht  wüste 
selbige  ihm  offenbaren  und  ihm  rathen  und  helfen  worzu  er 
recht  hat. 

8)  Werdet  ihr  auch  der  gemeind  freiheit  und  gerechtig- 
keit  euers  Vermögens  aufenthalten. 


X.  Lttdsatzuagei  wn  Saflen 

Nach  dem  Original  im  Archiv  Safien,  Lederband  in  Folio  mit  Um- 
schlag, Papier,  mit  der  Aufschrift:  „Hienach  volgt  der  gemeint  zu  Savie» 
landsatzung  die  mit  der  meren  hand  gemacht  ist.4*  Von  späterer  Schrift 
ist  der  Titel  hinzugefügt:  „Statuten  oder  land  Satzung  der  gemeint  Safien 
oder  ban  buch;  alles  wye  nachfolgenz  ist  zu  ersechen."  Die  Nummern, 
sind  von  mir  hinzugefügt,  das  eckig  Eingeklammerte  ist  durchstrichen,  an 
dessen  Stelle  sind  besonders  von  2  verschiedenen  Schreibern  die  Verände- 
rungen hinzugefügt,  die  von  mir  A  bezeichnete  Hand  ist  aus  der  Mitte,  B- 
aus  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts.  Indem  ich  dieses  schöne  Denkmal 
volk8thümlicher  Rechtsentwicklung  zum  ersten  Male  herausgebe,  habe  ich 
ganz  besondere  Veranlassung,  den  Behörden  von  Safien  meinen  Dank  aus- 
zusprechen, da  sie  mir  das  Original  dieser  Satzungen,  welches  bei  meiner 
Anwesenheit  daselbst  nicht  vorfindlich  war,  aus  freien  Stücken  auf  längere 
Zeit  übersendet  haben. 


Hienach  folgt  die   Ordnung  und  landsatzung- 

zu  Savie  n. 

1.  Zum  ersten  mag  man  an  ain  suntag  nach  der  predig, 
oder  zu  der  selben  zit  zu  guten  trewen  gericht  uf  nemen,  uf 
den  nächsten1)  montag*)  am  montag  uf  mitwoch  und  voi* 
mitwochen  uf  den  sontag]  und  welicher  gricht  uf  genxuner* 
hette  ,  der  mag  die  erste  clag  frieren,  und  darnach  frembd 
lüt  ob  sy  da  wärent,  daz  gericht  bruchen  lassen,  und  wan  die 
ersten  clag  für  ist  und  kain  frömder  da  war,  welicher  daa 
zum  ersten  hat  lassen  bieten  mag  och  zum  ersten  fürfaren. 

2.  Zum  andern  dass  man  uf8)  [zinstag,  donstag  und 
sambstag]  schetzen  mag  den  ganzen  tag,  und   mag  ainer  den 


')  B  :  künftige  wuche  uf  welchen  tag  die  gelegenheit  zulast,  oder  be- 
gehrt würd,  vorbehalten  donstag,  und  mitwuchen,  so  lang  die  wuchen 
predigen  in  beiden  kirchen  ufm  platz  und  im  thal  gehalten  werden. 

*)  A  :  [oder  mitwuchen  oder  frei  tag]. 

*)  B:  welchen  tag  in  der  wuchen  vorbehalten  am  sontag. 
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anderen  am  suntag  haisen  daheimen  blyben,  im  zu  schetzen 
uf  welichen  tag  er  wil  under  disen  [dryen]  tagen  oder  an 
ainen  andern  t$g  ouch  haysen  dahaimat  bliben,  und  sol  p.  2. 
geschehen  ee  die  sun  oder  sunenschin  über  die  gret  us 
eye  zu  guten  trewen  etc.  und  die  pfänder  sol  man  nach  land- 
recht lassen  stan  bis  ul  der  dritten  tag,  und  welicher  pfand 
geben  muse,  der  sol  mit  der  Schätzer  rat  färschlagen,  die 
glichi8ten  pfänder  der  geltschuld  nach,  ob  aber  ainer  nit  mer 
dan  ain  khu  oder  zwo  hette  mölch,  der  mag  ander  pf ender 
fürschlagen  mit  der  schetzeren  rat,  und  die  melchent  khüe 
den  kinden  behalten,  und  wan  ainen  geschetzt  würde,  und 
er  sich  der  Schätzung  beschwärte,  der  mag  appelieren,  näm- 
lich also  er  mag  dry  gschwornen  füren  und  was  die  machen, 
darby  sol  es  bliben  on  alles  witer  appellieren  auch  solin  die 
Schätzer,  da  sie  hingefüert  werdent  schuldig  sin  ain  stund  zu 
warten  zu  guten  treuen,  ob  inen  vor  nüt  flir  wurde  ge- 
schlagen. 

3.  Umb  blumen  zins  mag  man  haisen  dahaim  sin  an  den 
andern  tag  so  ainer  haiset  dahaimat  sin  schetzen,  und  wo 
brief  und  sigel  darumb  sint  die  last  man  by  kreften   bliben.  p.  s. 

4.  Item  witer  gesetzt  dass  man  die  frömden  rossen  so 
man  in  die  alpen  nimpt  zu  hüetcn  iiij  khüe  alpen  geben  sol, 
und  ain  yedems  frömds  rind  j  khu  alpen  und  ij  frömden 
kalberen  j  khu.  alpen  und  ainen  haimischen  ross  ij  khuen 
alpen  und  ainen  füli  j  khu  alpen  :  v  schaf  ain  khu  alpen  y 
gaiss  nöser  ai  khuo  alpen  und  ij  järigen  rinderen  j  khu  alpen 
und  ain  zway  järig  rind  j  khu  alpen  [die  schwin  sol  man 
lassen  gan  by  den  hüseren,  bis  zu  miten  mayen,  doch  daz  sy 
geringeret  syent,  darnach  sol  man  sy  inhaben  umb  und  umb.]1) 

5.  Hennen  sol  man  zu  guten  trewen  lassen  gan,  doch 
den  ackern  oder  saaten  on  schaden. 

6.  Der  stieren  und  kalberen   last    man   yeder   nachpur- 
schaft  zu   wie    sy  gut    dunkt,    ouch    der  wälden   halben   zu  p.*. 
schirmen     und     schützen  wie    ain    yede     pürd    gut    dunkt, 
und  mügent  die  pürden  und  nachpaurschaften  umb  die  stuck 
kunt8chaft  geben  und  nemen,  wo  es  zu  schulden  khäme. 

7.  [Item   das   warten   haisen   ist  abgemeret  dass  keiner 


l)  B:  item  die  schwin  soll  man  lassen  gan  by  den  hyseren  zn  guten 
drywen  bis  zn  ingänden  meyen  doch  den  acheren  und  säten  ohne  schaden 
und  auch  dass  sy  gringl  syen  vorbehalten  wen  einer  bryf  und  sygel  oder 
anderi  beseri  rächt  hatti  vorbehalten. 
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den  anderen  sol  haissen  warten,  sondern  welcher  den  anderen 
schuldig  ist  sol  bezalen.] 

8.  Witer  ist  gesetzt  wßllicher  die  alpen  uberlyede  sol 
gestraft  werden  von  yeder  khu  alpen  umb  j  r.  guidi,  und  sol 
daz  übergeladen  vech  hinweg  thun  und  ob  aber  die  nach- 
puren sich  mit  den  verain  bareten  der  überladen  hette  ee  sy 
vor  dem  landwaibel  oder  oberkait  verklagt  werden,  so  sol  es 
kraft  haben,  ob  aber  daz  zu  recht  khäme,  so  sollen  und 
mögen  die   nachpuren  in  der    selben  pürd  kuntschaf  darumb 

p.  5.  gäben. 

9.  Item  gesetzt  und  geordnet  welicher  gaiss  oder  schaf, 
unbehirtet  us  schlecht  *)  [ist  dry  landgulden  verfallen]  (dieselbe 
Schrift  :)  und  schaden  thuent  und  verklagt  wurd. 

10.  Und  rinder  vech  mag  man  us  schlahen  ungehüetet, 
davor  sol  man  nach  zimlicher  notturft  zünen,  ob  aber  vech 
hette  daz  da  sprung  der  sol  hirten  han  oder  dannenthun. 

11.  Item  welicher  ain  rind  ab  sinen  güetern  warte,  der 
sol  daz  rind  wider  us  keren,  da  es  herkomen  ist,  [ob  ab  ainer 

p-  6-  trib  uf  ain]2)  almein,  so  hat  er  geantwurt. 

12.  Item  welicher  den  anderen  uf  sinen  güetern  mit 
wissen  hüeteten  oder  behirteten3)  [ist  dry  landgulden  verfallen]. 

13.  Item  welicher  den  andern4)  höw  über  meyet5)  [ist 
dry  landgulden  verfallen  ob  aber]  der  übermeyt  hette:  am 
letsten  so  vil  hew  da6)  [liess]  daz  der  ander  daz  sin  wol 
hette:7)  so  hat  der  übermeyr  gnugsamlich  *  geantwurt ,  des 
glichen  ist  mit  dem  uberschroten  ouch  gemacht.8) 


*)  A:  sol  nach  meiner  herren  erkantnus  abgestraft  werden  nach  der 
billigkeit. 

a)  B  :  oder  uf  ein. 

s)  A  :  der  sol  nach  meiner  herren  erkantnus,  nach  der  billigkeit  ab- 
gestraft werden. 

4)  A:  ohne  gefart.  ö)  A:  so  sol.  6)  A:  lassen  stöhn. 

7)  A:  oder  noch  füglicher,  daz  über  meiete  heüw  dem  anderen  uf  den 
•   gaden  tragen. 

*)  A  :  daz  welcher  ohne  gfert  überschroten  häte,  der  sol  dem  anderen, 
darnabent,  ander  haüw  im  schrot,  gnugsamlich  stan  und  bliben  lassen; 
dar  mit  hat  er  auch  geantwortet:  im  fai  aber,  wegen  des  über  meiens  und 
wegen  des  über  schrotens:  in  wederem  es  wäri:  zimliche  spänigkeit,  er- 
waxen  däti:  oder  kein  benügen  nit  wäri:  so  soient  beide  parten  obige 
spänige  sach  einem,  oder  2  der  nächsten  geschwornen  fiir legen:  und  es  dann 
ab  der  hand  nemmen  :  denen  zuo  gehorsamen  :  wo  aber  die  spänigkeit,  od»r 
der  faler  gross  werden  wolte,  so  hat  die  oberkeit  iren  rechte  vorbehalten  : 
ab  zuo  strafen  nach  der  biligkeit. 
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14.  [Mer  ist  gesetzt  welicher  den  andern  ubermaite  der 
sol  so  vil   höw   lassen  stan,  daz  der  da  ubermait  ist  das  sin 
wol  habe,  ob  aber  daz  höw  abgemeyt  wer,  so  sol  er  ims  uf 
den    gaden  thun   daz    er   das    sin   wol   hab    so    hat    er   ge-  p.  7. 
antwurt.]1) 

15.  Item  mer  ist  gesetzt,  dass  kainer  kain  schuld  uf  den 
anderen  koufen  entlichen  noch  sonst  in  kain  weg  nemen  sol, 
es  sey  dan  der  da  sol  guts  willens  content,  wo  aber  ainer 
oder  mer  also  schulden  uf  sich  nemen  wurde  :  so  mag  der 
da  schuldig  ist  ain  pfenning  geben  für  1  d.  und  mag  im 
ward  geben  zu  guten  trewen  wie  ainer  schuldig  ist  für  zu 
schlagen. 

16.  Vonpfendung   un  d  pf  an  dis  c  h. 

Item  gesetzt  welicher  den  andren  vech  pfante  der  sol 
von  rinder  vech  ain  hert  ain  rind  nemen,  und  von  schmal 
vech  ains  oder  zway,  und  die  andern  hert  vech  wider  hin 
richten  da  sy  hin  hört  und  ist  von  ainem  houpt  rinder  vech 
in  die  alpen  ij  d.  von  aine  noss  1  d.  von  ain  frembt  ross 
j  seh.  d.  von  ainen  heimsch  vj  d.  [in  wiss  meder  von  ain  fremt 
ross  24  d.  oder  ij  seh.  d.  von  heimsch  ross  xij  d.  von  ainen 
rind  4  d.  von  ain  noss  oder  schaf  ij  d.]  und  wan  einer  ainen  *•  8- 
die  pfender  us  den  gaden  lasse  gan  ist  er  schuldig  daz  gelt 
zu  geben  oder  zwifalt  pfander,  und  sollen  die  zwyfalte  pfender 
gefordret  werden,  und  ob  man  das  vech  nit  lösen  wölte  so 
mag  mans  hinderrecht  stellen,  und  wan  galt  vech  vorhanden 
war  so  sol  man  galt  vech  zu  pfand  nemen,  von  allerlay  vech 
klains  und  gross.2) 

17.  Witer  ist  gesetzt  welicher  den  andern  ain  ross  on 
sin  wissen  und  willen  tags  oder  nachts  ritte  brachte  oder 
entschwentzte,'  ist  x  landgulden  verfallen,  und  mag  der  den 
man  daz  ross  ritt,  bracht  oder  entschwentzt  wirt,  die8)  [straf] 
berächten  und  in  ziehen,  und  mag  im  dar  umb  an  sin  aid 
ziehen.  p- 9' 

18.  [Item  welicher  sin  vech  bös  leckung  gab,  und  das 
vech  darnach  in  gemenen  weyden  oder  trenck  trib,  der  ist 
x  landgl.  bus  verfallen]*). 


*)  A:  [verstat  sich  in  alem,  wie  im  näbent  blat  ist  zuo  ersechen]. 

*)  A  :  Item  mit  dem  pfenden  sol  gegent  den  frönden  anstösseren,  oder 
alben,  alezit  daz  gegen  recht,  in  aler  gebür  gehalten  halten  werden:  wie 
die  unserigen.  von  inen  auch  gehalten  werdent. 

*)  B:  guidi. 

4)  A:  [nach  erkantnus  meiner  hrn.  nach  der  billigkeit  zuo  strafen.] 
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19.  Item  gesetzt  welicher  rech  koufte  an  orten  und 
enden,  da  der  gechtod  under  dem  vech  ruerte  in  der  nehe 
ainer  halben  myl  der  ist  x  reinisch  gülden  verfallen  und  ok 
der  Übertreter  dis  gebot  und  Satzung  daz  gut  nit  hat,  so- 
sol   er  an   eren    und  lib   gestraft   werden  nach  gerichts    er- 

p-  10-  kantnus *). 

20.  [Mer  gesetzt  daz  ain  land  waybel  sol  sich  ernstlich 
flisen  by  dem  gericht  zu  sin,  und  haisen  stil  schwigen,  daz 
man  handien  künd,  ouch  sol  er  die  busen  so  dem  land  ver- 
fielen berechten  und  inziehen.] 

21.  Item  me  ist  gesetzt  wen  man  gericht  fort  appellieren» 
halber  oder  von  andern  leyen  lücken  Schadens  halben  so  sol 
man  die  nächsten  dry  gschwornen  nemen,  vorbehalten  war* 
man  ligent  gut,  oder  hab  und  gut  taylt,  so  sol  man  den 
amman  nemen,  und  zwen  geschwornen  zum  wenigsten, 
wer    aber    lieber    mer    geschwornen    oder    fründ    nimpt    der 

p.  li,  m'ags  thun 3). 

22.  Item  gesetzt  daz  man  am  früeling  zu  guten  trewen 
mag  us  schlagen  bis  uf  miten  abrel  und8)  nach  Sant  Michela 
tag.  Doch  sol  yeder  den  andren  ackern  und  garten  schir- 
men, und  niemant  den  andren  mit  geferden  uf  daz  sin  faren, 
welicher  aber  geren  daz  sin  schirmet  in4)  fzimlichen  Sachen 
daz  mag  er  ouch  thun].  Die  ross  sol  man  am*langsen  nit 
us  schlagen  by  der  nacht  bis  man  zünen  mag  ouch  nit  vor 
S.  Michels  tag  wer  daz  ubertret  sol  den  waibel  anzaigt  und 
gestraft  werden  nach  gerichts  erkantnus. 

23.  Wyter  ist  gesetzt  der  land  gejagten  halben  wan  un- 
thieren  vorhanden  sind  dass  je  ainer  sinen  nächsten  sol 
wissen  lassen,  und  wer  nit  lyess  wyssen  oder  so  er  nit  an 
daz  gejäg  khemt8)  [ist  viij  blappert  verfallen],  und  welicher 


*)  Ziemlich  alte  Schrift  (vor  A?):  Item  gesetz  von  frömbden  vech« 
pfenden  von  ein  jedlich  frömden  ros  es  sy  klein  oder  gros  in  alben  oder 
in  almeinen  oder  in  gemeinen  weiden  ein  balzen  nnd  in  den  wysen  zwen 
batzen  von  dem  frömbden  rind  vech  in  alben  oder  in  almeinen  ein  er.  in 
den  wysen  2  er.  von  dem  schmalvech  geis  oder  schaf  klein  oder  gros 
und  in  alben  nnd  almeinen  2  pfennig  nnd  in  den  wisen  ein  er. 

*)  A:  doch  was  die  partien,  in  iren  Sachen,  in  billichen  Sachen  pack- 
tieren,  nnd  wol  einig  sint:  das  ist  inen  billich,  erlaubt,  nnd  zn  geben. 

»)  B  :  acht  tag. 

4)  6:  gebär  mit  wehren  nnd  auch  sein  hab  mit  nf  anderen  luthen 
güäter  us  schlacht  der  mag  es  auch  thnon. 

b)  A  :  der  sol  nach  meiner  hrn.  erkantnus  nach  der  billigkeit  abgestraft 
werden. 


TT    -' 
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bürde  das  wolf  garen  geschlagen  wärde  die  salb  nachpur- 
schart  sol  daz  garen  abnemen  und  versorgen  so  daz  jegiägt 
ain  end  hat,  und  welicher  ain  unthier  usspehet  wolf  oder 
beren  daz  es  im  jag  sye  der  hat  *)  [ .  .  .  blappert]  gewunen2).  p.  it, 

24.  Desglichen  ist  gesetzt,  wan  man  zu  gemain  wegen 
bütet  so  sol  je  der  nächst  den  andren  nächsten  wyssen  lassen 
und  wer  nit  gehorsam  wäre  ist  [viij  blappert]8)  verfallen4). 

25.  [Item  mer  ist  gesetzt  welicher  freflete  vor  verpannen 
gericht,  also  daz  ainer  den  andern  schlüeg,  oder  über  ain 
zucket  dersel  ist  xv  landgl.  verfallen,  ouch  ist  witer  gesetzt, 
umb  solicher  frevel  willen  x  landgl.  mer  v  landgl.  mer  iij 
landgulden:  demnach  es  gehandlet  wurd  das  stat  an  gerichts 
erkantnu8  mer  j  landgl.  stat  alwegen  wie  vor  stat] 5).  p.  is~ 

26.  Vom   zutrincken. 

Mer  das  zutrinckens  halben  ist  gesetzt  welcher  der  war 
ders  ainen  brechte,  oder  wie  es  mit  gfärde 6)  zubracht  wurde, 
sol  verboten  sin  in  allen  gmeinden  und  welicher  der  war  der 
daz  übersech  zum  ersten  zum  anderen  oder  zum  driten  mal 
sol  umb  ain  yedes  mal  besonder  umb  ain  reinisch  gülden  ge- 
straft werden,  wo  er  aber  sömliche  Satzung  zum  driten  mal 
übertrete  sol  ain  gericht  in  mit  recht  strafen  nach  irer  er- 
kantnus  wyter  dan  an  gut,  ouch  die  wirt  die  stür,  und  hülf 
dafzu  geben,  den  würten  ist  ouch  ingebunden,  daz  sy  den 
fremden  gesten  so  by  inen  inkeren  dise  Satzung  khunt 
thüen,  und  wo  der  fai  geschieht  da  sol  somlichs  alweg  ge- 
straft werden.  p.  u. 


J)  A:  ein  halber  gnidi. 

*)  À:  und  wen  ein  wolf,  oder  baren  gefangen  würt,  so  sol  solches 
gefangni  tier,  nf  den  platz  zno  gefürt:  Wind  ohne  costnng  gebolget,  und 
der  copf  an  daz  grichte  hns  nf  gesehlagen  werden:  und  der  balg,  in  der 
oberkeit  hant:  deren  die  daz  tier  ns  gangen,  oder  der  Schätzern  an  der  jegi 
under  pfant  sein:  als  balt  sol  die  gemeind,  den  balg  jemant  übergeben: 
der  sälbig  sol  die  Schützer,  nnd  die  daz  tier  nsgangen  habent:  ordenlich 
bezalen. 

•)  A  :  bz.  6. 

4)  A:  die  bnos  gehört  dersfilbig  pürth;  in  welcher  pürth  die  unge- 
horsame beschickt. 

*)  A:  [an  meiner  hrn.  erkantnns,  nach  deme  die  sache  bewant  wäri 
abznostrafen.]  B  :  Item  ist  gesetzt  welcher  Vor  verbanetem  gericht  freflete, 
es  seige  mit  Worten  oder  gebärden,  der  sol  abgestraft  werden  nach  erkantnus 
einer  ehre,  oberkeit  demnach  der  fehler  oder  frefel  were   nach  billichkeit. 

')  A:  in  bösen  vorhaben. 
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27.  Von   gots    lestrung. 

Witer  ist  gesetzt  welicher  got  lestret  es  sy  wib  oder 
man1)  mit  einichelay  gots  lestrung,  der  sol  on  alle  gnad  als 
dick  es  beschickt  [umb  ain  reinisch  gülden  gestraft  werden2). 

28.  Von   spile  n. 

Item  mer  gesetzt  dass  niemant  in  unserm  land  noch 
userthalb  unserer  landschaft  kainerley  spil  thun  ^olle  damit 
man  den  pfennig  gewinen  und  verlieren  mag  ouch  in  kain 
weg  nit  umb  sunst,  darmit  daz  spilen  in  vergessung  kheme, 
und  wer  würfel  oder  karten  in  unser  land  bringt  und  wer 
den  8pileren  tach  und  gemach  für  und  licht  gibt  sol  in  ob- 
p.  i3.  gemelte  straf  sin  nambHch  iiij  reinisch  gülden. 

29.  Vom    tanzen. 

Witer  so  ist  gesetzt  und  geordnet  dass  in  unserer  land- 
schaft noch  userthalb  unser  landschaft:  kainer  unser  in  woner 
noch  gerichtsverwanten  es  sye  mans  oder  wibs  bild  jungen 
oder  alten  personen  nit  tanzen  sollen  in  kainerlay  weg,  by 
straf  j  reinischen  gülden  als  dick  ainer  übertrete:  on  alle  gnad 
p.  i6.  zu  nemen. 

30.  Item  kainer  sol  an  ainem  suntag  nit  vom  land 
samen  [by  ainen  gülden  reinisch  straf:  des  selben  glichen] 
kain  verboten  arbait  thun8)  [by  j  gl.  rinsch  straf]  kainer- 
ley werck  usgenumen4). 

31.  [Item  gesetzt  und  gemacht  dass  ain  yeder  vogt  von 
siner  vogt  kinden  wegen  rechnung  geben  sol  alle  jar  jälich 
vor  die  verordneten  vom  gericht6).] 

32.  [Item  gesetzt  dass  kain  spezier  noch  krämer  im  land 
von  hus  zu  hus  gan  sol  by  j  gl.  bus  für  ain  yedes  hus  daryn 

p.  it.  er  gatl. 

33.  [Mer  ist  gesetzt  daz  kainer  kain  pfand  sol  abschlagen, 
und  welicher  abschiecht  ist  dry  landgl.  bus  verfallen.] 

34.  [Item  gesetzt  wan  ainer  uf  ain  pfant  lieh  so  mag 
ers  dannen  triben,  dan  kumpt  ain  ander  und  wils  schetzen 
so  er  sunst  nit  in  gaden  find  der  mags  thun.] 

*)  A:  manspersonen. 

*)  A  :  nach  erkantnus  der  oberkeit,  in  an  sechen  des  fällers  abgestraft 
werden  lut  vermüg  der  grechtigkeit. 

8)  B  :  in  kein  wis  noch  weg. 

*)  A:  alles  nach  erkantnns  nnd  straf  einer  ehrsa.  oberkeit  Int  ver« 
müg  der  grächtigkeit. 

fi)  A  :  [doch  wenn  es  schon  by  den  besten(?)  vogtien  nit  grat  alle  jar 
besehe chen  duot  :  so  sol  es  nüt  gefölt  sein]. 
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35.  [Item  kainer  sol  alpen  hinweg  lychen  und  wo  ainer 
hinweg  lych,  so  sol  er  die  alpen  den  selben  niessen  lassen] 
und  wo  ainer  alpen  Hede  so  sol  es  geladen  sin  und  nit  ab- 
wechslen  es  geschehe  dan  daz  von  unfal  wegen  etwaz  von  tod 
wegen  abstüent,  oder  verkouft  wird  *).  p-  lg 


Im    1585   jar2).  p.  20. 

36*  Item  es  ist  geoniet  und  gesetz  von  einer  ganzen 
gemeint  in  Sauen  dass  der  wäg  meister  sol  lasen  wyssen  und 
je  der  nächst  den  andren  weicherem  es  der  wäg  meister  an 
pfilt  welcher  das  übersäch  ist  6  batz  buss  ver  valen  witer 
ist  gesetz  welcher  gleite  hat  der  sol  sy  in  den  sehne  brach 
ouch  driben  und  keiner  kein  kinz  volck  schicken  oder  er  müg 
nit  sälbs  gan  by  der  obgemälten  bus. 

37.  Witer  ist  gesetz  dass  der  wiirt  by  der  nacht  nüt  us 
dem  hus  gän  sol  wäder  win  noch  spis  en  wäg  zethrägen  us 
genomen  kranchen  lüten  by  3  land  gl.  bus  vervallen  der 
es  drus  drüg  oder  der  würt. 

38.  [Mer  ist  gesetz  dass  kein  würt  in  unsrem  lant  kein 
schlafdrunck  gän  sol  verboden  by  3  landgl.  bus]  3).  p- iU 

39.  [Item  witer  ist  gesetz,  dass  kein  würt,  einem  gast 
mehr  den  ein  guidi  sol  uf  schlachen,  oder  uf  schriben,  une 
bim  8älbigen  last  mans  bliben,  by  5  landgl.  bus  zuo  geben. 

40.  Item  weiter  ist  geornet,  dass  je  der  vorderest,  so! 
für  an  gehen  oder  faren,  und  ist  niemant  schuldig  den 
anderen,  zuo  lassen  wyssen,  in  den  sehne  brächen  es  sol 
ein  jeder  salbst  uf  sein,  wehen  sey  die  hinderen  sehen 
kommen. 

41.  [Item  wyeter,  ist  gesetzt,  und  gmacht,  welcher  koren 
oder  salzt,  in  unsere  gmeint  fürte,  der  sol  es  umb  ein  zim- 
lichen,  und  billichen  lohn  har  füren.]  p-  **• 

42.  [Item  weiter  ist  gmacht,  welcher  brot  in  unsere 
gmeint  fürt,    der   sol  kein    Überschlag  thun    daruf :   welcher 

es  dät,  der  sol  gestraft  werden  darumb.]  p- 28* 


')  Es  folgt  (p.  18  und  19)  der  Abschied  des  grauen  Bundes  vom  25. 
April  1558,  enthaltend  3  Artikel,  nämlich  D,  XXXI,  2  (=  C,  83),  D,  XXXIX, 
2,  (==  C,  81)  und  C,  82  (fehlt  in  D). 

*)  Diese  Schrift  könnte  noch  identisch  mit  der  ursprünglichen  sein, 
wahrscheinlich  ist  sie  etwas  junger. 

8)  p.  21  andere  etwas  jüngere  Schrift 
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(Folgt  ein  Verzeich niss  der  Bannwälder), 
p.  23-36  (p.  33  f.  leer).1) 

i».  25.  43.  Witer  in  der  lantschatt  über  al  wo  es  die  notdurft 

höüscht,  da  mag  man  byderblüt2)  daruf  türen  und  in  ban 
legen3). 

p.  26.  44-    Witer   ist    ouch    das  mera  worden  an   der  ganzen 

gmeint  das  niemant  kein  zun  der  stras  znach  setzen  sol  ob 
aber  der  zun  znach  im  wäg  säss  und  einen  der  zun  irrte  so 
mag  eren  um  stossen  und  brächen  da  mit  byderblüt  frömpt 
und  heinisch  gefaren  mügen. 

45.  Item  us  genomen  und  vorbehalten  das  man  mag  in 
denen  bawalten  hauwen  und  nämen  zu  brugen  und  zu  wägen 
und  zu  zünen  mit  dem  minsten  schaden  und  welcher  dar 
über  in  bawälden  holz  hauwen  thät  sol  von  eim  yeden  stock 
ein  gl.  bus  ver  fallen  sin  und  gehört  die  bus  der  gmeint  in 
Safien. 

46.  Item4)  wen  jemant  begerte  es  seige  in  unser  gmeind 
wer  es  weli,  ein  ehrsa.  oberkeit,  uf  ban  walden  zu  fergen, 
daz  solches  in  einem  billichen  costung  beschechen  sol  und 
mag;  und  wo  notwendige  bän  seint,  die  soient  flissig  ge- 
halten werden:  gedachte  oberkeit  hat  macht  und  gwalt,  in 
ban  zu  legen:  und  auch  üb  dem  ban  zu  thun,  nach  dem  es 
not  dürftige  bän  seint:  und  wo  aber  nit  not  thürftige  bän 
seint;  dass  ein  oberkeit  etwaz  biUich  dar  us  geben  sol  mit 
minsten  schaden:  nemlich  wo  jemant  unser  gmeinds  lüten  bi 
der  ganzen  oberkeit  an  haltet  umb  etwaz  holzes,  us  nit  gar 
schedlichen  ban  weiden  zu  begeren:  so  sol  ein  oberkeit,  et- 
welchen  des  rahts,  nach  irem  gut  beduncken,  befalhen,  daz 
sey  dem  begärenden  mangel  baren,  us  dem  ban  walt,  mit 
minstem  schaden  etwas  bUlich  geben  soient:  und  alzeit  sich 
einer  bilichen  plönung  benügen. 

p.  27.  47.  Item 5)  wegen  der  ban  wälden  :   item  wo   ein  ehrsa. 

oberkeit,  oder  die  ban  wald  vögt  vernement,  dz  jemant,  in 
ban  walden  holz,  ohne  erlaubnus  gehouwen  hat,  so  sol  er, 
ohne  verzug  durch  die  ban  vögt  beklagt  werden. 


1)  p.  27  :    Dieses  alles  ist  von  minen  herren  in  ban  gleit  im  jar  1.5.9.4. 
den  8  tag  herbstmonet  und  soll  gelten. 
»)  8p.  Schrift:  die  Oberkeit. 

8)    Zusatz  :oder  wo  es  nit  not  dürftig  ist,  us  dem  ban  erkenen. 
*)  p.  26  unten  von  der  Hand  A  geschrieben. 
5)  Das  Folgende  auf  p.  27  unten  von  gleicher  Hand. 
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48.  Und  habent  die  bau  vögt  die  wal,  ander!  kund- 
schaften lut  dem  landsatz  zuo  stelen:  oder  aber  an  den  über 
träter,  oder  beklagten  sälber,  an  sein  an  lobung  zuo  kommen, 
-daz  eint  wederen,  weders  den  walt  vögten  gefeiig  ist;  doch 
wo  man  sonst  kundschafte,  ussertalb  dem  beklagten  hat:  daz 
solche  (billioh)  an  stat  des  beklagten  soient  gebracht  werden. 

49.  [Witter  ist  gurtteniert  weliche  da    guter   hand    die  p-  as. 
sollen    ein    andren   helfen    den   wäg   uf  thuon  und  erhalten 
damit  sy  in  den  useren  walt  khomen]1). 

50.  [Witer  ist   gesetzt   dass  die    söümer   sollend    den  p.  w. 
win   lassen   schetzen  den  sy  den  wtirten  gänt,    oder  wellen 
salbs   fuorte,   sol  ouch   geschetzt  werden  oder  welcher  win 

us  schenkten  weit,  welcher  das  über  säch  der  söumer  oder 
der  wirt,  ist  2  land  gl.  buos  verfallen,  und  ist  der  Ion  2 
pfennig  der  verkouft  und  der  kouft  jetwäderen  Schätzer  ein 
pfennig.]2) 

Ao.  1660  jars,  uf  dem  ersten  tag  meien,  in  Saffien:  hat    p-  37 
die  ganze  gmeind,  uf  offenem   platz:  gmeindet,  und  ist  das     V 
mehren  worden. 

51.  Dass  alle  vogt  [järlich]8)  (so  mügklich  ist  im  langsi) 
vor  einem  amman,  oder  Statthalter,  und  2  geschwornen,  des 
rahts,  gemelte  vogti  rechnungen  geben  soient,  doch  weicher 
mehr  geschwornen,  oder  frind  darzuo  begehrt  der  mag  sy 
dar  zuo  berufen:  doch  wen  die  vogtien  zimlich  arm  wärent, 
so  ist  es  den  vögten  heimgestelt,  ob  schon  die  vogti  rech- 
nungen, nit  alle4)  jar  beschechen,  dass  gemelte  vögt 5)  die  wal 
haben  soient. 

52.  Item  es  ist  auch  landsatz,  wen  ein  zun,  zuo  nach 
in  die  Strassen,  oder  gmeinen  wäg  gesetzt  worden  wäri,  dass 
£melter  zun  zuo  gehn,  oder  zuo  faren  däte  irren:  und  wäri 
zuo  nach,  so  mügent  heimische  oder  fronde,  welche  der  zun 
geirt  hatte,  gemelten  zuo  nach  gesetzten  zun  umb  rissen, 
oder  warfen  damit  man  gefaren  oder  gehn.  künne. 

53.  Item  auf  obigen  datuni  ist  auch  gmacht,  und  ge- 
setzt; welche:  es  seige  heimsche,  oder  fronde,  ein  gebot, 
oder  verbot  zuo  thun  habent,  (träffe  an  waz  es  weli)  und  der 
weibel  wegen  zimlicher  wite,   nit  geschwint   zuo  bekommen 


*)  Vorher  eine  Banulegung  vom  20.  Oktober  1616. 

8)  Folgen p.  30Bannleguugen  von  St.  Gallentag  1577  (Fortsetzung  p.  35), 
p.  31 — 34  (eingeheftet)  vom  11.  Brachmonat  1679  von  anderer  Schrift, 
p.  36  vom  10.  März  1671. 

*)  B:  alle  zwei  jähr. 

4)  B:  zwei.  *)  B:  oder  vogtyen. 
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wäri:  so  ist  ein  jetwädern  geschwornen,  solches  gebot,  und 
verbot,  an  welchen  es  geforderet  würt,  zuo  thun  schuldig: 
und  sol  so  viel  craft  haben:  als  wen  der  weibel  solches  ver- 
richt  hätte, 

54.  Item  es  ist  landsatz,  weh  es  nach  ornung  zuo 
der  gmeind  geboten  ist:  so  soient  die  gmeinds  mans  per- 
sonell, welche  14  jar:  und  elter  seint  an  die  gineind  da 
gegenwärdig  kommen,  und   erschinen:    (vor   behalten    wich- 

p.  88.  tige  schgüsse)  welche  aber  nit  da  gegenwärtig,  an  die 
gmeind   erschinen  wärent:    oder    ehe   dan   die   gmeind  völig 

A  verricht  ist,  ab  der  gmeind  hinwäg  giengen,  so  sol  die  by 
ein  anderen,  an  wäsende  versambt  gmeind  über  ihr  habende 
geschalte,  nüt  desto  minder  gmeinden,  mehren  und  abhandlen 
mügen:  ungeacht  der  abwäsenden,  obgedachten,  mans  per- 
sonen:  und  sol  solche  abhandlung  kreftig  sein  und  gälten: 
und  darnach  die  obigen  ungehorsamen,  nach  irem  verdienen, 
ab  strafen:  (in  obigen  begebenheiten,  ist  gotta  gwaltz  vor 
behalten), 

Ao.  1661  und  ao.  1662  jars,  uf  ingenden  meien  ist  daz 
landbuoch,  ban  buoch,  und  der  gm.  schribbuoch,  in  allem 
confermirt  und  bestätet. 

Ao.  1663  jars:  ist  daz  landbuoch,  ban  buoch,  und  obge- 
meltes  der  gm.  schribbuoch,  der  gmeind  vor  glasen,  und  aies 
confermiert  und  bestätet  worden, 

55.  Auch  dar  by  luter  erklärt,  dass  in  unser  gmeind 
Saffien,  niemant  umb  empter  pradiciren  sol:  sonderen  alle 
pratigen,  soient  höchlich  verboten  sein:  lut  dem  kessel  brif, 
gm.  3  pünden  datirt  ao.  1570  jar. 

56.  Item  in  Sonderheit,  welcher  durch  mitel,  in  würts 
höüsern,  oder  spendiren,  oder  fressereien,  oder  galt  pratigen, 
ein  mehren,  oder  ambt^  überkommen  khommen  wurdì,  so  sol 
er  solches  ambt  nit  bedienen:  sonderen  solches  ambts  ent 
setzt  werden;  und  den  eid  nit  empfachen. 

57.  Item  wan  es  uf  ingenden  meien,  der  gmeind  by 
sammen  erschinen,  belieben  wurdi,  ein  billichen  uf  lag,  uf 
ein,  oder  daz  anderi  ambt,  uf  zuo  legen  :  daz  habent  sy  nach 
irem  gefalen  inen  sälber  vor  behalten. 

58.  Item  auch  daz  die  knaben  so  noch  nit  völig  14  jar 
alt  seint  (als  land  leüth)  die  soient  ganz  und  gar,  nit  mügen 
gricht   und    raht    hölfen    besetzten:   auch    nit  gmeinden   und 

p.  39,  mehren  mügen. 

59.  Item  unsere  landslüth:  so  änderst  wo  hindersäs  sint: 
die  soient,  und  mügent,  in  unser  gmeind,  nit  hölfen  gmeinden 
und  mehren. 
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60.  Item  es  ist  auch  erklärt,  wen  unser  in  wonender 
knaben  als  lands  lüth,  schoi\  14  jar  alt,  und  elter,  und  doch 
noch  kindisch  wärent,  so  sol  solcher  gemelter  knaben,  in 
empter  psatzung,  ihr  dar  geben,  und  zuo  züchen,  so  ihr  vater, 
und  oder  (!)  muter,  oder  vorgesetzten,  nit  gefeiig  weri:  craft- 
lo8,  und  ungültig  sein:  und  soient  solche  knaben,  uf  der 
eiteren  befelch,  und  gut  heissen,  gezelt  werden. 

Ao.  1667  jars  im  meien,  hat  die  ganze  gmeind,  dis 
land-buoch,  und  ban  buoch,  in  allen  seinen  stucken,  und  ar- 
tickelen  confermirt,  und  bestätet. 

61.  Ist  auch  witer  erklärt,  mit  ein  heiligem  mehren,  der 
amman,  und  meine  herren  soient  uf  ingenden  meien:  vor  der 
predig  verschaffen,  dass  der  stant  uf  offenem  platz,  zuo  der 
grichts  psatzung,  gestelt,  und  angricht  werden  solle:  und 
nach  gehaltner  predig,  so  balt  man  us  der  kyrchen  kombt, 
die  ouerkeit  nit  in  die  gm.  stuben  uf  gohn,  sondern  die 
oberkeit,  und  ganze  versambte,  anwäsende  gmeind,  ohne 
witeren  verzug,  uf  gemelten  platz  zuo  sammen  verbliben 
(sitzen,  oder  stende)  und  die  grichts  psatzung  anheben,  und 
verrichten  lut  form,  und  iahalt,  dis  vorgenden,  in  disem 
buoch  verschribnen  articklen  datiert  im  meien  ao.  1663  jars  : 
so  im  näbent  plat  ist  zuo  ersechen. 

62.  Und  wo  jemant  der  gmeind,  anwäsenden  mane  per- 
sonen,  da  versambt,  ehe  dan  obgemelte  grichts  psatzung, 
verricht  wäri,  von  gedachter  gmeind  hin  wäg  giengi:  schon  p- 
gmelte  deren  hin  wäg  gegangen,  in  wärenden  grycht  psatzung, 
widerumb  an  die  gmeind  komment,  so  soient  solche  uf  disen 
tag,  nit  mügent  hälfen,  gricht  und  raht  psetzen;  und  soient 
ihre  stimmen,  und  mehren,  niemen  gezelt  werden:  und  sol 
man  sy  darnach  als  ungehorsame  abstrafen  (doch  leibs  zuo 
val,  oder  kranckheit  hat  alzeit  sein  entschuldigung  und  vor- 
behält). 

63.  Item  es  ist  auch  allen  würten,  und  win  us  schen- 
keren,  höchlich  verboden,  dass  sey  uf  ingenden  meien,  in 
unser  gmeind,  von  morgent  (früo)  an,  bis  zuo  end  der  grichts 
psatzung,  ganz  und  gar  kein  win  us  schencken,  oder  us  geben 
soient;  vorbehalten  einem,  oder  dem  anderen  mangelbaren 
personen:  und  welcher  obiger  würt,  oder  win  us  schenker 
solches  über  tritet,  der  sol  zechen  cronen  bus,  ohne  gnad 
gestraft  werden:  damit  die  pradigen  ver  miden  bliben  desset- 
wegen:  und  soient  auch  ale  pradigen  lut  craft  und  in  halt 
dis  buchs,  so  im  näbent  blat  erklärt  höchlich  verboden  und 
abgestelt  sein. 

22* 
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p.  4i.  641).  Nachfolgende  etlich  Statuten,  und   land  setz:    als 

von  der  ganzen  gmeint  in  Safien  ufgesetzt  worden:  erstlich 
im  jar  ao.  1650  den  ersten  tag  meien  :  dass  ein  frönder  oder 
heimscher,  an  einem  sontag,  oder  wärt  tag,  von  dem  amman, 
oder  Statthalter,  mag  gricht  uf  nemen  in  erst  künftige 
wochen  hein,  es  seige  [uf  montag,  mitwochen,  oder  freitag], 
uf  welchen2)  er  wil  oder  begärt*). 

65.  Glichfals  sol  es  mit  dem  umpardisch  gricht  uf  zuo 
nemen,  sein  ohrnung  haben,  [es  seige  uf  zinstag,  donstag, 
sainbstag,  uf  welchen  tag  anderen  denen  letstgemälten  3  tagen 
einer  wil.] 

66.  2)  Dass  alzeit,  uf  den  ersten  gefürten  klagt,  der 
kleger  dem  gricht  costnung,  des  sälbigen  clagts,  erleben 
soll:  und  vom  ersten  clagt  hin,  sol  alzeit  der  jenige  den 
grichts  costung  erlegen,  der  das  rächt  verzücht,  unangesechen 
er  seige  kleger  oder  antworter:  ein  mal  bis  zuo  ustrag 
des  rächts. 

67.  3)  Es  ist  gesetzt,  dass  man  einer  jeden  kundschaft 
für  ein  mal  zuo  lohn  geben  sol  fürderhin  .sey  zuohen  poten4) 
ist  nämlich  er.  6  unangesechen  sey  wärdi  den  zuo  kundschaft 
gebracht  oder  nit  und  aber  fürderhin  denen  kundschaften 
zuohen  geboten  würt  sollent  sey  gehorsam  sein  und  er- 
schinen:  usgenommen  gwichtige  schgüsse.  (A  Zusatz:)  Und 
wo  gemelte  kundschaft  ungehorsam  ist,  und  nit  erscheint  und 
sich  doch  kein  schgüsse  erfind:  so  sol  solche  ungehorsame 
kundschaft,  des  selbigen  habenden  clags  grichts  costung  ab- 
tragen, (B  Zusatz:)  es  seige6)  gegend  part  gricht,  oder 
gegend  dem  seckel  mr.  der  gmd.  in  namen  der  oberkeit 
und  sollend  dan  ouch  die  jenigen  ungehorsamen  abgestraft 
werden,  und  weilen  in  disem  etwas  versumbt  worden  bis 
dato,  so  sol  ins  künftig  desto  genauer  gehalten  werden,  und 
kein  entgeldnus  haben. 

p.  «.  Ao. 6)  1652  jars  den  ersten  tag  meien,  von  der  ganzen 

gmeind  in  Safien  ufgesetz  : 

68)  Zum  ersten:  es  sol  alzeit  an  einer  ehrsa.  oberkeit 
stöhn,  von  den  frömden  grichts  costung  zuo   nemen,    an   zuo 


*)  Schrift  wie  p.  30. 
•)  B:  tag. 

*)  B:  in  der  wuche  mit  dem  vorbehält  wie  vornen  erstlich  verschriben 
und  verbesseret, 

4)  B:  und  erschinen  ist  ufm  platz. 

5)  Von  hier  an  auf  p.  40  unten. 

6)  Schrift  wie  p.  41. 
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sechen  die  billigkeit,   und    grächtigkeit,    noch  dem  die  sach 
.gwichtig  ist,  oder  kurz  oder  lang  gwärt  hat. 

69.  Es  ist  der  ordinari  grichts1)  von  den  heimschen  R.  1*). 

70.  2)  Item  wehen  einer  zuo  rächten  hat,  er  seige 
kleger  oder  antworter,  und  welche  herren  under  der  ganzen 
■oberkeit,  die  ein  wäderen  part  rächt  vetteren  oder  schwäger 
w&rent,  die  sollent  ab  träten  ohne  witer  heissen  und  ein  mal 
schgüsse  haben  zou  Zügen  oder  urteilen:  wehen  aber  es  den 
zuo  wenig  der  verblibnen  hrn.  wären  (in  massen)  dass  die 
sach  nit  möcht  licuvidyrt  oder  verricht  wärden,  so  sol  es  an$) 
-den  partien  stöhn,  der  abgeträtnen  hrn.  wyderumb  zuo 
broufen:  daz  sey  hälfen  die  sach  vol  füren*)  (sovil)  dass  man 
gebrüchig  gmäss,  geforen  und  verrichten  müge.  Welcher 
aber  lyber  ein  unpartiisch  glicht  nach  dem  puntz  satz  be- 
gärt, dem  sol  es  den  brüchen  nach  in  gesetzt  wärden6).         p.«. 

71.  Ao.6)  1698  den  14ton  meyen  ist  dises  landbuch  vor 
einer  versambten  gmd.  als  zuvor  ordenlich  zur  gmeind  ge- 
boten worden  vorgeläsen  und  confirmirt,  auch  umb  etwas 
verbesseret  in  etwas  underschidlichen  puncten  wie  zu  er- 
sechen  nebent  disen  auch  daz  mehren  worden,  weilen  in 
criminal  grichten  gegend  dem  seckelmr.  und  umb  glimpf  und 
ehr  etwas  undienliche  Satzungen  gewesen,  so  ist  geluehret 
und  gemachet,  daz  wan  der  seckelmr.  der  gmd.  in  namen  der 
«oberkeit  einen  beklagen  will,  so  sollend  recht  vetteren, 
«chwäger  und  bluts  verwantschaft  zweyer  gschwisterten 
kinder  werend,  nit  mögen  weder  urtheilen  noch  kundschart 
geben,  was  aber  gschwistert  kinder  werend  in  verlegenschaft 
und  noch  witer  verwante  bsteet  denen  gräd  wie  obgemelt 
es  seige  verlegensohaft  oder  blutsverwandte  so  sollen  sie 
mögen  urtheilen  und  zugen.    Desglichen  Ordnung  und  Satzung 

soll  es  mit  ortheilen  und  kundschaft  geben  auch  haben  umb  p,4e4e7*8 
glimpf  und  ehr. 

Ao.7)  1656  jars   den  ersten  tag  meien   von  der-  ganzen  p.  49. 
gmeind  uf  offenem  platz  von  der   ganzen  gmeind   gemehret 
und  beschlossen  :  und  zuo  halten  uf  gesetzt  : 


*)  B:  costnng  von  einer  klag. 

*)  B:  jedoch  nach  dem  die  sach  gwichtig  ist, und  lang  währen  möchte. 

$)  À:  der  oberkeit  nnd. 

4)  A:  bis  zuo  glicht  nnd  recht. 

*)  A:  Int  dem  pnntzsatz. 

•)  Schrift  B. 

*)  Schrift  A. 
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72.  Item  wen  der  weïbel  in  namen  der  gmeind  jemant- 
beklagen  wil,  so  sol  er  und  die  oberkeit  die  kundschaften 
desset  wegen  erschinen  da  zuo  gegent  haben. 

73.  Item  und  sol  der  weibel  niemant  beklagen,  oder 
er  habe  die  kundschaften  zuo  gegent,  und  künne  es  be- 
wisen,  was  er  klagt. 

Ao.  1666  und  ao.  1667  und  ao.  1668  jars  den  ersten 
tag  meien  hat  die  ganze  gmeind  das  landbuoch,  bau 
buoch,  sambt  etwaz  er  neüwerung,  wie  in  disem  buoch  vornen 
har  ist  zuo  ersechen  der  gm.  vor  glasen  auoh  obiges  und  der 
gm.  schrib  buoch,  aies  in  seinen  creften  confermirt  und  be- 
stätiget: mit  luterem  anhang,  daz  sich  die  gm.  in  Safien,  e» 
seige  ins  gmein  oder  ins  besonderbar,  obigem  land  und  ban 
buoch:  oder  schrib  buoch  ordenlich  in  alem  nach  zu  kommen 
p.  so  leer  richten  sole. 


XI.  „Statuten  Helitzeabergs  zu  Zeiten  graf  Georgei  zi  Werdsaker^ 
ano  MCDLXXI." 

Nach  einer  Abschrift  im  Cartolar  N  des  bischöflichen  Archivs  (Anfang  17.  J.) 
f.  122  f.    Eine  spätere  Abschrift  befindet  sich  in  der  sog.  Marschlinser 
Docnmentensammlnng  (Staatsarchiv  zu  Chur)  p.  902 — 906. 

Ich  aman  Janin  vergich  und  tun  kund  allermeniglichei* 
mit  disem  offenen  brief,  daz  ich  von  gewalt  und  bevelchs  wegen 
meiner  gnedigen  heren  graf  Georgen  von  Werdenberg  und 
Sargans,  herr  zu  Ortenstein  nnd  am  Heintzenberg,  öffentlich 
zu  glicht  gesessen  bin  uf  dato  dis  briefes  kam  für  mich 
einem  offnen  verbanneten  glicht  zu  Purtein  meines  gnedigen 
herren  stathalter  Heinrich  Graf  mit  seinem  erlobten  fur 
Sprech  Hensli  Heinrich,  begert  dardurch  mit  recht  zu  er- 
faren,  wie  oder  in  welicher  mas  einer  in  strafen  were,  der 
dem  rechten  nit  weit  gehorsam  sein  oder  wie  es  ron  alter 
her  were  herkomen,  es  sige  so  einer  ein  todschlag  thete  oder 
einer  so  ein  trostung  brach  oder  einen  blut  runtz  schluog 
oder  einen  vor  dem  stab  oder  sonst  hies  lüger,  oder  einen 
zu  me8ser  zuckt,  oder  ein  stain  würfe,  oder  einer  so  einen 
mit  der  fast  schlüog,  oder  so  einer  einen  überbauwte  oder 
übermeite,  oder  einem  daz  sein  entfürete,  oder  in  das  sein 
grift,  so  stös  ufstündent  und  einer  nit  trösten  wolte,  so  einer 
eines  andern  rech  im  schaden  in  seinem  gut  fände,  so  einer 
einem  daz  sein  geförlicher  weis  entfürete,  oder  so  sich  einer 
des  rechten  nit  wölte  benüegen  lassen,  und  so  einer  dem 
andern  daz  sein    veretzte,    es  sig  tags   oder  nachts  etc.  und 


Eechtsquellen  des  grauen  oder  oberen  Bundes.  953 

ssetzt  zu  recht  ob  sömliches  nit  solte  billich  eröffnet  werden 
<darmit  ehe  genanter  mein  gnediger  herr  den  gehorsamen  und 
rechtthuyenden  zu  defendieren  und  beschirmen  und  den  un- 
gehorsamen zu  strafen  und  gehorsam  zu  machen  mit  dem 
rechten:  da  fragt  ich  richter  daz  recht  umb  bei  dem  eid; 
da  gab  recht  mit  einhelliger  urtel,  wie  hernach  volget: 

(1)  Ertlichen  welcher  ein  todschlag  thut  der  ist  dem 
genanten  herren  leib  und  gut  verfallen  ohne  gnad. 

(2)  Welcher  mit  frefentHcher  hand  ain  trostung  angrift 
an    seinem  leyb  und  im  schaden  thut,  der  ist  leib,  ehr  und 

gut  verfallen. 

(3)  Welcher  aber  trostung  bricht  mit  worten  oder  mit 
-werken,  der  ist  dem  herren  ohne  gnad  20  ff  d  verfallen 
und  für  bas  zu  strafen  an  ehr  und  guot  nach  grichts  er- 
kantnus. 

(4)  Welcher  aber  einem  blut  runtz  machte  mit  frefen- 
Jicher  hand  oder  in  zorn,  der  ist  meinem  herren  verfallen  5 
R.  rinisch  und  nach  dem  er  schaden  thut  ferer  zu  strafen 
nach    grichts    erkantnus. 

(5)  Welcher  einen  haist  lügen  und  er  es  nit  uf  ine 
mag  beweisen  das  ers  erlogen  hab,  ist  er  1  ff  d  verfallen 
ob  er  deren  nit  entberen  mag  den  er  hat  heissen  lügen, 
wer  er  zu  strafen  nach  grichts  erkantnus;  mag  er  es  aber 
bewy8en  das  diser  es  erlogen  hat,  soll  der  es  erlogen,  allen 
kosten  abtragen  und  ferer  gestraft  «werden  nach  glicht  er- 
kantnus. 

(6)  Welcher  ein  m  esser  zuckt  ist  verfallen  1  ff  d  nach 
dem  er  aber  schaden  thut  nach  grichts  erkantnus. 

(7)  Welcher  ein  stein  ufnimbt  und  nit  würft  ist  ver- 
fallen 1  ff  d;  würft  er  aber  so  ist  er  auch  1  ff  d  und  so 
«er  schaden  thut  zu  strafen  nach    grichts    erkantnus. 

(8)  Umb  ein  fustschlag  1  ff  d  ja  so  er  ime  nit  blut 
runtz  machet. 

(9)  Welcher  einen  überbauwt,  übermayt  oder  überaünte 
über  zil  und  marchstein,  ist  umb  ein  jedes  1  ff  d  verfallen 
und  deme  so  er  den  schaden  gethan  abzutragen  nach  grichts 
erkantnus. 

(10)  Welcher  aber  dem  anderen  daz  sein  hinförete  oder 
aber  einer  dem  anderen  das  sein  wüssentlich  angrift  das  sin 
nit  ist,  der  ist  von  dem  ort  dannen,  da  er  daz  genommen 
bat,   von   jedem  tritt  als  weit  es  getragen  ist  4  plapart. 

Zeltechr.  für  schweizerischem  Recht.    Heue  Folge  m.  23 
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(11)  Welcher  einen  vor  verbanneten  gricht  heist  lügen,, 
ist   verfallen    2    ff    d. 

(12)  Und  wann  spen  und  stöss  ufstündent,  als  oft  als  es 
beschicht,  so  soll  ein  jeglicher  so  darzu  kompt  daz  best  thun,. 
daz  sy  vertröstend  und  welcher  sich  widerte  zu  vertrösten 
und  sich  zum  3.  mal  lies  ermanen,  der  ist  1  ff  d;  so  er 
sich  aber  noch  mer  vermanen  lies,  ist  er  2  ff  d  verfallen 
und  soll  er  darzu  gehalten  werden,  das  er  zum  rechten  ver- 
tröste, damit  der  ander  so  sich  des  rechten  benüegt  sicher 
vor  im  sig,  und  im  einer  in  dem  bystand  thet,  ist  auch 
in  dem  ban  des  rechtens,  ob  aber  einer  so  vil  an  gut  nit 
het,  soll  er  an  ehr  gestraft    werden  nach  grichts  erkantnus» 

(13)  So  einer  vech  an  seinem  gut  im  schaden  findt,  soll  es- 
auch  nach  lands  recht  gepfendt  werden,  und  söllent  dam* 
den  so  daz  vech  ist  lassen  wüssen  das  er  den  pfand 
schillig  geb  zu  guten  trüwen  ohne  gefard  nach  land  brach  > 
und  so  sich  derselbig  des  daz  vech  ist  weren  wolt  und  es- 
also  dannen  nem  und  gwalt  brachen  wolt,  der  ist  verfallen 
4  ff  d,  und  darnach  weiter  nach  grichts  erkantnus  zu 
strafen    an  ehr  und  gut. 

(14)  Ob  einer  den  anderen  angriff  und  der  so  angriffen 
wurd  sich  des  rechtens  erbute,  der  soll  als  dann  darbei  bliben- 

(15)  Item  ist  auch  luter  gesetz,  wann  einer  den  anderen 
entlibte  (darvor  got  sig)  und  er  sich  tröste  daz  ernüt  hette^ 
und  wann  jar  und  taç  überwerent  und  er  wider  wolt  in  sein 
commun  sichkeren,  soll  er  in  daz  gricht  nit  kommen  ohne  gnad 
und  bewilligung  meines  gnedigen  herren  und  eines  grichts- 
bey  baan  so  dann  ime  ein  gericht  ufsotz. 

(16)  Und  so  einer  einem  zured  und  ers  nit  bewisen  mag; 
das  ime  also  sig,  ijst  verfallen  10  ff  d,  so  ers  aber  probiert, 
den  anderen  zu  strafen  nach  gerichts  erkantnus  etc. 

(17)  Es  ist  auch  lauter  gesetz,  ob  etwan  ein  stuck  oder  ar- 
tickel  gescheche,  so  hie  nit  geschriben  find  oder  sind,  klein  oder 
gros,  die  aüwegen  zu  strafen  naoh  deme  es  dann  ergangen 
ist  nach  grichts  erkantnus  allwegen. 

(18)  Die  obgesohiben  stuck  und  artiokel  soll  jetz  und 
hernach  gehalten  werden  zu  guten  trüwen  ohne  geferd,, 
auch  vorbehalten  weiter  zu  strafen  nach  deme  einer  ge- 
handlet hat,  doch  allwegen  meiner  genannten  herren  an. 
seinen  herrlichkeiten  vorbehalten. 

(19)  Item  wir  wellent  und  habent  meinen  genanten, 
herren,  gricht  und  gmeind  es  sige  über  kurz  oder  lang  una 
selbs  usgenomraen  und  vorbehalten,  daz  wir  dasjenigent  ab- 
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■wenden  über  kurz  oder  lang    daz  zu  minderen  oder  mehren, 
nach  dem  uns  gut  dunckt. 

Und  dem  zu  wahrem  urkund  und  steter  vester  Sicher- 
heit daz  jetz  und  hernach  zu  halten:  so  habent  wir  graf 
Georg  und  ich  genanter  amman  ain  jeder  sein  eigen  insigel 
öffentlich  gehenckt  an  disen  brief  durch  bitt  und  begeren 
der  gmeind  doch  uns  der  sigler  ohne  schaden.  Der  geben 
ist    uf  unseres   herren  fronlichnams  tag  ao.  1471. 


»I.  Alltestes  Dorfrtckt  m  Tirols  tei  6-  Jul  1491. 

Das  Original  befindet  sich  im  Archiv  der  Gemeinde  Thnsis.  Es  bildet 
ein  Pergament-Heft  in  Folio,  welches  ursprünglich  aus  8  Blättern  bestand, 
von  denen  eins,  das  achte,  ausgeschnitten  ist,  dazwischen  sind  2  leere  Papier- 
blatter eingeheftet  Aussen  trägt  das  Heft  die  N°  29  und  eine  neuere,  so* 
wie  nachfolgende  gleichzeitige  Aufschrift:  „Dis  ist  die  Ordnung  und  dorfs- 
rechte der  erbern  gemainde  zu  Tusis  durch  den  hochwirdigen  forsten  und 
heim  hern  Ortlieben  fryhern  von  Brandis  vischoven  zu  Ghur  gegeben. 
H.  aman  manu  propria  us  befelch  s.  f.  g."  Das  Secret  scheint  sichauf  dem 
ausgeschnittenen  Blatte  befunden  zu  haben. 

Wir  Ortlieb  von  gottes  gnaden  bischove  zu  Chur,  be-  *01-  *• 
kennen  offenlich  und  thund  kund  aller  menglich,  dem  nach 
wir  danne  von  römischen  kaysem  und  königen  als  ain  fürst 
des  hailigen  römischen  reiche  gnediclich  fürsehen  begabt  und 
under  anderm  loblich  gefreyt  syen  in  allen  unseren  stetten 
communen  lendern  und  dörfern  an  der  yedem  ende  nach 
loblicher  gewonhait  und  ouch  nach  form  des  rechten,  statut 
und  Ordnung  ufzesetzen  zumachen  zubestäten  und  milüclich 
uszugeben  und  mitzetailen  gut  macht  haben,  daruf  so  haben 
uns  die  ersamen  unser  lieb  und  getmwen  underthanen ,  die 
erber  gemainde  unsers  dorfs  zu  Tusis  inen  Ordnung  und  dorfs- 
rechte ufzesetzen  zemachen,  zubestäten  und  gnediclich  mit- 
zutailen  underthäniclich  bittende  angesunnen  und  ersuchen 
lassen,  also  haben  wir  sölich  ir  bitte  angesehen  und  ouch 
verem  unrat  ungepürlich  wesen  und  wandel  zufurkomen  be- 
tracht  besonder  ouch  zulob  dem  almechtigen  gut  Ordnung 
und  manzucht  zuhalten  und  den  nutz  der  erbern  gemainde 
obgemelt  hinin  zyt  das  die  in  gutat  beharren  und  by  beliben 
mögen  und  die  bösen  von  den  guten  geschiden,  und  umb  ir 
mispruch  dester  bass  gestraft  und  gepüst  werden,  und  nem- 
lich  zu  geptirlichem  ufenthalt  aller  inwoner  frömder  und 
haimscher  personen,  das  alles  angesehen,  so  haben  wir  unser 
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lieb  und  getruwen  Joachim  von  Castelmur,  unsern  vogt  zu 
Fürstnow  und  Hainrichen  aman  unseren  schriber,  baid  unser 
rate,  und  in  diser  sach  geordneten  anweite  in  unserem 
namen,  und  an  unser  statt  mit  den  obgemelten  von  Tusis 
dorfs  recht  und  Ordnung  von  artickel  zu  artickel  zusetzen, 
die  nu  mit  dis  hienaohgeschiibnen  erbern  lüten  von  der  ganzen 
gemainde  zu  inen  usgeschossen  und  verordnet  über  die  Sachen 
wolbeträchticlich  als  die  uns  fur  bracht  sin,  und  sich  aida 
diser  artickel  dorfs  rechtes  und  Ordnung  ainhelliclich  veraint, 

dorso,  als  die  hienach  von  ainem  an  den  anderen  daz  zemal  aigent- 
lich  geschriben  stand,  welliohe  Ordnung  dorfe  recht  und 
artickel  an  uns  geprächt  die  uns  alle  hienach  geschribner 
form  nach  gutem  rät  und  wolbetrachtung  zugefallen  also  ge- 
halten werden  ganz  ainmiitig  und  wolgefellig  sind  und  daruf 
so  setzen  ordnen  machen  und  geben  wir  inen  us  craft  der 
obgemelten  kayser  und  königischen  fryhaiten  dise  hiege- 
schriben  dorfs  recht  Ordnung  und  gesatzte  und  bestäten  die 
also  yetz  wissentlich  und  in  craft  ditz  briefs  also  das  die 
yetz  und  hienach  zu  ewigen  zyten  von  allen  und  yeden  in- 
wonern  zu  Tusis  vestenclich  in  allen  und  yeden  nachvolgenden 
puncten  stugken  begriffungen  und  artigkeln,  war  und  stät 
gehalten  werden  by  den  penen  dar  in  begriffen,  und  als  lieb 
yedem  sey  unser  und  unserer  nachkomen  swere  straf  und  un- 
gnad  zu  vermyden  schaffen  darup  mit  allen  und  yeden  unseren 
vögten  richtern  aman  amptlüten  und  underthanen  ernstlich 
gepietende  die  gemelten  gemainde  zu  Tusis  by  diser  Ord- 
nung und  dorfs  rechte  vestenclich  zu  handhaben  retten 
schirmen  und  beliben  lassen  sy  dawider  nit  trengen  noch  des 
yeman  zethunde  gestatten  in  kainen  weg.  Wir  behalten  hier 
in  für  uns  und  unser  nachkomen  bevor,  ob  wir  oder  die  ge- 
nannten unser  nachkomen  selbs  achtind  oder  von  dem  merern- 
thail  der  gemainde  zu  Tusis  darumb  ankert  würden  sölh 
yetzgemelt  dorfo  recht  und  Ordnung  sampt  oder  in  etlichen 
artigkeln  in  sonders,  ain  notdurft  zusinde,  die  zu  mynderen 
oder  meren,  des  wollen  wir  zu  aller  zyt  yetzgemelter  gestalt 
nach  notdurft  zuthunde  macht  haben  one  aller  mengliohs 
wider  sprechen  und  sind  dis  von  Tusis  by  sölicher  Ordnung 
ze    machen   und    setzen  by  den  ob  gemelten  unsern  raten, 

Foi.  s.  und  anweiten  gesessen  unser  lieb  und  getruwer  der  an- 
dächtig her  Peter  Tusch  caplan  zu  Tusis  Saget  Damöw, 
Hainrich  Grass,  Michel  Schmid,  Thomenig  Masära,  Feter  Till, 
Caspar  Martin,  Nutt  Conrad,  und  Thomenig  Pergeller  gnamt 
Grossmenisch  von  der  ganzen  gemaind ,  darzu  usgeschossen 
und  verordnet. 


Rechtsquellen  des  grauen  oder  oberen  Bandes.  357 

1)  Item  weihe  die  weren  frowen  oder  man  in  dero  hus 
feür  uf  gieng,  darvor  der  almeohtig,  und  die  muter  jhesu  all- 
zyt  sin  wolle,  und  sy  es  selber  meldetind,  so  sind  sy  un- 
■strafbar,  wa  es  aber  ander  lüt  vor  inen  melden,  sind  sy  penfellig 
v  lib.  pfennig. 

2)  Item  es  soll  nyemand  nach  vesper,  so  die  sonn  ver- 
holt gät  in  ofen  füren  zu  bachen  by  der  bus  iiij  ß  d. 

3)  Item  es  soll  nyemand  zu  kainer  zyt  in  stuben  öfnen 
bachen  by  der  bus  iiij  ß  d. 

4)  Item  es  soll  nyemand  in  sinem  hus  beder  syeden  noch  domo. 
machen  by  der  bus  j  ß  d  vorbehalten  kindpetteren  oder  kranken 
lüten  ob  die  des   notdurftig  weren,   so    sollen  sy  die  syben 
man  oder  den  gawigen   umb  urloub  ersuchen  wa   sy  das  on 
wloub  täten  sind  sy  die  bus  ouch  verfallen  wie  obstat  j  ß  d. 

5)  Item  es  soll  nyeman  in  sinem  hus  garn  sieden  buchen 
noch  wèschen  by  bus  v  ß  d  als  oft  das  geschech. 

6)  Item  es  soll  nyemand  holz  im  ofen  teren  da  kain 
atainen  oder  ysrny  platten  vor  ist  by  bus  ij  ß  d. 

7)  Item  es  sol  ouch  yetlich  gehuset  sin  kämy  und  feürhus 
rumen  und  russen  all  fronfasten  ain  mal  by  bus  iiij  ß  d. 

8)  Item  welher  in  sin  hus  feür  unendeckt  lat  tragen, 
«1er  selb  ist  bus  verfallen  ij  krützer. 

9)  Item  welhem   der   gowig  gepütet  spis  zu  geben  von  Foi.  4- 
was  vichs  wegen  das  ist  der  soll  gehorsam  sin,   laset  er  im 

es  aber  mer  wann  ain  mal  gepieten   als  oft  verfalt  er  j  ß  d 
von  yedem  nachgenden  gepott. 

10)  Item  es  soll  ain  jeder  alle  jar  zu  ingendem  merzen 
oder  sechs  tage  die  nechsten  darnach  sine  swin  geringet 
haben  by  bus  ij  ß  d  von  yedem  ungeringeten  swin. 

11)  Item  es  soll  und  mag  ain  erbere  gemainde  zu  Tusis 
nu  furbashin  alle  jar  zu  ingendem  merzen  ungevärlich  ainen 
werchmaister  verordnen  welen  und  setzen,  der  der  gemaind 
werk  gewalt  hab  zu  volbringen,  daran  schaffen  zu  gepieten  und 
verpieten, 

12)  Item  weihen  dann  an  der  gemainde  werk  gepoten 
würdet  mit  ochsen  gelaiten  oder  sunst,  die  selben  sollen  zu 
frayer  messzyt  anstan,  und  ainem  werchmaister  gehorsam  sin 
anzuheben  und  uf  zu  hören  nach  erloben  oder  bevelch  des 
werchmaistere  und  nit  one  sin  urlob  vom  werk  lassen  by 
bus  iij  ß  d  und  hienach  den  selben  tagwon  wider  zu  er- 
füllen. 

13)  Item  welher  person  an    das   gemain   werk   gepoten  dono. 
wird  die  soll  ouch  zu  firuyer  messzyt  anstan  und  dem  werch- 
maister gehorsam  sin  anzefahen  und  ufzehören  als  obstat  und 
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nit  one  sin  urlob  von  dem  werch  lassen  by  bus  xviij  d  und 
das  tagwerch  hienach  zuvolhringen. 

14)  Item  es  soll  euch  yeder  an  sölhem  werk  durch  sin 
selbs  person  oder  durch  ander  vermögenlich  personen  zu  söl- 
her  arbait  togenlich  and  geschickt  erschinen  des  sich  ain 
werkmaister  an  statt  der  gemaind  mög  benügen,  by  bus  xviij  d 
und  nicht  destmynder  das  tagwerch  hienach  durch  ain  vermö- 
genlich und  togenlich  person  zu  volbringen. 

15)  Item  welhem  an  der  kirchen  puw  gepoten  wird, 
die  sollen  das  werk  durch  sich  selbs  oder  ander  togenlich 
und  vermögenlich  personen  versehen,  das  sich  die  kirchen- 
mayer  benügen  mögen  by  bus  xviij  d  und  sollen  nicht  dest- 
minder  das  tagwerch  hienach  durch  vermögenlich  personen  z& 
volbringen  schuldig  sin. 

16)  Item  welhem  an  unser  lieben  frawen  puw  mit  ochsen 
gelaiten  oder  sunst  gepoten  wird,  soll  yeder  zu  fruyer  mess- 
zyt  an  die  arbait  stan  und  nit  wichen  bis  die  son  vergolt  ist 
by  bus  iij  ß  d  und    nicht   destmynder    sol   er  sin   tagwerch 

Foi.  5,  nach  anzal  hienach  volbringen. 

17)  Item  desglich  welher  person  an  das  tagwerch  unser 
frawen  gepoten  wird,  die  sol  ouch  an  und  ab  dem  werch  gàn 
wie  obstat  bus  xviij  d  daz  tagwerch   hienach   zu   volbringen. 

18)  Item  ain  banwart  ensol  kayn  frömbde  noch  haim- 
schen  personen  ir  vech  türer  pfenden  in  böfeln  dann  ain  rosa 
by  der  nacht  xviij  d  und  by  tag  umb  viiij  d,  und  von  ochsen 
oder  kuyen  by  der  nacht  vj  d,  und  by  tag  iij  d,  doch  dem 
artickel  so  vorstät  von  der  pofel  wegen  unschedlich,  ob  ainer 
sin  vech  one  des  merentails  erloben  haimlich  darin  triben 
wölte  vor  rechter  zyt. 

19)  Item  welher  in  banwelden  one  urlob  holz  velt,  bua 
von  yedem  stock  iiij  ß  d. 

20)  Item  die  vorgemelt  gemainde  soll  und  mag  alle  jar 
ain  gowigen  erwelen  und  setzen  und  dem  nach  mögen  sy 
siben  man  doch  mit  rat  und  bywesen  aines  yeden  vogtes  an 
statt  des  hern  under  inen  selbs  mit  der  merern  hand  erwelen 
und  setzen  oder  die  alten  siben  man  beliben  lassen,  und  die 
selben  siben  man  sollen  des  dorfs  eer  und  nutz  regieren  nach 
ir  besten  verstendnus  getruwlich  und  ungevarlich. 

dono.  2  lì  Item  es  soll  ouch  nyemand  zu  Tusis  spilen  noch 
spilen  lassen  von  der  escher  mittwoch  hin,  bis  vierzehen  tag 
nach  ostern,  weihe  aber  darüber  sputen  oder  spiln  Hessen 
dero  yeder  ist  in  sonders  zu  buss  verfallen  v  ß  d. 
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22)  Item  es  ensol  ouch  das  ganz  jar  umb  vor  und  nach 
der  vorberürten  zyt,  als  der  eschermittwoch  und  vierzehen 
tag  nach,  ostern  nyemand  spilen  noch  spilen  lassen  au  Tusis 
ari  ainem  Sonntag,  unser  frawen  tag,  zwölfboten  tag  oder 
ander  gepannen  feyrtagen  vor  der  mess  desglich  an  der  selben 
hailigen  tagen  abend  nach  mittag  bi  der  obgemelten  busa 
v  ß  d,  dieselben  von  yedem  spiler  und  ouch  von  denen  die 
in  iren  husern  spilen  liessind  unablesslich  inzuziehen. 

23)  Item  welher  ain  frävenlichen  swur  thut  by  dem 
liden  gottes  oder  by  unser  lieben  frawen  namen  üppiclichen 
die  sind  von  yedem  ungewonlichen  swur  verfallen  j  üb  d, 
doch  vorbehalten  ob  die  swur  so  grob  weren  gerichts  straf 
darüber  er  gen  zulassen,  dise  bus  soll  ungespart  von  yedem 
menschen  gemeldet  und  ingezogen  werden. 

24)  Item  welher  nachtes  uf  der  gassen  pnzimlich  für 
und  geschray  übet  die  clainst  straf  j  ß  d,  vorbehalten  ob 
das  geschray  so  gros  were  der  obernhand  den  dabi  ouch  zu 
strafen  nach  erkantnus  des  rechten. 

25)  Item  es  soll  ouch  nyemand  kainem  usiendischen  man  f©i.  «. 
hus  noch  hof  lihen  verkoufen  noch   darin  setzen  ane  wissen 
und  willen    des    merern    tails     der    nachpurschaft    by  bus 

v  lib  d  vorbehalten  ainem   landman.    Such1)  witer  am    end 
diser  Statuten. 

26)  Item  es  sollen  und  mögen  die  gemainde  alle  jar 
zwen  erber  man  erwelen  sölich  obgemelt  pussen  inzeziehen 
und  darub  rechnung  zu  geben  und  soll  den  selben  zwayn 
mannen  davon  dienen  für  iren  Ion  ainen  drittail  der  bussen, 
der  kirchen  ouch  ain  drittail  und  der  gemaind  ein  drittail, 
den  selben  lesten  drittail  an  der  kirchen  buw  oder  an  andre 
eehaft  not  der  nachburschaft  nach  irem  willen  zu  verwenden 
wahin  sy  wellen. 

27)  Item  was  ouch  in  sölhen  und  allen  andern  des 
dorfs  eehaftinen  zimlichen  und  gepürlichen  Sachen,  doch  das 
dadurch  niemand  wider  die  billichait  beswärt  werde  mit  der 
merern  band  gemeret  wirdet,  dem  soll  das  myndertail  ouch 
nachkomen  das  war  und  stät  halten  an  all  wider  rede  und 
bös  geverde. 

Doch  in  disem  und  allen  vorgeschriben  punoten  stugken 
und  artigkeln  mit  aller  irer  inhalt  und  begrifungen  uns  obge- 
melten Ortlieb  bischove  zu  Chur  unserm  stift  und  nachkomen  dono* 


*)  Der  folgende  Satz  von  anderer,  jedoch  ziemlich  gleichzeitiger  Hand. 
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an  allen  unseren  herlichkaiten  obrikaiten  aigen  oder  lehen- 
«chaften  und  nemlich  an  zwingen  pennen  vellen  und  gelessen 
und  allen  andern  gerechtikaiten  in  allweg  unvergriffenlich  und 
ouch  dem  land  Thumleschg  an  sinem  alten  herkomen  unschedlich 
wellen  hiemit  uns  unsern  nachkomen,  dem  gemelten  unserem 
stifte  unser  vogty  zu  Fürstnow  noch  dem  bemelten  lande 
Thumleschg  gär  und  gentzlich  nicht  hingeben  noch  verschroten 
haben  in  kainen  weg  und  umb  das  dis  alles  wie  vorge- 
schriben  stat  nu  und  hienach  von  aller  menglich  daselbs  zu 
Tusis  volkomentlich  vollfürt  und  gut  manzucht  aida  gehalten 
werde  so  haben  wir  die  vorberürten  erbern  gemainde  daselbs 
zu  Tusis  dise  Ordnung  und  dorfs  rechte  mit  unserem  ange* 
henkten  secret  in  sigei  besigelt  lassen  geben  zu  Chur  uf  den 
sechsden  tag  des  monats  juny  nach  gepurt  Cristi  vierzehen 
hundert  nuntzig  und  ain  jare. 

28)  Item  so  sol  man  ouch  kain  ägen  person  an  nemen, 
und  des  glichen  sol  man  ouch  kainen  in  nen  er  hab  den 
hundert  guldin  sing  eigen  gutz  ouch  so  sol  ain  eitlicher  der 
-da  für  ain  nachpuren  an  genumen  wurd  geben  dorf  recht.  *) 

29)  Item  es  sol  ouch  nieman  angenumen  werden  er  bring 
•den  anzeigung  und  brief  und  sigei  von  sinen  oberen  von 
wanen  er  sy  und  wie  er  ab  gescheiden  sy  und  elich  und  fry  sy. 


XIII.  6erlcitsordiyQg  ion  Tirols  i.  J.  1549. 

Original  im  Gemeindearchiv  Thusis,  Papierheft  von  10  Quartblättern  in 
Tergamentumschlag,  der  eine  Urkunde  von  Hans  nfm  Bui  von  Schapin  etc. 
enthält,  bezeichnet  anf  der  Vorderseite  :  Kl.  VII  Nr.  2  der  Iudicatur- 
Schriften.  Auf  der  Rückseite  :  „Unsers  geriehtz  und  gemeind  zuo  Thusis 
ornig  und  satzig  anseht  du  in  disem  buoch  verschriben  und  vervasst  154(9) 
jar  uf  wie  nacht  fir  tagen  ditz  buch  gemacht  worden.1* 

In  disem  buoch  ist  verschriben  isers  geriehtz  und  ge- 
meint in  Thusner  geriehtz  ortnig  und  bruch  und  staduten  olt 
artickol  do  mit  ein  jetlicher  wise  dem  nach  ze  komen  und 
26  geläben  und  geniesen  mig  und  dem  sol  ein  jetlicher  nach 
gan  und  geläben  jetz  und  fiirhin  an  altz  Widerreden  olt 
sprächen  doch  mit  dem  geding  wen  ein  ersam  gericht  olt  ge- 
meind vermeindend  das  es  guot  war  etlich  der  arückel  die 
lie  in  disem  buoch  verschriben  seind  zuo  minderen  olt  zuo 
meren    so    migend  wirs  ouch  wol  thuon  wie  wir    meinend 


l)  Art  28  und  29  von  derselben  Hand,  wie  der  Znsatz  zu  Artikel  25. 
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das  dem  gericht   und    der   gerichtz  gemeind  nuntz  und   er 
sey  1549  jar.  *) 

1)  Zum  ersten  ist  gesetz  das  ein  rächt  sprächer  ist  schudig 
zu  vogten  witwen  und  weissly  und  deren  nit  me  den  fynf 
TOgdyen  mit  dem  geding  wen  eina  olt  einy  ein  handel  häty 
das  glimpf  und  er  anträfy  olt  an  sinem  lib  verletz  wäry  olt 
eim  fremden  as  um  ain  gericht  us  ze  triben  etat  an  ge- 
richtz erkantnus  als  umb  das  salb  gericht  zu  bevogten 
oder  nit. 

2)  Zum  anderen  so  sol  iser  gerichtz  amen  ally  jar  uf  Sant 
Jeris  tag  räohtsprächer  zuo  im  nän  so  fil  in  guot  bedunckt  imd 
in  isrer  gerichtz  gemeind  von  vegten  die  do  hand  bevogtet 
witwen  und  weisly  rächnig  ab  nämen. 

3)  Zum  driten  so  sol  gerichtz  lit  ze  urtheilen  und  ouch 
kundschaften  nit  ieren  wen  schon  wiber  ain  andren  gefrynt 
seind  sonder  der  urthel  sprächen  und  kundschaft  gän. 

4)  Zum  fierden  so  sol  dem  aman  olt  richter  für  ain  ait 
ein  schillig  pfennig  gäben  wärden  und  nit  me  es  seind  der 
kundschaft  fil  oder  luzel  das  under  einist  sich  den  ait  git. 

5)  Zum  fuften  weller  rächt  sprächer  poten  wirt  zum 
gerycht  und  er  nit  kund  zum  gericht  so  ist  er  buos  ver 
valen  zwen  schillig  pfennig  und  die  buos  mag  ein  gericht 
thuon  wo  sy  guot  bedunckt  doch  es  mecht  einer  solich  ur- 
sach  han  dass  er  unstrafbar  war  wen  er  schon  nit  zum  ge- 
richt kam  die  buos  so  einer  gestraft  wird  sol  im  uf  sein 
thäslen8)  gesohniten  wärden. 

6)  Zum  sächsten  sond  die  kundschaften  wen  sy  poten 
wärdend  korsam  sein  und  zum  gericht  komen  und  aber  einy 
olt  mer  nit  kämy  und  nit  ursach  häty  so  mag  den  ein 
gericht  der  kundschaft  schaden  zuo  legen  so  fil  sy  guot  be- 
dunckt von  dem  schaden  so  kundschaft  gesumpt  häty  und 
um  der  kundschaften  Ion  sol  ein  gericht  machen  dem  nach 
es  im  zit  ist  olt  sy  arbet  hand  und  was  den  kundschaften 
gemacht  wird  hand  sy  die  wal  verzerentz  im  gerichtz  hus 
olt  zichentz  von  dem  in  der  den  gerichtz  schaden  muos  gän. 


l)  Das  Datum  vielleicht  von  späterer  Hand. 

*)  Vgl.  Statuten  von  Schanis  65:  „Soll  ein  jeder  landmann,  wie  er 
in  denen  tessera  geschnitten,  einnemen  und  ausgeben ,  es  sey  e  schnitz  oder 
änderst" 


•*'  T^1 
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7)  Zum  sibenden  die  wil  gericht  offen  ist  so  ist  es  als 
schulden  usgenun  was  glimpf  und  er  an  trift  und  umb 
schmärzen  und  umb  fräfen  und  uf  ain  stos  ziehen  um  die 
fier  artikel  ist  kostig  wen  schon  gericht  offen  ist  [doch  mit 
dem  geding  wen  das  gericht  uf  ain  stos  zieht  und  nun  das 
salb  gericht  gat  so  hat  ein  jetlicher  gerichtz  man  zwen 
batzen  ze  Ion  gat  es  aber  me  gericht  so  ist  es  nun  wie 
sus  der  bruch  ist  ein  batz  eim]  ')  und  wen  gericht  uf  ge- 
schlagen ist  so  ist  es  als  kostig* 

8)  Zum  achdenden  welcher  poten  wird  zum  rächten 
andwurt  ze  gän  won  er  mag  sälbs  komen  so  sol  er  niemen 
schicken  tag  ze  nämen  und  sol  niemen  an  seiner  stat  tag 
nämen,  wen  der  kleger  aber  nit  komen  mag  so  sol  er  dem 
andwurter  kund  thuen  er  mig  nit  komen  thuot  er  im  aber 
nit  kund  und  der  andwurter  gericht  gat  so  mag  er  den 
am  gericht  an  zeigen  das  sy  im  machend  an  sein  mie  und 
arbet  nach  gerichtz  arkandnus  das  in  der  kleger  boten  hat 
und  nit  ist  kon  gän  klagen  und 2)  was  im  ein  ersam  gericht 
macht  mag  er  den  in  zien  von  dem  der  in  zum  gericht 
peten  hat. 

9)  Zum  ninten  welcher  einer  sum  nit  guntänd  ist  so 
sol  man  eina  mit  rächt  guntänd  machen  ob  er  die  sam  mig 
in  zien. 

10)  Zum  zächenden  so  sol  ein  jetlicher  zum  ersten  rächt 
als  thutz  pieten  was  er  meind  im  rächt  geniesen  do  mit 
es  us  gangy  doch  am  driten  mol  sol  es  us  gan  und  nit  mer 
verzogen  wärden  vorbehalten  wen  kundschaft  brästend  oder 
rächt  sprächer  so  stat  es  an  eim  gericht  witer  tag  ze  ar- 
kennen  oder  nit  wie  sy  guot  bedunckt. 

11)  Zum  elften  so  ist  iser  gerichtz  amen  eim  schuldig 
ze  schetzen  als  ein  anderer  rächtsprächer  wen  mans  an 
im  begärt. 

12)  Zum  zwölften  wen  eina  ein  anderen  thuot  zuo  ver- 
tresten  und  den  eina  thuot  dem  trester  für  rächt  zpieten 
und  der  trester  thuot  durch  ein  weibel  kund  dem  das  er 
trester  ist  so  sol  der  salb  schaden  so  uf  gat  zpieten  zum 
gericht  schaden  keren. 

13.  Es  ist  in  iserem  gericht  ein  pfenter  Ion  gesotz  in 
unserem  gericht  hushäblich  ist  der  pfenter  Ion  von   eim   ros 


1)  Das  Eingeklammerte  von  späterer  Hand  durchstrichen. 
*)Von  hier  an  spätere  Schrift. 
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by  tag  yj  d  und  by  der  nacht  xij  d  und  was  rind  vech 
ist  olt  schwin  ist  by  tag  iij  d  und  by  der  nacht  vj  d  von 
eim  hobt  und  von  geisen  olt  schafen  ist  es  von  eim  hobt 
hj  tag  j  d  und  by  der  nacht  ij  d  und  was  fir  vech  pfend 
wirt  userthalb  unserem  gericht  ist  der  pfender  Ion  toblet 
wie  obstat. 

14)  Wen  eina  olt  mer  vech  find  in  sinen  pietenen  das 
nit  von  seir  nachpurschaft  ist  so  mag  ers  pfenden,  wil  erg 
aber  nit  pfenten  so  mag  er  im  thuon  zeschetzen  um  den 
schaden  so  im  gesehen  ist. 

1 5)  Wen  ein  gerichtz  man  zum  gericht  boten  ist  urtheilen 
und  man  an  im  um  kundschaft  kund  und  er  im  salben  rächt  nit 
urtheilt  und  er  kundschaft  Ion  han  wil  sol  sein  Ion  sein  also 
fil  ain  rächtsprächer  hat  der  urthel  git  und  nit  me  wirt  aber 
«in  gerichtzman  zur  kundschaft  poten  und  nit  zum  rächten 
Jen  hat  er  sein  Ion  wie  ander  kundschaften. 

16)  Wen  ein  fremder  userthalb  unserem  gericht  kund 
und  wil  thuon  kundschaft  zpieten  so  sol  der  weibel  in 
thuon  zu  yertresten  kund  er  den  nit  gän  rächten  olt  mit 
der  widerparty  ab  kund  das  um  kundschaften  Ion  vertrest 
fiey  in  unserem  gericht  do  mit  die  kundschaften  psalt  wärdend. 

17)  Wen  eina  olt  mer  wil  ein  verbot  thuon  so  rauos  er 
vom  amen  olt  vons  ames  verwäser  arloubnus  han  olt  verbot 
hat  sus  kein  kraft.  [1561  jar  uf  Sand  Jeris  tag  ist  unser  ge- 
richtz gemeind  ains  worden  wen  aina  ain  verbot  thuot  und 
den  sol  er  sein  beseht  thuen  in  dry  tagen  rächt  brachen 
was  im  angelagen  ist  und  ainer  in  dry  tagen  nit  dar  zuo 
thäde  so  ist  den  vürhin  verbet  ledig.]  ') 

18)  Wen  die  schetzer  schetzend  varendy  hab  so  ist 
ir  Ion  eim  yj  d  schetzend  sy  aber  uf  ligend  guot  so  ist  ir 
Ion  eim  ein  batzen  und  was  die  rächtsprächer  muosend  ufs 
vält  us  gän  schetzen  so  ist  der  Ion  eim  ein  batzen.     . 

19)  Es  ist  ouch  beschlosen  es  sol  einer  olt  mer  weler 
•dem  andren  schetzen  wil  so  sol  er  nit  me  den  zwen  rächt- 
sprächer fieren  us  genun  wen  sich  sol  schetzen  uf  ligend 
.guot  den  sol  sich  fieren  und  schetzen  mit  dry  rächtsprächer. 

20)  Das  ist  unsery  gand  und  ortnung  galt  inzezichen 
80  jetz  gesetz  ist  in  unserem  oberen  grauwen  pund  mit 
wisen  und  willen  der  gemeinden  1548.  *) 


l)  Das  Eingeklammerte  ist  späterer  Zusatz,  welcher  durchstrichen  ist 
■)  Vgl.  Statuten   des  grauen  Bundes   C,   69—74  ;  D,  VII.     Nach  C 
stammen  die  Artikel  vom  14.  Januar  1549. 


^V»« 
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a.  Des  ersten  zinz  geliehen  galt  [on  zinz]1)  und  lit  Ion 
und  um  lygend  guot *)  sol  sich  um  zwyfach  schetzen  und 
um  ander  galt  schult  sol  sich  um  ain  driten  d  schetzen  und 
sol  sich  schetzen  das  ainer  wol  zuo   dem  sinen  komen  mig. 

b.  Zum  anderen  sol  sich  zum  ersten  mol  uf  fech  schetzen 
nach  an  zal  der  sum  mit  rat  der  schetzer  fir  gäben  dem  nach 
kupfer  und  ärtz  fir  uf  äsygy  spis  und  husrat  mit  dem  ge- 
ding  zimliche  spis  bethäs  der  notdurft  vor  behalten  ob  ander 

5 fand  wärend  jetz  heiw  und  stomiw  (?)  *)  und  fir  uf  sumen  und 
er  schultner  ros  hat  hat  der  an  kleger  die  wal  da  ruf  z& 
schetzen  und  liegendy  gieter  fir  uf  hus  und  hof  doch  wen 
du  eim  schetzen  wilt  so  muost  an  thuon  do  heimen  sein. 

c.  Zum  driten  mag  man  um  gichtygy  schult  al  wärch- 
tag  schetzen  wen  schon  gericht  ist  mit  dem  geding  das  sich 
die  rächtsprächer  sich  nit  sumend  zum  gericht  zu  gän  und 
mag  man  al  tag  schetzen  den  aebt  tag  vor  wienächt  und 
acht  tag  darnach  und  acht  tag  vor  ostern  und  acht  tag 
dar  nach  und  wen  eina  oit  mer  geschetz  hat  so  mag  er  den 
die  pfand  zuo  seinen  henden  nän  und  dar  mit  thuon  wie  er 
meind  das  sein  fuog  sey  an  ally  wideret 

d.  Zum  fierden  sol  man  als  um  galt  schult  von  ingendem 
brächet  hin  bis  Sand  Michels  tag  nit  gericht  halten  us  ge- 
nun  was  er  antrifft  ligendy  gieter  undergang  aim  jeden  ge- 
richt nach  seinem  bruch  und  als  umb  die  fremden  in  der  zit 
ze  halten  as  wir  by  inen  gehalten  wurdend. 

e.  Es  ist  ouch  gesetz  in  unserem  pund  es  sol  keim 
schetzer  me  den  ein  batz  gäben  wärden  fir  ein  mol  ze 
schetzen  doch  minder  mag  ein  jetliche  gerichtz  gemeind 
machen  under  inen  selbs  den  schetz  Ion. 

21)  Geschwisterkind  und  schwäger  sollend  ein  anderen 
nit  richten  noch  urtheilen  noch  zigen  was  witer  in  der  itynd- 
schaft  war  mag  ein  anderen  umb  guot  richten  und  urtheylen 
und  zigen  und  umb  er  an  träffendy  sol  keiner  necher  dan 
zum  driten  und  fierden  sein  das  er  mig  richten  und  urtheilen 
und  zigen  mig4). 

22)  Witer  sol  eim  jeden  firderlich  rächt  gehalten  wärden 
so  einer  oit  mer  das  begärt. 


*)  Das  Eingeklammerte  ist  durchstrichen. 
*)  Neuere  Schrift:  „und  was  sich  zinz  nernt" 
*)  Stroh. 
4)  Vgl.  Statuten  des  grauen  Bundes:  G,  75. 
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23)  1549  jar  am  oster  mäntag  ist  iser  gerichtz  gemeind 
zuo  Katz  under  der  linda  eins  worden  und  beschlosen  dem 
weibel  olt  wer  den  schriber  ist  der  ein  brief  schribt  den  ge- 
richt psiglet  ist  des  sohribers  psoldig  von  eim  brief  fir  spis 
und  Ion  finf  guot  batzen  und  den  gerichtz  lyten  denen  die 
brief  an  gänd  kert  eim  fir  spis  und  Ion  zechen  kritzer. 

Unserem  gerichtz  amen  kert  zwen  kritzer  von  eim  sigel 
es  sy  an  ze  henken  olt  uf  ze  trucken. 

24.  Es  ist  ouch  beschlosen  von  der  ganzen  gerichtz  ge- 
meind das  in  iserem  gericht  in  eim  jetlichen  dorf  sond  dry 
man  verortnet  wärden  die  sond  was  sich  fir  ligend  guot  sol 
lan  legen  sond  die  salben  dry  man  es  legen  in  irer  gemeind 
was  sy  billich  und  rächt  dunkt  by  iren  aiden  legen  und 
sol  sich  sus  niemen  änderst  under  winden  ze  legen  den  die 
dar  zuo  verortnet  seind.  1550  jar  am  20  tag  aberelen  ist 
Katz  under  der  linda  zu  gäben  von  der  gemeind  wen  partyen 
vor  achy  ains  wärden  ander  leg  lit  zu  nän  und  nit  die  ge- 
meind verortnet  hand  mag  das  salb  wol  besehen1). 

25)  Witer  ist  es  von  der  ganzen  gerichtz  gemeind  be- 
schlosen das  weler  vogt  ist  und  wil  Ion  han  olt  vogt  schillig 
so  sol  er  sein  Ion  ain  ersam  gericht  ally  jar  lan  machen  und 
weler  schon  me  den  ain  jar  war  vogt  gesein  so  sol  im  ain 
ersam  gericht  den  vogt  schillig  nun  fir  ain  jar  machen  und 
nit  mer  do  mit  es  armen  vogdyen  nit  iers  gangy  1549  jar 
am  oster  mäntäg. 

26)  Dem  weibel  ist  der  Ion  gemacht  von  aim  pot  us 
unserem  land  dry  batzen  und  zwen  d  fir  ain  bot  dar  zuo 
von  air  mil  und  hie  im  land  ist  es  gelan  wie  von  alter  här 
der  pieter  Ion. 

27)  1549  jar  am  9  tag  may  ist  iser  gericht  zuo  Suma- 
prada  intz  Stäffens  hus  eins  worden  und  arklärt  also  das  die 
gerichtz  wirt  sond  an  gericht  schaden  nän  kenen  weisen 
rogen  und  käs  und  schmalz  und  ziger  wies  zwen  rächt 
sprächer  wärdend  oltr  legend  d  fir  d  und  den  schetzs  Ion 
sond  die  schetzer  am  wärt  dester  mer  zuo  legen  nach  irem 
guot  bedunken. 

28)  Myni  heren  vom  gericht  hand  ouch  also  beschlosen 
wen  ein  handel  in  rächt  ist  und  der  gerichtz  wirt  den  scha- 
den in  zien  ob  das  rächt  us  sey  so  sol  der  wirt  mit  des 
gerichtz  rat  thuon  ob  er  in  mig  in   zien  olt  nit  dem  nach 


])  Der  letzte  Satz  ist  von  anderer  Hand  nachgetragen. 

23* 
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der  handel  an  sim  sälbs  ist  so  kan  im  ein  ersam  gericht  wol 
an  die  hand  gän  wie  er  im  thuon  sol. 

29)  1549  jar  uf  S.  Jeris  tag  zuo  Truntz  miny  heren  vom 
pund  arklärt  wen  eina  ein  apelatz  thuot  und  sy  im  arkend 
wirt  und  den  die  widerparty  im  angägen  kund  und  ätwas 
us  der  urthel  gat  den  sol  die  x  land  gl.  niemen  in  ziehen 
kund  im  aber  die  widerparty  gar  nit  angägen  und  den 
eina  ab  stat  den  so  mus  er  die  landgl.  gän  nach  lut  dem 
artikel  buch1). 

30)  [1549  jar  am  oster  mäntag  iser  gerichtz  gemeind 
Katz  under  der  linden  eins  worden  von  der  x  land  gL  vom 
apelieren  die  sond  der  gemeind  sein  für  hin  witer  welcher 
ain  apolatz  thuot  und  sich  in  xiiij  tagen  arscheind  thuot  die 
apolatz  an  zeichnen  und  den  nit  fir  gat  so  ist  er  die  x  land 
gl.  vervallen  arscheind  er  sich  aber  nit  so  sol  er  kein  land 
gl.  schuldig  sein]  *). 

31)  Es  ist  ouch  beschlosen  und  ist  iser  gerichtz  ordnig 
und  bruch  welcher  dem  andren  schetzer  fieren  wil  so  sol  er 
die  nechsten  rächt  sprächer  nän  wen  ers  do  heimen  find  die 
do  die  nechsten  rächt  sprächer  seiend  dem  er  schetzen  wil 
und  inen  vor  achy  den  schetzer  Ion  gän  wen  sy  nit  enbären 
wend  schetzer. 

32)  1548  jar  hand  isery  heren  und  oberen  vom  grauwen 
pund  hand  gesetz  wo  ein  gemein  rächt  vom  land  richter  ge- 
setz  wyrt  in  unserem  pund  so!  der  salb  richter  und  rächt 
sprächer  zum  tag  nän  eina  x  er.  wen  sy  nit  verruckend 
wen  sy  aber  verruckend  so  ist  es  eim  zerig  und  x  er.  dar 
zuo  ze  Ion  zum  tag  und  dem  weibel  sol  ein  gericht  sein  Ion 
machen  nach  dem  er  arbet  kan  hat8). 

33)  Unser  heren  vom  pund  hand  angesen  fir  guot  und 
beschlosen  weler  wirt  eim  oit  mer  me  zerig  uf  schlat  den 
ain  halben  gl.  so  sol  man  im  kein  rächt  drum  halten  gesehen 
im  jar  1548  *). 

34)  1548  jar  hand  iser  vom  pund  fir  guot  angesen  und 
beschlosen  man  sol  kein  apolatz  brief  psiglen  die  wider  par- 
dyen  kenend  in  vor  und  wen  sy  en  ver  hert  hand   meinend 


l)  Vgl.  Statuten  des  grauen  Bundes  C,  36  und  37. 
*)  Dieser  Artikel  ist  später  durchstrichen,  vgl.  Statuten   des  grauen 
Bundes  C,  35  und  36. 

8)  VgL  Bundesartikel  C,  58  und  59  (vom  23.  April  1548). 
*)  Vgl.  Bundesartikel  C,  65,  D,  XIX  (vom  23.  April  1548). 
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.sy  den  es  bräst  neiwas  im  brief  so  migend  sis  den  an- 
zeigen dem  gericht  und  wen  den  ein  ersam  gericht  besiglet 
iber  das  bim  salben  sols  beliben  und  iber  brif  kein  kund 
«chaft  verheren  witer  den  wie  die  brief  lutend l): 

35)  Es  ist  iser  gerichtz  ortnig  und  brach  wen  man 
rächted  das  kostig  gand  so  hat  der  richter  nit  vom  eit  an- 
zegän  wen  man  aber  rächted  das  schulden  gand  den  hat  der 
richter  j  ß  wie  vorgeschriben  stat. 

36)  Witer  so  ist  das  iser  gerichtz  ordnig  und  bruch 
wen  gerichtz  schaden  gand  das  kostig  seind  so  hat  der  amen 
und  rächtsprächer  und  der  weibel  ein  jeder  ein  batz  und  wen 
schulden  yalend  so  hat  der  amen  j  ß  von  eir  schuld  und  die 
rächtsprächer  und  der  weybel  hat  eina  vj  d  witer  so  ist  des 
weibels  Ion  in  unserem  gericht  ij  d  von  eim  pot  und  von 
eim  vorbot  ist  des  weibels  Ion  vj  d.  wen  der  weibel  am 
bärger  gericht  olt  im  Schranser  gericht  ein  pot  thuot  so  ist 
sein  Ion  von  eim  pot  vj  d  und  im  Thomilser  gericht  alt  im 
Tschapiner  gericht  ist  es  von  eim  pot  j  ß  d  des  weibels  Ion 
ze  pieten  wie  obstat. 

31)  Es  ist  unsers  puntz  ortnig  welly  nit  puntz  lit  sind 
-den  salben  ist  bi  is  gericht  und  gand  nimer  Deschlosen  ja 
wen  sy  is  ouch  also  haltend  etc.2). 

38)  Es  ist  iser  gerichtz  bruch  wen  der  amen  olt  ein 
richter  an  gerieft  wixt  ain  urthel  stat  ze  thuon  olt  geläben 
olt  wen  aina  vor  gericht  hat  zegewunes  gän  ist  as  gnuog  as 
wärs  mit  urthel  gangen  den  ist  der  richter  schuldig  zu  im 
ze  nämen  gerichtz  lit  so  fil  in  guot  bedunkt  uud  der  urthel 
thuon  stat  ze  thuon  und  ze  geläben  und  den  nänd  die  ge- 
richtz lit  [spis  und  Ion  dem  nach  sy  mie  und  arbet  hand 
kan]8)  etc.  fir  spis  und  Ion  aina  10  er.  zum  tag. 

39)  Es  ist  unsers  gerichtz  ordnig  und  bruch  wen  eina 
ein  jar  vogt  ist  gesein  in  unserem  gericht  so  ist  sein  Ion 
olt  vogt  schillig  fir  ain  jar  x  plabhart  und  hat  der  vogt  ge- 
handlet von  seynen  vogdyen  wägen  us  unserem  gericht  um 
das  selb  hat  ein  vogt  spis  und  Ion  das  do  billich  sey  so  fil 
im  ein  ersam  gericht  macht  nach  dem  er  mie  und  arbet 
kan  hat. 


*)  Vgl.  Bundesartikel,  C,  66,  D,  VI,  5. 
8)  VgL  C,  74,  D,  XXXIV,  auch  oben  Art.  20.  d. 
*)  Das  Eingeklammerte  ist  durchstrichen  und  dafür  von  späterer  Hand 
»der  Schlusssatz  hinzugefugt. 
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40)  Es  ist  unsers  gerichtz  ortnig  und  bruch  wen  der- 
amen  oit  richter  zno  gericht  sitz  so  sol  vor  am  stab  da- 
niemen  kiben  noch  haderen  olt  geschrey  machen  sunder  die- 
kleger  und  antwurter  sond  ier  handel  und  span  dur  ier  fir 
sprächer  lasen  für  bringen  und  reden  stilligklich  do  mit  ein: 
ersam  gericht  migend  den  handel  verstan  was  do  fir  gehalten 
wärt  waJchi  aber  die  wärend  und  solchs  iber  sächend  olk 
trätend  wie  ob  stat  don  sol  der  richter  dem  gerichtz  weibel 
empfälen  er  sol  uf  sein  und  ein  fir  sprächer  nän  und  zuo 
denen  klagen  die  selichs  iber  Sachen  hätend  wie  ob  stat  und 
den  so  näm  ein  jetlicher  was  in  ein  ersam  gericht  thuot  zu. 
buosen  die  sich  ungeschicklich  vor  am  stab  gehalten  hand 
sond  gestraft  wärden  nach  gerichtz  arkandnus. 

41)  Es  ist  unsers  gerichtz  ortnig  und  bruch  wen  ain. 
mol  ze  Thusis  gericht  ist  so  sois  den  zum  andren  mol  Katzk 
sein  witer  wen  ain  mol  gerichtz  gemeind  ze  Thusis  zänien 
kund  so  sois  den  dem  nach  Katz  zämenkon  je  ain  mol. 
Thusis  und  ander  mol  Katz  zämenkon  vor  behalten  won 
ain  gericht  uf  ain  stos  ziehen  muos  den  kond  sy  zämen. 
an  end  und  ort  do  der  stos  ist  es  sy  ent  dem  bach  olt 
dis  halb. 

42)  Es  ist  unsers  gerichtz  und  gemeintz  ortnig  und 
bruch  al  jar  uf  Sand  Jeris  tag  ze  guoten  triwen  besetz  man 
gericht  je  ain  mol  ze  Thusis  das  ander  mol  Katz  witer  so 
verortnet  die  gemeind  zuo  Thusis  4  man  das  gerycht  ze 
besetzen  und  die  gemeind  Katz  ouch  4  man  und  die  von 
Jtfasein  ouch  ij  man  und  die  von  Tartar  ouch  ij  man  und 
die  xij  man  sitzend  zämen  mit  sampt  dem  landvogt  und  die 
sond  den  ze  Thusis  4  rächt  sprächer  arwelen  olt  setzen  und 
Katz  ouch  4  und  Masein  oucn  ij  und  Tartar  ouch  ij  das 
seind  jetz  xij  rächt  sprächer  und  den  13.  rächt  sprächer  sond 
sy  setzen  in  denen  4  derfer  wo  sy  guot  bedunkt  und  von 
denen  Iß  rächtsprächer  ar  weit  der  land  vogt1)   ain  amen. 


*)  Entsch.  des  Gerichts  Heinzenberg  vom  8  Rebmonats  1524  auf  die 
Klage  des  Landvogts  zu  Fürstenau  gegen  das  Gericht  Thusis-Katzis,  dass. 
sie  sich  den  Ammann  selbst  zn  setzen  unterfangen.  Es  wird  entschieden,, 
dass  der  Landvogt  das  Becht  habe,  von  den  13  Rechtsprechern  einen  zum 
Ammann  zn  erwählen.  Die  Beklagten  hatten  behauptet,  die  Noth  habe 
sie  znr  eigenen  Wahl  gezwungen,  welche  auch  die  Heinzenberger  und 
Tschappiner  vorzunehmen  berechtigt  seien.  (Orig.  auf  Perg.  im  Archiv 
Thusis,  Sigler:  Gaudentz  Bischof  vom  Heinzenberg).  Revidirt  wurde  diese 
Entscheidung  im  Jahre  1775. 
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welen  er  wil  und  der  weibel  sol  sich  setzen  ally  jar  vor  der 
gemeind  mit  der  meren  hand  und  sol  der  gerichtz  amen  dem 
weibel  den  ait  angän  vor  der  gemeind. 

43)  Es  ist  unser  gerichtz  ortnig  und  bruch  wie  wol 
das  die  gerichtz  lit  uf  Sand  Jens  tag  gejaret  hand  doch  nit 
dester  minder  so  sond  die  alten  gerichtzlit  korsam  sein  fir 
des  hin  aber  fremden  und  heimschen  so  lang  bis  das  gericht 
aber  uf  an  nuws  gesetz  wirt. 

44)  Abscheit  gehaltnen  puntz  tag  zuo  Kur  angefangen 
des  14.  tag  jäners  1549  jar  etc. *) 

a.  Des  ersten  ist  gesetz  die  fier  schleg  der  thugaten 
.als  spaini8ch  hungerisch  turgisch  venedygisch  sond  fir  hin 
,an  fan  so  (!)  guot  am  golt  seind  und  guot  am  gewigt  sond  fir 
hin  um  27  batzen  genomen  wärden  und  us  gäben  wärden 
und  die  thobleten  52  (sp.  Sehr.  3)  batzen,  die  ibrigen  tho- 
gaten  seind  um  5a)  dick  d.  gerieft  usgenun  schiffler  gälten 
nun  24  batz,  die  krönen  lat  man  bim  alten  louf 8)  bliben  die 
bälntzer  krönen  um  17  batz,  die  vogel  und  sofeuer  krönen  um 
18  batzen  und  die  golt  gl.  um  18  batzen.  Des  gewigtz  halben  sol 
man  umb  das  erst  koren  um  gl.  ij  er.  gän  und  um  die  ibrigen 
koren  uf  bis  uf  4  koren  j  er.  und  von  4  koren  uf  hat  ein  jetlicher 
die  wäl  ze  nän  olt  nit  und  thogaten  und  krönen  ist  ij  er.  firs 
koren,  die  thaler  blibend  im  alten  louf,  die  venedigisch  mintz  im 
alten  louf,  die  tirolisch  mintz  im  alten  louf,  die  pouler  mit 
4em  leuwen  umb  dry  batzen  und  die  ibrigen  um  x  er., 
wirtenbärger  thaler  umb  16  batzen,  resler  olt  schnap  hanen 
um  iij  batz,  fryburger  und  wallyser  halb  batzen  um  vi  d., 
schwitzer  batzen  wie  bis  här,  die  alten  kurer  batzen  um  xij 
•d.,  doblot  basler  plabhart  umb  ij  er.,  basler  mit  dem  kritz  um 
v  d.,  basler  fiener  ij  d.,  luzärner  ß  iiij  cL,  sporen  d.  gältend 
j  haller,  bärner  keply  und  meder  dry  orten  schlag  iij  fir  j  d. 
oder  x  um  j  er.,  ander  guot  d.  und  haller  im  alten  louf,  batzen 
.im  alten  louf,  franzesisen,  mevlander  dickd.  umb  xxj  er.,  so- 
feuer dick  d.  um  xviij  er.,  die  wältsch  minz  mag  eina  nan 
so  fil  er  meind  ze  vertriben  doch  nit  schuldig  ze  nän.  Es  sol 
ouch  die  mintz  im  vältlin  kläfen  und  wurms  genomen  und 
gäben  wärden  wie  vor  stat4). 

l)  Vgl.  Statuten  des  grauen  Bundes  G,  78  und  D,  XIV,  1. 

*)  Zusatz  von  ziemlich  gleichzeitiger  Schrift:  und  zwenzig  batz. 

*)  Zusatz  (Schrift  wie  in  Note  2)  :  Sunakronen  25  batz  und  die  ndwen 
Jtronen  um  24  batz. 

4)  Zusatz  von  anderer  Hand:  die  d.  was  dynsli  hand  und  die  mit  dem 
ikrita  seind  guot  die  ibregen  um  j  er.,  die  urner  haller  3  um  j  <L 

.  Zeiteohr.  Jfir  ichireteeriaohes  Recht.    Neue  Folge  in.  24 
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b.  Des  spils  halben  wil  man  bim  alten  verbot  beliberr 
lasen  so  ain  artikel  gesetz  ist  und  sol  ein  ietlichs  geriebt 
die  seinen  strafen  und  die  buos  in  zien  nach  lut  dem  ar- 
tikel  1549  jar,  aso  ist  der  ab  scheit  von  unseren  herren  vom. 
pund  gän. 

45)  Es  ist  unsers  gerichtz  ortnig  und  bruch  wen  eina. 
den  anderen  wund  schlat  und  der  wund  ist  nit  ämbären  wil. 
und  ein  trester  von  dem  begärt  der  in  wund  geschlagen  hat 
so  ist  er  im  schuldig  ze  vertresten  in  unserem  gericht  olt 
gemeind  wer  den  guoty  rächt  hat  der  genieße. 

46)  Es  ist  unsers  gerichtz  ortnig  und  bruch  wen  schon 
gerycht  beschlosen  ist  und  den  aina  rächted  so  migend  die 
gerichtz  wirt  schaden  in  zien  doch  dem  artikel  der  vor  malt 
vom  gerichtz  rat  han  wen  rächt  nit  us  war  unschetlich  und. 
unvergriffenlich. 

47)  Ain  fräfen  pfund  so  ainer  dem  land  vogt  valt  buos 
so  ainer  gestraft  wirt  in  unserem  gericht  ist  xv  ß  cL  ain. 
pfund  ist  aso  von  alter  här  kon  es  ist  ouch  der  bruch  wen 
eina  x  pfund  d.  gestraft  wirt  under  ainist  so  ist  er  von 
eren  gesetz. 

48)  Es  ist  unsers  gerichtz  ortnig  und  bruch  wan  eina. 
in  unserem  gericht  vom  anderen  ain  trester  begärt  und  er 
im  nit  wil  vertresten  um  ain  handel  das  doch  aina  schuldig 
ist  ze  vertresten  so  seind  die  gerichtzlit  schuldig  in  thuon 
ze  vertresten  wen  sey  ge  manet  wärdend  und  wen  die  ge- 
richtz lit  nit  mechtend  guot  genuog  sein  und  das  die  gerichtz. 
lit  manend  die  von  der  gemeind  so  sond  die  von  der  gemeind 
den  gerichtz  liten  by  stan  und  solich  ungehorsam  personen 
thuon  ze  vertresten  unz  handhaben  zuo  rächt  und  wenr 
aber  kein  gerichtz. lit  in  der  il  sich  mechtend  arlangen  so 
sond  die  von  der  gemeind  aber  schuldig  wen  sey  gemanet 
wärdend  aina  thuon  ze  vertresten  do  mit  ain  jetlicher  zuo 
rächt  komen  mig  und  rächt  gän  und  nän  etc. 

49)  Es  ist  unser  gerichtz  bruch  und  ortnig  wen,  wier 
zuo  satz  ziend  so  gänd  wir  inen  zerig  so  fil  sey  im  gerichtz. 
hus  verzerend  den  tag  und  also  halt  man  is  ouch  wo  iser- 
gerychtz  lit  beschickt  wärdend  im  land  zuo  satz. 

50)  Es  ist  unsers  oberen  grauwen  puntz  ortnig  und 
bruch  weller  ain  bystand  fieren  wil  von  aim  gerücht  in  ain 
ander  gericht  so  muos  ims  ain  land  richter  pieten  sus  hat 
aina  die  wal  korsam  ze  sein  olt  nit. 
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51)  Wen  iserem  grosen  gericht  in  wird  8  krönen  so  kert 
dar  von  den  schapineren  j  krönen  und  den  andren  dry  ge- 
richten  aim  as  fil  as  dem  andren.  (Zusatz  :)  so  bin  och  (?) 
daby  gesein  aso  theilt  werden 


XIV.  Erster  Landschaffsbiief  von  Scham, 

vom  26.  Januar  1549,  nach  dem  Original  auf  Pergament,  Siegel  anhangend, 
(À),  imLandschaftsarchiv  zu  Zillis  ;  damit  verglichen  der  zweite  Landschafts- 
brief vom  Jahre  16(04),  aussen  bezeichnet:  Landschaftsbrief  1604  No.  2, 
ebendaselbst,  gleichfalls  auf  Pergament  (No.  46),  mit  anhangendem  Siegel 
(bezeichnet  B). 

Es  sol  aller  menklich  zu  wüssen  sin  allen  denjenigen  so 
disem  unser1)  gsatz  ansehen  oder  hören2)  lesen  das  das 
wyr  dis  ganz  land  gemeynlich8)  unverschaydenlich  am  berg 
und  im  boden  mit  ain  heiigen  rot  durch  nutz  und  fromen 
unsers  lans  in  Schams  ain  wusenlich  Ordnung  und  enscheyd- 
nung  gemacht  hand  und  geornet  als  hye  noch  geschriben 
stat  durch  die  frumen  und  wisen  so  von  aim  yetlichs  dorf 
mit  gantzen  gewalt  dar  geschiokten  und  geben  sind  mit  nameh 
Urich  Hosang  von  ßokellen  und  Toni  Calyenard  von  Reschen 
Peter  Cola  von  Zilis  Christ  da  Cava!  von  Pingew  aman  Chaspar 
von  Berenburg  Christ  de  Cagugt  von  Farera  Martin  Wigily 
von  Clugün  Jöry  von  Ca  Magretta  von  Castdl  Jan  Dorisch 
von  Wergistein  Jan  Frawig  von  Matton  Claw  Coradut  von 
Lon  Jan  Schimon  von  Patzen  Jocob  Men  von  Donat  und  ich 
Jan  Dil  Claw  Patty  zu  diser  zit  land  aman  in  Schams  mit 
sampt  aman  Alixander  von  Cajory  do  verornet  zu  schriben 
dis  bryefs  sind  ouch  dar  zu  gewesen  das  wyl  sy  machten 
schalten  und  setzten  ornetend  dem  selben  sollen  und  wellen 
wyr  und  all  unser  nach  kumen  all  trülich  noch  gon  wer, 
stet  vest  halten  yetz  und  hye  noch4)  do  wider  keynes  wegs 
nit  sin  noch  tun  noch  schaffen  des  gethon  werde  in  keynes  wis. 

(1)  Item  des  ersten  ist  gesetzt  welicher  horty  stürm  luten 
oder  unfug  des  lantz  es  were  von  kryeg  fur  oder  onder  bös  ge- 


*)  B:  allen  denen  die  disen  unseren. 

*)  so  B,  in  A  fälschlich  „oder"  wiederholt. 

*)  B  setzt  hinzu:  und. 

4)  B:  zu  ewigen  ziten  die  will  grünt  und  grad  wet 
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walt  und  zu  semlichs  gemant1)  wurde  und  in  semlichs  sumig 
oder  ungehorsam  were  das  helfen  und  wenden  noch  sinem 
vermögen  dem  fallt  bus  ain  mark  und  soll  gestroft  werden 
noch  erkng  ains  gerichs. 

(2)  Item  wo  stos  und  spen  erwüchsen  sollen  alle  dye 
darzu  sind  oder  kernen  frid  uf  nemen  und  schaden  wenden 
py  yeren  ayden  und  welcher  ungehorsam  were  frid  zu  geben 
und  lyes  sich  ain  mol  ermanen  der  feit  ain  gl.  zum  anderen 
zway  guldin  zum  dritten  dry  gl.  und  welcher  solichs  über 
sehe  so  solen  alle  dye  dar  zu  sind  den  ungehorsam  angriffen 
und  tun  das  er  dem  rechten  gehorsam  sye  welcher  das  nit 
tete  der  solle  gestroft  werden  noch  erkantnus  ains  gerichs. 

(3)  Witer  ist  gesetzt  das  man  sol  frid  halten  mit  worten 
und  mit  werken  und  welcher  frid  precht  mit  worten  sol  an 
sinen  eren  gestroft  werden  und  welcher  über  frid  blut  tete 
der  sol  mit  dem  schwert  gericht  werden  und  welcher  ain  zu 
tod  Schlacht  über  frid  der  sol  gericht  werden  wye  ain  morder. 

(4)  Item  der  ban  unsers  gerichs  ist  alle  dye  wil  das  der 
richter  sitzt  zu  richten  und  dye  gschwornen  zu  urtheylen 
sol  sich  yeder  des  rechten  benyegen  rechs  geben  und  nemen 
und  nyeman  wider  yeren  ehren  *)  reden  noch  tun  noch  schaffen 
dan  welcher  das  übersehn  wurde  sol  man  sin  zumgen  hiänen 
usgehowen  werden  8)  on  alle  gnad  und  witer  noch  dem  das  er 
fichaden  tete  sol  gestroft  werden  nach  gerichts  erkantnus  allen 
denen  dye  dar  sind  oder  komen  mochten. 

(5)  Item  heimsch  guter  die  sollen  an  Sant  Jöry  tag  ge- 
zunt  zu  guten  truwen  und  wer  dan  nit  gezunt  hett  der  sol 
dem  andren  den  schaden  abtragen  dye  dardurch  schaden 
empfyengen. 

6)  Item  berg  guter  sond  for  dem  rech  [verbanet  sin  von 
Sant  Victors  tag  im  meyen  untz  Sant  Gallen  tag]4)  was  vech 
in  denen  gutern  verfent  wurde  fallend  dem  meyer  fyer  plapart 
on  gnod  und  dem  pfender  ain5)  crutzer  für  yedes  hopt  was 
gros  vech  ist  kleyn  vech  fallt  dem  meyer  ain6)  cr#  dem  pfender 
ain5)  d. 

(7)  Item  heimsch  guter  wan  vech   schaden  tund  fallt 


*)  B:  gengnit  (?). 

*)  B:  die  ehr  des  andern. 

*)  B  :  znngen  hinen  ns  houwen. 

*)  In  B  statt  des  Eingeklammerten:  über  das  ganz  jar  nnd. 

6)  B:  zwey. 
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ain  yetiichs  hopt  gros  vech   dem  meyer  2  plapart  und  dem 
pf ender  2  d  klein  vech  fallt  dem  meyer  ai1)  er.  dem  pfender  1  d. 

(8)  Item  dye  schwinen  on  ringen  fallt  dem  meyer  fyer 
plapart  wye  obgeschriben  stat  mag  ain  yeder  inzichen  wen 
er  das  vech  find  oder  mag  [dan  tun]8)  das  solichs  vech  schaden 
ton  habe  alle  frevel  wie  obstat  sol  geben  werth  oder3)  2fwy- 
fach  pfand. 

(9)  Item  wer  dem  anderen  sin  zun  ab  breche  on  glich 
wider  uf  machen  der  fallt  fyer  plapart  dem  der  schaden  empfyeng 
und  es  hinweg  trüge  der  lallt  fyer  plapart  und  wer  das  sieht 
und  nit  meldet  der  fallt  ouch  fyer  plapart  dem  der  schaden 
besohicht  des  hat  alwegen  der  meyer  dye  wal  zu  nemen  wye 
es  uf  gesetzt  ist  oder  tun  schetzen  wen  es  im  schaden  beschickt 
es  sy  am  berg  oder  im  boden. 

Und  des  alles  zu  worum  urkunt  und  kraft  dis  briefs  so 
han  ich  genanter  land  aman  der  gemeyn  in  Schams  ain  insigel 
offenlich  vor  ain  ganzen  rot  am  ent  disers  bryefs  gehenkt 
der  geben  ist  do  man  zalt  noch  Christi  geburt  tusen  und 
fünf  hunder  nun  und  fyerzig  jöre  dye  26  jenary4). 

XV.  Dritter  Landschaffsbrief  von  Schaut. 

Vom  15.  Mai  1660  nach  dem  Original  im  Landschaftsarchiv  (anf  Perg. 
Siegel  anhangend.)- 

In  namen  der  einigen  ewigen  hochgelobten  dreifaltigkeit 
amen.  Noch  deme  durch  gottes  des  herren  Ordnung  und 
heiligen  segen  unser  landschaft  der  leiblichen  und  geistlichen 
freiheit  geniesent  aber  durch  unser  ersten  eiteren  fall  der- 
mosen   obscuriert   und  vertunklet,  daz  wo  nit  durch  fleisige 

l)  B:  ein. 

*)  Fehlt  in  B. 

*)  B:  werden  darumb. 

4)  B  fährt  fort:  Jetz  aher  die  wil  der  alt  hrief  gar  veraltet  ist,  da- 
mit aber  gute  landssatzung  nnd  ordnnng  so  durch  hilf  des  allmächtigen 
gottes  von  nnsern  frumen  alteren  nfgesetz  sind  die  in  guter  gedechtnus 
blibi  nnd  wier  die  onch  erhalten  mögent  nnd  alle  unsere  nachkomen  zn 
ewigen  ziten,  so  ist  diser  brief  dturch  mich  Jan  Caspar  Jennig  dnreh  be- 
felch  des  herren  landamann  nnd  rath  onch  gemaint  nnsers  lands  Schamps 
ernüwret  nnd  ab  dem  alten  brief  geschrieben  von  wort  zn  wort  wie  der- 
Beibig  Intet  nnd  das  zn  warem  nrknnd  so  ist  diser  brief  durch  den  vesten 
fürsichtigen  ersamen  und  wysen  diser  zyt  landamann  in  Schamps  vor  ganzem 
rat  mit  nnsers  insigel  bekreftig  nnd  hier  ufgehenkt  der  geben  wart  nach 
Cristi  unseres  herren  nnd  seligmachers  geburt  tuesent  sechs  hundert 
and  .... 
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und  tägliche  üe"bung  die  selbige  erweket  und  widerumb  an- 
gezündet gute  siten  und  Satzungen  ohne  zweifei  wurden  zu 
grund  gehen  ist  derohalhen  hoch  von  nöthen,  gute  Satzungen 
schriftlich  zu  verfasen  zu  ewiger  gedechnus  den  nachkomen- 
den, auf  dass  aber  gute  siten  bis  ewigen  weit  Zeiten  un- 
verukt  und  unzerstört  bleibent  wollen  wir  der  schriftlichen 
warheit  bevelchen,  bekhenen  hiermit  wir  land  aman  rath  und 
ganze  landschaft  Schams  in  urkund  und  kraft  gegenwertigen 
Brief  allen  denen  die  disen  unseren  gsatz  läsen,  ansechen  oder 
hören  lesen,  dass  wir  das  ganz  land  gemeinglich  und  unver- 
scheidenlich  am  berg  und  auch  am  boden  (zu  verstehn  dis- 
und  enthalb  Beins)  mit  einhelligem  sin  und  muot  zu  nutz 
und  frommen  unserer  nachkomenden  ein  wisentlichen  gsatz 
und  Ordnung  gemacht  wie  hiernach  geschriben  stat  durch 
die  frommen  und  weisen  von  uns  mit  volmechtigen  gwalt  dar- 
gesant  mit  Versprechung  was  sye  mâchent  ordnent  und  schaffen^ 
sollen  und  wollen  wir  und  unsere  nachkomenden  treüwlich 
nachkommen  und  gleben  wahr  vest  und  stet  halten  jetzt  und 
zu  ewigen  weit  zeiten,  die  weil  grund  und  grat  weret,  dar- 
wider  keins  wegs  nicht  sumen  noch  schaffen,  auch  nicht  ge~ 
staten  daz  gethon  werd  in  kein  weis  noch  weg  als  Nicolaus 
Path  zu  diser  zeit  landaman,  Jöri  Fanadurer  ab  Bunkhellenr 
Johan  Calinart  von  Reischen,  Johann  Buss  von  Zillis  un[d 
weil  bei  *)  Peter  Basorgen  von  Piniu,  aman  Christ  Mazoldt  von 
Ander  (so  disen  brief  aus  unsrem  bevelch  geschriben)  Jacob 
Grischot  ausFarera,  aman  Johan  Muretzi  von  Clugin,  aman- 
do Michel  von  Wergenstein,  aman  Johan  Prawost  von  Mathon  >, 
Schreiber  Path  Clo  Path  von  Lohn,  Johan  Simian  von  Fardin, 
land  aman  Johan  Prawost  von  Donath  wie  auch  Schreiber 
Johan  Prawost  in  disem  gscheft  beigewohnet.  Also  volgent 
die  puncten  : 

1)  Für  daz  erste  wann  daz  wortgottesinunserenkirchörungen. 
verkünt  wirt,  sol  sich  ein  jeder  (vorbehalten  gottes  und  herren 
gwalt)  sich  darein  schikhen  wo  aber  etwelche  person  ohne 
wichtige  ursach  daz  predigen  versäumen  thete,  sol  ohne  gnad 
so  oft  es  übersechen  wirt  strofwürdig  angeklagt  und  abge- 
buoset  werden. 

2)  Zum  zweiten  sol  niemand  in  seinem  kreuz  und  krizen 
(so  gott  schicken  thuti  keines  Zauberers  noch  teifel  beschwerers 
rats  pflegen  es  sollen  auch  alle  versegungen  beides  an 
menschen  und  viech  ganz  und  gar  verboten  sein  bey  hochem 
buoss. 


])  Das  Eingeklammerte  ist  ans  Versehen  weggelassen. 


Reehtsqnellen  des  grauen  oder  oberen  Bundes.  375- 

3)  Tritens  wer  sich  mit  schweren  und  fhiochen  vergreifen 
thete  sol  solche  fehlbare  person  dem  ülchen  diener  angezeigt 
werden  welche  noch  dem  er  warhaftig  erfahren,  daz  sy  solchen 
sttnd  begangen  sol  öffentlich  noch  gehaltner  predig  ab  der 
kanzel  verlesen  werden  wen  sye  sich  nicht  bessren  thut  nach 
oberkeitlicher  erkantnus  sol  abgestraft  werden. 

4)  Piertens  welche  person  sich  mit  huoren  besudlen  thet 
sol  ohne  gnad  daz  erste  mol  der  gmeind  buoss  verfallen  sein 
20  krönen  so  es  zum  andern  mal  beschicht  50  krönen  so  ers 
daz  trite  mol  verharet  sol  er  nebent  daz  gelt  und  buoss  von 
ehren  entsetzt  sein.  Welche  person  aber  nicht  an  gut  hett 
sol  es  bey  oberkeits  erkantnuss  (änderst  mit  ihm  zu  proce- 
dieren.) 

5)  Zum  fünftens  welche  person  im  ehebruch  wurde  er- 
funden (oder  überwisen)  soll  daz  erste  mol  nebent  daz  gelt  und 
buoss  aus  allen  raten  und  theten  beschlosen  sein  wann  es 
zum  zweiten  mol  beschicht  soll  von  ehren  entsetzt  sein  wer 
es  daz  trite  mol  verharet  nach  gottes  gsatz  gestraft  werden. 

6)  Sechtens  der  laeter  des  bluotschand  sol  nach  gottes 
gsatz  und  gstalt  der  sach  abgestraft  werden. 

J)  Sibenden  der  ban  unsers  grichts  ist  die  weil  der  richter 
sitz  zu  richten  und  die  geschworen  zu  urtheilen,  sol  sich  ein 
jeder  des  rechtens  benügen,  recht  geben  und  recht  nemen,. 
und  niemands  wider  die  ehr  des  anderen  weder  reden,  thun 
noch  schaffen,  welcher  daz  übersechen  wurde,  sol  ihme  seine 
zungen  ohne  gnad  abgeschniten  werden  und  gestraft  nach 
deme  der  schaden  geschehen  wurde  (?)  nach  erkantnuss  des- 
rechtens  allen  den  die  dar  zu  kernend  werend  oder  kommen 
möchten. 

8)  Achtens  welcher  hört  stürm  leüten  oder  unfuog  des* 
lands  es  sige  von  krieg  oder  anderen  bösen  gewalt  und  zu 
sömliches  wurd  saumselig  und  ungehorsam  stellen  noch  müg- 
lichisten  fliss  zu  helfen  wenden,  sol  buose  verfallen  sein  ein 
mark  (zu  merken  1  gl.  er.  30)  und  ferners  grichts  erkantnuss 
gebuost  werden. 

9.  Neuntens  wo  stöss  und  span  erwüchsent  sollent  alle 
die  darzu  sind  oder  kommen  möchten  frid  aufnemen  und  den 
schaden  helfen  wenden  bey  ihren  aiden  aldo  kein  partei- 
ligkeit  erzeigen  im  scheiden  bey  buoss  5  krönen  und  fer- 
nere nach  gstalt  der  sach  gstraft,  welcher  aber  ungehorsam 
frid  zu  geben  were  und  Hess  sich  mahnen  ein  mol  verfalt 
buoss  ein  gülden  zum  andern  mol  zwey  gülden  zum  driten 
mol  drey  gülden,  welcher  das  übersechen  /sollen  alle  die  darzu 
sind    den   ungehorsamen  angreifen,   und  thun    dass  er  dem. 
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rechten  gehorsam  seige,  welcher  das  nicht  thete  sol  gestraft 
werden  nach  grichts  erkantnuss. 

10.  Ist  ferners  ordiniert  dass  man  sol  frid  riefen  mit 
Worten  und  mit  werken  welcher  frid  brechte  mit  Worten  sol  an 
sein  ehren  gestraft  werden,  welcher  über  frid  bluot  thete  sol 
mit  dem  schwert  gricht  werden,  welcher  einen  zu  tod  schluoge 
über  frid  sol  gricht  werden  wie  ein  morder. 

11.  Dem  heimischen  güeteren  die  sollent  an  Sant  Jörgen- 
tag gezünt  werden  zu  guten  treüwen  wer  dann  nit  gezünt 
hete  der  sol  dem  andern  dem  der  schaden  gschicht  die  kostig 
abtragen. 

12.  Ferners  die  berggüeteren  sollen  über  das  ganze  jähr 
gefreit  sein  und  soll  kein  viech  darein  gschlagen  werden, 
wann  aber  viech  in  den  heüwbergen  pfent  wurd,  fait  dem 
meyer  vier  plapart  (ein  jeder  plapart  zu  reithen  :  vier  blutz- 
ger),  dem  pfender  zwey  kreitzer  für  jedes  haupt  gross  viech 
klein  viech  fait  dem  meyer  zwei  kreitzer  dem  pfender  zwei 
pfenig,  heimischen  güetern  wann  daz  viech  schaden  thut  fait 
von  jedes  haupt  gross  viech  dem  meyer  2  plapart  dem  pfen- 
ter  2  pfenig,  klein  viech  fait  dem  meyer  ein  kreitzer  dem 
pfender  ein  pfenig.  Mag  ein  jeder  inzüchen  wann  er  daz  viech 
für  find  daz  schaden  gethon  hete,  und  sollen  auf  gôetzte 
puncten  solle  geben  werden  oder  uinb  zweifach  pfand  inzüchen. 

13.  Item  so  dem  andren  sin  zun  abreckt  und  nicht  gleich 
wider  auf  macht  der  fait  vier  plapart  dem  der  schaden  em- 
pfangt wer  sy  hin  weg  trüge  verfalt  vier  plapart  wer  daz  sieht 
und  nicht  meldet  der  fait  auch  vier  plapart  dem  des  schaden 
empfangen  jedoch  hat  der  meyer  alzeit  die  freie  wähl  zu 
nemen  laut  diser  Satzung  oder  aber  schetzen  lasen  es  seige 
an  heüwberg  oder  heimischen  güetern. 

14.  Item  ist  so  geordniert  wann  streit  und  zank  under  frömbde 
leüt  oder  frömbde  mit  anheimischen  erhuoben  thete  sollen 
jdie  gegenwertigen  sy  thun  vertrösten  wann  sy  wolten  aber 
widerspenstig  erzeigen,  seint  die  gegenwertigen  belüegt  sye 
auf  zu  halten  bis  meiner  herren  ankunft. 

Dis  alles  zu  wahrer  sicherkeit  und  bekreftigung  der  ob- 
geschribnen  Satzung  so  hat  wol  ermelter  land  aman  in  unsrer 
namen  mit  unserer  der  landschaft  ehren  secret  insigel 
öffentlich  an  disem  brief  gehenkt  der  geben  wart  nach  der 
heilsamen  menschwerdung  unsere  einichen  erlösers  aufenthal- 
ter  und  seligmachers  Jesu  Cristi  sechszechundert  sechzig 
auf  den  löten  des  monats  may.  Diser  brief  ist  aus  unseren 
alten  Satzungen  so  unsere  frommen  altfordren  auf  gesetzt 
zum  theil  von  wort  zu  wort  geschriben  welche  datiert  den 
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26.  jener  ao.  Christi  1549,  weilen  so  aber  zimblicher  massen 
veraltet,  haben  wir  ratsam  erachtet  mit  etwelche  puncten 
zu  thun  daz  gute  landsatzungen  und  Ordnungen  so  durch  hilf 
des  almechtigen  gottes  von  unsern  getrewen  alten  aufgesetzt 
in  guter  gedechnus  bleiben  jetzt  zu  ewigen  weit  zeiten  ohne 
gevert. 
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C.  Anhang:  Gerichtslirkunden. 


A.  Urkunden  betreffend  dl«  Freien  ion  Lia- 

1)  Entscheidung  des  Gerichts  d  e  r  15,  dass 
der  Abt  von  Disentis  nicht  berechtigt  sei, 
von  den  F  re  i  en  F  as  snachtshühn  er  zu  fordern 
{Erste  Instanz:  Disentis).  Samstag  nach  Georgi  1504. 

Original  im  Archiv  der  Gemeinde  Laax  N°  4.    Anhängend  das  Siegel 
des  grauen  Bundes. 

Ich  Marti  Alig  alt  landrichter  der  zyte  aman  uf  dem 
Übersachsen  bekenne  offenlich  und  thun  kund  menklichem 
mit  urkund  und  |  in  kraft  dis  briefs,  das  ich  an  statt  und 
in  namen  des  fürsichtigen  ersamen  und  weysen  Hannsen 
Rudis  der  zyte  landrichter,  des  gemainen  |  teils  im  oberen 
pund  ze  Truns  offenlich  zu  gericht  gesessen  bin  von  sonder 
gnaden  gewalt  und  bevelhens  wegen  der  hopt  hern  und  ge- 
mains  |  punds  und  öch  von  des  rechten  wegen  mit  den  funf- 
zehen  nach  Ordnung  und  altem  herkommen,  dar  gesant, 
und  kam  aida  für  mich  und  die  |  funfzehen  als  das  gericht 
mit  urteil  verbannen  was,  die  ersamen  und  wysen  Jon  Donaw 
von  Sivis  der  zyte  aman  der  fryen  und  mit  im  ander  | 
fryen  von  gemayner  fryen  wegen  ob  dem  Flims  wäld,  und 
der  erwürdig  her  her,  raaister  Cristen  Dietegen,  und  der 
edel  und  vest  junker  Rudolf  von  |  Manuels  als  gesänten 
der  erwyrdigen  gstyft  Chur  und  als  schirm  herrn  der  ge- 
melten  fryen,  mit  irem  zu  recht  erlopten  für  sprächen  junker 
Hansen  |  von  Lumbrins  öch  alt  landrichters  und  klegten  hin 
zu  dem  hoch  wyrdigen  forsten  und  herrn,  hern  Johannes1) 
apte  des  wyrdigen  gots  hus  ze  Tysentis  |  nach  dem  und  der 
gemelt  herr  mit  etlichen  der  fryen  zu  Tysentis  gerechtet  hab 


*)  Johannes  VII,  Abt  1497—1513. 
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nämlich  mit  Cunraw  Aliesch  Jon  Delufen  und  uf  sin  brader 
Vin  I  zens  Delufen  all  seshaft  zu  Sumfix  und  zu  in  klagt  als 
um  die  vasnacht  henna  ze  geben  getruweten  si  got  und 
dem  rechten  sy  wären  solch  |  vasnacht  henna  nit  schuldig 
ze  geben  und  hett  man  die  an  sy  zu  geben  nie  erfordert  von 
keinem  herrn,  wie  wol  sin  gnäd  in  siner  clag  zu  |  Tysentis 
gemeldet  hat,  siner  gnaden  vorfarn  hett  es  dryen  firyen  öch 
mit  recht  an  behebt,  des  die  gïïten  firyen  als  die  cleger  ver- 
meinten hette  er  mit  |  jeman  der  fryen  gerechtet,  wer  es 
doch  in  unwyssent  beschechen  und  vermeinten  in  kein  schaden 
bringen  sölt  dann  sy  hetten  kouff  brief  so  öch  bestät  |  wären 
.um  irò  fryheit  die  si  vor  öch  zu  Tysentis  im  rechten  gebracht, 
und  hofften  wan  das  alles  verläsen  und  verhört  wurd,  das  sy 
solch  vassnacht  |  henna  in  dehein  weg  schuldig  weren  ze 
geben,  und  über  sölchs  alles  were  in  indem  gemelten  gricht 
zu  Tysentis  ain  urtel  gangen,  dero  sy  beschwert  |  wärent, 
und  hetten  die  gezogen  für  die  obern  hand  als  für  die  fünf- 
zehen  nach  Ordnung  und  gesatzt  des  punds  und  vermeintend 
in  ensolte  solch  |  urteil  nit  schaden  bringen,  sunder  wandel 
beschechen.  Do  stund  in  das  recht  der  hochwyrdig  fürst  und 
her,  her  Johannes  apte  des  wyrdigen  |  gotshus  izu  Tysentis 
mit  sinem  erlopten  fürsprächen  Marti  Hösli  antwortende  der 
olag  also  es  wer  war  das  sin  gnäd  mit  den  dryen  obgnt,  als 
um  die  |  vassnacht  henna  gerechtet  hab,  und  als  er  die  mit 
recht  gewunnen  vermeint  sin  gnäd  noch  hüt  by  tag,  die  wil 
sy  in  siner  gnaden  herschaft  und  gebieten  |  gesässen,  wäld 
wun  und  waid  und  anders  genussen,  als  gotshuslut  ald 
ündersässen  dar  zu  wer  sin  wyrdig  gotshus  sus  wol  gefryt, 
als  sy,  und  |  begert  öch  sin  fryheit  und  brief  zu  verhören  das 
-öch  beschäch  und  begert  min  her  durch  sin  forsprächen  und 
Termeint  by  der  urtel  zu  Tysentis  |  usgangen  befiben  und  sy 
im  die  vassnacht  henna  wol  als  schuldig  syend  zu  geben  als 
gotshuslut  ald  hindersässen  so  in  siner  gnaden  herschaft  | 
.gesessen  wären  dan  siner  gnaden  vorfaren  und  er  hetten  es 
-an  die  gemelten  fiyen  alwegen  erforderet  und  vermeint  by 
aölicher  urtel  zu  Tysentis  us  |  gangen  beliben.  Und  nach  clag 
antwurt  red  und  wyderred  und  uf  brief  so  zu  beder  syt  in 
recht  gelegt  verlesen  und  verhört  und  nach  |  allem  dem  so 
in  recht  gelegt  :  ward  zu  recht  gesetzt  was  im  recht  wer.  Des 
fragt  ich  obgenampter  richter  ainer  urtel  um  uf  den  aid  und 
{nach  miner  umfrag  gab  urteil  und  recht  das  die  urteil  zu 
Tysentis  usgangen  sölte  ab  sin,  und  die  gemelten  fiyen, 
mit  den  min  her  von  ]  Tysentis  gerechtet  hat  werend  im  kein 
«vasnacht  henna  schuldig  ze  geben  und  sölten  by  iren  briefen 
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und  fryheit  beliben  wie  von  alter  her.  Diser  |  urteil  begertend 
do  die  fryen  urkund  von  rechten  so  in  zugeben  und  in  irem 
costen  erkent  ward.  Und  des  zu  warem  Urkunde  so  |  han  ich 
ob  gnter  richter  des  gemeinen  punds  aigen  insigel1)  offen- 
lieh  gehengt  an  disen  brief  als  von  des  rechten  wegen  doch 
mir  und  den  |  funfzehen  und  unseren  erben  und  nachkomen 
ane  schaden  der  geben  ist  am  samstag  nach  Sant  Jeöryen  tag 
des  jars  do  man  zalt  von  gottes  |  geburt  funfzehen  hundert 
und  vier  jar. 


2.  Entscheidung  des  Gerichts  der  15,  das? 
die  Freien  von  Laax  nicht  befugt  seien, 
Acte  der  Gerichtsbarkeit  (insbesondere 
Schätzungen,  das  Bestellen  von  Vormündern, 
und  das  Setzen  von  Marksteinen)  in  frem- 
den Gerichtsgebieten  (Disentis,  Grub,  Schleuisr 
Lugnetz,  Flims,  W  alt  enspurg)  vo  rzunehmen, 
sollten  in  denselben  auch  Freie  wohnen 
(Erste  Instanz  :  Heinzenbeig)  26.  Februar  1511. 

Original  im  Archiv  der  Gemeinde  Laax  N°  18,  das  Siegel  anhangend. 
Ein  zweites  Exemplar  im  Archiv  der  Stadt  Ilanz  N°  82. 

Ich  Hans  von  Marmöls  bekänn  und  thun  kunt  mit  ur- 
kunt  und  in  kraft  dis  brieves  das  ich  öffentlich  zu  gerächt  gesessen 
bin,  zu  Truntz  an  statt  des  fürsichtigen  wysen  Hansen  Bil- 
dung, der  zit  landrichter,  als  ein  verordonierter  richter  |  von 
sonderen  gnaden,  gewalt  und  bevelchens  wegen  des  hoch- 
würdigen fürsten  und  herren  Paulsen  von  gottes  gnaden,, 
bischofe  zu  Ghur  und  des  ädlen  und  festen  junker  Cunradinen 
von  Marmols,  albeid  hoptherren8),  miner  gnädigen  herren, 
und  |  gemeinen  punds  und  ouch  von  des  rächten  wegen,  mit 
den  funfzechner,  dar  zu  verordnet  nach  Ordnung  und  altem 
herkomen  dar  gesand.      Und  kam  aida  für   mich   und   die 


*)  Es  ist  dies  die  älteste  mir  bekannte  Urkunde,  in  welcher  das  Siegel 
des  grauen  Bundes  erscheint  1497  wird  noch  mit  dem  Siegel  des  Land- 
richters (Gili  von  Mont)  gesiegelt  (oben  A  N°  I).  Der  Schwahenkrieg  scheint 
die  Veranlassung  dieser  wichtigen  Aenderung  gewesen  zu  sein. 

*)  Der  Bischof  von  Chur  als  Rechtsnachfolger  der  Grafen  von  Sax. 
(seit  1483),  Conradin  von  Manuels  als  Pfandinhaber  der  Herrschaft  Räzüns, 
der  8.  Hauptherr,  der  Abt  von  Dissentis,  wird  wohl  nicht  erwähnt,  weil 
er  Beklagter  ist 
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funfzechner  als  das  gericht  verbannen  was  mit  urteil  die 
er  |  samen  wysen  Hans  Aman  von  Lax,  aman  Jan  Donauw  von 
Sivis,  Klaus  Cristoffel  von  Brigels  Risch  Maschirt  von  Käst- 
ris  mit  sampt  andren  fryen  an  statt  und  in  nämen  des 
ganzen  gerichtz  und  gemeind  zu  Lax  und  zu  Sivis  mit 
iro  zu  rächt  |  erkannten  fiirsprecher  aman  Kristen  Schöni 
vom  Binwald  und  klägtend  hin  zu  dem  hochwürdigen  in 
gottvatter  und  herren,  herr  Johannsen  apt  des  erwurdigen 
gotzhus  zu  Tisentis  sampt  siner  genaden  etlichen  amptlüten 
und  raten  in  na  |  men  und  an  statt  des  gemelten  gotzhus 
zu  Ty8entis  und  aller  gotzhus  lüten  dar  zu  gehörend  und 
den  ersamen  wysen  aman  in  der  Grub,  nemlich  aman  Hans 
Jannicken  Kaspar  Franzen  Ertschisch  seckelmeister  und 
Mathias  de  Rungs  |  der  zit  Statthalter  von  YUantz  an  statt 
und  in  namen  der  ganzen  gemeind  in  der  Grub,  ouch  dem 
edlen  und  festen  junkeren  Gilig  von  Mund  ze  Löwenberg 
sampt  im  der  aman  Jacob  von  Schlöwis  an  statt  und  in 
namen  des  gerichts  |  und  gemeind  zu  Schlöwis  und  den 
edlen  festen  junker  Lumbriesser  und  junker  Jacob  von 
Mund  an  statt  und  von  wegen  der  gemeind  in  Lugniz  und 
Wolf  Paul  aman  zu  Flimbs  an  statt  und  in  namen  der  ge- 
meind zu  Flimbs  |  und  Hansen  Spescha  aman  zu  Waltens- 
purg  an  statt  und  in  namen  der  ganzen  gemeind  do  selbs, 
sprechende  wie  sy  kleger  fry  lüt  sigend  und  sömlich  iro 
fryheit  vil  jar  und  tag  langer  dan  menschliche  gedänknus 
yeman  gedenken  |  möge  one  all  irr  und  stoss  gehept  ge- 
bracht und  vollfürt  haben,  ouch  haben  sy  das  mit  urteil  und 
recht  behept  vor  den  fünfzechnen1),  das  sy  wie  von  alter  her 
by  iren  fryheiten  sollend  und  mögend  beliben,  darby  sy 
noch  niemals  ouch  |  ze  beliben  vermeinen  und  truwetend  gott 
und  dem  rechten,  sy  sollen  iro  freiheit  und  gerechtikeit  nit 
beroubt  wärden  und  legtend  do  in  rächt  etlich  kouf  brieve 
der  herschaft  Lax  und  confirmation  brieve  der  selbigen,  ver- 
meinten ouch  die  urt  |  eil  von  einem  richter  und  gericht  am 
Heinzenberg  zwuschwen  in  und  ir  bemelten  wider  parthy 
usgangen  solle  in  noch  ire  nachkomenden  an  sömlichen 
iren  fryheiten  keinen  schaden  nit  bringen  sonders  sy  by 
allen  iren  fryheiten  lüten  |  und  brieven  wie  sy  sömlich  iro 
fiyheit  von  yewelten  unz  her  gebracht  haben  beliben 
lassen  und  satztend  also  ire  klag  zu  rächt.  Darwider  stundend 
in  rächt  der  hochwürdige  in  gott  vatter  herr  Johanns  apt 
des  erwürdigen  gotzhus  ze  Tysentis  |  mit  sampt  denen  obe- 

l)  Scheint  sich  auf  N°  1  zu  beziehen. 

24* 
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melten  antwürteren  und  gotzhuslüten  von  der  Grub,  Lugnitz, 
Schlöwis,  Flimbs  und  Waltenspurg,  antwürteud  durch  iro 
mit  rächt  erkannten  fürsprecher  Luci  de  Grajacum  von  ßodt- 
züns  und  sprächend  wie  zu  ziten  die  gemelten  |  fryen  mit 
irem  amman  und  rächtsprächer  in  iro  der  klegeren  gerichte 
und  gebiete  käment  und  do  sy  einandren  ze  berechten,  us- 
zeschetzen  und  markstein  mit  irem  amman  und  geschwornen 
vermeinten  ze  setzen  und  nit  mit  dem  gericht,  do  dan 
ein  |  yeder  sesshaft  ist,  das  sy  kleger  nit  erliden  möchten, 
sitmals  doch  das  in  aller  weit  nit  also  gebrucht  noch  er- 
litten wurde  so  wiste  ouch  der  punds  brieve,  das  ein  yeder 
den  andren  ftirnemen  und  berechten  solle  under  dem  stab, 
mit  dem  richter  und  gericht  do  |  ein  ieglicher  dann  sess- 
haft ist,  vermeintend  die  gemelten  fryen  oft  verboten  und 
gewert  haben  und  in  darwider  gesin,  vermeintend  witer, 
der  urteil  so  zwüschen  in  den  beiden  parthyen  von  einem 
richter  und  rächt  |  sprecheren  am  Heintzenberg  geben  und 
usgangen  sy ,  solle  gelept  und  nachgangen  werden  und 
in  kreften  erkent  und  hoffetend  zu  gott  und  dem  rächten 
sömlichs  sölte  billichen  beschechen,  gabend  also  do  ir  ant- 
wurt  dem  rächten  ze  erkennen.  Und  |  nach  klag,  antwurt, 
red  und  wider  red,  kouf  briefen,  confirmation,  kuntschaften, 
pundsbrieve  und  der  urteil  am  Heinzenberg  usgangen  und 
gegeben,  der  domals  ouch  verläsen  ward,  der  hiernach 
also  von  wort  zu  wort  lut,  das  die  gemelten  fryen  |  von 
Lax  sollend  abstan  und  furo  hin  nit  mer  mit  irem  amman 
oder  richter  und  mit  iren  rächt  Sprechern  oder  geschwornen 
usserthalb  irem  gericht  Lax  in  der  obemelten  klegeren  ge- 
richten  nit  sollend  mere  us  schetzen  noch  bevogten  und 
ouch  nit  |  markstein  setzen  aber  in  irem  gerichte  Lax  und 
zu  Sessafretgia  und  in  andrem  sollen  sy  by  iren  rechten 
beliben  do  ward  also  zu  rächt  gesezt  was  nun  recht  wäre. 
Und  nach  miner  umbfrag  ward  mit  recht  und  einhelliger 
urteil  erkennt  also  |  man  liesse  es  by  der  urteil  am 
Heintzenberg  von  richter  und  geschwornen  usgangen  und 
gegeben  beliben,  do  by  solle  ouch  Sivis  von  Lax  der 
fryheit  nit  gesündert  werden.  Diser  urteil  begertend  beid 
obemelten  parthyen  jetwedere  inson  |  ders  für  sich  selber  ein 
urkunt  des  rächten,  das  in  mit  recht  und  urteil  in  iren 
costung  ze  geben  erkennt  ward.  Und  des  zu  waren  ur- 
kunt so  hab  ich  gedachter  richter  des  gemeinen  grauwen 
punds  aigen  insigel  offenlich  gehenckt  |  an  disen  brieve  von 
des  rächten  wägen  doch  myr  den  fiinfzechnen  und  ge- 
meinem punt   und   allen  unseren    erben   und    nachkomenden 
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one  allen  schaden.  Der  brieve  ist  geben  uf  zwenzig  und 
-den  sächsten  tag  hornungs  |  des  monatz  do  man  zalt  nach 
Oristus  unseres  lieben  herrn  gepurt  tusig  fünfhundert  und 
in  dem  eindlifen  jare. 

3)  Entscheidung  des  Gerichts  zu  Flims,  dass 
-die  äusseren  Freien  d.  h.  diejenigen  Freien,  die 
nicht  in  Laax  oder  Seewis  wohnhaft  sind,  bei  der 
Besetzung  des  Ammanns  und  Gerichts  von  nun  an 
•nicht  mehr  mitstimmen  dürfen,     23.  Juni  1518. 

Original  im  Archiv  der  Gemeinde  Laax  Nr.  19,  anhangend  das  Siegel 
-derer  von  CapoL 

Ich  Cristoffel  Schumacher  der  zyte  aman  zu  Flims  be- 
kenn öffentlich  und  thun  kund  aller  menklich  mit  dem  brief, 
das  uf  hüt  als  datum  dis  briefs  |  wyset  für  mich  und  offen 
-verpannen  gericht  als  ich  das  zu  Flims  an  gewonlicher  ge- 
wicht statt  von  sunder  gnaden  gewalt  und  bevelhens  wegen 
des  hochwir  I  digen  fiirsten  und  herrn,  herrn  Paulus  von  gottes 

fenaden  bischofe  zu  Chur  mins  gnädigen  herrn  *)  und  öch  von 
es  rechten  wegen  besessen  han,  und  kam  aida  für  |  mich 
oind  verpanen  gericht  die  ersamen  und  wysen  Jon  Mastral 
von  Lax  alt  aman  der  fryen  Jon  Janut  Tomasch  Moretzi 
•von  Sifis  und  Risch  Donay  von  wegen  |  ir  und  gemeiner 
nachpuren  von  Lax  und  Sifis  us  genommen  siben  man  von 
Lax  und  Sifis  und  clegtend  zu  den  gemelten  siben  mannen 
erzeilende  dem  ge  j  richte  wer  wol  ze  wyssen  und  tatend 
•das  mit  iro  erlopten  fursprächen  Caspar  Uli  und  öffneten 
•wy  sy  die  fryen  und  iro  fryheit  von  herrn  erkouft  in  halt  |  iro 
b  riefen  und  bishar  im  bruch  das  al  wegen  ein  aman  und  ge- 
richt der  fryen  uf  den  heiigen  pfingstag  gejaret  und  am 
ersten  mentag  dar  nach  gnt  |  der  stoltz  mentag  alwegen  ein 
aman  und  das  gricht  besetzt,  uf  sölchs  syend  sy  hiir  am 
«elbigen  tag  necnst  verrukt  ze  Sessafraitgia  nach  alter  ge- 
-wonheit  aber  |  zusamen  komen  wie  von  alter  her,  und  habe 
der  aman  den  weibel  geheisen  anzefachen  ze  fragen  und  by 
ir  eid  dar  geben  nach  alter  gewonheit  do  habe  er  |  gefragt 
^von  eim  an  andern  uf  den  vierden  ald  uf  den  fünften'  dar- 
nach habe  er  angefangen  an  den  usern  fryen  nämlich  an 
Thöni  Gabriel  habe  er  ge  |  sprochen  er  hab  etwas  gspans 
verstanden  entzwuschend  den  indren    und   usern    fryen  das 


*)  s.  S.  380  Note  2. 
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man  es   nit   fär   übel  nem  er  welle  sich  mit  den  usera  un- 
derre   |   den    das   wurde  im    gegunt  und    nach    der    under 
kerne  er   wider  und    begerte    ir   fryheit  brief  zu  hören,  hat 
man  öch  zu  geben  das  ein  jeder  iro  fryheit  wuss,  und  |  nach 
dem  verhören  begerte    er  sich  aber  mit  den  usern  ze  under 
reden,  und  nach  dem  allem  sy  er  komen,  und  hat  vermeint 
sy  die  usern  fryen,  als  er  die  |  brief  verstund  hetten  sy  als 
gut  recht  ein  aman  ze  setzen   und  in  allen  stucken  als  wol 
als  die  indren   von  Lax  und  von  Sifis,    und   uf  solch    ant- 
wurt  haben  |  sy    sich    die    cleger   aman  Jon   mit  den  sinen 
öch  zu  under   reden   was    sy   dar    wyder    reden   weiten   uf 
sölchs  gienge  aman  Marx  mit  in  und   fragte    aman  Jon  sin 
bruder  |  aman  Marx  was  man  in  uf  die  red  antworten  weit,, 
safte  aman  Marx   als   ich   die   brief  gehört  und  verstanden 
hab  so  kan  ich  in  uf  iro  beger   nüt  darin  |  reden   und  mit 
dem  gienge  aman  Marx  und  etlich   mit   im    von   den  nach- 
puren zu  den  usern,  do  sagte   aman   Jon   von  wegen   siner 
nachpuren  zu  den  anderen  das  [  sy  mit  der  sach  nit  yltend, 
und  das  gricht  nit  bsatztend  one  recht,  weitend  sy  abex  nit 
zu  in  stan  das  man  ir  ir  fryheit  brief  wider    geb,    und   ob 
jemand,  wer  der  |  wer,  dem  von  inen  üt  bräst,   dem  welteni 
sy  gerecht  werden  an  enden,   do   es  byllich  wer  und  syend 
also  von  in  gangen  vermeinten  wol  über  solch  recht  pot  sol- 
tend  I  sy  nit  wyter  gricht  one  sy  besetzen,   vermeinten  ein 
gricht  solt  sy  underwysen  das  sy  von  solchem  stan  weitend 
und    wie    ein   gricht   byllich   erkante   dan   nach   irem  I  be- 
dunken  hetten  die  usern  nit  in  allen  stucken  als  gut  als  sy 
und   wo  sy  wider   die    clag   reden   weiten   sy  wysen    oder 
glöben  wie  recht  wer.   Do  stundent  in  das  recht  der  |  egemelt 
aman  Marx  Moretzi   Pitschen    Jon    Mastral    von   Sifis    und 
die  andern  vier  man  öch  mit  iro  fürsprechen  Jon  Thomasch 
antwortende  sy  begerten  das  die  usera  |  fryen  zu  in   stun- 
dent sider  der  span   von  iro  wegen  wer   und   der  clag  hul- 
fend  antwurt  geben  sider  sy  vor  eins  gsin  weren  und  ward 
zu  recht  gesetzt  ob  das  üt  byllich  |  oder  was  recht  wer.    Da 
gab  recht  und   urtel   man   geb   in    die    wal    weiten    sy    so 
möchten  sy  zu  in  stan,    und   sind    also    zesamen   gestanden 
und  gabend   ir    antwurt   sy   befröm  |  de    der    clag    dan  sy 
vermeinten  wol  sy  söltend   sin   beliben  wie  ir  fordern    und 
von  alter  her   kommen   wyter  sagt    aman  Marx  er  wer  das 
vergangen  jar  ir  aman  gsin  |  und  uf  der  uffart  tag  do  habe  er 
die  nachburen  von  Lax  und  Sifis  beruft  und   sind    da   retig 
worden  die  usern  zu  berufen  wie  von  alter  her,    und  do   es- 
komen  ist,  am  stoltzen  mentag  und  Sessafraitgia  die  indren 


Ânkang.  385 

und  usera  friyen  zesamen  körnen,  habe  er  als  alt  aman 
«den  weibel  befolhen  um  ze  fragen  wie  von  alter  her  und 
als  der  wei  |  bei  gefragt  hat  bys  an  die  usera  den  Toni 
Gabriel  habe  er  sich  begert  mit  usera  ze  under  reden  und 
nach  der  under  red  begerte  er  ir  fryheit  brief  zu  verhören  | 
4ind  als  er  die  brief  verhört,  hat  er  vermeint  sy  die  usera 
-als  gut  recht  ze  haben  ein  aman  ze  setzen  und  in  allen 
stucken  als  die  von  Lax  und  Sifis,  do  begerte  sich  I  aman 
Jon  von  Lax  mit  den  sinen  öch  ze  under  reden,  und  nach 
•der  under  red  gab  er  antwurt  von  wegen  der  indren  Lax 
und  Sifis  sy  weiten  numen  also  mit  in  gricht  |  bsetzen  do 
begertend  und  vërmeintend  die  usera  sy  söltend  zu  in  stan 
und  helfen  das  gricht  bsetzen  wie  von  alter  her  komen  wer 
-das  weitend  die  indren  nit  |  thun  do  stundent  dise  ze 
«amen  und  besatztend  gricht  wie  von  alter  her  und  ver- 
meinend sy  des  recht  haben  und  solle  by  dem  beliben  und 
ver  m  einte  nd  hie  |  mit  geantwurt  haben.  Und  nach  dag  ant- 
vwurt  red  und  wider  red  kuntschaften  und  vil  brief  und  be- 
sonder ein  urtel  brief  der  funfzehen *)  und  nach  allem  |  so 
,in  recht  bys  uf  beder  teilen  benügen  in  recht  gelegt  ward  zu 
.recht  gesetzt  was  recht  wer.  Des  fragt  ich  obgn  ter  richter  einer 
•tirtel  um  uf  den  eid  |  do  gab  recht  und  urtel  sider  und  das 
gricht  also  bsetzt  wer  ee  und  dis  gricht  angefangen  wer,  söl  es 
uf  dis  jar  also  beliben  und  von  disem  jar  hin  so  en  sollen 
•die  |  usera  fryen  da  kein  recht  haben  gricht  zu  besetzen 
eunder  sond  die  von  Lax  und  Sifis  den  gewalt  haben  gricht 
eu  besetzen  und  was  busen  und  freveln  vor  irem  stab  |  und 
gerichte  vallen  wurden  sond  die  usera  fryen  des  kein  theil 
lhaben  noch  gwalt,  und  sunst  sol  ein  jeder  by  sinen  fry- 
.heiten  und  rechten  beliben  wie  von  alter  her.  |  Diser  urtel 
begertend  die  von  Lax  und  Sifis  urkund  von  rechten  so  inen 
«egeben  erkent  ward  und  des  ze  warem  vesten  urkund  so 
han  ich  obgnter  |  richter  erbeten  den  vesten  junker  Bisohen 
nron  Capai  das  er  sin  eigen  insigel  offenlich  gehengt  hat  an 
disen  brief  als  «von  des  rechten  wegen  doch  im  und  sin  | 
erben  und  dem  grichte  ome  schaden  der  geben  ward  an  der 
lieben  heiigen  zehentusent  xnarter  und  ritter  abent  do  man 
isalt  funfzehen  hundert  und  im  J  achzehenden  jare. 

4)  Entscheidung  des  Gerichts  der  15  über 
Streitigkeiten  zwischen  Laax  und  Seewis:  das 
JMalef i>z-  und  Gastgericht  habe  zu  Laax  statt- 


x)  Es  scheint  N°  2  gemeint  zu  sein. 
.Zetackr^fttr  tehweizexlMliM  Rockt    Heue  Folge  HL  25 
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zufinden,  imUebrigen  sei  d  a  s  Verhält  n  i  sa- 
so  zu  ordnen,  dass  V»  der  Rechte  und  Ver- 
pflichtungen Laax,  7*  Seewi8  zukämen,, 
B  oten  zu  Beitagen  seien  event.  gemeinschaft- 
lich zu  ernennen»  (Ersteinstanz:  Grub)  26,  April  1536. 
Original  im  Archiv  der  Gemeinde  Laax  N*  20,  anhangend  das  Siegel 
des  grauen  Bundes. 

Ich  Hans  Monentya  zu  der  zyte  landrichter  im  obren» 
grauwen  pund,  vergich  offenlich  und  thun  kunt  allem  menk- 
lichem  mit  disem  |  brieve,  das  ich  zu  Truntz  an  gewonlicher 
gerichtstat  offenlich  zu  gericht  gesessen  bin  us  bevelch  der 
haupthern  und  gemein  punds,  und  |  kam  da  für  mich,  und: 
offen  verbannen  gericht  der  xv  die  vesten  ersamen  und  wysen 
aman  Alexander  von  Jochberg  mit  sampt  andren  der  |  freyen 
von  Lax  ijnd  klagten  hin  in  namen  gemein  nachpauren  von 
Lax  mit  iren  erlopten  fiirsprecher  Ulrich  Berchter  alter 
landrichter  |  von  Tysentis  uf  gemein  nachpuren  von  Sivis 
uf  meynung  wie  die  guten  nachpuren  von  Sivis  zu  Hanta 
in  der  Grub  ein  clag  im  rechten  [  gefiert  heygent  umb  etlichen, 
fryheiten,  die  hernach  volgen  werdent  und  liessend  reden» 
wie  sy  frömbd  und  unbillich  an  sy  näme,  das  sy  |  sprechend 
daz  sy  vyl  jar  und  tag  mit  ein  andren  geregyert,  und  das 
sy  gen  Lax  in  irem  gricht  und  herschaft  gehört  hand,  und. 
sprechent  |  sy  habent  denen  von  Syvis  etwan  von  liebe  weg  er* 
than,  daz  sy  jetzen  wend  für  recht  han,  und  vyl  wyter  üen 
sy  vor  ye  gebrucht  heygent  |  und  sy  das  die  meynung  de» 
ersten,  das  die  von  Sivis  wol  content  sind,  das  zu  Lax  eir* 
fryheit  sye,  daz  sy  stock  und  galgen  hand,.  und  das  ma  |  le- 
fiz  zu  Lax  gehöry,  nit  unmüglich  den  sy  sprechen  also,  das 
in  denen  briefen  stände  im  koufbr.  und  in  den  br.  den  der 
keyser  bestät  hat  |  da  stat  all  wegen  die  fromen  ltit,  die- 
fryen  von  Lax,  ob  dem  Flym  waldr  mit  denen  die  zu  ineik 
gehörend,  und  dar  mit  so  stata,  daz  die  von  |  Sivis  gen» 
Lax  hörend,  und  nit  die  von  Lax  gen  Sivis,  und  redent  sy 
sigent  etwan  anhy  gangen  uf  den  stoss,.  und  wen  das  selbig 
bescheßhen  |  ist,  so  hat  man  etwan.  anders  gericht  ouch  ge~ 
hept,  und  hand  das  von  liebe  wegen  than  und  nit  von  rechts, 
wegen,  vermeynend  ouçh  das  key  |  ner  das  sagen  künde,  das. 
sy  von  rechts  wegen  than  heygent,  und  waz  sy  than  handr 
daz  hat  etwan  frouwen  oder  alt  lut  an  troffen,  wen  man  | 
da  ist  xin,  so  hat  man  anders  gericht  ouch  gehept  und  das: 
sy  sprechend,  das  der  gemeind   brief  *)  der   wy*e  zu  Sessa- 

l)  Dieser  Gemeindebrief  scheint  verloren  gegangen  zu  sein,  dagegen» 
ist  ein  solcher  vom  Jahre  1548  erhalten.,  s.  oben  R  IV. 
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fraytya  zu  Lax  oder  |  zu  Sivis  gericht  zu  halten,  do  ver- 
meynend  sy  es  standy  wo  sy  gut  bedunky,  und  der  selbig 
brief  der  sy  von  allen  fryen  gesetzt  worden,  die  |  ob  dem 
Flym  wald  sind  und  warend  der  usseren  do  ze  mal  vil  mer 
dan  wir,  die  satztend  waz  sy  gut  bedunckt,  und  wart  vyl 
in  den  br.  |  gesetzt,  daz  wyder  gott  und  der  weit  ist,  und 
ist  der  selbig  brief  kraftlos  todt  und  ab,  und  vermeynend 
alle  fryheyt  gehöry  gen  Lax,  darum  sigind  |  gut  brief  und 
sigel.  Wyter  so  sigent  die  useren  fryen  die  von  Sivis  und 
ouch  die  andren  am  Heintzenberg  von  inen  gescheyden  gsin, 
und  die  herren  |  die  xv  die  band  die  von  Sivis  zu  denen  von 
Lax  erkent,  *)  und  vermeynend  inen  danüt  schuldig  zu  sin, 
gen  Sivis  zu  gan  gricht  zu  halten  andres!  dan  |  uf  den 
stoss.  Wyter  so  habent  sy  mer  den  das  halb  teyl  mer  luten 
dan  die  von  Sivis,  die  des  gerichtz  all  notturftig  sind,  sy 
wollend  das  |  halb  teyl  haben  und  hand  nit  am  volk  den 
tritten  teyl.  Wyter  der  rechtsprecheren  halb,  daz  sy  daz  halb- 
teyl  hand  gehept,  daz  hand  sy  also  zu  guten  truwen  |  lassen 
hin  gan  wen  drum  ir  gerechtikeyt  nüt  gebösert  haben,  um 
den  kosten,  das  sy  sprechend  sy  heygent  das  halb  teyl 
tragen,  do  sagent  sy  also  |  sy  heygent  sich  allwegen  erboten 
zu  tragen  nach  anzal,  und  solle  man  ein  rechnung  thun  und 
nemen,  do  wellend  sy  allwegen  ir  anzal  tragen,  und  |  sa- 
gent die  von  Sivis  heygent  etwa  das  gelt  ingenommen  von 
hern  das  halb  teyl,  dar  uf  habent  sy  den  kosten  ouch  etwan 
ertragen,  sy  sprechend  aber  |  wen  lantz  krieg  kämend  da 
eott  vor  sye,  so  vermügent  wir  von  Lax  noch  eynest  mer 
dan  sy  und  sy  wend  an  allen  orten  das  halbteyl  |  haben 
etc.  Und  um  die  boten  uf  die  tagen  zu  schicken,  so  sprechend 
sy,  sy  heygent  ein  aman  und  ein  gericht  und  ein  gemeind 
und  sy  das  |  ir  bruch,  das  man  den  boten  dar  gyt  mit  merer 
8tym,  wellicher  die  merstym  habe,  den  selben  schicken  sy 
und  vermeynent  da  nit  wyter  schuldig  |  zu  sin.  Item  und 
um  die  amptlüt  zu  setzen,  da  heyge  der  ganz  pund  den 
gwalt  oder  die  dry  punt,  die  mugent  ein  amptman  setzen  | 
wo  sy  dan  gut  bedunckt  und  reden  wyter  wie  ob  dem  walt 
über  all  an  allen  gerichten  das  gericht  an  eim  ort  halte 
und  müessend  vyl  |  wyter  gan  dan  sy  gan  müessend  und 
vermeynend  by  briefen  und  sygel  zu  belyben  und  nüt  zu 
engelten  ob  sy  etwaz  durch  lieby  willen  gethan  hetten.  |  Do 
stundent  her  für  dye  frommen  ersam  menner  Hans  Barthaun, 
Jan  Mastra!   mit   etlich    andren   von  Sivis   und   gabent  ir 


0  Vgl.  N°  2  und  3. 
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antwurt  |  durch  ir  erlopten  fürsprecher  Marty  Eabalzar  land- 
vogt  in  Lugnitz  in    namen  gemeynen   nachpuren   von  Sivis 
uf  meynung,   wie  die  von  |  Lax  und  ouch  sy   von  Sivis    ail 
wegen  ein  gericht  und  ein  herrschaft  syn  xsin  und  heygend 
fruntlich   lieblich  mit   ein  andren  geregyert  |  an   allen  stos 
und  jetzen  in  kurzer  verrückter  zyt  hand  die  von  Lax  una 
ein    inwurf   than;    daz   sy  frömbt   an  sy  neme,    dan  worum 
die  von  )  Lax    und   ouch  sy  von  Sivis  hand  ain  andren  all- 
wegen   gerechnet  und    gebrucht   halb    und  halb   mit   land- 
schnitzen,  mit  gricht  zu  halten,  frö  |  mbden  und  heimschen, 
usgenommen  um  das  malefitz  do  sind  sy  nit  dar  wyder,  daz 
das  selbig  nit  gen  Lax  höre,    aber    um    andere   gricht   zu   | 
halten,  es  sy  der  gmeind    oder  frömbden,    so   hat   man    hin 
und  her  zu  guten  truwen  gebrucht,    wir   hand  allwegen  als 
vyl   rechtsprecher   gehept   als  |  die   von  Lax   und   also  ge- 
brucht ye  und  ye,  jetzen  so  wellend  sy  uns  nit  lassen  ver- 
volgen,    den    kosten    hand    wir    allwegen    müessen    halben 
tragen  j  und  sind  da  nit   vergessen,    aber   wo    zu  gemessen 
were,    da   wend    sy  recht  dar  zu  han   und   vermeynend  by 
dem  zu  belyben  wie  sy  uns  har  |  gebrucht  und  gefiert  habent. 
Wyter  so  vermeynend  sy,  fürst  (!)  daz  sy  allen  kosten  niessend 
halben  tragen,    daz    man  den  boten  so  man  uf  den  tagen  | 
geschickt  den  sol  man  ouch  ab  raden  halb  und  halb.    Item 
wyter  so  vermeynend  sy,  das  wen  man  die  ämpter  s&tze,  es 
sy  im  Veltlyn  |  oder  anderwa,    solle  ouch  abgeredet  werden 
wen   es  an   iren  gericht  käme  und   vermeynend  ein  gericht 
soll  sy  underwysen    das    sy   by   irem  |  altem   herkomen  ge- 
fiert zu  belyben  und  ouch  ine  vervolge    das   halbtayl  as  es 
billich  und  recht  sye  etc.  und  satztend  zu  recht  und  |  wart 
zogen  an  byderblüt  und  an  briefen  etc.   Und  nach  clag  ant- 
wurt red  und  wyder  red,    frommer   luten    sag  und  was    im 
rechten  komen  ist  |  fragt  ich  obgUter   landrichter   ein  urtel 
um  uf  den  eyd,  waz  recht  were.   Do  gab  recht  und  urtel  des 
ersten,  das  man  denen  von  Lax  |  um  das  malefytz    lat  man 
belyben,  wie  es  von  alter  här  gebrucht  ist,  und  das  gricht 
der  gmeind  antreffend,    sond   die   von  Lax    die    zwen  |  teyl 
haben  und  die  von  Sivis   den  tritten  teyl,   daz  gast  gericht 
sol  zu  Lax  gefiert  werden,    und    um  den  boten  zu  schicken 
uf  den  puntz    tagen  |  da  lat   man   denen  von  Lax  ouch  die 
zwen  tag  zeschicken  und  die  von  Sivis  den  tritten  tag,  und 
um  die  by  tag  laut  man  ein  landrichter  |  den  gwalt,  wie  es  im 
fìioglich  ist  und  sond  den  boten  beyd  gemeinden  zemmen  stan 
und  in  dar  geben,  wie  sy  es  von  alter  her  gebruoht  hant.  | 
Und   der   urtel   begerten   beyd  parthyen  br.  und  sygel,  daz 
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inen  mit  der  urtel  erkent  wart  in  iren  kosten.  Und  des  zu 
Tvarem  ur  |  kunt  han  ich  obgnter  landrichter  des  grauwen 
pundß  eigen  insygel  offenlich  gehenokt  an  dysen  br.  von  des 
rechten  wegen  |  doch  mir  und  dem  ganzen  pund  nnschedlich  der 
geben  wart  am  xxyj  tag  abrollen  des  jars  so  man  zalt  von 
-der  gebort  Cristi  |  tusend  fünfhundert  dryssig  und  sechs.  *) 

5)  Entscheidung  des  Gerichts  der  Freien  ob 
dem  Flimser  Walde,  durch  welche  das  Repräsen- 
tationsrecht der  Enkel  anerkannt  wird,  21.  Ja- 
nuar 1444. 

Original  im  Archiv  der  Gemeinde  Laax,  No.  10,  Siegel  der  Freien  von 
Laax  (den  Fisch  enthaltend)  anhängend. 

Ich  Hans  von  Ladur  zu  den  ziten  aman  der  frigen  ob 
Flimser  wald  vergich  daz  ich  zu  Lax  offenlich  zu  gericht  saz 
von  |  enpfelchens  wegen  gemainer  frigen  und  öch  von  des 
rechten  wegen  do  cham  für  mich  in  offen  verpanen  gericht 
Jännott  von  Mont  |  von  siner  ehchen  kinde  wegen  Bischen  und 
Hansen  so  er  hat  by  sin  elichen  husfröwen  sälgen  Legranzen 
Bischen  de  Käfräfigz  salgen  .|  eliche  tochter  und  gert  denselben 
kinden  ain  vogt  nach  unser  frihaiten  recht  wan  im  nüt  kunt 
noch  zu  wissent  war  um  unser  fri  |  hait  riohtung  wan  er 
wolt  tun  mit  den  selben  kinden  und  mit  der  erbschaft  so  an 
sy  gefallen  war  von  den  frigen  nach  unser  |  frihaiten  recht 
jetz  und  hernach.  Also  fragt  ich  obges.  richter  um  die  ge- 
«wornen  uf  ir  aid  ob  man  den  kindern  solt  ain  vogt  erloben 
|  oder  nüt.  Do  ward  erkent  und  ertailt  mit  gemainer  urtail 
•daz  Jännot  von  Mont  da  für  bracht  hat  daz  im  nit  kunt  war 
um  |  unser  frihait  recht  und  er  doch  gehorsam  sin  wölt  von 
der  kinder  wegen  nach  unser  frihaiten  recht  so  sölt  man  den 
kindern  ain  vogt  |  erloben  also  daz  Jännot  von  Mont  verhiez 
^n  den  gericht  stab  von  der  kind  wegen  mit  dem  vogt  daz 
dieselben  kind   mit  der  erbschaft  |  so  von  den  frigen    an  sy 


l)  Nochmals  geregelt  wurde  das  Verhältniss  zwischen  Laax  und  Seewis 
durch  ein  Urtheil  des  Gerichts  der  Grub  v.  J.  1563  (Original  im  Archiv 
su  Laax  N°  22).  Danach  soll  der  Brief  von  1536  in  Kraft  bleiben  und 
•demnach  das  Malefiz  in  Laax  abgehalten  werden.  „Item  wyter  der  was 
•  do  frombden  lütten  zustiende  es  sy  umb  freuen  oder  red,  sol  ouch  zu  Lags 
herechtet  werden,  aber  um  red  und  um  frefel  beyd  teyl  in  iren  gricht 
.antreffend*1  zweimal  in  Laax,  einmal  in  Seewis.  Nöthig  war  diese  Bestätigung, 
-weil  durch  ein  Urtheil  zu  Flims  die  Entscheidung  von  1536  in  Frage  ge- 
'Stellt  worden  war.  Auf  dieses  Urtheil  solle  nichts  ankommen.  Eine  weitere 
Entscheidung  zwischen  Lax  und  Seewis  datirt  von  1736. 
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vielen  woltent  gehorsam  sin  nach  unser  frihait  recht  yetz  und 
hernach.  Also  ward  in  mit  recht  I  und  mit  urtail  ain  vogt  er- 
kent  und  gert  er  Hischen  Wetzel  der  nam  die  vogty  uf  mit 
recht  und  verhiessen  da  bed  Jannot  von  |  Mont  und  Bisch 
Wetzel  alz  ain  vogt  an  der  kinde  stat  nach  unser  frihait 
recht  zu  tund  mit  dem  erb  so  an  sy  gefallen  war  von  den- 
firigen  I  und  daz  also  gut  und  stet  halten  nu  und  hie  nach 
daz  gabent  sy  uf  ain  gericht  stab  getriulich  zu  halten.  Also- 
stund  aber  dar  Bisch  |  Wetzel  in  offen  verpanen  gericht  von- 
sin  obges.  vogty  wegen  mit  sinem  erlobten  fürsprechen  Ru- 
dolfen von  Ladur  und  gert  zu  er  |  varen  an  ainer  urtail  ob 
die  obges.  beid  Bisch  und  Hans  nüt  billichen  soltent  stan  zu 
gelichem  erb  an  ir  muter  sälgen  stat  iren  enen  |  zu  erben  nach 
unser  frihaiten  recht  sid  daz  sy  doch  verhaissen  und  gelobt 
hâtent  zu  tun  nach  unser  frihaiten  recht.  Do  stundent  dar  | 
in  offen  verpanen  gericht  Claz  Wetzel  und  Ott  bed  von  irci» 
elichen  husfrowen  wegen  öch  dez  obges.  Bischen  sälgen  eliche 
töchtren  |  mit  irem  erlobten  fürsprechen  Hänny  Bischen  von 
Sigens  und  ofhätent  da  durch  iren  fürsprechen  si  wärent  nüt 
da  wider  doch  |  sy  gertent  daz  dar  um  ain  kuntschaft  wurd 
geben  nach  gericht  erkantnuz  daz  dem  genug  beschäoh.  Do 
ward  erkent  und  |  ertailt  mit  gemain  urtail  nach  dem  alz  Bisch 
Wetzel  hat  an  recht  gelan  daz  die  obges.  kind  soltent  stan 
zu  gelichem  tail  an  |  ir  muter  sälgen  stat  iren  enen  zu  erben 
nach  unser  frihaiten  recht  und  dar  uf  ward  aber  an  recht 
gelan  ob  man  dez  nüt  billich  I  kuntsämy  geben  solt  vom 
rechten  waz  da  recht  und  urtail  geben  hat.  Nach  miner  frag 
ward  ertailt  dez  ja.  Also  gib  |  ich  obges.  richter  disen  brief 
besiglet  mit  unser  frihait  von  Lax  aigen  insigel  wan  daz  ge- 
rieht  und  urtail  erkent  hat.  |  Der  brief  ward  geben  an  Sant 
Agnesen  tag  dez  jarez  do  man  zalt  von  Oisty  geburd  vier- 
zehen  hundert  und  im  vier  |  und  vierzigisten  jar  etc. 

B.  Zwei  Urkndn  betreffen  du  SMtncfct  m  Hin. 

6)  Entscheidung  erster  Instanz  des  Gericht» 
Lugnetz  in  dem  Bechtsstreite  zwischen  der  Stadt 
Ilanz  und  dem  Gericht  Grub  betreffend  das  Ver* 
hältniss  des  Bürgergerichts  zu  Ilanz  zum  Gericht 
der  Grub,  vom  15.  September  1529. 

Original  im  Stadtarohiv  zu  Ilanz  N°  97,  anhangend  das  Reitersiegel  voir 

Lngnetz.1) 

Ich  Moritzi  Bellun  der  zyt  landvogt  in  Lugnitz  bekenn. 


M  Vgl.  Th.  v.  Mohr,  die  Regesten  des  Stifts  Disentis  n.  286. 
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offenlieh  und  thuen  kund  aller  menklichem  mit  disem  brief 
das  ich  ut  hüt  syner  datum  zu  Vylla  an  |  gewonlicher  gericht 
gtat  von  bevelchnus  wegen  der  würdigen  stift  zu  Chur,  und 
unser  gemeynd  in  Lugnitz,  und  ouch  ron  des  rechten  wegen 
besessen  han,  komen  allda  für  mich  und  verpan  (  nem  gericht 
die  ersamen  wysen  Hansaman  Schmidt  werchmeyster  zu  Uantz 
mit  sambt  andern  des  rats  zu  Uantz  mit  yerem  recht  er- 
lopten  fürsprechen  'junker  Josepf  von  Mundt  |  alt  landvogt 
in  Lugnitz  und  klagten  hin  von  gemeyner  burger  wegen  zu 
dem  ersamen  wysen  Patrut  Sellm  jetz  land  aman  zu 
Uantz  und  in  der  Grueb  uf  meynung  wie  dann  sy  und 
ir  |  alt  forderen  je  weiten  har,  was  stöss  und  spän  sy  under 
inen  umb  wellicherley  das  gsin  syge  gehebt  haben  und 
erwachsen  selbs  über  ein  ander  gericht,  und  geurteylt  mit 
irem  burger  gericht  mit  sambt  |  einem  land  aman  von  der 
Grueb  vorbehalten  erbfäll  und  malefitz,  und  umb  stöss  in 
der  statt ,  was  inwendig  der  ringmur  lige  mit  dem  selben 
irem  gericht  daruf  gezogen,  und  mit  urteyl  |  söllich  hendel 
und  spän  enscheyden,  one  irr  und  stöss  bys  jetzen,  da  habe 
sich  abermals  ein  gerichts  handel  erhebt,  und  in  recht  komen 
und  du  man  ui  den  stoss  hab  sollen  faren,  da  hab  er  sich 
zu  |  thuen  gewydret,  und  angezeygt,  der  Grueb  rat  habes 
im  verpoten,  des  Hantzer  vast  befrembde  und  us  der  ursach 
Uantz  sya  ein  statt,  nun  so  syge  kéyne  statt  sy  habe  dann 
etliche  fiyheyt  des  |  halben  sy  nit  allein  von  keyseren,  be- 
sonders von  iren  herren  vom  ganzen  oberen  punt  richlich 
begabt  und  gefiyget,  wie  es  der  alt  punts  brief  gar  luter 
uswyse  *)  des  sy  vil  jar  und  tag  |  in  ruwiger  besytzunff  von 
yemands  unangefochten  beliben  sygen  dann  sy  vil  Ordnung 
in  irer  statt  recht  haben,  mit  hofstetten  techeren,  gassen, 
ödgesselynen  und  der  glychen,  das  es  inen  |  und  gemeynen 
irò  armen  luten  zeschwer  syn  wurde,  wo  sy  allwegen  fur 
die  Grueb  keren  sollten  dan  sy  mit  myndrem  costen  uf  iro 
stöss  zuchen,  wie  woll  sy  den  aman  zefiyden  stellen  |  wye 
am  landsgericht  syt  und  gwon  eye  darumben  inen  inner  und 
usser  richtem  aman  Matthis  aman  Martigun  seligen  gesessen  es 
syge  in  Peter  Banadicten  hus  in  Jan  Clausetten  [hus  Hans  Con- 


l)  Vgl  Bundesbrief  des  grauen  Bundes  vom  16.  März  1424,  unter  7  : 
im  allgemeinen  Beschränkung  des  Arrestprocesses:  „us  genomen  und  vor- 
behalten der  stat  und  den  burgern  ze  Inlantz  iry  etat  recht,  die  sy  darumb 
bond,  alz  es  von  alter  her  an  sy  komen  ist",  Ausnahme  bei  Bundestagen^ 
(Urkunden  zur  Verfassungsgeschichte  Graubfindens,  ed.  Constanz  Jecklin  p.22)~ 
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rawen  hus,  und  in  der  Wendligen  hus,  und  dero  glychert 
fitoss,  mit  dem  burger  gericht  daruf  gezogen  und  die  selben 
stöss  rechtlichen  mit  urteyl  entscheyden  dazu  haben  sy  mit 
abt  |  Schnackhen *)  loblicher  gedechtnus,  umb  das  das  gotshus 
Dysentis  hus  und  gueter  zu  Ilantz  habe,  inen  schnitz  und 
stür  jerlichen  zu  geben  gerechtod,  und  mit  irem  burgergericht 
im  dasselbig  anbehebt  und  |  von  den  herren  der  funfzehen 
söllich  urteyl  bestet  worden  *)  darumb  sy  der  merteyl  guet 
brief  und  sygel  uns  anzeygen  waren  ouch  so  Standes  in 
irem  statt  buoch8)  das  dann  söllichs  in  irer  macht  syge, 
begerten  |  an  mir  richter  und  gericht  wir  sollten  den  ge- 
jnelten  iren  land  aman  darzu  wysen,  das  er  mit  inen  uf 
söllich  ir  stöss  mit  dem  stab  zuhe  wie  von  alter  har,  wann 
aber  zug  usserthalb  der  ringmur  sint  |  wellen  sy  der  Grueb 
rat  daruf  beschicken  und  ob  der  Grueb  etwas  daran  ge- 
legen, wollen  sy  inen  eins  rechten  sin,  wo  sy  das  wyder 
reden  wollten  sy  wysen  und  glouben  wie  recht  sy.  Da 
«tun  |  dent  in  das  recht,  namblich  der  gemelt  aman  Fatrut 
und  begert  zil  und  tag  sine  herren  von  der  Grueb  als  weren 
zestellen  dasselbig  recht  zu  verantwurten  dasselbig  im  mit 
urteyl  nachgelassen  |  ward  so  wyt  das  aman  Johannes  und . 
Durischly  von  Lufis  und  Statthalter  von  Fellers  und  Jacob 
Bisch  nott  mit  sambt  anderen  des  rats  von  der  Grueb,  von 
gemeyner  Grueb  wegen  mit  irem  recht  zu  ge  |  lassnen 
fürspreohen  junker  Albert  von  Mundt  instunden  und  gaben 
antwurt  sy  befrembde  der  clag  dann  sy  nit  wüssen  das 
Ilantzer  die  recht  in  gehebt  haben  uf  ire  stöss  zezüchen, 
wol  wüssen  |  sy,  das  ein  mal  stöss  gsin  syge  zwuschen  aman 
Janicken  seligen  und  Banadetg  Kuny  umb  ein  stadel  in  der 
statt,  da  kerne  der1  landsrat  daruf,  und  ob  sy  der  glychen 
mer  stöss  gehabt  haben  |  und  darumb  selbs  darüber  gericht, 
syge  inen  ganz  unwyssen,  jedoch  so  sygen  vil  zyts  aman  in 
Ilantz  gesessen,  und  ob  es  besehen,  were  es  doch  inen  Un- 
der rucks  gewesen  |  dann  wann  sy  uf  dem  land  stöss  und 
zug  zethuen  haben  so  müessen  sy  Ilantzer  geschwornen  ouch 
haben  und  das  were  inen  ganz    unlydig  und  ungemein  des- 


l)  Johannes  VI  von  Schonegg,  Abt  von  Dissentis  1466 — 1497. 

*)  Entscheidung  betr.  schniz  und  brach,  welche  die  Stadt  Ilanz  von 
-dem  Abt  zu  Disentis  verlangt  fftr  Hänser  und  Güter,  die  er  in  Ilanz  besitzt, 
Sigler:  Landrichter  Hans  Rudi  gen.  Fontana,  Merz  1490,  Original  im  Archiv 
der  Stadt  Ilanz  N°  59  (s.  Th.  v.  Mohr,  Regesten  des  Stifts  Disentis  N°  280). 

*)  Es  gelang  mir  nicht,  dieses  Stadtbuch  aufzufinden,  doch  dürfte  es 
noch,  im  Original  oder  abschriftlich,  vorhanden  sein. 
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glychen  haben  Ilantzer  |  rechtsprecher   usserthalb   der    ring- 
mur  die  müesten  inen  inderthalb  der  ringmur  uf  stoss  urteyi 
sprechen,    und    die   von    der    statt   mochten  inen  nit  urti  en 
usserthalb,    das    doch  |  ganz  unerhört   were   und   ungemeyn 
darumb  vermeynen  sy  wenn  Ilantzer  stoss  gewünnen  indert- 
halb oder  uswendig  der  statt  das  man  uf  stöss  zuchen  müsse 
so  söllents   mit  |  dem   landgericht   thuen   und   nit   besonder 
das  haben  sy  irem   aman   bevolhen   und   nit  wyter,  darumb 
wellen  sy  für   in    antwurt  geben    und   für   die    ganz    Grueb 
es  sy  dami  I  sach  das  Ilantzer  mit  brief  ald  anders  darlegen 
das  sy  die  macht  haben,  das  haben  sy   Ilantzer  gebeten  ee 
sy  das  recht    an   hueben    ob   sy   utzyt    darumb    das  sy  des 
macht  haben  |  wellen  sy  inen  das  wol  vergunen  sust  mögens 
nit  nachlassen    in  sonders  habens  es  von  iro  gemeint  in  be- 
ireich,   das  inen  nit  nach  zu  lassen  da  haben  Ilantzer  inen  | 
nit  so  vil  i  anzaygen  könnden,  das  sy  es  gegen  den  gemeynden 
verantworten   mögen    dann    wo    das    ein   fiirgang  gewynnen 
sollt  wurde  inen  nachteylig  sin,   vermeynten  |  inen  der  clag 
geantwurt  haben  jedoch  ob  der  «chad  zu  gross  daruf  gienge 
wellten  sy  helfen  darüber  sytzen,    und  dsach  ringeren,    und 
ward  also  zu  recht  gesetzt,  was  nun  recht  |  were,    da   ward 
nach  mynes  gemelten  richters  umbfrag  geurteylt  es  möchten 
beyd  theyl  froinb  lut  nemen  die  sollten  verhört  werden,  dar 
nach  beschech  aber  was  recht  were  und  I  nach  dem  sich  er- 
fant  das  Ilantzer  die  recht   und    also  gebracht  hetten,   wie 
sy  das  in  der  clag  gefurt  ward  wyter  zu  recht  gesetzt.  Und 
nach  clag,  antwurt,   red   und   wyder  |  red  nach   sag   fromer 
luten,  nach  dem  der  alt  punta  brief,    statt  buoch   und  ander 
ding  verhört  und  verlesen  wurden,   und   beyd   theyl   in   da» 
recht  zu  legen  bentieçt   sint  und  |  nach  allem  handel   so  in 
das  recht  gelegt  ward  alles  zu  recht  gesetzt,  was  nun  recht 
8yge.    Des  fragt  ich  obgemelter  richter  des  rechtens  einer  ur- 
teyi umb  uf  den  eyd  da  gab  |  recht  und  urteyi  Ilantzer  haben 
ir  clag  bezogen  sollen    und  mögen    mit   dem  land  aman  zu 
sambt  irem   bürgergericht  ir   gericht  volflieren  und  brachen, 
wie  von  alter  |  har.    Dyser  urteyi  begerten  Ilantzer   ein   ur- 
kund  vom  rechten,  der  inen  in   irem    costen  under  unser  ge- 
meynd    eygen    insigl    zu   geben    erkent   ward   und    des   zu 
wa  |  rem    vesten    urkund    so   han   ich  vorgemelter   landvogt 
unser  gemeynd   von  Lugnitz  eygen  insigel  offenlich  gehenkt 
an  disen  brief  als  von  des  rechten    wegen,    doch    mir  j  dem 
gericht  und  ganzer  gemeind  unschedlich  der  geben  ward   ze 
mytten  September  des  jars   do    man    zalt  von  Christi  geburt. 
funfzehenhundert  und  im  nunundzweynzigisten  jare. 
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7)   Entscheidung    des    Gerichts   der  17  in    der- 
selben  Angelegenheit   vom   2.  Mai    1534. 

Original  im  Stadtarchiv  Üanz,   N°  102,  anhangend  das  Siegel  des  grauen 

Bundes. 

Ich  Cunrat  von  Lumbrins  der  zyt  nach  datum  ditz  briefs 
landrychter  im  obren  grauwen  punt  vergych  und  dun  kunt 
menklichem  mit  dysem  brief,  daz  ich  zu  Truntz  an  gew  | 
onlicher  grycht  stat  besesshan  von  empfelhens  wegen  der 
houpt  herren  und  gemeyns  punds  und  do  fürmych  und  das 
ganz  gerycht  der  sybenzecnen  do  es  myt  der  urteyl  ver- 
pannen  was  und  do  für  komen  synt  die  ersamen  |  aman  Pe- 
drut  Hans  von  Joohberg  Jakob  Ryschnut  mit  andren  rech 
Sprecher  von  der  Grub  myt  irem  mit  recht  erlopten  für 
Sprecher  TJrych  Berchtor  alt  lantrychter  von  Tysentis  und 
clagtent  hyn  zu  den  ersamen  Hans  Frantz  |  do  ze  mal 
werckmeyster  zu  Hantz  uud  Hans  Schmydt  alt  aman  inder 
Grub  und  Thoma  von  Castelberg  banermeyster  in  der  Grub 
uf  meynung  wie  harnach  kumpt  wie  die  nachpuren  und 
burger  von  Hantz' über  die  von  der  Grub  |  ein  clag  in  Lug- 
nitz  gefuert  und  mit  urtel  erlanget  daruf  sy  sich  beschwert 
hant  dan  sy  sägent  nit  darwyder  das  die  von  Hantz  an  dem 
aman  begert  habent  daruf  habe  er  dem  rat  angezeyt  ob 
im  semlich8  ze  thun  gepure  oder  |  nit  daruf  habe  der  rat 
dem  aman  empfolhen  er  solle  an  denen  von  Hantz  begeren 
und  sy  bytten  das  sy  iren  statt  buch  wellent  verhören  lassen 
so  wellent  sy  sych  daruf  beraten  was  inen  ze  thun  zu 
stände  semlichs  habent  die  |  von  Hantz  inen  nit  wellen  ver- 
gynnen  sunders  abgeschlagen  anders  dän  ein  artikel  und  sy 
aber  vermeynten  es  standent  andre  artikel  die  wyder  den 
artykel  sagent  und  mligent  ouch  nit  wyssen  ob  sy  söllichs 
ze  thun  schuldig  sygendt  |  oder  nit  und  begerten  an  mir 
rychter  und  recht  die  von  Hantz  sollten  mit  recht  underwyst 
werden  das  sy  der  statt  buch  lesen  und  verhören  lassent. 
Do  fraget  ich  genampter  lantrychter  eyner  urtheyl  und  do 
gab  recht  und  urtheyl  |  der  statt  buch  sölte  gelesen  werden 
im  rat  und  was  ein  gerycht  erkante  das  es  offenliche  sölte 
gelesen  werden  darum  gescheche  das  recht  und  ward  mit 
recht  erkennt  es  sölten  dry  artikel  offenlich  vor  gerycht  ge- 
lesen werden  und  do  die  |  dry  artikel  gelesen  warent  do 
clagtent  sy  wyter  und  vermeyntend  ir  clae  bezogen  han  dan 
die  artikel  lutent  eyner  wyder  den  andren  und  wie  wol 
vyllycht  ein  artikel  sag  und  meldet  etwas  von  dem  aman 
so  meldet  |  doch  der  ander   den  werckmeyster  den  rat  und 
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ein   geraeind  und  wirt    der   aman  nit   darin   gemeldet   und 
wyter  so  stat  der  dryt  artikel  welcher   unrecht  mess  hette 
os  were  fiertel    oder  halb   oder   win  mess  und  gewycht  die 
«elbigen  |  mügent   sy  selber  strafen    nach   lut   des   artikels 
das  die  von  Ilantz  den  gwalt  nie  gehept  hand,   dann  alle 
«traf  und  verefel  allein  dem  hoch  gerycht  zu  stat  ze  strafen 
und  das  hoch  gerycht  gehört  vor  dem  lantgericht  und  nit  | 
für  das  burger  gerycht  und  vermeynten  das  statt  buch  solte 
inen  kein  schaden  bringen  und  vermeynten  ire  clag  bezogen 
han   nach  recht   und  ward  ire   clag   zu  recht  gesetzt.     Do 
atundent  indas  recht  die  obgemelten   werkmeyster  sampt  | 
•den  andern  vorgemelten  von  der  Ilantzer  wegen  und  gabent 
-antwurt  durch  ir  en  erlopten  für  Sprecher  Gaudens  von  Lum- 
brins  alt  aman  zu  Thiseutis  sollicher  meynung  sy  befrömde 
'der  clag  dann  sy   in  der  statt   Ilantz  sytzent  und  |  müsent 
tu  müe  und  arbeyt  han  es  sy  mit  frömden  und  heymschen 
ouch  so  habent  sy  ein  schwere  brücken  ze  halten  und  ouch 
vil  ander  beschwerden  es  sy  mit  wuren  oder  um  bannholtz 
oder  um  holtz  das  inen  das  wasser  zu  treyt  uf  |  irem  biet  ouch 
um  andre  uf  Satzung  von  des  fürs  wegen   und  ouch  um  ire 
-Ordnung  der  würten  halben  den  win  uszeschenken  und  aber 
ire  statt  gefryet  sy  und  begäbet  mit  etlichen  fryheiten  es  sy 
von  keyssren  oder  küngen  |  als  andre  stetten  ouch  vermüge 
-des  punds  briet  und  behalte  der  statt  und  den  bürgeren  ire 
grecht  und  fryheyten  vor  darum  so  habent  sy  ein  statt  buch 
und  das  selbyg  buch  und  den  pundz  briet  habe  ein  schryber 
gesch  |  ryben  und  aber  das  selbig  buch  vermüge  clarlich  um 
-was  uf  Satzung  oder  Ordnung  gemein  burger  oder  hindersessen 
mit  eynandren  uf  setzent  und  das  selbyg  nit  gehalten  wurde 
.80  solle  der  aman   zu  Ilantz    und  |  in  der  Grub  er  sitze  in 
der  statt  oder  usserthalb  sytzen  und  rychten  mit  dem  burger 
gerycht  wenn  er  beruft  und  erfordret   wird  und  den  selben 
oder  die  selbigen  strafen  und  gehorsam  machen  wie  sy  dan 
recht  bedunkt  solche  I  recht  habent  sy   und  ire  vordren  jar 
und  tag  gebracht  und   volfürt   one  irr   und  stoss  yetzen  so 
habent  sy  an  dem  aman  begert  er  solle  komen  und  rychten 
nach   iren    alten    här   komen   so   habe  der  aman  nit  wellen 
korsam   |   syn   das  fast  frömd   bedunkt  gmeyn  burger   und 
unbyllich  dann  sy  nit  anders  wyssent  dann  das  er  geschworen 
habe  eynem  yeglichem  by  synem   rechten  ze  beliben  lassen 
und  dar  zu  helfen  bschützen  und  bschirmen  darzu   er  recht 
(hat  und  |  begerten  an  mir  obgen.  lantrychter  gemeyner  burger 
von  Ilantz  die  Forgemelten  ire  alte  gerechtigkeit  uf  zehalten 
aind  den  aman  wysen  mit  recht  das  er  korsam  syn  sölte  und 
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das  recht  helfen  füren    wie  von    alter   här   und   wo    er  sol« 
liches  |  wyder  reden  wolte  so  wellent   sy   war  machen  oder 
glouben  wie  recht  were.    Nach   clag  antwurt  ward  zu  recht 
gesetzt  ob  man  fromer  lüten  sägen  brief  und  sygel  verhören 
solte  oder  nit.  Do  fragt  ich  obgen.  lantrychter  was  recht  |  were. 
Do  gab  recht   und   urteyl   man    sollte    byderblüt   brief   und 
sygel  verhört  und  verlösen   werden  uf  semliche  urteyl  ward 
fromen  lüten  gepoten  by  iren  eyden    zu   reden    alles  das  so 
inen  um  gefragten  handel  so  im  rechten  |  lege  zu  wyssen  were 
do  red  vogt  Jacob  von  Mundt  wie  er  vor  etlich  menyg  jare 
ze  Ilantz  in  die  schul  gangen  sy  und  wysse  wol  das  die  von 
Ilantz  um   semlich  handel  berechtet  habent  mit  dem  burger 
gerycht  er  habe  ouch  gehört  das   der  |  punds  brief  denen  von 
Ilantz  vorbehalte   ire    recht  ouch    sint  etlych  brief  verlesen 
worden  der  punds  brief  und  andre  brief  und  nach  semlichem 
handel  liessent  die  von  Ilantz  reden  wie  die  von  der  Grub 
ein  artikel  inzügent  |  als  vom  iness  und  géwycht  wie  der  selbig 
artikel  vermag  des  lassens  sin  in  sym  wesen  aber  sy  habent 
um    semlich  sachen  nie    begert   sy  allein  ze  berechten  und 
lygent  ouch  darum  nit  im  rechten  und  vermeynten  by  irem  | 
rechten  und  althärkomen  ze  beliben.    Witer  Hessen  die  cleger 
reden  durch  irem  fursprecher  und  vermeynten  die  von  Hante 
hettent  den  gwalt  nie   gehept   und  habent   es   ouch  nie  ge- 
bracht  anders   dan   yetzen   wellent  |  sy   sich   understan    um 
semlich  handel  ze  berechten  dann  sy  vermeynend  sy  habent 
ein  gemeynen  seckelmeyster  dem  selbigen    sy  es  empfolhen 
welchen  bussfellyg   oder  straft  würdig  sy  zu  denen  solle  er 
clagen  vor  dem  lantgericht  vermeynten  |  der  clag  geantwurt 
han.  Und  nach  clag  antwurt  red  und  wyder  red  nach  fromer 
lüten  sag  und  nach  dem  etlich  brief  verlesen  synd  und  nach  allem 
handel  so  es  ins  recht  komen  ist  ward  es  zu  |  recht  gesetzt,  was. 
recht  were.    Do  fragt  ich  obgenampter  lantrychter  eyner  ur- 
theyl  um  uf  den  eyde  das  ganz  grycht  der  sybenzechen  do 
gab  recht  und  urtheyl    die    von  Ilantz  in   namen  gemeyner 
burger  |  zu  Ilantz    habent    ire    clag   bezogen  das  sy  um  die 
vorgemelten  artikel  mügen  berechten  mit  irem  burger  grycht 
wie  von  alterher  gsyn  ist.    Uf  semlicher  gegebne  urtheyl  be- 
gerten    die  vorgemelten  Hans  Frantz  |  werckmeyster  sampt 
den  andren  von  gemeyner  burger  wegen  brief  und  sygel  von 
mir    lantrichter   und   ganz   grycht   der  sybenzehen   aas  inen 
ze   geben   mit    eynhellyger    urthel    in  irem   costen    erkennt 
wart  |  under  des  grauwen  punds  insygel  doch  mir  lantrichter 
und  grycht  und  gemeynem   pund    one   schaden.     Datum    am 
andren  tag  meyens  im  jar  als  man  zalt  nach  Cristus  unser» 
herm  gepurt  |  tusend  fünfhundert  und  vierunddryssig'etc. 
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C.  Lugnetz. 

8)  Entscheidung  des  Gerichts  der  15  in  Streitig- 
keiten zwischen  dem  Land  Lngnetz  und  dem  Grafen 
Heinrich  vo«n  Sax,  eine  Entscheidung  erster  Instanz  ist 
nicht  vorhergegangen,  Mittwoch  nach  Jacobi  1446. 

Original  im  Ereisgeiichtsarchiv  Lngnetz  en  Villa,  das  Siegel  ist  abgerissen. 

Ich  Disch  Schmid  zu  den  ziten  lantrichter  dez  tailz  ver- 
gich  daz  ich  zu  Trons  offenlich  zu  gericht  saz  von  |  enpfel- 
chens  wegen  miner  gnedigen  herren  der  drig  hobter  dëz  tailz 
zu  ersten  dez  erwurdigen  gaistlichen  minez  gnedigen  |  herren 
her  Niclasen  von  Marmerz *)  apt  zu  Disentis  dez  edlen  wol- 
erbornen  minez  gnedigen  herren  graf  Hainrichen  |  von  Sax 
erborn  von  Masatz  dez  èdlen  wolerbornen  mines  gnedigen 
herrn  her  Jergen  von  Buczuns  fiigen  und  von  ge  I  mainez  tails 
wegen  und  mit  des  tails  gericht  mit  den  funfeechen  gemainez 
tailz  do  kam  für  mich  in  offen  verpan  |  en  gericht  die  von 
Lugnicz  mit  nam  Liet  von  Mont  Albert  von  Mont  Kunrat  von 
Eamont  Duff  de  ölsa|  Jaken  WutgtEisch  Pululn  (?)  und  Kaspar 
Ventin  von  gemainz  landz  wegen  uz  Lugnicz  mit  ir  erlöb  |  ten 
füraprechen  Disch  de  Kasunt  und  klegten  hin  zu  den  edlen  wol- 
erbornen minen  gnedigen  hern  graf  Hain  \  richy  von  Sax  wie 
er  und  sin  vordren  in  alweg  ain  vogt  geseczt  häty  nu  weit 
er  in  die  recht  ab  J  brechen  und  wolt  in  ain  amman  setzen 
und  sy  doch  vormälz  nie  kain  amman  gehebt  hâtent,  sy  hâtent 
alweg  |  ain  vogt  gehebt  und  trouwetent  er  solt  in  noch  ain 
vogt  geben.  Do  stund  dar  der  obgnt  min  gnediger  her  |  von 
Sax  mit  sim  erlobten  fürsprechen  junker  Marquarten  von 
Cropfenstain  und  antwurt  der  klag  |  also  die  herlichait  hört 
im  zu  und  wer  lehen  von  aim  römischen  kaiser  oder  kung 
und  langety  hoch  gericht  j  an  und  häty  erz  empfangen  von 
aim  römischen  kaiser  also  mit  mer  worten  so  min  gnediger 
her  von  Sax  |  antwurt.  So  ward  dar  uf  erkent  und  ertait  mit 
gemainer  urtali  daz  die  von  Lugnicz  söltent  dar  |  geben  und 
erwelen  in  Lugnicz  drig  erwer  biderman  und  sol  min  her  von 
Sax  daruz  ain  wely  haben  |  zu  nemen  ain  vogt  oder  ain 
amman  wederz  er  wil  ist  daz  er  ain  amman  nimpt  der  aigen 
insigel  hett  |  der  sol  besiglen  waz  zu  rechten  gehert  hat  er 
aber  nüt  aigen  insigel  so  sol  der  amman  ain  im  lant  bitten 
|  der  für  in  besigly  der  ain  insigel  hab  dez  sol  im  min  her 
gunen  daz  in  besiglet  werd  waz  in  vom  rechten  |  erkent  wirt 
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an  iren  schaden  und  den  um  ander  Sachen  sol  min  her  von 
Sax  die  von  Lugnicz  lassen  |  beliben  by  allen  iren  gewon- 
lichen  herkomen  rechten  in  aller  wis  und  mass  alz  ir  vordren 
an  sy  bracht  hand  |  und  sy  biz  her  öch  gehebt  hand  ez  sig 
um  schulden  um  fräflen  um  versiglen  und  um  all  Sachen 
alz  biz  her  |  sit  und  gewonhait  gewesen  ist  in  guten  triuwen 
an  geferd.  Dar  uf  ward  an  recht  gelan  ob  man  |  dez  nüt 
billich  kuntschaft  vom  rechten  geben  solt  waz  da  recht  und 
urtail  gehn  hat.  Nach  |  miner  frag  ward  ertailt  dez  ja  weder 
tail  dez  gerty  den  solt  man  brief  geben  in  sin  kostung.  |  Also 
gib  ich  obges.  richter  disen  brief  besiglet  mit  dez  edlen  wol- 
erbornen  minez  gnedigen  j  herren  herr  Jörgen  von  Ruczuns 
frigen  aigen  anhängenden  insigel  von  brestung  mins  insigels 
von  |  gerichtz  wegen  wan  daz  recht  und  urtail  geben  hat 
doch  minem  gnedigen  hern  von  Ruczuns  |  und  sinen  erben 
an  schaden.  Der  brief  ward  geben  zu  Tröns  an  der  mittwochen 
nach  Sant  |  Jacobztag  des  jars  do  man  zalt  von  Cristi  ge- 
burd  vierzchen  hundert  und  im  sechs  |  und  vierczigisten 
jar  etc. 

D.  Oktroi«. 

9)  Entscheidung  des  Gerichts  der  15  in  Streitig- 
keiten zwischen  dem  Grafen  von  Zollern,  als  Rechts- 
nachfolger der  Freiherrn  von  Räztins,  und  der  Ge- 
meinde Obersaxen,  betreffend  Herrschaftsrechte, 
Freitag  vor  Michaeli  1462. 

Original  im  Archiv  der  Gemeinde  Obersaxen,  Siegel  anhangend. 

Ich  Hans  von  Mont  lantrichter  gmains  tails  bekenn  offen- 
bar mit  disein  brief  dass  ich  zu  Trons  offenlich  zu  gericht  ge- 
sessen bin  mit  funfzehen  erber  mannen  die  nachlut  unsers 
puntbriefs  von  den  örtern  und  gerichten  unsers  puntz  |  dar 
zu  geschickt  worden  sind  und  nach  alter  guter  gewonhait 
mit  namen  Jäckli  Berchtold  yetz  aman  zu  Tiaentis  Hans 
Paul  Riget  Safoya  Marty  Jacob  Rudolf  von  Kastelberg  yetz 
vogt  in  Lugnitz  Nut  von  Furt  Jenut  Matzi  |  na  yetz  aman  in 
der  Grub  aman  Rudolf  von  Inlantz  Caspar  Urt  Jackmin 
Montsch  von  Walterspurg  Hans  Gandrion  yetz  aman  zu 
Rützüns  aman  Rufer  Hans  von  Ladiir  yetz  aman  der  fryen 
Parly  Hösly  und  |  Lorentz  Marti  bayd  vom  Rin  und  kam 
für  mich  in  offen  verbannen  gericht  der  edel  und  wolgeborne 
her  Jos  Nyclaus  graf  zu  Zolr  herr  zu  Sant  Jörgenberg  etc. 
min  gnädig  herr  und  klegt  hin  zu   ainer   ganzen  |  gmain  ab 
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Uebersaxen  nach  dem  und  ime  die  herschaft  Sant  Jörgen- 
berg zu  getädingt  und  zu  rechtem  erb  inneworden  war  von 
dem  edlen  wolgebornen  herrn  Jörgen  von  Rotzüns  fry  säliger 
gedächtnus  also  |  hetind  im  alle  die  die  in  die  benampten 
herschaft  gehörend  oder  dar  in  gesessen  sind  geschworn  yin 
und  sin  en  erben  als  iren  natürlichen  herren  gehorsam  ge- 
wärtig und  alles  das  ze  tun  de  schuldig  sin  |  so  sy  von  rechtz 
wegen  der  benampten  •  herschaft  von  Rotzüns  schuldig  ge- 
wesen sind  usgenommen  die  ab  dem  Uebersaxen  die  hettind 
im  sölichs  ze  tunde  abgeschlagen  uf  daz  das  er  das  gütlich 
mer  den  ain  mal  an  sy  erfor  j  dret  het  den  ne  so  het  sich 
erfügt  das  sy  ainen  kätzer  am  Uebersaxen  gefangen  hettind 
dem  het  sin  vogt  uf  an  rufen  des  ratzboten  von  Appenzel 
ainen  tag  geben  ee  er  in  gefengnus  kam  ain  zimlich  zit 
sich  zu  ver  |  antwurten  gegen  dem  der  in  der  ketzerey  ge- 
zigen  haut  über  daz  selb  hettind  sy  sich  nütz  daran  wollen 
keren  und  hettind  dar  über  gericht  one  sin  oder  sines  vogtes 
willen  dar  nach  hettind  sy  ainen  dieb  gefangen  |  zu  ainer 
zit  do  er  noch  sin  vogt  unmusshalb  in  nit  möchtind  recht 
vertigen  und  het  sin  en  vogt  zu  inen  geschickt  mit  in  zu 
redent  daz  sy  im  denselben  dieb  antwurtent  den  wölt  er  in 

Sefengnus  halten  untz  uf  |  ain  zit  daz  er  in  einer  geschäft 
alb  recht  vertigen  möcht,  den  so  wölt  er  in  wider  in  daz 
gericht  am  Uebersaxen  haisen  antwurten  und  solt  den  da 
selbs  darüber  geschächen  was  rächt  war  daz  hettind  sy  alles 
abgeschlagen  |  und  enwöltent  im  den  selben  dieb  also  nit 
antwurten  deshalb  ertruwte  sy  wärind  im  ainen  frevel  ver- 
vallen und  sölten  den  busen  und  ablegen  nach  der  fünf- 
zechnen  erkantnus  und  ob  die  ab  dem  Uebersaxen  |  da  wider 
wölten  reden  das  es  nit  also  war  in  ain  stuck  oder  mer  so 
wölt  er  es  wisen  oder  inen  darumb  glöben  nach  dem  rechten. 
Uf  sölichs  stundent  die  ab  Uebersaxen  herfür  in  gericht  mit 
vollem  gwalt  [  an  stat  ainer  ganzen  gmaind  mit  irem  er- 
loubten  fürsprechen  Jacob  Vienigen  und  antwurten  von  des 
schwerens  wegen  der  obgenante  her  von  Zolr  het  des  mais 
als  sy  in  für  iren  herren  erkanten  inen  zu  |  gesait  zu  be- 
liben  lausen  als  sy  ain  herschaft  von  Rotzüns  ouch  het 
lausen  beliben  und  enwistind  nit  das  es  in  menschlicher  ge- 
dächtnus war  yetzumal  das  inen  ain  herschaft  von  Rotzüns 
schwerens  ye  ge  |  mutet  het  dennoch  so  hettind  sy  sich  be- 
geben gehebt  dem  egent  herren  von  Zolr  zeschweren  un- 
gevärlich  als  irem  herren  und  hettind  sich  des  gen  sinen 
gnaden  erboten  und  getruwtent  noch  hüt  by  tag  nit  |  daz  sy 
sinen  gnaden  des  schwerens  halb  furo  ütz  schuldig  sin  sölten 
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und  von  des  ersten  gefangen  wegen  antwurtent  sy  waz  sy 
darin  gehandlet  hettind  das  hettind  sy  alles  ungevärlich  ge- 
ton  und  darumb  das  es  sy  |  recht  hat  gedunckt  by  iren  ayden 
und  ob  sy  furo  gezigen  würdent  daz  sy  änderst  darin  ge- 
handlet hetind  den  daz  sy  recht  het  gedunckt  des  wärind 
sy  unschuldig  und  getruwtent  nit  daz  sy  den  benampten 
minem  |  herrn  von  Zolr  da  by  nützit  schuldig  wärind  und 
denne  von  des  diebs  wegen  antwurtent  sy  sy  und  ir  vordren 
hettind  ye  und  ye  über  daz  blut  gericht  am  Uebersaxen  und 
enwistind  nit  daz  sy  ir  gefangen  |  us  irem  gericht  ye  hettind 
lausen  füren  sonder  so  het  man  sy  alwegen  da  in  gefeng- 
nus  gehalten  und  berechtet  die  wil  und  den  inen  der  benampt 
min  gnädig  her  von  Zolr  zu  gesait  het  ze  beliben  lausen  als 
|  sy  ain  herschaft  von  Rotzüns  öch  het  lausen  beliben  so 
truwtent  sy  nit  daz  sy  schuldig  wärind  die  gefangnen  so 
sy  am  Uebersaxen  -fiengent  inen  hin  us  irem  gericht  zu 
füren  lausen  und  satztent  zu  recht  ob  sy  der  klag  |  üt  billich 
geantwurt  hetend  oder  waz  recht  war.  Nach  klag  und  ant- 
wurt  nach  red  und  widerred  fragt  ich  egnt  richter  umb  ainer 
urtail  und  nach  miner  frage  ward  geurtailt  mit  der  meren 
urtail  uf  den  aide  |  die  vom  Uebersaxen  selten  dem  benampten 
herren  von  Zolr  schweren  als  irem  natürlichen  herren  ze  tunde 
alles  daz  so  sy  ainer  herschaft  von  Rotzüns  geton  oder  von 
rechtzwegen  zetund  schuldig  gewesen  wärind  |  ain  hindersäss 
für  ain  hindersässen  ain  fryer  für  ain  fryen  ain  aigner  für  ain 
aignen  yetlicher  insinem  stant  und  wen  danne  sin  erben 
kämend  nach  sinem  absterben  daz  got  lang  wend  und  den 
pund  schwürend  |  in  mass  als  er  den  öch  geschworn  hat,  wen 
sy  denn  den  von  Uebersaxen  darnach  schwerens  an  muttìnd 
und  sy  nit  schweren  weiten  so  möchten  den  des  benampten 
mins  gnädigen  herren  von  Zolr  erben  die  sel  |  ben  öch  mit 
recht  für  nemen  und  geschäch  was  recht  war  und  von  des 
frävels  wegen  darumb  er  sy  öch  an  klagt  haut  gab  urtail 
und  recht  sy  enwärind  im  da  by  nützit  schuldig  und  waz  sy 
des  selben  halb  |  gehandlet  hettind  daz  hettind  sy  geton  zu 
guten  truwen  und  von  der  gfangen  wegen  gab  urtail  und 
recht  wenn  die  vom  Uebersaxen  yeman  zu  vachen  ver- 
maintind  dar  in  sy  nit  bedürften  sorgen  daz  inen  der  |  selb 
oder  die  selben  wichind  oder  fluchind  so  sölten  sy  sölichs 
vachen  tun  mit  wissen  und  raut  des  benampten  irs  herren 
oder  des  so  er  an  siner  staut  im  land  lies  in  sinem  abwesen 
ob  sy  aber  besorgtent  daz  inen  so  |  lieh  lüt  wichen  und  ent- 
rinen  wölten  so  sollen  und  mögent  sy  die  alweg  selb  vachen 
und  sy  also  yeman  gefangen  habent  so   sollen   sy   das   ane 
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verziechen  den  benampten  iren  herren  oder  sin  en  vogt  wissen 
|  lausen  und  wen  der  selb  zu  inen  kumbt  so  sollen  sy  im 
die  gefangnen  antwurten  und  denn  so  mag  der  benampt  herr 
oder  wer  an  siner  staut  ist  sölich  gefangen  lüt  am  lieber- 
saxen  in  fengnus  legen  oder  gen  |  Sant  Jörgenberg  in  feng- 
nus  füren  weders  in  darin  f&gÜcher  ist  doch  also  daz  sölich 
gefangen  lüt  versorget  werden  in  sölicher  mass  das  dem 
rechten  am  Uebersaxen  darumb  gnug  geschäch  und  wen  | 
der  benampt  herr  oder  sin  vogt  über  sölich  gefangen  lüt 
rechten  wölt  so  sol  er  sy  wider  antwurten  für  daz  gericht 
am  Uebersaxen  und  da  selb  sol  denn  geschächen  was  recht 
ist.  Und  uf  sölichs  begertent  I  sy  zu  baiden  tailen  briefe  was 
urtail  und  recht  geben  het  die  inen  mit  urtail  ze  geben  er- 
kent  würdent  und  des  zu  urkund  hab  ich  egenanter  Hans 
von  Mont  lantrichter  min  aigen  insigel  von  1  des  rechten 
wegen  offenlich  gehenkt  an  disen  briefe  mir  una  minen  erben 
on  schaden  der  geben  ist  am  fritag  vor  Sant  Michels  tag  in 
dem  jar  als  man  zalt  von  gottes  geburt  vierzechen  |  hundert 
sechzig  und  zway  jar. 
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î.  sais»,  Dr.  A.,  Der  Eigenthumserwerb  durch  Spécification* 
Zûrieh,  1884.  180  S. 

Die  vorliegende  Dissertation  behandelt  die  schon  vielbesprochenen  Fragen 
der  Spécification  von  ganz  neuen  Gesichtspunkten  aus.  Auf  der  einen  Seite 
sind  es  nationalökonomische  Motive,  welche  der  Verfasser  dabei  verwendet 
und  als  auch  fur  das  römische  Recht  massgebend  erklärt  ;  auf  der  andern 
ist  es  die  Analogie  mit  dem  Eigenthumserwerb  durch  Fruchtgewinnung 
Seitens  des  bonae  fidei  possessor.  Der  Verfasser  anerkennt  mit  der  herrschen- 
den Ansicht  ein  Eigenthum  dieses  Besitzers  an  den  separirten  Fruchten, 
nicht  wie  Windscheid  blosse  Consumtionsbefuçniss;  wie  aber  die  bona  fide« 
des  Besitzers  nothwendig  ist,  so  verlangt  er  sie  auch  für  die  Spécification. 
Es  bleibt  freilich  die  Frage  offen,  ob  diese  Analogie  zutrifft;  die  besten 
Gründe  gegen  jenes  Requisit  der  Spécification  (welches  u.  A.  auch  in  einer 
wie  es  scheint  vergessenen  und  doch  trefflichen  lateinischen  Dissertation 
von  Advokat  Dr.  Honeffger  in  Zürich  begründet  worden  ist)  scheint  mir 
Wächter  in  seinen  Pandekten  in's  Feld  gefuhrt  zu  haben.  In  einer  höchst 
interessanten  Vergleichung  der  Spécification  mit  dem  Eigenthumserwerb 
durch  Verbindung  beweglicher  mit  beweglichen  Sachen  führt  der  Verfasser 
aus,  wie  es  gekommen,  dass  fur  das  Gemälde  die  entere,  fur  das  Schrift- 
stück (das  durch  Copie  vollkommen  çleichwerthig  und  ohne  neue  nennens- 
werthe  Geistesarbeit  übertragen  werden  kann)  die  letztere  Art  des  Eigen- 
thumserwerbs  als  massgebend  angenommen  wurde. 

Es  muss  hier  genügen,  mit  wenigen  Worten  auf  die  hübsche  Studie 
unsers  iungen  Landsmannes  aufmerksam  gemacht  zu  haben;  eingehendere 
Besprechungen  in  gemeinrechtlichen  Blättern  werden  wohl  nicht  ausbleiben. 

Februar  1884..  Schneider. 

2.  v-  Pianta,  A.  Beitrag  zur  Kenntniss  der  deutsch-schweize- 
rischen Hypohekarrechte  mit  besonderer  BerQoksiobti- 
Îung  des  Rechtsinstitutes  der  sog.  Hypothek  an  eigner 
acfie-   Zürich  1883.   256  S.  * 

Diese  Inauguraldissertation  der  Zürcher  jur.  Facultät,  die  nun  auch 
im  Buchhandel  erschienen  ist,  behandelt  mit  bedeutendem,  zum  guten  Theil 
noch  nie  wissenschaftlich  verarbeitetem  Material  und  mit  ausserordentlicher 
Arbeitskraft  die  Grundzüge  der  deutschschweizerischen  Hypothekarrechte 
nach  den  prinzipiellen  Fragen,  ob  dieselben  das  Prinzip  der Tublicität  an- 
erkannt und  streng  durchgeführt  haben,  ob  die  Hypothek  zu  ihrer  Ent- 
stehung eines  Forderungsrechtes  bedürfe,  ob  der  Wechsel  in  den  ursprüng- 
lichen Subjekten  der  Hypothek  irgend  welchen  Einfluss  auf  das  Verhältniss 
zwischen  Pfandrecht  und  Forderung  ausübe,  ferner  in  wie  fern  bei  der 
Bealisirung  der  Hypothek  das  Vorhandensein  eines  persönlichen  Schuld- 
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Verhältnisses  und  damit  die  accessorische  Stellung  des  Pfandrechts  zu  Tage 
trete  und  der  Ueberganc;  eines  bestehenden  Pfandrechts  auf  eine  neue 
Forderung  statthaft  sei.  Das  Ziel  der  ganzen  Erörterung  ist  die  Behandlung 
der  letztgestellten  Frage,  ob  eine  Hypothek  an  eigener  Sache,  sei  es  Erwerb 
einer  solchen,  oder  geradezu  deren  Errichtung  zulässig  sei  oder  nicht  Dies- 
bezüglich werden  (fie  einzelnen  kantonalen  Rechte  zunächst  im  Ganzen 
systematisch  verarbeitet,  sodann  aber  behandelt  der  Verfasser  noch  die 
Kantone  Glarus,  Zug,  Uri.  Schwyz,  Luzern  und  beide  Appenzell  jeden  für 
sich  und  in's  Einzelne,  indem  in  diesen  Kantonen  die  Hypothek  einen  mehr 
oder  weniger  selbständigen  Charakter  an  sich  trage.  In  einer  Schluss- 
betrachtung stellt  der  Verfasser  alsdann  noch  die  Hypothek  an  eigener 
Sache  und  das  Institut  des  offen  gehaltenen  Pfandlocus  einander  gegenüber 
und  bezeichnet  letzteres  als  das  wünschbare  Ziel  der  schweizerischen  Rechts- 
entwicklnng.  Man  kann  mit  diesem  Resultate  einverstanden  sein  und  doch 
bedauern,  class  der  Verfasser  im  Ganzen  in  seiner  verdienstliehen  Arbeit 
offenbar  dem  Institut  der  modernisirten  Gült  oder  Grundschuld  nicht  ge- 
nügend gerecht  geworden  ist  Er  identinzirt  dasselbe  zu  sehr  mit  der  auf 
gemeinrechtlicher  Basis  als  Ausnahme  zugelassenen  sog.  selbständigen 
Hypothek  und  legt  der  in  der  Grundschuld  vorliegenden  Verschmelzung 
von  dinglichem  und  persönlichem  Moment  in  ein  einheitliches  Verhältniss 
zu  wenig  Gewicht  bei.  So  hätten  schon  die  einleitenden  Paragraphen,  nament- 
lich p.  28,  30,  32  u.  a.  bei  grösserer  Berücksichtigung  der  historischen  Ent- 
wicklung in  den  Kantonen  mit  Gültrecht  weit  tieferen  Einblick  in  das  Wesen 
der  Sache  verschafft;  ferner  wäre  vom  Standpunkt  der  Grundschuld  aus 
die  Darstellung  der  Bedeutung  des  Schuldbriefes,  Gültentitels  oder  Zedels 
offenbar  eine  weit  deutlichere  und  einfachere  geworden  (vgl.  p.  67, 69  u.  s.  w.); 
und  endlich  hätte  auch  bei  den  einzelnen  kantonalen  Rechten,  namentlich 
Zug  und  Luzern.  manches  unter  dem  genannten  Gesichtspunkte  eine  richtigere 
Würdigung  una  conrektere  Darstellung  erfahren.  —  Es  ist  dies  nun  aber 
auch  so  ziemlich  die  einzige  wichtigere  Ausstellung,  die  wir  an  der  Disser- 
tation zu  machen  haben.  Anderes,  was  man  bemerken  könnte,  beträfe  meisten- 
theils  blosse  Mängel  der  Darstellung,  indem  diese  da  und  dort  über  das 

fewaltige  und  spröde  Material  nicht  ganz  Herr  werden  konnte.  —  Wir 
egrüssen  in  der  Publikation  eine  der  wenigen  Doktordissertationen,  welche 
für  das  Recht,  speziell  für  die  Kenntniss  unsres  schweizerischen  Rechts, 
von  wirklichem  Werth  sind,  und  mit  uns  wird  jeder  dem  Verfasser  seine 
ausdauernde  Sammlerthätigkeit  warm  verdanken,  wer  überhaupt  schon  auf 
dem  Gebiete  vergleichenden  schweizerischen  Rechtes  gearbeitet  und  die  damit 
verbundenen  Schwierigkeiten  kennen  gelernt  hat  Sollte  der  Verfasser,  was 
wir  sehr  begrüssen  würden,  mit  dem  gesammelten  Material  zu  einer  noch 
vollständigeren  Darstellung  des  Hypothekarrechts  schreiten,  so  möchten 
wir  ausser  dem  bereits  angeführten  Punkt  ihm  auch  noch  eine  Mitver- 
arbeitong  des  Gültrechtes  und  der  neuesten  Hypothek  einiger  welscher 
Kantone,  namentlich  von  Waadt  empfehlen.  Huber. 

3.  Los  Constitution»  modernes«  Recueil  des  Constitutions  actuellement 
en  vigueur  dans  les  divers  Etats  d'Europe,  d'Amérique  et  du  monde 
civilise,  traduites  sur  les  textes  et  accompagnées  de  notices  historiques 
et  de  notes  explicatives,  par  F.  R.  Dareste,  ancien  magistrat,  avocat 
à  la  Cour  d'Appel  de  Lyon,  avec  la  collaboration  de  P.  Dareste, 
avocat  au  Conseil  d'Etat  et  à  la  Cour  de  Cassation.  2  Vol.  Paris. 
Challamel  aîné  éditeur  1883. 

Diese  Sammlung  von  Staatsverfassungen  ist  ein  nützliches  Unternehmen, 
indem  sie  eine  Menge  von  Actenstücken ,  die  man  doch  hie  und  da  nach- 
zuschlagen in  Fall  kommt  und  nicht  sofort  bei  der  Hand  hat,  ja  bisweilen 
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sich  schwer  verschaffen  kann,  in  Einem  Bande  vereinigt  und  so  auch  for 
vergleichende  Untersuchungen  eine  bequeme  Grundlage  bietet  Dem  Texte 
der  Verfassung  ist  jeweilen  eine  kurze  Geschichte  der  gesetzgeberischen 
Arbeiten,  die  dem  Erlass  der  Verfassung  vorangegangen  sind,  nebstLitteratur- 
angaben  vorangeschickt  Sowohl  die  Uebersetzungen  als  diese  historischen 
Einleitungen  und  bibliographischen  Notizen  machen  einen  guten  Eindruck 
und  sind,  soweit  wir  sie  controlieren  können,  genau.  Der  erste  Band  ent- 
hält neben  den  Verfassungen  von  Frankreich,  Deutschland,  Italien,  Oester- 
reich  u.  A.  auch  diejenigen  der  Schweiz,  allerdings  nicht  aller  25  Cantone. 
Es  ist  eine  Auswahl  von  besonders  charakteristischen  Gantonsverfassungen 

getroffen,  welche  neben  der  Bundesverfassung  in  extenso  abgedruckt  sind, 
agegen  sind  allen  Cantonen  historische  Bemerkungen  gewidmet 

4.  MUier,  A.  Die  Lehre  von  der  Geschäftsfirma  nach  dem 
Schweiz.  Obligationenrecht  unter  Berücksichtigung  der 
deutschen  und  französischen  Gesetzgebung  und  Gerichts- 
praxis.   Bern,  R.  Jenni  1884.   52  S. 

Die  fleissige  und  auch  die  Gerichtspraxis  der  Nachbarstaaten  eingehend 
berücksichtigende  Dissertation  erörtert  eine  Reihe  von  Fragen,  die  nun  durch 
das  Obligationenrecht  auch  fur  uns  grössere  Wichtigkeit  erlangt  haben, 
in  willkommener  Weise.  Nicht  ganz  befriedigt  sind  wir  von  §  2  über 
Begriff  und  Wesen  der  Firma,  wo  uns  etwelche  Präcision  zu  mangeln 
scheint.  „Dass  die  Firma  der  Name  einer  Person  ist,  und  nicht  der  Name 
einer  Sache,  eines  Geschäftes  als  solchen",  und  „dass  die  Idee  eines  in  der 
Firma  reprasentirten  besonderen  Rechtssubjects  verworfen  werden  muss", 
ist  unserer  Ansicht  nach  richtig,  aber  wenn  es  weiter  heisst:  „Die  Firma 
ist  nicht  als  Sache  (ungenau  fur:  Bezeichnung  einer  Sache),  sondern  nur 
als  Bezeichnung  eines  Kechtssubjectes  aufzufassen,  welches  alle  in  einem 
Geschäftsverkehr  sich  entwickelnden  Vermögensverhältnisse  trägt",  und 
man  damit  auf  zwei  Seiten  vorher  den  Satz  vergleicht  :  „dem  Kaufmann  wohnt 
mehr  oder  weniger,  je  nach  dem  Mass  der  Ausdehnung  seines  Geschäfts, 
eine  Persönlichkeit  inne,  welche  häufig  eine  von  dem  Leben  ihres  physi- 
schen Trägers  unabhängige  Existenz  hat",  so  haben  wir  damit  doch 
wieder  die  Personifikation  eines  in  der  Firma  reprasentirten  Rechtssubjects. 
Es  ist  nachdrücklich  geltend  zu  machen,  dass  eine  solche  kaufmännische 
Persönlichkeit  weder  mehr  noch  weniger,  weder  häufig  noch  selten,  ge- 
trennt von  der  physischen  Existenz  ihres  Trägers  existiert  ausser  allen- 
falls nach  moderner  Gesetzgebungskunst  bei  Handelsgesellschaften,  dass  aber 
die  Firma  gerade  darauf  von  ganz  keinem  Einfluss  ist  und  ebensowenig 
daraus  ihr  Wesen  hernimmt,  wie  das  übrigens  der  Verfasser  selbst  sonst 
ebenfalls  festhält 


Berichtigung. 

AufS.  198  Z.  10  (des  Textes)  v.  u.  ist  das  Wort  „materielles14  zu  streichen. 
Ebenda  Z.  3  und  4  v.  u.  sollte  das  Wort  „materiellen"  gesperrt  gedruckt 
sein  zur  Hervorhebung  des  Gegensatzes  gegen  das  darauffolgende  „process- 
reohtlichen". 


Schweizerische  Rechtsgegetzgebung 

des  Jahres  1883. 

Von  Andreas  Heuslbb. 


Erster  Theil. 

Bundesgesetzgebung. 

I.  Civürecht. 

1.  Personenrecht. 

1.  Übereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  be- 
treffend unentgeltliche  Verpflegung  der  Geisteskranken  und  ver- 
lassenen Kinder.  Vom  27.  Sept.  1882,  ratifioiert  von  der  Schweiz 
am  12.  April  1883,  von  Frankreich  am  25.  Jtdi  1883.  (A. 
S.  d.  B.-G.  N.  P.  Bd.  Vu,  S.  186  ff.) 

2.  Sachenrecht. 

2.  Bundesgesetz  betreffend  das  Urheberrecht  an  Werken  der 
Literatur  und  Kunst.  Vom  23.  April.  (A.  S.  d.  B.-G.  N.  F.  VII, 
S.  261  ff.) 

3.  Vollziehungsverordnung  (des  Bundesraths)  zu  vorstehen- 
dem Bundesgesetze.    Vom  28.  Decomber.  (Das.  S.  298  ff.) 

Bisher  hatte  für  die  Schweiz  das  Concordat  vom  3.  De- 
cember  1856  die  bezüglichen  Bestimmungen  enthalten,  welche 
aber  lange  nicht  so  weit  zu  Gunsten  der  Autoren  gingen 
als  seither  namentlich  in  der  Literarconvention  mit  Frank- 
reich den  fremden  Autoren  war  eingeräumt  worden.  Daher 
wurde  im  Art.  64  der  B.  V.  v.  1874  einem  Bundesgesetze 
über  diesen  Gegenstand  gerufen,  damit  das  „Demüthigende", 
dass  die  Schweiz  Ausländern  mehr  Rechte  zuspreche  als  ihren 
eigenen  Angehörigen,  leichter  könne  gehoben  werden.  Das 
nun  erlassene  Bundesgesetz  ist  aus  dem  bundesräthlichen  Ent- 

Zeitschr.  für  schweizerisches  Recht.    Nene  Folge  m.  26 
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würfe  von  1881  mit  unwesentlichen  Aenderungen  hervorge- 
gangen. Es  beruht  auf  dem  an  sich  sehr  anfechtbaren  Prin- 
cip  von  dem  Rechte  des  Schriftstellers  oder  Künstlers  auf 
Vervielfältigung  seines  Werkes  durch  irgend  ein  beliebiges 
Verfahren.  Demgemäss  enthält  Art.  1  den  allgemeinen  Satz  : 
Das  Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur  und  Kunst  be- 
steht in  dem  ausschliesslichen  Rechte,  diese  zu  vervielfältigen, 
beziehungsweise  darzustellen.  Es  begreift  auch  das  Ueber- 
setzungsrecht  in  sich.  Art.  2.  Es  dauert  während  der  ganzen 
Lebenszeit  des  Urhebers  und  während  30  Jahren  seit  seinem 
Tode.  Für  nachgelassene  Werke  oder  solche,  die  der  Bund, 
ein  Canton,  eine  juristische  Person  oder  ein  Verein  publi- 
ciert,  dauert  es  30  Jahre  lang  von  der  Veröffentlichung  an. 
Der  Urheber  geniesst  das  ausschliessliche  Uebersetzungsrecht 
nur,  wenn  er  in  den  nächsten  5  Jahren  seit  Erscheinen  des 
Werks  in  der  Ursprache  davon  Gebrauch  macht.  Ueber- 
setzungen  sind  selber  wieder  als  Originalwerke  gegen  Kach- 
druck geschützt.  Art.  3  :  Eintragung  der  nachgelassenen  oder 
vom  Bund  u.  s.  f.  publicierten  Werke  in  ein  vom  schweizer. 
Handelsdepartement  geführtes  Register  vorgeschrieben.  Art.  4  : 
Für  das  Verhältniss  zwischen  Autor  und  Verleger  gilt  das 
Obl.-R.  Art.  5:  Mangels  gegenteiliger  Vereinbarung  darf 
der  Erwerber  eines  Werkes  der  bildenden  Künste  es  vor  Ab- 
lauf der  Fristen  des  Art.  2  nicht  vervielfältigen  lassen.  Bios 
bei  Portraits  und  Portraitsbüsten  gilt  das  Vervielfältigungs- 
recht als  mitveräussert.  Art.  6:  Mangels  gegenteiliger  Ver- 
einbarung ist  der  Erwerber  architektonischer  Pläne  zu  deren 
Ausführung  berechtigt.  Art.  7:  Die  Verausserung  des  Ver- 
öffentlichungsrechtes dramatischer  und  musikalischer  Werke 
schliesst  an  sich  nicht  schon  die  Verausserung  des  Auf- 
führungsrechtes in  sich,  noch  umgekehrt.  Der  Urheber  kann 
die  öffentliche  Aufführung  an  Bedingungen  knüpfen,  die  an 
der  Spitze  des  Werkes  zu  veröffentlichen  sind,  aber  nicht 
2%  der  Bruttoeinnahmen  der  betreffenden  Aufführung  über- 
steigen dürfen.  Gegen  Sicherung  dieser  Tantième  kann  die  Auf- 
führung eines  schon  veröffentlichten  Werkes  nicht  verweigert 
werden.  Art.  8  :  Das  Gesetz  gilt  auch  für  geographische, 
topographische,  naturwissenschaftliche,  architektonische,  tech- 
nische und  ähnliche  Zeichnungen.  Art.  9:  Photographien  ge- 
messen des  Schutzes  dieses  Gesetzes,  wenn  sie  gemäss  Art.  3 
einregistriert  sind,  auf  5  Jahre.  Für  bestellte  Werke  hat  der 
Photograph  kein  Vervielfaltigungsrecht.  Neue  Originalauf- 
nahme  eines  schon  photographierten  Gegenstandes  ist  nicht 
Nachbildung.  Art.  10.  Das  Gesetz  gilt  für  die  in  der  Schweiz 
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•jdomicilierten  Urheber  ohne  Kücksicht  auf  den  Ort  der  Publi- 
kation ihrer  Werke,  und  für  die  in  der  Schweiz  publicierten 
Werke    ohne  Rücksicht   auf  den  Wohnort  der  Urheber;   in 
endern  Fällen  soll  Reciprocität  gelten.     Art.  11:  Verletzung 
des  Urheberrechts   ist    nicht:  Aufnahme   von  Auszügen   aus 
andern  Werken  in  eigene  literarische  Werke  und  Sammlungen 
zum  Schulgebrauch,  sofern  die  Quelle  angegeben  wird;  Ver- 
vielfältigung von  Gesetzen  und  Verhandlungen  der  Behörden; 
Veröffentlichung   von    Berichten    über   öffentliche   Versamm- 
lungen;   der   unter  Quellenangabe    erfolgende   Abdruck   von 
Artikeln  aus  Tagesblättern  und  Zeitschriften,  sofern  daselbst 
der  Abdruck    nicht   ausdrücklich  war  untersagt  worden  (für 
politische  Artikel  in  Zeitungen  ist  solches  Verbot  unwirksam); 
der  Abdruck   von  Tagesneuigkeiten,    auch    ohne-  Quellenan- 
gabe; theilweise  Wiedergabe   eines  Werkes  bildender  Kunst 
zum  Schulgebrauch  ;  Nachbildung  von  Kunstgegenständen  auf 
öffentlichen  Plätzen   in    andrer  Form    als  der  des  Originals; 
Aufnahme    und    Ausführung   von   Plänen    und   Zeichnungen 
bereits  erstellter  Gebäude  oder  Theile  solcher,  sofern  letztere 
nicht  specinsch  künstlerischen  Charakter  haben;  Aufnahmen 
•bereits  veröffentlichter  kleinerer  musioalischer  Compositionen 
in  ein  für  Schule   oder  Kirche  bestimmtes  Sammelwerk,  mit 
und  ohne  Originaltext,  falls  die  Quelle  angegeben  wird  ;  Auf- 
fuhrung dramatischer  und  musikalischer  Werke  ohne  Gewinn- 
absicht   oder    zu  Gunsten   eines  wohlthätigpn  Zweckes;  Be- 
nutzung musicalischer  Compositionen  für  Spielwerke.  Art.  12  : 
Vorsätzliche  oder  grobfahrfässige  unerlaubte  Vervielfältigung 
oder  Aufführung  oder  Importation  nachgebildeter  Werke  ver- 
pflichtet  zu   Schadenersatz,    dessen  Höhe   der  Richter   nach 
freiem  Ermessen  bestimmt.    Handlungen  dieser  Art  ohne  Ver- 
schulden verpflichten  zu  Herausgabe  der  Bereicherung.  Art.  13: 
JBei  vorsätzlicher  und  grobfahrlässiger  Verletzung  des  Autor- 
rechts   kann    überdies    auf   Klage    des    Geschädigten    Ver- 
^urtheilung   zu   Fr.  10  bis  Fr.  2000  Geldbusse  eintreten;  bei 
Fachbildung   des  Namens  und  der  Marke  des  Urhebers  oder 
des  Verlegers  Gefängniss   bis  auf  ein  Jahr   oder  Geldbusse 
und  Gefängniss   in    angegebener  Begrenzung.     Bei   Rücklall 
kann    die  Strafe    verdoppelt  werden.     Art.   14:    Die    Bussen 
fallen  in  die  Cantonscasse  des  urtheilenden  Gerichts.  Art.  15: 
Die  Strafverfolgung  geschieht    nach    der  Strafprocessordnung 
desjenigen  Cantons,  wo  geklagt  wird.  Die  Klage  ist  zulässig 
-am  Wohnort    des  Schuldigen  und   am   Ort   des   begangenen 
Vergehens.     Art.    16:    Der  Richter  kann   nach   der  Klagein- 
-leitung    die    nöthigen    vorsorglichen    Verfügungen    (Arreste 
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u.  dgl.)  treffen.  Art.  17  :  Civil-  und  Strafklage  verjährt  in 
einem  Jahr,  seitdem  der  Geschädigte  von  der  betreffenden 
Handlung  (Nachdruck;  Nachbildung  etc.)  und  der  Person  des 
Schuldigen  Kenntniss  erhalten  hat,  und  sonst  überhaupt  in 
5  Jahren  seit  Veröffentlichung  des  Werkes.  Art.  18:  Der 
Sachter  kann  auf  Confiscation  des  nachgemachten  Werkes  er- 
kennen, und  bei  unerlaubter  Aufführung  auf  Confiscation  der 
Einnahmen.  Art.  19:  Das  Gesetz  ist  anwendbar  auf  alle 
schon  vor  dessen  Inkrafttreten  erschienenen  Werke,  die 
Schutzfristen  datiren  aber  auch  von  deren  Veröffentlichung 
an.  Nachbildungen,  welche  vor  diesem  Gesetz  in  damals 
erlaubter  Weise  stattgefunden  haben,  werden  weder  civil- 
noch  strafrechtlich  verfolgt,  jedoch  ist  der  Verkauf  derselben 
fortan  nicht  mehr  gestattet  ohne  Verständigung  mit  dem 
Autor  oder,  Mangels  solcher,  ohne  Leistung  der  vom  Bundes- 
gerichte festzusetzenden  Entschädigung  an  den  Autor.  Art.  20: 
Ist  die  Schutzfrist  des  Art.  2  länger  als  bisherige  gesetzliche 
Vorschriften,  so  kommt  sie  nur  dem  Autor  und  dessen  Erben 
zu  gut,  nicht  aber  dem  Verleger  oder  andern  Cessionaren. 
Ist  sie  kürzer,  so  gilt  die  bisherige.  Art.  21:  Das  Gesetz, 
an  Stelle  des  Concordats  von  1856,  tritt  mit  1.  Januar  1884  in 
Kraft.  Vergi,  übrigens  Botschaft  des  Bundesraths  zu  dem 
Entwürfe  des  Gesetzes,  im  B.-B.  1881,  IV,  S.  645  ff.  Be- 
richt der  Commission  des  Nat.-R.  im  B.-B.  v.  1882,  III,  S.201ff; 
Bericht  der  Commission  des  Ständeraths  im  B.-B.  v.  1883,  I. 
S.  326  ff. 

Die  Vollziehungsverordnung  schreibt  vor,  dass  das  Han- 
delsdepartement ein  doppeltes  Register  für  die  Werke  zu 
führen  hat,  deren  Einschreibung  das  Gesetz  fordert,  eins  für 
die  nachgelassenen  sowie  die  vom  Bunde,  einem  Canton, 
einer  juristischen  Person  oder  einem  Vereine  veröffentlichten 
Werke,  eines  fur  die  Erzeugnisse  der  Photographie  und 
anderer  ähnlicher  Werke.  Ebenso  ein  doppeltes  Register 
für  die  andern  Werke,  welche  auf  Begehren  des  Autors 
eingetragen  werden.  Zu  diesem  Begehren  sind  berechtigt 
die  in  der  Schweiz  domicilierten  Urheber  fur  alle  ihre  Werke 
und  die  nicht  in  der  Schweiz  domicilierten  für  in  der 
Schweiz  publicierte  Werke ,  ferner  auswärts  Domicilierte  für 
auswärts  publicierte  Werke  unter  Voraussetzung  der  Reci- 
procität.  Die  Anmeldung  muss  rechtzeitig  behufs  Einschreibung 
innerhalb  drei  Monaten  nach  erster  Veröffentlichung  erfolgen. 
Die  weiteren  Bestimmungen  betreffen  Formalitäten  der  Ein- 
tragung, Gebühren,  Rubriken  der  Register,  Veröffentlichung 
der  Eintragungen,  Einsichtnahme  der  Register,  Löschung  eines 
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Werkes.  Die  Einschreibung  geschieht  auf  Gefahr  des  An- 
meldenden, eine  Prüfung  seiner  Berechtigung  und  der  Richtig- 
keit seiner  Angaben  findet  nicht  statt.  Bei  anonymen  und 
Îseudonymen  Werken  braucht  der  Herausgeber  den  Namen 
es  Verfassers  nicht  zur  Einschreibung  anzumelden. 

4.  Bundesrathsbeschluss  betreffend  theüweüe  Abänderung  der 
Verordnung  über  die  Bannbezirke  für  die  Hochwildjagd.  Vom 
16.  Januar.     (A.  S.  d.  B.-G.  N.  F.  VII,  S.  5.Ì 

Abänderung  der  durch  Verordnung  v.  2.  Aug.  1881  fest- 
gesetzten Grenze  des  Bannbezirks  Bernina. 

5.  Uebereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Italien,  betreffend 
gleichartige  Bestimmungen  über  die  Fischerei  in  den  beiden  Staaten 
angehörenden  Gewässern.  Vom  8.  November  1882,  ratif.  von 
der  Schweiz  am  10.  November  1882,  von  Italien  am  16.  Ja- 
nuar 1883.    (A.  S.  d.  B.-G.  N.  F.  Vu,  S.  114  ff.) 

Betrifft  hauptsächlich  Langen-  und  Luganersee  und  die 
Flüsse  Doveria,  Melezza,  Giona ,  Tresa ,  Breggia,  Maira, 
Poschiavina  und  Spöl.  Aehnlich  der  Uebereinkunft  mit 
Frankreich  (ds.  Ztsch.  N.  F.  II,  S.  388,  Nr.  8)  werden  auch 
hier  genaue  Vorschriften  über  die  verbotenen  Fangwerkzeuge 
und  Fangmittel,  sowie  über  die  für  Fang  und  Verkauf  zu- 
gelassenen Fi8charten  und  Fischgrössen ,  über  Schonzeiten 
und  über  Fischzuchtanstalten  gegeben. 


3.  Obligationenrecht. 

6.  Bundesrathsbeschluss  betreffend  Abänderung  der  Verordnung 
über  Handelsregister  und  Handelsamtsblatt.  Vom  13.  März.  (A. 
S.  d.  B.-G.  N.  F.  VU,  S.  53  ff.) 

Betrifft  die  Gebühr  für  Eintragung  und  Löschung  von 
Genossenschaften,  von  Staatsinstituten  mit  kaufmännischem 
Betriebe  und  von -Zweiggeschäften,  worüber  der  Art.  30  nichts 
enthalten  hatte. 

Mehrere  Anfragen  über  Eintragung  ins  Handelsregister 
bei  Versicherungsgesellschaften,  Modus  der  Eintragung  bei 
Aktiengesellschaften,  Agenturen,  Filialen,  beantwortet  ein 
Kreisschreiben  des  Bundesrats  an  säramtliche  Cantonsregie- 
rungen  v.  13.  März,  im  Bundesblatt  v.  1883,  I,  S.  385  ff. 
Ein  ferneres  Kretsschretben  des  Bundesraths  vom  29.  Mai  (B.-B. 
1883,  H,  S.  1082  ff.)  erörtert  die  Fragen,  welche  Personen 
"bei  Collectiv- ,  Commandit-  und  Aktiengesellschaften  als 
„Organe"  der  Gesellschaft  zu  betrachten  und  deren  Ein- 
tragungen  somit  von  der  Gebühr  von  Fr.  5  frei  seien,  dringt 
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bei  Gesellschaften  auf  genaue  Befolgung  der  Vorschrift,  das» 
die  Firma  einen,  das  Vorhandensein  der  Gesellschaft  andeu- 
tenden Zusatz  enthalte,  verlangt  Eintragung  sämmtlichec 
Erben  des  Firmeninhabers,  falls  sie  das  Geschäft  auf  Rech- 
nung  der  Erbmasse  weiter  führen,  und  entsprechende  Abän- 
derung der  Firma,  schreibt  Eintragung  der  Firma  am  Sitze 
des  Geschäfts  vor  (auch  bei  anderweitigem  Wohnorte  des 
Inhabers),  und  fordert  von  Agenturen  ausländischer  Actien- 
gesellschaften  und  Genossenschaften  für  die  Eintragung  den 
Ausweis  gesetzlicher  Organisation  derselben  im  Ausland,  so- 
wie für  Filialen  auswärtiger  Einzel-  und  Geaellschaftsfirmen 
den  Ausweis  ordnungsraässigen  Bestandes  derselben  im  Aus- 
lande. 

7.  Interpretation  (des  Bundesrates)  des  Art.  902  des- 
Schweiz.  Obligationenrechte.  Vom  6.  April.  (BundesbL  1883^ 
II,  S.  309.) 

Nur  die    am    1.  Januar  1883  vorhandenen  Inhaber  von- 
Firmen,  die  dem  Obl.-R.  widersprechen,  dürfen  bis  31.  Dec. 
1892  dieselben  unverändert   fortfuhren  ;   bei    Aenderung  im 
Personalbestand  des  oder  der  Träger  einer  Firma  muss  auch, 
letztere  nach  Vorschrift  des  ObL-R.  geändert  werden. 

8.  Regulativ  (des  Bundesraths)  über  den  Austausch  der  alten? 
gegen  die  neuen  Noten  der  gesetzlich  autorisirten  Schweiz.  Emissions* 
banken.  Vom  7.  August.  (A.S.d.B.-G.  N.F.  Bd.  VII,  S.  212  ff.) 

9.  Regulativ  (desselben)  über  den  Ersatz  von  nicht  mehr 
zirkulationsfähigen  Banknoten.  Vom  15.  November.  (Das.  S. 
286  ff.) 

10.  Regulativ  (desselben)  über  den  Rückruf  von  Banknoten.. 
Vom  15.  November.  (Das.  S.  292  ff.) 

11.  Bundesrathsbeschluss  betreffend  Abänderung  von  Art.  T 
des  Reglements  über  die  Fabrikation  und  den  Verkauf  von  Zünd- 
hölzchen.   Vom  1.  Juni.  (A.  S.  d.  B.-G.  K  F.  VII,  S.  113.) 

Redactionelle  Aenderung  bezüglich  Anbringung  der  Firma 
des  Fabrikanten  auf  der  Waare. 

12.  Verordnung  (des  Bundesraths)  betreffend  die  Eichung* 
von  Messapparaten  für  Petroleum  und  andere  leichtflüchtige 
Flüssigkeiten.  Vom  16.  Januar.  (A.  S.  d.  B.-G.  N.  F.  Bd.  VU, 
S.  1  ff.) 

13.  Handelsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Spanien*  Ab- 
geschlossen den  14.  März,  ratif.  von  Spanien  d.  23.  Juli,  von? 
der  Schweiz  den  18.  August.  (A.  S.  d.  B*-G.  N.  F.  VQ^ 
S.  222  ff.) 

Vollständige  Freiheit  des  Handels,  Belastung-  der  au& 
einem  Land  in  das  andere  geführten  Boden-  und  Industrio- 
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erzeugnisse  der  beiden  Länder  mit  keinen  höheren  Einfuhr- 
zöllen und  Gebühren,  als  sie  gegen  irgend  ein  anderes  Land 
erhoben  werden.  Gleichbehandlung  mit  der  meistbegünstig- 
ten Nation  in  Bezug  auf  Durchfuhr  und  Ausfuhr  ihrer  Er- 
zeugnisse (ausser  solchen,  die  Staatsmonopolen  oder  sani- 
tarischen  Massregeln  unterliegen).  Erforderniss  des  Nachweises 
des  Ursprungs  der  Erzeugnisse  durch  den  Importeur.  Gleich- 
heit der  Behandlung  der  Angehörigen  des  andern  Landes  mit 
den  Einheimischen  in  Bezug  auf  Eigenthum  an  Fabrik-  und 
Handelsmarken ,  industriellen  Zeichnungen  und  Modellen. 
Ebenso  in  Bezug  auf  Patenttaxen  der  Handelsreisenden.  Ver- 
tragsdauer bis  30.  Juni  1887. 

14.  Verlängerung  der  schweizerisch-italienischen  Handels- 
übereinkunft vom  28.  Januar  1879.  Vom  30.  Juni.  (A.  S.  d. 
B.-G.  N.  F.  VII,  S.  139  f.) 

Bis  31.  Januar  1884. 

15.  Bundesgesetz  über  das  Rechnungswesen  der  Eisenbahnen. 
Vom  21.  December.     (A.  S.  d.  B.-G.  N.  F.  VII.  S.  429  ff.) 

Die  Bestimmungen  des  Schweiz.  Obl.-R.  über  Rechnungs- 
stellung  und  Bilanzen  der  Aktiengesellschaften  hinderten  die 
Eisenbahnen  nicht  an  Aufstellung  von  Bilanzen,  welche  be- 
züglich ihrer  Richtigkeit  und  Statthaftigkeit  sehr  anfechtbar 
waren.  Dieses  Bundesgesetz  strebt  Abhilfe  an  :  unter  die 
Aktiven  einer  Eisenbahngesellschaft  dürfen  alle  für  Bau  oder 
Erwerb  der  Bahn  und  Beschaffung  des  Betriebsmaterials 
verwendeten  Kosten  verrechnet  werden;  bei  Erwerb  einer 
Bahn  um  einen  geringeren  Preis  als  den  bisherigen  Bilanz- 
werth  darf  nur  der  Kaufpreis  als  Aktivum  eingebracht,  bei 
höherem  Preis  dagegen  aer  Ansatz  der  alten  Bilanz  nicht 
überschritten  werden.  Zu  den  Anlagekosten  gehören  Orga- 
nisations- und  Verwaltungskosten  und  Zinse,  die  während  des 
Baues  der  Bahn  erlaufen,  nicht  aber  Geldbeschaffungskosten. 
Nach  Eröflhung  des  Betriebs  dürfen  Kosten  für  Ergänzung 
der  Bauten  and  des  Materials  den  Aktiven  nur  dann  beige- 
fügt werden,  wenn  dadurch  eine  Vermehrung  oder  wesentliche 
'  Verbesserung  der  Anlagen  im  Interesse  des  Betriebs  erzielt 
ist.  Blosse  Unterhaltsko8ten  und  Ersatz  abgegangener 
Einrichtungen  sind  aus  den  jährlichen  Einnahmen  zu  be- 
streiten; ebenso  alle  Posten,  die  gemäss  dem  an  die  Spitze 
J;estellten  Grundsatz  aus  der  Bilanz  zu  entfernen  sind,  aus 
en  jährlichen  Einnahmeüberschüssen  nach  Amortisationsplan 
zu  ersetzen.  Die  Coursverluste  auf  noch  nicht  rückbezahlten 
Anleihen  sind  während  der  Anleihensdauer  zu  decken.  — 
Die  jährlichen  Rechnungen  und  Bilanzen  sind   vor  der  Ge- 
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neralversammlung  der  Aktionäre  dem  Bundesrath  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen,  letzterer  kann  von  der  Geschäftsführung 
Einsicht  nehmen  und,  wenn  er  die  Bilanz  dem  Gesetz  wider- 
sprechend findet  und  die  Gesellschaft  die  von  ihm  verlangte 
Abänderung  verweigert,  binnen  30  Tagen  die  Streitfrage  zu 
endgültigem  Entscheid  an  das  Bundesgericht  bringen.  Bis 
dahin  unterbleibt  jede  Dividendenzahlung.  — .  Uebergangs- 
bestimmungen  weisen  den  Bundesrath  an ,  mit  den  Eisen- 
bahngesellschaften in  Verbindung  zu  treten,  um  den  Ge- 
sammtbetrag  der  als  Aktivum  zu  verrechnenden  Posten  zu 
ermitteln.  Mangels  einer  Verständigung  entscheidet  das 
Bundesgericht.  Die  Statuten  der  Eisenbahngesellschaften 
sind  bis  1.  Jan.  1885  mit  diesem  Gesetz  in  Einklang  zu 
bringen. 

16.  Bundesrathsbeschluss  betreffend  Erleichterungen  im  Post- 
verkehr. Vom  8.  Mai.    (A.  S.  d.  B.-G.  N.  F.  VII,  S.  107  f.) 

Aufhebung  der  Zuschlagtaxe  tür  bedingt  zum  Transport 
angenommene  Güter,  Herabsetzung  des  Minimums  der  Pro- 
vision auf  Fahrpostnachnahmen  auf  10  Cts.,  der  Taxe  der 
internen  Geldanweisungen  auf  20  Cts.,  Aufhebung  des  Zu- 
schlags auf  den  allgemeinen  Taxen  des  Weltpostvereins,  so- 
weit bisher  nach  den  überseeischen  Po  st  Vereinsländern  bezogen. 

17.  Fahrpostübereinkommen  zwischen  der  Schweiz  und 
Deutschland.  Abgeschlossen  am  26.  und  28.  Mai,  7.  und  18. 
Juni,  ratificiert  den  18.  Juni,  9,  14.  und  25  Juli.  (A.  S.  d. 
B.-G.  K  F.  Bd.  VII,  S.  249  ff.) 

Betrifft  das  Porto  fur  Pakete. 

18.  Beitritt  des  Fürstentums  Bulgarien  zur  internationalen 
Pariser  Uebereinkunft  vom  1.  Juni  1878,  betreffend  den  Austausch 
von  Briefen  mit  deklarirtem  Werth.  Vom  24.  Juni /6.  Juli. 
(A.  S.  d.  B.-G.  K  F.,  Bd.  VII,  S.  260.) 

19.  Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Canada,  betreffend 
die  Auswechslung  von  Geldanweisungen.  Vom  28.  März  /  16.  April. 
(A.  S.  d.  B.-G.  N.  F.  VII,  S.  129  ff.) 

20.  Uebereinkommen  zwischen  der  Schweiz  und  Spanien, 
betr.  Erweiterung  der  Gewichts-  und  Dimensionsgrenzen  der  im 
Verkehr  der  beiden  Länder  versandten  Waarenmuster.  Vom  12/20. 
ApriL     (A.  S.  d.  B.-G.  N.  F.  Bd.  VII,  S.  102  ff.) 

Fragliche  Grenzen  können  für  die  durch  Briefpost  be- 
förderten Waarenmusterpakete  von  der  Postverwaltung  des 
Ursprungslandes  weiter  gezogen  werden  als  Art.  15  des  Ver- 
trags vom  1.  Juni  1878  festsetzt.  Maximum  für  das  Gewicht 
350  Gr.,  für  die  Dimensionen  30  cm.  Länge,  20  cm.  Breite, 
10  cm.  Höhe. 
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21.  Bundesrathsbeschluss  betreffend  theilweise  Abänderung  des 
Artikels  96  der  Vollziehungsverordnung  zum  Zollgesetz  von  1851. 
Yom  17.  November.     (A.  S.  d.  B.-G.  K  F.  VII,  S.  297.) 

22.  Uebereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Italien  über  den 
Zolldienst  in  den  internationalen  Bahnhöfen  Chiasso  und  baino. 
Abgeschlossen  den  15.  Dezember  1882,  ratificiert  von  der 
Schweiz  den  29.  Dec.  1882,  von  Italien  den  25.  Juni  1883. 
<A.  S.  d.  B.-G.  N.  F.  Bd.  VU,  S.  193  iE) 


IL  Civilprocess. 

23.  Uebereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Italien,  betreffend 

<die  gegenseitige  Bewilligung  des  Armenrechts  im  Prozessverfahren. 

Abgeschlossen   den  8.  November  1882,   ratificirt  von  Italien 

den  24.  Dezember  1882,  von  der  Schweiz  den  4.  April  1883. 

:(A.  S.  d.  B.-G.  N.  F.  VII,  S.  80  ff.) 

Gegenseitige  Anerkennung  unentgeltlicher  Verbeiständung 
vor  Gericht,  sowie  der  Befreiung  von  Bürgschaften  und  Hinter- 
lagen im  Fall  des  kraft  Landesgesetzes  nachgesuchten  und 
-erlangten  Armenrechts.  Die  Wohnbehörde  des  Petenten  hat 
das  Armuthszeugniss  auszustellen.  Ist  dieses  Zeugniss  in 
dem  anderen  Lande  geltend  zu  machen,  so  ist  es  von  dem 
•diplomatischen  Agenten  dieses  Landes  zu  beglaubigen.  Dauer 
der  Uebereinkunft  5  Jahre,   dann  Fortdauer  auf  Kündigung. 


III.  Rechtsorganisation. 

24.  Verordnung  (des  Bundesraths)  betreffend  die  Amtsbürg- 
Mhaften  des  Post-  und  Telegraphen-Personals.  Vom  21.  August. 
(A.  S.  d.  B.-G.  N.  F.  VII,  S.  271  ff.) 

Setzt  die  Beträge  fest  und  giebt  Bestimmungen  über  Form 
und  Ausfertigung  der  Bürgscheine,  Annehmbarkeit  der  Bür- 
jgen,  Entscheidung  über  Annehmbarkeit  u.  A. 


Zweiter  Theil. 

Cantonalgesetzgebung. 

I.  Allgemeines 

(Gesetzgebung  überhaupt,  Publikation  der  Gesetze  u.  s.  f.). 

25.  Legge  (del  Gr.  Cons.  del  C.  del  Ticino)  suif  applù 
nazione  del  Referendum.  Del  16  maggio.  (Race.  off.  delle 
leggi,  N.  S.  Voi.  IX,  p.  109  ss.) 


! 
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In  Ausführung  der  Verfassungsreform  vom  10.  Februar 
(unten  Nr.  184),  welche  in  Art.  7  das  fakultative  Referendum 
einführt,  wird  der  Anfang  der  Frist  für  Begehren  der  Volks- 
abstimmung mit  dem  ersten  Tage  nach  der  Publikation  der 
Gesetze  im  Amtsblatt  angesetzt.  Die  Unterschriften  müssen 
vom  Sindicus  des  Wohnorts  der  Begehrenden  als  gültig  be- 
glaubigt sein,  Unterschrift  für  andere  in  Vertretung  ist  ver- 
boten (Busse  bis  300  Fr.).  Die  Abstimmung  über  ein  in 
Referendum  gezogenes  Gesetz  hat  innerhalb  30  Tagen  seit 
Ablauf  der  Referendumsfrist  zu  erfolgen. 

26.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  0.  de  Neuchâtel)  sur  fexerctce 
du  droit  <F initiative  populaire.  Du  19  mars.  (Ree.  des  Lois, 
tome  XV,  p.  188  ss.) 

Ausführung  des  Art.  38  der  Verfassung  (von  1882).  Vor- 
schriften über  Unterzeichnung  der  Initiativbegehren,  Eingabe 
derselben  an  den  Staatsrath,  Prüfung  durch  denselben,  Unter- 
stellung unter  die  Berathung  des  Grr.  Raths  binnen  höchstens 
90  Tagen,  Entscheid  des  Gr.  Raths  binnen  höchstens  12  Mo- 
naten, Anordnung  der  Volksabstimmung  bei  Nichteintreten 
des  Grossen  Raths  auf  das  Begehren,  innerhalb  höchstens 
90  Tagen. 

27.  Gesetz  (des  Gr.  Raths  des  C.  Luzern)  über  die  amt- 
lichen Bekanntmachungen.  Vom  30.  Mai.  (S.  d.  Ges.  Bd.  VII, 
S.  10  f.) 

Das  „Luzernische  Cantonsblatt"  ist  das  regelmässige 
offizielle  Mittel  zur  verbindlichen  Bekanntmachung  aller  zu 
allgemeiner  Kenntniss  zu  bringenden  Erlasse  von  Behörden. 
Kein  Bürger  kann  sich  mit  Unkenntniss  entschuldigen,  viel- 
mehr wird  bei  Jedermann  Kenntniss  der  im  offiziellen  Theil 
des  Amtsblattes  erschienenen  Veröffentlichungen  vorausgesetzt 
und  zwar  von  dem  Tage  des  Erscheinens  an. 

28.  Beschluss  (des  Reg.-Raths  des  C.  Zürich)  betr.  Verab- 
reichung von  Gratisexemplaren  des  Amtsblattes,  der  Gesetzessamm- 
lung und  des  Rechenschaftsberichtes.    Vom  28.  Juni.     (SuppL 
zu  Bd.  I— XX  der  off.  G.-S.  S.  16  ff.) 

Aufzählung  der  Stellen,  welche  Gratisexemplare  erhalten. 


IL  Civilreqht 

1.   Personen-  und  Familienrecht. 

29.  Beschluss  (des  Reg.-Raths  des  (X  Luzern)  betreffend' 
Uebergabe  der  älteren  Civilstandsregister  von  am  Pfarrämtern  art 
die  Civilstandsbeamten.    Vom  23.  Januar.    (Amtßbl.  Nr.  5.) 
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Weisung  an  die  Pfarrämter,  bis  Ende  Februar  die  vor 
1  Januar  1834  geführten  Register  über  Geburten  (Taufen), 
Ehen  und  Todesfalle  dem  Civilstandsamte  abzuliefern.  Von. 
diesen  Registern  (vorläufig  bis  1776  zurück)  sind  Abschriften 
zu  nehmen,  dann  sind  sie  dem  Pfarramte  wieder  zurück- 
zustellen. 

30.  Eine  Verfügung  des  Departements  des  Gemeindewesens 
betreffend  die  Abschrift  der  älteren  vor  1834  geführten  Cimlstands- 
register,  vom  5.  Dezember  (Cantonsbl.  Nr.  49)  verlängert  die 
Frist  fur  Vollendung  dieser  Arbeit  bis  Ende  Mai  1884. 

31.  Dekret  (des  Gr.  Rathes  des  C.  Luzern)  betreffend  be- 
sondere Regulirung  der  Stimmrechts-,  Wählbarkeits-  und  Steuer- 
verhältnisse hinsichtlich  der  Beamten  von  Wülisau-Stadt  und  -Land, 
Vom  9.  März.     (Samml.  d.  Ges.  Bd.  VI,  S.  437  f.) 

Wer  in  der  einen  Gemeinde  die  Wahl  zum  Gemeinde- 
rath,  Ortsbürgerrath  oder  Orts-  oder  Friedensrichter  annimmt^- 
ist  fur  die  Dauer  der  Beamtung  in  der  andern  weder  stimm- 
berechtigt noch  wahlfähig.  Ein  solcher  Beamter  entrichtet 
die  persönliche  Erwerbssteuer  aus  seiner  Beamtung  in  der 
Gemeinde,  in  welcher  er  das  Amt  ausübt,  die  Steuer  au» 
anderem  persönlichem  Erwerb  und  vom  reinen  Vermögen  und 
Kataster  in  der  Gemeinde  seines  thatsächlichen  Wohnsitzes. 

32.  Beschluss  (des  Landraths  des  C.  Unterwaiden  nid  dem 
Wald)  betreffend  die  Zahl  der  von  den  Bezirksgemeinden  zu  wäh- 
lenden Landrathsmitglieder.  Vom  31.  März.  (Amtsbl.  N.  14 
S.  276.) 

Neuvertheilung  auf  Grund  der  Ergebnisse  der  Volkszäh- 
lung von  1880. 

33.  Gesetz  (der  Landsgerneinde  des  C.  Uri)  betreffend  Fest- 
stellung eines  Gemeindebürgerrechts  Behufs  Regulierung  der  Armen- 
genössigkeitsfrage.    Vom  6.  Mai.     (Bes.  gedr.) 

Laut  Gesetz  vom  4.  April  1855  (ds.  Ztsch.  V,  Abth.  3, 
S.  58  f.)  wechselte  nach  fünfzehnjährigem  Ansitz  oder  Aufent- 
halt das  Gemeindebürgerrecht  bezüglich  der  Armenunter- 
stützung. Die  Landsgemeinde  von  1882  hatte  den  Landrath 
beauftragt,  eine  Vorlage  auf  der  Basis  festen  Gemeindebürger- 
rechts Behufs  Regulierung  der  Armengenössigkeit  auszu- 
arbeiten. Diese  Vorlage  ist  jezt  angenommen  worden.  Fa- 
milien und  Einzelpersonen,  welche  seit  wenigstens  15  Jahren 
ununterbrochen  in  einer  andern  als  in  ihrer  Heimatgemeinde 
eigene  Haushaltung  geführt  oder  einen  Beruf  auf  eigene 
Rechnung  getrieben  haben,  bleiben  Bürger  dieser  Gemeinde  ; 
ebenso,  wer  in  den  letzten  15  Jahren  von  einer  Gemeinde- 
armenpflege unterstützt  worden,  ist  Bürger  dieser  Gemeinde* 
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Personen,  die  durch  gerichtliches  Urtheil  einer  andern  als 
ihrer  Wohngemeinde  zur  Armenunterstützung  zugewiesen 
sind,  bleiben  Bürger  der  unterstützungspflichtigen  Gemeinde. 
Verträge  zwischen  Gemeinden  über  Armenunterstützungs- 
pflicht bleiben  in  Kraft. 

34.  Vollziehungsverordnung  (des  Landraths  des  C.  (Tri) 
■zum  Gesetz  betr.  Einfährung  eines  festen  Gemeindebürgerrechts 
Behufs  Regulierung  der  Armengenössigkeitsfrage.  Vom  2&  De- 
zember.   (Bes.  gedr.) 

Jede  Gemeinde  hat  ein  genaues  Bürgerregister  zu  er- 
stellen. Kantonsbürger,  welche  in  der  Gemeinde  einen  festen 
Wohnsitz  haben,  aber  nicht  als  Gemeindebürger  anerkannt 
werden,  sind  der  Heimatgemeinde  zur  Aufnahme  ins  Bür- 
gerregister anzumelden,  und  wenn  diese  die  Aufnahme  ver- 
weigert, so  entscheidet  der  Regierungsrath  über  Zuweisung 
an  eine  Gemeinde.  Diese  kann  dann  aber  eine  andre  Ge- 
meinde hiefür  ins  Recht  fassen,  immerhin  innerhalb  drei 
Monaten.  Fallen  Personen,  die  innerhalb  der  letzten  15 
Jahre  das  Bezirksbürgerrecht  von  Uri  erworben  haben,  vor 
Ablauf  dieser  15  Jahre  der  öffentlichen  Unterstützung  zur 
Last,  so  ist  zuerst  die  Taxe,  welche  sie  für  das  Bezirks- 
bürgerrecht bezahlt  haben,  zur  Hälfte  für  die  Unterstützung 
zu  verwenden,  und  erst  für  das  Weitere  hat  die  Bürger- 
gemeinde einzustehen.  Heimatscheine  und  andre  Ausweis- 
schriften stellt  die  Heimatgemeinde  aus.  Das  Vormund- 
.schaftswesen  hat  entgegen  bisheriger  Uebung  die  Heimat- 
gemeinde zu  besorgen,  vorbehalten  gütliche  Verständigung 
mit  den  Wohngemeinden. 

35.  Gesetz  (der  Landesgemeinde  des  C.  Uri)  betreffend 
Vencandtschaftssteuern.    Vom  6.  Mai.    (Bes.  gedr.) 

Eltern  sind  pflichtig,  ihre  Kinder,  und  Kinder ,  ihre 
Eltern  im  Verarmungsfall,  bei  correctioneller  Strafe,  nach 
Möglichkeit  zu  unterstützen.  ImUebrigen  ist  die  Verwandt- 
schaftssteuer abgeschafft.  Die  Gemeinden  können  den  daherigen 
Ausfall  far  das  Armenwesen  durch  eine  Gemeindearmensteuer 
nach  Massgabe  des  cantonalen  Steuercatasters  ersetzen. 

36.  Beschluss  (des  weiteren  Bürgerrathes  der  Stadt  Basel) 
betreffend  Organisation  der  E.  Gesellschaften  in  Klein-Basel.  Vom 
20.  März.     (S.  d.  G.  XXI,  S.  134  ff) 

37.  Beschluss  (desselben)  betreffend  Organisation  der  Vor- 
stadt-Gesellschaften Gross-Basels.    Vom  3.  JuH.    (Das.  S.  159  ff.) 

38.  Beschluss  (des  Reg.-Raths  des  G.  Baselstadt)  betreffend 
Aufhebung  von  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Gesellschaften 
in  Klein-Basel    Vom  4.  April.    (Das.  S.  140.) 
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Wie  schon  1881  der  Bürgerrath  die  Zünfte  nach  Weglall 
lürer  vormundschaftlichen  Aufgaben  neu  organisiert  hatte  (dse 
Ztschr.  Bd.  XXII,  Abth.  3,  S.  45,  Note  1),  so  geschieht  es  hier 
mit  den  Gesellschaften  Klein-Basels,  die  ebenfalls  ihre  vor- 
mundschaftliche Thätigkeit  verloren  hatten,  und  im  Anschluss 
daran  mit  den  Vorstadtgesellschaften  Grpssbasels.  Die  Coni- 
petenz  zu  diesen  Beschlüssen  liegt  in  dem  Aufsichtsrecht 
der  Bürgergemeinde  über  die  Verwaltung  des  Vermögens 
dieser  Gorporationen.  Die  Regierung  erklärt  als  aufgehoben 
die  bezüglichen  Abschnitte  des  Décrets  über  Wiederher- 
stellung der  Zünfte  und  der  Gesellschaften  der  kleinen 
Stadt  vom  8.  Dec»  1803  und  der  Verordnung  über  Wahlart 
der  Vorstände  der  Zünfte  und  der  Gesellschaften  vom  16. 
April  1834. 

39.  Verordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  Aargau)  betreffend 
Schutzmassregeln  gegen  die  Wirkungen  der  Spätfröste  in  den 
Weinbergen.    Vom  18.  Aprü.     (G.  S.  N.  E.  I,  S.  292  f.) 

Gehört  hieher  als  Beispiel  einer  Zwangsgenossenschaft. 
Ein  Seohstheil  der  Besitzer  eines  Rebgeländes  kann  bei  dem 
Gemeinderath  die  Anordnung  einer  künstlichen  Rauchbildung 
zum  Schutz  der  Reben  anregen,  der  Gemeinderath  beruft 
sämmtliohe  Besitzer  des  Rebgeländes  zu  einer  Versammlung 
ein  und  wenn  die  Mehrheit  mit  Vornahme  der  Räucherung 
einverstanden  ist,  so  hat  sich  die  Minderheit  ebenfalls  den 
nun  angeordneten  Massregeln  zu  unterziehen. 


40.  Gesetz  (der  Landsgemeinde  des  G.  Appenzell  a.  Rh.) 
über  das  Familienrecht.  Vom  29.  April.  (Gesetzbuch  1883, 
S.  265  ff.  Vergi.  Vorlagen  des  Revisionsrathes  zu  Händen 
der  Landsgem.     S.  12  ff.,  44  ff.) 

Dieses  Gesetz  tritt  an  die  Stelle  der  drei  Gesetze  über 
die  Ehe,  über  die  Rechte  und  Pflichten  der  Eltern  und  Kin- 
der und  über  die  unehelichen  Kinder,  alle  vom  28.  October 
1860.  Diese  Gesetze  waren  durch  Bundesgesetze,  nament- 
lich dasjenige  über  Civilstand  und  Ehe,  schon  grossentheils 
ausser  Kraft  gesetzt,  ein  zur  Revision  der  bezüglichen  Ge- 
setzgebimg schon  vor  Jahren  niedergesetzter  Revisions- 
rath  hat  dem  ungeduldig  werdenden  Appenzeller  Völkchen 
nun  dieses  neue  Gesetz  vorgelegt,  das  genehm  erfunden 
worden  ist. 

L  EhjBrecht.  Minderjährige  bedürfen  auch  zu  ihrer 
Verlobung  (nicht   blos  laut  Bundesgesetz  zu   ihrer  Heirat) 
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der  Zustimmung  des  Inhabers  der  elterlichen  oder  vormund- 
schaftlichen  Gewalt.    Rücktritt   von   einem  Eheversprechen 

fiebt  dem  andern  Theil  Klagrecht  auf  Entschädigung,  welche 
er  Richter  nach  freiem  Ermessen  bestimmt.  Im  ehelichen 
Güterrecht,  sagt  die  Vorlage  des  Revisionsrathes,  musste  in 
erster  Linie  berücksichtigt  werden,  dass  jetzt  die  Geschlechts- 
vormundschaft  auch  für  unsern  Canton  dahingefallen  ist  und 
daher  für  Constatierung  des  Einbringens  der  Ehefrau  anders 
als  bisher  gesorgt  werden  muss.  Es  wird  jetzt  vorgeschrie- 
ben (§  6),  dass  Frauenspersonen  vor  oder  bei  ihrer  Verehe- 
lichung ein  vom  Bräutigam  oder  vom  Ehemann  unterzeich- 
netes Inventar  des  zugebrachten  Vermögens  bei  der  Ge- 
meindekanzlei des  Wohnortes  zu  Händen  des  Gemeinderathes 
deponieren  können.  Im  Uebrigen  bleibt  es  bei  dem  alten 
Güterverbindungssystem,  wonach  das  von  der  Frau  einge- 
brachte und  während  der  Ehe  ihr  zugefallene  Vermögen  auf 
den  Ehemann  übergeht  in  dem  Sinne,  dass  er  das  freie  Ver- 
fügungsrecht darüber  erhält,  jedoch  für  dessen  Werth  ver- 
antwortlich bleibt  Vor-  und  Rückschlag  gehen  auf  Rech- 
nung des  Mannes.  Was  von  Frauengut  bei  Aufhebung  der 
Güterverbindung  noch  in  natura  vorhanden  ist,  wird  ohne 
Berechnung  von  Mehr-  oder  Minderwerth  zurückerstattet, 
blos  für  Verwendungen  auf  Liegenschaften,  wodurch  ein 
Mehrwerth  erzielt  worden,  hat  der  Mann  Ersatz  zu  bean- 
spruchen. Voreheliche  Schulden  der  Frau  belasten  ihr  Ver- 
mögen. Das  Kutzniessungsrecht  des  Mannes  am  Frauengut 
endigt  nur  mit  Auflösung  der  Ehe.  Die  von  der  Ehefrau 
zur  Bestreitung  des  Haushalts  und  die  von  ihr  mit  Einwil- 
ligung des  Mannes  gemachten  Schulden  belasten  den  Mann. 
Bezüglich  Handelsfrauen  nimmt  §  6  die  Bestimmung  des 
ObL-Rechts  §  35,  Abs.  1  auf  mit  dem  Zusatz,  dass  überdiess 
auch  der  Ehemann  haftet  und  bei  Scheidung  oder  Tod  der 
Frau  für  den  zur  Deckung  dieser  Verbindlichkeiten  aus  dem 
Frauenvermögen  verwendeten  Betrag  der  Frau  oder  ihren 
Erben  verantwortlich  ist  nur  soweit  als  sein  Vermögen  reicht. 
Käufliche  Abtretung  von  Liegenschaften  an  die  Ehefrau  Be- 
hufs Sicherstellung  des  Frauenguts  ist  nur  gültig,  wenn 
andre  Gläubiger  dadurch  nicht  gefährdet  werden.  Verschrei- 
bungen  oder  Bürgschaften  einer  Ehefrau  zu  Gunsten  der 
-Creditoren  ihres  Mannes  sind  nur  nach  Genehmigung  des 
Gemeinderaths  der  Heimatgemeinde  gültig.  Wie  bisher  schon, 
wird  auch  jetzt  dem  Gemeinderath  das  Recht  gegeben,  auf 
Begehren  der  Frau  oder  von  Amtswegen  Sicherstellung  des 
Frauenguts  anzuordnen,  falls  solches  gefährdet  erscheint  (mit 
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Itecursrecht  des  Mannes  an  die  Gerichte).  Ebenso  wird 
wiederholt,  dass  Eheverträge,  welche  das  gesetzliche  Güter- 
recht „in  wesentlichen  Dingen"  abändern,  vor  der  Verehe- 
lichnng  dem  Gemeinderath  vorgelegt,  von  diesem  dem  Ober- 
gericht zu  begutachten  und  vom  Obergerichte  zu  genehmigen 
Bind«  Bei  wesentlicher  Benachtheiligung  der  Kinder  aus 
früheren  Ehen  ist  auch  deren  Einwilligung  erforderlich.  Das 
Gleiche  gilt  für  Schenkungen  unter  Ehegatten.  —  Ueber  die 
persönlichen  und  vermögensrechtlichen  Polgen  der  Eheschei- 
dung enthielt  das  alte  Gesetz  nichts  und  das  Bundesgesetz 
überlässt  diesen  Punkt  den  Cantonen.  Es  wird  jetzt  im 
Anschluss  an  die  Gerichtspraxis  festgesetzt,  dass  die  gänz- 
lich geschiedene  Frau  den  Familiennamen  des  Mannes  ver- 
liere und  in  der  Regel  sofortige  Herausgabe  des  Frauenguts 
zu  verlangen  berechtigt  sei,  dass  der  schuldigere  Theil  zu 
«iner  entsprechenden  Entschädigung  an  den  andern  Theil 
verpflichtet  werden  könne,  dass  die  aus  der  Ehe  vorhandenen 
Kinder  je  nach  dem  richterlichen  Ermessen  mit  oder  ohne 
Alimentationsbeitrag  dem  einen  Ehegatten  zuzusprechen  oder 
auf  die  beiden  Ehegatten  zu  vertheilen  seien,  sowie  dass 
«ine  Revision  des  betreffenden  Urtheils  nachgesucht  werden 
könne,  wenn  in  der  Folge  in  den  vermögensrechtlichen  Ver- 
hältnisseir  der  gewesenen  Ehegatten  wesentliche  Aenderungen 
eintreten  oder  wenn  es  sich  zeigen  sollte,  dass  der  mit  der 
Erziehung  und  dem  Unterhalte  von  Kindern  betraute  Theil 
hiefür  nicht  die  erforderlichen  Eigenschaften  besitze. 

II.  Eltern-  und  Kindesrecht.  Dieser  Ab- 
schnitt ist  gegenüber  dem  frühern  Gesetze  wenig  verändert. 
Neu  ist,  dass  die  Heimatgemeindebehörde  das  Recht  hat, 
solchen  Eltern,  welche  einen  schlechten  Lebenswandel  führen 
und  ihre  Kinder  in  leiblicher  oder  geistiger  Beziehung  oder 
nach  beiden  Richtungen  hin  verkommen  lassen,  die  Kinder 
wegzunehmen  und  angemessen  zu  versorgen,  unter  Pflicht 
der  Eltern  zur  Leistung  eines  entsprechenden  Alimentations- 
beitrages.  Das  bisherige  Gesetz  hatte  nur  die  Möglichkeit 
einer  Bestrafung  der  Eltern  und  Bevormundung  der  Kinder 
gewährt.  Ausserdem  bestimmt  der  neue  §  14,  dass  Eltern, 
welche  ihre  Kinder  leichtsinnig  verlassen,  und  Eltern  oder 
Pflegeeltern,  welche  sich  schwere  Vernachlässigungen  ihrer 
elterlichen  Pflichten  zu  Schulden  kommen  lassen,  strafrichter- 
lich zu  ahnden  sind.  Im  Uebrigen  Wiederholung  der  alten 
Bestimmungen,  dass  die  Eltern  die  Kosten  der  Erziehung  zu 
bestreiten  haben,  aber  die  Zinsen  des  Kinderguts  und  im 
JK" othfall  dieses  selbst  dafür  angreifen  können,  sowie  dass  die 


420  Uneheliche.    Vormundschaft  [Cantonalreeht. 

Eltern  für  Schulden   der   Kinder  nicht  haften  (vorbehalten 
§  115  des  Obl.-R.). 

III.  Uneheliche.  Dieser  Abschnitt  stimmt  im 
Wesentlichen  mit  dem  alten  Gesetze  überein.  Neu  ist  die 
mit  der  bundesgerichtlichen  Praxis  in  Uebereinstimmung  ge- 
brachte Bestimmung;  dass  bei  Vaterschafts-  und  Alimenta- 
tionsklagen  der  aufrechtstehende  Beklagte,  welcher  in  der 
Schweiz  einen  festen  Wohnsitz  hat,  vor  dem  Richter  seines 
Wohnorts  zu  suchen  ist.  Fallen  gelasseü  ist  die  ohnediess 
unhaltbare  Vorschrift,  dass  Vaterschaftsklagen  von  Auslän- 
derinnen nicht  angenommen  werden.  Das  Minimum  der 
Kindbettkosten,  die  der  Vater  zu,  zahlen  hat,  ist  von  Fr.  40- 
auf  Fr.  50  erhöht.  Schliesslich  noch  die  Bestimmung,  dass 
Findelkinder,  deren  Eltern  nicht  zu  ermitteln  sind,  das  Bür- 
gerrecht in  der  Gemeinde  des  Fundorts  erhalten. 

41.  Gesetz  (der  Landsgemeinde  des  C.  Appenzell  a.  Rh.) 
über  das  Vormundschaftswesen.  Vom  29.  Aprü.  (Gesetzbuch 
1883.  S.  283  ff.  Vergi.  Vorlagen  des  Revisionsraths  zu 
Händen  der  Landsgem.     S.  28  ff.,  49  ff.) 

Dieses  Gesetz  tritt  an  die  Stelle  desjenigen  vom  28.  Oct. 
1860  über  Vormundschaftswesen  und  bringt  die  Aende- 
rungen,  wie  sie  in  Folge  des  B.-G.  über  Handlungsfähigkeit 
und  einiger  Bestimmungen  des  ObL-R.  nöthig  geworden  waren. 
Im  Wesentlichen  wird  aber  doch  der  Inhalt  des  alten  Ge- 
setzes festgehalten.  Namentlich  ist  aufrecht  geblieben,  dass 
das  Vormundschaftswesen  auf  dem  Bürgerprincip  beruhen 
soll,  in  der  Erwägung,  dass  die  Bürgergemeinden  ein  grös- 
seres Interesse  an  der  rechtzeitigen  Bevogtigung  und  der 
gehörigen  Besorgung  der  Vormundschaft  ihrer  Angehörigen 
haben.  Immerhin  werden  ausgenommen  die  Fälle,  wo  über 
appenzell-ausserrhodische  Bürger,  welche  in  andern  Cantonen 
wohnen,  die  dortigen  Behörden  auf  Grund  des  Einwohner- 
princips  die  Vormundschaft  ausüben,  wie  aber  auch  andrer- 
seits die  appenzellischen  Gemeinden  befugt  sind,  bei  ihnen 
niedergelassene  Bürger  anderer  Gantone  zu  bevogten,  von 
sich  aus  oder  auf  Wunsch  der  heimatlichen  Behörden  der- 
selben. Bei  den  Vormundschaftsfällen  ist  nun  der  Satz  weg- 
gefallen, dass  volljährige  ledige  Frauenspersonen  und  Witwen 
in  der  Regel  einen  Vormund  erhalten.  Dagegen  bezeichnet 
§  7  den  Ehemann  als  den  natürlichen  Vormund  der  Frau; 
demgemäss  erhält  die  Ehefrau,  wenn  der  Ehemann  selber 
bevormundet  wird  oder  in  Concurs  geräth,  wie  bisher  einen 
Vogt.  Nach  bisherigem  Gesetz  war  der  Vater  ohne  beson- 
dere Ernennung  als  Vogt  seiner  Kinder  betrachtet;  das  neue 
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Gesetz  (§  8)  schreibt  vor,  er  sei  als  Vormund  seiner  Kinder 
zu  ernennen,  womit  gemeint  ist,  die  Vormundschaftsbehörde 
habe  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  prüfen,  ob  dem  Vater  das 
Kindesvermögen  mit  Beruhigung  dürfe  überlassen  werden. 
Vormundschaftsbehörde  ist  wie  bisher  der  Gemeinderath  der 
Bürgergemeinde  des  zu  Bevormundenden;  sie  ernennt  die  Vor- 
münder aus  den  dazu  tauglichen  Verwandten  und  Mangels 
solcher  aus  der  Zahl  der  Gemeinderäthe.  Gegen  eine  solche 
Ernennung  ist  Becurs  des  Gewählten  an  den  Regierungsrath 
zulässig.  Amtsdauer  drei  Jahre,  nach  deren  Ablauf  der 
Vormund  '  die  Vormundschaft  niederzulegen  berechtigt  ist. 
Entlassung  wegen  Fflichtversäumniss  ist  jederzeit  statthaft. 
Neu  ist  §  11,  wonach  die  Verantwortlichkeit  des  Vormunds, 
auch  wenn  er  die  Vormundschaft  ablehnt,  im  Allgemeinen 
mit  der  amtlichen  Anzeige  seiner  Ernennung,  for  Vermögens- 
verwaltung aber  erst  mit  der  Zustellung  des  Vermögensver- 
zeichnisses beginnt.  Art.  11  des  alten  Gesetzes  sagte: 
„Schulden  minderjähriger  Bevogteten  werden  jedenfalls  nicht 
anerkannt".  Der  neue  §  13  setzt  dafür:  „Schulden  minder- 
jähriger Mündel  müssen  rechtlich  nicht  anerkannt  werden". 
Dieser  Wortlaut  soll  den  Behörden  für  gewisse  Ausnahms- 
falle die  Möglichkeit  einräumen,  solche  Schulden  in  billigem 
Masse  anzuerkennen.  Neu  aufgenommen  sind  in  §  14  die 
Art.  30,  32  und  33  des  Obl.-R.  §  15  erklärt  Vermächtnisse 
Bevormundeter  nur  dann  für  rechtsgültig,  wenn  sie  di*  Ge- 
nehmigung der  Vormundschaftsbehörde  erlangt  haben.  Letz- 
tere ist  auch  nach  §  16  erforderlich  für  Erbschaftsantritt 
Seitens  Bevormundeter,  und  nach  §  17  für  Erwerb  eines 
Bürgerrechts  oder  Verzicht  auf  ein  solches.  Ohne  Zustim- 
mung des  Vormunds  darf  ein  Bevormundeter  seinen  Wohn- 
sitz nicht  ausser  den  Ganton  verlegen.  Diese  neue  Bestim- 
mung hat  ein  steuerpolitisches  Motiv,  man  will  verhindern, 
dass  durch  den  Wegzug  Bevormundeter  für  die  Heimat 
Steuercapital  verloren  geht.  —  Schon  das  bisherige  Gesetz 
hatte  volljährigen  Bevormundeten,  die  sich  dazu  eigneten, 
freie  Verfügung  über  den  Ertrag  ihres  Vermögens  zuge- 
lassen; das  neue  Gesetz  §  18  und  20  nimmt  das  auf,  will 
aber  dieser  leichteren  Art  von  Bevogtigung  einen  „weniger 
anstössigen"  Namen  geben  und  nennt  sie  Schutzbevogtigungen, 
in  der  Erwartung,  dass  sich  dann  mancher  Unbeholfene 
lieber  dazu  bequemen  werde,  sie  über  sich  verhängen  zu 
lassen.  Unter  die  gleiche  Kategorie  stellt  dann  §  19  die 
Fälle  von  Art.  34  des  Obl.-R.  mit  dem  Beifügen,  dass  wenn 
die  Vormundschaftsbehörde  dem  Mündel  diese  Fähigkeit  des 
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Gewerbebetriebs  wieder  zu  entziehen  für  nöthig  erachtet, 
eine  öffentliche  Bekanntmachung  erfolgen  mass.  Die  §§  21  ff. 
behandeln,  im  Ganzen  mit  dem  alten  Gesetz  übereinstim- 
mend, die  Pflichten  der  Vormünder  und  der  Vormundschafts- 
behörde bezüglich  der  Vermögensverwaltung.  Für  Anlegung 
von  Geldern,  für  Kauf,  Verkauf  oder  Tausch  von  Capital- 
titeln  oder  Liegenschaften  und  für  Verpfandung  der  letztern 
ist  Entscheid  der  Behörde  einzuholen,  widrigenfalls  ist  der 
Vormund  verantwortlich.  Die  Schuldtitel  und  Werthpapiere 
des  Mündelvermögens  sind  von  der  Vormundschaftsbehörde 
an  sicherem  Orte  aufzubewahren.  Die  Bestimmung  des  alten 
Gesetzes,  dass  Vermögen  minderjähriger  Bevormundeter  nur 
mit  Einwilligung  der  Vormundschaftsbehörde  in  einem  Ge- 
schäft gelassen  werden  möge,  ist  (§  24)  auf  die  Vermögen 
aller  Bevormundeten  ausgedehnt.  Die  unbedingte  Haftbar- 
keit der  Vögte,  der  Vormundschaftsbehörde  und  der  Gemeinde 
(§  26)  für  ungeschmälerte  Erhaltung  des  Vogtkinderver- 
mögens ist  in  bisheriger  Weise  und  mit  dem  Zusatz  festge- 
halten, dass  die  Mitglieder  der  Vormundschaftsbehörde  auch 
für  den  durch  Zahlungsunfähigkeit  des  Vogtes  entstehenden 
Schaden  haften.  Verkauf  von  Liegenschaften  und  andern 
^richtigen  Vermögensstücken  Bevormundeter  soll  durch  amt- 
liche Versteigerung  geschehen  (§  27).  Die  Vogtsrechnung 
wird  jährlich  abgelegt  (§  28  ff.).  Vogtslohn  je  nach  Um- 
ständen, ebenso  Rechnungsgebühr  (§  35  und  36).  In  §  41  ist 
unter  die  Pflichten  des  Regierungsrathes  als  Obervormund- 
schaftsbehörde aufgenommen,  von  Zeit  zu  Zeit  eine  einläss- 
liche  Prüfung  des  gesammten  Vormundsohaftswesens  anzu- 
ordnen, „damit  sein  Aufsichtsrecht  nicht  mehr  blos  auf  dem 
Papier  stehen  bleibt". 

42.  Beschluss  (des  Reg.-Raths  des  C.  Baselstadt)  betreffend 
die  Bestellung  von  Vormundschaften  über  schweizerische  Nieder- 
gelassene.   Vom  28.  April.    (Ges.-Samml.  Bd.  XXI,  S.  143.) 

Ermächtigung  an  das  Waisenamt,  auch  in  Zukunft  nach 
den  Grundsätzen  zu  verfahren,  welche  der  Rathsbeschluss 
vom  1.  Dec.  1880  für  die  Dauer  der  Uebernahme  der  be- 
stehenden Vormundschaften  aufgestellt  hatte;  d.  h.  es  kann 
die  Bevormundung  von  Schweizern  unterlassen  werden,  die 
zur  Zeit  ihrer  hiesigen  Niederlassung  nicht  bevormundet 
sind,  obschon  sie  es  nach  hiesigem  Rechte  sein  sollten,  falls 
die  Umstände  nicht  Bevormundung  wünschbar  machen;  und 
ebenso  kann  von  Bevormundung  abgesehen  werden,  wenn 
bei  Tod  eines  hier  Niedergelassenen  weder  von  der  Heimat- 
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gemeinde  noch  von  den  Angehörigen  des  Verstorbenen  ein 
Begehren  gestellt  wird. 

43.  Verordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  Schaffhausen)  die 
Einrichtung  waisenamtlicher  Schirmladen  betreffend.  Vom  14. 
März.     (Amtsbl.  N.  13.) 

Jede  Waisenbehörde  des  Cantons  hat  einen  eisernen 
feuerfesten  Schrank  zur  Aufbewahrung    der  unter  vormund- 

•  schaftlicher  Verwaltung  stehenden  Werthschriften  anzuschaffen 
und   in   feuerfestem   Locale    aufzustellen.    Mit   den  Werth- 

.  Schriften  sind  auch  die  Talons-  und  Couponsbogen  in  die 
Schirmlade  abzugeben,  Contocorrentbüohlein  können  nach 
Verfugung  der  Waisenbehörde  in  Händen  des  Vormunds  ge- 
lassen werden.  In  Fällen  von  Nutzniessung ,  Weiberguts- 
aicherstellung,  Sicherung  von  Gesellschaftsgut  u.  s.  w.  können 
mit  Bewilligung  der  Waisenbehörde  gegen  Entgelt  auch 
Werthschriften  Nichtbevormundeter  in  die  Schirmlade  aufge- 
nommen werden.  Verluste,  welche  den  Deponenten  aus  der 
Déposition  von  Werthtiteln  in  die  Schirmlade  entstehen,  hat 
•die  Gemeinde  zu  ersetzen,  mit  Regress  auf  die  fehlbaren 
Beamten.  Sonst  noch  eine  Anzahl  Bestimmungen  geschäfts- 
mä8siger  Natur.  —  Zu  dieser  Verordnung  gehört 

44.  Reglement  (des  Reg.-Raths  des  C.  Schaffhausen)  für 
-den  Verkehr  betreffend  die  waisenamtliche  Schirmlade.  Vom  31. 
-Januar  1884.     (Amtsbl.  1884,  N.  7.Ì 
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45.  Règlement  (du  Conseil  administratif  du  C.  de  Genève) 
•concernant  les  autorisations  de  travaux  et  de  saillies  sur  la  voie 
publique  dans  la  ville  de  Genève.    Du  5  déc.  1882,   approuvé 

£ar  le  Conseil  d'Etat  le  6  oct.  1883.     (Ree.  des  Lois,  tome 
.XIX,  p.  277  ss.) 

Einlässliche  Vorschriften  baupolizeilicher  Natur  über  Zu- 
lässigkeit  von  Bauten  und  Vorrichtungen  (Abzugscanälen, 
Balcons  ù.  dgl.)  auf  und  an  öffentlichen  Strassen. 

46.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  de  Genève)  relatif  aux 
conduites  Seau  et  canalisations  établies  dans  les  routes  cantonales. 
Du  28  décembre.    (Ree.  des  Lois,  tome  LXTX,  p.  395  s.) 

Bewilligungen  für  neue  Wasserleitungen  in  öffentlichen 
Strassen  werden  nur  auf  Widerruf  ertheilt. 

47.  Règlement  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  de  Neuchâtel)  con- 
cernant la  pêche  des  antiquités  lacustres.  Du  21  septembre. 
{Ree.  des  Lois,  tome  XV,  p.  353  ss.) 
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Die  Seeufer  werden  in  vier  Hegionen  (tronçons)  einge- 
theilt,  für  die  Ausbeutung  jeder  dieser  Kegionen  auf  Pfahl- 
baualterthümer  wird  das  nächstliegende  öffentliche  Museum 
concessioniert,  welches  innerhalb  30  Tagen  seit  Publication 
dieses  Reglements  darum  nachsucht  und  sich  über  die  zur 
Exploitation  nöthigen  Mittel  ausweist.  Mangels  solcher  Be- 
gehren erfolgt  die  Concession  an  dasjenige  Museum,  das  die 
meisten  Garantien  bietet.  Verkauf  gefundener  Alterthümer 
ohne  Erlaubniss  des  betr.  Museums  ist  verboten.  Die  von 
den  Arbeitern,  welche  für  Rechnung  des  Museums  arbeiten, 
gefundenen  Gegenstände  werden  ihnen  nach  Schätzungswerte 
bezahlt. 

48.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  C.  de  Genève)  modifiant  la  lai 
du  26  févr.  1874  sur  les  routes  et  sur  quelques  autres  objet* 
relatifs  à  la  voirie,  pour  appliquer  à  la  frontière  les  dispositions 
de  la  dite  lot  du  25  févr.  1874.  Du  7  juillet.  (Ree  des  Lois, 
tome  LXIX,  p.  212  ss.) 

In  Folge  einer  Schwierigkeit,  die  sich  bezüglich  lieber- 
wachung  der  Zollgrenze  ergeben,  wird  vorgeschrieben,  das^ 
innerhalb  4  Mètres  von  der  Grenze  kein  Gebäude  ohne  Auto- 
risation der  competenten  Behörde  darf  errichtet  werden. 

49.  Décret  (des  Gr.  Raths  des  G.  Bern)  betreffend  das  Ver- 
fahren für  die  Anlage  von  Feldwegen.  Vom  30.  Mai.  (Ges.  Decr. 
u.  Verordn.   Bd.  XXII,  S.  60  S.) 

Um  die  Erstellung  ständiger  Feldwege  zu  befördern,  soll 
nach  Vermessungsgesetz  v.  18.  März  1867  jeder  Gemeinde- 
bezirk in  Fluren  (Zeigen,  sections),  d.  h.  zusammen- 
hängende und  durch  administrative,  natürliche  oder  wirt- 
schaftliche Grenzen  abgeschlossene  Bezirke  abgetheüt  werden. 
Zum  Zweck  der  Anlage  von  Feldwegen  können  sich  die« 
Grundbesitzer  einer  Flur  zu  einer  Flurgenossenschaft  ver- 
einigen, dazu  ist  ein  Beschluss  der  Mehrheit  der  betheiligten. 
Eigenthümer  nöthig,  welche  zugleich  den  grösseren  Theil  des 
betheiligten  Landes  repräsentieren.  Eine  von  der  Flurge- 
nossenschaft gewählte  Flurcommission  von  3 — 7  Mitgliedern 
entwirft  Statuten  über  Betheiligung,  Répartition  der  Kosten 
u.  dgl.,  welche  die  Regierung  zu  genehmigen  hat.  Wer 
ihnen  beitritt,  ist  Mitglied  der  Flurgenossenschaft.  Hierauf 
stellt  die  Flurcommission  einen  Plan  und  Kostenvoranschlag 
auf,  gegen  welche  die  Flurgenossen  14  Tage  lang  Einspruchs- 
recht haben.  Spricht  sich  die  Mehrheit  dagegen  aus,  so  ist. 
ein  neuer  Plan  auszuarbeiten,  öffentlich  aufzulegen  und  dem 
Begierungsrathe  vorzulegen,  der  ihn  genehmigt  und  als  ein 
Unternehmen   des   gemeinen    Wohls   erklärt,    wenn    er   ihn. 
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zweckmässig  und  den  gesetzlichen  Vorschriften  entsprechend 
findet.  Durch  diese  Genehmigung  erhält  die  Flurgenossen- 
schaft  das  Recht,  vom  Grossen  Kath  die  Expropriationsbe- 
fugniss  zur  Ausführung  des  Unternehmens  zu  verlangen.  Alle 
das  Unternehmen  betreffenden  Streitigkeiten  werden  auf  dem 
Administrationswege  erstinstanzlich  vom  Begierungsstatthalter 
und  oberinstanzlich  rom  Begierungsrathe  entschieden.  Nur 
--die  Expropriationeprocesse  gehören  vor  die  Gerichte.  Nach 
Vollendung  der  Arbeiten  sind  alle  Wege,  Paroellen  u.  s.  f. 
vorschriftsgemäss  zu  vermarchen,  der  Flurplan  für  Einsprachen 
öffentlich  30  Tage  lang  aufzulegen  und  nach  Erledigung  der 
Einsprachen  dem  Begierungsrath  zur  Sanction  einzugeben. 
Das  auszuführende  Wegnetz  muss  in  eine  öffentliche  Staats- 
oder Gemeindestrasse  ausmünden  und  hat  die  Bedeutung 
eines  öffentlichen  Weges.  Sein  Unterhalt  ist  Sache  der  Flur- 
genossenschaft. Nach  regierungsräthlicher  Sanction  ist  die 
jieue  Weganlaçe  in  die  Grundbücher  einzutragen  (ohne  Hand- 
änderungsgebühr). 

50.  Verordnung  (des  Beg.-Baths  des  G.  St.  Gallen)  be- 
treffend Anlage  und  Untersuchung  von  Dampfkesseln.  Vom  23. 
Februar.     (G.  S.  N.  F.  IV,  S.  90  f.) 

Baupolizeilicher  Natur. 

51.  Verordnung  (des  Beg.-Baths  des  G.  St.  Gallen)  be- 
treffend Erstellung  und  Reinigung  enger  Kamine.   Vom  1.  Juni. 

.(G.  S.  N.  F.  IV,  S.  109  ff.) 

Wesentlich  feuerpolizeilicher  Natur. 


5a.  Gesetz  (des  Gr.  Baths  des  G.  Baselstadt)  betreffend 

Mnführung  des  Grundbuchs  in  den  Landgemeinden  und  Abände- 
rung einiger  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die  Taxen  bei  Ein- 
schreibungen in  das  Grundbuch  und  des  Gesetzes  über  die  Nota- 
riatsgebühren.  Vom  11.  Juni.  (Ges. -Samml.  Bd.  XXI,  S. 
156  ff.) 

53.  Verordnung  (des  Beg.-Baths  des  C.  Baselstadt)   be- 

.  treffend  Einführung  des  Grundbuchs  in  den  Landgemeinden.  Vom 
10.  Decomber.     (Das.) 

Bei  der  Grundbuchgesetzgebung  von  1860  hatte  man 
vorgezogen,  zunächst  sich  aui  den  Staatbezirk  zu  beschränken; 
so  konnte  man  das  Gesetz  auf  den  einen  Bechtsbestand  der 

.Stadtgerichtsordnung  basieren  und  die  neue  und  ungewohnte 
Einrichtung  von  vorneherein  gesetzlich  klarer  darstellen  als 
wenn  man  auch  den  Landbezirk  mit  seinen  von  der  Stadt 

verschiedenen  administrativen   und  rechtlichen  Institutionen 
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schon  hereingezogen  hätte  und  dadurch  genöthigt  worden 
wäre.  Alles  für  Stadt  und  Land  verschieden  zu  normieren. 
Nachdem  aber  seither  durch  Aufhebung  der  Landesordnung, 
gelegentlich  der  Gerichtsorganisation  von  1875,  dann  nament- 
lich durch  Ausfuhrung  der  Catasterverordnung  von  1869  im 
Landbezirk  und  durch  das  Gesetz  über  Nachbarrechte  aa 
Liegenschaften  von  1881  die  Ungleichheiten  des  Rechts  gehoben 
und  die  nothwendigen  Vorbedingungen  für  ein  Grundbuch- 
system hergestellt  waren,  konnte  zu  der  Einführung  des 
Grundbuchs  auch  in  den  Landgemeinden  geschritten  werden. 
Vorliegendes  Gesetz  sieht  davon  ab,  ein  besonderes  Grund- 
buch unter  Leitung  und  Führung  durch  die  Bezirksschreiberei 
zu  errichten,  sondern  übergiebt  die  Führung  desselben  dem. 
städtischen  Grundbuchamte,  erweitert  also  dieses  zu  einer 
cantonalen  Beamtung  und  Verwaltung.  Practische  Gründe 
hiefür  waren,  dass  für  genaue  Grundbuchfiihrung  specielle 
Kenntnisse  und  stricte  Anwendung  gleichmäßigen  Verfahrens- 
bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  hinein  nothwendig  sind, 
diese  Gleichheit  bei  mehrfachen  Beamten  aber  leicht  leidet, 
und  dass  ein  Theil  der  Verwaltung,  nämlich  das  Geometer- 
wesen,  bereits  in  der  Stadt  concentriert  ist.  —  Besondere 
Rücksicht  verdienten  die  in  den  Landgemeinden  noch  be- 
stehenden gesetzlichen  Pfandrechte  der  Verkäufer  von  Liegen- 
schaften fur  den  Kaufpreis,  resp.  für  den  Betrag  des  Gant- 
rodels. Mit  dem  Grundbuchsystem  sind  solche  gesetzliche 
Pfandrechte,  falls  sie  nicht  eingetragen  werden,  unvereinbar. 
Das  Gesetz  hebt  nun  das  gesetzliche  Pfandrecht  für  Kauf- 
preistermine im  Fall  des  Verkaufs  aus  freier  Hand  einfach 
auf,  in  der  Meinung,  da^s  die  Parteien,  wenn  sie  ein  Pfand- 
recht wollen,  es  ausdrücklich  vereinbaren  und  eintragen* 
lassen  mögen.  Das  Pfandrecht  für  Gantrodeltermine,  weil  die 
Grundlage  des  Gantrodelsystems  der  Landgemeinden  bildend,, 
wird  dagegen  beibehalten,  jedoch  so,  dass  auf  Vorlegung  der 
amtlichen  Ausfertigung  des  Gantprotocolls  und  des  Gant» 
rodeis  der  Eintrag  des  neuen  Eigentümers  und  des  Pfand- 
rechts erfolgen  muss,  und  das  Pfandrecht  von  Amtswegen, 
im  Grundbuche  gestrichen  wird  ein  halbes  Jahr  nach  Verfall 
eines  jeden  Zahlungstermins.  Die  auf  Grund  bisherigen 
Rechts  bestehenden  gesetzlichen  Pfandrechte  werden  noch 
ins  Grundbuch  herübergenommen,  jedoch  ein  halbes  Jahr 
nach  Verfall  eines  jeden  Zahlungstermins  von  Amts  wegen, 
gestrichen.  Die  weiteren  Einführungsbestimmungen  werden, 
dem  Reg.-Rathe  anheimgegeben.  Die  Fertigungsprotocolle 
und  die  Katasterbücher  und  Pläne  der  Landgemeinden  gehen/ 
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an  die  Grundbuchverwaltung  über.  Einige  Taxen  werden 
geändert,  um  Einheit  für  Stadt  und  Landgemeinden  herzu- 
stellen, namentlich  die  Taxen  der  Fertigung  bei  kleineren 
Summen,  die  in  den  Landgemeinden  vorzugsweise  in  Betracht 
kommen,  auch  für  die  Stadt  herabgesezt,  dafür  diejenigen 
bei  Summen  über  Fr.  20,000  etwas  erhöht 

Die  Verordnung  enthält  nähere  Vorschriften  darüber, 
wie  der  bisherige  Cataster  der  Landgemeinden  in  das  Grund- 
buch zu  übertragen  und  Unvollständigkeiten  des  Catasterà 
zu  bereinigen  seien,  ferner  Bestimmungen  über  Anmeldung 
und  Prüfimg  der  Servitutansprüche,  Auflegung  des  angelegten 
Grundbuchs  zur  Einsichtnahme  und  Einspracheerhebung,  Er- 
ledigung dieser  Einsprachen  und  Inkrafterklärung  des  Grund- 
buchs. 

54.  Beschluss  (des  Reg.-Raths  des  C.  Thurgau)  betreffend 
das  Verfahren  bei  Mitfertigungen.  Vom  10.  November.  (Amtsbl. 
No.  91.) 

Bei  TJebertragung  oder  Belastung  von  Grundstücken,  die 
in  verschiedenen  Bezirken  oder  Cantonen  liegen,  muss  der 
Hauptact,  durch  dessen  Fertigung  die  rechtlichen  Folgen  für 
alle  Vertragsobjeote  eintreten,  unter  Mitwirkung  des  Friedens- 
richters, des  Gatasterführers  und  des  Präsidenten  des  Bezirks- 
raths  gefertigt  werden.  Zweifel  waren  entstanden,  was  zur 
Mitfertigung  erforderlich  sei,  welche  den  Zweck  hat,  am  Orte 
der  gelegenen  Sache  den  Eigenthumsübergang  oder  die  ge- 
schehene Verpfändung  zu  constatieren.  Hiefür  wird  nun  als  ge- 
nügend erklärt  die  blosse  Beurkundung  auf  dem  Originalacte 
und  die  Eintragung  im  NotariatsprotocoU  ohne  Mitwirkung 
des  Friedensrichters  und  ohne  Besiegelung  durch  den  Präsi- 
denten des  Bezirksrathes.  Doch  hat  aer  Notar  bei  der  ordent- 
lichen Fertigung  dem  Friedensrichter  hievon  Kenntniss  zu 
geben  und  ebenso  den  Catasterführern  der  gelegenen  Sache. 

55.  Gesetz  (der  Landesgemeinde  des  C.  Uri)  betreffend  die 
Aushändigung  abgelöster  Schuldtitel.   Vom  6.  Mai.  (Bes.  gedr.) 

In  theüweiser  Abänderung  des  Art.  Ldb.  138  sollen 
künftig  alle  Capitalien,  Altgülten,  Obligationen  und  Hand- 
schriften, überhaupt  edle  hypothekarischen  Verschreibungen, 
welche  von  dem  Unterpfandsoesitzer  abbezahlt  werden  oder 
ihm  durch  Erb,  Kauf  oder  sonst  zukommen,  nicht  mehr  ver- 
nichtet, sondern  ihm  unverschnitten  zur  freien  Verfügung  aus- 
hin  gegeben  werden. 

56.  Circulaire  (de  la  Direction  des  Finances  du  C.  de 
Fribourg)  aux  contrôleurs  des  hypothèques  et  aux  agents  de  pour- 
suites. Du  23  février.  (Bull.  off.  des  Lois,  tome  Lu,  p.  165  s.) 
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Erläuterung  des  Hypothekargesetzes  bezüglich  Erneuer- 
ung der  Eintragungen  auf  Grund  von  saisie. 

57.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  de  Neuchâtel)  com- 
plétant  V article  8  du  Règlement  d'exécution  de  la  loi  sur  le  ca- 
dastre. Du  3  mars.  (Reo.  des  Lois,  tome  XV,  p.  174  s.) 

Wenn  getrennte  Parcellen  desselben  Eigenthümers  zu 
einem  Grundstück  vereinigt  werden  sollen,  so  erhalten  sie 
als  neue  Parcelle  eine  specieüe  Nummer  mit  Vormerkung 
ihrer  alten  Nummern. 

58.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  de  Genève)  relatif  aux 
plans  cadastraux,  et  rapportant  celui  du  21  novembre  1876.  Du 
5  janvier.  (Ree.  des  Lois,  tome  LXTX,  p.  3  s.) 

59.  Arrêté  (du  même)  relatif  à  la  copie  des  plans  cadastraux. 
Du  15  juin.  (ib.  p.  181  ss.) 

Betrifft  die  Zulassung  der  géomètres  agréés  zur  Benutz- 
ung und  Copie  der  Catasterpläne  für  Privataufträge. 

60.  Verordnung  (des  Obergerichts  des  C.  Zürich)  betreffend 
die  Pfandbücher.   Vom  31.  Decomber.    S.  unten  sub  No.  165. 


61.  Strassengesetz  (der  Landsgemeinde  des  C.  Glarus)  für 
den  Canton  Glarus.  Vom  6.  Mai.  (Amtsbl.  No.  22.  Memorial 
für  die  Landsgem.  S.  23  ff.) 

Eine  Revision  des  Strassengesetzes  von  1835.  Die  wich- 
tigste Neuerung  liegt  darin,  dass  auch  die  Gemeindestrassen, 
welche  dem  allgemeinen  Verkehr  dienen,  unter  die  Oberauf- 
sicht der  Landesbehörden  gestellt  werden.  Noch  voriges  Jahr 
hatte  der  Landrath  das  abgelehnt  als  eine  Schmälerung  der 
Rechte  der  Gemeinden.  Jetzt  ist  es  wenigstens  theilweise 
durchgeführt,  indem  ausser  denLandstrassen  auch  die  vom  Lande 
subventionierten  und  allfallig  zu  subventionierenden  Gemeinde- 
und  Corporationsstrassen,  sowie  die  Landesfusswege  und  Ge- 
birgspässe, welche  dem  öffentlichen  Verkehr  dienen,  unter  die 
Oberaufsicht  der  kantonalen  Strassen-  und  Baucommission 
gestellt  sind.  Die  Strassen  I.  Classe  (Landstrassen)  baut  und 
unterhält  das  Land,  dagegen  Bau  und  Unterhalt  der  Strassen 
II.  Cl.  (Gemeinde-  und  Corporationsstrassen)  ist  Sache  der 
Gemeinaen  und  Corporationen.  Für  die  I.  CL  liefern  die 
Tagwen  das  Material,  regelmässig  unentgeltlich.  Stützmauern 
bei  Strassen  I.  und  II.  Cl.  gelten,  falls  sie  den  Strassenrand 
bilden,  als  Bestandtheil  der  Strasse  und  ihre  Anlage  ist  Theil 
der  Baukosten;  Wandmauern  nur,  wenn  sie  als  Kunstbauten 
zu  betrachten  sind  und  zum  Schutz  der  Strasse  dienen.  Die 
übrigen   Mauern   sind   von   den  Anstössern   zu   unterhalten. 
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Schneebruchkosten  gehören  zum  Unterhalt.  Die  3.  Gl.  (Landes- 
fusswege  und  Gebirgspässe)  steht  unter  der  unmittelbaren 
Àufsioht  der  Gemeinderäthe,  wird  aber  von  den  Anstössern 
unterhaltend  §  13  wiederholt  das  Gesetz  von  1881  über  die 
Rechtbote  (diese  Ztsoh.  N.  F.  I,  S.  255,  No.  62).  —  Im 
Weiteren  enthält  das  Gesetz  Vorschriften  über  die  Grenzen 
des  Strassengebiets,  der  Böschungen  und  Seitengräben  der 
Strassen  I  GL,  über  Art  des  Unterhalts  und  der  Ausbesserung 
der  Strassen  L  und  II.  Gl.  und  sog.  polizeiliche  Vorschriften 
fur  diese  zwei  Classen,  worunter  z.  B.  die  Verpflichtung  der 
Anstösser,  mit  Gebäuden  mindestens  90  Gentimeter  von  der 
Strasse  entfernt  zu  bleiben,  das  Dachwasser  in  Kenel  zu 
fassen,  keine  Metzgerstätten  auf  den  Strassen,  soweit  die  Fahr- 
bahn geht,  anzubringen,  die  Strassen  von  Baumaterialien  u.  dgl. 
irei  zu  halten,  sie  durch  Zäune,  Mauern  und  Gräben  nicht  zu 
■schmälern,  keine  Unreinigkeiten  aus  den  Häusern  oder  aus 
Misthaufen  u.  dgl.  auf  die  Strassen  zu  leiten.  Grössere  Bäume 
müssen  4,2  Meter  (bisher  waren  es  6,3  m.)  vom  Strassenrand 
entfernt  gesetzt  werden,  Zwetschgenbäume  2,4  m.,  Zwerg- 
bäumchen  1,2  m.,  Spalierbäume  unmittelbar  an  der  innern 
Seite  der  Einfriedung,  Pappelarten  1,8  m.  Die  in  dasStrassen- 
gebiet  überragenden  Aeste  müssen  aber  zurückgeschnitten 
werden.  Leb-  und  Grünhäge  längs  den  Strassen  sollen  nicht 
höher  als  90  Centimeter  sein.  —  Es  folgen  Vorschriften  über 
die  Befahrung  der  Strassen  mit  Fuhrwerken,  Radfelgen- 
breite, Vorspann,  Badschuhverwendung,  Verbot  des  Holz- 
schleifens bei  offenem  Boden,  Ausweichen  der  Wagen,  Ver- 
bot des  Aetzens  längs  den  Strassen  mit  gebundenem  oder 
ungebundenem  Vieh,  der  Oeffhung  neuer  Holzritte  oder  Stein- 
brüche an  den  Strassen.  —  Der  ordentliche  Unterhalt  der 
'Strassen  I.  Gl.  wird  auf  dem  Wege  der  Verpachtung  ge- 
wöhnlich für  3  Jahre  vergeben,  alle  übrigen  Arbeiten  sind 
entweder  durch  öffentliche  Absteigerung  oder  durch  öffentliche 
Ausschreibung  auf  Eingaben  hin  zu  vergeben.  Der  Strassen- 
und  Baucommission  sind  zum  Vollzug  des  Gesetzes  der  Gantons* 
ingénieur,  der  Strassenaufseher  und  die  Wegknechte  unter- 
stellt. 

62.  Vollziehungsverordnung  (des  Landraths  des  G.  Uri) 
jzum  Bundesgesetze  betr.  die  Wasserbaupolizei  im  Hochgebirge.  Vom 
18.  April.  Bundesräthlich  genehmigt  den  29.  Mai.  (Bes.  ge- 
-druckt.) 

Schon  am  13.  April  1882  hatte  der  Landrath  diese  Ver- 
ordnung erlassen,  der  Bundesrath  hatte  sie  aber  in  einigen 
Puncten  beanstandet.   Sie  ist  jetzt  nach  den  bundesräthlichen 
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Postulateli  ergänzt  und  abgeändert.  Der  Canton  betraut  mit 
der  ihm  übertragenen  Handhabung  der  Wasserbaupolizei,  der 
Obsorge  für  Ausfuhrung  und  Unterhaltung  der  Arbeiten  und 
Ausübung  des  Rückgriffsrechts  auf  die  pflichtigen  Corpora- 
tionen  und  Privaten  den  Landrath,  den  Regierungsrath  und 
die  cantonale  Baucommission.  Die  Baukosten  der  neu  zu  er- 
stellenden Werke  werden  bestritten  durch  die  Leistungen  und 
Beiträge  der  wuhrpflichtigen  Wehregenossenschaften  und  Pri- 
vaten, durch  die  Beiträge  der  interessierten  Grundbesitzer  und 
Corporationen  und  durch  Beiträge  des  Bundes,  des  Cantons 
und  der  Bezirke.  Die  Vertheilung  regelt  der  Regierungsrath. 
Die  Wuhrpflicht  des  Grundbesitzes  hat  das  erste  Hypothekar- 
recht  auf  demselben. 

63.  Gesetz  (des  Cantonsraths  des  C.  Zug)  betreffend  die 
Wasserbaupolizei  im  Canton  Zug.  Vom  21.  Juni.  Vom  Bundes- 
rath  genehmigt  den  7.  August.  (S.  d.  G.  VI,  No.  29.) 

Der  Regierungsrath  erlässt  die  zur  Vollziehung  des  Bundes- 
gesetzes über  Wasserbaupolizei  nöthigen  Vorschriften,  das 
Oberforstamt  des  Cantons  erstattet  ihm  jährlich  Bericht  über 
den  Zustand  der  Gewässer.  Die  Pflicht  des  Unterhalts  der 
Versicherungsbauten  (incl.  Bepflanzung  und  Aufforstung  der 
Uferhalden)  gegen  Wildbäche  und  Rufen  liegt  in  erster  Linie 
auf  den  Anstössern,  bei  Bauten  von  grösserem  Nutzen  kann 
der  Regierungsrath  auch  entfernter  liegende  Interessenten  zu 
Beiträgen  anhalten,  ebenso  kann  der  Cantonsrath  ganze  Ge- 
meinden zu  einer  Unterstützung  bis  auf  20%  der  Gesammt- 
kosten  verpflichten,  wenn  Schutzbauten  im  öffentlichen  Inter- 
esse der  Gemeinde  liegen,  dann  muss  aber  der  Staat  mindesten» 
ebensoviel  beitragen.  Bei  ausserordentlichen  Wasserverheer- 
ungen kann  der  Staat  zu  30%  der  Wiederherstellungskosten 
verpflichtet  werden.  Die  Pläne  und  Kostenberechnungen  einer 
Baute  sind  öffentlich  aufzulegen,  Einsprachen  sind  innert  14 
Tagen  anzubringen,  und  zwar  solche  gegen  Plan  und  Kosten- 
berechnung bei  den  Verwaltungsbehörden,  grundsätzliche  Be- 
streitung der  Wuhrpflicht  aber  bei  den  Gerichten.  Die  Re- 
partition der  Kosten  auf  die  Setheiligten  geschieht  durch  drei 
vom  Reg.-Rath  ernannte  Experten,  mit  Recht  des  Recurses 
an  den  Regierungsrath.  Das  zur  Baute  nothwendige  Land 
ist  nach  Expropriationsgesetz  zu  enteignen.  Die  nach  diesem 
Gesetze  verbauten  Gewässer  dürfen  zu  gewerblichen  Zwecken 
nur  mit  Bewilligung  des  Regierungsraths  benutzt  werden,  so- 
wie unter  Beachtung  allfàlliger  Verfugungen  des  Bundesrat^ 
falls  für  die  fraglichen  Gewässer  Bundesbeiträge   verabfolgt 
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worden  sind.1)  Droht  aus  einer  Nachlässigkeit  der  Wuhr- 
pflichtigen  Gefahr  für  sie  und  Andere,  so  sind  die  Amts- 
behörden zur  Ausfuhrung  des  Nothwendigen  auf  Rechnung 
der  Saumseligen  berechtigt.  Bussen  von  Fr.  10—500  bei 
Zuwiderhandlungen. 

64.  Vollziehungsverordnung  (des  Cantonsraths  des  C.  Appen- 
zell ausser  Ehoden)  zum  Bundesgesetz  betr.  die  Wass  er  baupol izet 
im  Hochgebirge  für  den  C.  Appenzell  a.  Rh.  Vom  19.  März, 
bundesräthlich  genehmigt  den  27.  März.  (Amtsbl.  I,  S.  132  ff.) 

Der  Regierungsrath  übt  die  Aufsicht  über  die  Wasser- 
baupolizei durch  jährliche  Inspection  der  Gewässer  und  An* 
Ordnung  der  nöthigen  technischen  Voruntersuchungen,  auf 
Grund  welcher  er  über  die  Arbeiten  und  deren  Umfang  Be- 
8chluss  fasst  und  die  Pläne  und  Kostenberechnungen  dem 
Bundesrath  zur  Genehmigung  mittheilt.  Nach  erfolgter  Ge- 
nehmigung sind  die  Pläne  und  Kostenberechnungen  während 
3  Wochen  in  den  betreffenden  Gemeinden  zur  Einsicht  und 
Einreichung  von  Einsprachen  aufzulegen.  Der  Reg.-Bath  be- 
stimmt dann  die  Grösse  der  Beiträge  der  Beitragspflichtigen, 
Einsprachen  der  letztern  entscheidet  der  ordentliche  Richter. 
Die  Ausführung  der  Bauten  erfolgt  unter  Oberaufsicht  de» 
Reg.-Raths.  Bauten,  welche  auf  Höhe  des  Wasserstands,  Breite 
und  freien  Lauf  der  Gewässer,  Sicherheit  der  Ufer  nach- 
theiligen Einfluss  üben,  sind  verboten.  Neue  Einrichtungen 
bedürfen  der  Bewilligung  des  Reg.-Raths,  unter  Recurs  an 
den  Cantonsrath. 

65.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  du  Valais)  concernant 
la  police  des  eaux  dans  les  régions  élevées.  Du  23  mai.  (Placard.) 

Der  Staatsrath  beschliesst  über  die  Wuhrarbeiten  an  den 
Flüssen  des  Hochgebirgs  und  über  die  im  öffentlichen  In- 
teresse liegenden  Correctionen.  Der  TJeberschuss  der  Kosten 
über  die  für  solche  Arbeiten  gewährten  Subsidien  ist  zu  Lasten 
der  Interessenten.  An  solchen  Flüssen  dürfen  ohne  obrigkeit- 
liche Bewilligung  keine  Bauten  errichtet  werden;  ebenso  ist 
die  Flösserei  ohne  specielle  Erlaubniss  des  Staatsraths  ver- 
boten.   Bussen  Fr.  10—500. 

Die  Gesetze  v.  18.  Dec.  1818,  v.  23.  Mai  1833,  v.  22.  Nov. 
1862,  v.  27.  Mai  1873  u.  v.  1.  Dec.  1877  bleiben,  weil  dem 
Bundesgesetz  über  die  Wasserpolizei  entsprechend,  in  Kraft 
und  enthalten  schon  die  Hauptgrundsätze. 


*)  Zu  diesem  Satz  hat  der  Bundesrath  seine  Comnetenzen  vorbehalten: 
for  alle  Gewässer,  nicht  Mos  für  die  unter  Bundesbeitrag  verbauten. 
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66.  Abänderungen  und  Ergänzung  (des  Cantonsraths  des 
C.  Schwyz)  an  der  Vollziehungsverordnung  zum  eidg.  Forstgesetz 
vom  1.  Dec.  1876.  Vom  25.  Juli.  Bundesräthlich  genehmigt 
den  12.  Ootober.  (Ges.  S.  IX,  S.  302  f.) 

Dem  Gantonsförster  wird  ein  Adjunkt  beigegeben.  Der 
Canton  soll  in  Forstreviere  eingetheilt  werden.  Die  Kosten 
für  die  Unterförster  tragen  zu  V»  der  Canton  und  zu  */s 
die  waldbesitzenden  Gemeinden  und  Gorporationen  des  betr. 
Beviers. 

67.  Beschluss  (des  Cantonsraths  des  C.  Schwyz)  beireffend 
Festsetzung  des  Gehaltes  des  Cantonsförsters  und  dessen  Adjunkten. 
Vom  25.  Juli. 

Fr.  2500,  resp.  Fr.  2000;  für  Dienstreisen  besondere  Ver- 
gütung. 

68.  Abänderung  (des  Landraths  des  C.  Unterwaiden  nid 
dem  Wald)  von  §§  6  und  6  der  Vollziehungsverordnung  zum 
-eidg.  Forstgesetz.  Vom  15.  Februar,  bundesräthlich  genehmigt 
den  2.  März.     (Amtsbl.  N.  10,  S.  187  u.  N°  14,  S.  275-) 

Das  Waldareal  des  Cantons  wird  in  drei  statt  in  fünf 
Forstreviere  eingetheilt  und  der  fixe  Gehalt  der  Bevierförster 
^ird  von  Fr.  500  auf  Fr.  400  reduciert. 

69.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  G.  de  Fribourg)  rappelant 
les  prescriptions  forestières  relatives  au  déboisement  des  forêts  des 
particuliers.  Du  27  novembre.  (Bull.  off.  des  lois,  tome  LH, 
p.  181  ss.) 

In  Betracht  der  häufigen  Uebertretungen  der  Art.  49 
und  116  des  Forstgesetzes  werden  den  Waldeigenthümern 
die  betr.  Verbote  von  HoLzschlag  wieder  eingeschärft. 

70.  Vollziehungsverordnung  des  Cantonsraths  des  C.  Appen- 
zell A.  Bh.)  zum  Bundesgesetz  betr.  die  eidg.  Oberaufsicht  über 
die  Forstpolizei  im  Hochgebirge  fiir  den  C.  Appenzell  A.  Rh.  Vom 
12.  November,  vom  Bundesrath  genehmigt  den  12.  December. 
<Amtsbl.  1883,  I,  S.  344  ff.) 

Diese  Revision  der  bisherigen  Vollziehungsverordnung 
ist  dadurch  veranlasst,  dass  G-emeindeförster  an  die  Stelle 
von  Bezirksforstern  treten,  in  dem  Sinne,  dass  auch  mehrere 
Gemeinden  zusammen  einen  Gemeindeförster  anstellen  kön- 
nen ;  ferner  durch  die  Lösung  des  Vertrags  mit  Innerrhoden, 
wonach  die  beiden  Halbcantone  den  Oberförster  gemeinsam 
hielten.  Der  Wegfall  der  Bezirksbeamten  ist  eine  Conces- 
sion an  die  Selbständigkeit  der  Gemeindeverwaltung.  Die 
Gemeindefor8tcommissionen  und  die  Gemeindeförster  stehen 
Jetzt  direct  unter  dem  Oberforstamt  und  dieses  unter  der 
cantonalen  Forstcommission  (5  vom  Gantonsrathe  ernannten 
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Mitgliedern).  Réglemente  für  diese  Beamten  sind  noch  vor- 
behalten, Im  TJebrigen  Wiederholung  der  Bestimmungen 
der  Verordnung  vom  13.  Nov.  1877/12.  März  1878  (diese 
Zeitschr.  Bd.  XXI,  Abth.  8,  S.  123,  N*  234A 

71.  Gesetz  (des  Gr.  Baths  des  G.  St.  Grauen)  betreffend 
Abänderung  des  Gesetzes  Über  das  Forstwesen  vom  30.  Nov.  1876. 
Vom  20.  November.  Bundesräthlich  genehmigt  den  15.  Ja- 
nuar 1884.    (Ges.  S.  N.  F.  IV,  S.  150  ff.) 

Gegen  das  Forstgesetz  von  1876  war  ein  Petitionssturm 
in  Scene  gesetzt  worden,  und  die  in  Folge  davon  getroffenen 
Änderungen  suchen  die  Fetenten  zufrieden  zu  stellen,  ohne 
es  mit  den  Freunden  des  Gesetzes  zu  verderben.  Das  an- 
gefochtene Institut  der  Kreisförster  ist  zwar  nicht  aufgehoben 
worden,  dagegen  Kosten-  und  Personalverminderung  in  Aus- 
sicht genommen,  namentlich  in  der  Absicht,  den  Besitzern 
von  Privatschutzwaldungen  die  auferlegten  Verpflichtungen 
thunlichst  zu  erleichtern.  Der  an  die  Besoldung  der  Kreis- 
förster zu  zahlende,  auf  diese  Privatschutzwaldungen  ent- 
fallende Antheil  (die  Besoldung  vertheilt  sich  nämlich  auf 
die  Waldfläche  nach  deren  Ertragsfähigkeit)  soll  aus  der 
Staatscasse  bestritten  werden.  Bei  der  Wahl  der  Kreis- 
förster wirken  die  Verwaltungen  der  waldbesitzenden  Ge- 
meinden und  Corporationen  mit  den  Bezirksförstern  als  Ver- 
tretern der  Staats-  und  Privatsohutzwaldungen  zusammen. 
Die  Verpflichtung  zu  Vormerkung  der  Zntheilung  von  Pri- 
vatwäldern zu  Schutzwaldungen  im  Servitutprotokoll  sowie  zu 
Anzeige  von  Besitzstandveränderungen  an  den  Kreisförster 
ist  ausgehoben. 

72.  Lui  forestière  (du  Gr.  Cons.  du  0.  de  Neuchâtel).  Du 
15  juin.     (Bec.  des  Lois,  tome  XV,  p.  230  ss.} 

73.  Reglement  £  exécution  (du  Cons.  d'Etat  du  G.  de  Neu- 
châtel) de  la  loi  forestière.   Du  8  janvier  1884.   (ib.  p.  357  ss.) 

Unter  Staatsaufsicht  stehen  die  Waldungen  des  Staats, 
der  Gemeinden  und  der  Corporationen;  die  Privatwaldungen 
sind  nur  beschränkter  Contrôle  des  Staats  unterworfen  (s. 
nachher).  —  Sechs  Forstbezirke.  Hauptaufsicht  fuhrt  das 
Departement  des  Innern,  zunächst  unter  ihm  steht  ein  vom 
Staatsrath  ernannter  Generalforstinspector.  Jeder  Forstbezirk 
hat  eine  Forstcommission  und  einen  Forstinspector;  die  Forst- 
oommission  wählen  die  Gemeinden  (jede  mindestens  1  Mitglied), 
im  ersten. und  sechsten  Bezirk  wählt  auch  noch  der  Staat  Dele- 
gierte zu  dieser  Commission.  Die  Forstcommission  wählt 
die  Inspectoren,  welche  die  Bannwarte  unter  sich  haben. 
Besoldung   eines  Inspeotors  Fr.  3000.  —  Dann  folgen  sehr 


434  Forstwesen.    Jagd.  [Cantonalrecht. 

einlässliche  Vorschriften  über  Bewirtschaftung  der  Wälder 
(Verbot  der  Verwandlung  von  Wald  in  Pflanzland  ohne 
Autorisation  der  Begierung  für  Gemeindewälder,  des  Grossen 
Baths  für  Staatswaldungen),  Holzschlag  (Zeit  desselben u. s.  w.), 
Verkauf  des  Holzes  (regelmässig  durch  öffentliche  Versteige- 
jung), Rechnungsführung  der  Gemeinden  über  den  Ertrag, 
Verbot  des  Feueranzündens  in  Wäldern,  des  Viehauftriebes 
namentlich  -auf  Neupflanzungen,  Errichtung  von  Wirthschafts- 
plänen,  Wiederaufforstungen  u.  8.  w.  Gemeinden,  die  sich 
in  Verwaltung  ihrer  Wälder  unfähig  erweisen,  können  vom 
Staat  unter  Curatel  für  diese  Verwaltung  gestellt  werden.  — 
Die  Eigenthümer  von  Privatwaldungen  bedürfen  für  Holz- 
schlag über  das  Bedürfniss  ihres  Gutes  hinaus  obrigkeitlicher 
Erlaubniss  und  stehen  für  dessen  Ausführung  unter  den 
Weisungen  des  Generalinspectors.  Wo  Waldungen  noch  in 
ungetheiltem  Eigenthum  Mehrerer  (indivision)  stehen,  kann' 
jeder  Gemeinder  Theilung  verlangen.  Der  Wald  und  der  An- 
theil  eines  Jeden  wird  dann  auf  richterliche  Anordnung  ge- 
schätzt, und  wenn  keiner  der  Gemeinder  den  andern  mit 
seinem  Antheil  auskaufen  will,  so  wird  der  Wald  gerichtlich 
versteigert.  Der  Erlös  kommt  zunächst  allfälligen  Hypothekar- 
Gläubigern  zu,  für  Ausfall  auf  ihren  Hypotheken  erhalten  sie 
actes  de  défaut.  —  Zum  Schiusa  noch  Straf-  und  Uebergangs- 
bestimmungen. 

Die  Vollziehungsverordnung  enthält  einev  Amtsordnung 
für  den  Generalinspector,  die  Bezirksinspectoren  (es  ist  ihnen 
untersagt,  Holzhandel  oder  eine  Industrie  mit  Holzverarbeitung 
zu  treiben  oder  an  Holzverkäufen  aus  den  ihrer  Aufsicht 
unterstellten  Wäldern  betheiligt  zu  sein),  die  Bannwarte, 
und  die  Forstcommissionen  (die  Anzahl  der  Mitglieder  be- 
stimmt sich  nach  Verhältniss  von  1  Mitglied  auf  200  Hec- 
taren  Waldboden). 

74.  Verordnung  (des  Beg.-Baths  des  G.  Zug)  betreffend  die 
Jagd  auf  Rehe.    Vom  4.  August.    (Amtsbl.  N°  33.) 

Die  Jagd  auf  Behe  wird  bis  auf  Weiteres  gänzlich  verboten. 

75.  Verordnung  (von  Landammann  und  Beg.-Bath  des  G. 
St.  Gallen)  betreffend  Jagd-  und  Vogelschutz.  Vom  27.  Juli. 
(G.  S.  N.  F.  Bd.  IV,  S.  118.) 

Aufhebung  von  Art.  11  der  canto nalen  Vollzugsverord- 
nung zum  Bundesgesetze,  betr.  Verbot  der  Jagd  auf  Hirsche 
und  Behe,  und  Erlaubniss,  männliche  Thiere  dieser  Art 
während  der  offenen  Zeit  der  allgemeinen  Jagd  zu  schiessen. 

76.  Regulativ  (der  Polizeidirection  des  C.  Zürich)  betr. 
das  Verfahren  bei  Ausrichtung  von  Prämien  für  Erlegung  schäd- 
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iicher  Thiere.    Vom  17.  Mai.     (Suppl.  zu  Bd.  I— XX  d.  off. 
G.  S.,  S.  195  f.) 

76*  Verfügting  (derselben)  betr.  die  Ausrichtung  von  Jagd- 
fyrämien.    Vom  14.  Juni.     (Das.  S.  196  f£) 

77.  Verordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  Unterwaiden  nid 
dem  Wald)  betr.  Jagd  auf  Raubthiere.  Vom  3.  Decomber. 
{AmtsbL  N°  49.) 

Die  Jagd  auf  Füchse,  Marder,  Iltis,  Fischotter,  Adler, 
Habichte,  Sperber,  Elstern,  Hühner-  und  Fischreiher  ist  in 
Betracht  der  starken  Vermehrung  dieses  Wildes  den  paten- 
tierten Jägern  bis  31.  Jan.  1884  gestattet. 

78.  Verordnung  (des  Reg.-Raths  des  G.  Uri)  betreffend  die 
Fuchsjagd.    Vom  10.  December.    (AmtsbL  N°  50.) 

Verlängerung  der  Jagd  auf  Füchse,  Marder  und  Iltis 
bis  Ende  Januar  1884  fur  eine  beschränkte  Anzahl  zuver- 
lässiger Jäger. 

79.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  de  Genève)  autorisant 
Ja  chasse  au  renard.  Du  18  décembre.  (Reo.  des  -Lois,  tome 
LXIX,  p.  375  s.) 

Fuchsjagd  gestattet  vom  18.  Dec.  bis  29.  Februar  1884 
.auf  Autorisation  des  Justiz-  und  Polizeidepartements  an 
Gruppen  von  3 — 6  Jägern. 

80.  Cantonale  Vollziehungsverordnung  (von  Landammann 
und  Rath  des  C.  Grlarus)  zum  Bundesgesetze  über  die  Fischerei 
und  zur  bundesräthlichen  Vollziehungsverordnung.  Vom  23. 
Mai  und  vom  Bundesrate  genehmigt  den  1.  Juni.  (AmtsbL 
N°  24.) 

Das  Recht,  den  Fischfang  zu  gestatten,  steht  nur  dem 
Canton  zu.  Jedem  Gantonseinwohner,  der  das  18.  Jahr  zu- 
rückgelegt hat,  ist  der  Fischfang  gestattet.  Die  Fanggeräthe 
sind  durch  den  Cantonseichmeister  zu  controlieren  und  zu 
plombieren.  Der  Gebrauch  von  Zuggarnen  (Wate)  ist  unter- 
lagt. Für  Erlegung  einer  Fischotter  zahlt  die  Landescasse 
-eine  Prämie  von  Fr.  15.    Sonst  noch  einige  Einzelheiten. 

81.  Fischerewerordnung  (des  Reg.-Raths  des  G.  Zug).  Vom 
15.  März.    (AmtsbL  N°  11.) 

Für  den  Zuger  See  wird  an  Stelle  der  Schonzeit  zum 
Behufe  des  Hechtfangs  das  System  von  Schonrevieren  für  ein 
Jahr  eingeführt. 

82.  Vollziehungsverordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  Zug) 
zum  Bundesgesetz  über  die  Fischerei.  Vom  17.  December,  vom 
Bundesrathe  genehmigt  den  10.  December.   (S.  d.  Gr.  Bd.  VI, 

Die  Regierung  erhält  Auftrag,   Behufs  Wiederbelebung 
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der  Gewässer  mit  Fischen  vorzüglicher  Sorte,  namentlich  der 
Zugerröthel,  auf  Erstellung  und  rationellen  Betrieb  von  Fisch« 
brutanstalten  Bedacht  zu  nehmen  und  darauf  zu  achten,  das» 
keine  Fabrikabffänge  und  andere  schädliche  Stoffe  in  das 
Fischwasser  gelangen.  Für  den  Röthel-  und  Forellenfang 
innerhalb  der  Schonzeit  ist  besondere  Bewilligung  der  Polizei- 
direction  nöthig  und  besteht  die  Verpflichtung,  die  Fort* 
pflanzungselemente  den  Fischereiagenten,  welche  die  Regie- 
rung wählt,  zur  Verfügung  au  stellen.  Diese  Agenten  con- 
trolieren  überhaupt  den  Fischfang  während  der  Schonzeit. 
Für  Controlierung  der  Fangvorrichtungen  und  Fanggeräthe 
bezeichnet  die  rolizeidireotion  einen  besondern  Aufseher. 
Die  Polizeiangestellten  haben  über  Vollziehung  der  gesetz- 
lichen Vorschriften  zu  wachen  und  ihre  auf  eigene  Wahr- 
nehmung gegründeten  Anzeigen  haben,  falls  innert  24  Stunden 
gemacht,  volle  Beweiskraft. 

83.  Verordnung  (von  Landammann  und  Reg.-Rath  des  C. 
St.  Gallen)  beireffend  Abänderung  der  cantonalen  Vollziehungen 
verordnung  zum  Bundesgesetze  Über  die  Fischerei.  Vom  17.  Sep- 
tember.   (G.  S.  N.  F.  Bd.  IV,  S.  122.) 

Aufhebung  von  Art.  20  Abs.  2  der  cant.  Voïïzugsver- 
ordnung  in  Folge  der  Regelung  der  internationalen  Fischerei- 
verhältnisse und  daheriger  Entbehrlichkeit  des  dort  gemachten 
Vorbehaltes. 

84.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  de  Vaud)  concernant 
fa  pêche.  Du  2  octobre.  (Ree.  des  Lois,  tome  LXXX, 
p.  228  s.) 

85.  Décret  (du  Gr.  Cons.  du  C.  de  Vaud)  accordant  au 
Conseil  d'Etat  les  pouvoirs  nécessaires  pour  la  mue  à  exécution 
de  la  convention  sur  la  pêche  dans  les  eaux  frontières,  entre  la 
France  et  la  Suisse.    Du  27  décembre.    (Jb.  p.  420  s.) 

Verbot  des  Fischfangs  (ausser  mit  der  Angel)  vom  15. 
April  bis  31.  Mai  (für  einzelne  Fischarten  auch  noch  zu 
andern  Zeiten).  Im  Verbot  inbegriffen  ist  auch  das  Aus- 
führen, Verkaufen  u.  dgl.  der  Fische. 


3.    Obligationenrecht. 

Pro  memoria  werden  hier  aufgeführt  die  schon  in  der 
Uebersicht  von  1882  Behufs  zusammenfassender  Darstellung- 
der  cantonalen  Einführungsgesetze  zum  Obligationenrecht 
und  Verordnungen  über  Handelsregister  vorweggenommenen 
Erlasse  des  Jahres  1883  (ds.  Ztsch.  N.  F.  Bd.  ïï,  S.  433  ff., 
N°  124,  125,  130,  133—135). 
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86.  Einführungsverordnung  des  Landraths  des  C.  Uri  zum 
B.-G.  über  das  Obl-R.    Vom  28.  Februar. 

87.  Dekret  desselben  über  Einführung  der  Handelsregister 
Vom  2.  Januar. 

88.  Vollziehungsverordnung  des  Cantonsraths  von  Unter- 
waiden ob  dem  Wald  zum  Obl.-R.    Vom  20.  Februar. 

89.  Vollziehungsbestimmungen  von  Landammann  und  Rath 
des  C.  Glarus  zum  B.-G.  über  das  Obl.-R.    Vom  3.  Januar. 

90.  Cantonale  Vollziehungsverordnung  desselben  betr.  Handels- 
register.   Vom  23.  Januar. 

91.  Verfügungen  der  Landsgemeinde  von  Glarus  betr.  die 
amtliche  Gesetzessammlung  in  Folge  Inkrafttretens  des  B.-G.  über 
das  Obligationenrecht.    Vom  6.  Mai. 

Nachzutragen  ist  noch  der  dort  übersehene 

92.  Regierungsbeschluss  (des  Reg.-Raths  des  C.  Luzern) 
betreffend  Führung  des  Handelsregisters.  Vom  27.  Weinmonat 
1882.   (Samml.  der  Verordn.  d.  R.-R.    Heft  71,  S.  121  f.) 

Für  den  ganzen  Canton  wird  vom  1.  Jan.  1883  an  ein 
neues  Handelsregister  durch  das  Actuariat  der  Handelskammer 
unter  Aufsicht  der  letztern  geführt. 

93.  Kreisschreiben  (der  Justizdireetion  des  G.  Bern)  an  die 
Regierungsstatthalter,  Amtsschreiber,  Gerichtsschreiber,  Amtsnotare 
und  Notare  des  alten  Cantonstheüs  und  des  Amtsbezirks  Biet  be- 
treffend das  Schlussverbal  bei  notarialischen  Acten.  Vom  2.  Juni. 
(Ges.,  Decr.  u.  7erordn.  Bd.  XXTT,  S.  265  ff.) 

Das  Einführungsgesetz  zum  Obligationenrecht  hatte  die 
Satzung  687  des  bernischen  Civilgesetzbuchs  betr.  die  Form 
notarieller  Vertragsurkunden  abgeändert  und  im  Interesse 
der  Vereinheitlichung  der  notariellen  Urkundenform  für  alle 
Vertragsarten  des  eidgenössischen  und  des  cantonalen  Rechts 
das  bisherige  System  der  Gelübdeerstattung  aufgehoben. 
Dieses  Kreisschreiben  giebt  nun  einige  Erläuterungen  wegen 
Missverständnissen,  die  entstanden  waren. 

94.  Beschiuss  (der  Landsgem.  des  C.  Glarus)  betreffend 
theilweise  Inkrafterklärung  des  §  217  des  bürgerl.  Ges.-B.  Vom 
6.  Mai.     (Amtsbl.  No  22.) 

95.  Beschiuss  (derselben)  betreffend  das  Gesetz  vom  Schaden 
mit  Hühnern.    Vom  6.  Mai.    (Das.  Nr.  22.) 

96.  Beschiuss  (derselben)  betreffend  das  Gesetz  vom  Vieh- 
forst.   Vom  6.  Mai.     (Das.  No  22/> 

Schon  im  vorigen  Bande  S.  43  <  unter  Nr.  135  besprochen. 
Die  Fassung  des  ersten  Beschlusses  lautet:  §  217  des  bürg. 
Ges.-B.,  dessen  Vorschriften  infolge  Inkrafttretens  der  Art. 
30 — 34  des  eidg.  Obl.-R.   fur  die  Beziehungen  zwischen  Be- 

Zeitsohr.  ftr  schweizerisches  Recht.    Neue  Folge  m.  28 
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vormundeten  und  Dritten  aufgehoben  sind,  wird  für  das  Ver- 
hältniss  zwischen  Vogtsclient,  Vormund  und  Waisenamt 
neuerdings  in  Kraft  erklärt. 

97.  Beschluss  (des  Cantonsraths  des  C.  Appenzell  a.  Rh.) 
betreffend  Führung  der  Handelsregister.  Vom  12.  November. 
(Amtsbl.  I.  S.  303.) 

Die  Cantonscanzlei  führt  vom  1.  Januar  1884  an  die 
Handelsregister  unter  Aufsicht  des  Begierungsraths. 

98.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  de  Vaud)  apportant 
une  modification  à  l'article  1er  de  Varrete  du  21  novembre  1882, 
concernant  le  Registre  du  commerce.  Du  22  mars«  (Bec.  des 
Lois,  tome  LXXX,  p.  32  s.) 

'         Betrifft  die  Gebühren  fur  Eintragung  von  Gesellschaften. 

99.  Règlement  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  de  Genève)  concer- 
nant le  recouvrement  des  taxes  et  amendes  dues  au  Bureau  du 
Registre  du  commerce.  Du  26  octobre.  (Bec.  des  Lois,  tome 
LXIX,  p.  308  s.) 

Der  Begi8terfìihrer  büsst  die  Personen,  welche  die  Taxen 
für  Eintragung  in  das  Handelsregister  nicht  rechtzeitig  zahlen; 
die  Exekution  erfolgt  durch  die  Huissiers  du  Fisc. 

100.  VoUziehungsverordnung  (des  Beg.-Baths  des  C.  Unter- 
waiden nid  dem  Wald)  zum  Steuergesetz  vom  27.  April  1879  die 
Landsteuer  betreffend.   Vom  11.  Juni.    (Amtsbl.  1883,  No  24.) 

Hier  zu  erwähnen  :  Liegenschaften  eines  steuerpflichtigen 
Cantonsbürgers  sind  in  seiner  Wohnsitzgemeinde  zu  ver- 
steuern, Liegenschaften  von  solchen,  die  ausser  dem  Canton 
wohnen,  in  der  Gemeinde,  wo  sie  liegen.  —  Die  Zusammen- 
stellung des  steuerbaren  Vermögens  vermögensrechtlich  ge- 
trennter Personen  ist  untersagt.  —  Vom  Vermögen  solcher 
Personen,  die  nicht  im  Canton  wohnen  und  deren  bewegliches 
Vermögen  hier  nicht  unter  vögtlicher  oder  sonstiger  Ver- 
waltung liegt,  ist  keine  Landsteuer  zu  beziehen.  —  Die 
Landsteuer  vom  Vermögen  Bevogteter  wird  in  der  Gemeinde 
bezogen,   zu  deren  Kreis  das  betreffende  Waisenamt  gehört. 

101.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  C.  de  Genève)  sur  la  Taxe 
municipale  de  la  commune  de  Genève.  Du  9  juillet.  (Bec.  des 
Lois,  tome  LXIX,  p.  214  ss.) 

Classificiert  die  verschiedenen  Berufe  neu  und  enthält  Be- 
stimmungen über  die  Besteuerung  von  Handelsgesellschaften. 

102.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  C.  de  Fribourg)  modifiant  les 
art.  19  de  la  loi  du  8  mars  1882  sur  les  droits  et  enregistrement, 
4  du  tarif  des  droits  proportionnels  annexé  à  cette  loi,  19  et  25 
de  la  loi  du  16  mai  1882  sur  le  timbre.  Du  16  mai.  (Bull, 
off.  des  Lois,  tome  LU,  p.  93  ss.) 
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Betrifft  die  Anmeldungsfrist  zum  Enregistrement  von 
-zinstragenden  Obligationen  u.  dergl.  und  die  Stempelgebühr 
bei  Wechseln. 

103.  Stempelgesetz  (des  Gr.  Kaths  des  C.  Baselstadt). 
Vom  8.  October.     (Ges.-Samml.  Bd.  XXI,  S.  164  fc) 

104  Verordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  Baselstadt)  zum 
.Stempelgesetz.    Vom  17.  November.     (Das.  S.  188  ff.) 

Fiscalisches  Gesetz  Behufs  Erhöhung  der  Staatsein- 
•nahmen.  Dem  Stempel  unterworfen  sind  unter  näheren  Be- 
stimmungen Cheks,  Kassabons,  Anweisungen,  Interimsscheine 
tflir  Action  und  Obligationen,  Frachtbriefe  und  Lagerscheine, 
Verträge,  Testamente,  Auskaufe,  Versicherungspolicen,  Privat- 
inrentare,  alle  notarialischen  Acte,  Abschriften  von  Urtheilen 
/und  amtlichen  Acten,  Legalisationen,  Schuldverschreibungen, 
Actien,  Gantrödel,  Wechsel,  billets  à  ordre,  indossierbare  Pa- 
upière ,  Borderaux  über  Verkauf  von  Werthpapieren.  Die 
Pflicht  zur  Stempelung  liegt  in  der  Regel  dem  Aussteller  ob 
.{Ausnahmen  in  §11).  §  15  sagt:  „Die  Umgehung  der  Stem- 
pelpflicht führt  eine  Rechtsungültigkeit  des  ungestempelten 
.Schriftstückes  nicht  mit  sich,  hat  aber  die  gesetzliche  Strafe 
zur  Folge."  Diese  Strafe  besteht  in  dem  20faehen  Betrag 
des  umgangenen  Stempels  und  Busse  bis  Fr.  50  (im  Wieder- 
holungsfall Fr.  100)  für  Unterlassung  der  Stempelung,  in  dem 
lOfachen  Betrag  und  Busse  bis. Fr.  30  bei  Abnahme  eines 
ungestempelten  Sohriftstücks  und  dergl.  (§  16).  —  Die  Ver- 
ordnung ist  rein  administrativer  Natur. 


105.  Gesetz  (des  Cantonsraths  des  C.  Zürich)  betreffend  die 
^Zürcher  Cantonalbank.  Angenommen  durch  Volksabstimmung 
«vom  2.  Dezember.  (Off.  G-.-S.  XXI,  S.  45  ff.) 

Enthält  eine  tneilweise  Neuorganisation  der  Cantonal- 
bank. Dem  Cantonsrath  soll  die  Vollmacht  ertheilt  werden, 
<las  Gründungskapital  von  12  Millionen  je  nach  Bedürfniss 
auf  20  Mill.  Franken  zu  erhöhen.  Nach  §  6  ist  die  Bank 
berechtigt,  Obligationen  auszugeben,  nicht  nur,  wie  bisher, 
bis  auf  den  Betrag  des  Gründungskapitals,  sondern  bis  auf 
den  Betrag  der  auf  Grundversicherung  angeliehenen  Capitalien 
und  des  Gründungscapitals  zusammengenommen.  —  Der  Re- 
servefonds, dessen  Höhe  bis  jetzt  nicht  fixiert  war,  soll  bis 
zum  zwanzigsten  Theil  der  Darleihen  auf  Grundversicherung 
ansteigen.  Bei  einem  gegenwärtigen  Betrag  von  ungefähr 
70  Millionen  dieser  letzteren  müsste  die  Reserve  also  etwa 
-31/*  Mill.  Franken  enthalten.   Erst  wenn  dieses  Ziel  erreicht- 
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ist,  soll  über  die  weitere  Verwendung  der  Jahreserträgnisse 
bestimmt  werden  und  zwar  durch  Gesetz.  Bisher  hatte  der 
Cantonsrath  von  sich  aus  darüber  verfugt  je  bei  Bedarf,  z.  B. 
ftir  Flusscorrectionen.  —  Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Bank- 
rathes  wird  von  9  auf  13  erhöht  und  die  Rechnungsprüfungs- 
commission soll  statt  fünf  7  Mitglieder  zählen,  damit  die  Ver* 
tretung  aller  Bezirke  im  Bankrathe  erleichtert  werde*  Die 
bezügliche  Bestimmung  ist  wohl  als  eine  kleine  Concession 
aufzufassen  gegenüber  der  kürzlich  verworfenen  Initiative  für 
Wahl  des  Bankrathes  durch  das  Volk  statt  durch  den  Kan- 
tonsrath.  —  Dies  sind  die  wesentlichsten  Neuerungen,  welche 
das  Gesetz  einfährt,  und  welche  den  gegenwärtigen  Bedürf- 
nissen des  Institutes  wohl  entsprechen. 

106.  Reglement  (des  Bankrathes  des  C.  Zürich)  für  die- 
Mobiliarlethkasse   der  Zürcher   Cantonalbank.    Vom  6.  Januar. 
(Off.  Ges.  S.  Bd.  XXI,  S.  4  ff.) 

107.  Gesetz  (der  Landsgemeinde  des  0.  Unterwaiden  nid 
dem  Wald)  betreffend  Genehmigung  der  regierungsräthlichen 
Garantieerklärung  betr.  Banknotenemistion.  Vom  29.  April. 
(Amtsbl.  N°  17.) 

Ertheilung  der  Genehmigung  für  Garantie  der  Banknoten 
der  kantonalen  Spar-  und  Leihkasse  im  Betrag  einer  halben 
Million. 

108.  Gesetz  (der  Landsgemeinde  des  C.  Glarus)  betreffend 
die  Errichtung  der  Glarner  Kantonalbank.  Vom  6.  Mai.  (Amtsbl. 
N°  21.   Memorial  zur  Landsgem.  S.  7  ff.) 

Bank  zur  Erleichterung  der  Befriedigung  der  Credit-  und 
Geldbedürfnisse  für  die  Cantonseinwohner.  Gründungscapital 
1  Million  Franken.  Unter  den  Geschäften  der  Bank  figuriert 
die  Ausgabe  von  Banknoten  (einstweilen  für  l1/«  Millionen 
Franken),  wofür  der  Staat  die  Garantie  nach  Bundesgesetz 
übernimmt. 

109.  Beschluss  (der  Landsgemeinde  des  C.  Glarus)  betreffend 
Banknotensteuer.  Vom  6.  Mai.  (Amtsbl.  N°  21.  Memorial  für 
die  Landsgem.  S.  21  f.) 

Banknotensteuer  von  6  %o  der  Notenemission  von  den 
im  Canton  befindlichen  Emissionsbanken. 

HO.  Reglement  (des  dreifachen  Landraths  des  C.  Glarus) 
für  die  Glarner  Cantonalbank.  Vom  7.  September.  (Amtsbl. 
No.  36.) 

Enthält  einlässliche  Vorschriften  über  die  zulässigen  Ge- 
schäfte, Haftung  der  Bürgen  als  Selbstsohuldner,  Art  und 
Weise  des  Geldverkehrs  etc. 
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111.  Gesetz  (des  Landraths  des  C.  Basellandschaft)  betreffend 
die  Banknotensteuer.  Vom  28.  Mai.  (Amtsbl.  I,  N°  22.) 

Steuer  6%o  des  Betrages  der  Notenemission. 

112.  Betriebsverordnung  der  Appenzell-Ausserrhodischen  Can- 
tonalbank  in  Herisau.  Vom  Cantonsrath  genehmigt  den  13.  No- 
vember. (Amtsbl.  1883,  I,  S.  319  ff.) 

113.  Gesetz  (des  Gr.  Kaths  des  C.  Thurgau)  betreffend 
Besteuerung  der  Banknoten  und  Aufstellung  eines  Depositenamtes. 
Vom  Volk  angenommen  den  4.  November.     (Amtsbl.  N°  77.) 

Steuer  von  6  %o  der  Emission.  Uebèrtragung  der  Func- 
tionen des  im  Bundesgesetze  vorgeschriebenen  Depositen- 
amtes an  das  Staatscassieramt. 

114.  Décret  (du  Gr.  Cons.  du  C.  de  Neuchâtel)  autorisant 
rémission,  par  la  Banque  cantonale  Neuchdteloise,  iï  obligations 
pour  le  service  hypothécaire.    Du  14  février«    (Ree.  des  Lois, 

'tome  XV,  p.  159  s.) 

115.  Règlement  (du  Cons.  d'administration  de  la  banque 
cantonale  du  C.  de  Neuohâtel)  concernant  les  agences  de  la 
Banque  cantonale  Neuchdteloise.  Du  18  janvier.  Ratifié  par  le 
Gr.  Cons.  le  14  févr.    (Ree.  des  Lois,  tome  XV,  p.  156  ss.) 

116.  Gesetz  (des  Cantonsraths  des  C.  Zürich)  betreffend 
den  Wucher.  Vom  Volk  angenommen  den  27.  Mai.  (Off. 
Samml.  Bd.  XXI,  S.  10  ff.) 

In  das  Strafgesetz  von  1871  werden  folgende  Bestimm- 
ungen aufgenommen.  Des  Wuchers  macht  sich  schuldig,  wer 
im  geschäftlichen  Verkehr,  insbesondere  bei  Gewährung  oder 
Verlängerung  von  Credit,  unter  Ausbeutung  der  Nothlage, 
des  Leichtsinns,  der  Verstandesschwäche  oder  der  Unerfahren- 
heit  eines  Andern,  sich  oder  Dritten  Vermögensvortheile  ver- 
sprechen oder  gewähren  lässt,  welche  nach  den  Umständen 
des  Falls  zu  der  Leistung  in  auffälligem  Missverhältniss  stehen; 
-ebenso  wer  mit  Kenntniss  des  Sachverhaltes  Ansprüche  auf 
wucherhafte  Vermögensvortheile  erwirkt  und  dieselben  weiter 
-veräussert  oder  geltend  macht.  —  Strafe  des  Wuchers  Ge- 
fängniss  und  Busse  bis  auf  Fr.  5000,  in  schweren  Fällen  statt 
Gefkngniss  Arbeitshaus  bis  auf  drei  Jahre.  Strafschärfungs- 
.griinde:  sehr  bedeutender  wucherhafter  Vortheil  ;  gewerbs-  oder 
^gewohnheitsmässiger  Betrieb  des  Wuchers;  Verübung  des 
Wuchers  im  Pfandleih-,  Feilträger-  oder  Gelddarleihergewerbe 
oder  in  einer  Stellung,  der  man  besonderes  Vertrauen  schenken 
anuss;  Abschluss  von  Scheinverträgen  zur  Verdeckung  des 
Wuchers,  Abfassung  verschleiernder  oder  entstellender  Ur- 
kunden, Vornahme  täuschender  Handlungen;  Abnahme  wechsel- 
xnässiger  Versprechen  über  wucherhafte  Vermögensvortheile. 
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—  Ist  das  wucherhafte  Geschäft  nicht  gemäss  Schweiz.  Obl.-R. 
nichtig  oder  anfechtbar,  so  kann  der  Geschädigte  dessen  Auf- 
hebung begehren,  soweit  es  über  die  angemessene  Gegen- 
leistung fur  die  vom  Wucherer  eingeräumten  Vortheile  hinaus- 
geht. —  Aufgehoben  wird  das  Ges.  betr.  Aufhebung  dea 
Wuchers  v.  26.  Dec.  1865. 

117.  Gesetz  (des  Gr.  Raths  des  C.  Baselstadt)  betreffend 
den  Wucher.  Vom  9.  April.  (Ges.  Samml.  Bd.  XXI,  S.  141  f.) 

Im  Jahre  1864  waren  durch  den  Grossrathsbesohluss  vom 
23.  Mai  (dse.  Ztsch.  Bd.  XTTT,  Abth.  3  S.  133)  entgegen  wohl- 
begründeten Abmahnungen  mit  dem  civilrechtlichen  Zins- 
maximum auch  die  strafrechtlichen  Folgen  wucherlicher  Ueber- 
vortheilung  aufgehoben  worden.  Jetzt  ist  der  Bückschlag  er- 
folgt. Das  neue  Gesetz  stellt  hinter  dem  21.  Abschnitt  des 
Strafgesetzbuchs  wieder  folgende  Bestimmungen  her:  Wer 
unter  Ausbeutung  der  Nothlage,  des  Leichtsinns  oder  der 
Unerfahrenheit  eines  Andern  sich  für  Darlehen  u.  dgl.  offen 
oder  in  der  Form  eines  andern  Rechtsgeschäfts  versteckt  Ver- 
mögensvortheile  über  den  üblichen  Zinsfuss  und  in  auffälligem 
Missverhältniss  zu  der  Leistung  versprechen  lässt,  wird  wegen 
Wuchers  mit  Gefängniss  bis  zu  1  Jahr  oder  Geldbusse  be- 
straft, bei  Rückfall  oder  gewerbsmässigem  Betrieb  mit  Ge- 
fängniss oder  Zuchthaus  bis  auf  3  Jahre.  Gleicher  Strafe  unter- 
liegt, wer  wissentlich  eine  solche  Forderung  erwirbt  und  ent- 
weder weiter  veräussert  oder  die  wucherlichen  Vortheile  daraus 
geltend  macht.  Wer  in  gewinnsüchtiger  Absicht  und  unter 
Benützung  des  Leichtsinns  oder  der  Unerfahrenheit  eines 
Minderjährigen  sich  von  demselben  Schuldscheine  oder  dgl. 
ausstellen  lässt,  wird  wegen  wucherlichen  Creditgebens  mit 
Gefängniss  bis  1  Jahr  oder  Geldbusse  bestraft,  ebenso  wer 
eine  solche  Forderung  wissentlich  erwirbt  u.  s.  f.  (wie  vor- 
her). —  Verträge,  welche  nach  diesen  Bestimmungen  als 
wucherlich  erscheinen,  sind  ungültig,  das  daraus  Geleistete 
mu8s  gegenseitig  zurückgegeben  werden,  und  es  haftet  far 
diesen  Anspruch  auch  die  vertragsmässig  bestellte  Sicherheit. 


118-  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  de  Neuchâtel)  relatif 
à  la  participation  de  l'Etat,  des  communes,  municipalités  ou  cor- 
porations, aux  enchères  publiques  immeubles.  Du  16  mars.  (Ree. 
des  Lois,  tome  XV,  p.  176  ss.) 

Beim  Verkauf  des  Gebäudes  der  alten  Cantonalbank 
waren  die  vom  Staat  gemachten  Angebote  zurückgewiesen? 
worden,  weil  sie  die  Genehmigung  des  Grossen  Raths  vor»- 
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behielten  und  daher  nicht  dem  Gesetze  entsprächen,  welches 
definitive  Angebote  verlange.  Desshalb  wird  hier  verfugt,  dass 
Angebote  von  Staat  und  Gemeinden,  sowie  von  Corporationen, 
welche  für  solche  Erwerbungen  autorisiert  werden  müssen,  an 
öffentlichen  Steigerungen  zuzulassen  seien,  auch  wenn  sie 
noch  nicht  definitiv  sind,  dass  die  Autorisation  für  Erwerb- 
ungen des  Staats  in  der  nächsten  Grossrathssitzung,  die  für 
Erwerbungen  der  Gemeinden  und  der  Corporationen  innerhalb 
der  nächsten  14  Tage  nach  der  Steigerung  einzuholen  sind, 
und  dass  die  Notare,  welche  diesem  Beschluss  zuwiderhandeln, 
einer  Disciplinarstrafe  laut  Notariatsgesetz  unterliegen,  vor- 
behaltlich dem  an  die  Gerichte  zu  stellenden  Antrag  auf  Un- 
gülticerklärung  der  Versteigerung. 

119,  Reglement  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  de  Genève)  sur 
les  ventes  volontaires  à  la  criée  de  marchandises  et  autres  objets 
mobiliers.  Du  31  octobre.  (Ree.  des  Lois,  tome  LXIX,  p.  311  s.) 

Diese  Verkäufe  müssen  durch  einen  vom  Justizdeparte- 
ment autorisierten  Ausrufer  oder  einen  Gerichtsamtmann  ge- 
schehen und  von  diesem  genau  gebucht  werden. 

120.  Loi  de  police  (du  Gr.  Cons.  du  C.  de  Neuchâtel)  con- 
cernant le  commerce  des  matières  dor  et  d  argent.  Du  19  mars. 
(Ree.  des  Lois,  tome  XV,  p.  182  ss.) 

Aehnliche  Bestimmungen  für  Gold-  und  Silberkäufer  und 
-Verkäufer  wie  fur  Trödler  (N°  136)  bezüglich  Buchführung, 
Kauf  von  Minderjährigen  u.  dgl. 

121.  Gesetz  (des  Gr.  Raths  des  C.  Basel-Stadt)  betreffend 
den  Verkehr  mit  Nahrungsmitteln,  Genussmitteln  und  Gebrauchs- 
gegenständen.    Vom  8.  Januar.     (Ges.  S.  Bd.  XXI,  S.  118  ff.) 

Sanitätspolizeilicher  Natur,  in  Berücksichtigung  der  stets 
zunehmenden  Klagen  über  Fälschung  der  Nahrungsmittel 
u.  s.  f.  Das  Gesetz  giebt  den  Beamten  und  Beauftragten  des 
Sanitätsdepartements  die  Befugniss,  in  die  Geschäftsräume, 
in  welchen  die  fraglichen  Gegenstände  feil  gehalten  oder  auf- 
bewahrt werden,  einzutreten  und  Proben  zu  nehmen.  Für 
Vernichtung  von  Gegenständen  durch  die  Behörde  hat  der 
Eigenthümer  im  Fall  einer  Freisprechung  Anspruch  auf  vollen 
Werthersatz,  für  zeitweilige  Verkehrsentziehung  Anspruch 
auf  Entschädigung  von  7*%  per  Woche.  Den  Haupttheil 
des  Gesetzes  bilden  drei  neue  hinter  §  169  und  drei  neue 
hinter  §  97  des  Polizeistrafgesetzes  tretende  Paragraphen, 
sowie  die  Abänderung  des  §  96  desselben  Gesetzes,  Alles  in 
dem  Sinne  einer  Präcisierung  der  Strafbarkeit  von  Nachmachen 
und  Verfälschung  von  Nahrungs-und  Genussmitteln  zumZwecke 
der  Täuschung,  Herstellung  solcher  Gegenstände  in  einer  die 
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menschliche  Q-esundheit  schädigenden  Weise,  Verkauf  solcher 
sowie  öffentliche  Auskündung  zum  Verkauf. 

122.  Loi  du  Gr.  Cons.  du  C.  de  Vaud)  sur  la  venie  du 
'vin.   Du  16  Mai.    (Bec.  des  Lois,  tome  LXXX,  p.  72  ss.) 

123.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  de  Vaud)  concernant  le 
mode  de  procéder  prévu  à  Part.  4  de  la  loi  du  16  mai  1883  sur  la 
vente  du  vin.    Du  10  août.    (Jb.  p.  133  s.) 

Verbot  des  Verkaufs  von  Getränken,  welche  nicht  reines 
Product  des,, Weinstocks  sind,  unter  dem  Namen  von  Wein 
und  ohne  vorherige  Anzeige  an  die  Municipalität.  Strafe 
50 — 500  Fr.,  unter  Umständen  verdoppelt,  und  Confiscation 
und  Verkauf  zu  Gunsten  der  wohlthätigen  Anstalten  des 
Cantons,  resp.  Zerstörung  (bei  Gesundheitsschädlichkeit). 

124  Règlement  (T  exécution  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  du 
Valaiq)  concernant  la  loi  de  police  du  21  nov.  1882  sur  la 
vente  des  boissons  et  des  substances  alimentaires.  Du  16  mai. 
(Placard.) 

Genaue  Bestimmungen,  was  als  Wein,  Bier,  Liqueurs, 
Essig,  Milch,  Butter,  Mehl,  Brot,  Fleisch  etc.  verkauft  werden 
darf,  Aufstellung  von  Bussen,-  Feststellung  der  Aufgaben  der 
cantonalen  Commission  und  der  Ortscommissionen. 

125.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  C.  de  Genève)  sur  la  vente  des 
vins.    Du  7  avril.    (Bec.  des  Lois,  tome  LXTX,  p.  102  ss.) 

Künstliche  Weine  müssen  als  solche  bezeichnet  in 
Handel  gebracht  werden.  Strafe  bei  Zuwiderhandeln  Code 
pénal  Art.  368. 

126.  Aufhebung  (des  Cantonsraths  des  C.  Appenzell  ausser 
Ehoden)  der  Bestimmungen  über  Brodfacht  vom  24.  Juli  1882. 
Vom  17.  Mai.     (Amtsbl.  I,  S.  209,) 

Der  hier  aufgehobene  Beschluss  (ds.  Ztsch.  N.  F.  II, 
S.  455,  N°  208)  war  ergangen,  weil  ein  bundesräthlicher 
Becursentscheid  als  unzulässig  erklärt  hatte,  Vorschriften 
über  Gewicht  des  zum  Verkauf  gebrachten  Brotes  aufzu- 
stellen. Seither  hatte  ein  Becursentscheid  der  Bundesver- 
sammlung (cfr.  B.-B.  v.  1883,  I,  S.  359  ff.  H,  S.  744)  am 
9.  April  18ö3  in  der  Sache  Begierung  von  Bern  gegen  Bäcker- 
verein von  Bern  und  F.  Schmutz  die  Gesetzlichkeit  der  auf- 
gehobenen Bestimmungen  anerkannt.  Daher  wird  jetzt  Tit.  7 
(§§  40—  43)  der  Fachtverordnung  wieder  hergestellt. 

127.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  de  Vaud)  interdisant 
la  vente  de  la  néoline.  Du  16  mars.  (Bec.  des  Lois,  tome 
LXXX,  p.  30  s.) 

128.  Verordnung  (von  Landammann  und  Bath  des  C. 
Glarus)  betreffend  die  Gewinnung,  das  Fälbteten  und  den  Ver- 
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kauf  der  Alpenpflanze  „Edelweiss.    Vom  23.  Mai.    (Amtsbl. 
N°  22.) 

Verbot  des  Gewinnens  und  Verkaufe  mit  Wurzeln  und 
des  Exports  ausserhalb  des  Cantons,  ferner  des  Abschneidens 
und  des  Verkaufs  unausgewachsener  Blüten.   Busse  Fr.  5—20. 

129.  Loi  (du  Gr.  Gons.  du  G.  de  Neuchâtel)  exemptant 
du  droit  de  mutation  les  échanges  de  terrain  arrondissant  la  pro- 
priété foncière.  Du  14  février.  (Bec.  des  Lois,  tome  XV, 
p.  161  s.) 

Behufs  Begünstigung  der  Landwirtschaft  und  der  Zu- 
sammenlegung der  Grundstücke  wird  der  Tausch  von  land- 
wirtschaftlichen Grundstücken,  welcher  den  Zweck  gegen- 
seitiger Arrondierung  der  Güter  verfolgt,  von  der  Hand- 
änderungsgebühr befreit,  ausser  hinsichtlich  der  von  einer 
der  Parteien  bezahlten  Summe  fur  Mehrwerth.  Auf  Liegen- 
schaften mit  Gebäuden  findet  dieses  Gesetz  keine  An- 
wendung. 

130.  Verordnung  (des  Landraths  des  C.  Uri)  über  den 
Markt-  und  Hausirverkehr.    Vom  29.  Mai.    (Bes.  gedr.) 

Revision  der  Verordnung  vom  21.  Mai  1849,  welche 
gegenüber  dem  Art.  31  der  B.-V.  in  einzelnen  Punoten  bean- 
standet war.  Die  neue  Verordnung  ist  ganz  im  Sinne  der 
von  andern  Cantonen  erlassenen  (vrgl.  ds.  Ztsch.  Bd.  XXII, 
Abth.  3,  S.  102  ff.)  gehalten.  Die  Patentgebühren  für  den 
Hausierverkehr  betragen  nach  4  Glassen  Fr.  10 — 40  per  Monat, 
für  Kunst-  und  Musikproduotionen  Fr.  3 — 10  per  Tag,  u.  s.  f. 

131.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  de  Fribourg)  portant 
abrogation  de  Fart.  29  de  Varrete  du  1  sept.  1882  sur  les  pro- 
fessions ambulantes.   Du  20  novembre.    (Feuille  off.  N°  48.) 

Aufhebung  des  Satzes,  dass  die  Aufsuchung  von  Bestel- 
lungen bei  solchen  Personen,  die  mit  den  angebotenen  Artikeln 
nicht  Handel  treiben  oder  keinen  gewerblichen  Gebrauch 
davon  machen,  als  Hausierhandel  angesehen  wird  und  der 
bezüglichen  Patentgebühr  unterliegt. 

132.  Gesetz  (des  Gr.  Raths  des  G.  Graubünden)  über  den 
Markt-  und  Hausierverkehr  mit  Abänderungen  in  den  §§  2  und  7. 
Angenommen  in  der  Volksabstimmung  vom  14.  October.  (Ab- 
schied des  Gr.  Raths,  S.  21  ff.) 

Es  ist  das  alte  Gesetz  vom  26.  Oct.  1879  (ds.  Ztsch. 
XXII,  Abth.  3,  S.  110),  blos  mit  folgenden  zwei  Aenderungen: 
in  Art.  2,  Ziff.  2  wird  das  Aufsuchen  von  Bestellungen 
patentfrei  erklärt,  insofern  die  letztern  direct  vom  Orte  der 
Niederlassung  des  Verkäufers  effectuiert  werden  (in  Folge  des 
Handelsvertrags  mit  Frankreich,  der  die  französischen  Han- 
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delsreißenden  von  Patenttaxen  befreite),  und  blos  fur  „die 
sog.  Colportage"  die  Notwendigkeit  der  Lösung  eines  Patents 
beibehalten.  Art.  7,  Abs.  2  sodann,  der  vorgeschrieben  hatte, 
dass  keine  Hausierpatente  für  kürzere  als  dreimonatliche 
Dauer  sollen  ausgestellt  werden,  wird  dahin  geändert,  dass 
in  besondern  Fällen  Patente  auch  auf  kürzere  Dauer  können 
gegeben  werden. 

133.  Gesetz  (des  Gr.  Raths  des  C.  Luzern)  iiber  die  Wirt- 
schaften.  Vom  22.  November.    (S.  d.  G.  Bd.  Vu,  S.  18  ff.) 

134.  Vollziehungsverordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  Luzern) 
zu  diesem  Gesetze.  Vom  21.  Jänner  1884.  (S.  d.  Verordn. 
des  R.  R.  Heft  VI,  S.  156  ff.) 

Revision  des  Wirthschaftsgesetzes  vom  31.  Auç.  1864. 
Das  Wirthsgewerbe  bleibt  ein  gesetzlich  beschränktes  Ge- 
werbe, und  namentlich  kann  die  Bewilligung  verweigert 
werden,  wenn  die  Persönlichkeit  des  Bewerbers  und  seiner 
Familie  nicht  unbescholtenen  Rufes  ist,  das  Local  sanitarisch 
ungenügend  oder  in  störender  Nähe  einer  Kirche,  Schule, 
eines  Spitals  u.  dgl.  ist,  oder  wegen  zu  starker  Vermehrung 
der  Wirtschaften  an  dem  betreffenden  Orte  ernstliche  Be- 
sorgniss  für  das  öffentliche  Wohl  vorliegt.  Wer  kein  Wirth- 
schaftspatent  (sei  es  für  eine  Realwirthschaft,  d.  h.  mit  einem 
Hause  verbundene,  sei  es  für  eine  Personalwirthschaft)  er- 
langt hat,  darl  den  Kleinverkauf  geistiger  Getränke  (weniger 
als  20  Liter  Wein,  Most  und  Bier  una  weniger  als  10  Liter 
gebrannte  Wasser  und  Liqueur)  nicht  betreiben,  ausser  Reb- 
bergbesitzern für  selbstgezogenen  Wein.  Neue  Realwirths- 
rechte  werden  nicht  mehr  ertheilt.  Eine  neuaufgestellte  Be- 
stimmung ist,  dass  Wirthe  mit  Beherbergungsrecht  Gäste 
dann  in  Privathäusern  logieren  dürfen,  wenn  sie  obrigkeit- 
liche Bewilligung  für  die  betreffenden  Localien  erhalten  und 
Concessionsgebühr  (Fr.  10 — 60  per  Bett)  bezahlen;  haupt- 
sächlich die  Hotelkönige  in  Luzern  treffend,  welche  in  der 
Saison  Privatlogis  zur  Unterbringung  von  Gästen  miethen, 
ohne  dass  solche  Logis  bisher  als  Nebenetablissemente  und 
Dependenzen  besteuert  wurden.  Wirthe  mit  Beherbergungs- 
recht sind  verpflichtet,  Reisende  gegen  Bezahlung  zu  beher- 
bergen, so  lange  Platz  vorhanden  ist.  Für  Zechschulden  über 
den  Betrag  von  Fr.  5  wird  kein  Recht  gehalten  und  gegebene 
Pfänder  können  zurückgefordert  werden.  Ausnahmen  bei 
Forderungen  für  förmliche  Gastmähler  und  an  beherbergte 
Durchreisende,  Fremde  und  Pensionärs.  —  Im  Uebrigen  noch 
viele  Einzelbestimmungen  polizeilicher  Natur, 
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135.  Revision  (des  Cantonsraths  des  C.  Schwyz)  der  Ver- 
Ordnung  über  WirÛiscKaftspolizei  vom  13.  März  1851.  Vom  24.  Juli. 
(Ges.-Samml.  Bd.  IX,  S.  300  ff.) 

Von  der  Wirthschaftsberechtigung  sind  ausgenommen  die 
Almosengenössigen,  die  Bevogteten,  die  Falliten  bis  zu  ihrer 
Rehabilitation,  diejenigen,  welche  wegen  ihres  persönlichen. 
Characters  und  Leumdens  oder  Beschaffenheit  ihrer  Wirth- 
schaftslocâle  nicht  volle  Gewähr  für  klaglosen  Wirthschafts- 
betrieb  bieten.  Entzug  der  Wirthschaftsberechtigung  erfolgt 
durch  den  Bezirksrath  (Recurs  an  den  Regierungsrath),  wenn 
in  der  betreffenden  Wirthsohaft  die  Spiel-  und  Trunksucht 
begünstigt  und  unsittliches  oder  verbrecherisches  Treiben  ge- 
duldet wird. 

136.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  C.  de  Neuchâtel)  sur  les  pré- 
teurs sur  gage  et  les  fripiers.  Du  15  février.  (Ree.  des  Loisr 
tome  XV,  p.  167  ss.1 

Wer  das  Geweroe  eines  Pfandleihers  oder  Trödlers  treiben 
will,  muss  Anzeige  hievon  an  die  Districtspräf ectur  zu  Händen 
des  Polizeidepartements  machen.  Die  Trödler  sind  zu  genauer 
Buchführung  über  ihre  Käufe  und  Verkäufe  verpflichtet  und 
dürfen  von  Minderjährigen,  Lehrlingen,  Dienstboten  ohne  Vor- 
weis schriftlicher  Einwilligung  ihrer  Eltern,  Vormünder,  Meister 
und  Herrschaften  nichts  kaufen.  Gegenstände  verdächtiger 
Herkunft  sollen  sie  zurückhalten  und  davon  der  Präfectur 
Anzeige  machen.  Die  Pfandleiher  haben  ebenfalls  genaues 
Buch  über  ihre  Leihgeschäfte  zu  fahren,  Verabredung  de» 
Verfalls  des  Pfandes  bei  Nichtzahlung  der  Leihsumme  zu 
Eigenthum  des  Pfandleihers  ist  verboten,  es  muss  öffentliche 
Versteigerung  der  Pfänder  stattfinden,  allerdings  ohne  Not- 
wendigkeit vorheriger  Klage  gegen  den  Schuldner,  blos  mit 
Bewilligung  des  Präfecten,  der  soweit  möglich  den  Schuldner 
davon  benachrichtigt.  Verbot  des  Leihens  auf  Gegenstände, 
welche  dem  Trödelvertrag  entzogen  sind,  sowie  auf  Uhren- 
bestandtheile,  wenn  der  Verpfânder  nicht  selbst  Uhrenfabri- 
cant  ist. 


137.  Verordnung  (des  Cantonsraths  des  C.  Unterwaiden 
ob  dem  Wald)  betreffend  die  Dienstverhältnisse  des  SusthaUerr 
und  des  Ohmgeldeinnehmers  in  Alpnach.  Vom  13.  März.  (Ges. 
u.  Verordn.  V,  S.  69  ff.) 

Aus  dieser  Amtsordnung  des  Susthalters,  d.  h.  des  für 
die  Besorgung  aller  durch  die  Sust  transitierenden  Waaren 
und  Getränke,  deren  Versendung  nach  Massgabe  der  Fracht- 
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triefe  und  Erhebung  des  Ohmgeldes  aufgestellten  Beamten, 
ist  hier  Art.  9  zu  erwähnen-:  „Ohne  specielle  Bewilligung  des 
Sustmeisters  dürfen  keine  Waaren  länger  als  14  Tage  in  der 
Sust  belassen  werden.  Wenn  Waaren  drei  rolle  Monate  in 
der  Sust  liegen  geblieben,  ohne  dass  deren  Eigenthümer  sich 
zeigt  oder  meldet,  so  ist  der  Suatmeister  verpflichtet,  dem 
Regierungsrathe  davon  Anzeige  zu  machen". 

138,  Gesetz  (des  Cantonsraths  des  C.  Zürich)  betreffend  die 
Gewerbe  der  Effektensensale  und  Börsenagenten.  Angenommen 
durch  Volksabstimmung  vom  2.  Decomber.  (Off.  Gr.  S.  XXI, 
S.  52  ff.) 

Dieses  Gesetz  ist  hervorgegangen  aus  üblen  Erfahrungen 
mit  mehreren  Notaren,  die  an  der  Börse  spielten.  Die  wichtigste 
Bestimmung  istdesshalb  §  14:  „Den  Börsenagenten  undEffecten- 
sensalen  ist  untersagt,  für  öffentliche  Beamte  oder  Angestellte, 
die  vermöge  ihrer  Stellung  zur  Leistung  einer  Caution  ver- 
pflichtet sind,  sowie  für  Angestellte  in  Privatgeschäften  ohne 
Vorwissen  der  Vorgesetzten  derselben,  und  fax  Personen, 
deren  Identität  nicht  festgestellt  ist,  Aufträge  zu  Börsen- 
geschäften anzunehmen".  Ein  zweites  wesentliches  Motiv  fur 
Erlass  dieses  Gesetzes  war  das  fiscalische  Interesse.  §  1  unter- 
stellt den  Börsenverkehr  in  Wertpapieren  (mit  Ausschluss 
des  Wechselverkehrs)  der  staatlichen  Aufsicht.  §  2  fordert 
für  den  Betrieb  des  Gewerbes  eines  Efiectensensalen  oder 
Börsenagenten  staatliche  Bewilligung.  Effectensensal  ist,  „wer 
an  der  Börse  Käufe  und  Verkäufe  von  Wertpapieren  (Wechsel 
ausgenommen)  für  fremde  Rechnung  und  auf  fremden  Namen 
vermittelt".  Börsenagent,  „wer  solche  Geschäfte  fur  fremde 
Rechnung,  aber  auf  den  eigenen  Namen  abschliesstu.  Die 
Zahl  der  Effectensensale  und  Börsenagenten  unterliegt  keiner 
Beschränkung,  aber  die  betr.  Personen  müssen  im  Besitze 
der  bürgerl.  Ehren  und  Rechte  stehn,  eines  guten  Rufes  ge- 
messen und  mit  den  erforderlichen  kaufmännischen  Kennt- 
nissen ausgerüstet  sein  (§  5).  Die  von  der  Vereinigung  der 
Effectensensale  und  Börsenagenten  aufgestellten  Statuten,  Rég- 
lemente und  Usancen  sind  dem  Reg.-Rathe  zur  Genehmigung 
vorzulegen  (§  8).  Geschäftsabschlüsse  in  Wertpapieren  können 
an  der  Börse  nur  durch  die  Effectensensale  oder  Börsenagenten 
gemacht  werden,  welche  über  alle  diese  Geschäfte  genau  Buch 
jsu  führen  haben  (§  9  u.  10).  Bei  jedem  Abschluss  muas 
mittelst  Stempelmarken  oder  gestempelten  Formularen  an  die 
Staatskasse  eine  Gebühr  entrichtet  werden,  und  zwar  30  Cts. 
für  einen  Nominalbetrag  bis  auf  Fr.  3000,  50  Cts.  für  einen 
Betrag   von   Fr.  3000—10,000,    30   Cts.   für  jede  weiteren 
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Fr.  10,000  oder  einen  Bruchtheil  derselben  (§  11).  Dazu 
kommt  noch  eine  fixe  jährliche  Gebühr  von  200  resp. 
500  Fr.  für  Ausübimg  des  Gewerbes  als  Sensal  resp. 
Börsenagent  (§  4)  und  Realcaution  bis  auf  Fr.  20,000  (§  16). 
Die  Aufsicht  über  den  Betrieb  der  Börsengeschäfte  geschieht 
durch  Commissäre,  welche  von  der  Regierung  ernannt  werden, 
und  den  Börsenversammlungen  beizuwohnen  haben  (§  12). 
^Dieselben  dürfen  nicht  gewerbsmässig  Wertpapiere  kaufen 
und  verkaufen  und  sind  zur  Wahrung  der  Geschäftsgeheim- 
nisse verpflichtet  (§  13).  Wohl  ziemlich  illusorischer  Natui 
ist  §  15:  „Die  Effectensensale  und  Börsenagenten  dürfen 
weder  unter  sich  noch  mit  Dritten  Einverständnisse  treffen 
oder  begünstigen,  zu  dem  Zwecke,  einen  Einfluss  auf  den 
Curs  der  Werthpapiere  auszuüben,  insbesondere  ist  auch  die 
wissentliche  oder  grob  fahrlässige  Verbreitung  falscher  Nach- 
richten zu  ahnden."  Sondervereinigungen  ausser  der  in  §  8 
vorgesehenen,  zu  dem  Zweoke  einer  Umgehung  des  Gesetzes 
sind  untersagt  (§  17).  Für  Uebertretung  des  Gesetzes  ist 
eine  Busse  bis  auf  Fr.  5000  zu  Händen  der  Staatskasse  an- 
gesetzt in  Verbindung  mit  Gefängniss  bei  schweren  Fällen 
und  Entzug  der  Concession  auf  Zeit  oder  für  immer.  Vor- 
behalten bleiben  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuches  und 
allfallige  Schadenersatzpflicht  (§  19). 

Der  Effectenbörsenverein  in  Zürich  hat  gegen  dieses  Ge- 
setz den  Becurs  an  den  Bundesrath  wegen  Beeinträchtigung 
der  Handels-  und  Gewerbefreiheit  (B.  V.  Art.  31),  und  an  das 
Bundesgericht  wegen  Verletzung  der  durch  die  Bundes-  und 
die  Cantonsverfassung  gewährleisteten  Rechte  (Gleichheit  vor 
dem  Gesetz  u.  dgl.)  auf  Grund  von  Art.  59,  lit.  a  des  B.  G. 
über  Bundesrechtspflege  ergriffen,  ist  aber  beiderseits  abge- 
wiesen worden.  Der  bezügliche  Bundesrathsbeschluss  vom 
1.  Febr.  1884  steht  im  Bundesblatt  von  1884,  Bd.  I.  S.  233  ff. 

139.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  0.  de  Fribourg)  concer- 
nant le  mode  de  jouissance  des  châteaux  de  préfecture.  Du  10 
avril.     (Bull.  off.  des  Lois,  tome  LH,  p.  59  ss.) 

Ein  in  Folge  Nichtwiederwahl  oder  Krankheit  abgehen- 
der Präfect  oder  bei  Tod  eines  solchen  dessen  Erben  haben 
sechs  Wochen  Frist  zur  Abgabe  ihrer  Amtswohnungen  an 
den  Nachfolger;  freiwillige  Demission  oder  Abberufung  ver- 
pflichtet zu  sofortiger  Räumung.  Die  Abrechnung  mit  dem 
neuen  Präfecten  über  den  Genuss  der  Wohnung  und  der 
dazu  gehörigen  Ländereien  erfolgt  pro  rata  der  Zeit  nach 
den  für  Miethe  und  Pacht  geltenden  Vorschriften;  Streitig- 
keiten  entscheidet   der   Staatsrath.     Der    abgehende  Präfect 
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muss  die  Wohnung  nach  Miethrecht  in  Stand  stellen  und 
haftet  für  verschuldete  Verschlechterung  sowie  für  das  Vor- 
handensein des  von  ihm  übernommenen  Mobiliars  laut  Inven- 
tar; für  Arbeiten  und  Bauten,  die  er  selber  hat  machen 
lassen,  darf  er  weder  Entschädigung  verlangen  noch  sie  zer- 
stören (détruire  ;  aber  wegnehmen  ?).  Untervermiethung  nicht 
benutzter  Räumlichkeiten  ist  an  Erlaubnies  des  Staatsraths 
gebunden.  Bei  Versetzung  eines  Präfecten  aus  Bedürfhissen 
•der  Verwaltung  kann  der  Staatsrath  eine  Umzugsentschädigung 
zusprechen.  \ 

140.  Arrêté  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  de  Vaud)  de  police 
réglant  le  nombre  maximum  des  passagers  à  admettre  sur  les 
iateaux  à  vapeur.  Du  20  juillet.  (Bec.  des  Lois,  tome  LXXX, 
p.  121  s.)  t 

141.  Verordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  Zug)  betr.  Voll* 
jiehung  des  Art.  14  des  Bundesgesetzes  über  die  Arbeit  in  den 
Fabriken.    Vom  29.  November.    (Amtsbl.  N°  480 

Verbot  der  Sonntagsarbeit  (Nothfälle  und  solche  Eta- 
blissements vorbehalten,  welche  ihrer  Natur  nach  ununter- 
brochenen Betrieb  erfordern  und  hiefur  die  bundesräthliche 
Bewilligung  erhalten  haben).  Gleichstellung  von  acht  Fest- 
tagen mit  den  Sonntagen.  Fabrikarbeiter,  welche  auch  an 
weitern  Festtagen  nicht  arbeiten  wollen,  dürfen  dafür  nicht 
gebüsst  werden. 

142-  Bekanntmachung  (des  Reg.-Raths  des  G.  Baselland- 
.schaft)  betr.  das  Eingehen  von  Bürgschaftsverpflichtungen.  Vom 
.3.  Januar.    (Amtsbl.  I,  N°  1.) 

Macht  namentlich  die  Grantnotare  darauf  aufmerksam, 
4ass  jetzt  in  Folge  von  Obl.-R.  Art.  12  und  491  die  Unter- 
schrift der  Bürgen  in  den  Grantrödeln  zu  verlangen  ist. 

143,  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  0.  de  Vaud)  concernant  le 
xautionnement.  Du  16  mai.  (Ree.  des  Lois,  tome  LXXX, 
p.  77  8.) 

Nächster  Zweck  des  Gesetzes  ist,  dem  Bürgen  die  Mög- 
lichkeit sich  von  dem  Hauptschuldner  Sicherung  geben  zu 
lassen,  zu  erweitern.  Schon  bisher  waren  solche  Sicherstel- 
lungen durch  Hypothek  (gardance  de  dams)  zulässig  gewesen, 
aljer  nur  fur  Bürgschaften,  die  in  öffentlichen  Acten  verbrieft 
waren.  Der  Regierungsrath  schlug  vor,  sie  auch  fur  Bürg- 
schaften in  Privatacten  zuzulassen.  Der  Grosse  Rath  gieng 
noch  darüber  hinaus  und  zog  auch  die  Indossamente  hinzu: 
il  peut  être  passé  une  gardance  de  dams  pour  un  cautionne- 
ment ou  endossement  donné  dans  un  acte  sous  seing  privé. 
La  gardance  de  dams  doit  mentionner  la  date  et  l'échéance 
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-de  cet  acte,  ainsi  que  la  somme  du  capital  garanti.  Ber 
zweite  Artikel  lautete  im  regierungsräthlichen  Entwürfe  so: 
Cette  gardanoe  de  dams  ne  peut  déployer  d'effet  qu'entre  les 
mains  de  la  caution  même  ou  de  ses  droits -ayant  par  suc- 
cession et  dans  le  cas  seulement  où  la  caution  fait  la  preuve 
qu'elle  a  payé  le  créancier  de  ses  propres  deniers.  Das  Ge- 
setz hat  aus  dieser  Fassung  die  Worte  par  succession  und 
de  ses  propres  deniers  gestrichen. 

Eine  Einsendung  von  Notar  Fiaux  im  Journal  des  Tri- 
bunaux 1883  N°  23  p.  371  macht  auf  Inconvenienzen ,  die 
aus  diesen  Aenderungen  entstehen  können,  aufmerksam  und 
glaubt,  dass  das  Gesetz  überhaupt  nun  grundsätzlich  die  freie 
Aufkündbarkeit  der  Hypothekaracte  im  Gegensatz  zu  dem 
"bisher  gültigen  Princip  der  fünfjährigen  Unaufkündbarkeit 
aufstelle  (cfr.  loi  vom  18.  Febr.  1874,  dse.  Ztschr.  Bd.  XIX, 
Abth.  3,  S.  28  ff.),  weil  nun  — .das  scheint  das  Raisonne- 
ment zu  sein  —  der  Schuldner  statt  eine  Obligation  ein  billet 
/hypothécaire  auszustellen  werde  genöthigt  werden. 


144.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  C.  de  Neuchâtel)  sur  le  cau- 
tionnement des  compagnies  d'assurances.  Du  20  mars.  (Bec. 
-des  Lois,  tome  XV,  p.  194  ss.) 

Caution  von  Fr.  15,000— Fr.  50,000,  nach  Festsetzung 
-des  Staatsraths,  von  jeder  Versicherungsgesellschaft,  die  zu 
Geschäften  im  Ganton  autorisiert  wird,  beim  Finanzdeparte- 
juent  in  baar  zu  hinterlegen,  zur  Deckung  der  im  Canton 
-eingegangenen  Verpflichtungen.  Die  Versicherten,  deren 
Forderungen  fällig  sind,  haben  ein  Vorzugsrecht  auf  die 
Oaution,  und  dasselbe  wird  bei  Verzicht  der  Gesellschaft 
auf  ferneren  Geschäftsbetrieb  aus  der  Caution  liquidiert,  bevor 
-dieselbe  zurückgegeben  wird.  Allfällige  Processe  bei  dieser 
Gelegenheit  entscheidet  der  Eichter  des  von  der  Gesellschaft 
»erwählten  Domicils. 

145.  Gesetz  (des  Cantonsraths  des  C.  Zug)  betreffend  Brand- 
Versicherung  der  Immobilien  für  den  Canton  Zug.  vom  11.  De- 
cember  1882.  Nebst  Uebergangsbestimmungen  (desselben) 
jTom  21.  Juni  1883.  In  Kraft  getreten  den  1.  Januar  1884. 
(Samml.  d.  Ges.  Bd.  VI,  N°  28.) 

Revision  des  Gesetzes  vom  27.  Mai  1867.  Staatliche, 
iur  alle  Gebäude  im  Canton  obligatorische  Assekuranzanstalt 
im  Sinn  der  gegenseitigen  Sicherung  unter  Leitung  der 
Tinanzcommission  und  der  Hypothekarkanzlei  und  Oberauf- 
sicht  des   Regierungsraths.     Versichert   werden    nicht:    der 
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100,000  Fr.  übersteigende  Werth  einer  Liegenschaft,  sowie 
Gebäude  unter  300  Fr.  Werth,  ferner  Pulvermählen  u.  dgL 
und  die  Bestandteile  bei  Mühlen,  Fabrik-  und  Badetablisse- 
ments oder  andern  mechanischen  Werken  (Trotten,  Pressen). 
Bei  Doppelversicherung  in  einer  andern  Anstalt  tritt  Busse 
von  100 — 1000  Fr.  und  Verlust  der  Vergütung  im  Brandfall 
ein.  §  5  definiert  den  Brandschaden,  für  den  Ersatz  geleistet 
wird.  Absichtliche  Brandstiftung  des  Beschädigten  schliesHt 
jede  Vergütung  aus,  fahrlässige  zieht  entsprechenden  Abzug 
nach  sien,  jedoch  nicht  gegen  die  Pfandgläubiger;  diese 
müssen  in  allen  Fällen  gedeckt  werden,  und  der  Staat  hat 
dann  nur  ein  Forderungsreoht  gegen  den  Fehlbaren«  —  Der 
Abschnitt  II  giebt  die  besonderen  Bestimmungen  über  Ein- 
trag der  versicherungspflichtigen  Gebäude  im  Lagerbuch  auf 
der  Hypothekarkanzlei,  die  Schätzungen  und  die  hiefur  er- 
nannte Commission,  die  Revision  der  Lagerbücher,  die  Revi- 
sion der  Assecuranzschatzungen.  Der  Eigenthümer  hat  gegen 
Schätzungen  der  Schatzungscommission  den  Recurs  an  die 
Finanzcommission.  Abschnitt  III  enthält  das  Nähere  über 
Untersuchung,  Ausmittlung  und  Vergütung  des  Brandsohadens, 
Erhebung  der  Beiträge,  Bildung  eines  Reservefonds  und  Ver- 
waltung der  Anstalt.  Was  die  Auszahlung  der  Entschädigungs- 
summe betrifft,  so  erfolgt  dieselbe  an  den  Eigenthümer  des 
brandbeschädigten  Gebäudes,  wenn  dieses  un  verpfändet  ist 
oder  die  Pfandgläubiger  einwilligen,  sonst  an  die  Pfand- 
gläubiger  in  der  Rangordnung  von  vornen  an,  sofern  der  Be- 
schädigte nicht  mehr  bauen  will,  und  an  den  Eigenthümer, 
der  wieder  bauen  will,  nach  Massgabe  des  Fortschreitens  des 
Wiederaufbaues. 

146.  Gesetz  (der  Landsgemeinde  des  0.  Appenzell  a.  Rh.) 
über  die  Gebäudeversicherungsanstalt  Vom  29.  April.  (Gesetz- 
buch 1883,  S.  255  ff.  Vorlagen  des  Revisionsraths  zu  Händen 
der  Landsgem;  S.  3  ff.  41  ff.) 

Dieses  Gesetz  war  im  Wesentlichen  gleichlautend  schon 
1882  vor  die  Landsgemeinde  gebracht,  aber  hauptsächlich, 
darum  verworfen  worden,  weil  es  bestimmt  hatte,  dass  bis 
spätestens  zum  Jahre  1890  sämmtliche  Gebäude  in  Dörfern 
mit  harter  Bedachung  zu  versehen  seien,  was  zu  drückend 
schien.  Das  neue  Gesetz  dehnte  diesen  Termin  bis  1.  Jan. 
1900  aus  und  unterstellte  diese  Uebergangsbestimmung  einer 
besondern  Abstimmung.  Die  Folge  war  Annahme  sowohl 
des  Gesetzes  als  dieser  Uebergangsbestimmung. 

Das  Princip  bleibt  wie  bisher  staatliche  Assecuranz  auf 
Gegenseitigkeit   beruhend   mit    obligatorischem  Beitritt  aller 
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Gebäudeeigenthüraer.  Ausgeschlossen  bleiben  Pulvermtihlen, 
Gasfabriken,  überhaupt  die  zur  Fabrication  und  zur  Aufbe- 
wahrung explosibler  Stoffe  bestimmten  Gebäude.  —  Verbot 
anderweitiger  Versicherung.  —  Aufnahme  der  Gebäude  um 
7/s  ihres  Werthes  in  die  Assecuranz.  —  Bei  Werthverände- 
rung  neue  Schätzung.  —  Alle  10  Jahre  überhaupt  neue 
Schätzung.  —  Versicherungsbeitrag:  1.  fur  einzelnstehende 
Gebäude  mit  harter  Bedachung  5  Happen  von  100  Fr.,  bei 
weicher  Bedachung  7  Kappen;  2.  für  Gebäude  in  Gruppen 
(6  und  mehr  Gebäude  weniger  als  60  Meter  von  einanaer) 
bei  harter  Bedachung  7,  bei  weicher  10  Kpn.  von  100  Fr.; 

3.  für  Gebäude  in  Dörfern,  sowie  Bäckereien,  Bierbrauereien, 
Käsereien,  Zwirnereien,  Stick-  und  Webfabriken,  Hutmacher-, 
Schmiede-  und  Schlosserwerkstätten ,  Wirthshäuser,  Druck- 
fabriken, Seifen-,  Kerzen-  und  Wachsfabriken  in  Gebäude- 
gruppen  bei   harter  Bedachung    10,   bei  weicher  15  Rpn.; 

4.  für  genannte  Fabriken  und  Werkstätten  in  Dörfern  bei 
harter  Bedachung  15,  bei  weicher  20  Bpn.;  5.  für  Waaren- 
sengereien  ohne  Gasfabrication,  Apotheken,  Handlungen  mit 
feuergefährlichen  Stoffen,  Brennereien,  Färbereien,  Hafhereien 
und  Ziegelhütten  25  Bpn.;  6.  für  Appreturen,  Tröcknehäuser 
und  Spinnereien  mit  Dampfheizung ,  sowie  Parqueterien 
35  Kpn.;  7.  für  Appreturen,  Tröcknehäuser  und  Spinnereien 
mit  gewöhnlicher  Feuerheizung,  Waarensengereien  mit  Selbst- 
fabrication  des  Gases  und  Dampfsägen  60  Rpn.  —  Im  Noth- 
fidl  können  die  Beiträge  verdoppelt  und  verdreifacht  werden. 
—  In  Handänderungs-  und  Concursfällen  Uebernahme  rück- 
ständiger Beiträge  durch  den  neuen  Erwerber.  —  Vergütung 
wird  geleistet  für  den  durch  Feuer,  Blitzschlag,  Explosion 
entstandenen  Brand,  den  durch  Löschen  oder  durch  Zer- 
störung Behufs  Verhinderung  der  Ausbreitung  eines  Brandes 
entstandenen  Schaden.  Der  Vergütung  geht  verlustig  der 
durch  Urtheil  der  absichtlichen  Brandstiftung  schuldig  Er- 
klärte und  der  auch  anderwärts  Versicherte;  Pfandgläubiger 
sind  auch  in  diesen  Fällen  bis  auf  die  Höhe  der  Versicherung 
zu  decken,  mit  Rückgriff  der  Versicherungsanstalt  gegen  den 
Schuldigen.  Wer  einen  Brand  durch  Fahrlässigkeit  veran- 
lasst hat,  erleidet  einen  Abzug  an  der  Vergütung,  den  die 
Assecuranzcommission  bestimmt,  unter  Recursrecht  an  die 
Gerichte.  Bei  theilweiser  Beschädigung  Ausmittlung  der 
Vergütung  nach  Verhältniss.  Der  Gemeinderath  erhält  die 
Vergütung  von  der  Assecuranzcasse  ausbezahlt  und  hat  dafür 
zu  sorgen,  dass  sie  entweder  zum  Wiederaufbau  der  Gebäude 
oder  an  die  Bezahlung    der    darauf  haftenden  Zedelschulden 
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verwendet  wird.  —  Die  Versicherungsanstalt  steht  unter  Auf- 
sicht der  vom  Cantonsrath  gewählten  Asseouranzcommission 
und  unter  Oberaufsicht  des  Cantonsraths.  —  Neubauten  in 
Dörfern  und  Dorfbezirken  sind  mit  harter  Bedachung  zu  ver- 
sehen. Die  oben  unter  5,  6  und  7  aufgeführten  Gebäude 
mit  weicher  Bedachung  müssen  innerhalb  der  nächsten  4 
Jahre  harte  Bedachung  erhalten.  —  Dieses  Gesetz  tritt  an 
die  Stelle  desjenigen  vom  29.  April  1860. 

147.  Verfügung  (der  Finanzdirection  des  C.  Zürich)  be- 
treffend Herabsetzung  des  Assecuranzwerthes  für  niedrig  verkaufte 
Gebäude.  Vom  7.  April.  (Suppl.  zu  Bd.  I— XX  der  off.  Ges.- 
Samml.  S.  233  f.) 

Erhält  die  Finanzdirection  von  einem  Notar  über  einen 
Verkauf  aus  freier  Hand  Anzeige  betr.  niedrigen  Kaufwerth 
eines  Gebäudes,  so  ordnet  sie  eine  Schätzung  des  allfaüig 
mitverkauften  Landes  durch  den  Gemeinderathan  und  reduciert 
den  Assecuranzwerth  auf  den  Betrag,  der  sich  dann  daraus 
als  Werth  des  Gebäudes  ergiebt.  Ergiebt  sich  der  niedrige 
Verkaufswerth  bei  einer  Concursgant,  so  kann  das  Gebäude 
neu  geschätzt  werden. 

148.  Beschluss  (des  Reg.-Raths  des  C.  Thurgau)  betreffend 
Classificierung  der  Gebäulichkeüen  mit  erhöhter  Feuersgefahr.  Vom 
5.  Januar.     (Ges.-S.  IV,  S.  483.) 

Zutheilung  der  Gebäude,  in  denen  Leuchtgas  bereitet  oder 
in  grössern  Massen  aufbewahrt  wird  oder  Gasolinapparate  zur 
Beleuchtung  angebracht  sind,  zu  der  HL  Classe. 

149.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  C.  de  Genève)  modifiant  rart.  7 
titre  IV de  la  loi  du  27  juin  1849,  sur  rétablissement  d'une  maison 
dosile  pour  les  vieillards.  Du  4  juillet.  (Bec.  des  Lois,  tome 
LXIX,p.203ss.) 

Am  Pfrundhaus  wird  eine  Altersversicherung  eingerichtet, 
an  welcher  einzig  Genfer  und  Schweizer  Bürger  Theil  nehmen 
können.  Die  Versicherten  zahlen  eine  Aversalsumme  oder 
jährliche  Prämien.  Der  Staatsrath  hat  den  Tarif  festzustellen. 
Die  versicherte  Rente  wird  vom  60.  Jahr  an  ausbezahlt.    Dazu 

150.  Règlement  de  l  Asile  des  Vieillards  modifié  par  la  Com- 
mission administrative.  11  Dec.  1882.  (ib.  p.  205  ss.) 

151.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  C.  de  Neuchâtel)  instituant  une 
assurance  mutuelle  pour  la  défense  du  vignoble  neuchdtelois  contre 
le  phylloxéra.  Du  22  mars.  (Bec.  des  Lois,  tome  XV,  p.  209  ss.) 

Die  bisherige  Assecuranz  (dse.  Zeitschr.  Bd.  XXII, 
Abth.  3,  S.  120  N°  346)  wird  auf  weitere  4  Jahre  verlängert, 
im  Wesentlichen  unter  Erneuerung  der  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  1.  Oct.  1878.  Dieses  neue  Gesetz  gilt  bis 
Ende  1886. 
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152.  Beschluss  (des  Reg.-Raths  des  C.  Appenzell  A.Rh.) 
betreffend  Amortisation  von  Wertpapieren.  Vom  19.  November. 
(Gesetzbuch  1883,  S.  353.  Amtshl.  I,  S.  290.  324.) 

Als  „Richter  des  Wohnsitzes  des  Schuldners",  vor  dem 
nach  Ohl.-R.  Art.  849  ff.  die  Amortisation  von  Inhaberpapieren 
.stattzufinden  hat,  wird  nach  Analogie  von  §  14  des  Zedel- 
gesetzes  das  Obergericht  bezeichnet. 

153.  Kreisschreiben  (des  Reg.-Raths  des  C.  St.  G-allen)  an 
die  Bezirksammänner  und  Bezirksgerichte  betreffend  das  Verfahren 
bei  Amortisation  von  Inhaberpapieren.  Vom  9.  März.  (GL  S. 
N.  F.  IV,  S.  105  ff.) 

154.  Beschluss  (des  Landraths  des  C.  Unterwaiden  nid  dem 
Wald)  betr.  die  Wechselprotestbeamten.  Vom  1.  März.  (Amtsbl. 

«  N°  10,  S.  188.) 

Mit  Rücksicht  auf  Art.  814—817  des  Obl.-R.  werden  als 
Wechselprotestbeamte  bis  Mai  1886  gewählt  die  jeweiligen 
Bezirksgemeindeschreiber. 

155.  Instruction  (des  Reg.-Raths  des  C.  Basellandschaft) 
für  die  Wechselprotestbeamten.  Vom  28.  December  1882.  Nebst 
Nachtrag  vom  4.  April  1883.  (Amtsbl.  I,  N°  1  und  14.) 


4.     Erbrecht. 

156.  Abänderung  des  Erb-  und  Testiergesetzes  des  C.  Unter- 
walden  nid  dem  Wald  (durch  Landrath  und  Obergericht  dieses 
Cantons  kraft  der  von  der  Landsgemeinde  den  24.  April  1881 
erhaltenen  Vollmacht).  Vom  26.  April.  (Amtsbl.  N°  19.) 

Die  Aenderung  betrifft:  1.  §  214,  indem  der  überlebende 
Ehegatte  künftig  in  allen  Fällen  den  Viertel  vom  Nachlasse 
des  Verstorbenen  zu  lebenslänglicher  Nutzniessung  erhält, 
während  sich  bisher  dieser  Viertel  bei  Vorhandensein  von  4 
oder  mehr  Kindern  auf  einen  Kindestheil  reduciert  hatte.  Ausser- 
dem fügt  der  neue  §  bei,  dass  Testamente  vor  Berechnung 
des  Leibdings  vom  Gesammtvermögen  abzuziehen  sind  und 
gerichtlich  geschiedene  Ehegatten  gegenseitig  kein  Erbrecht 
gemessen.  —  2.  Der  §  215  hatte  das  Erbrecht  der  Mutter 
auf  einen  Viertel  Nutzniessung  bestimmt;  wenn  weniger  als 
vier  Geschwister  erben,  auf  einen  Geschwistertheil  bei  4  und 
mehr  Geschwistern,  auf  einen  Viertel  bei  Erbfall  an  den  väterl. 
Grossvater  und  dessen  Nachkommen,  auf  die  Hälfte  bei  Erb- 
fall an  die  urgrossväterliche  Parentel.  Jetzt  wird  der  Viertel 
Nutzniessung  analog  der  Neuerung  in  §  214  allgemein  gegen- 
über den  Geschwistern  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Zahl  der 
Mutter  zuerkannt,  dagegen   gegenüber  der   grossväterlichen 
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Parentel  auf  den  Drittel  erhöht,  und  gegenüber  der  urgross- 
väterlichen  bleibt  es  bei  der  Hälfte.  —  3.  Der  bisherige  §  240 
hatte  testamentarische  Verfügungen  ohne  und  selbst  wider  der 
Erben  Willen  gestattet  nur  bis  auf  den  20.  Theil  des  er- 
hauseten  Gutes,  jedoch  beigefugt,  dass  bei  Ueberschreitung 
dieses  Betrags  das  Gericht  auf  Anrufen  der  Bedachten  unter 
Berücksichtigung  der  Vermögensverhältnisse,  Nähe  der  Erben, 
des  Zweckes  der  Vermächtnisse  u.  dgl.  über  die  Gültigkeit 
des  Mehrbetrags  entscheiden  solle,  nur  so,  dass  gegenüber 
Descendenten  nicht  mehr  als  7"  des  Erhauseten  und  */*©  des 
Ererbten,  bei  Mangel  von  Leibeserben  nicht  mehr  als  */*, 
resp.  7*o  vermacht  werden  dürfe.  Diese  sonderbare  Fassung 
wird  nun  klarer  so,  gestellt:  Ohne  und  selbst  wider  der  Erben 
Willen  kann  testiert  werden  über  7io  des  Erhauseten  und  */*<>.• 
des  ererbten  Vermögens  bei  gesetzlichen  Erben  I.  Glasse,  über 
75  des  Erhauseten  und  7*o  des  Ererbten  bei  Erben  IL  und 
ICE.  Cl.,  über  7*>  re8P«  V*  ^ei  weitern  Erben.  —  4.  Für 
Uebergaben  mit  Leib  und  Gut  und  für  Errichtung  von  Familien- 
stiftungen (Fideicommissen)  wird  Genehmigung  des  Ober- 
ferichts  statt  wie  bisher  des  Geschwornengerichts  vorgeschrie- 
en. —  5.  Der  §  248  (Schenkungen  betreffend)  erhält  die 
Zusätze,  dass  die  Schenkung  anfechtbar  ist,  wenn  die  Absicht 
böswilliger  Benachtheiligung  gesetzlicher  Erben  oder  Creditoren 
anzunehmen  ist,  und  dass  Schenkungen  über  den  Betrag  von 
Fr.  500  hinaus  zu  ihrer  Gültigkeit  schriftlicher  Abfassung 
und  Unterzeichnung  durch  einen  unverwerflichen  Zeugen  be- 
dürfen. 

Das  Gesetz  tritt  auf  15.  Mai  1883  in  Kraft.  Erbfälle  von 
einem  vor  diesem  Tage  gestorbenen  Erblasser  werden  noch 
nach  altem  Gesetz  behandelt,  ebenso  die  vor  diesem  Tage 
errichteten  Testamente. 


III.  Civilproeess 
(inbegriffen  Schuldbetreibung  und  Concurs). 

157.  Gesetz  (des  Gr.  Käthes  des  C.  Bern)  betreffend  Ver- 
einfachung und  Abkürzung  des  Civilprocessverfahrens.  Yom  2.  April. 
Vom  Volke  angenommen  durch  Abstimmung  yom  3.  Juni  mit 
25,734  gegen  14,112  Stimmen.  (Bes.  gedr.  und  G*es.,  Decr. 
und  Verordn.  Bd.  XXH,  S.  121  ff.) 

158.  Anhang  dazu:  Zusatzbestimmungen  zu  dem  Gerichts- 
organisationsgesetze.  (Das.  S.  241  ff.) 

Im  alten  Bern  galt  die  hausbackene  Staatsmaxime,  die  Prozess- 
sucht möglichst  zu  beschränken;  böswillige  Prozessierer  konnten 
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ebenso  wie  hartnäckige  Sektierer  bevogtet  werden.  Man  scheute 
es  nicht  so  sehr,  die  mit  dem  Beschreiten  des  Bechtsgangs 
verbundenen  Unannehmlichkeiten  recht  empfindlich  werden  au 
lassen,  und  war  eher  der  Meinung,  die  Versöhnlichkeit  zu  pflegen, 
als  den  Kampf  um's  Recht  zu  ermuntern.  Kleinere  Händel 
wurden  wo  immer  möglich  „ausgemacht"  und  zu  diesem  Ende 
wohl  auch  etwôlcher  Druck  von  Seiten  der  Amtsgewalt  nicht 
gescheut;  die  jetzt  so  sehr  geschmähten  Landvögte  oder  Ober- 
amtleute sahen  eine  ihrer  schönsten  Aufgaben  darin,  möglichst 
Tiele  Prozesse  im  Keim  zu  ersticken.  War  aber  einmal  der 
Rechtsstreit  im  Gang,  dann  legte  man  grosses  Gewicht  auf 
gänzliche  Freiheit  der  Parteien.  „Unsere  Voreltern",  schrieb 
Prof.  Sam.  Schnell  1822,  „thaten  sehr  wohl  daran,  ihre  Ge- 
setze über  das  gerichtliche  Verfahren  in  bürgerlichen  Rechts- 
.  sachen  auf  die  V  erhandlungsmaxime  zu  gründen  :  sie  wollten 
bei  ihren  Angehörigen  das  Gefühl  der  Freiheit  nicht  unter- 
drücken, mit  allem  was  ihnen  angehört  in  soweit  willkürlich 
verfahren  zu  können,  als  die  Rechte  Anderer  dadurch  nicht 
beeinträchtigt  werden."  So  müsse  die  ganze  Prozessinstruktion 
mit  Inbegriff  der  Beweisführung  durchaus  in  den  Händen  der 
Parteien  liegen;  „der  Richter  hat  nur  dafür  zu  sorgen,  dass 
die  Betheiligten  in  den  gesetzlichen  Schranken  bleiben."  Gegen 
Ausschreitungen  der  Advokaten  bildete   die  Macht  der  Ke- 

g'erung  eine  Schranke,   solange  jener  Stand  keine  politische 
olle  spielte,    und  dies  war  unter  dem  alten  Regime  nicht 
•denkbar.  Mit  dem  Civilprozess  begann  Anfangs  der  20er  Jahre 
-die  grosse  Kodifikationsarbeit,   welche  Samuel   Schnell  mit 
eisernem  Fleisse  durchgeführt  hat.    War  er  auch  „ein  Gegner 
der  historischen  Rechtsschule,  ein  reiner  Verstandesmensch", 
-so  übte  doch  das  Bestehende  einen  grossen  Einfluss  auf  ihn; 
.seine  Prozessordnung  ist   ein  getreuer,  wohlredigierter  Aus- 
druck  der    damals    herrschenden  gemeinrechtlichen  Theorie 
bezw.  des  hergebrachten  Rechtszustandes  :  reine  Verhandlungs- 
maxime,  vollständige  Schriftlichkeit  mit  einziger  Zulassung 
mündlicher  Schlussvorträge  vor  dem  erkennenden  Gericht  (ein 
TJeberbleibsel  des  volkstümlichen  Verfahrens  der  alten  Zeit), 
streng  formale  Beweistheorie.  Dass  dabei  den  Anwälten  eine 
furchtbare  Macht  eingeräumt  blieb,  fühlte  er  wohl  und  postulierte 
•darum  Hebung  des  Advokatenstandes  durch  „Entfernung  solcher 
Personen  von  demselben,  die  nicht  eine  sorgfältige  Erziehung 
.genossenhaben,  durch  die  Anordnung  vielseitigererund  schärferer 
Prüfungen   als  Bedingung  ihrer  Aufnahme".     Die  Prüfungen 
-wurden  zwar  im  Laufe  der  Zeit  verschärft  und  im  J.  1840 
aaeh  ein  Disziplinargesetz   erlassen;    allein   die  politischen 
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Verhältnisse  und  die  unermüdliche  Langmuth  der  obersten 
Gerichtsbehörde  hatten  zur  Folge,  dass  die  Prozesse  wenn 
nicht  unsterblich  wie  zur  Zeit  des  Reichskainmergerichts,  doch . 
von  recht  anständiger  Lebensdauer  waren.  Unter  diesen  Um*  . 
ständen  brachte  die  von  Niggeler  (Vater)  redigierte  P*-0.  vom 
J.  1847  schon  ganz  erhebliche  Verbesserungen,  wie:  Anti- 
cipation des  Beweises,  Eventualmaxime ,  Beweisinterlokut^ 
Zulassung  der  Widerklagen,  des  Gegenbeweises,  des  Indizien- 
beweises, Einführung  des  richterlichen  Fragerechts  u.  s.  w. 
Der  Redaktor  gieng  von  der  Voraussetzung  aus,  dass  schon 
beim  ersten  Termin  im  ordentlichen  Verfahren  der  Streit  durch, 
Vorlage  der  Hauptvertheidigung  und  sofortige  protokollarische 
Aufnahme  allfällig  weiterer  Vorträge  bis  zum  Beweisentscheid 
gefördert  werden  solle.  Allein  das  war  eitel  Täuschung.  Man 
musste  eben  mit  den  bisherigen  Organen  des  Richteramts  und 
der  Anwaltschaft  lortarbeiten.  Der  Verfassungsrath  von  1846 
hatte  die  Reform  der  Gerichtsorganisation  verworfen,  welche 
auf  die  Errichtung  ständiger  und  juristisch  gebildeter  Gerichte 
mittlerer  Ordnung  Bedacht  hatte  nehmen  wollen.  So  machten 
sich  gar  bald  die  alten  Uebelstände,  wenn  auch  in  verringertem 
Maasse  geltend.  Seit  Anfang  der  70er  Jahre  wurde  die  Prozess- 
reform von  Neuem  angeregt  und  Oberrichter  Moser  arbeitete 
einen  Entwurf  aus,  dem  er  eine  neue  Justizorganisation  zvl 
Grund  legte.  Alleinbevor  noch  die  Begutachtung  dieser  Arbeiten 
durch  die  hiefür  eingesetzte  Kommission  erfolgt  war,  ergriff 
Reg  -Rath  Scheurer  die  Initiative  zu  einem  partiellen  Reform- 
vorschlage, welcher  in  wenigen  §§  den  Volkswünschen  durch 
strengere  Massregelung  der  Advokaten  und  Erhöhung  der 
Kompetenzen  der  niedern  Gerichtsbehörden  entgegenkommen 
sollte.  Der  Grosse  Rath  überwies  denselben  einer  aus  seinem 
Schooss  gewählten  Kommission,  deren  Präsident,  Nationalrath 
Brunner,  ihn  durch  ein  eigenes  Elaborat  ersetzte,  das  bereits 
viel  tiefer  in  das  System  des  bisherigen  Prozesses  einschnitt. 
Dieser  Entwurf  ist  dann  zur  Grundlage  der  1.  Berathung  im 
Gr.  Rathe  genommen  worden,  nachdem  die  Opposition,  welche 
von  den  Verfechtern  der  Totalrevision  anfangs  demselben  ent- 
gegengebracht war,  fallen  gelassen  worden.  Ziemlich  bedeutende 
Umgestaltungen  erlitt  der  Entwurf  sodann  zwischen  der  1.  und 
2.  Berathung  durch  die  Arbeiten  einer  von  der  Justizdirektion 
ad  hoc  bestellten  Kommission.  Zunächst  wurde  nämlich  freie 
Würdigung  der  Beweisergebnisse  mit  Ausnahme  eidlich  fest* 
gestellter  Thatsachen  (unter  gleichzeitiger  Beschränkung  der 
Eideszuschiebung  und  Rückschiebung  und  Beseitigung  der  re- 
ligiösen Form  des  Eides)  an  die  Stelle  der  bisherigen  formale».: 
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Beweistheorie  gesetzt,  sodann  überhaupt  möglichste  Ueberein- 
stimmung  mit  dem  eidg.  Obligationenrecht  angestrebt,  ferner 
die  anfänglich  beabsichtigte  bedeutende  Erhöhung  der  end- 
lichen Kompetenzen  der  untern  Gerichte  auf  das  richtige  Maass 
zurückgeführt  und  die  Erleichterung  des  Appellationsgerichts, 
bezw.  seiner  Mitglieder,  durch  Theilung  der  Behörde  in  zwei 
Senate  ermöglicht,  endlich  die  Sonderstellung  des  Jura  be- 
züglich der  Beschränkung  des  Zeugenbeweises  beseitigt.  So 
konnte  man  schliesslich  bei  einem  blossen  Ergänzungsgesetz 
nicht  stehen  bleiben,  sondern  legte  dem  Volke  eine  revidierte 
CivilprozesBordnung  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vor.  Das 
Gesetz  zerfällt  in  3  Theile:  I.  Revidiertes  Gesetz  über  das 
Verfahren  in  Civilrechtsstreitigkeiten,  II.  Zusatzbestimmungen 
zu  dem  Gerichtsorganisationsgesetze,  III.  Schluss-  und  Ueber- 
gangsbestiminungen. 

I.  Civilproze88ordnung.  Der  Allgemeine  Theil 
weist  folgende  wichtigere  Neuerungen  auf: 

Tit.  I.     Von  den  Gerichten. 

1.  Erhöhung  der  endlichen  Kompetenzen  der  untern  Ge- 
richte :  Der  Friedensrichter  (dessen  Wahl  fakultativ  den  Kirch- 
gemeinden überlassen  ist)  beurtheilt  Streitigkeiten  bis  auf 
Fr.  50  (statt  bisher  L.  25.  a.  W.),  der  Gerichtspräsident  als 
Einzelrichter  solche  bis  auf  Fr.  200  (bisher  L.  100  a.  W.), 
Wechsel-  und  Vollziehungsstreitigkeiten  bis  auf  Fr.  400,  das 
Amtsgericht  bis  auf  Fr.  400  (§§  1—6). 

Tit.  H.     Von  den  Parteien. 

2.  Die  Einrede  der  mehreren  Streitgenossen,  die  Adcitation 
und  das  Obligatorium  der  Streitverkündung  sind  beseitigt  mit 
Rücksicht  aui  die  Bestimmungen  von  Art.  79  ff,  162  ff.,  238  ff. 
O.-R.  (§§  28—33). 

3.  Die  obsiegende  Partei  wird  mit  theilweiser  Kosten- 
auflage bedroht,  wenn  sie  den  Prozess  durch  unnöthige  Weit- 
läufigkeiten vertheuert  hat;  lehnte  sie  Anerbietungen  ab,  die 
sich  in  der  Folge  als  angemessen  erwiesen  haben,  so  können 
ihr  alle  Kosten  auferlegt  werden  (§  47). 

4.  Die  Erlangung  des  Armenrechts  wurde  erleichtert 
(§§  55—59). 

Tit.  IV.    Allgemeine   Grundsätze    des  Verfahrens. 

5.  Die  „Reform",  bisher  nur  bezüglich  des  ganzen  Pro- 
zesses (einschliesslich  Klage  resp.  Hauptvertheidigung)  zu- 
lässig, kann  jetzt  auch  bezüglich  einzelner  Theile  des  Ver- 
fahrens erklärt  werden,  nach  Vorgang  des  eidgen.  C.  P. 
(§§  69-72). 
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6.  Mit  Vorladungen  zu  mündlicher  Verhandlung  ist  regel- 
mässig die  Angabe  der  Thatsaohen  und  Beweismittel  zu  ver- 
binden,   auf  welche    sich  das  Rechtsbegehren  stützt  (§  86). 

7.  Die  Erstreckung  einer  Frist  kann  nicht  mehr  indirekt 
dadurch  herbeigeführt  werden,  dass  gegen  das  richterliche 
Dekret,  welches  die  Erstreckung  verweigert,  Beschwerde  ge- 
führt wird,  wie  dies  bisher  der  Fall  war  (§  89). 

8.  Im  Falle  der  Anstellung  eines  Bestitutionsbegehrens 
hat  die  säumige  Partei  die  versäumte  Prozesshandlung  schon 
im  Termin  der  Restitutionaverhandlung  nachzuholen  (§  100). 

9.  Die  etwas  reichlichen  Gerichtsferien  sind  verlegt  und 
mehr  in  die  Zeit  vom  1.  August  bis  30.  Sept.  zusammenge- 
drängt (104). 

10.  Es  wird  eine  Gerichtsaktensammlung  angelegt,  welche 
dem  Instruktionsrichter  den  Ueberblick  des  Prozesses  von 
Anfang  an  erleichtern  und  ihm  die  Möglichkeit  der  Direktion 
geben  soll. 

Besonderer  Theil. 
Tit.  I.    Einleitung  des  Prozesses. 

1.  Werth  des  Streitgegenstandes.  Die  bisher  in  jedem 
Fall  als  appellabel  erklärten  Streitigkeiten  über  Liegen- 
schaften, Erbrechte  und  Dienstbarkeiten  sollen  der  Werth- 
bestimmung  wie  andere  vermögensrechtliche  Klagen  unter- 
worfen werden. 

Tit.  IL    Ordentlicher  Prozess. 

2.  Der  Schriftenwechsel  findet  nicht  mehr  vor 
dem  Instruktionslichter  in  Terminen,  sondern 
duroh  Vermittlung  desselben  in  von  ihm  bestimm- 
ten Fristen  mittelst  Zustellung  statt.  (Die  Zustel- 
lung kann  auch  durch  die  Post  geschehen.)  Die  Botschaft 
des  Gr.  Rathes  sagt  hierüber:  „Bisher  fand  dieses  Verfahren 
regelmässig  in  Tagfahrten  oder  Terminen  statt,  ein  Termin 
für  die  Klagsverurkundung  und  meistens  noch  ein  paar  weitere 
Termine  für  die  Vorlage  der  fernem  Prozessschriften.  Die 
Folge  davon  war,  dass  die  Advokaten  einen  guten  Theil 
ihrer  Zeit  auf  kostspielige  Reisen  und  Erscheinungen  mit 
einfachen  Terminsbegehren  verwenden  mussten;  statt  im 
Bureau  arbeiten  und  dadurch  den  Prozessgang  beschleunigen 
zu  können,  waren  sie  häufig  genöthigt,  ihre  beste  Zeit  aus- 
wärts zuzubringen  und  inzwischen  ihre  Geschäfte  zu  Hause 
liegen  zu  lassen.  Der  Euch  vorgelegte  Entwurf  räumt  mit 
diesem  Uebelstande  auf"  u.  s.  w.  — 
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Es  ist  hiemit  das  System  des  bundesgerichtlichen  Pro- 
zesses eingeführt.     (§§  134  ff.) 

Ueber  prozesshindernde  Einreden  (Zwischengesuche)  findet 
eine  mündliche  Verhandlung  vor  dem  Gerichtspräsidenten 
-statt.  Die  Appellation  über  sein  Urtheil  muss  sofort  erklärt 
werden. 

3.  Widerklagen  sind  zulässig  zur  Geltendmachung  von 
kompensabeln  Gegenansprüchen,  auch  ohne  dass  zwischen 
Forderung  und  Gegenforderung  ein  Zusammenhang  be- 
steht (§  161,  vgl.  O.-R.  131). 

4.  Der  Beweisentscheid  wird  auf  Grund  einer  münd- 
lichen Parteiverhandlung  vom  Richter  endgültig  festgestellt 
in  dem  Sinne,  dass  er  fur  die  erste  Instanz  (das  Amtsgericht) 
bindend  ist.  Der  Appellhof  dagegen  kann  bei  der  Appella- 
tion über  die  Hauptsache  auch  Beschwerden  in  Betreff  des 
Beweisentscheides  prüfen  und  abgewiesenen  Beweisanträgen 
Rechnung  tragen.  Appellation  gegen  den  Beweisentscheid 
selbst  ist  nur  gestattet,  wenn  es  sich  um  die  Zulässigkeit 
einer  Eideszuschiebung  oder  um  die  Auflage  eines  Ergän- 
zungseides in  Bezug  auf  eine  Beweiseinrede  handelt  (z.  B. 
"betr.  Aechtheit  einer  Urkunde).  Bei  Anlass  der  Verhand- 
lung über  den  Beweisentscheid  soll  der  Richter  „bei  den 
Parteien  und  Anwälten  auf  möglichste  Vereinfachung  des 
thatsächlichen  Streitverhältnisses,  Zurückziehung  unwahr- 
scheinlicher Behauptungen  und  Verneinungen  hinwirken;" 
er  kann  das  persönliche  Erscheinen  der  Parteien  bei  dieser 
Verhandlung  anordnen  und  muss  dies  thun,  wenn  es  sich  um 
■die  Richtigkeit  einer  Rechnung,  einer  Vermögensauseinander- 
setzung u.  dgl.  handelt  f§§  170—174). 

5.  Die  Befinden  der  Sachverständigen  sind  freier  richter- 
licher Würdigung  unterworfen  ;  die  Sachverständigen  können 
zu  mündlicher  Erläuterung  derselben  angehalten  werden. 
Oberexpertisen  sollen  nur  ausnahmsweise  gestattet  werden. 
(Bisher  wurde  mit  denselben  schauderhaft  Missbrauch  ge- 
trieben.)   (§§  190—192.) 

6.  Gegen  die  Richtigkeit  des  Inhalts  öffentlicher  Urkunden 
wird  der  Gegenbeweis  gestattet  (§  197). 

7.  Der  Zeugenbeweis  ist  bedeutend  erleichtert  durch  Be- 
seitigung der  Verwerflichkeits-  und  Beschränkung  der  Un- 
iähigkeitsgründe.  Die  Glaubwürdigkeit  der  Zeugen  und  ihrer 
Aussagen  würdigt  der  Richter  nach  freiem  Ermessen.  Aus- 
geschlossen sind  körperlich  und  geistig  Wahrnehmungeunfähige, 
.strafgeriohtlich  ehrlos  Erklärte,  Ehegatten,  Verwandte  und 
Verschwägerte   in   der   geraden   und  bis  zum  2.  Grad  der 
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Seitenlinie,  letztere  mit  Ausnahme  familienrechtlicher  u.  dgL 
Streitigkeiten,  Berufspersonen  in  Betreff  von  anvertrauten 
Berufsgeheimnissen. 

8.  Die  Delation  und  Relation  des  Haupteides  darf  nur 
noch  stattfinden  über  persönliche  Handlungen  oder  Wahrneh- 
mungen des  Gegners;  die  Gewissensvertretung  ist  abgeschaffte 
(§§  243  ff.) 

9»  Die  Prozesseide  werden  in  der  Form  einer  Versiche- 
rung auf  Ehre  und  Gewissen,  verbunden  mit  Handschlag  an 
den  Richter  abgeleistet.  Voran  geht  eine  Ermahnung  zur 
Wahrheit  und  Verlesung  der  Strafgesetzparagraphen.  Der 
Parteieid  wird  nicht  über  einen  bestimmt  normierten  Satz 
sondern  nach  vorgenommenem  Verhör  über  die  Wahrheit  der 
gemachten  Aussagen  abgeleistet.  (Dies  ist  nicht  neu,  aber 
dem  bernischen  Prozess  sonst  eigentümlich.)    (§§  253—255.) 

10.  „Die  Beweiskraft  ordentlich  geführter  Bücher  wür- 
digt der  Richter  nach  freiem  Ermessen"  (§  265).  Bisher 
waren  Haus-  und  Handlungsbüoher,  um  beweiskräftig  zu  sein, 
d.  h.  als  privilegierte  Indizien  gelten  zu  können ,  an'  gewisse 
Förmlichkeiten  gebunden. 

11.  Beim  erstinstanzlichen  Urtheil  soll  der  Präsident 
referieren  und  Antrag  stellen;  die  (vom  Volk  gewählten)  Bei- 
sitzer werden  absichtlich  in  eine  untergeordnete  Stellung 
gedrängt.  Freilich  wird  das  erstinstanzliche  Gericht  im 
deutschen  Kantonstheil  mehr  und  mehr  durch  Parteikonven- 
tion übergangen  ;  solche  Uebergehung  soll  nunmehr  in  Sachen, 
die  dem  Rekurs  an  das  Bundesgericht  unterliegen,  auf  Be- 
gehren einer  Partei  stattfinden  (§  268). 

Tit.  III.    Besondere  Prozessverfahren. 

Hier  handelt  es  sich 

1.  um  Streitsachen,  welche  der  Kompetenz  des  Amts- 
gerichts unterliegen.  Bei  diesen  fiült  die  Instruktion  des 
Prozesses  vor  dem  Präsidenten  weg  ;  die  ganze  Verhandlung 
soll  sich  von  Anfang  bis  zu  Ende  vor  dem  urtheilenden  Ge- 
richte abspielen.  Aus  allerlei  Gründen  hatte  sich  aber  ein 
Diktaturverfahren  ausgebildet  (ganz  wie  in  Hannover  nach 
Einführung  der  mündlichen  Prozedur  und  auch  in  dem  näher- 
liegenden Luzern),  welches  mit  Aktencirculation  bei  den 
Richtern  endigte  und  die  Mündlichkeit  zur  „offiziellen  Lüge" 
herabsinken  Hess.  Diesem  Missstand  soll  dadurch  gesteuert 
werden,  dass  einerseits  die  Verhandlung  in  Zukunft  durch 
einen  Schriftsatz  des  Klägers  eingeleitet  wird,  andrerseits  das 
Protokoll  keine  Thatsachen  enthalten  soll. 
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2.  Ehe-  und  Vaterschaftsstreitigkeiten,  welche  ebenfalls 
vor  versammeltem  Amtsgericht  verhandelt  werden,  erfordern 
wegen  der  Appellabilität  eine  BrotokoUierung  der  wesentlichen 
faktischen  Anbringen  der  Parteien;  dieselbe  soll  aber  „in 
Anwesenheit  des  Gerichts  und  unter  Leitung  des  Präsidenten" 
(nicht  der  Anwälte)  vor  sich  gehen.  Der  Ehescheidungspro- 
zess  ist  in  den  §§  297 — 299  in  seinen,  z.  Th.  der  Unter- 
suchungsrnaxime  entnommenen  wichtigsten  Punkten  geregelt, 

3.  Sachen,  die  dem  endliohen  Entscheid  des  Einzelrichter^ 
unterliegen  (§§  300 — 305),  werden  wie  bisher  rein  mündlich 
verhandelt.  Die  Assistenz  durch  Anwälte  soll  dadurch  be- 
schränkt werden,  dass  keine  Gebühren  hiefür  in  Rechnung 
gebracht  werden  dürfen.  Auch  ist  das  Maximum  der  Kosten, 
welche  die  siegende  Partei  von  der  andern  fordern  darf,  im 
Gesetz  bestimmt  auf  50  resp.  25  Fr. 

4.  Der  Wechselprozess,  bisher  durch  die  W.  0.  von 
1859  geregelt,  ist  nun  hier  als  7.  Abschn.  (§§  328—334) 
normiert,  natürlich  nur  für  die  Fälle,  wo  der  Beklagte  im 
Handelsregister  eingetragen  ist. 

Tit.  IV.    Rechtsmittel. 

1.  Im  Interesse  der  Abkürzung  sollen  bei  manchen 
Incidentalstreitigkeiten,  ferner  bei  provisorischen  Verfugungen, 
Provokationen  u.  dgl.  mündliche  Vorträge  in  oberer  Instanz 
nur  stattfinden,  wenn  der  App.-  und  Kass.-Hof  es  für  ange- 
messen erachtet  (§  342). 

2.  Das  „neue  .Recht"  (Revision  des  Prozesses  weçen 
später  entdeckter  Nova),  bisher  dem  Wortlaut  nach  nur  auf 
neu  entdeckte  Beweismittel  zu  bereits  behaupteten  That- 
sachen  anwendbar,  wurde  auch  zulässig  erklärt,  wenn  seit! 
der  Beurtheilung  der  Sache  neue  erhebliche  Thatsachen  dein 
Impetranten  bekannt  geworden  sind. 

Tit.  V.  '*- 

Die    Beschwerdefuhruhg   stellt   nicht   mehr    wie    bisher  , 
regelmässig  den  ixang  des  Rechtsstreits  ein.    Der  „Rechtsstill- 
standu  soll  vielmehr  nur  ausnahmsweise  verhängt  werden. 

Tit  VI. 
Die  Komposition  von  Schiedsgerichten  und  die  Aufstel- 
lung von  Kompromissen  überhaupt  ist  in  verschiedenen  Be- 
ziehungen erleichtert. 

Tit.  VII. 
Infolge    einer   lebhaft   unterstützten  Petition  wurde  ein 
Titel    (§    386)    über   Gewerbegerichte   aufgenommen, 
deren  Organisation  jedoch,  sowie  das  Verfahr  en  einem  Dekret  - 
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des  Gr.  Rathes  überlassen.  Festgestellt  wurde  in  letzterer 
Hinsicht  bloss,  dass  die  Verbeiständung  der  Parteien  durch 
Anwälte  untersagt  sein  soll. 

Tit.  VIII.   Vollstreckung  der  Urtheile. 

Die  Vollziehung  von  Urtheilen,  die  nicht  auf  Bezahlung 
einer  Geldsumme  gehen,  war  bisher  aus  übertriebener  Rück- 
sicht für  die  Trennung  der  Gewalten  dem  Regierungsst&tt- 
halter  übertragen,  was  mancherlei  Unzukömmlichkeiten  zur 
Folge  hatte.  Daher  wurde  nun  der  Gerichtspräsident  zu- 
ständig erklärt  und  das  Verfahren  näher  geregelt.  —  Gegen 
den  formell  begründeten  Vollziehungsbefehl  wird  ein  Ein- 
spruch nur  zugelassen,  wenn  er  sich  auf  neue  Thatsachen 
stützt,  die  durch  Urkunden  oder  J&ideszuschiebung  bewiesen 
werden.  Ferner  ist  im  Interesse  rascher  und  sicherer  Voll- 
streckung sogar  die  Einstellung  der  Vollziehung  im  Fall  des 
Einspruchs  ordentlicherweise  an  die  Bestellung  einer  Sicher- 
heit von  Seiten  des  Verurtheilten  geknüpft,  es  wäre  denn, 
dass  ein  prima  vista  Beweis  vorliegt. 

IL  Zusatzbestimmungen  zu  dem  Gerichtsorganisations- 
gesetze. 

Das  Obergericht  besteht  verfassungsgemäss  aus  (höchstens) 
15  Mitgliedern,  von  welchen  9  die  Civüabtheilung  (Appella- 
tions- und  Kassationshof)  bilden.  In  den  letzten  10  biß  15 
Jahren  war  die  Zahl  der  in  Appellation  gekommenen  Civil- 
streitigkeiten  nahezu  auf  das  doppelte, gestiegen,  hauptsäch- 
lich infolge  der  vielen  Geltstage,  welche  bekanntlich  ergiebige 
Prozessnester  sind.  Da  der  Gerichtshof  nicht  im  Stande  war, 
diese  Geschäftslast  zu  bewältigen,  trotzdem  schon  seit  längerer 
Zeit  den  Advokaten  die  Dauer  des  Plaidoyers  vorherbestimmt 
wurde,  so  ergaben  sich  bedeutende  Stauungen  und  die  Zeit- 
dauer zwischen  dem  erst-  und  zweitinstanzlichen  Urtheil 
wurde  unerträglich  lang  (6  bis  8  Monate).  Es  wurde  daher 
die  Einrichtung  getroffen  und  sohon  auf  1.  Juli  1.  J.  in  Kraft 
gesetzt,  dass  „bei  eingetretener  Ueberlastung  des  App.-  und 
ELass.-Hofes  demselben  ein  Mitglied  der  Krimmalkammer 
beigegeben  werden  kann  und  die  so  auf  10  Mitglieder  ver- 
mehrte Behörde  sich  in  zwei  Abtheilungen  von  je  5  Bichtern 
autlöst.  Indess  kann  jede  Abtheilung  Streitsachen,  deren 
Entscheid  fur  die  Sicherung  einheitlicher  Rechtsanwendung 
von  Bedeutung  ist,  vor  das  Plenum  verweisen. 

m.  Die  Schluss-  und  Uebergangsbestimmungen  setzen 
•das  Inkrafttreten  der  revidierten  G.  P.  >0.  auf  1.  Jan.  1884 
fest   und  sehen  eine  Revision   des  Gesetzes  über  Schuldbe- 
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treibung  und  Geltstag  („Vollziehungsverfahren")  vor,  mit 
welcher  sich  der  Grosse  Rath  auch  sohon  in  erster  Berathung 
beschäftigt  hat.  Ferner  wird  die  Anwendung  des  neuen 
Wechselprozesses  einstweilen  auf  die  altbernischen  Bezirke 
nebst  Biel  beschränkt.  Zeerleder,  Prof. 

159.  Verordnung  Über  die  Prozesseinleitung  und  das  Ver- 
fahren  vor  Vermittleramt  im  C.  Appenzell  Innerrhoden.  Von  der- 
Landsgemeinde  angenommen  den  29.  April.  (Bes.  gedr.) 

Schlie8st  sich  an  das  Ges.  über  Einführung  von  Ver- 
mitÜerämtern  (s.  Nr.  187)  an.  Art.  1  :  Der  Rechtsvorschlag 
gegen  ein  Pfand-  oder  Amtsbot,  sowie  Injurienklagen  sind 
beim  Vermittler  anzumelden.  Unzulässig  ist  Rechtsvorsohlag 
gegen  Forderungen  und  Amtsbote ,  welche  sich  auf  ein  ge- 
richtliches Urtheil  oder  gesetzlich  zulässige  Polizeibussen 
stützen.  Art.  2:  Rechtsvorschläge  gegen  ein  Pfand-  oder 
Rechtsbot  sind  bei  dem  Vermittler  des  Wohnorts  des  Bekl., 
Injurienklagen  am  Ort  der  Begangenschaft,  Klagen  gegen 
Fallimentsmassen  im  innern  Cantonstheile  vor  dem  Vermittler 
in  Appenzell,  solche  gegen  freiwillige  Massen  vor  dem  des 
Wohnorts  des  Massaverwalters  anzuheben;  Corporationen, 
Genossenschaften  und  Vereine,  sofern  ohne  besonderes  Domi- 
cil,  sind  am  Wohnorte  ihres  Präsidenten  zu  belangen.  Art.  3: 
Der  Vermittler  macht  innert  8  Tagen  der  Gegenpartei  schrift- 
liche Anzeige  von  Rechtsvorsohlag'  oder  Klage.  Art.  4  :  Dann 
schriftliche  Vorladung  der  Parteien ,  bei  Nichterscheinen 
peremtorische  Citation  unter  Androhung  des  Verlustes  der 
Klage  oder  des  Einspruchsrechtes.  Ob  das  Erscheinen  auf 
eine  peremtorische  Vorladung  hin  schuldhaft  versäumt  worden, 
entscheidet  auf  Berufung  der  betroffenen  Partei  das  Gericht. 
Art.  5  :  Der  Vermittler  hört  keine  Zeugen  ab,  kann  aber  bei 
^Schadenersatzklagen  und  nicht  dinglichen  (also  nicht  vor 
Spangericht  gehörenden)  Sachen  in  Gegenwart  der  Parteien 
einen  Augenschein  vornehmen.  Art.  6:  Ueber  die  Partei- 
verhandlungen wird  kein  Protokoll  geführt  und  darf  der  Ver- 
mittler auch  nicht  als  Zeuge  vor  Gericht  gezogen  werden. 
Gütliche  Anerbieten  einer  Partei  vor  Vermittleramt  sollen 
bei  der  rechtlichen  Entscheidung  vor  Gericht  keinen  Einfluss 
ausüben.  Art.  7  :  Bei  ungebührlichem  Benehmen  einer  Partei 
kann  der  Vermittler  die  Verhandlung  abbrechen  und  auf 
Kosten  des  Fehlbaren  einen  neuen  Vorstand  anordnen.  Ueber 
strafbare  Handlungen,  die  vor  ihm  stattfinden,  kann  er 
schriftlich  als  Zeuge  einvernommen  werden.  Art.  8:  Der 
Vermittler  führt  2  Protokolle,  eins  nach  Formular  fur  die 
Rechtsvorschläge,  Bezeichnung   der  Parteien  und  des  Streit- 
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gegenständes,  des  Datums  des  Vorstands  und  der  allfàlligen 
Verweisung  an  das  Gericht,  das  andere  für  die  getroffenen 
Vergleiche.  Art.  9:  Der  Vergleich  ist  sofort  einzutragen 
und  von  den  Parteien  zu  unterschreiben.  Kommt  er  nicht 
zu  Stande,  so  erhält  die  klagende  Partei  den,  bei  Verlust 
des  Klagerechts  innert  8  Tagen  dem  Gerichtspräsidenten  ein- 
zugebenden Leitsohein  an  das  Gericht.  Art.  10:  Der  Ver- 
mittler kann  wegen  Verwandtschaft  mit  einer  Partei  bis  zum 
Geschwisteykindergrade  von  der  Gegenpartei  recusiert  werden. 
Dann  tritt  der  Stellvertreter  ftir  ihn  ein. 

160.  Beschluss  (des  Landraths  des  C.  Uri)  betr.  theiltceüe 
Ergänzung  der  Civilprocessordnung.  Vom  28.  März.  (Amtsbl. 
ÎÏ0  14,  S.  142.) 

Auf  Antrag  des  Gantonsgerichts  wird  festgesetzt,  es  sei 
in  die  Civilprozessordnung  die  Bestimmung  aufzunehmen,  dass 
l>ei  angehobenen  Processen  die  diesbezügliche  Citation  in 
Monatsfrist  vom  Tage  des  Vermittleramts- Vorstands  an  ge- 
rechnet, vom  Citierenden  beim  Bezirksgerichtspräsidenten  ein- 
gegeben werden  muss,  bei  Ordnungsbusse  von  Fr.  10 — 50, 
und  dass  die  Parteien  nach  Empfang  der  Avisation  zur  Ge- 
richtsverhandlung bei  der  nächsten  Gerichtssitzung  durch 
das  Gerichtspräsidium  erklären  lassen  sollen,  ob  sie  vor 
Eintreten  in  die  Hauptsache,  Gesuche  für  Augenschein, 
Rechnungsprüfungen  etc.  zu  stellen  haben  oder  nicht. 

161.  Circulaire  (du  Tribunal  cantonal  du  C.  de  Fribourg) 
aux  Tribunaux  d'arrondissements  et  à  leurs,  greffiers.  Du  7  fé- 
vrier.   (Bull.  off.  des  Lois,  tome  Lu,  p.  173  s.) 

Ermahnung  an  die  Bezirksgerichte,  in  Fällen,,  wo  so- 
fortige Eröffnung  des  Urtheils  nach  der  Parteiverhandlung 
unmöglich  ist,  die  Parteien  zur  Publication  des  Urtheils  vorzu- 
laden. 

162.  Gesetz  (des  Gr.  Raths  des  C.  Lucern)  Über  Wechsel- 
betreibung und  Wechselprozess.  Vom  20.  September.  (S.  d.  G. 
Bd.  VII,  S.  13  ff.) 

Veranlasst  durch  das  Schweiz.  Obl.-R.  und  im  Anschluss 
an  die  wechselrechtlichen  Titel  desselben  bestimmt  das  Ge- 
setz: Gegen  Wechselverpflichtete,  die  im  Handelsregister 
nicht  eingetragen  sind,  ist  der  gewöhnliche  Betreibungsweg 
einzuschlagen  und  im  Fall  von  Rechtsvorschlag  der  ordent- 
liche Civilprozessweg.  —  Wechselproteste  werden  durch  be- 
eidigte Schreiber  von  Verwaltungs-  oder  Gerichtsbehörden 
aufgenommen  (Gebühr  Fr.  2  und  20  Cts.  für  jeden  Kilometer 
Entfernung  des  schuldnerischen  Wohnorts  von  dem  des 
Schreibers).     Schuldner,  die   im  Handelsregister  eingetragen 


Civilprocess.]  Wechselprocesa.  467 

aind,  werden  wechselrechtlich  folgendermassen  betrieben:  Der 
-Gläubiger  stellt  bei  dem  Botenweibel  des  schuldnerischen 
Wohnorts  das  Aufrechnungsbegehren  (bei  besonderem  Wech- 
.seldomicil  kann  er  es  auch  an  diesem  thun).  Bestreitung 
bat  der  Betriebene  innerhalb  sieben  Tagen  nach  Empfang 
des  Begehrens  dem  Gerichtspräsidenten  des  Betreibungsortes 
schriftlich  einzugeben  unter  gleichzeitiger  Deposition  der 
Wechselsumme  sammt  Kosten.  Von  der  Deposition  kann 
der  Präsident  den  Schuldner  auf  schriftliches  Gesuch  entheben, 
wenn  dieser  bescheinigt,  dass  er  nicht  im  Handelsregister  ein- 
getragen ist,  wenn  nur  Sicherstellung  Mangels  Annahme  oder 
wegen  Insolvenz  des  Acceptanten  vor  dem  Verfalltage  ge- 
fordert wird  und  wenn  der  Wechsel  wegen  Fälschung  be- 
stritten wird  und  die  Bestreitung  glaubwürdig  erscheint. 
Das  Gesuch  um  Befreiung  von  der  Deposition  ist  dem  Be- 
treibenden sofort  zur  Beantwortung  innert  sieben  Tagen  mit- 
zutheilen  und  vom  Gerichtspräsidenten  innert  weiterer  sieben 
Tage  zu  erledigen.  Hiegegen  ist  Becurs  an  die  Justiz- 
kommission innert  weiteren  sieben  Tagen  statthaft.  Wird 
die  Befreiung  von  der  Deposition  ausgesprochen ,  so  kann 
der  Wechselgl&ubiger  die  Wechselklage  stellen  ;  wird  sie  nicht 
ausgesprochen,  so  muss  der  Schuldner  innert  sieben  Tagen 
deponieren,  ansonst  der  Botenweibel  ihm  innert  weiteren 
sieben  Tagen  die  Aufrechnung  zieht.  Erfolgt  die  Deposition, 
so  erhebt  der  Gläubiger  den  Wechselprozess.  Damit  ist  die 
Betreibung  stillgestellt. 

Die  Wechselklage  ist  spätestens  am  zehnten  Tag  nach 
Zustellung  der  Betreibung  der  Wechselforderung,  resp.  nach 
rechtskräftig  gewordenem  Entscheid  über  die  Depositions- 
pflicht,  einzureichen;  der  Beklagte  hat  innert  zehn  Tagen 
Ton  Zustellung  der  Klage  an  auf  dieselbe  schriftlich  zu  ant- 
worten und  kann  sich  nur  solcher  Einreden  bedienen,  die 
aus  dem  Wechselrechte  selbst  hervorgehen  oder  ihm  un- 
mittelbar gegen  den  jeweiligen  Kläger  zustehen.  Erscheinen 
dem  Bichter  diese  Einreden  unglaubhaft,  so  soll  er  sofort 
vorläufige  Execution,  nöthigenfalls  unter  Cautionsauflage,  ver- 
fügen. Mit  der  Antwort  ist  der  Schriftenwechsel  geschlossen, 
die  Parteien  haben  zur  mündlichen  Verhandlung  ihre  Be- 
weismittel beizubringen.  Rückgabe  der  deponierten  Wechsel- 
summe an  den  Wechselschuldner  erfolgt  bei  Versäumniss  der 
Frist  für  Einreichung  der  Klage,  oder  Unterlassung  der 
Vorladung  des  Beklagten  vor  die  zwei  nächsten  Gerichts- 
sitzungen nach  Empfang  der  Antwort,  resp.  nach  Erlass 
eines  Zwischenurtheils.     Die  Frist  für  alle  Rechtsmittel  im 


468  Schuldbetreibung.  [Civilprocess^ 

Wechselprozesse  ist  zehn  Tage,  innert  welcher  auch  di& 
Akten  einzureichen  sind.  Ein  Wechselprozess  ist  appellabel 
bei  einem  streitigen  Betrag  über  300  Fr.  —  Im  Uebrigen 
gelten  für  den  Wechselprozess  die  Bestimmungen  des  Civil- 
rechtsverfahrens.  Vorliegendes  Gesetz  findet  auch  auf  den 
Chek  Anwendung. 

163.  Beschlms  (des  Reg.-Raths  des  C.  Solothurn)  betreffend 
Bezug  der  Uriheilsgebühren  in  Civilprozesssachen.  Vom  17.  Ja- 
nuar.  (A.  S.  d.  Ges.  LIX,  S.  219.) 

Anweisung  an  die  Gerichtsschreiber,  die  Urtheilsgebühren 
in  Civilprozesssachen,  sotern  dieselben  nicht  unmittelbar  nach, 
dem  Absprach  bezahlt  werden,  sofort  auf  dem  Betreibungs- 
wege einzufordern. 


164.  Anweisung  (des  Obergerichts  des  C.  Zürich)  an 
sämmtliche  Bezirksgerichtspräsidenten  betreffend  Bewilligung  des 
schnellen  Rechtstriebes.  Vom  14./30.  Dezember  1882.  (Off. 
Ges.-S.  Bd.  XXI,  S.  1  ff.) 

Macht  besonders  darauf  aufmerksam,  dass  nach  Schweiz. 
Obl.-R.  fortan  der  schnelle  Rechtstrieb  auf  Wechselforderung 
hin  nur  bei  Nachweis  der  Eintragung  des  Betriebenen  im 
Handelsregister  bewilligt  werden  kann. 

165.  Verordnung  (des  Obergerichts  des  C.  Zürich)  zum 
Gesetz  betreffend  die  Schuldbetreibung:  Vom  31.  December. 
(Off.  Ges.-S.  XXI,  S.  75  ff.) 

In  Vollziehung  von  §  201  des  Gesetzes  über  Schuld- 
betreibung vom  29.  Oct.  1871  ertheilt  das  Obergericht  hier 
Vorschriften  über  1.  Protokolle  (Rechtstriebsprotokolle  der 
Gemeindeammänner,  Eintragung  der  Eingänge  in  die  Proto- 
kolle u.  s.  f.),  2.  Betreibungszeddel  (Ausfertigung  und  An- 
legung derselben),  3.  Einstellung  der  Betreibung,  Abstellung 
des  Gläubigers,  4.  Pfändung  (Ausfertigung  des  Pfandscheins, 
Verfahren  bei  der  Pfändung,  der  Nachpfändung  und  gegen- 
über Eigenthumsansprachen),  5.  Verwahrung  und  Versilberung, 
6.  hohe  Schuldbetreibung,  7.  Rechtstrieb  für  grundversicherte 
Forderungen,  8.  Rechtsöffnungsverfahren,  9.  Verfahren  bei 
Tod  des  Schuldners.  —  Ein  Anhang  giebt  eine  Anzahl  For- 
mulare für  Rechtsbote  u.  s.  f. 

Ein  besonderer  Bestandtheil  dieser  Verordnung  betrifft, 
die  Pfandbücher,  welche  der  Gemeindeammann  über  die  ge- 
richtlichen (in  Folge  Rechtstriebs  entstandenen)  Pfandrechte 
an  beweglichen  Gegenständen  und  über  die  (nach  Obligationen- 
recht noch  bei  Vieh  zulässigen)  vertragsmässigen  Pfandrechte 
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zu  führen  hat.  Die  Pfandbücher  müssen  streng  chronologisch 
geführt  werden,  jeder  Pfandgegenstand  ist  genau  zu  bezeich- 
nen (bei  Bibliotheken  ein  genauer  Catalog  anzufertigen);  bei 
Viehverpfändung  ist  dem  Scheinaustheüer  der  Gemeinde 
Weisung  zu  geben,  dass  er  dem  Schuldner  keinen  Gesund- 
heitsschein zum  Behufe  des  Verkaufes  des  verpfändeten  Viehes 
ausstelle.  Einlässüche  Bestimmungen  über  die  Führung  der 
beiden  Arten  von  Pfandbtichern  folgen. 

166.  Beschluss  (des  Beg.-Raths  des  C.  Solothurn)  betreffend 
Betreibungsgeschäfte  durch  Weibel.  Vom  6.  März.  (A.  S.  d. 
Ges.  LIX,  S.  230  f.) 

Erneuertes  Verbot  solcher  Geschäfte,  auch  wenn  sie 
durch  eine  Cession  der  Forderung  an  den  Weibel  verschleiert 
worden  sind, 

167.  Weisung  (des  Obergerichts  des  C.  Basellandschaft) 
an  die  Bezirksgerichtskanzleien  und  Bezirksgerichtsweibel  betreffend 
sorgfältige  Feststellung  des  Datums  der  Betreibungsanhebung.  Vom 
29.  Decomber  1882.     (Amtsbl.  v.  1883,  I,  N°  5.Ì 

Erlassen  in  Rücksicht  auf  die  theilweise  Kurzen  Ver- 
jährungsfristen des  Schweiz.  Obl.-R. 

168.  Weisung  (des  Obergerichts  des  C.  Basellandschaft) 
an  die  Gerichtsweibel  betreffend  ihres  Verhaltens  bei  Pfändungen 
oder  Pfandganten  gegenüber  einem  vom  Vermiether  geltend  ge- 
machten Retentionsrecht  für  Miethzins.  Vom  16.  Februar. 
(Amtsbl.  I,  N°  8.) 

169.  Décret  (du  Gr.  Cons.  du  C.  de  Neuchâtel)  apportant 
une  adjonction  à  Fart.  571  du  code  de  procédure  civile.  Du  20 
mars.    (Bec.  des  Lois,  tome  XV,  p.  198  s.) 

Der  Zusatz  betrifft  den  Bang  der  Inscriptionen  von  Im- 
mobiliarp&ndungen  im  Hypothekenbuch  und  bestimmt,  dass 
die  dem  Staat  geschuldete  Handänderungsgebühr  jeder  Hypo- 
thekarschuld und  jeder  Immobiliarsaisie  auch  ohne  Eintragung 
in  das  Hypothekenbuch  vorgeht. 

170.  Concursgesetz  (der  Landesgemeinde  des  C.  Unter- 
waiden ob  dem  Wald).  Vom  29.  April.  (Ges.  u.  Verordn. 
V,  S.  77  ff.) 

Gegenüber  diesem  Gesetze  lag  der  Antrag  vor,  das  bis- 
her geltende  Concursgesetz  vom  26.  Nov.  1869  aufzuheben 
und  einfach  die  alten,  bis  1869  (resp.  1..  Januar  1870)  be- 
standenen Gesetze  wieder  als  rechtskräftig  zu  erklären.  Dieser 
Antrag  beliebte  aber  nicht,  das  Volk  fand  zweckmässiger, 
den  Uebelständen  des  1869er  Gesetzes  durch  Erlass  eines 
neuen  abzuhelfen.    Als  Vorzüge  des  neuangenommenen  wer- 

Zettschr.  für  schweiieritch«»  Recht.    Ken«  Folge  m.  SO 
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den  bezeichnet  Erweiterung  des  Mitspracherechtes  der  Gläu- 
biger bei  grundsätzlicher  Àufrechthaltung  einer  einheitlichen 
und  unparteiischen  Concursverwaltung ,  die  Möglichkeit 
rascherer  Rechtseinstellung  bei  offenbarer  Ueberschuldung 
und  die  dadurch  erzweckte  Verminderung  der  Verlustsumme, 
Verhinderung  weiterer  Creditausbeute  und  billigere  Vertheilung 
der  Besoldungsverhältnisse.  Soweit  das  neue  Gesetz  mit  dem 
alten  übereinstimmt,  geben  wir  seinen  Inhalt  kürzer  an. 

I.  Rechtseinstellung  und  Inventarisierung. 
Die  Gründe  der  Rechtseinstellung  die  bisherigen:  Verlangen 
des  Schuldners,  Betreibung  ohne  Erfolg,  Entfernung  eines 
notorisch  Verschuldeten  ausser  Landes,  Insolvenzerklärung, 
Inhaftierung  eines  Schuldners.  Das  Gesetz  von  1869  hatte 
bei  Entfernung  eines  nicht  betriebenen  Schuldners  auch  bei 
verdächtigen  Umständen  noch  eine  amtliche  Aufforderung  zur 
Rückkehr  innert  10  Tagen  nöthig  erklärt,  das  neue  Gesetz 
lässt  dieselbe  fallen.  Die  Rechtseinstellung  geschieht  durch 
den  Regierungsrath  oder  den  Amtmann,  bei  Insolvenz- 
erklärung oder  Unmöglichkeit  der  Pfandstellung  durch  den 
Gemeinderath  (wie  bisher).  Die  Inventarisierung  folgt  sofort 
durch  die  Concurscommission ,  in  dringenden  Eälfen  durch 
den  Gemeinderathspräsidenten.  Der  Schuldner  soll  dabei 
sein.  Er  darf  von  da  an  unter  Strafe  den  Vermögensbestand 
nicht  mehr  verändern. 

II.  Anordnung  des  Concurses.  Ist  die  Ab- 
haltung des  Concurses  erkennt,  so  geht  die  Besorgung  des 
Auffalles  an  die  Concurscommission  über.  Diese  erlässt  die 
Auskündung,  nach  deren  Schluss  die  Eingaben  in  der  Rang- 
ordnung wie  bisher  zusammenzustellen  sind.  Verträge,  welche 
in  fraudem  creditorum  innerhalb  der  letzten  8  Tage  vor  der 
Rechtseinstellung  abgeschlossen  worden,  sind  ungültig.  Neu 
kommt  hinzu,  dass  Käufe  über  Grundstücke  ungültig  sind, 
wenn  aus  der  Natur  des  Geschäfts  als  dessen  Hauptzweck 
gefolgert  werden  muss,  dass  der  Verkäufer  zur  Benachtheiligung 
dinglicher  Rechte  Dritter  sich  seiner  persönlichen  Haftbarkeit 
entlasten  will.  Immerhin  verjährt  eine  solche  Klage,  Straffalle 
vorbehalten,  in  Jahresfrist  von  der  Grundbucheintragung  an. 

III.  Beneficium  inventarii.  Dieses  kann  an- 
statt des  Concurses  bewilligt  werden,  wenn  der  Schuldner 
durch  Unglück  oder  sonst  ohne  Schuldbarkeit  in  Rückstand 
gekommen  ist  und  kein  Gläubiger  den  Concurs  bestimmt  ver- 
langt; wenn  die  Erben  innerhalb  30  Tagen  seit  dem  Todes- 
fall dasselbe  verlangen;  wenn  die  Erben  unbekannt  sind;  auf 
gemeinderäthliches  Begehren  zur  Ermittlung  der  Vermögens- 


*  Civilproceas.]  Concurs.  471 

Verhältnisse  Bevormundeter;  auf  persönliches  Verlangen  des 
Schuldners  oder  von  dessen,  selbst  ins  Erbe  eingetretenen 
Erben  (alles  wie  bisher).     Ausktindung  u.  s.  f.  wie  bei  II, 

IV.  Besorgung  des  Concurswesens.  Sie 
geschieht  durch  die  Conourscommission  (drei  Mitglieder,  zwei 
wählt  der  Cantonsrath,   das  dritte  ernennt  jeder  Einwohner- 

.  gemeinderath  und  es  tritt  jeweilen  derjenige  in's  Amt,  in 
dessen  Wohngemeinde  der  Concurs  vorkommt).  Bezüglich 
der  Obliegenheiten  dieser  Commission  ist  neu,  dass  sie,  wenn 
das  Guthaben  100  Fr.  nicht  übersteigt,  offenbar  keine  strei- 
tigen Rechtsverhältnisse  vorliegen  und  das  Gegentheil  nicht 
verlangt  wird,  durch  den  Regierungsrath  von  der  Abhaltung 
der  sonst  üblichen  Creditorenversammlung  dispensiert  werden 
kann,  sowie  dass  bei  Rechtsstreiten  über  einen  Werth  von 
mehr  als  Fr.  600  zu  gütlicher  oder  gerichtlicher  Erledigung 
die  Bewilligung  der  Creditoren  einzuholen  ist. 

V.  Abhaltung  des  Gelten  ta  ges,  d.  h.  der 
Oeditorenversammlung.  Neu  ist,  dass  ein  vorgeschlagenes 
Accommodement  für  alle  Gläubiger  (ausser  den  bevorrechteten) 
normgebend  ist,  wenn  dasselbe  von  %jk  der  Gläubiger  mit  Ver- 
tretung von  •/*  des  anerkannten  fahrenden  Sollens  beschlossen 
wird. 

VI.  Liquidation  der  Concursmasse.  Statt 
zweimaliger  (wie  bisher)  jetzt  blos  noch  einmalige  Aus- 
schreibung der  Liegenschaften  zum  Verkauf,  im  Amtsblatt. 
Bleibt  diese  erfolglos,  so  kommt  es  zum  Wurf  (Zugverfahren 

«.unter  den  laufenden  und  Hypothekargläubigern).  Dies  wie  bisher, 
mit  einigen  näheren  Bestimmungen  bezüglich  der  laufenden 
Hypothekarzinsen.  Bezüglich  der  Fahrnissliquidation  das 
Bisherige.  Die  Collocationsordnung  ist  ebenfalls  die  alte, 
mit  der  näheren  Bestimmung,  dass  dem  Mündelgut  auch  noch 
«das  Kirchen-,  Schul-  und  Armengut  %  gleichgestellt  ist  und 
unter  den  bevorrechteten  Forderungen  genauer  definiert  sind 
die  gemeinderäthlich  genehmigten  Rechnungssaldi  der  Vögte 
-auf  die  Dauer  eines  halben  Jahres  von  der  Abgabe  der  Ver- 
waltung an,  „soweit  diese  Rechnungssaldi  nicht  auf  einseitige 
Sehuldendeckung  nach  eingetretener  thatsächlicher  Zahlungs- 
unfähigkeit, sondern  auf  die  Bestreitung  des  nothwendigen 
Lebensunterhalts  für  den  Concursiten  und  dessen  Familien- 
glieder zurückzufuhren  sind." 

VII.  Folgen  des  Falliments  für  den  Con- 
cursiten. Die  Falliterklärung  unterbleibt  (wie  bisher)  bei 
Minderjährigen  und  Gestorbenen    und  (neu)   in  Fällen   gänz- 

-licher  Schuldlosigkeit  des  Verauffallten.     Die    absolute  Un- 
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fahigkeit  des  Falliten  zu  Zeugnissablegung  nach  Gesetz  von 
1869  wird  gemildert,  das  richterliche  Ermessen  soll  im  ein- 
zelnen Palle  über  die  Bedeutung  seines  Zeugnisses  ent- 
scheiden. Im  Uebrigen  enthält  dieser  Abschnitt  nichts  Neues. 
VHL  Revision  des  Concurees.  Wie  bisher 
bei  Ausschluss  eines  Gläubigers  wegen  Unmöglichkeit  der 
Beweisbeibringung  zur  Zeit  des  Concurses,  falls  seit  der 
Eingabefrist  nicht  mehr  als  2  Jahre  verflossen  sind  und  mit- 
telst Revision  Entschädigung  erfolgen  kann*  Aufgehoben  ist 
der  Revisionsgrund  des  früheren  Gesetzes  wegen  Unkenntniss 
des  Gläubigers  von  der  Eingabefrist. 

IX.  Concursgebühren.  Die  Kosten  zahlte  bisher, . 
falls  nicht  genug  Activen  zu  deren  Deckung  vorhanden  waren, . 
der  Uebernehmer  der  Liegenschaft,  bei  Mangel  jeglichen  (auch 
liegenden)  Guthabens  der  Staat,  nach  dem  neuen  Gesetz, 
immer  der  Staat.  Die  Gebühren  der  Concurscommissioi* 
waren  bisher  in  Procenten  von  den  Activen,  und  Mangels 
Activen  in  Taggeldern  ausgedrückt.  Dies  wird  grundsätzlich . 
beibehalten,  aber  die  Frocente  bedeutend  herabgesetzt,  frei- 
lich daneben  mit  einer  Gebühr  von  80  Cts.  per  Arbeitsstunde  • 
für  die  wichtigsten  Besorgungen. 

X.  Sohlussbe  stimmunge  n.  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  mit  15.  Mai  1883.  Engelberg  behält  laut  Ver- 
einigungsurkunde von  1815  seine  besondere  .Concurscommis- 
sion,  steht  aber  sonst  auch  unter  diesem  Gesetze. 

171.  Beschlnss  (des  Landraths  des  C.  Uri)  betreffend  Ab- 
änderung der  Fallimentsordnung.  Vom  29.  März.  (Bes.  gedr.)* 

In  theilweiser  Revision  der  Fallimentsordnung  vom  7.. 
April  1854  werden  folgende  Aenderungen  getroffen:  1.  Da* 
Falliment  kann  verlangt  werden  gegen  einen  Schuldner,  der 
sich  heimlich   unter  verdächtigen    Umständen    entfernt  hat 
und  nicht  innert  acht  Tagen  an  seinen  Wohnort  zurückkehrt 
(statt  wie  bisher  :  und  auf  gerichtliche  oder  polizeiliche  Auf- 
forderung   nicht    innert   bestimmter    Zeitfrist   zurückkehrt). 
2.  Das  Falliment  gilt  als  ausgebrochen,  wenn  der  Schuldner* 
sich  bei  dem  Bezirksgerichtspräsidenten  schriftlich  insolvent 
erklärt  hat    (bisher:  wenn  er  sich  vor  amtiL  Stelle  insolvent, 
erklärt    hat),    und  bei    bedingnissweisen    Rufserkanntnissen,- 
mit  dem  Tage,  an  welchem  beim  Fallimentspräsidenten  nach. 
Ablauf  des  Termins  die  Execution  des  Schuldenrufs  verlangt: 
ist  (bisher:  mit  dem  Tage,  wo  die  Rufserkanntniss  im  Amts- 
blatte  erschienen  ist).     3.  Bei  Aufnahme  des  Inventars  soll 
der  Gemeinderath  künftig  auch  eine  Schätzung  beifügen  und. 
den  Falliten  zu  genauer  Angabe  seines  Soll  und  Haben  an-» 
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ehalten.  4.  Bei  der  Anmeldung  der  Forderungen  sollen  Ge- 
schäftsleute noch  einen  beglaubigten  Buchauszug  beifügen. 
ö.  Die  Fallimentsbehörde  soll  künftig  eine  detaillierte  Kosten- 
und  Schlussreohnung  innert  spätestens  6  Monaten  zur  Ein- 
sicht der  Creditoren  bei  der  Canzlei  auflegen.  6.  DerUeber- 
nehmer  einer  verpfändeten  Liegenschaft  muss  die  rückständigen 
Zin8e  der  Fallimentscommission  zu  Händen  der  betr.  Creditoren 
baar  entrichten.  7.  Der  Uebernehmer  auf  den  „Blumen"  tritt 
für  den  Zinsbetrag,  zu  dessen  Deckung  das  vorhandene  Heu 
•nicht  reicht,  in  die  Classe  der  unversicherten  (bisher;  ver- 
sicherten) Ansprechen  8.  In  §  29  (Collocatiönsordnung)  wird 
der  Lidlohn  der  Taglöhner  für  10  Tage  dem  Frauengut  und 
den  allgemeinen  Verschreibungen,  denen  er  bisher  nachstand, 
vorgestellt.  9.  Die  bisher  im  Gesetz  enthaltene  Folge  des 
•Falliments,  dass  der  Fallit  nicht  würdig  sei,  die  Waffen  zu 
tragen,  wird  aufgehoben.  Sonst  noch  einige  geringere  Ab- 
änderungen. 

172.  Weisungen  (des  Reg.-Raths  des  C.  Basellandschaft) 
«an  die  B$zirk»schreibereien  und  Bezirksämter  betr.  verschiedene  Ob- 
liegenheiten bei  Collocationen.  Vom  11.  April.  (Amtsbl.  I,  N°  15.) 

173.  Ergänzung  (der  Landsgemeinde  aes  C.  Appenzell 
Ausser-Ithoden)  von  Art.  10  des  Coneursgesetzes.  Yom  29.  April. 
<Amtsbl.  I.  S.  155.  Ges.-B.  1883,  S.  323.) 

Ein  obergerichtliches  Urtheil  hatte  die  Versicherungssumme 
-eines  Falliten  der  Concursmasse  des  Verstorbenen  zugewiesen. 
Der  kurzenbergische  Handwerkerverein  stellte  dann  an  den  Can- 
ionsrath  das  Begehren,  den  Art.  10  des  Conoursges.  im  Sinne 
der  Sicherung  von  Versicherungssummen  für  die  Hinterlassenen 
zu  ergänzen.  Der  Cantonsrath  brachte  darauf  an  die  Lands- 
gemeinde zwei  Anträge;  der  erste  wurde  angenommen,  er 
geht  dahin,  dass  nicht  in  die  Concursmasse  fallen  sollen 
üntergtützungsbeiträge,  welche  Kranken-  und  Sterbefallkassa- 
Vereine,  sowie  Witwen-  und  Waisencassen  den  Hinterlassenen 
eines  verstorbenen  Mitgliedes  zusichern.  Verworfen  wurde 
dagegen  der  zweite,  welcher  gleiche  Behandlung  zuwenden 
wollte  den  Lebensversicherungsbeträgen,  die  zu  Gunsten  von 
Ehegatten,  Kindern  oder  deren  Nachkommen  ausgestellt  sind, 
•abzüglich  der  in  die  Masse  fallenden  einbezahlten  Einlagen 
Mtmmt  4%  Zins. 

1#4.  Décret  (du  Gr.  Cons.  du  C.  de  Neuchâtel)  modifiant 
des  officies  636  et  116  du  Code  de  procédure  civile.  Du  15  juin. 
<Rec.  des  Lois,  tome  XV,  p.  224  s.) 

Der  Conoursriohter  entscheidet  über  Rücknahme  des 
Concurses,  wenn  kein  Widerspruch  vorliegt;  bei  Widerspruch 
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das  Cantonsgericht.  (Bisher  hatte  das  tribunal  d'arrondisse- 
ment den  Entscheid.)  Dasselbe  gilt  für  die  Homologation  toh 
Nachlassverträgen.  Die  Aenderungen  sind  durch  die  im  letzten 
Jahr  bei  der  Gerichtsorganisation  getroffenen  Aenderungen 
hervorgerufen  (s.  dse.  Zeitsch.  N.  F.  Bd.  H,  S.  475). 


IV.  Strafreeht. 

175.  Beschluss  (des  Volkes  des  C.  Zürich)  betreffend  Wieder- 
einführung der  Todesstrafe.  Vom  27.  Mai. 

Im  Wege  der  Initiative  war  Wiedereinführung  der 
Todesstrafe  verlangt  worden,  der  Grosse  Rath  brachte  den 
Vorschlag  tür  Verwerfung  des  Begehrens  an  das  Volk,  welches 
letztere  aber  mit  28,394  gegen  25,259  Stimmen  das  Initiativ- 
begehren sanctionierte.  Das  ist  erst  ein  allgemeiner  princi- 
pieller  Beschluss,  der  noch  seiner  näheren  Ausführung  durch 
Gesetz  bedarf. 

176.  Gesetz  (des  Gr.  Baths  des  C.  Luoern)  betreffend 
Wiedereinführung  der  Todesstrafe.  Vom  6.  März.  (Samml.  d. 
Ges.  Bd.  VI,  S.  435  f.) 

In  Ausfuhrung  des  neuen  Verfassungsartikels  v.  12.  Nov. 
1882  fdse.  Ztsch.  n.  F.  II,  S.  399)  und  in  theilweiser  Wieder- 
herstellung der  durch  die  Verfassung  von  1875  aufgehobenen 
Art.  4  Ziff.  1,  108,  110,  115  und  153  des  Crim.  Str.  Ges. 
und  in  näherer  Bestimmung  des  §  198  des  Strafrechtsver- 
fahrens wird  die  Todesstrafe  wieder  unter  die  gesetzlich  zu- 
lässigen Strafarten  aufgenommen  und  werden  die  §§  108, 
110  lit.  a,  115  letzt.  Abs.  und  153  des  Griminalstraigesetzes 
betr.  die  Todesstrafe  und  §  319  lit.  b  und  c  und  321—325 
des  Ges.  über  das  Strafrechtsverfahren  betr.  die  Vollziehung, 
derselben  wieder  in  Kraft  erklärt.  Der  Strafrichter  kann  an 
der  Stelle  der  angedrohten  Todesstrafe  eine  lebenslängliche 
Zuchthausstrafe  aussprechen,  wenn  Milderungsgründe  vor- 
handen sind  und  der  Verbrecher  sich  nicht  im  Rückfalle  be- 
findet. Dem  Grossen  Bath  ist  das  Becht  der  Begnadigung 
gewahrt.  Der  Vollzug  der  Todesstrafe  erfolgt  durch  das  Fall- 
beil oder  das  Schwert  vor  Zeugen  in    geschlossenem  Baum. 

177.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  C.  du  Valais)  rétablissant  la 
peine  de  mort  et  modifiant  quelques  articles  du  Code  pénal  et  du 
Code  de  procédure  pénale.    Du  24  novembre.     (Placard.) 

Im  Code  pénal  Art.  20  wird  die  Todesstrafe  wieder  auf- 
genommen. Die  Execution  erfolgt  durch  Enthauptung  ohn& 
verschärfende  Leibesstrafe.    Der  Leichnam   ist   der.  Familie? 
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des  Hingerichteten  anf  ihr  Verlangen  zu  einer  Beerdigung 
ohne  Aufsehen  auszuliefern  (Art.  21,  22).  Mit  dem  Toa 
werden  bestraft  assassinat,  parricide,  empoisonnement  (Art.  220). 
Le  meurtre  est  puni  de  mort,  quand  il  a  eu  pour  objet  soit 
de  préparer,  de  faciliter  ou  de  commettre  un  autre  délit  soit 
d'assurer  l'impunité  des  auteurs  ou  complices  de  ces  crimes 
ou  délits  (Art.  303  C.  p.).  En  toute  autre  cas  lfr  coupable 
de  meurtre  est  puni  par  une  réclusion  qui  pourra  être  per- 
pétuelle (Art.  222).  Wer  strafbarer  Weise  eine  Unordnung 
auf  öffentlicher  Strasse  erregt  hat,  in  Folge  deren  Jemand 
umgekommen  ist,  wird  mit  dem  Tode  bestraft  (Art.  22 bis), 
ebenso  der  Brandstifter  und  der  durch  explosible  Stoffe  Zer- 
störung Verursachende,  wenn  eine  oder  mehrere  Personen  in 
Folge  des  Brandes  oder  des  Zerstörungsversuches  umge- 
kommen sind.  Sind  bloss  schwere  Verwundungen  eingetreten, 
so  ist  die  Strafe  lebenslängliche  Einsperrung.  Hiebei  gilt  kein 
Unterschied,  ob  die  betretenden  Gebäude  dem  Thäter  ge- 
hörten oder  nicht  (Art.  322). 

Im  Code  de  proc.  pén.  treten  folgende  Zusätze  wieder 
ein:  Wenn  der  Beweis  eines  todeswtirdigen  Verbrechens  nur 
auf  Zeugen  beruht,  ist  das  Gericht  ermächtigt,  nicht  auf  Tod 
zu  erkennen,  wenn  ihm  die  Zeugen  nicht  volle  Gewähr  bieten 
(Art.  197).  Die  Todesstrafe  kann  nur  mit  Stimmeneinhellig- 
keit von  erster  Instanz  und  mit  Mehrheit  von  wenigstens 
5  Stimmen  vom  Appellhofe  ausgesprochen  werden  (Art.  299). 
Jedes  Todesurtheil  unterliegt  von  Amtswegen  der  Bevision 
des  Appellhofes  (Art.  356).  Der  Grosse  Rath  entscheidet  von 
Amtswegen  über  Begnadigung  des  Verurtheilten  (Art.  356  bis). 
Die  Hinrichtung  findet  im  Innern  des  Cantonsgefängnisses 
statt,  in  Gegenwart  je  zweier  Mitglieder  des  Appellhofes  und 
des  erstinstanzlichen  Gerichts  und  des  Gerichtsschreibers 
des  letztern,  sowie  von  6  Zeugen,  die  das  Justizdepartement 
ernennt  (Art.  359).  Der  Gerichtsschreiber  nimmt  sofort 
einen  Verbalprozess  über  die  Hinrichtung  auf  (Art.  360). 
Dieser  Verbalprozess  wird  den  Prozessacten  beigefügt  und 
von  sämmtlichen  Zeugen  unterzeichnet  in  allen  Gemeinden 
des  Cantons  durch  Anschlag  publiciert  (Art.  361). 

178.  Beschluss  (des  Cantonsraths  des  C.  Appenzell  ausser 
Rhoden)  betreffend  Verbringung  Minderjähriger  in  eine  Besse- 
rungsanstalt in  Vollzug  gerichtlichen  Strafurtheüs.  Vom  20. 
März.     (Amtsbl.  I,  S.  92  f.) 

Entgegen  dem  Antrage  des  Beg.-Raths  auf  principielle 
Regelung  des  Verfahrens  wurde  bloss  beschlossen,  die  Unter- 
bringung  der  Minderjährigen   in    die   Besserungsanstalt   sei 
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Sache  des  Kegierungsraths ,  und  der  Staat  trage  die  Kosten 
der  Verpflegung  in  der  Anstalt. 

179.  Reglement  (des  Cantonsraths  des  C.  Appenzell  A.  Rh.) 
für  die  cantonale  Zwangsarbeitsanstalt.  Vom  13.  November. 
(Amtsbl.  1881,  I,  107.    1883,  I,  316.) 

Nur  provisorisch  für  unbestimmte  Zeit  genehmigt.  Un- 
verbesserlichen Burschen  können  bis  auf  8  Ruthen-  oder  Stock- 
streiohe  zugemessen  werden. 

180.  Beschtuss  (des  Reg.-Raths  des  C.  Thurgau)  betreffend 
den  Bezug  von  Polizeibussen.  Vom  12.  October.  (Amtsbl. 
N°  86.) 

Den  Bezirksämtern  wird  in  Erinnerung  gebracht,  dass 
die  Polizeibussen  wegen  Uebertretung  eidgenössischer  Polizei- 
gesetze sowie  der  cantonalen  Gesetze  über  Lotterieverbot, 
Beförderung  der  Viehzucht  und  Markt-  und  Haasierverkehr 
der  Staatscasse,  alle  übrigen  dagegen  der  Municipalcasse  des 
Orts  des  verübten  Vergehens  zu«  verrechnen  sind. 

181.  Beschlms  (des  Landraths  des  C.  Basellandschaft) 
betreffend  die  Ausübung  des  Begnadigungsrechts,  Vom  28.  Mai 
(Amtsbl.  I,  N°  22.) 

Begnadigung  soll  in  der  Regel  nur  dann  eintreten  können, 
wenn  der  Sträfling  nicht  rückfällig  ist  und  */*,  wenigstens 
aber  l1/*  Jahre  der  Strafzeit  verbüsst  und  sich  in  dieser 
Zeit  klaglos  verhalten  hat.  Nur  in  ausserordentlichen  Fällen 
Begnadigung  schon  nach  ausgestandener  Hälfte  der  Strafzeit 


Wuchergesetze  s.  oben  N°  116  und  117. 


V.  Strafprocess. 

182.  Vorschriften  (des  Cantonsraths  des  G.  Appenzell 
ausser  Rhoden)  über  das  Verfahren  bei  Ausschätzungen.  Vom 
19.  März.    (Amtsbl.  I,  B.  96  f.) 

Tritt  an  Stelle  der  Vorschriften  vom  12.  Nov.  1881 
(dies.  Ztsch.  N.  P.  I,  S.  282,  N°  IM),  welche  übrigens  in 
dieser  neuen  Verordnung  wieder  einfaon  reproduciert  werden 
bloss  mit  dem  ZuSatze,  dass  auch  die  Kosten  flir  die  Vor- 
ladung von  dem  Kläger  mit  Regress  auf  den  Beklagten  zu 
tragen  sind.  Der  diese  Sache  anregenden  Motion  einer  Um- 
arbeitung der  Vorschriften  von  1881  und  Vorlegung  derselben 
vor  die  Landsgemeinde  als  Nachtrag  zu  Strafgesetz  und  Straf- 
processordnung  wurde  keine  Folge  gegeben. 

183.  Beschluss  (des  Reg.-Raths  des  C.  Uri)  betr.  Müthei- 
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Jung  der  Processacten  in  Strafsachen  an  die  Vertheidiger.    Vom 

1.  October.     (Amtsbl.  N°  41.) 

Um  indiflcretem  Gebrauch  der  Processacten  vorzubeugen, 
•sollen    dieselben    auf  dem  Rathhaus  zur  Einsicht  des  Ver- 

theidigers  aufgelegt  bleiben. 


VL  Rechtsorganisation 

(inbegriffen  Besoldungen  nnd  Sportein). 

184.  Decreto  di  parziale  riformà&sog.  Rif  ormettina)  della  Costi- 
tuzione  del  C.  del  Ticino.  Yom  Gr.  Rath  beschlossen  den  10.  Febr. 
Durch  Volksabstimmung  angenommen  den  4-  März,  von  der  Bun- 
desversammlung ratificiert  den  23.  April.  (Race.  d.  Leggi,  N.  S. 
VoL  IX,  p.  97  ss.    A.  S.  d.  B.  G.  K.  F.  Bd.  VII,  S.  100  f.) 

Die  Kevisionspunkte  sind:  1.  Geriohtsorganisation: 
Réduction  des  Appellationsgerichts  von  9  auf  5  Mitglieder  ; 
Oompetenz  der  Bezirksgerichte  erster  Instanz  für  Civil-  und 
Straffalle  (das  Schwurgericht  ist  damit  abgeschafft);  Ver- 
einigung der  Bezirke  Riviera  und  Bellinzona  unter  einem 
Bezirksgerichte,  Réduction  der  Bezirksgerichte  von  5  auf  3 
Mitglieder,  wovon  mindestens  zwei  auf  einen  Fünfervorschlag 
der  Kreise  durch  den  Grossen  Rath  zu  wählen  sind.  Amts- 
dauer aller  Gerichtsbehörden  6  Jahre  mit  Gesammterneue- 
xung.  2.  Wählbarkeit  in  den  Grossen  Rath  mit  20stem 
Jahre  (bisher  25),  in  den  Staatsrate,  Gerichte,  Gemeinde- 
xäthe  und  andre  öffentliche  Behörden  mit  25  Jahren  (für 
Staatsrath  und  Appellationsgericht  bisher  30  Jahre).  3.  Fa- 
kultatives Referendum  kann  von  5000  Stimmberech- 
tigten innert  Monatsfrist  seit  Erlass  der  Gesetze  und  allge- 
mein verbindlicher  legislativer  Beschlüsse  verlangt  werden. 
4.  Die  Standesstimme  wird  vom  Volk  durch  absolute 
Mehrheit  der  Stimmenden  abgegeben  (bisher  durch  den  Grossen 
Rath).  Diese  Revision,  welche  hauptsächlich  eine  Verbesse- 
rung der  Rechtsprechung  beabsichtigt,  ist  vom  Volke  mit 
•sehr  schwacher  Mehrheit  angenommen  worden  (9118  Stimmen 
gegen  8536).  Politische  Gründe  scheinen  weniger  im  Spiel 
..gewesen  zu  sein  als  locale  und  persönliche  Interessen,  wie 
z.  B.  Radicale  und  Conservative  von  Bellinzona  für  Annahme 
•stimmten,  um  an  ihrem  Hauptorte  wieder  ein  Bezirksgericht 
zu  erlangen,  während  die  Riviera  wie  Ein  Mann  gegen  das 
Project  stimmte,  um  ihr  besonderes  Gericht  beizubehalten. 
Aus  letzterem  Gebiet  ist  auch  ein  Recurs  an  die  Bundesbe- 
hörden gerichtet,  aber  als  unbegründet  abgewiesen  worden 
(vergi.  Bundesbl.  1883,  H,  373  ff.). 
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185.  Legge  organica  giudiziaria  con  alcune  disposizioni  di 
procedura  civile  e  penale  (del  Gr.  Cons.  del  C.  del  Ticino). 
Del  1  maggio.  (Race.  off.  delle  leggi,  N.  S.  Voi.  IX7 
p.  80  ss.) 

Veranlasst  durch  die  Partialreform  der  Verfassung  vom 
10.  Febr./4.  März  (N°  184).  Es  sind  jetzt  7  Districte  mit 
je  einem  (Berichte  erster  Instanz  in  Civil-  und  Strafsachen, 
bestehend  aus  3  Mitgliedern,  die  der  Grosse  Rath  ernennt 
gemäss  der  riformettina.  Für  Verhinderungsfälle  Suppleanten. 
Recusationsbegehren  gegen  einen  Richter  muss  die  Partei 
wenigstens  den  Tag  vor  der  Verhandlung  dem  Gerichtsprä^ 
sidenten  eingeben;  bei  Récusation  des  ganzen  Gerichts  ent- 
scheidet das  nächste  Bezirksgericht  darüber  und  in  bejahen- 
dem Falle  behält  es  auch  die  Sache  selbst  zur  Erledigung 
bei  sich.  Richter  und  Gerichtsschreiber  müssen  25  Jahre 
alt  sein.  Nähere  Bestimmungen  über  Sitzungstage,  Geschäfts- 
leitung durch  den  Präsidenten,  Pflichten  des  Gerichtsschreiber* 
und  seines  Bureaus.  —  Für  den  ganzen  Ganton  besteht  ein 
Appellationsgericht,  vom  Grossen  Rath  gewählt;  die  Mit- 
glieder müssen  25  Jahre  alt  und  laureati  in  diritto  sein  oder 
die  Requisite  haben,  die  das  Gesetz  für  Ausübung  des  Advo- 
catenberufs  verlangt.  Vorschriften  über  Spruchzahl,  Récu- 
sation, Sitzungstage,  Geschäftsordnung  u.  a.  —  Der  zweite 
Theil  des  Gesetzes  enthält  eine  Anzahl  Bestimmungen  über 
Processrecht:  1.  Strafprocess.  Die  Strafklage  ist  ausschliess- 
lich öffentlich,  aber  die  beschädigte  Privatperson  kann  selb- 
ständige Anträge  über  Schadenersatz  stellen  und  dieselben 
mit  selbständig  vorgebrachten  Thatsachen  begründen.  Der 
Instructionsrichter  und  seine  Substituten  führen  die  Vor- 
untersuchungen schriftlich,  als  Vorbereitung  für  die  münd- 
liche Verhandlung,  und  beginnen  damit  sofort  nach  der  An- 
zeige des  Verbrechens.  Er  kann  in  correctionellen  Sachen 
und  für  leicht  compromittierte  Personen  auch  in  criminellen 
nach  Verständigung  mit  dem  Staatsanwalt  provisorische  Frei- 
lassung des  Angeklagten  aus  der  Haft  verfügen.  Wohl  be- 
leumdete Personen  soll  er  nicht  gefangen  setzen  ohne  schwere 
Indizien  für  ein  Delict,  dessen  Strafe  den  ersten  Grad  des 
Gefängnisses  übersteigt.  Nur  in  flagranten  Fällen  darf  eine 
Haussuchung  ohne  Intervention  des  Gemeindepräsidenten  statt- 
finden. Nach  Beendigung  der  Voruntersuchung  entscheidet 
die  Anklagekammer  über  Dahinstellung  des  Verfahrens  oder 
Suspension  oder  Fortsetzung  desselben;  ebenso  hat  sie  den 
Entscheid  über  Reourse  gegen  Gefangensetzung  und  Bewil- 
ligung provisorischer  Freilassung;  gegen  ihre  Beschlüsse  kana 


Rechtsorganisation.]  Gerichtsorganisation.  47  î* 

an  das  Appellationsgericht  reourriert  werden.  Der  Staatsan- 
walt hat  die  Ueberwachung  aller  Processe  und  führt  die 
Anklage  in  schweren  Fällen,  wie  er  auch  in  Civilsachen 
(Civilstand  und  Ehe,  Adoption,  Interdiction)  interveniert.  — 
Alle  Urtheile  der  Bezirkegerichte  in  Strafsachen  sind  von 
Amtswegen  appelliert,  falls  nicht  Anklagekammer  und  Staats- 
anwalt über  Nichtweiterzug  einig  sind.  Die  auf  lebensläng- 
liche Einsperrung  lautenden  Urtheile  müssen  nothwendig  vor 
Appellationsgericht  gebracht  werden.  —  Zum  Schiusa  Be- 
stimmungen über  Amtsantritt  und  Demission.  Kein  Gerichts- 
beamter darf  die  Advocatur  betreiben  und  Concurscuratelen 
übernehmen.  Uebergangsbestimmungen  regeln  die  Anwend- 
barkeit dieses  Gesetzes  gegenüber  anhängigen  Processen. 

186,  Gesetz  (der  Landsgemeinde  des  Ç.  Appenzell  Inner- 
rhoden)  betreffend  Revision  einzelner  Artikel  der  Verfassung  des 
Cantons  Appenzell  I.-Rh.  vom  24.  November  1872.  Vom  29.  April. 
Ratificiert  von  der  Bundesversammlung  den  3.  Juli.  (Bes.  gedr.. 
cfr.  A.S.  d.B.-G.N.F.Bd.  VII,S.  164f.undB.-B.  1883,III,S.  17ff.) 

1.  Der  bisherige  Artikel  30  Hess  zweifelhaft,  ob  und  in 
welchen  Fällen  die  Standescommission  Cassationsbefugniss 
für  letztinstanzliche  Civil-  und  Strafurtheile  wegen  Form- 
fehlem  habe.     Die  neue  Fassung  giebt  ihr  diese  Competenz. 

2.  Art.  33  iordert  (Behufs  Réduction  der  Mitgliederzahl  des 
Bezirksgerichtes  im  inneren  Landestheil)  eine  erhöhte  Anzahl. 
Seelen  (800  statt  600)  der  Wohnbevölkerung  für  die  Be- 
rechtigung zur  Wahl  eines  Mitgliedes  in  das  Bezirksgericht. 

3.  Art.  38  bestimmt  genauer  die  Competenz  des  Cantons- 
gericht8  in  Straffällen  auf  solche,  welche  eine  Geldstrafe  über 
50  Fr.  oder  Freiheitsstrafe  über  7*  Jahr  oder  das  Leben 
betreffen  (bisher  stand  :  Geldstrafe  von  50  Fr.  oder  Freiheits- 
strafe von  7*  Jahr).  4.  Art.  41  erhält  den  Zusatz,  dass  zur 
gültigen  Beschlussfassung  im  Bezirksgericht  des  innern  Lan- 
destheils neun,  des  Bezirks  Oberegg  fünf  Mitglieder  erforder- 
lich sind.  5.  Nach  Art.  44  waren  bisher  für  dingliche  Streit- 
sachen drei  Gericbt8instanzen  als  sog.  Spangericht  vorgesehen; 
nach  dem  neuen  Artikel  fallt  die  zweite  Gerichtsinstanz  aus, 
dagegen  wird  die  Mitgliederzahl  der  ersten  Instanz  von  5 
auf  7  Mitglieder  (des  Bezirksgerichts)  erhöht.  Die  zweite 
Instanz  ist  das  Cantonsgericht,  bisher  die  dritte.  Bisherige 
zweite  Instanz  waren  elf  aus  dem  übrigen  Personalbestande 
des  Bezirksgerichts  gewählte  Mitglieder  gewesen. 

187.  Gesetz  (der  Landsgemeinde  des  C.  Appenzell  Inner- 
rhoden)  über  Einführung  von  Vermittlerämtern  im  C.  Appenzell 
Innerrhoden.    Vom  29.  April.     (Bes.  gedr.) 


"Ç.T5 
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Der  innere  Landestheil  und  der  Bezirk  Oberegg  erhalten 
je  ein  Vermittleramt,  das  für  den  innern  Landestheil  wählt 
der  Grosse  Bath,  das  für  Oberegg  die  Bezirksversammlunij. 
Amtsdauer  zwei  Jahre.  Nichtwählbar  sind  die  Mitglieder 
der  Standescommission,  der  Bezirksgerichte  und  des  Cantons- 
gerichts,  sowie  berufsmässige  Anwälte.  —  Die  Vermittler 
nehmen  die  durch  den  Bechtsvorschlag  einer  Partei  bei  ihrem 
Amte  eingeleiteten  Forderungsstreitigkeiten  und  Injurienfälle 
.zur  Vermittlung  an  die  Hand  und  überweisen  sie  bei  frucht- 
losem Vermittlungsversuche  durch  Ausstellung  eines  Leih- 
scheines für  die  klagende  Partei  an  das  zuständige  Bezirks- 
gericht. Die  Parteien  werden  von  den  Vermittlern  selbst 
vorgeladen  und  tragen  die  Vermittlungsgebühren,  lieber 
jeden  Vermittlungsversuch  ist  ein  Protokoll  zu  führen  und 
,bei  Gelingen  der  Vermittlung  den  Parteien  auf  Verlangen 
gratis  ein  Protokollauszug  zu  verabfolgen. 

Durch  dieses  Gesetz  wird  der  Art.  32  der  Cantonsver- 
«fassung  abgeändert,  wonach  bisher  das  Recht  zu  Rechtsvor- 
.schlagen  (zur  Processeinleitung)  fur  den  innern  Cantonstheil 
vom  Landammann,  für  den  Bezirk  Oberegg  vom  dortigen 
.regierenden  Hauptmann  ertheilt  wurde.  Die  Competenz  dieser 
Beamten  für  Ertheilung  der  Eechtsvorsohläge  fällt  daher  nun 
weg.  Die  Bundesversammlung  hat  diese  Verfassungsänderung 
am  3.  Juli  ratificiert  (A.  S,  d.  B.-G.  N.  F.  Bd.  VII,  S.  164  f. 
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188.  Loi  organique  (du  Gr.  Gons.  du  C.  de  Genève)  sur 
les  Conseils  de  Prwf  hommes.  Du  3  Octobre.  (Bec.  des  Lois, 
tome  LXIX,  p.  258  ss.) 

Ausführung  des  Gesetzes  v.  4/29  October  1882,  welches 
die  Einrichtung  solcher  Gewerberichter  grundsätzlich  vor- 
schrieb (ds.  Ztschr.  N.  F.  II,  S.  476  N°  253).  Zehn,  den 
verschiedenen  Berufsgruppen  entsprechende  Conseils  de  Prud'- 
hommes werden  aufgestellt  (die  Gruppen  sind,  nach  ihren 
Hauptvertretern:  Uhrmacher;  Goldarbeiter;  Maurer  und  Maler; 
Schreiner,  Tapezierer,  Drechsler  u.  s.  f.;  Mechaniker,  Spengler, 
Kupferschmiede;  Schneider;  Bäcker;  Buchdrucker  und  Buch- 
binder; Kutscher;  Handelsleute).  Wahlfähig  und  als  prud'- 
hommes wählbar  sind  Meister  und  Arbeiter,  sofern  Schweizer- 
bürger, im  Canton  wohnhaft  und  in  bürgerlichen  Rechten 
stehend.  Jeder  Conseil  de  Prud'hommes  besteht  aus  30  Mit- 
gliedern, je  zur  Hälfte  Meistern  und  Arbeitern.  Die  Wahl 
gilt  für  zwei  Jahre.  Die  Meister  und  die  Arbeiter  wählen 
ihre  Prud'hommes  in  gesonderter  Wahlversammlung.  Die 
Gewählten  leisten  vor  dem  Grossen  Rathe  den  Amtseid   der 
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Richter.  Jeder  Conseil  de  Prud'hommes  wählt  seinen  Präsi- 
denten und  Schreiber,  sowie  deren  Stellvertreter  auf  sechs 
Monate.  Er  theilt  sich  in  das  Bureau  de  Conciliation,  da» 
Tribunal  de  Prud'hommes  und  die  Chambre  d'AppeL  Das 
Vennittlerbureau  versucht  zuerst  die  streitenden  Parteien  zu 
verständigen  und  lässt,  wenn  die  Verständigung  gelingt,  das 
Protokoll  von  den  Parteien  unterzeichnen;  dieser  Aot  ist 
executorisch  gleich  einem  Urtheil.  Mangels  einer  Verständigung 
werden  die  Parteien  an  das  Tribunal  de  Prud'hommes  ge- 
wiesen, welches  ausser  dem  Präsidenten  aus  je  3  Prud'hommes 
von  den  Meistern  und  den  Arbeitern  besteht.  Die  Parteien 
haben  persönlich  zu  erscheinen.  Zeugen  werden  nach  den 
gewöhnlichen  Regeln  abgehört,  ebenso  Expertisen  erhoben. 
Die  Urtheile  werden  in  gleicher  Sitzung  eröffnet.  Dieses 
Tribunal  de  Prud'hommes  entscheidet  endgültig,  wenn  der 
Streitwerth  500  Fr.  nicht  übersteigt.  Bei  höherem  Betrage 
kann  an  die  Chambre  d'Appel  appelliert  werden,  innerhalb 
Wochenfrist  seit  Erlass  des  Urtheils.  Diese  Appellkammer 
besteht  aus  12  Mitgliedern  (je  zur  Hälfte  Meister  und  Ar- 
beiter) ausser  dem  Präsidenten.  Die  Verhandlungen  vor  der 
ersten  und  der  zweiten  Instanz  sind  öffentlich  und  finden 
des  Abends  statt  nach  einem  von  jedem  Conseil  aufzustellen- 
den Réglemente.  Gründe  für  Récusation  der  Prud'hommes 
Verwandtschaft,  Feindschaft  u.  dgl.  (Art.  49).  Besoldung 
3  Fr.  per  Sitzung.  Unentschuldigtes  Ausbleiben  von  einer 
Sitzung  wird  mit  Fr.  30  gebüsst.  Ein  greffier  central  pour 
l'ensemble  des  Conseils  de  Prud'hommes  nimmt  die  Klagen 
in  Empfang,  erlässt  die  Vorladungen  und  beruft  die  Prud'- 
hommes zu  den  Sitzungen.  Jeder  Conseil  ernennt  eine  Com- 
mission zur  Ueberwachung  der  Ausfuhrung  von  Lehrcontracten 
und  der  Berufsausbildung  der  Lehrlinge. 


189.  Décret  souverain  (du  peuple  Vaudois)  tur  Vincompa- 
tibiUté  entre  certaines  fonctions  publiques  cantonales  et  le  mandat 
de  député  à  F  Assemblée  fédérale.  Du  1.  avril.  (Reo.  des  Lois, 
tome  LXXX,  p.  4  s.  38  s.) 

Ein  Initiativbegehren  war  auf  Erklärung  der  Incompa- 
tibiUtät  cantonaler  Beamtungen  mit  der  Eigenschaft  als  Na- 
tional- oder  Ständefath  gegangen.  Das  bezügliche,  dem 
Volke  vorgelegte  Décret  wurde  in  der  Volksabstimmung  an- 
genommen. Dadurch  werden  als  incompatibel  mit  dem  Mandat 
eines  National-  oder  Ständeraths  erklärt  die  préfets,  die  receveurs,, 
die  mit  Besoldung  von  wenigstens  3000  Fr.  angestellten  Be- 
amten der  Regierung  und  des  Cantonsgerichts,  die  Präsidenten 
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und  die  Gerichtsschreiber  der  Distriktsgerichte.  (Für  die  Mit- 
glieder der  Regierung  und  des  Cantonsgeriohts  bleibt  das  Gesetz 
v.  18.  Sept.  1866  und  die  Verfassung  v.  15.  Dec.  1861  gültig.) 

190.  Reglement  (des  Reg.-Raths  des  C.  Solothurn)  über  die 
Amtsichreiberei-Angestellten.  Vom  9.  October.  (À.  S.  d.  Ges. 
LIX,  S.  266  IE) 

191.  Reglement  (des  Landraths  des  0.  Unterwaiden  nid 
dem  Wald)  für  die  Polizeidiener.  Vom  19.  November.  (Amtsbl. 
N°  50.) 

192.  Beschluss  (des  Reg.-Raths  des  C.  Uri)  betreffend  Aus- 
standspflicht im  Regierungsrathe.  Vom  8.  October.  (Amtsbl.  N°  42.) 

In  Sachen  von  Gesellschaften  und  Vereinen  sind  Mit- 
glieder des  Vorstandes  oder  VerwaJtungsrathes  derselben  im 
Regierungsrathe  im  Austritt. 

193.  Verordnung  (des  Reg.-Raths  des  C.  Basellandschaft) 
betreffend  die  Amtscautionen  der  Gemeindebeamten.  Vom  18.  April. 
(Amtsbl.  I,  N°  16.) 

Die  Caution  der  Gemeinderäthe  dient  zur  Sicherung 
richtiger  Ablieferung  der  eingezogenen  Gantgelder.  Sie  wird 
durch  Personalbürgschaft  geleistet. 

194.  Règlement  d administration  (du  Gons.  d'Etat  du  G.  de 
Neuchâtel)  des  bureaux  de  contrôle.  Du  21  août.  (Ree.  des 
Lois,  tome  XV,  p.  344  ss.) 

Es  handelt  sich  um  die  Controlle  der  Gold-  und  Silber- 
arbeiten. Alle  Uhren-  und  Gold-  und  Silberwaarenhändler 
und  dazu  gehörigen  Berufe  bilden  die  assemblée  générale 
des  intéressés,  welche  einen  Localrath,  genannt  administration 
du  contrôle,  unter  Aufsicht  der  Regierung  stehend,  wählen. 
Ueber  Thätigkeit  und  Aufgabe  der  assemblée  und  der  ad- 
ministration verbreitet  sich  dieses  Reglement  sehr  ausführlich. 
Als  nicht  streng  dem  Rechtsgebiet  angehörig  mag  es  hier 
bloss  erwähnt  sein. 


195.  Reglement  (du  Cons.  d'Etat  du  G.  de  Genève)  con- 
cernant les  fonctions  de  V Expert-Juré  de  V Abattoir  et  du  Marché 
au  bétail  de  la  Ville  de  Genève.  Du  28.  décembre.  (Reo.  des 
Lois,  tome  LXIX,  p.  396  ss.) 

Der  Sanitätsunterin8pector  des  Schlachthauses  und  des 
Viehmarktes  wird  als  expert-juré  bezeichnet  für  Handelsstreitig- 
keiten zwischen  Verkäufern  und  Käufern  von  Vieh  auf  dem 
Viehmarkt.     Folgt  genaue  Umschreibung  seiner  Competenz. 


196.  Arrêté  d'exécution  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  de  Fri- 
bourg)  concernant  les  dispositions  des  art.  71  et  72  de  la  loi  du 
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18  juillet  1882  sur  l'enseignement  littéraire,  industriel  et  supérieur,  en 
ce  qui  a  rapport  aux  aspirants  à  la  procure,  au  barreau  et  au 
notariat.  Du  2  janvier.  (Bull.  off.  des  Lois,  tome  LII,  p.  5  ss.) 
Besagte  Art.  71  und  72  verlangen  Diplome  des  Reohts- 
licentiats  für  Erlangung  eines  Patentes  zur  Betreibung  des 
Berufe  als  Schuldentriebsagent  und  für  Zulassung  zum  Nota- 
riats- und  Advocatenexamen.  Die  Verordnung  setzt  sofor- 
tiges Inkrafttreten  dieser  Artikel  fest,  giebt  aber  ,einige  Ueber- 
Sangsbestimmungen  fü/  diejenigen,  welche  ihre  Studien  unter 
em  früheren  Gesetz  gemacht  haben. 

197.  Règlement  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  de  Fribourg)  d ordre 
et  de  discipline  pour  la  faculté  de  droit  de  Fribourg.  Du  10  fév- 
rier.   (Bull.  off.  des  Lois,  tome  Lu,  p.  64  ss.) 

Dreijähriger  Studienplan.  Examenordnung:  hauptsäch- 
liche Examinationsfächer  schweizerisches  und  freiburgisches 
Cirilrecht,  römisches  Recht  und  Strafrecht.  Examinatoren 
drei  vom  Staatsrate  ernannte  Juristen  und  die  Professoren 
der  Facultät. 

198.  Weisfing  (des  Reg.-Raths  des  C.  Thurgau)  betreffend 
gesetzwidriges  Amten  der  Notare  und  Friedensrichter  bei  Schulden- 
rufen  und  Veräusserung  von  Faustpfändern  etc.  Vom  23.  No- 
vember.    (Amtsbl.  N°  94.) 

Verbot  an  Notare  und  Friedensrichter,  andere  als  durch 
Gesetz  ausdrücklich  in  ihre  Competenz  gelegte  Verfugungen 
und  Publicationen  zu  erlassen,  namentlich  Verbot  der  unter 
Androhung  von  Rechtsnachtheilen  ausgeschriebenen  Schulden- 
rüfe  oder  Faustpfandverkäufe. 

199.  Decreto  (del  Gr.  Cons.  del  C.  del  Ticino)  sulla  visita 
itegli  archivi  e  dei  rogiti  dei  notai.  Del  15  maggio.  (Race.  off. 
N.  S.  Voi.  IX,  p.  118.) 

Diese  Visitation  wird  von  dem  Präsidenten  der  Anklage- 
kammer wenigstens  einmal  im  Jahr  vorgenommen. 

200.  Décret  (des  Gr.  Raths  des  C.  Luzern)  über  die  Be- 
soldung der  administrativen  Beamten  und  Angestellten  des  Staates. 
Vom  22./30.  Mai.  (Samml.  d.  Ges.  Bd.  VU,  S.  1  ff.) 

Hier  zu  nennen  wegen  der  Besoldungen  der  Beamten 
des  Justizdepartements,  nämlich  der  Angestellten  der  Straf- 
anstalt (Direktor  Fr.  2500  nebst  freier  Wohnung,  Holz,  Licht 
und  Wäsche  für  sich  und  Familie).  Die  Amtsstatthalter  und 
Amtsschreiber ,  welche,  wenn  sie  zugleich  den  Beruf  eines 
Anwalts  ausüben,  keine  Geschäfte  strafrechtlicher  Natur  aus 
ihrem  Amtskreise  besorgen  dürfen,  erhalten,  jene  Fr.  2000 
—3000,  diese  Fr.  2000—2500,  je  nach  den  Bezirken. 
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201.  Legge  (del  Gr.  Cons.  del  C.  del  Ticino)  suW  onoraria 
del  personale  giudiziario.  Del  12  maggio.  (Race.  off.  delle 
leggi,  N.  S.  Voi.  IX,  p.  105  ss.) 

Der  Präsident  des  Appellationsgerichts  hat  4000  Fr., 
ein  Mitglied  Fr.  3000.  Die  Präsidenten  der  Bezirksgerichte 
Fr.  2800  bis  Fr.  1200,  je  nach  Grösse  und  Bedeutung  des 
Bezirks,  ein  Mitglied  Fr.  1800  bis  700  >  der  Gerichtsschrei- 
ber in  Civilsaehen  Fr.  800  bis  500,  in  Strafsachen  Fr.  1100' 
bis  500  u.  s.  w. 

202.  Loi  (du  Gr.  Cons.  du  C.  du  Valais)  concernant  le 
traitement  des  autorités  judiciaires  et  le  tarif  des  frais  de  justice- 
Du  1  décembre.    (Placard.) 

203.  Règlement  d'exécution  (du  Cons.  d'Etat  du  C.  du  Va- 
lais) de  la  lot  précédante.    Du  20  décembre.     (Placard.) 

Die  bisher  bestandene  Anweisung  der  Justizbeamten 
auf  Taggelder  und  Sportein  wird  grossentheils  durch  fixe 
Besoldungen  ersetzt;  es  hatte  sich  nämlich  der  bisherige 
Bezug  der  Gerichtskosten  vielfach  als  unpassend  und  dem 
Ansehen  der  Gerichtsbeamten  hinderlich  erzeigt,  die  Anwen- 
dung des  Tarifs  war  in  den  einzelnen  Bezirken  verschieden 
und  einzelne  Ansätze  erschienen  als  zu  hoch,  daher  findet 
hier  eine  völlig  neue  Feststellung  der  Gebühren  und  ihres 
Bezuges  statt.  Die  Hauptpunkte  sind:  Appell-  und  Cassa- 
tionshof,  Besoldung  des  Präsidenten  Fr.  1500,  eines  Mit- 
gliedes Fr.  1200,  des  Gerichtsschreibers  Fr.  600.  Bezirks- 
ferichte:  Instructionsrichter  500 — 1800  Fr.,  Gerichtsschreiber 
'r.  200 — 1500,  je  nach  der  Grösse  des  Bezirks.  Die  bis- 
herige Honorierung  derselben  für  Sitzung,  Urtheilsredaction, 
Reisegelder  u.  s.  f.  hört  auf,  ausser  für  specielle  Leistungen 
wie  Pfändung,  Arreste,  Ganten,  Localbesichtigungen.  Jene 
Besoldungen  zahlt  die  Staatscasse,  sie  hinwiederum  nimmt 
die  Gerichtsgebühren  durch  Vermittlung  des  Gerichtsschreibers 
ein.  Genaue  Taxordnung  für  Gerichtsverhandlungen,  Experten, 
Zeugen,  Advocaten  u.  s.  f. 

Die  Vollziehungsverordnung  setzt  die  Termine  für  die 
Sitzungen  der  Bezirksgerichte  lest  und  regelt  die  Zahlung 
der  Gerichtskosten  durch  die  Parteien  und  die  Stempelung: 
der  Gerichtsprotocolle  Behufs  Controlierung  dieser  Zahlung. 


Das  Rechtsmittel 

der  Anrufung  des  Bundesgerichtes 

in  Civilstreitigkeiten 

nach  Art.  29  und  30  des  Bundesgesetzes  betr.  die  Organisation 
der  Bundesrechtspflege  70m  27.  Juni  1874. 

(Schhws.    S.  Seite  152  ff.) 


Von  Dr.  E.  H&fhor,  Bnndesrichter. 


IV.  Vorschläge  betreffend  Revision  des  Gesetzes. 

Nachdem  in  den  frühem  Abschnitten  dieser  Abhandlung 
die  Bedeutung  und  Tragweite  der  bestehenden  Gesetzesbe- 
stimmungen klar  zu  legen  versucht  worden  ist,  bleibt  noch 
die  Frage  zu  erörtern,  ob  bezw.  inwiefern  diese  Bestimmungen 
einer  Revision  bedürftig  seien.  Einzelne  Lücken  sind  be- 
reits im  Vorhergehenden  gelegentlich  hervorgehoben  und  damit 
Vorschläge  zu  deren  Ausfüllung  verbunden  worden.*)  Uner- 
örtert  ist  aber  bisher  die  Hauptfrage  geblieben,  ob  das 
gegenwärtig  gegebene  Rechtsmittel  grundsätzlich  festzuhalten 
sei,  oder  ob  es  geboten  erscheine,  dasselbe  aufzugeben  und  es 
durch  ein  wesentlich  anders  gestaltetes  Rechtsmittel,  Appel- 
lation oder  Gassation,  zu  ersetzen. 

Es  versteht  sich,  dass  die  Beantwortung  dieser  Frage 
davon  abhängt,  ob  das  bestehende  Rechtsmittel  sich  als  un- 
geeignet erwiesen  habe,  seinen  Zweck,  die  Einheit  des  Rechts 
und  der  Rechtsprechung  herzustellen  (Art.  114  B.-V.),  zu 
erreichen,  oder  ob  sich  bei  der  praktischen  Handhabung  des« 


*)  Vgl.  oben  S.  169, 170, 171, 178  ff.,  185  unten,  189,  208  N.  *  n.  219  f. 

Ztitwhr.  ffir  tclnreiseriichei  Recht.    Heu«  Folg«  m.  31 
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selben  andere  Uebelstände  geltend  gemacht  haben,  welchen 
nur  durch  Auigabe  des  bisherigen  Rechtsmittels  abgeholfen 
werden  kann. 

Was  nun 

I.  Die  erste  Frage  betrifft,  ob  das  bestehende  Rechts- 
mittel seine  verfassungsmässige  Bestimmung  nicht 
erfülle,  so  habe  ich  mich 

1.  bezüglich  der  Voraussetz  ungen  desselben  vor 
einiger  Zeit  dahin  ausgesprochen*),  dass,  wenn  die  Rechts- 
einheit eine  Wahrheit  werden  solle,  das  Gesetz  jedenfalls 
insoweit  einer  Aenderung  bedürfe,  als  der  Streitwerth, 
durch  welchen  die  Weiterziehung  einer  Civilstreitigkeit  ans 
Bundesgericht  bedingt  ist,  erheblich  herabgesetzt  und 
ein  neues  Rechtsmittel  zur  Remedur  von  Verletzungen 
des  eidg.  Rechts ,  welche  die  von  den  kantonalen  Be- 
hörden ausserhalb  des  ordentlichen  Processesi  im  sog.  sum- 
marischen Verfahren,  erlassenen  Entscheide  enthalten 
könnten,  geschaffen  werden  müsse.  In  dem  Berichte  des 
Bundesgerichtes  über  seine  Geschättsfilhrung  im  Jahre  1883**) 
sind  diese  beiden  Postulate  nunmehr  ebenfalls  aufgestellt  und 
es   bedarf 

a)  das  erstere  ,  Herabsetzung  des  Streit- 
wertes, nach  den  bisherigen  Erfahrungen  keiner  besondern 
Rechtfertigung.  Bekanntlich  haben  auch  bei  den  Verhand- 
lungen des  Schweiz.  Juristenvereins  vom  19.  Sept.  1882 
mehrere  Votanten  sich  des  bestimmtesten  im  gleichen  Sinne 
ausgesprochen.***)  Dagegen  scheint  mir  die  bestehende 
Vorschrift,  dass  derjenige  Vermögenswerth,  welcher  in  der 
letzten  kantonalen  Instanz  noch  streitig  war, 
nicht  derjenige  Betrag,  um  welchen  eine  Partei  sich  durch 
das  letztinstanzliche   Urtheil  verkürzt  glaubt  (summa  grava- 


*)  In  der  Einleitung  zu  meiner  Ausgabe  des  Schweiz.  O.-R.  S.  XXV 

Ziff.  rv. 

**)  Vgl.  Bundesblatt  1884,  Bd.  IL  S.  815  ff. 

***)   Insbesondere   der  Coreferent  Prof.  A.  Martin,  ferner  Prof.  À. 
v.  Orelli,  Prof.  A.  Schneider  und  Dr.  Weibël. 
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minis),  massgebend  sein  solle,  richtig  zu  sein.*)  Darüber, 
wie  hoch  der  Streitwerth  für  die  Zukunft  testzusetzen  sei, 
können  die  Meinungen  auseinandergehen.  Man  wird  dabei 
nicht  ausser  Betracht  lassen  dürfen  einerseits  die  Vermehrung 
der  Kosten,  welche  die  Anrufung  einer  dritten  Instanz  not- 
wendiger Weise  verursacht,  und  anderseits  die  Mehrbelastung 
des  Bundesgerichtes  mit  Geschäften,  welche  natürlich  um  so 
grösser  wird,  je  tiefer  der  Streitwerth  herabgesetzt  wird.  In' 
letzterer  Hinsicht  ist  namentlich  von  Bedeutung,  ob  man 
far  alle  an  das  Bundesgericht  weiterziehbaren  Streitigkeiten 
das  mündliche  Verfahren  beibehalten  oder  dasselbe, 
wenigstens  fur  die  minderwichtigen  Processe,  durch  ein 
schriftliches  ersetzen  und  ob  man  für  letztere  Processe 
ein  beschränkteres  Rechtsmittel,  eine  Art  Nichtigkeitsbe- 
schwerde, zulassen  will.  Je  nachdem  diese  Fragen,  auf 
welche  ich  weiter  unten  noch  zurückkommen  werde,  ent- 
schieden werden,  dürfte  der  Streitwerth  mehr  oder  weniger 
herabgesetzt  werden. 

b)  Das  zweite  Postulat  beschlägt  die  Voraussetzung  des 
bestehenden  Rechtsmittels,  wonach  die  Weiterziehung  ans 
Bundesgericht  nur  gegen  kantonale  Haupturt heile 
stattfindet.  Es  ist  der  Begriff  des  Haupturtheüs  oben**) 
dahin  festgestellt  worden,  dass  als  solches  nur  zu  betrachten 
sei  das  den  Process  materiell-rechtskräftig  er- 
ledigende Urtheil  und  daher  darunter  nicht  fallen  die  das 
materielle  Judizium  verweigernden  Erkenntnisse. 
Zu  den  letztern  gehören  aber  nicht  nur  diejenigen,  welche 
eine  Klage  oder  eine  Appellation  aus  processualischen  Grün- 
den verwerfen ,  sondern  auch  die  abweisenden  oder 
verurtheilende  n  Entscheide,  welche  das 
streitige  R  echt  8  verh  ältniss  nicht  definitiv 
regeln,  sondern  mehr  nur  eine  provisorische  Ent- 
scheidung enthalten ,   indem  sie  weder   die  Verfolgung 


*)  Anders  Speiser  a.  a.  0.  These  5.    Vgl.  dagegen  Votum  von  ß.-R. 
Bog  ni  n  an  der  angeführten  Versammlung  des  Schweiz.  Juristen  vereint. 
**)  S.  166  ff.,  S.  171. 
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des  Anspruches  seitens  des  Abgewiesenen  mittelst  der 
ordentlichen  Kl$ge,  noch  die  Rückforderung  der 
kraft  derselben  vom  Verurtheilten  gezwungen  geleisteten 
Zahlung  ausschliessen.*)  Solcher  Natur  sind  (wenigstens  nach 
der  zürch.  Gesetzgebung)  die  im  summarischen  Ver- 
fahren erlassenen  Entscheide ,  bei  welchen  eine  e  r- 
schöpf  ende  Eogniti  on  über  das  materielle 
E  e  cht  des  Klägers  nicht  stattfindet,  indem  dem 
Beklagten  die  Geltendmachung  aller  materiell  begründeten 
Yertheidigungsmittel  nicht  gestattet,  sondern  theilweise  ent- 
zogen ist.**) 

Bezüglich  der  Frage  nun,  ob  für  solche,  nicht  als  Haupt- 
urtheile  im  Sinne  des  Gesetzes  zu  betrachtenden;  Entscheide 
ein  neues  Rechtsmittel  zu  schaffen  sei,  ist  folgendes  zu  be- 
merken: 

Es  ist  m.  E.  zu  unterscheiden  zwischen  dem  Wechsel* 
processe  und  der  Wechselexecution  einerseits  und  den* 
übrigen  besondern, summarischen,  Proceduren(Besitzproces8,. 
Schuldbetreibungs verfahren),  soweit  solche  in  den  Kan- 
tonen vorkommen,   anderseits.    Während   gegen   die  in  den 
letztern  Froceduren  erlassenen  Entscheide  die  Weiterziehung 
nicht  unbedingt,  sondern  nur  insofern  zugelassen  werden  sollte, . 
als  dieselben    zu  einer  (vorläufigen)  Verurtheilung   des  Be- 
klagten geführt  haben,  in  allen  übrigen  Fällen  dagegen  —  mag 
die  Abweisung  wegen  Mangels  der  Voraussetzungen  des  sum- 
marischen Verfahrens,  wegen  processualischer  oder  materieller 
Illiquidität  des   geltend    gemachten   Anspruchs,    wegen    er- 
hobener Einreden  des  Angesprochenen  u.  s.  w.  erfolgt  sein  — 
das  .Rechtsmittel  zu  versagen  wäre,  verhält  es  sich  bezüglich 
des  Wechselprooesses  resp.   der  Wechselexe- 
cution anders,  indem  hier  wesentlich  die  Vorschriften  des- 


*)  S.  oben  S.  171;  ferner  Schneider  und  Fick,  Kommentar  nun 
schweix.  O.-R.  (2.  Aufl.)  S.  95  Anmerk.  2  zu  Art  72. 

**)  Vgl.  Gesetz  betr.  die  zürch.  Rechtspflege  §§  553,  563  ff.,  n.  577  ff. 
u.  zürch.  Schuldbetrages,  vom  29.  Octbr.  1871  §§  156—159  und  obei* 
S.  171  N.  *. 
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TV echselrechtes  in  Betracht  kommen.  Zwar  sind  be- 
kanntlich die  Kantone  nicht  gezwungen,  für  Ansprüche  aus 
Wechseln  ein  besonderes  Prozess-  oder  Executionsrerfahren 
^einzuführen,  sondern  sie  können  dieselben  in's  ordentliche 
Verfahren  verweisen,  bezw.  die  allgemeinen  Bestimmungen 
über  Zwangsvollstreckung  (Execution)  auf  dieselben  zur  An- 
wendung bringen.  Allein  wenn  die  Kantone,  wie  dies  wohl 
in  den  meisten  der  Fall  ist,  von  ihrer  Befogniss,  besondere 
Vorschriften  über  Wechselprocess  oder  Wechselexecution  auf- 
zustellen, Gebrauch  machen,  so  greifen  vielfach  die 
Bestimmungen  des  Wechselrechts,  also  bundesrecht- 
liche Vorschriften,  ein.  Einmal  in  der  Richtung,  dass  der 
Wechselprocess  und  die  Weohselexecution  nicht  eröffnet 
-werden  dürfen  für  Ansprüche  aus  Wechseln  gegen  solche 
Personen,  welche  nicht  im  Handelsregister  ein- 
getragen sind,  sowie  für  Ansprüche  aus  andern  Urkunden 
als  solchen,  welche  das  Wort  „W  e  c  h  s  e  la  oder  „C  h  e  e  ka 
•enthalten.  (Art.  720  Abs.  2  und  Art.  842  O.-R.)  Sodann 
aber  entscheidet  das  materielle  Wechselrecht  die  Frage,  ob 
-eine  Wechselforderung,  d.  h.  ein  weohselrechtlicher 
oder  wechselmässiger  Anspruch*),  welcher  sich  zur 
Verfolgung  in  dem  ausserordentlichen  Verfahren  eignet,  vor- 
liege; ob  ein  urkundlicher  Beweis  auf  dem  Wechsel  selbst 
oder  durch  Protest  zur  Begründung  des  Weohselanspruchs 
erforderlich  sei;  welche  Einreden  dem  Wechselschuldner  gegen 
•die  Wechselforderung  zustehen  u.  8.  w.  Bekanntlich  spricht 
die  Wechselordnung  auch  an  zwei  Stellen  die  Zulässigkeit 
des  Wechselprocesses  und  der  Wechselexecution,  nämlich 
für  die  Weohselsicher8tellungsklage,  aus- 
drücklich aus**)  und  liegt  die  Bedeutung  des  Wechsels  nicht 
bloss  in  der  materiellen.,  sondern  wesentlich  auch  in  der 
processualen  Wechselstrenge. 

*)  Vgl  Art.  742  Abs.  1  n.  2,  768,  769,  808,  827  (886);  746  n.  748, 
'722,  823,  825  (830)  O.-R.  n.  s.  w.  Im  Qegensatee  m  den  civilrecht- 
üchen  Ansprüchen,  welche  ans  einem  Weohaelgeschifte  entstehen  können, 
•vgl  Art.  742  Abs.  8,  813,  785  Abs.  3  (?)  789  (?)  O.-R.  u.  s.  w. 

**)  Art.  745  n.  748  (827  Z.  5)  O.-R. 
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Es  erscheint  daher  allerdings  geboten,  dass  ein  neues- 
.Rechtsmittel  (einfache  Besehwerde)  —  mit  kurzen  Fristen* 
und  schriftlichem*)  Verfahren  —  geschaffen  werde,  mittelst 
dessen  die  Aufhebung  des  im  besondern  Wechselverfahren 
von  den  kantonalen  Behörden  (Gerichten  oder  Administrativ- 
behörden**)  erlassenen  Entscheide,  mögen  dieselben  auf  Ab- 
weisimg der  Wechselklage  oder  auf  Verurtheilung  des  Beklagten 
gehen,  wegen  Verletzung  wechselrechtlicher  Bestimmungen 
verlangt  werden  kann.  Denn  wenn  auch  dem  im  Wechsel- 
processe  abgewiesenen  Kläger  die  ordentliche  Klage 
vorbehalten  bleibt,  so  darf  eben  nicht  übersehen  werden,  dass 
durch  die  rechtswidrige  Verweisung  in's  ordentliche  Verfahren 
die  Erfüllung  der  Funktion  des  Wechsels 
wesentlich  vereitelt  wird  und  dem  Wechsel- 
gläubiger unter  Umständen  ein  sehr  erheblicher  Nachtheil 
entstehen  kann.  Umgekehrt  erfordert  aber  das  materielle 
Recht,  dass  auch  dem  Beklagten  das  Becht  eingeräumt  werde, 
gegen  verurtheilende  Erkenntnisse,  durch  welche  wechselrecht- 
liche Bestimmungen  verletzt  werden,  den  Schutz  des  Bundes- 
gerichtes  anzurufen.  Gegen  muthwillige  Bestreitungen  und 
Verschleppungen  schützt  ja  Art.  812  O.-R.  —  Natürlich 
könnte  das  Rechtsmittel  nicht  Platz  greifen,  wenn  das  ab- 
weisende oder  verurtheilende  Erkenntniss  lediglich  auf 
Gründen  des  kantonalen  Processes  (Versäumung 
einer  Frist  und  dgl.)  beruht,  und  dürfte  ferner  dem  bundesge- 
richtlichen Entscheide  ebensowenig  wie  dem  kantonalen  ma- 


*)  Entsprechend  der  in  den  Kantonen  vorgeschriebenen  Schriftlich- 
keit; vgl  Ges.  betr.  zürch.  Rechtspflege  §§  684  und  693. 

**)  Wie  s.  B.  im  Canton  Aargan;  vgl.  Revue  der  Gerichtspraxis  im 
Gebiete  des  Bnndescivilrechts  Bd.  II.  S.  3  Nr.  2.  Wenn  bei  der  Besprechung 
dieses  Rechtsfalls  in  einem  öffentlichen  Blatte  gesagt  worden  ist,  dass  das 
Bnndesgericht  „in  einige  Aufregung  darüber  gerathen  sei,  dass  ihm  die 
Hände  so  sehr  gebunden  seien",  so  hat  der  Verfasser  diesa  von  einer  solchen 
Aufregung  nicht  nur  nichts  bemerkt,  sondern  ist  sick bestens  bewusst,  dass- 
sämmtliche  Mitglieder  des  Bundesgerichts  (wie  noch  viele  andere 
Juristen)  langst  darüber  im  Klaren  waren,  dass  die  bestehenden  Rechte- 
mittel für  solche  Fälle  nicht  ausreichen.  Vgl.  meine  Ausgabe  des  Schweiz.. 
O.-R.  a,  a.  0. 
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t. eri  eile  Rechtskraft  zukommen,  sondern  müsste,  je  nach- 
dem vom  Bundesgericht  auf  Abweisung  oder  Verurtheilung 
erkannt  wird,  dem  Kläger  die  ordentliche  Klage ,  dem  Be- 
klagten die  Rückforderungsklage  in  gleicher  Weise  vorbe- 
halten bleiben,  wie  wenn  die  Sache  nicht  an's  Bundesgericht 
weiter  gezogen  worden  wäre. 

Was  dagegen  die  anderen  summarischen  Pro- 
c  e  dur  en  (Schuldbetreibungsrerfahren,  Besitzprozess)  betrifft, 
so  dürfte  es,  wie  bereits  bemerkt,  genügen,  nur  die  An- 
fechtung der  verurtheilenden  Erkenntnisse  wegen  Ver- 
letzung des  eidgenössischen  Rechts  beim  Bundesgericht  zu- 
zulassen. Gegen  solche  Entscheide  sollte  aber  m.  E.  die 
Anrufung  des  Bundesgerichtes  gestattet  werden.  Denn,  wenn 
auch  dem  verurtheilten  Beklagten  die  Rückforderungsklage 
jan  Falle  ungerechter,  auf  Unkenntniss  des  objectiven 
Rechts  beruhender,  Verurtheilung  zusteht,  so  ist 
doch  klar,  dass  er  als  Rückforderungskläger  in  einer  wesent- 
lich ungünstigeren  Position  sich  befindet ,  als  wenn  die 
im  summarischen  Verfahren  gegen  ihn  angestrengte  Klage 
abgewiesen  worden  wäre*).  Gegen  trölerische  Weiter- 
ziehungen solcher  kantonalen  Entscheide  kann  ja  leicht  da- 
durch Abhülfe  geschaffen  werden,  dass  einerseits  die  Rekurs- 
frist sehr  kurz  bemessen  und  anderseits  die  Hemmung  der 
Execution  von  einer  diesfalligen  Verfügung  des  Bundes- 
gerichtes resp.  des  Bundesgerichtspräsidenten  abhängig  ge- 
macht wird**).  Dagegen  scheinen  mir  genügende  Gründe 
nicht  vorhanden  zu  sein,  um  die  Anrufung  des  Bundes- 
gerichtes auch  gegen  abweisende  Entscheide  zu  gestatten; 
denn  einerseits  kann  in  dem  Ausspruche,  dass  ein  Anspruch 


*)  Und  zwar  sowohl,  wenn  er  zur  Herausgabe  einer  Sache,  als 
auch  wenn  er  zur  Bezahlung  einer  Geldsumme  verpflichtet  worden 
ist  Vgl.  Uli  m  er,  Comment  zum  zürch.  priv.  Gesetzb.,  Supplementband 
&  891  Nr.  3241  Erw.  3. 

**)  So  hemmt  z,  B.  im  Canton  Zürich  der  gegen  eine  Rechtaöffhungs- 
.yerfügung  des  Bezirksgerichtspräsidenten  ergriffene  Rekurs  denJtecfctstrieb 
nicht  ohne  Weiteres,  sondern  bedarf  es  hiezu  einer  Verfügung  der  Rekurs- 
kammer des  Obergerichts.  Vgl.  zürch.  Gesetz  betr.  die  Rechtspflege  §  694. 
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sich  zur  Geltendmachung  resp.  Durchführung  im  summari- 
schen Verfahren  nicht  eigne  (und  hierauf  beschränkt  sich, 
die  Bedeutung  solcher  Entscheide  in  allen  Fällen,  mögen  die 
Gründe  derselben  lauten  wie  immer),  wohl  nur  eine  Ver- 
letzung processualer  Rechte  des  Klägers ,  nicht  aber  eine 
solche,  des  materiellen  Privatrechts  liegen,  und*  anderseits 
wird  dadurch  die  rechtliche  Position  des  Klägers  in  keiner 
Weise  verschlechtert.  Aehnliche  zwingende  Gründe,  wie 
solche  bezüglich  der  Wechselforderungen  liir  eine  unbedingte 
Gestattung  der  Anrufung  des  Bundesgerichtes  bestehen,  sind  ' 
hier  nicht  vorhanden. 

Endlich  wäre  dieses  Rechtsmittel  dann  noch  auszudehnen 
auf  kantonale  Entscheide  bezüglich  Amortisation  von 
Wechseln  und  Inhaberpapieren  und  andere  Fälle 
der  streitigen  oder  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit,  wofür  das 
eidg.  Recht  massgebend,  das  bestehende  Rechtsmittel  aber 
nicht  zulässig  ist. 

2.  Anbelangend  den  Inhalt  des  Rechtsmittels,  so  glaube 
ich  oben*)  dargethan  zu  haben,  dass  dasselbe  vollkommen 
genügt,  um  die  Einheit  des  Rechts  und  der  Rechtsprechung  im 
Gebiete  des  gemeinsamen  eidg.  Privatrechts  herzustellen. 
Dass  zur  Erfüllung  dieses  Zweckes  die  Ausdehnung  der 
Competenz  des  Bundesgerichtes  auf  die  Beurtheilung  der 
That fragen  nicht  erforderlich  ist,  bedarf  m.  E.  keiner 
weiteren  Begründung.  Dies  wäre  nur  dann  der  Fall,  wenn 
die  Trennung  der  Thatfragen  von  den  Rechtsfragen  sich  als 
immöglich  erwiese;  dem  ist  aber  keineswegs  so.  Vielmehr 
dürfte  es  als  ein  Gewinn  für  die  Jurisprudenz  zu  erachten 
sein,  wenn  der  oberste  Richter  verhalten  wird,  im  einzelnen 
Falle  möglichst  scharf  zu  untersuchen,  was  als  Rechts-  und 
was  als  Thatfrage  zu  betrachten  sei.  Ebensowenig  kann 
wohl,  aus  konstitutionellen  Gründen,  davon  die  Rede  sein, 
das  Rechtsmittel  auch  auf  das  kantonale  Recht,  materielles  und 
Prozess-Recht,  auszudehnen,  zumal  es  allerdings  möglich  sein 
dürfte,   die  nach  kantonalem   und  die  nach  eidg.  Rechte  zu 


*)  S.  192—213,  bes.  S.  199  ff. 
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•entscheidenden  Fragen  auseinanderzuhalten*).  Wo  aber  ge- 
wisse Begriffe  und  Fragen  auf  der  Grenze  von  Priratrecht 
.und  Prozessrecht  liegen,  bezw«  beiden  Gebieten  angehören, 
und  im  einzelnen  Falle  eine  scharfe  Scheidung  nicht  möglich 
.«ein  sollte,  da  versteht  sich  von  selbst,  dass  das  Bundes- 
Bericht  an  dem  Entscheide  über  die  aus  dem  materiellen 
Hechte  hervorgehenden  Fragen  dadurch  nicht  gehindert  wer- 
ben kann,  dass  es  implicite  auch  über  Fragen  des  Prozess- 
-rechtes  erkennen  muss.  Es  sind  denn  auch  in  dieser 
Richtung  der  bundesgerichtlichen  Rechtsprechung  bisher  keine 
^Schwierigkeiten  erwachsen. 

Dagegen  lässt  sich  aus  einem  andern  Grunde  die  Frage 
^ernstlich  aufwerfen,  ob  das  Rechtsmittel  unverändert  bei- 
behalten, oder  nicht  an  dessen  Stelle,  bezw.  neben  dem- 
selben —  für  geringfügigere  Streitigkeiten  —  als  neues 
Rechtsmittel  eine  Art  Nichtigkeitsbeschwerde  zu 
.setzen  sei.  Wie  nämlich  bereits  hervorgehoben  worden  ist, 
erscheint  eine  Herabsetzung  des  Streitwertes,  von  dessen 
Höhe  die  Weiterziehung  an's  Bundesgericht  bedingt  ist,  zur 
Herstellung  einer  einheitlichen  Rechtsprechung  unbedingt 
nothwendig.  Dabei  muss  aber,  wie  ebenfalls  bereits  oben 
bemerkt  worden  ist,  darauf  Bedacht  genommen  werden  einer- 
seits dass  das  Bundesgericht  nicht  allzusehr  belastet  wird, 
und  anderseits  dass  die  Kosten  durch  Schaffung  einer  dritten 
Instanz  für  unbedeutendere  Streitfälle  nicht  über  Gebühr  an- 
wachsen. Dies  könnte  dadurch  vermieden  werden,  dass  das 
mündliche  Verfahren  durch  ein  schriftliches  ersetzt  und 
«das  Rechtsmittel  in  der  Weise  beschränkt  würde,  dass  die 
wirksame  Einlegung  desselben  durch  die  genaue  Angabe 
«der  Beschwerdepunkte  bedingt  wäre,  so  dass  das  Bun- 
•desgericht  nur  insoweit  auf  eine  Ueberprüfung  des  kantonalen 
Entscheides    einzutreten   hätte,    als    bestimmte   Angriffe 


*)  So  ist  ja  auch  das  deutsche  Beichsgericht  sur  Nachprüfung 
•der  an  dasselbe  gesogenen  Urtheile  nur  insoweit  compétent,  als  die  Ver- 
letzung eines  Beichsgesetaes  oder  eines  Gesetses,  dessen  Geltung  sich  über 
«den  Bezirk  des  Berufungsgerichtes  hinaus  erstreckt,  vorliegt  (§  511  u. 
4>25  der  D.  C.-P.-O.). 
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gegen    denselben    erhoben  worden    sind,  m.  a.  W.    der  Ent- 
scheid des  Bundesgerichts  sich  nur  auf  die  von  der  Partei 
ausdrücklich  gerügten  Verletzungen  von  materiellen 
Rechtsvorschriften  zu  erstrecken,  alle  von  den  Par- 
teien   nicht    ausdrücklich    gestellten    Rechtsfragen    dagegen 
ausser  Betracht   gelassen   werden   müssten   und   daher    die 
freie  Beurtheilung  des  Thatbestandes  —  abweichend 
von  dem  bestehenden  Rechtsmittel*)   —  der  Regel    nach 
ausgeschlossen  wäre.    Entgegen  dem  französischen  Rechte 
wäre  aber  nicht  das  reine  Cassationsprincip  anzunehmen, 
sondern  hätte  —  zur  Vermeidung  unnützer  Kosten  und  Um- 
triebe —  das  Bundesgericht  selbst  in  der  Sache  zu  er- 
kennen,   sofern   dieselbe   sich   als   spruchreif   darstellt,    eine 
Rückweisuiig  an  die  kantonalen  Gerichte  also  nur  dann  ein- 
zutreten,   wenn  der  Urtheilsfallung  noch  eine  Aktenvervoll- 
ständigung durch  weitere  Beweiserhebung   vorangehen  mus8. 
Die  Rückweisung  der  Sache  an  das  gleiche  Gericht,  welches 
das  vernichtete  Urtheil  erlassen  hatte,    unterliegt  nicht  dem, 
mindesten  Bedenken;  bekanntlich  wird  in  solcher  Weise  in. 
mehreren  ostschweizerischen  Cantonen  und  in  Deutschland**)» 
verfahren,    ohne    dass    sich   bis  jetzt    daraus  irgend  welche 
Nachtheile  fur  die  Rechtsprechung  ergeben  hätten.   Je  nach- 
dem das  Rechtsmittel  mit  Suspensiveffect  ausgestattet  wurde 
oder  nicht,  wäre  die  Frist  für  die  Einlegung  desselben  kürzer 
oder  länger  zu  bemessen. 

Dass  bei  solcher  Gestaltung  des  Rechtsmittels  den  Par- 
teien, insbesondere  denen,  welche  entfernt  vom  Sitze  des. 
Bundesgerichtes  wohnen,  in  erheblichem  Masse  Kosten  er- 
spart und  im  Ferneren  das  Bundesgericht  in  die  Lage  versetzt 
würde,  eine  weit  grössere  Zahl  von  Geschäften  zu  erledigen^ 
liegt  ausser  Zweifel,  zumal  in  der  Regel  ein  einfacher* 
Schriftenweehsel  genügen  und  nur  ausnahmsweise  ein  dop- 
pelter angeordnet  resp.  zugelassen  werden  dürfte. 


*)  Siehe  oben  S.  200  f. 

**)  VgL  Deutsche  C.-P.-O.  §  528  und  zürch.  Ges.  betreffend  die  Rechts- 
pflege §§  677  u.  712. 
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.  Vollkommen  klar  ist  auch,  dass  ein  solches  Rechtsmittel 
ganz  wohl  neben  dem  bisherigen  bestehen  und  daher 
letzteres  —  mit  freier  Beurtheilung  des  T hat be Stan- 
des und  mündlichem  Verfahren —  für  wichtigere  Streitig- 
keiten, bei  einem  Streitwerthe  z.  B.  von  über  5000  Fr.,  ohne 
irgendwelche  Inconyenienzen  belassen  werden  könnte. 

Immerhin  will  mir  aber  scheinen,  dass  auch4as  bestehende 
Rechtsmittel  insofern  geändert  werden  sollte,  dass  das  Bundes- 
gericht nur,  wenn  die  Sache  sofort  zur  Endentscheidung 
reif  ist,  selbst  das  Urtheil  ausfällen,  in  allen  Fällen  da- 
gegen, in  welchen  das  Bundesgericht  eine  Akten  vervoll- 
ständigung  für  nothwendig  erachtet,  die  Sache  an  das  kan- 
tonale Gerioht,  welches  das  aufgehobene  Urtheil  erlassen 
hatte,  zurückweisen  sollte.  Zwar  scheint  mir  keinem  be- 
gründeten Zweifel  unterliegen  zu  können,  dass  auch  unter 
der  Herrschaft  des  gegenwärtigen  Gesetzes  eine  solche  Rück- 
weisung  in  gewissen  Fallen  stattfinden  muss. 
Wenn  nämlich  ein  Anspruch  auf  mehrere  selbständige 
Elagfundamente  gestützt,  bezw.  durch  mehrere  selb- 
ständige civilrechtliche  Einreden  bekämpft  wird, 
so  kann  es  vorkommen,  dass  die  kantonalen  Gerichte  die 
Verhandlung  auf  diejenigen  Angriffs-  resp.  Vertheidigungs- 
mittel  beschränken,  welche  ihrer  Ansioht  nach,  die  Richtig* 
keit  der  zu  Grunde  liegenden  Thatsachen  vorausgesetzt,  für 
Gutheissung  oder  Abweisung  der  Klage  durchschlagend  sind 
und  daher  die  sofortige  Erlassung  des  Endurtheils  ermöglichen; 
denn  bekanntermaßen  sind  die  Gerichte  weder  berechtigt 
noch  verpflichtet,  das  Urtheil  in  einer  ihrer  Ansioht  nach 
spruchreifen  Sache  aus  dem  Grunde  auszusetzen,  weil  noch 
andere  Angriffs-  oder  Vertheidigungsmittel  vorgebracht  wor- 
den .sind,  welche  die  Gutheissung  oder  Abweisung  der  Klage 
noch  aus  anderen  Gesichtspunkten  rechtfertigen  könnten,  über 
die  aber  ohne  ein  weiteres  Verfahren  nicht  entschieden  wer- 
den kann.  Wird  nun  in  einem  solchen  Falle  die  Rechts- 
aoffassung  der  kantonalen  Gerichte  vom  Bundesgerichte  nicht 
gebilligt,  z.  B.  die  vom  Beklagten  vorgeschützte  und  vom 
kantonalen   Richter   gutgeheissene   Einrede   der   Verjährung: 
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verworfen,  so  muss  zweifellos  dann,  wenn  über  die  anderen 
Klagefundamente  oder  Einreden  vor  den  kantonalen  Gerichten 
noch  nicht  einmal  verhandelt  worden  ist,  die  Rückweisung 
der  Sache  an  diese  Gerichte  erfolgen.  Denn  über  jene  Streit- 
mittel  liegt  nicht  nur  kein  Urtheil  des  kantonalen  Richters 
vor,  sondern  es  hat  die  Feststellung  des  Thatbestan- 
des,  d.  h.  die  Sammlung  des  Prozessstoffes,  welche 
den  kantonalen  Gerichten  und  nicht  dem  Bundesgerichte  zu-, 
kommt,  noch  gar  nicht  stattgefunden.  In  keinem  Falle 
ist,  wie  sowohl  aus  dem  Wesen  des  Rechtsmittels  als  dem 
klaren  Wortlaut  des  Art.  30  Org.-Ges.  hervorgeht,  das  Bundes- 
gericht zur  Vervollständigung  der  Angriffs-  und  Ver- 
theidigungs  han  diunge  n  (Klagebegründung ,  Vertei- 
digung, Repliken,  Dupliken)  befugt,  sondern  es  haben  die- 
selben ausschliesslich  vor  den  kantonalen  Gerichten 
.stattzufinden. 

Dagegen  steht  dem  Bundesgerichte  allerdings   die  Ver- 
vollständigung   des    Beweises    unter    gewissen    Voraus- 
setzungen*) zu.     Es  könnte  sich  nun  auch  hier  fragen,    ob 
nicht  ein  Unterschied  zu  machen   sei   zwischen  den   Fällen, 
wo    zwar    über   sämmtliche   geltend   gemachte   selbständige 
.'Streitmittel  verhandelt,    dagegen  über  einzelne  derselben 
desshalb  der   angetragene   Beweis    nicht  erhoben  worden 
ist,  weil  das  kantonale  Gericht  eines  der  übrigen  Streitmittel 
als   durchschlagend    erachtet   hat,   und  solchen  Fällen,    wo 
nur   über   einzelne   zum  Thatbestande  eines  speziellen  selb- 
ständigen  Klagefundamentes    oder    einer    Einrede    gehörige 
'Thatsachen   eine   Beweiserhebung   desshalb   vor   dem  kant. 
Richter   nicht   stattgefunden   hat,    weil   er  jene   Thatsache 
übersehen   oder  irrthümlicher  Weise  für  irrelevant   hielt. 
Allein  es  mag  diese  Frage,    um  den  mir  zu  Gebote  stehen- 
den   Raum    nicht   zu   überschreiten,    dahingestellt    bleiben. 
Für   den  oben  erwähnten  Vorschlag,    dass  in  allen  Fällen, 
wo    die    Vervollständigung    des    Beweises    sich    als    noth- 
-wendig  herausstellt,  Rückweisung  an  die  kantonalen  Gerichte 


*)  Siehe  oben  S.  201  £ 
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erfolgen  und  in  diesem  Sinne  eine  Aenderung  des  Gesetzes- 
vorgenommen  werden  sollte,  spricht  m.  E.  ganz  entscheidend,, 
dass  ftir  solche  Aktenvervollständigungen  selbstverständlich, 
das  kantonale  Prozessgesetz  massgebend  sein  mussr 
mit  dessen  Inhalt  und  Handhabung  der  kantonale  Richter^ 
namentlich  soweit  es  nicht  auf  der  freien,  sondern  auf  der 
gesetzlichen  Beweistheorie  beruht  (durch  Beweis- 
regeln gewisse  Beweise  oder  Beweismittel  ausschliesst,  oder 
die  Beweiskraft  der  einzelnen  Beweisgründe  bindend  normirt), 
offenbar  vertrauter  ist  als  der  eidgenössische;  dass  in  der 
Regel  —  wenigstens  soweit  eidg.  Recht  zur  Anwendung 
kommt  —  nach  durchgeführter  Vervollständigung  nur  noch 
das  Beweisergebniss  zu  würdigen  ist,  also  Thatfragen  zu 
entscheiden  sind,  —  indem  natürlich  der  kantonale  Richter 
an  die  dem  Rückweisungsentscheid  zu  Grunde  liegende  recht- 
liche Beurtheilung  der  Streitsache  durch  das  Bundesgericht 
zu  binden  wäre  —  die  Beurtheilung  der  Thatfragen  aber  ge- 
rade dem  kantonalen  Richter  zukommt  und  derselbe  auch, 
da  er  die  Beweise  erhoben,  insbesondere  die  Zeugen  abge- 
hört hat  und  sein  Prozessrecht  massgebend  ist,  am  alier- 
ehesten  sich  in  der  Lage  befindet,  jene  Fragen  richtig  zu 
beantworten;  dass  beim  gegenwärtigen  Verfahren  der 
kantonale  Richter,  trotzdem  er  die  Aktenvervollständigung 
nach  seinem  kantonalen  Rechte  vorzunehmen  hat,  die  im 
Laufe  des  Beweisverfahrens  zu  entscheidenden  prozessualischen 
Fragen  doch  nicht  von  sich  aus  erledigen  kann,  sondern  sich 
an  das  Bundesgericht  wenden  muss,  weil  der  Prozess  bei 
diesem  anhängig  bleibt,  was  offenbar  ebenso  unzweckmässig 
als  principwidrig  ist;  und  dass  endlioh  die  Parteien  oft  ein 
sehr  erhebliches  Interesse  daran  haben,  über  das  Resultat- 
der  Beweisaufnahme  noch  angehört  zu  werden,. 
woran  bei  dem  gegenwärtigen  Verfahren  mit  Rücksicht  so- 
wohl auf  die  durch  einen  zweiten  Vorstand  vor  Bundesgericht  > 
bewirkte  bedeutende  Vennehrung  der  Kosten  als  auf  die^ 
Geschäftslast  des  Bundesgerichtes  nicht  gedacht  werden  kann.. 
Dass  gegen  das  neue  Urtheil  der  kantonalen  Gerichte  neuer- 
dings die  Weiterziehung  an  s  Bundesgericht   erklärt  würde,. 
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ist  zwar  natürlich  möglich,  aber  desshalb  nicht  zu  befürchten, 
weil  bereits  ans  dem  Rückweisungsentscheide  zu  entnehmen 
ist,  wie  das  Bundesgericht  die  Sache  —  soweit  eidg.  Recht 
zur  Anwendung  kommt  —  rechtlich  beurtheilt,  der  kantonale 
Richter  an  diese  Beurtheilung  gebunden  und  nicht  anzu- 
nehmen ist,  das8  er  gegen  diese  Vorschrift  Verstössen  werde. 
H.  Als  Uebel8tände,  welchen«  bei  einer  Revision 
des  Gesetzes  abgeholfen  werden  sollte,  sind  bisher  nament- 
lich bezeichnet  worden 

1.  da8S  die  That fragen  der  Beurtheilung  des  Bundes- 
gerichtes entzogen  seien  und 

2.  die  Mangelhaftigkeit  des  von  den  kantonalen  Ge- 
richten festgestellten  Thatbestandes. 

Hiezu  ist  zu  bemerken: 

ad.  1.  Es  ist  bereits  mehrfach  hervorgehoben  worden, 
dass  der  in  der  Bundes  -  Verfassung  (Art.  114)  klar  aus- 
gesprochene Zweck  des  Rechtsmittels  Herstellung  einer 
einheitlichen  Rechtsan Wendung  ist,  dass  diesem 
Zwecke  genügt  wird,  wenn  der  Beurtheilung  des  Bundes- 
gerichtes die  nach  eidg.  Rechte  zu  entscheidenden  Rechts- 
fragen übertragen  werden  und  dass  die  Trennung  der  Rechts- 
und Thatfragen  keine  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  bietet. 
Für  die  Befriedigung  der  materiellen  Gerechtigkeit  ist  das 
Bundesgericht  als  dritte  Instanz  nicht  aufgestellt  worden; 
dazu  wären  die  in  den  Kantonen  bestehenden  Gerichte  als 
genügend  erachtet  worden.  Nur  im  Interesse  der  Einheit 
der  Rechtsprechung  auf  dem  Gebiete  des  gemein- 
samen eidg.  Privatrechts  wollte  vom  Bund  eine  dritte  Instanz 
geschaffen  werden  und  ist  dieselbe  auch  in  der  That  er- 
richtet worden.  Die  gleiche  Sorge  hat  bekanntlich  auch  in 
unsern  grossen  Nachbarstaaten  dazu  gefuhrt,  zwei  Rechts- 
mittel zu  schaffen,  beziehungsweise  über  das  Appellations- 
gericht noch  eine  dritte  Instanz  zu  stellen,  welche  auf  die 
Prüfung  der  Rechtsfragen  beschränkt,  also  an  die 
thatsächlichen  Annahmen  der  unteren  Instanz  gebunden  ist 
Allerdings  befinden  sich  die  obersten  Gerichtshöfe  dieser 
Staaten  insoweit   in  der  Lage,    auch  die  Thatfrageentsohei- 
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♦düng  ihrer  Nachprüfung  zu  unterwerfen,  als  sie  dieselbe 
-wegen  Mängeln  des  Verfahrens,  die  auf  jene  Ent- 
scheidung eingewirkt  haben ,  aufheben  können.  Denn  da  in 
jenen  Staaten  auch  das  Prozessrecht  einheitlich  ist,  so 
kann  das  Rechtsmittel  auch  darauf  gestützt  werden,  dass  die 
Entscheidung  der  untern  Instanz  auf  einer  Verletzung  pro- 
zessrechtlicher Vorschriften,  insbesondere  derjenigen  über  das 
.Beweisverfahren,  beruhe.  Hievon  kann  bei  uns  keine  Bede 
.sein.  Denn  wir  haben  in  der  Schweiz  nicht  eine  einheitliche 
Prozessgesetzgebung,  sondern  25  verschiedene  Prozessrechte, 
deren  genaue  Kenntniss  theilweise  sehr  schwierig  zu  erlangen 
ist,  indem  entweder  die  vorhandenen  positiven  Vorschriften 
äusserst  dürftig  sind  (z.  B.  in  Appenzell  L-Kh.)  oder  doch 
ein  systematisch  geordnetes  Prozessgesetz  mangelt.  Auch 
will  mir  scheinen,  dass  die  Bundesverfassung  (Art.  3,  64  Abs. 
2  und  Art.  114)  einer  Ausdehnung  des  Rechtsmittels  auf 
das  kantonale  Prozessrecht  entgegenstehe.  Gegen  die  Zu- 
lassung der  Revision  der  thatsächlichen  Peststellungen*)  der 
kantonalen  Gerichte  durch  das  Bundesgericht  sprechen  aber 
m.  E.  noch  folgende  Momente.  Einerseits  ist  nicht  einzu- 
sehen, warum  der  kantonale  Richter  die  Thatfragen  nicht 
ebensogut  oder  —  namentlich  wenn  es  sich  um  die  Würdi- 
gung von  Zeugenaussagen,  oder  des  Ergebnisses  eines  Augen- 
scheins handelt  —  vielfach  besser  sollte  entscheiden  können, 
als  das  Bundesgericht.  Er  steht  den  thatsächlichen  Verhält- 
nissen näher  und  hat  darum  eine  bessere  und  richtigere  Ein- 
sicht in  dieselben**).  Auch  können  Thatsachen  am  Sitze 
des  kantonalen  Gerichts  offenkundig  sein,  welche  es  am 
Sitze  des  Bundesgerichts  nicht  sind.  Der  an  sich  gewiss 
richtige,  durch  die  Erfahrung  vielfach  bestätigte  Satz,  dass 
der  Richter  denjenigen,  über  deren  Sache  er  urtheilt,    nicht 


*)  Soweit  für  diese  Feststellung  nicht  eidg.  Recht  massgebend  ist; 
vgl.  oben  S.  198  f. 

**)  So  auch  Sto 088  in  der  Ztschft.  des  bern.  Juristenvereins  Bd.  XIX 
8.  431  unten.  E.  Müller,  zur  bernischen  Verfassungsrevision,  S.  21.  Vgl 
.auch  die  Einleitung  zu  meiner  Ausgabe  des  Schweiz.  O.-E.  S.  XXV  f. 
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ferne  genug  stehen  kann,   findet   auf  die  Entscheidung   der- 
Thatfragen  keine  Anwendung.  Zu  der  Befürchtung,  dass  die 
kantonalen  Gerichte  bei  Entscheidung  der  Thatfragen  dafür 
sorgen  werden,  dass  das  Bundesgericht  auch  bei  abweichen- 
der rechtlicher  Beurtheilung  das  kantonale  Urtheil  nicht  auf- 
heben könne,   ist  m.  E.  entschieden  kein  Grund  vorhanden» 
Kein  kantonales  Gericht  steht  m.  E.  auf  einer  so  niedrigen. 
Stufe,    dass    es    sich    eine    solche    schmähliche,    pflichtver- 
gessene Handlungsweise  zu  Schulden  kommen  liesse.     Dazu 
kommt,  dass,    wie    bereits   oben   hervorgehoben  worden,  die 
Civilprozes8e  einiger  Kantone  nicht  auf  der  freien,  sondern, 
auf  der  gesetzlichen  Beweistheorie  beruhen  und  die 
kantonalen    Gerichte    mit   der   Handhabung    dieser   Beweis- 
regeln offenbar  besser  vertraut  sind.     Endlich  aber,  und  das 
scheint  mir  ein   schwerwiegender  Grund  für  die  Er- 
haltung des  bisherigen  Systems  zu  sein,   ist  nach   einzelnen 
kantonalen  Prozessgesetzen,  z.  B.  demjenigen  von  Waadt, 
schon   die  kantonale  Oberinstanz   an  die    thatsäch- 
lichen   Feststellungen   der    kantonalen   un- 
tern   Instanz    wenigstens   insoweit    gebunden,    als 
es  sich  um  die  thats&chliche  Würdigung  von  Zeugenaus- 
sagen  handelt.    Und   nun   kann   doch  —  weil  mit  einem* 
vernünftigen  Rechtsmittelsystem  im  offenbarsten  Widerspruche 
stehend  —  keine  Rede  davon  sein,  die  Nachprüfung  der  drit- 
ten Instanz   auf  diejenigen   Elemente  des  Ur- 
theÜ8    auszudehnen,    deren    Ueberprüfung    schon    der 
zweiten    Instanz    entzogen   ist;    sondern  es  muss 
sich  das  Bundesgesetz   den  kantonalen  Prozessgesetzen,   an: 
denen  nun  einmal  vom  Bund  nichts  geändert   werden  kann,, 
anpassen.    Dabei   versteht   sich   aber   von  selbst,    dass  das 
Rechtsmittel  der  Anrufung  des  Bundesgerichtes  für  die  ganze 
Schweiz   gleichgestaltet   werden  muss,  und  so  kann 
m.  E.  nur   die   Frage  ernstlich   erwogen   werden,    ob  nicht 
bezüglich   des  aus  Urkunden  bestehenden  Materials   eine 
Ausnahme  zu  machen  und  dem  Bundesgerichte  die  Prüfung, 
dieses  Materials  auch  bezüglich  der  Thatfragen  zu  überweisen. 
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sei*).  Für  die  Bejahung  dieser  Frage  lässt  sich  offenbar 
Vieles  anführen«  Immerhin  ist  zu  beachten,  dass  auch  fur 
die  Beweiskraft  der  Urkunden  der  Kegel  nach  das  kan- 
tonale Eecht  massgebend  ist. 

ad.  2.  Um  die  Klagen  über  Mangelhaftigkeit  des 
Thatbestandes  richtig  zu  würdigen,  ist  selbstverständ- 
lich vor  Allem  erforderlich  zu  wissen,  was  das  Gesetz  in 
Art.  30  unter  „Thatbestand"  begreift.  Ich  habe  mich  schon 
oben  (S.  193  ff.)  hierüber  ausgesprochen  und  dort  hervor- 
gehoben, dass  sich  die.  Ansicht  geltend  mache,  als  ob  unter 
dem  „festgestellten  Thatbestand",  welchen  nach  jener  Ge- 
setzesbestimmung das  Bundesgericht  seinem  Urtheile  zu 
Grunde  zu  legen  hat,  nicht  der  gesammte  von  den  kantonalen 
Gerichten  nach  Massgabe  ihrer  Gesetzgebung  gesammelte 
und  beurkundete  Prozessstoff,  sondern  nur  die  im  Urtheil, 
in  einem  sog.  f actischen  Theil  derselben,  enthaltenen 
thatsächlichen  Feststellungen  zu  verstehen  seien.  Zu  dieser 
Auffassung  ist  man  gelangt,  indem  man  die  Vorschriften  der 
deutschen  Civilprozessordnung,  in  welcher  der  „Thatbestand" 
bekanntlich  ein,  in  §  284  ausdrücklich  festgestellter**),  mehr- 
fach wiederkehrender  technischer  Ausdruck  ist,  un- 
richtiger Weise  zur  Auslegung  der  bundesgesetzlichen  Be- 
stimmungherbeizog, dabei  aber,  beiläufig  bemerkt,  übersah,  dass 
nach  der  deutschen  C.-P.-O.  die  thatsächliche  Würdigung 
des  Streitmaterials  resp.  des  Beweisergebnisses  nicht  zum 
sog.  Thatbestand  gehört.  Es  ist  bekannt  und  bedarf 
daher  keines  weiteren  Nachweises,  dass  der  Ausdruck  „That- 
bestand" keineswegs  nur  in  der  Bedeutung  gebraucht  wird,  den 
ihm  die  angeführte  Bestimmung  der  deutschen  Civilprozessord- 
nung beilegt.  Nicht  bloss  im  Strafrecht  und  Civilrecht  kommt 
der  Ausdruck  auch  vor,  sondern  er  ist  in  der  That  längst 
ein  prozessualischer  und  hat  man  darunter,  soweit  nicht 

*)  Vgl.  oben  8.  198. 

**)  Diese  Gesetzesbestimmung  lautet:  „Das  Urtheil  enthält ...  3)  eine 
gedrängte  Darstellung  des  Sach-  und  Streitstands  auf  Grundlage  der  münd- 
lichen Vortrage  der  Parteien  unter  Hervorhebung  der  gestellten  Anträge 
(Thatbestand)*. 

Zeitochr.  rtr  »cbirefseTltehes  Reckt.    Heu«  Folgt  m.  32 


PST 


*3H&  Das  Rechtsmittel  der  Anrufung  des  Bundesgerichtes. 

*'* 
positive  G-esetzesvorschriften  denselben  anders  feststellten*), 

verstanden  das  gesammte  Ergebniss  des  Prozessver- 
fahrens, den  gesammten  Prozessstoff,  oder,  wie  ich 
mich  oben  ausgedrückt  habe,  das  gesammte  Verhand- 
lungsmaterial mit  Inbegriff  der  rein  thatsächlichen 
Würdigung  desselben,  insbesondere  des  Beweisergeb- 
-  nisses,  ohne  alle  Bücksicht  auf  die  Form  der  Beurkundung 
desselben.  In  diesem  Sinne  ist  der  Ausdruck  „Thatbe- 
stand"  längst  in  Gesetzen,  Urtheilen  und  in  der  Literatur 
gebraucht  worden,  und  hat  man  z.  B.  von  freier  oder  be- 
schränkter Beurtheilung  des  Thatbestandes  duroh  den  oberen 
Richter  gesprochen  oder  den  letzteren  an  den  von  den  unteren 
Instanzen  festgestellten  Thatbestand  gebunden  erklärt.  Und 
in  dieser  und  keiner  anderen  Bedeutung  ist  der  Aus- 
druck in  Art.  30  leg.  cit.  gebraucht.  Weder  der  Wortlaut 
des  Gesetzes  noch  seine  Entstehungsgeschichte**)  weisen 
darauf  hin,  dass  der  Ausdruck  im  Sinne  der,  bekanntlich 
erst  5  Jahre  später  in  Kraft  getretenen,  deutschen  O.-P.-O. 
zu  verstehen  sei,  noch  kann  gesagt  werden,  dass  diese  Be- 
deutung des  „Thatbestandes"  mit  Bücksicht  auf  die  kan- 
tonalen  Prozessgesetze  ein  gegebener  gewesen 
sei.  Wohl  aber  ist  (auch  abgesehen  von  dem  bereits  sig- 
nalisirten  TJebersehen)  unschwer  nachzuweisen,  dass  die 
Gründe,  welche  den  deutschen  Gesetzgeber  zur  Erlassung 
der  erwähnten  Vorschrift  veranlassten,  bei  uns  nicht  zu- 
treffen, sondern  im  Gegentheil  alle  Umstände  zu  der  oben 
vertheidigten  Auffassung  zwingen. 


*)  Wie  diejenigen  von  Hannover,  Württemberg  und  jetzt  des 
deutschen  Reichs. 

**)  Eine  Erläuterung  resp.  Feststellung  des  Ausdruckes  „Thatbestand" 
wurde  weder  in  der  Botschaft  des  Bundesrates  noch  in  den  Verhandlungen 
der  Käthe  für  nothwendig  gehalten,  sondern  der  Sinn  desselben  so  sehr 
als  ein  gegebener  erachtet,  dass  gar  Niemand  daran  gedacht  zu  haben 
scheint,  hierüber  Aufschluss  zu  geben  resp.  zu  verlangen.  Das  wäre  nun 
aber  zweifellos  nicht  der  Fall  gewesen,  wenn  die  Absicht  obgewaltet  hätte, 
den  cautonalen  Gerichten  die  neue,  zeitraubende  und  schwierige  Aufgabe 
der  Aufstellung  eines  sog.  Thatbestandes  im  Sinne  der  deutschen  C.-P.-O. 
zu  überbinden. 
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Bekanntlich  hat  die  deutsche  C.  P.  0.  mit  den  partiku- 
laren Civilprozessgesetzen  das  schriftliche  Verfahren  beseitigt 
und   den  Prozess    auf  das  Prinoip    der   Mündlichkeit 
basirt.    Selbstverständlich    musste  aber  eine    Fbrirung  der 
mündlichen  Vorträge  stattfinden,  einerseits  um  für  die  Beur- 
theilung  der  Reohtsmittelinstanz  eine  Grundlage  zu  gewinnen 
-und  anderseits   um   den  Umfang  der  materiellen  Rechtskraft 
-des   zu   erlassenden   TJrtheils   festzustellen.     Hiezu   standen 
zwei  Formen  zu  Gebote,  einerseits  die  vollständige  Proto- 
kollirung  der  Parteivorträge  und  anderseits  die  nun  ge- 
wählte Form  des  sog.  Thatbestandes  des  TJrtheils, 
<L  h.  eine  gedrängte  das  Streitmaterial  sichtende  und  zusam- 
menfassende Darstellung  desselben  durch  den  Richter  aus 
«dem  Gedächtnisse  resp.  auf  Grund  der  während  der  Vorträge 
gemachten  Aufzeichnungen.  In  der  Schweiz  bestehen  die 
kantonalen   Prozessgesetze  fort;   das  Bund.es- 
.gesetz  hat  an  den  Bestimmungen  derselben   betreffend   die 
Beurkundung  des  Prozessstoffs  weder  etwas  ändern 
wollen*)  noch  können,  da  das  Prozessrecht  nicht  in  die  Kom- 
petenz der  Bundesgesetzgebung  fällt.    Nun  beruht  ein  Theil 
der  kantonalen  Prozessgesetze   bekanntermassen  ,   wie  z.  B. 
.auch  der  eidg.  Civilprozess,  auf  dem  Princip  der  Schrift- 
lichkeit.    Danach   bilden  die   Parteischriften   die 
Grundlage   der  Beurth eilung;  Prozessinhalt  und 
Akteninhalt    decken    sich;  als  vorgebracht  und  verhandelt 
gilt  nur   das  in  den   Parteisohriften  und,   nament- 
lich bezüglich  der  Beweiserhebungen,  in  Sitzung s- 
jprotokollen  niedergelegte   Material.     Aus   den  Partei- 
schriften,  bezw.  aus  den  Protokollen  ist  ausschliesslich  zu 


*)  Wie  aus  den  Materialien  des  Gesetzes  zur  vollen  Evidenz  hervor- 
geht Nur  soweit  in  den  Gantonen  eine  Beurkundung  des  Prozessstofts 
bisher  ganz  oder theilweise  (z.  B.  bezüglich  der  Zeugenaussagen)  nicht 
stattgefunden  hat,  ist  für  die  Gerichte,  infolge  der  Errichtung  des  Bundes- 
gerichts  als  Oberinstanz  in  (Zivilsachen,  zweifellos  die  Pflicht  erwachsen, 
«ine  solche  Beurkundung,  welche  der  rechtlichen  Beurtheilung  des  Bundes- 
gerichts als  Basis  dienen  kann,  vorzunehmen.  Siehe  hierüber  weiter  unten 
J3.  510. 
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entnehmen;   welche  Anträge  die  Parteien  gestellt  und  was: 
sie  in    faotischer    und    reohtlicher    Hinsieht    zu    deren   Be- 
gründung vorgetragen  haben,  welohe  Thatsachen  behauptet^ 
anerkannt  oder  bestritten;  welche  Einreden  gestellt;  welohe 
Beweise  angetragen  worden  sind  u.  s.  w. 

Die  Rechtamittelinstanz  kann  daher  aus  dem   schrift- 
lich zu  den  Akten  gelangten  Material;  und  nur  aus  diesem» 
entnehmen;  ob  und  in  wie  weit  die  Abänderung  des  ange— 
fochtenen  TJrtheils  wegen  TJnvollständigkeit  oder  wegen  un- 
richtiger Auffassung   oder  Beurtheilung    des  Streitmaterials, 
einzutreten  habe,  mag  das  Urtheil  ausser  dem  Tenor  und  den  Ent- 
scheidungsgrûnden   noch   thatsäohliche  Notizen  ;   resp.  einen/ 
sog.   factischen  Theil  (d.  h.  einen   mehr „  oder  weniger  er- 
schöpfenden Auszug  aus  dem  Akteninhalte);  enthalten  oder- 
nicht.     Denn  nirgends  erscheint  der  sog.  factische  Theil,. 
auch  wo   dessen  Anfertigung  gesetzlich  vorgeschrieben  ist,, 
als  Thatbestand  im  Sinne  der  deutsehen  G.  P.  0.,  und  zwar- 
aus  dem  ganz  einfachen  Grunde,  weil  neben  dem,  schriftlichen 
Materiale  zu  einer  Peststellung  des  Prozessstoffes  durch  einen« 
sog.  Thatbestand  nicht  nur  gar  kein  Bedürfhiss  vorhanden 
ist;  sondern  offensichtlich  das  schriftliche  Material  eine  viel! 
sicherere  Grundlage  für  die  Beurtheilung  namentlich  in 
der  Rechtsmittelinstanz  bietet*).   Es  ermangelt  denn  auch* 
der  sog.  factisohe  Theil  aller  und  jeder  Beweiskraft;  solche 
kommt  nach  allen  Sichtungen  lediglich  den  Rechtsschriftem 
und  Protokollen  zu.    Nicht  zutreffend  ist  es  endlich  auch;, 
wenn  behauptet  wird,  dass  wegen  der  th  at  s ächlich  e  n> 
Würdigung  des  Beweisergebnisses  die  Anfer- 
tigung eines  factischen  Theik  (species  facti)  erforderlich  sei; 
denn;  wenn  auch  die   thatsächliche  Beweiswürdigung;  wie 
weiter  oben  ausgeführt  worden;  zum  Thatbestand  im  Sinne- 
unseres  Gesetzes  gehört,  so  ist  doch  klar,  dass  dieselbe,, 
d.  h.  die  Beantwortung   der  Frage ,   welche  von   den  Par- 
teien vorgebrachten  relevanten  Thatsachen  bewiesen  und: 
welche  nicht  bewiesen  seien,  nicht  nur  ebenso  gut  in  den» 


*)  Tgl.  hierüber  das  schon  oben  S.  198  £  Gesagte. 
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iEntscheiduiigsgründen,  wie  im  factUchen  Theile  erfolgen 
iann,  sondern  richtiger  Weise  in  die  Entscheidungsgründe 
sgehört. 

Welche  Partei-Behauptungen  bestritten  und  nioht  be- 
stritten sind,  ergiebt  sich  aus  den  Parteischriften  und  Pro- 
tokollen. Eine  weitere  Feststellung  durch  das  Gericht  ist 
«durchaus  nicht  nothwendig,  denn  selbstverständlich  gehört 
tsie  nicht  zur  thats&chlichen  Beweiswürdigung,  da  die  Aner- 
kennung, jresp.  Nichtbestreitung  einer  Thatsäohe  kein  Be- 
weismittel ist,  sondern  die  betr.  Thatsache  der  Beweisbe- 
idürftigkeit enthebt.*) 

Das  soeben  Gesagte  trifft  in  vollem  Umfange  auch  be- 
züglich derjenigen  Kantone  zu,  deren  Civilprozessgesetze, 
ganz  oder  theilweise,  auf  dem  Princip  der  Mündlichkeit 
beruhen ,  wo  aber  (wie  z.  B.  in  Zürich)  über  die  münd- 
lichen Parteirorträge  ein  vollständiges  Protokoll 
..geführt  wird**). 

Nun  gibt  es  aber  allerdings  noch  eine  dritte  Gruppe 
von  Kantonen,  nämlich  diejenigen  (so  z.  B.  Genf,  Appen- 
zell u.  s.  w.)  deren  Civilprozessgesetze  ebenfalls  auf  dem 
•Princip  der  Mündlichkeit  beruhen,  wo  aber  über 
«die  mündlichen  Verhandlungen  (Parteiverhandlungen,  Zeugen- 
einvernahmen u.  s.  w.)  kein  Sitzungsprotokoll  ge- 
führt wird.  Dass  ihier  vornehmlich  Gefahr  vorhanden  ist, 
-dass  die  Gerichte  den  Thatbestand  mangelhaft  feststellen, 
liegt  auf  der  Hand.  Vor  Allem  ist  nun  zu  betonen,  dass, 
wenn  auch  die  $  u  s  s  e  r  1  i  e  h  e  Trennung  des  Thatbe- 
.  Standes  von  den  Entscheidungsgründen  des  Urtheils  im  höch- 
sten Grade  wünschbar  erscheint,  doch  die  kantonalen  Gesetze 
iresp.    Gerichte   bezüglich   der   Form   der   Feststellung   des 


*)  Davit  ioli  natürlich  nioht  bastritten  werden,  dan  et  nicht  durchaus 
.-zweokmlssig  und  wanaohbar  sei,  dass  die  cantonalen  Gerichte,  sei  es 
in  einem  sog.  faetisohen  Theil,  sei  es  im  Eingang  der  Entseheidnngsgrfinde 
«den  Prozessstoff  kurz  rekapituliren,  namentlich  hervorheben,  welche 
Thatsaohen  {ausdruektioh  oder  stillschweigend)  anerkannt  und  welohe 
bestritten  worden  seien.    Wgh  das  oben  8.  194  Note  *  Gesagte« 

**)  Vgl  zftsch.  Ges.  betr.  die  Rechtspflege  §§  484,  387  und  893. 
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Thatbestandes  freie  Hand  haben,  daher  diese  Feststellung- 
ganz  oder  zum  Theil  in  die  Entscheidungsgründe  verweisen 
können.  Nothwendig  zur  Gewinnung  einer  Grundlage  fur  die 
Beurtheilung  des  Bundesgerichts  ist  nur,  dass  der  That- 
bestand  ersohöpfend  beurkundet  werde,  und  in  dieser 
Hinsicht  wird  es  nicht  ausser  Weges  sein,  wenn  hier  kurz, 
angegeben  wird,  was  zu  einer  vollständigen  Fest- 
stellung des  Thatbestandes  gehört.  Dieselbe 
soll  umfassen: 

1.  Das  gesammte  in  der  mündlichen  Verhandlung  vor- 
gebrachte Streitverhältniss,  d.  h.  die  Anträge  der- 
Parteien,  die  Angriffs-  und  Vertheidigungsmittel 
und  die  sämmtliohen  zu  deren  Begründung  angeführten* 
That8achen  (Klagethatsachen ,  Einredethatsachen ,  Re- 
plikthatsachen  u.  s.  w.),  ohne  Bücksicht  darauf,  ob  das  Ge- 
richt dieselben  für  erheblioh  oder  unerheblich  erachtet,  da  ja. 
die  obere  Instanz  bezüglich  der  Relevanz  von  der  Ansicht 
der  untern  abweichen,  d.  h.  Thatsaohen  fur  entscheidend 
halten  kann,  welchen  die  untere  Instanz  diese  Bedeutung; 
nicht  beilegen  zu  können  glaubt.  Ferner  die  Erklärungen 
der  Parteien  (Anerkennung,  Bestreitung)  über  die  tat- 
sächlichen Behauptungen  des  Gegners  und,  soweit  es  zumi 
Verständniss  des  thatsächlichen  Vorbringens  der  Parteien 
nöthig  erscheint,  ist  auch  der  Rechtsstandpunkt  der- 
selben kurz  zu  kennzeichnen. 

2.  Die  Angabe  der  von  den  Parteien  bezüglich  der  ein- 
zelnen behaupteten  (Klage-,  Einrede*  u.  s.  w.)  Thatsachen  ab- 
gerufenen (Haupt-  und  Gegen-)  Beweismittel. 

3.  Die  Angabe  des  wesentlichen  Inhalts  der  Aussagen 
von  Zeugen,  der  Gutachten  von  Sachverständigen* 
und  des  Ergebnisses  von  Augenscheinen,  soweit  hierüber 
nicht  ein  Protokoll  oder  anderes  schriftliches  Material  besteht. 

4.  Die  Würdigung  des  Beweisergebnisses  in* 
thatsächlicher  Hinsicht.*) 


*)  Welche,  wie  bereits  bemerkt,  nach  der  deutschen  C.-P.-0-. 
keineswegs  zum  sog.  Thatbestand  gehört,  sondern  nach  §  524  ibidem  tob* 
der  Aufgabe  des  Reichsgerichts  ausgeschlossen  und  richtiger  Weise  in  diei 
Entsoheidungsgründe  verwiesen  ist. 


Von  Dr.  H.  Haiher,  Bundesrichter.  507 

Aus  den  vorstehenden  Ausführungen  ist  leicht  zu  er- 
kennen, inwieweit  Unvollständigkeiten  in  der  Beur- 
kundung des  Thatbestandes  vorkommen  können,  welche 
für  die  Beurtheilung  der  Streitsache  durch  das  Bundesgericht 
von  Bedeutung  sind,  Um  die  Mittel,  wie  dieselben  behoben 
werden  können,  anzugeben,  ist  erforderlich,  diese  Mängel 
kurz  zu  durchgehen: 

a.  Am  häufigsten  kommt  es  begreiflich  vor,  dass  nicht 
alle  von  einer  Partei  zur  Unterstützung  ihrer  Anträge  vor- 
gebrachten, von  der  andern  aber  bestrittenen  Thatsachen 
bezüglich  ihrer  Existenz  oder  Nichtexistenz  von  den  kan- 
tonalen Gerichten  festgestellt  sind«  Denn  einerseits  können  über 
die  Relevanz  dieser  Thatsachen  die  verschiedenen  Instanzen 
in  ihren  Ansichten  auseinandergehen  und  ist  es  selbstverständ- 
lich, dass  die  untere  Instanz  nur  diejenigen  Thatsachen  fest- 
stellt, von  deren  Existenz  oder  Nichtexistenz  ihrer  Ansicht  nach 
das  Schicksal  einer  Klage  abhängt,  —  und  anderseits  kommt 
es  vor,  dass  die  kantonalen  Gerichte  die  That-  und  Rechts- 
fragen nicht  strenge  auseinanderhalten,  und  daher  nicht  zu 
ersehen  ist,  inwieweit  die  Entscheidung  auf  rein  thatsächlichen 
Annahmen  oder  auf  einer  rechtlichen  Beurtheilung  beruht. 
Wie  in  einem  solchen  Falle  nach  dem  gegenwärtigen 
Gesetze  zu  verfahren  sei,  ist  oben  (S.  201 — 211)  einlässlich 
auseinandergesetzt  worden.  Ich  habe  sodann  im  gegenwär- 
tigen Abschnitte  meine  Meinung  dahin  ausgesprochen,  dass 
das  künftige  Gesetz  in  allen  Fällen,  wo  eine  Vervoll- 
ständigung des  Beweis  Verfahrens  sich  als  nothwendig 
herausstellt,  die  Bück  Weisung  der  Sache  an  die  kantonalen 
Gerichte  anordnen  sollte,  und  kann  hier  lediglich  auf  das 
dort  Gesagte  verweisen«  Dagegen  halte  ich  dafür,  dass  eine 
solche  Bückweisung  nicht  stattfinden  sollte,  wenn  die  Sache 
bei  der  bundesgerichtlichen  Verhandlung  nach  Ansicht  des 
Bundesgerichts  als  spruchreif  sich  darstellt  (sei  es,  dass 
auf  weitere  Beweiserhebung  nicht  angetragen  worden  ist,  sei 
es,  dass  nach  Ansicht  des  Bundesgerichts  der  Beweis  für  die 
bestrittenen  relevanten  Thatsachen  schon  in  den  Akten  liegt), 
sondern  das  —  abändernde   oder   (aus    andern  Gründen) 
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bestätigende  —  Urtheil  sofort  vom  Bundesgericht  er- 
lassen werden  sollte.  Es  liegt  daxin  allerdings  ein  Einbruch 
in  das  Princip,  dass  die  Thatfragen  dem  Bundesgerichte 
entzogen  sein  sollen;  allein  einerseits  statuirt  schon  das 
bestehende  Gesetz,  und  zwar,  wie  wir  gesehen  haben,  in 
viel  weiter  gehendem  Masse  einen  solchen  Einbruch  und 
anderseits  sprechen  ganz  überwiegende  Gründe  für  dieses 
Verfahren. 

Einmal  ermöglicht  dasselbe,  dass  das  Bundesgericht  in 
einer  weit  grösseren  Zahl  von  Fällen  in  die  Lage  kommt, 
in  der  Sache  selbst  zu  entscheiden.  Sodann  aber  würde  nach 
den  bei  uns  bestehenden  Anschauungen  die  Bückweisung 
einer  zur  Entscheidung  der  That-  und  Rechtsfragen  spruch- 
reifen Sache  an  die  kantonalen  Gerichte,  lediglich  aus  dem 
Grunde,  weil  gewisse  erhebliche  Thatsaohen  aus  Bechtsirrthum 
oder  Uebersehen  nicht  festgestellt  worden  sind,  oder  gar, 
weil  bloss,  in  Folge  nicht  strenger  Auseinanderhaltung  der 
That-  und  Rechtsfragen  in  den  Vorerkenntnissen,  nicht  ganz 
klar  ist,  was  thatsächlich  festgestellt  sei,  als  ein  übertriebener 
und  daher  ungerechtfertigter  Formalismus  erscheinen.  Und 
diess  mit  Recht.  Denn  offenbar  ist  es,  namentlich  in  den 
nicht  seltenen  Fällen,  wo  die  strenge  Ausscheidung  der  That- 
und  Rechtsfragen  Schwierigkeiten  bereitet,  doch  weit  mehr 
im  Interesse  einer  richtigen  das  materielle  Recht  fördernden 
Rechtsprechung,  wie  der  Parteien,  dass  der  höchste  Gerichts- 
hof die  ganze  Entscheidung  an  sich  ziehe,  als  dass  durch 
(ja  möglicher  Weise  in  der  gleichen  Sache  wiederholt 
nothwendig  werdende)  Rückweisung  an  die  kantonalen  Ge- 
richte die  Erledigung  des  Processes  verzögert  und  die  Kosten 
desselben,  mitunter  sehr  erheblich,  vermehrt  werden.  Durch- 
geht man  die  Entscheidungen  des  deutschen  Reichsgerichtes, 
durch  welche  wegen  Mangelhaftigkeit  der  thatsächlichen 
Feststellungen  Processe  an  die  Vorinstanzen  zurückgewiesen 
worden  sind,  so  wird  man  sich  der  Einsicht  wohl  kaum  ver- 
schliessen  können,  dass  die  strenge  Durchführung  des  Princips, 
wonach  die  Thatfragen  dem  obersten  Gerichtshofe  entzogen 
sein  sollen,  solche  Nachtheile  mit  sich  führt,  dass  ein  Ein- 
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fauch  in  dem  oben  angedeuteten  Umfange  sich  wohl  recht- 
fertigt. 

b.  Was  die  übrigen,  oben  unter  Ziffer  1 — 3  angeführten, 
nothwendigen  Angaben  betrifft,  so  darf  natürlich  nicht  ausser 
Acht  gelassen  werden,  dass  deren  Mangelhaftigkeit  auch 
-darauf  beruhen  kann,  dass  die  Parteien  ihre  Anträge  fehler- 
haft gestellt  oder  ungenügend  begründet  haben.  Ob  diess  der 
Fall  sei  oder  ob  das  kantonale  Gericht  das  Vorbringen  der 
Parteien  in  Folge  unrichtiger  Auffassung  oder  aus  andern 
«Gründen  unvollständig  oder  unrichtig  dargestellt  habe,  wird 
•in  der  Regel  vom  Bundesgerichte  nicht  beurtheilt  werden 
können,  da  ihm  jede  Grundlage  hiefür  abgeht.  Es  bleibt 
daher  in  solchen  Fällen  absolut  kein  anderer  Ausweg 
.übrig,  als  dass  diejenige  Partei,  welche  glaubt,  dass  der 
Thatbestand  von  den  kantonalen  Gerichten  mangelhaft  be- 
urkundet sei,  vor  der  bundesgerichtlichen  Beurtheüung  von 
jenen  Gerichten  die  Berichtigung  res  p.  Ver- 
zollst an  digun  g  der  Darstellung  verlangt. 
Sonst  muss  angenommen  werden,  dass  die  Par- 
teien sich  auf  diejenigen  V  o  rb  r  i  ng  e  n  (Be- 
hauptungen, Bestreitungen,  Beweisanerbieten  u.  s.  w.)  be- 
schränkt haben,  welohe  von  den  kantonalen 
Berichten  beurkundet  sind.  Daran  wird  sich 
auch  für  die  Zukunft  nichts  ändern  lassen,  sofern  man  nicht 
in  denjenigen  Kantonen,  welche  in  ihrem  Civilprocesse  das 
mündliche  Verfahren  eingeführt  haben,  von  der  Füh- 
rung eines  Sitzungsprotocolls  aber  Um- 
gang nehmen,  für  die  Processe,  welche  an  das  B  undes  - 
gerioht  gezogen  werden  können,  entweder  ein 
schriftliches  Vorverfahren  einführt  oder  doch 
«den  Parteien  gestattet,  eine  schriftliche  Récapi- 
tula t  i  o  n  ihrerVorträge,  in  welcher  die  sämmtlichen 
Rechtsbegehren,  die  zu  deren  Begründung  angeführten  That- 
-sachen,  sowie  die  angerufenen  Beweismittel  möglichst  kurz, 
aber  genau  zu  bezeichnen  wären,  und  welche  dann  der  bundes- 
■gerichtlichen  Beurtheüung  als  Grundlage  dienen  könnte,  den 
Akten  beizulegen.   Es  will  mir  scheinen,  dass  darin, 


T.Tjr» 
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ohne  wesentlichen  Eingriff  ip  die  kantonalen  Processgesetz- 
gebungen,  das  Mittel  gefanden  werden  könnte  welches  dea 
Parteien  wie  dem  Bundesgerichte  die  sichere  Garantie  bieten, 
würde,  dass  das  ganze  Streitmaterial,  welches  von  den 
Parteien  vor  den  kantonalen  Gerichten  vorgebracht  worden 
ist,  seine  rechtliche  Beurtheilung  finde.  Von  einer  neneiv 
Verhandlung  der  Sache  vor  Bundesgericht  kam* 
angesichts  einerseits  des  Art.  64  Abs.  2  und  Art.  114  B.-V. 
und  anderseits  der  Construction  des  Rechtsmittels  zweiter- 
Instanz  in  den  Kantonen,  wonach  beinahe  durchgängig  das 
Vorbringen  neuer  Thatsachen  und  Beweismittel  schon  vor  den 
kantonalen  Obergeriehten  entweder  ganz  ausgeschlossen  oder 
doch  nur  ausnahmsweise  gestattet  ist,  selbstverständlich  keine 
Rede  sein.  Eine  Entscheidung  der  Sache  durch  das  Bundes- 
gericht ohne  Rücksicht  auf  die  vor  den  kantonalen  Gerichten 
stattgefundenen  Verhandlungen  ist  durch  jene  Verfassungs- 
bestimmungen  in  unzweideutigster  Weise  ausgeschlossen» 
Dagegen  ist  m.  E.  das  Bundesgericht  in  der  Lage  (berechtigt 
und  verpflichtet),  die  kantonalen  Gerichte  zur  Vervollstän- 
digung der  Beurkundung  des  Thatbestandes  anzuhalten,  so- 
bald ein  offenbar  diesen  Gerichten  zur  Last  fallender  Mangel 
vorliegt.  Es  betrifft  dies  neben  der  Aufhellung  allfaüiger 
Dunkelheiten  und  Widersprüche  namentlich  die  Beurkundung: 
des  wesentlichen  Inhaltes  der  Zeugenaussagen.  Denn, 
wie  bereits  oben  angedeutet  worden,  ist  durch  die  Auf- 
stellung des  Bundesgerichtes  als  Rechts- 
mittelinstanz in  Givilstreitigkeiten  unbe- 
streitbar den  kantonalen  Gerichten  die  Pflicht  erwachsen,  den 
Processatoli  so  vollständig  dem  Bundesgerichte  vorzulegen,, 
dass  demselben  die  Beantwortung  sämmtlicher  aus  dem 
eidg.  Rechte  zu  lösender  Rechtsfragen  möglich  ist.  Der  Um- 
stand, dass  in  der  bundesräthlichen  Botschaft  darauf  Bezug 
genommen  ist,  dass  in  einigen  Kantonen  die  Zeugenaussagen 
nicht  protokollirt  werden,*)  ist  m.  E.  nicht  geeignet,  die  Kan- 
tone von  jener  Verpflichtung  entbunden  zu  erachten. 


*)  Vgl.  oben  S.  160  Abs.  1. 
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Ich  muss  mir,  um  den  zu  Gebote  stehenden  Baum  nicht 
zu  überschreiten,  versagen,  noch  auf  einige  im  Vorhergehenden 
nicht  berührte  Vorschläge,  die  seiner  Zeit  in  der  Schweiz» 
Juristenversammlung  gemacht  worden  sind,  einzugehen.  Nur 
das  mag  noch  beigefügt  werden,  dass  es  mir  sehr  bedauerlich 
erschiene,  wenn  für  die  an's  Bnndesgericht  weiterziehbaren 
Processe  die  zweite  kantonale  Instanz  unterdrückt  würde. 
Von  der  den  Parteien  eingeräumten  Fakultät,  die  Urtheile 
der  ersten  kantonalen  Instanzen,  mit  Umgehung  der  zweiten, 
direct  an  das  Bundesgericht  zu  ziehen,  wird  beinahe  gar  nie- 
Gebrauch  gemacht,  was  deutlich  genug  zeigt,  dass  die 
Parteien  —  und  gewiss  aus  guten  Gründen  —  nicht  gerne 
auf  die  kantonale  Appellationsinstanz  verzichten.  Bei  der 
vielfach  etwas  mangelhaften  Besetzung  der  untern  kantonalen 
Gerichte  liegt  die  Unterdrückung  der  kantonalen  Ober-  oder 
Appellationsgerichte  weder  im  Interesse  der  Parteien  noch/ 
des  Bundesgerichtes.  Hat  doch  die  Beibehaltung  derselben 
unzweifelhaft  zur  Folge,  dass  eine  nicht  unbedeutende  Zahl 
von  Processen,  welche  sonst  an  das  Bundesgericht  gezogen 
würden,  in  den  Kantonen  ihre  Erledigung  findet,  wodurch 
einerseits  den  Parteien  Kosten  erspart  werden  und  anderseits 
die  Geschäftslast  des  Bundesgerichts  so  vermindert  wird,; 
dass  eine  Erweiterung  der  Kompetenzen  des  Bundesgerichtes- 
in  den  oben  angedeuteten  Richtungen  weniger  bedenklich 
erscheint.  Auch  wird  selbstverständlich  die  Aufgabe  des 
Bundesgerichts  in  den  an  dasselbe  gezogenen  Processen  ganz- 
bedeutend erleichtert,  wenn  es  ein  den  Prooessstoff  in  tat- 
sächlicher und  rechtlicher  Beziehung  vollständig  würdigen- 
des, die  That-  und  Rechtsfrage  möglichst  scharf  trennendes- 
Urtheil  vor  sich  hat,  und  ein  solches  ist  nun  in  vielen  Kan- 
tonen doch  nur  von  der  zweiten  Instanz  zu  erwarten. 

Ich  schliesse  mit  dem  Wunsche,  dass  dieser  Aufsatz, 
welchem  keine  andre  Tendenz  zu  Grunde  liegt,  als  für  die- 
richtige  Auffassung  des  bestehenden  Rechtsmittels  wie  fur  die- 
künftige  sachgemä8se  Normirung  der  Kompetenzen  des  Bun- 
desgerichtes einen  Beitrag  zu  liefern,  sich  hiezu  geeignet  er- 
weisen möchte. 
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internat.  XV. 

13.  Cohn,  G.  Art.  31  der  Schweiz.  Bundesverfassung  betr. 
die  Freiheit  des  Handells  und  der  Gewerbe.  In  Ztschr.  f.  d.  ges. 
Staatswi8sensch.  Jahrg.  1883.     Tübingen. 

14*  Baron,  A.  La  neutralité  de  la  Savoie  du  Nord  et 
les  traités  de  1815.  Etude  de  droit  international.  Genève,  Clu 
Pfeffer. 


m.  Civilrecht. 

A.  Bundesgesetze  berührend- 

Obligationenrecht  : 

15.  Schneider,  A.  und  Fick,  H.  Das  schweizerische 
Obligationenrecht  mit  allgemein  fesslichen  Erläuterungen  heraus- 
gegeben.    2.  Aufl.     Zürich,  Schulthess. 

16.  Commentaire  populaire  et  pratique  sur  le  code  fédéral 
des  obligations  par  A.  Schneider  et  H.  Fick,  traduit  de  l'allemand 
par  E.  Stdcklin  avocat,  Neuchâtel,  Sandoz. 

1?.  Meyer  von  Schauensee,  P.  Das  Bundesgesetz  über  das 
Obligationenrecht  und  seine  Bedeutung  für  das  gesammte  schwei- 
zerische Rechtsleben,  Separatabdruck  aus  der  Schweizer  Grenz- 
post.  Basel. 
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18.  Zeer  leder,  À.  Die  Vorschriften  kantonaler  Gesetze 
über  den  Beweis  der  Verträge  im  Verhältniss  zu  den  Bestimmungen 
des  eidgenössischen  Obligationenrechts  über  die  Gültigkeit  der  Ver- 
träge. Referat  auf  dem  Juristentage  zu  St.  Gallen.  In  Nr.  87 
(Verhandinngen  etc.). 

•  19«  Carrard,  H.  De  la  preuve  des  obligations  en  droit 
•cantonal  en  regard  des  dispositions  da  code  fédéral  des  obligations 
sur  la  validité  des  contrats.  Coreferat  auf  dem  Juristentage  za 
St.  Gallen.     In  Nr.  87  (Verhandlangen  etc.). 

20.  De  la  preuve  des  contrats  dans  l'état  actuel  du  droit 
4n  Suisse.     M  Journal  des  tribunaux  1883  Nr.  43  ss. 

21.  Schumacher,  £.  v.  Die  Conventionalstrafe  des  römi- 
schen Rechte  und  der  schweizerischen  Gesetzgebung.  Zürcher 
Doctordissertation.     Zürich,  H.  Zürcher. 

22.  Affo  Iter,  A.  Ueber  einige  Fälle  des  Eigenthumserwerbs 
an  Mobilien  nach  schweizerischem  Obligationenrechte.  In  Ztsch. 
4.  Bern.  J.  V.  XIX. 

23.  Wächter,  0.  Das  Wechselrecht  des  deutschen  Reichs 
mit  eingehender  Berücksichtigung  der  neuen  Gesetzgebungen  von 
Oesterreich der  Schweiz  u.  s.  f.  Stuttgart,  Cotta. 

24.  Mentha,  F.  H.  Gode  fédéral  des  obligations.  Critique 
-de  quelques  articles.     Neuchätel,  Sandoz. 

25.  Meyer  von  Schauensee,  P.  Das  luzernerische  Dekret 
betreffend  Einführung  des  Bundesgesetzes  über  das  Obligationen- 
recht v.  14.  Juni  1881,  v.  11.  Oct.  1882.  Kritische  Bemerkungen. 
Lucern.  Prell. 

26.  Affo  Iter,  A.  Beitrag  zur  Einführung  des  eidgenössischen 
Obligationenrechts  im  Canton  Solothurn.  Solothurn,  Gassmann. 
(Behandelt  die  Bürgschaft  und  die  Abtretung  und  Anweisung  grund- 
versicherter Forderungen.) 

27.  H  aber  stich,  J.  Beiträge  zur  Orientierung  im  Gebiete 
des  schweizerischen  Rechts  mit  besonderer  Rücksicht  auf  das  Obli- 
gationenrecht und  dessen  Beziehungen  zum  aargauischen  bürger- 
lichen Gesetzbuch.     Aarau.     Vergi,    dse  Ztsch.  N.  F.  II,  S.  430. 

:  28.  Modifications  faites  au  Code  civil  du  Valais  par  les 
lois  fédérales  et  cantonales  et  indications  servant  à  apprécier  les 
principales  différences  qui  existent  entre  ce  code  et  le  Code  fédéral 
des  obligations.  Genève,  Ch.  Schuchardt.  VergL  dse  Ztsch.  N. 
F.  n,  S.  430. 

Gesetz  betr.  Handlungsfähigkeit: 

29.  Martin,  A.  La  capacité  civile  au  point  de  vue  du  droit 
international  privé  dans  la  législation  fédérale  Suisse.  Im  Journal 
de  droit  international  privé  1883  Nr.  1. 
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30.  Reichel,  A.  Ist  Artikel  6  des  Emancipationsgesetzes 
•des  C.  Bern  durch  das  Bandesgesetz  über  die  persönliche  Hand- 
lungsfähigkeit t.  22.  Juni  1881  aufgehoben  worden?  In  Ztsch.  d. 
Bern.J.V.  XIX. 

Civüstand  und  Ehe: 

31.  Garnier,  A.  Aufzeichnungen  betr.  die  Eheschliessung 
von  Ausländern  in  der  Schweiz.     Bern,  E.  W.  Krebs. 

Autorrecht: 

32.  Droz,  N.  De  la  protection  de  la  propriété  intellec- 
tuelle en  Suisse.  Im  Journal  de  droit  international  privé  1883 
Nr.  7  und  8. 

33.  Zur  Patentgesetzgebung  in  der  Schweiz.  In  der  Chemiker- 
.Zeitung,  Jahrg.  7,  Nr.  80  und  81. 

Eisenbahnrecht: 

34.  Ueber  die  Entwicklung  der  Eisenbahngesetzgebung  in  der 
Schweiz.  Drei  Aufsätze  aus  der  N.  Z.  Z.  durch  den  Verf.  der 
Schrift:  „Die  Rechte  des  Staats  in  Eisenbahnangelegenheiten  der 
Schweiz0.     Solothurn,  Jent. 

B.  Cantonalreoht. 

35.  Planta,  A.  v.  Beitrag  zur  Eenntniss  der  deutsch- 
schweizerischen Hypothekarrechte  mit  besonderer  Berücksichtigung 
des  Rechtsinstitutes  der  sog.  Hypothek  an  eigener  Sache.  Zürcher 
Doctordissertation.     Zürich,  Zürcher  u.  Furrer. 

36.  Lad  am  e.  Des  enfants  illégitimes  en  Suisse.  Bern, 
J.  Dalp. 

37.  Lehr,  E.  Des  droits  de  mutation  par  décès  sur  les 
biens  dépendant  de  la  succession  d'un  étranger  en  France  et  en 
Suisse.     Im  Journal  de  droit  international  privé,  IX,  Nr.  12. 

38.  Escher,  J.  Handelsrechtliche  Outachten  des  kauf- 
männischen Directoriums  in  Zürich.  Aus  den  Protokollen  desselben 
mitgetheilt.     In  dser  Zeitsch.  N.  F.  IL 

39.  Heyer  von  Schauensee,  P.  Zum  Vormundschafts-  und 
Eherecht  des  Cantons  Lucern.  Historisch-kritische  Studie.  In 
Ztsch.  d.  Bern.  J.  V.  XIX. 

40.  Bühler,  M.  Das  bündnerische  Erb-  und  eheliche  Güter- 
recht nach  seinen  Quellen.  Berner  Doctordissertation.  Bern,  Jent 
und  Reinert. 

41.  Bertoni,  B.  Alcuni  appunti  al  nuovo  Codice  civile 
Ticinese.     In  Repertorio  di  giurispr.  patria  anno  IH,   Nr.  16  ss. 
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IT.  Ovflproce«« 

(mit  Schuldbetreibung  und  Concurs). 

42.  Sträuli,  E.  Commentar  zum  Gesetze  betreffend  die* 
Zürcherische  Rechtspflege  v.  2.  Christmonat  1874  und  13.  Brach* 
monat  1880.     Winterthur,  Bleuler-Hausherr  &  Cie. 

43.  Zeerleder,  A.  Zur  bernischen  Civilprocessnovelle.  In 
Ztsch.  d.  Bern.  J.  V.  XIX. 

44.  Meyer  v.  Schauensee,  P.  Zum  Entwürfe  eines  neuen 
Civilprocessverfahrens  für  den  Canton  Lucern.  In  Ztsch.  d.  Bern. 
J.  V.  XIX. 

45.  Della  legge  federale  sulla  procedura  esecutiva  per  debiti' 
e  sui  fallimenti.  In  Bepert.  di  giurispr.  patria  anno  m,  Nr.  5,. 
12,  15,  19,  21. 

46.  Bärl  och  er,  A.  Das  Verfahren  gegen  schweizerische 
Emissionsbanken  bei  Nichteinlösung  der  Noten.  Nach  dem  Bun- 
desgesetze über  Ausgabe  und  Einl.  v.  Banknoten  v.  8.  März  1881. 
In  dieser  Ztsch.    N.  F.  IL 

47.  Weibel,  J.  Das  Lucerner  Betreibungssystem  auf  Concurs. 
Dse  Ztsch.  N.  F.  IL 

48.  Rehfous,  L.  La  faillite  des  non-commerçants.  1882. 
Genève,  Pfeffer. 

49.  Zürcher,  E.  Die  Folgen  des  Concurses  in  civil-  und 
£  strafrechtlicher  Beziehung.  Referat  auf  dem  Juristentage  zu 
1  '               St.  Gallen.    In  Nr.  87  (Verhandlungen  etc.). 

50.  Hoffmann,  A.  Coreferat  in  derselben  Sache  wie  49. 
Ebendaselbst. 


Einzelfälle  aus  Civilrecht  und  Civilprocess. 

51.  König,  E.  G.  Ueber  den  .Begriff  des  Unfalls.8  Kri- 
tischer Nachtrag  gegen  H.  Prof.  Dr.  C.  Emmert.  Bern,  K.  J.  Wyss. 
(Vergi.  N.  67  der  vorjährigen  Litteratnrübersicht.) 

52.  Endemann,  W.  Rechtsgutachten  in  Sachen  der  Ge- 
sellschaft für  Begründung  einer  rechtsufrigen  Zflrichseebahn 
gegen  die  schweizerische  Nordostbahngesellschaft.  Zürich,  Orell 
Ftissli  &  Cie. 

53.  Die  Stadt  Winterthur  in  ihrer  Stellung  su  den  aar- 
gauischen Mitgarantiestädten  Baden,  LenzburgundZoflngen,  betreffend 
das  Neunmillionenanleihen  der  schweizerischen  Nationalbahn.  Ver- 
anstaltet vom  Stadtrath  v.  W.  Sammlung  der  Acten  und  Cor- 
respondenzen.    Winterthur. 


i- 
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54.   H  or  nun  g,   J.     Le  droit  pénal  fédéral  et  le   nouvel 
article  74  bis.    Im  Journal  des  tribunaux  1883,  Nr.  26. 


VI.  Strafyrocesg. 

55.  Sträuli,  E.     S.  Nr.  42. 


Einzelfälle  aus  Strafrecht  und  Strafrrooess. 

56.  Der  Criminalprocess  gegen  Auguste  Lehmann  wegen  des 
an  Frau  Pfarrer  Jäggli  zu  Glattfelden  verübten  Mordes,  verhandelt 
vor  der  Appellationskammer  des  Obergerichts  Zürich  im  December 
1882.  Zürich,  C.  Schmidt. 


Vu.  Rechtsorgani&ation. 

57.  Sto  os  s ,  K.  Justizreform  durch  Verfassungsrevision?  In 
.Ztsch.  d.  Berner  J.  V.  XIX. 

58.  Nessi,  F.  Les  conseils  des  prud'hommes.  Im  Journal 
des  tribunaux  1883,  Nr.  27. 

59.  Le  riforme  legislative  ticinesi.  In  Repert.  di  giurispr. 
patr.  anno  IQ,  Nr.  16. 

60.  Locher,  F.  Reorganisation  des  Rechtsgangs.  Im  Wetter- 
leuchten. Der  StaatssocialiBmus  und  seine  Consequenzen.  IV.  Zürich, 
Schroter. 


Tin.  Reclitoge*clilchto. 

61.  Schweizer,  P.  Geschichte  der  Habsburgischen  Vogt- 
steuern. Im  Jahrbuch  für  schweizerische  Geschichte,  herausg.  v. 
d.  schwz.  gesch.  forsch.  Gesellsch.  Bd.  VUE. 

62»  Liebenau,  Th.  v.  Wernli  Schilling  von  Lucern  (Pro- 
cess  mit  Bern  Ende  des  14.  Jahrh.).  In  den  „Monatsrosen"  188S. 
Lucern,  J.  Schill. 

63.  Kälin,  J.  B.  Die  Schirm-  und  Eastvogtei  über  das 
Gotteshaus  Einsiedeln.  2.  Abth.  In  Mitteilungen  des  histor. 
Vereins  d.  C.  Schwyz.     Heft  2.    Einsiedeln,  Benziger. 

Zettachr.  fB»  leliwclzerisehet  Recht.    Heue  Folge  m.  33 
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64  P.  Müller,  J.  6.  Geschichte  der  Höfe  Wollerau  und 
Pfäffikon.     1.  Abth.     In  Mitth.  wie  Nr.  63. 

65.  H  aber,  E.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  des  Strafver- 
fahrens im  Kanton  Appenzell  A.-Rh.  In  Appenzellische  Jahr- 
bücher, herausg.  v.  d.  appenz.  gemeinnütz.  Gesellsch.  2.  Folge. 
Heft  11. 

66.  Wagner,  R.  Zur  Frage  nach  der  Entstehung  und 
dem  Geltungsgebiet  der  lex  Romana  Utinensis.  In^  Ztsch.  der  Sa- 
vigny-Stiftung,  Bd.  IV,  german.  Abth. 

67.  Kind,  Ch.  Die  Vogtei  Cur.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte 
der  Stadt  Cur.  Im  Jahrbuch  für  Schweiz.  Geschichte,  herausg.  v. 
d.  schw.  gesch.  forsch.  Gesellsch.  Bd.  Vm. 

68.  Le  Fort,  Gh.  L'émancipation  politique  de  Genève  et 
les  premières  relations  de  cette  ville  avec  les  cités  suisses.  Coup 
d'oeil  historique.     Genève. 


IX*  Rechtequellen. 

69.  Meyer  v.  Enonau,  G.  Das  Cartular  von  Rheinau.  In 
Quellen  zur  Schweizergeschichte,  herausg.  v.  d.  gesch.  forsch. 
Gesellsch.  d;  Schweiz.     Band  HL     Basel,  F.  Schneider. 

70.  Fontes  rerum  Bernensium.  Bernische  Geschichtsquellen. 
I.  Band,  Lief.  4  (Schluss).  Bern,  J.  Dalp. 

71.  Liebenau,  Th.  v.  Rechtsquellen  des  Cantons  Lucern. 
Dse  Ztsch.  N.  F.  II. 

72.  Brandstätter,  L.  Die  Rodel  der  Probstei  und  des 
Almosneramtes  des  Gotteshauses  im  Hof  zu  Lucern  (mit  Weisthum). 
In  :  Geschichtsfreund  der  V  Orte.  Bd.  38. 

73.  Boos,  H.  Urkundenbuch  der  Landschaft  Basel.  Theil  II 
in  zwei  Bänden  (1371—1512).     Basel,  C.  Detloff. 

74.  Jecklin,  C.  Urkunden  zur  Verfassungsgeschichte  Grau- 
bündens.  1.  Heft:  Zeit  der  Entstehung  der  einzelnen  Bünde  und 
ihrer  Verbindungen  (bis  zum  Ende  des  15  Jahrhunderts).  Als 
Fortsetzung  von  Mohr's  Codex  diplomaticus.  Band  V.  Chur,  Hitz. 

75.  Mayer,  J.  G.  Synodalstatuten  des  Bischofs  von  Chur 
Heinrich  VI.  von  Höwen  (1491—1503).  Im  Anz.  f.  schw.  Gesch. 
1883.  Nr.  5. 

76.  Wagner,  R.  Eine  vorreformatorische  Pfarrordnung  der 
Landschaft  Davos  (Canton  Graubünden).  In  Ztsch.  f.  Kirchenrecht 
von  Dove  und  Friedberg,  Bd.  18,  neue  Folge  3. 

77.  P.  M.  Kiem,  0.  S.  B.  Urkunden  des  Klosters  Muri. 
In  Quellen  zur  Schweizergeschichte,  herausg.  v.  d.  schwz.  gesch. 
forsch.  Gesellsch.  Bd.  III.  Basel,  F.  Schneider. 
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78.  M^eyer,  J.  Thurgauisches  Urkundenbuch,  herausgeg.  auf 
Beschluss  und  Veranstaltung  des  thurg.  histor.  Vereins.  2.  Heft. 
Jfichaffhausea,  Brodmann. 


79.  Amtliche  Sammlung  der  älteren  eidgenössischen  Abschiede. 
Bd.  VI.  Ahth.  2  (in  2  Unterabtheilungen).  Bearbeitet  von  M. 
"Kot  hin  g  und  J.  B.  Kälin.  Einsiedeln,  Wyss  Eberle  &  Cie. 


80.  Schweizerisches  Idiotikon.     Heft  4  u.  6  (s.  Nr.  100  der 
'vorjährigen  Uebersicbt). 


X.  Zeitockrlften  und  Verwandtes. 

81.  Schweizerische  Blätter  für  handelsgerichtliche  Entschei- 
dungen (herausg.  v.  Gossweiler  und  Goll).  Bd.  II.  Zürich,  Orell 
Füssli  &  Cie. 

82.  Zeitschrift  des  Bernischen  Juristenvereins,  herausg.  v. 
A.  Zeerleder.  Bd.  19.  Bern. 

83.  Repertorio  di  giurisprudenza  patria.  Serie  n,  anno  HI. 
Bellinzona,  Colombi. 

84.  Journal  des  tribunaux,  revue  de  jurisprudence.  Tome  31. 
Lausanne. 

85.  La  Semaine  judiciaire.  Journal  des  tribunaux.  5mo  année. 
Genève. 

86.  Biese  Zeitschrift,  neue  Folge  Bd.  II  (Bd.  24).  Nebst 
Beilageband  :  Revue  der  Gerichtspraxis  im  Gebiete  *  des  Bundes- 
•civilrechts  Bd.  I. 


87.  Verhandlungen  des  schweizerischen  Juristenvereins  1883. 
Heft  1  die  Referate  und  Coref erate,  Heft  2  das  Protokoll  der 
Verhandlungen  des  Juristentags  zu  St  Gallen,  enthaltend.  Auch 
.in  dieser  Zeitsch.  N.  F.  IL 


88.  Schlatter,  F.  Rechtskalender  der  Schweiz.  Eidgenossen- 
schaft, lief.  6—8  (Schluss).  (Vergi.  Nr.  109  der  vorjährigen 
Uebersicht.) 

89.  Schweizerischer  Bundeskalender  für  1883.  Jahrg.  6.  Bern, 
B.  F.  Hailer. 


Iiitteraturanzeigem 


•9  Fürsprech,  Die  schwyzer.  Einführung^- 
Verordnungen  zum  Obligationenrecht  (mit  Ausschluss; 
der  Vollziehungs- Verordnung  über  Handelsregister  und 
Handelsamteblatt)  vom  2.  Dez.  1882,  mit  Anmerkungen- 
und  Ergänzungen.  Richtersweil,  Lang  1884.  8°.  62  S. 
Die  Broschüre  enthält: 

A.  Die  Schwyzer  Einführungsverordnung  zum.  Rmdesges.  über  das 
O.-R. 

B.  Die  Schwyzer  Verordnung  Aber  Wechselprooess  und  Wechsel- 
exécution. 

Der  erstem  sind  als  Anhang  kleine  Exourse  über  das  Recht  des 
Cantons  Schwyz  beigefügt,  und  zwar 
I.  Ueber  die  Ersatzpflicht  fur  Schaden ,  welchen  öffentliche  Beamte 
oder  Angestellte  in  Ausübung  ihrer  amtlichen  Verrichtungen  ver-  - 
Ursachen. 
II.  Ueber  die  Notariatsverordnung  vom  26.  Nov.  1667; 
HL  Ueber  die  Strafprocessordnung  ; 
IV.  Ueber  das  "Wuchergesetz  vom  28.  Mai  1854. 
In  den  Text  der  beiden  Verordnungen  ist  ein  Commentar  einge- 
streut, welcher  Erläuterungen  und  Ergänzungen,,  hauptsächlich  aber  eine  - 
Kritik  der  betreffenden  Bestimmungen   enthält,   eine  Kritik,   die  in  den- 
meisten  Fällen,  doch  nicht  immer,  begründet  erscheint,  bisweilen  auch  sich 
an  unbedeutenden  Punkten  der  Redaktion  stösst  Jedenfalls  aber  rechtfertigt 
die  Arbeit  vollständig  den  Ausspruch  des  Verf.  im.  Vorwort,-  dass  das  O.-R. 
viel  tiefer  in  das  kantonale  Recht  des  Cts.  Schwyz  eingegriffen  habe,   als*- 
die  Einfuhrungsverordnungen  voraussetzen  Hessen.  Der  Vert  hat  die  Com- 
mentare von  Hafner,  Vogt,  Haberstich  und  dem  Unterzeichneten,  die  Bot- 
schaft zum  O.-R,  die  von  Speiser  in  dieser  Zeitsohr.  veröffentlichten  Bemer- 
kungen zum  Abschnitte  des  O.-R.  über  den   Wechsel,  Dernburgs  preuss— 
priv.  R.,  und  einige  bundesgerichtliche  Urtheile  benützt 

Er  geht  von  dem  Satze  aus,  dass  nicht  nur  das  Bandesgericht,  son- 
dern auch  der  cantonale  Richter  compétent  sei,  zu  entscheiden,  ob  ein  durchs 
die  Einführungsbestimmungen  nicht  aufgehobenes,  ja  vielleicht  sogar  aus- 
drücklich als  noch  fortbestehend  erklärtes  cantonales  Gesetz  nicht  doch» 
durch  ein  Bundesgesetz  'aufgehoben  worden  sei.  Entgegen  den  Ansichten,, 
von  Bluntschli,  Laband,  Meier,  Mohl,  Laurent  halte  ich  denselben  in  Üeber- 
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«éinstimmung  mit  Göpperts  neuester  Abhandlung  (Jherings  Jahrb.  N.  F. 
üBd.  X.  p.  52.)  für  durchaus  richtig.  So  theile  ich  auch  die  vom  Veri.  pg. 
:23  bezüglich  des  §  19  der  Schuldbetreibung  ausgesprochene  Ansicht,  daß», 
•eine  einem  Gesetze  widersprechende  Bestimmung  einer  nicht  vom  der  Legis* 
lative  erlassenen  Verordnung  Ar  den  fUchter  unverbindlich  ist  Ueber  die 
Bedeutung  des  Schweiz.  O.-B.  für  den  Ganton  Sohwys  spricht  sich  der  Verf. 
fblgendermassen  ans: 

„Der  Ct  Schwyz  besass  kein  Gesetz  über  das  Obligationenrecht, 
sondern  nur  einzelne  obligationenrechtliche  Bestimmungen.  In  Folge  dessen 
^herrschte  eine  Rechtsunsicherheit,  von  welcher  sich  Fernerstchende  keinen 
Begriff  machen  können.  Es  fehlte  bei  uns  nicht  nur  an  Gesetzen,  sondern 
.auch  an  einer  feststehenden  Gerichtspraxis. " 

Den  Art  35  Abs.  3  O.-B.  scheint  der  Verf.  missverstanden  zu  haben. 
Es  ist  dort  nicht  von  der  Haftung  des  Ehemannes  gegenüber  der  Frau 

•  für  das  Weibergut,  sondern  von   dessen  Haftung  für  die  Frau  Dritten 
,  gegenüber  die  Rede. 

Warum  der  Verf  (p.  26)  den  guten  Glauben  beim  Erwerb  des  Ei« 
.genthums  oder  des  Pfandrechtes  an  «einer  entgegen  §  18  des  Schuldbetrages, 
.ver äusserten  Sache  nur  bei  Nichtkantonsbürgern  anerkennen  will,  ist  nicht 

•  ersichtlich;  jedenfalls  aber  scheint  mir  die  zu  §  32  gemachte  Bemerkung, 
-dass  Pfandverschreibungen  an  Vieta  nach  Art.  12  Abs.  1  O.-R.  zu  ihrer 

Gültigkeit  der  Unterschrift  des  Gläubigers  nicht  mehr  bedürfen,  nicht 
irichtig  zu  sein.  Ich  folge  hier  der  entgegengesetzten  Ansicht  des  schwvz. 
Kantonsgerichtes;  denn  indem  Art  210  Abs.  3  O.-R  diese  Pfandver- 
echreibungen  der  Gantonalgesetzgebung  vorbehält,  überlässt  es  ihr  gewiss 
.auch  die  Form  derselben. 

Eben  so  wenig  bin  ich  einverstanden   mit  der  Bemerkung,   das»  §  6 

•  des  Wuchergesetees,   wonach  Conventionalstralen,  welche  das  gesetzliche 
.Zinsmaximum .übersteigen,  als  wucherlohe  Geschäfte  anzusehen  sind,  durch 

Art.  182  0«-R.  -ausgehoben  worden  sei  Wenn  auch  in  diesem  Artikel  all- 
.gemein  der  Satz  auijgestellt  ist:  »Die  Conventionalstrafe  kann  von  den 
Parteien  in  beliebiger  Höhe  bestimmt  werden11,  so  sollte  doch  damit  gewiss 
nicht  die  Anwendung  von  Art  83  Abs.  2  ausgeschlossen,  sondern  nur  ge- 
sagt sein,  dass  das  Bundesgesetz  zwar  keine  Vorschrift  über  die  Höhe 

•  der  Vertragssnnune  gebe,   aber  (wie   dann  gleich  hinzugefügt  wird)   eist 
Moderationsiecht  des  Züchters  vorbehalte« 

Sehr  •einverstanden  bin  ich  dagegen  mit  dem  Verf.  und  Heberstieh; 
.„Wenn  «ein  Ansprach  au  der  kantonalen  Gesetsgebunjpbefugniss  seine 
Entstehung  ableitet,  so  soll  auch  hinsichtlich  des  Erlöschens  durch  Ver- 
jährung das  kantonale  Recht  entscheiden.»  Das  eürch.  Obergerioht  hat 
.freilich  in  der  Frage  der  .Haftbarkeit  eines  Gemeindeammanns  anders  ent- 
schieden (Hanttelsger.  BL  1683  p.  877). 

Interessant  ist  «die  Ana.  8  p.  17.    Der  Verl  führt  hier  zwei  Be- 
stimmungen auf,  nach  denen  fir  die  iteetaineuti  faetio  aotiva  der  Beste  ge~ 
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wisser*  körperlicher  Kräfte  nothwendig  ist,  und  erklärt,  dass  dieselben 
durch  das  B.-Ges.  aber  die  Handlungsfähigkeit  aufgehoben  seien.  Es  wird: 
dies  Andern  wie  mir  auf  den  ersten  Blick  auffallen  ;  aber  die  Gründe  des* 
Verl  sind  mir  doch  entscheidend.  Es  kommt  zu  denselben  noch  hinzu,. 
da«8  Art  3  Abs.  2  des  Handlung8fäh.-Gea.  nur  betreffend  die  Minder* 
jährigen  die  Testirfähigkeit  vorbehält;  man  hat  also  an. diese  Aeusserung: 
der  Handlungsfähigkeit'  gedacht,  sie  aber  doch  bei  keinem  der  andern  Ar- 
tikel vorbehalten. 

Wenn  die  Bemerkungen   des  Veri  über   die  Pfandschätzer  richtig-, 
sind  —  woran  kaum  zu  zweifeln  sein  wird  —  so  ist  gewiss   mit  ihm   im* 
höchsten  Grade  zu  bedauern,   dass  diesen  Leuten  so  wichtige  Funktionen.- 
bezüglich  des  Wechsels,  wie  die  Protestation   und  die  Prüfung  der  Ein- 
reden des  Becht8V0r8chlages,  übertragen  worden  sind.    Der  Verf.  sagt: 

„Es  wird  sieh  zweifelsohne  herausstellen,,  dass  die  Pfandschätzer 
diesem  Amte  nicht  gewachsen  sind.  Wenn,  man  bedenkt,  welehe  Folgen, 
mit  dem  Proteste  verknüpft  sind  und  welcher  Formalismus  den  ganzen 
Wechselprocess  beherrscht,  ist  es  geradezu  unbegreiflich,  dass  man  die  Er- 
hebung von  Wechselprotesten  den  Pfandachätzern  übertragen  konnte.  Man-, 
könnte  sich  dabei  noch  eher  beruhigen,  wenn-  die  Pfandschätzer  Amts-, 
kautionen  leisten  müssten.  Dieses  ist  aber  leider  nicht  der  FalL  Das- 
Richtigste  wäre,  die  Notare  mit  der  Erhebung  von  Wechselprotesten  zu. 
beauftragen." 

„Die  Pfandschätzer  besitzen  vom  Wechsel  in  der  Regel  auch  nicht 
ein  entferntes  Verständniss." 

Die  Arbeit  bildet  .einen  recht  schätzbaren  Beitrag  zur  Anwendung; 
des  Obligationenrechtes.  Es  ist  zu  hoffen,  dass  sie  in  anderen  Kantonen, 
Nachahmer  finde.  Schneider. 

Jacottet,  P.,   Manuel  du  droit  fédéral  des  obligations^ 

Neuchàtel  1884.    500  S. 

Wir  haben  in  diesem  Buche  die  erste  systematische  Darstellung  des. 
schweizerischen  Obligationenrechtes  vor  uns.  Man  wird  auch- viel  weniger* 
sich  darüber  wundern,  dass  noch  keine  andere  vorangegangen  ist,  als  sich, 
fragen,  ob  schon  die  Zeit  einer  solchen  gekommen  sei,  währende  noch  kaum, 
eine  Gerichtspraxis  sich  hat  bilden  können  und>  erst  sehn  wenige  Speziai* 
Untersuchungen  über  einzelne  Theile  des  Gesetzes  angestellt*  worden  sind» 
Indessen  hat  der  Verl  sich  auch  in  der  That  nicht  eine  streng  wissen«- 
schafttiche,  aufgeworfene  oder  aufzuwertende  Streitfragen-  oder  Zweifel 
gründlich  erörternde  und  entscheidende  Darstellung'  des  Geseteesstofis  in- 
selbstständigen  System  zur  Aufgabe  gemacht,  wie»  sie  etwa. Wächter  im 
württembergischen,  Dernburg  im  preußischen*  Roth  im-  bäurischen,  Ungar 
im  östreichi8chen  Civilrecht  bieten;  er  hält  sich-  vieimenar,  wenn  ich  so» 
sagen  darf,  an  die  Legalordnung,  <L  h.  er  betrachtet  zwar-nicht- Artikel* 
fur  Artikel  wie  die  beiden  erschienenen  Commentare  znmv  Schweiz»  Obli— 
gationenrecht,  wohl  aber  Titel  für  Titelr  also  etwa  wie- Glücks  Commenta»' 
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zu  den  Digesten  Justinians.  In  den  einzelnen  Titeln  aber  allerdings  ist 
Her  Stoff  streng  systematisch  gegliedert  Der  Verf.  schreibt  auch  nicht  wie. 
4ie  angefahrten  Bearbeiter  deutscher  Particularrechte  far  die  gerichtliche 
Praxis  und  die  gelehrte  Discussion,  sondern,  wie  er  in  seiner  Vorrede  be- 
merkt, fur  die  studirende  Jugend  und  das  nicht  juristische  Publikum. 

Dem  entsprechend  ist  seine  Darstellung  sehr  klar  und  kurz,  ele- 
mentar ;  auftauchende  Zweifel  fuhrt  er  meistens  nur  an  ohne  die  Frage  zu 
entscheiden.  Die  einzelnen  Gesetzesartikel  werden  fast  alle  wörtlich  abge- 
druckt ;  daneben  wird  ihr  Sinn  umschrieben,  oder  ein  Beispiel  hinzugefügt, 
also  auch  in  dieser  Beziehung  mehr  exegetisch  als  dogmatisch  verfahren. 

Im  allgemeinen  Theil  hat  sich  der  Verf.  hauptsächlich  an  den  treff- 
lichen cours  de  droit  civil  neuchätelois  von  M.  H.  Jacottet,  im  ganzen. 
Buche  an  den  Commentar  des  Unterzeichneten,  den  er  sehr  häufig  citiert, 
gehalten;  an  einzelnen  Stellen  sind  die  Arbeiten  von  Hafner,  Vogt,  Nessi,. 
Mentha,  Carrard  benutzt,  auch  hin  und  wieder  die  bundesräthliche  Bot- 
schaft, während  sonst,  wie  übrigens  bei  dem  engen  Rahmen  wohl  zu  be- 
greifen, der  historischen  Interpretation  weniger  Aufmerksamkeitgesohenkt  ist. 

Die  Darstellung  steht  ganz  auf  dem  Boden  des  französischen  Rechtes; 
immer  wird  das  neue  Gesetzbuch  mit  den  französischen  Codes  und  mit 
dem  nenenburgi8chen  Rechte  verglichen.  Das  wird  von  besonderer  Be- 
deutung im  Wechselrecht  Die  bis  jetzt  erschienenen  Commentare  haben 
naturgemäs8  die  wechselrechtliohen  Bestimmungen  mehr  mit  ihrem  Muster,, 
der  deutschen  Wechselordnung,  verglichen;  so  ist  wohl  das  Wechselrecht 
der  am  selbstständigsten  gearbeitete  Theil  des  Buches. 

Die  so  wichtigen  Uebergangsbestimmungen  sind  gar  kurz  und  stief- 
mütterlich behandelt  worden,  der  Ver£  eilte  sichtlich  zum  Schiusa;  es 
zeigt  sich  das  auch  in  den  gegen  das  Ende  des  Buches  hin  sich  häufenden 
Druckfehlern,  (pag.  420  steht  Art  749  statt  748;  pag.  482  Art  722  statt 
772*;  pag.  470  Art  827,  2  statt  827,  12;  pag.  487  Art  712  statt  812. 
Besonders  zu  beachten  ist,  dass  es  pag.  500  heissen  sollte  1.  Jan.  1888 
statt  1.  Jan.  1887.) 

£8  ist  in  hohem  Grade  anzuerkennen,  dass  der  Verf.  dem  neuen. 
Rechte,  welches  die  welsche  Schweiz  in  manchen  Punkten  so  grosse  Ueber- 
windung  gekostet  hat,  recht  sympathisch  entgegen  kommt  Zwar  hält  er 
mit  aller  Entschiedenheit  fest  an  der  kantonalen  Competenz  in  Fragen  des 
Beweises;  und  so  sehr  wir  auch  wünschen  möchten,  dass  es  anders  wäre, 
(ja  der  Verl  wünscht  dies  auch  selbst),  so  können  wir  doch  nach  den 
darüber  in  der  Bundesversammlung  gepflogenen  Discussionen  sein  Recht 
dazu  nur  unumwunden  anerkennen.  Aber  er  spricht  doch  ohne  Bedauern, 
vielleicht  mit  einer  gewissen  Resignation  aus:  »Il  n'est  pas  douteux 
que  le  germe  d'une  complète  unification  est  déposé  dans  le  Code  lui- 
même",  und  er  sieht  die  Möglichkeit,  dass  der  Tag  kommen  werde,  wo 
„le  droit  unique  s'imposera  à  la  Suisse  comme  il  s'est  imposé  à  la  France 
et  à  l'Allemagne".    Ja  er  schliesst  seine  Vorrede,  in  der  er  (ähnlich  wie- 
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der  Unterzeichnete  in  der  seinigen)  zwar  von  der  Einführung  des  neuen 
Rechtes  sagt:  „Qu'il  en  résulte  momentanément  des  froissements  et  une 
certaine  confusion,  c'est  inévitable"  doch  mit  dem  patriotischen  Ausrufe: 

„Si,  malgré  ses  imperfections,  le  Code  fédéral  réussit  à  rapprocher 
les  peuples  des  vingt-deux  cantons  par  le  lien  si  puissant  d'une  loi  com- 
mune, nous  n'aurons  pas  à  regretter  le  sacrifice  que  nous  lui  aurons  fait 
d'une  partie  de  notre  législation. 

Entrons  donc  bravement  dans  Père  nouvelle  qui  s'ouvre  pour  nous 
avec  le  droit  fédéral* 

Was  die  Interpretation  der  einzelnen  Artikel  betrifft,  so  stimmt  der 
Verf.  in  weitaus  den  meisten  Punkten  mit  Fick  und  dem  Unterzeichneten 
überein. 

Ueber  die  wenigen  Fragen,  bei  denen  dies  nicht  der  Fall  ist,  zu 
disputiren,  ist  hier  wohl  nicht  der  Ort  Dagegen  darf  wohl  gesagt  werden, 
dass  da  und  dort  eine  kleine  Ungenauigkeit  dem  Verl  entschlüpft  ist,  die 
s.  Z.  bei  der  zweiten  Auflage  verbessert  werden  dürfte. 

So  scheint  mir  p.  39  ff.  die  Oeconomie  des  Gesetzes  mit  Bezug  auf 
die  Stellvertretung  nicht  richtig  auigefasst  zu  sein.  Der  Verf.  findet  hier, 
es  wäre  natürlicher  gewesen,  diese  Materie  in  die  Abschnitte  vom  Mandat 
und  der  Negotiorum  gestio  zu  verweisen.  Ich  kann  diese  Ansicht  durchaus 
nicht  theilen.  Die  letzteren  Abschnitte  handeln  nur  vom  Vertrags-  oder 
quasi  Vertragsverhältnisse  zwischen  dem  Handelnden  und  dem  dominus 
negotii;  hier  dagegen  handelt  es  sich  um  das  Verhältniss  zwischen  dem 
Dritten  auf  der  einen,  dem  (wirklichen  oder  angeblichen)  Vertreter  und 
dem  Vertretenen  auf  der  andern  Seite,  und  dies  gehörte  gewiss  in  den 
allgemeinen  Theil,  da  wo  von  den  Subjecten  des  Obligationenverhältnisses 
gehandelt  wird. 

Ungenau  ist  die  Angabe  p.  53,  die  Verjährungsfrist  der  Schaden- 
ersatzklage aus  einer  strafbaren  Handlung  sei  die  nämliche  wie  die  der 
betreffenden  Strafklage;  dies  ist  nur  dann  richtig,  wenn  die  Strafklage 
einer  Verjährungsfrist  unterliegt,  welche  länger  ist  als  die  in  Art  69 
Abs.  1  O.-B.  bestimmte  (das.  Abs.  2). 

Pag.  59  hält  der  Vert  dafür,  dass  Art  73  insofern  dem  gemeinen 
Rechte  widerspreche,  als  er  auch  bei  geleisteten  fdngibeln  Sachen  eine 
Condiction  nur  der  vorhandenen  (oder  dolos  veräusserten)  Bereicherung 
gewähre.  Allein  das  ist  unbestrittener  Massen  auch  gemeines  Becht;  und 
das  Auffallende,  was  der  Verf.  darin  erblickt,  verschwindet,  sobald  er  sieh 
vergegenwärtigt,  dass  auch  die  Ersparung  einer  Auslage,  der  Erwerb  einer 
andern  Sache  aus  dem  eingenommenen  Grelde,  Bereicherung  sein  kann. 

Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  der  Verf.  pg.  83  für  die  inter- 
pellatio  des  Art  117  O.-R.  die  schriftliche  Form  verlangt,  noch,  warum 
er  pag.  139  für  die  Form  der  Denuntiation  des  Art  187  das  kantonale 
Prozessrecht  massgebend  erklärt  Pag.  137  ist  gesagt,  dass  das  Wort 
Cession  den  Verkauf  von  Rechten  bedeute;  pag.  146,  dass  der  Genus- 
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Lauf  erst  durch  die  Ausscheidung  der  Waare  perfekt  werde;  pag.  176, 
dass  Art  258  vise  le  cas  des  acheteurs  non  commerciaux;  pag.  230.  dass 
Art.  380  nichts  bestimme  für  den  Fall,  dass  die  erzwungene  «weite  Auf- 
lage eines  Werkes  selbst  wieder  erschöpft  sei;  pag.  231,  dass  Art  391 
nur  spreche  von  einem  ouvrage  publié  en  collaboration  ;  pag.  245  dass  die 
Anweisung,  deren  Annahme  dem  Assignatar  mitgetheilt  ist,  die  Natur 
•«hier  Cession  habe;  pag.  272  dass  das  depositum  irreguläre  sich  vom 
.Mutuum  nur  dadurch  unterscheide,  dass  es  im  Interesse  des  Deponenten 
geschehe  und  die  Yermuthung  für  die  Unentgeltlichkeit  spreche;  pg.  331, 
dass  Art  587  Abs.  1  eine  Anwendung  von  Art  146  Abs.  2  sei  ;  pag.  343 
•dass  nach  Art  610  die  Gesellschaftsgläubiger,  die  Gesellschaft  oder  deren 
Ooncursmasse  „ne  concourent  pas  dans  la  faillite  du  commanditaire  avec 
les  créanciers  particuliers  de  ce  dernier";  pag.  355  wird  Art  637  Abs.  6 
.„Zur  Prüfung  der  Legitimation  ist  die  Gesellschaft  berechtigt,  aber  nicht 
^verpflichtet"  auf  Inhaberactien  bezogen.  In  der  Definition  des  Wechsels 
«ach  dem  O.-B.  pag.  397  wird  das  Wort  „Wechsel"  auf  der  Urkunde 
nicht  verlangt  (vergL  die  Definition  des  Cheque  p.  473).  Es  wird  gesagt, 
dass  der  Abschnitt  des  O.-B.  über  den  Wechsel  dem  deutschen  Handels- 
gesetzbuche nachgebildet  sei  ;  pag.  405  dass  die  Deckung  des  Wechsels 
beim  Trassaten  „appartient  au  porteur";  pag.  416  dass  angenommen  werde, 
der  Acceptant  habe  Deckung  vom  Trassanten  erhalten;  pag.  466  wird 
der  Ausdruck  des  Art  822  «Auslander"  nur  auf  „étranger  non  résidant 
-en  Suisse"  bezogen. 

In  allen  diesen  Punkten  durfte  der  Verf.  kaum  Zustimmung  finden. 

Wenn  er  ferner  pag.  473  sagt:  „Le  cheque  n'est  pas  un  instrument 
«de  crédit  comme  la  lettre  de  change.  C'est  un  instrument  de  liquidation 
«t  de  paiement",  so  hat  er  gewiss  ganz  Recht  mit  Bezug  auf  den  fran- 
zösischen Cheque;  und  es  spricht  dafür  auch  die  bloss  fünftägige  Präsen- 
tationsfrist des  schweizerischen;  aber  bekanntlich  verhalt  es  sioh  mit  dem 
englischen  Cheque  ganz  anders,  und  es  scheint  als  ob  die  schweizerischen 
Kaufleute  sich  eher  dem  letzteren  annähern  wollten. 

Auf  pag.  163  Anm.  sagt  er,  die  Verpfandung  der  froctus  pendentes 
stehe  unter  kantonalem  Recht,  weil  sie  unbewegliche  Sachen  seien.  Letzteres 
Ist  freilich  richtig;  aber  verpfändet  werden  nicht  die  wachsenden,  sondern 
«die  einst  separirten  Früchte,  also  bewegliehe  res  futur».  So  fasst  die  Sache 
«das  römische  Recht  auf  und  wohl  auch  das  moderne  Partikularrecht  überall. 

Der  Verf.  critisiert  das  O.-R'gesetz  an  manchen  Stellen,  was  natür- 
lich ein  Commentar  nicht  thun  konnte.  loh  benutze  gern  die  Gelegenheit 
:su  sagen,  dass  ich  mit  vielen  seiner  Ausstellungen  einig  gehe.  Doch  nicht 
4alle  seine  Vorwürfe  scheinen  mir  begründet;  so  nicht  sein  Tadel  über  die 
Art  224,  510,  611,  654,  865. 

Alle  diese  Bemerkungen  sollen  aber  keineswegs  dazu  dienen,  die 
^Schätzung  des  Buches  zu  beeinträchtigen,  sondern  nur  dazu ,  das  grosse 
interesse,  das  ich  an  demselben  genommen  habe,  zu  beurkunden;  habeich 
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doch  selbst  an  der  ersten  Auflage  des  Commentars  erfahren,  wie  leicht  beb 
der  ersten  Bearbeitung  eines  solchen  Gebietes  Versehen  mit  unterlaufen. 

Eines  aber  sei  zum  Schlüsse  noch  erlaubt  hinzuzufügen«  Man  hatte 
s.  Z.  die  erste  Uebersetzung  des  O.-R.  in's  Französische  durch  Oberrichter- 
Juillard  getadelt;  man  sagte:  „Hr.  Juillard  ist  Jurassien11.  Prof.  Lehr 
wurde  mit  einer  neuen  Uebersetzung  beauftragt  Schon  in  der  ersten  Auf- 
lage zeigte  ich,  dass  seine  Uebersetzung  an  verschiedenen  Stellen  eine. 
Verschlechterung  der  Juillard' sehen  war.  Man  sagte  mir:  „il  est  Alsacien*« 
Dann  hat  Prof.  Mentha  die  Fehlerhaftigkeit  der  Lehr'schen  Uebersetzung, 
in  mehreren  Artikeln  nachgewiesen.  Nun  zeigt  das  hierin  sehr  sorgfaltig 
gearbeitete  Buch  von  Jacottet,  dass  den  letzteren  noch  eine  ganze  Reih». 
anderer  anzufügen  ist  So  erscheinen  als  schlecht  übersetzt  auch  die  Ar- 
tikel 284,  390,  508,  512,  603,  664,  667,  670,  738,  747,  770,  780,  865. 

Sollte  bei  dieser  Sachlage  nicht  geradezu  eine  neue  französische  Aus- 
arbeitung angestrebt  werden  ? 

Hottingen,  Mai  1884.  Schneider. 

LeFort  Henri,  Dr.,  le  registre  du  commerce  et  les  rai- 
sons de  commerce:  Commentaire  pratique  du  Code  fédéral 
des  Obligations.    Genève,  H.  Georg  1884.    240  S. 
Der  Verfasser  bezeichnet  seine  Arbeit  als   commentaire  pratique  et 
complet  des  dispositions  du  code  fédéral  relatives  au  registre  du  commerce' 
pour  les  commerçants  et  les  hommes  d'affaires.  Das  Buch  enthält  zunächst 
einige  Mittheilungen  über   die   frühere  Gesetzgebung   des  Gantons    Genf; 
Genf  führte  im  Jahre  1698  ein  Ragionenbuch  mit  Eintragspflicht  fur  alle 
Kaufleute   ein;   die  Einrichtung  bestand  bis  zum  Jahre    1805;   im  Jahr» 
1808  traten   die  Bestimmungen    des  französischen  Code  de  commerce   ii* 
Kraft    Ausserdem  gibt  die  Einleitung  eine  Uebersicht  über   die  früher» 
Gesetzgebung   der  anderen  Kantone  und  die  Bestimmungen  des  deutsche» 
Handelsgesetzbuches. 

Den  Hauptinhalt  bildet  die  Darstellung  der  einzelnen  Bestimmungen. 
des  Obligationenrechtes  über  das  Handelsregister  und  die  Firmen;  die  Er- 
örterungen sind  sehr  ausführlich  und  berücksichtigen  nicht  nur  die  bundes- 
räthliche  Ausführungsverordnung,  sondern  auch  alle  einzelnen  Erlasse  der 
Bundesbehörden,  so  dass  in  der  That  das  Buch  ein  gutes  Hilfsmittel  zur- 
Orientirung  in  dieser  Materie  ist  Auch  die  Streitfragen,  deren  in  der« 
kurzen  Praxis  bekanntlich  nicht  wenige  zu  Tage  getreten  sind,  erörtert  der 
Verfasser  in  wissenschaftlicher  Weise  und  sorgfältig,  hie  und  da  wohl  eher 
etwas  zu  breit  Wir  möchten  auf  einzelne  Punkte,  namentlich  solche,  wo/ 
wir  mit  dem  Verfasser  nicht  ganz  einverstanden  sind,  nqch  etwas  näher. 
eingehen. 

Der  Verfasser  entscheidet  die  Frage,  ob  Jemand  durch  Eintragung- 
ln's  Handelsregister  Kaufmann  im  juristischen  Sinne  werde,  mit  Recht  ver- 
neinend ;  es  sind  also  die  Bestimmungen,  welche  das  Obligationenrecht  odeB- 
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ein  kantonales  Gesetz  an  den  juristischen  Character  des  Kaufmanns  knüpft, 
(z.  B.  0. 119)  nicht  ohne  Weiteres  auf  alle  im  Handelsregister  Eingetragenen 
anwendbar;  wir  hätten  den  Satz  gerne  auch  positiv  gefasst  gesehen,  näm- 
lich dahin,  dass  alle  Eintragspflichtigen  juristisch  als  Kaufleute  anzu- 
sehen seien,  dass  mithin  die  Bestimmungen  des  Obligationenrechts,  welche- 
Ton  Kaufleuten,  kaufmännischem  Verkehr  u.  dgl.  sprechen  (0.  119,  224, 
234,  2&2,  390,  336)  auf  alle  Eintragspflichtigen  anwendbar  seien,  und  dem- 
nach  unter  ihnen  nicht  wieder  eigentliche  und  uneigentliche  Kaufleute  zu 
unterscheiden  seien. 

Von  der  vom  Verfasser  betonten  dringenden  Notwendigkeit,  dass 
der  Bundesrata  den  Kreis  der  Eintragspflichtigen  durch  Instruktionen  fest- 
stelle, sind  wir  noch  immer  nicht  überzeugt;  wir  können  noch  immer  nicht 
zugeben,  dass  der  Gesetzgeber  die  gesetzlichen  Definitionen  des  Kaufmanns, 
wie  sie  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  und  der  Munzinger'sche  Entwurf 
enthalten,  nur  darum  aus  dem  Entwürfe  des  Obligationenrechtes  entfernt 
habe,  um  sie  auf  dem  Umwege  einer  bundesräthlichen  Verordnung  wieder 
zu  Gnaden  anzunehmen;  hiefür  bietet  doch  der  Wortlaut  des  Gesetzes 
(namentlich  0.  893)  keinen  Anhaltspunkt  Da  nach  dem  O.-E.  die  Eigen- 
schaft als  Eintragspflichtiger  von  sehr  bedeutenden  civilreehtlichen  Folgen 
ist  (0.  422,  652  u.  s.  w.)  muss  dem  Gerichte  der  Entscheid  hierüber  im. 
einzelnen  Falle  vorbehalten  bleiben,  und  es  könnte  eine  bundesräthliche 
Vorschrift  doch  nicht  prajudioieren.  Wir  glauben  aber,  das  Gericht  werde 
diese  Frage  leichter  entscheiden,  wenn  es  nicht  durch  allgemein  gehaltene 
Weisungen  beeinflusst  ist;  in  Endemanns  Handbuch  des  D.  Handelsrechts. 
(I,  140  ff.)  sind  46  Berufsarten  —  vom  Agenten  und  Apotheker  bis  zum 
Zahnarzte  und  Zimmermann  —  aufgeführt,  bei  denen  Entscheide  von  Ge- 
richten feststellen  mussten,  ob  sie  unter  den  Begriff  des  Kaufmanns  nach 
dem  deutschen  Handelsgesetzbuche  fallen;  es  spricht  dies  nicht  dafür,  dass. 
gesetzliehe  Bestimmungen  den  Entscheid  in  dieser  Frage  erleichtern.  So 
lange  wir  übrigens  kein  gemeinsames  Betreibungsgesetz  haben,  scheint  uns 
auch  eine  Verschiedenheit  in  der  Auffassung  der  Eintragspflicht  in  ver* 
schiedenen  Kantonen  unvermeidlich  und  nicht  sehr  nachtheilifc  zu  sein;, 
die  Verschiedenheit  der  Betreibungsgesetze  bedingt  eine  Verschiedenheit 
der  Bedürfhisse  zum  Eintrage. 

In  Bezug  auf  die  vielbesprochene  Frage  der  Behandlung  der  Agen- 
turen von  Versicherungsgesellschaften  sehlägt  Le  Fort  vor,  alle  Agenturen 
als  Zweigniederlassungen  (succursales)  zu  behandeln  und  zum  Eintrage  zu 
zwingen,  allerdings  nach  Festsetzung  einer  reduoierten  Taxe;  die  bundes- 
räthlichen Weisungen  neigen  sich  der  Auffassung  zu,  nur  die  Generalagen- 
turen zum  Eintrage  als  Zweigniederlassungen  anzuhalten,  während  für  die 
gewöhnlichen  Agenten  sich  die  Eintragspflicht  danach  beurtheilt,  ob  ihr 
allgemeiner  Geschäftsbetrieb  sich  als  kaufmännischer  qualificiert,  wo  sie  sich 
dann  persönlich  einzutragen  haben.  Der  Vorschlag  Le  Fort  befriedigt  nicht; 
zum  Begriffe  der  Zweigniederlassung  gehört,  dass  am  betreffenden  Orte  ein; 
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zum  selbständigen  Handeln  im  ganzen  Umfang*  des  Geschäftes  befugter 
Vertreter  thätig  sei,  sei  es  der  Prinzipal  öder  einer  der  Prinzipale,  oder 
ein  Procurist  oder  (bei  Aktiengesellschaften)  ein  Director;  Agenten,  und 
auch  Agenten  vota  Versicherungsgesellschaften  haben  aber  diete  rechtliehe 
Stellung  nicht;  ihre  Vollmacht  beschränkt  sich  regelmässig  darauf,  den 
Abschluss  von  Verträgen  zu  vermitteln;  bisweilen  geht  ihre  Vollmacht  so 
weit,  Verträge  abzuschliessen  ;  die  selbständige  Erfüllung  des  Vertrages 
steht  ihnen  nie  zn,  so  dass  also  ihre  Vollmacht  immer  eine  mehr  oder 
weniger  beschränkte  ist  Der  nachfolgende  Entscheid  des  Reichsober* 
Handelsgerichts  über  Zweigniederlassungen  kommt  unserer  Auffassung  ziem- 
lich nahe:  (Entscheid.  XIV.  402)  „ob  eine  Anstalt  als  Niederlassung  auf- 
zufassen sei,  ist  quaestio  facti.  Ist  sie  nur  zur  Vermittlung  der  abxu- 
schlies8enden  Geschäfte  errichtet,  so  ist  sie  nicht  als  solche  zu  betrachten. 
Das  Hauptkriterium  ffir  die  Niederlassung  ist,  dass  in  ihr  Geschäfte  ab- 
geschlossen  werden,  und  zwar  nicht  nur  nebensächliche,  den  Abschlüsse 
oder  die  Ausführung  der  wesentlichen  Geschäfte  unterstfitzende  und  er» 
leichternde,  sondern  wesentliche,  zu  dem  eigentlichen  Geschäfteganzen  der 
Hauptniederlassung  gehörende  und  zwar  nicht  lediglich  nach  den  von  der 
Hauptniederlassung  genau  gegebenen  Anweisungen  oder  nach  bestimmten 
Schematen  des  Vertragsinhaltes,  wie  z.  B.  die  von  den  Eisenbahnstationen 
durch  den  Billetverkauf  oder  die  Annahme  von  Frachtgütern  abzuschliessen« 
den  Verträge,  sondern  mit  einer  gewissen  Freiheit  und  Selbständigkeit  àu 
Erschliessung.  Der  Name  der  Anstalt  ist  im  Allgemeinen  nicht  mass- 
gebend. Erfahrungsgemäss  ist  aber  eine  von  einer  Versicherungsgesell- 
schaft errichtete  Anstalt,  an  deren  Spitze,  eine  „Subdirection41  steht,  ak 
Zweigniederlassung  zu  betrachten.  Die  einzelnen  Versicherungsverträge 
innerhalb  eines  gewissen  Bezirkes,  dessen  Grenzen  häufig  mit  staatlicheil 
Grenzen  zusammenfallen,  sollen  von  der  Subdirection  abgeschlossen,  über 
die  Erfüllung  der  in  diesem  Bezirke  bestehenden  soll  von  ihr  beschlossen 
werden.  .  .  .tt  Noch  strenger  definiert  Bohrend,  (Handbuch  des  Handels- 
rechts S.  224),  indem  er  als  eines  der  Requisite  der  Zweigniederlassung 
aufstellt  :  „Die  Zweigniederlassung  soll  selbst  der  Mittelpunkt  eines  Handels- 
betriebes, mithin  derart  organisiert  sein,  dass  sie  auf  Grund  ihres  Geschäfts- 
betriebs beim  Wegfall  des  Hauptetablissements  als  eigene  Handelsnieder- 
lassung fortbestehen  könnte.4*  Wir  glauben,  dass  wenige  schweizerische 
Vertretungen  von  Versicherungsgesellschaften  obigen  Requisiten  entsprechest 
und  dass  es  demgemäss  unrichtig  wäre,  den  Eintrag  der  Agenturen  in'» 
H.-R.  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Zweigniederlassung  zu  erzwingen.  Für 
die  Eintragung  lässt  sieh  nur  die  mehr  polizeiliche  Vorschrift  anfuhren, 
wonach  alle  Versicherungsgesellschaften  in  den  Kantonen,  wo  sie  Geschäfte 
machen,  Gerichtsstand  und  Domicil  haben  müssen  —  beiläufig  gesagt,  be- 
weist gerade  das  Verlangen  nach  einer  solchen  Erklärung,  dass  Zweig** 
niederlassung  regelmässig  nicht  besteht;  denn  mit  der  Zweigniederlassung 
ist  ja  Domicil  nnd  Gerichtsstand  ohne  Weiteres  verbunden  — ;  dieser  Un«. 
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jtand  würde  aber  nur  den  einmaligen  Eintrag  der  Gesellschaft  im  einseinen 
Kanton  rechtfertigen.  Wir  hoffen,  das  Bundesgesetz  über  Versicherungs- 
wesen werde  diese  Frage  regeln.  (Vgl.  anch:  A.  Miller  die  Geschäfts- 
firma  S.  32.)     . 

In  Besug  anf  die  Procura  nimmt  Le  Fort  an,  dass  der  Prinzipal 
die  gesetzliche  Beschränkung  des  Procnristen  in  Besug  auf  Veräusserung 
und  Belastung  von  Liegenschaften  durch  Eintrag  in's  Handelsregister  auf- 
heben könne;  wir  sind  nicht  dieser  Ansicht;  die  Bedeutung  der  Procura 
liegt  gerade  darin,  dass  der  Umfang  der  Vollmacht  gesetzlich  festgestellt 
-ist;  diese  Bedeutung  würde  erheblich  geschwächt  durch  die  Möglichkeit,, 
•mit  Hilfe  des  Eintrags  in'sH.-R.  den  Umfang  zu  erweitern;  ein  Procurisi 
.kann  nur  durch  Specialvollmacht  zu  einer  Verfügung  über  Liegenschaften 
-des  Principals  ermächtigt  werden;  es  schreibt  auch  gerade  der  französische 
Text  von  0.  423  ein  pouvoir  special  vor. 

Sehr  eingehend  beschäftigt  sich  Le  Fort  mit  der  Bedeutung  der 
Eintragung  von  Vereinen  mit  idealen  Zwecken  in's  H.-R.,  und  es  ist  dies 
mm  so  verdienstlicher,  als  hier  das  Obligationenrecht  einen  Weg  einge- 
schlagen hat,  den  bisher  keine  Gesetzgebung  gegangen  ist  und  der  es  öfters 
anf  kantonales  Rechtsgebiet  gefuhrt  hat 

Der  Verfasser  weist  namentlich  schlagend  die,  wie  es  scheint  in  der 
wälschen  Schweiz  geltend  gemachte  Ansieht  zurück,  dass  solche  Vereine 
-durch  die  Eintragung  zwar  Handlungsfähigkeit,  aber  nicht  Erbfähigkeit 
.erwerben,  sofern  das  kantonale  Recht  die  Fähigkeit  zu  erben  an  die  durch 
die  kantonalen  Behörden  zu  ertheilende  personnalité  morale  knüpfte.  Diese 
Ansicht  wird  damit  begründet,  dass  es  sich  hier  um  eine  Frage  des  Erbrechts 
handle  und  das  Erbrecht  der  Bundesgesetsgebung  nicht  unterliege:  der 
Verfasser  weist  aber  richtig  nach,  dass  die  Unterscheidung  einer  personnalité 
civile  des  Bundesrechtes  und  einer  personnalité  morale  des  kantonalen  Rechtes 
ganz  unhaltbar  wäre. 

Eine  Streitfrage,  welche,  in  der  letzten  Zeit  lebhaft  erörtert  worden 
ist,  ob  nämlich  wirtschaftliche  Vereine  nur  als  Genossenschaften  oder 
auch  als  blosse  Vereine  sich  ins  H.-R.  eintragen  dürfen  (vergi.  Leo  Weber 
in  der  Zeitschrift  des  Berner  Juristenvereins,  Band  20),  berührt  Le  Fort 
nicht;  doch  hat  er  bei  seinen  Ausführungen  über  die  Eintragungen  von 
Vereinen  immer  nur  Vereine  mit  idealen  Zwecken  im  Auge,  scheint  sich 
also  der  strengern  Ansicht  zuzuneigen. 

•  Hierüber  noch  einige  Worte.  Leo  Weber  hat  m.  E.  den  Nachweis 
geleistet,  dass  der  Gesetzgeber  neben  den  Genossenschaften  des  Titels  27 
nieht  noch  dnroh  0.  717  eine  weitere  Gesellschaftsform  unter  dem  Namen 
„wirtschaftliche  Vereine"  in  das  ObL-Recht  einführen  wollte.  Es  sollen 
demnach  In  das  Handelsregister  keine  Vereinigungen  zu  wirtschaftlichen 
Zwecken  aufgenommen  werden,  welche  nicht  den  Vorschriften  von  Titel 
27  entsprechen,  beziehungsweise,  alle  im  H.-R.  eingetragenen  wirtschaft- 
lichen Vereinigungen  sind  als  Genossenschaften  nach  den  Vorschriften  des 
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Titels  27  an  beurtheilen.    Allein  zwei  Bedenken  stören  den  vollen  Genuas 
des  gewonnenen  Ergebnisses. 

Einmal  gilt  0. 898,  wonach  Statuten  der  vor  dem  1.  Jannar  1883  recht*- 
giltig  entstandenen  Genossenschaften  bis  Ende  Dezember  1887  anerkannt  wer- 
den müssen,  auch  wenn  sie  den  Vorschriften  des  O.-R.  zuwiderlaufen;  in 
Folge  dessen  müssen  wirtschaftliche  Vereine,  auch  wenn  sie  dem  Titel  27 
in  jeder  Weise  widersprechen,  doch  als  Genossenschaften  eingetragen  wer- 
den, sobald  sie  es  verlangen. 

Das  zweite  Bedenken  besteht  darin,  dass  die  Genossenschaft  des 
schweizerischen  Obligationenrechts  überhaupt  kein  festbestimmtes  Rechts- 
institut ist,  im  Gegensatze  zu  der  „eingetragenen4*  Genossenschaft  des  deut- 
schen Gesetzes  von  1868.  Bei  der  letztern  sind  alle  wichtigen  Punkte, 
namentlich  die  Haftbarkeit  gerade  so  fest  normiert,  wie  bei  der  Aktien- 
gesellschaft; wer  mit  einer  n eingetragenen  Genossenschaft41  kontrahiert, 
weiss,  dass  ihm  ausser  dem  Vereinsvermögen  subsidiär  alle  Genossen  soli- 
darisch haften.  Ganz  anders  die  Genossenschaft  des  ObL-R.;  das  Gesetz 
giebt  allerdings  gewisse  Normen,  gestattet  aber  fast  bei  allen  die  Modifica- 
tion durch  die  Statuten.  In  Folge  dessen  ist  unsere  Genossenschaft  kein 
festbestimmtes  Rechtsinstitut,  sondern  je  nach  den  Statuten  steckt  hinter 
dem  Namen  etwas  Anderes.  Mag  man  also  schon  erklären,  wirtschaft- 
liche Vereine  erhalten  nur  als  Genossenschaften  juristische  Persönlichkeit, 
so  ist  damit  nicht  viel  gewonnen;  denn  in  welcher  Weise  die  Genossen- 
schaft rechtlich  gestaltet  sei,  namentlich  mit  Bezug  auf  die  Haftbarkeit, 
sagt  uns  nicht  das  Gesetz  fur  alle  gleichmassig,  sondern  es  sagen  es  uns 
die  Statuten  für  jede  besonders. 

Es  soll  hiermit  kein  Tadel  gegen  das  Gesetz  ausgesprochen  werden; 
der  Streit  über  die  zweckmässigste  gesetzliche  Gestaltung  dtr  Genossen- 
schaft wird  in  Deutschland  noch  so  eifrig  geführt,  dass  die  Schweiz  wohl 
daran  that,  vorläufig  der  Privatwillkür  zu  überlassen,  sich  die  passendste 
Form  selber  zu  wählen  ;  dagegen  lässt  sich  fragen,  ob  der  Gesetzgeber 
wohl  gethan  habe,  fur  einen  schwankenden  Begriff  einen  Namen  zu  wählen, 
der  in  der  deutschen  Rechtssprache  zur  Zeit  für  ein  sehr  scharf  fixiertes 
Rechtsinstitut  gebraucht  wird.  Für  die  Genossenschaft  des  ObL-R. 
würde  der  Name  Verein  besser  passen;  diese  Bezeichnung  braucht  das 
Publikum,  und  es  ist  interessant  zu  sehen,  wie  sich  in  der  Schweiz  weder 
der  Name  noch  der  Begriff  der  modernen  deutschen  Genossenschaft  ein- 
bürgern wilL  Speiser. 

v.  Orelll,  Dr.  A.,  Prof.,  das  schweizerische  Bundesgesetz 
betreffend  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Litteratur 
und  Kunst  unter  Berücksichtigung  der  bezüglichen  Staate- 
Verträge  erläutert    Zürich,  bei  Schulthess,  1884. 
Der  schweizerische  Juristenverein,  dem   dieses  Buch  gewidmet  ist, 

und  die  schweizerischen  Juristen  überhaupt  dürfen  es  dem  Verfasser  auf- 
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-richtig  danken,  dass  er  und  gerade  er  die  Mühe  auf  sich  genommen  hat, 
-das  nene  Bundesgesetz  betreffend  das  Urheberrecht  mit  einem  Kommentar 
-su  begleiten;  denn  unter  allen  schweizerischen  Publizisten  im  Fach  der 
Jurisprudenz  hat  kein  einziger  in  der  Art  durch  treffliche  frühere  Arbeiten 
-sich  für  das  vorliegende  Werk  von  vornherein  legitimirt,  wie  unser  Verfasser. 
Wir  erinnern  an  die  im  Jahr  1864  erschienene  Kritik  und  Analyse  des 
bezüglichen  Konkordates  (diese  Zeitschrift,  Bd.  12  p.  123  f.)  und  sodann 
an  die  Betheiligung  des  Verfassers  nicht  nur  bei  der  Ausarbeitung  des 
vorliegenden  Gesetzes  selbst,  sondern  auch  an  den  seitherigen  Bemühungen 
.fur  die  internationale  Regelung  des  Autorrechts.  Demgemäss  liefert  denn 
-auch  der  Kommentar  auf  jeder  Seite  besten  Beweis  von  der  umfassenden 
Kenntniss  der  einschlagigen  Streitfragen  und  ihrer  Litteratur,  sowie  von 
-4er  grossen  Sorgfalt  und  Liebe,  womit  der  Verfasser  sich  in  jede  Einzel- 
frage vertieft  hat  Zunächst  erhalten  wir  auf  dreissig  Seiten  eine  sehr 
hübsch  geschriebene  historische  Einleitung ,  welche  uns  die  Entwicklung 
des  Autorrechts  seit  dem  Beginn  unseres  Jahrhunderts  in  ziemlicher  Aus- 
führlichkeit vorfahrt  Den  ersten  Abschluss  fand  die  Entwicklung  in  den 
vereinzelten  kantonalen  Beohten  durch  das  eine  Mehrzahl  von  Kantonen 
umfassende  Konkordat  vom  Jahr  1856.  Dann  verfolgen  wir  die  Weiter- 
bildung des  Institutes,  wie  es,  in  Verbindung  mit  manchem  Andern,  nament- 
lich durch  den  Verkehr  mit  dem  Ausland  und  insbesondere  durch  die  ver- 
traglichen Beziehungen  zu  Frankreich  gefördert  worden  ist,  und  dem  end- 
lichen Abschluss  dieser  Entwicklung  im  vorliegenden,  auf  Grund  der  Bundes- 
verfassung von  1874  erlassenen  Bundesgesetz  reiht  der  Verfasser  alsdann 
Tioch  einen  Blick  in  die  Zukunft  an.  Die  Aussicht  auf  eine  internationale 
Regelung  dieser  Rechtsmaterie,  wie  sie  durch  die  association  littéraire  in- 
ternationale, deren  Mitglied  der  Verfasser  ist,  an  die  Hand  genommen 
wurde,  ist  durch  die  Arbeit  des  vorjährigen  Kongresses  von  Bern  be- 
deutend näher  gerückt  worden,  und  mit  Recht  betont  unser  Autor  den 
»engen  Zusammenhang,  in  welchem  die  Schweiz  zu  diesen  und  verwandten 
Bestrebungen  steht,  wenn  er  die  Einleitung  mit  den  Worten  schliefst:  „es 
ist  sehr  zu  wünschen,  dass  das  angebahnte  internationale  Werk,  das  auch 
unsrer  Schweiz  nur  zur  Ehre  und  zum  Nutzen  gereichen  kann,  glücklich 
seiner  Verwirklichung  entgegen  geführt  werden  könne.  Unser  Vaterland 
-wird  dadurch  das  Zentrum  der  Bestrebungen,  welche  den  Frieden  sichern, 
•die  Arbeit  schützen  und  die  Bande  der  verschiedenen  Völkerfamilien  immer 
-«nger  knüpfen41. 

Nach  der  historischen  Erörterung  folgt  auf  nahezu  hundert  Seiten 
der  Kommentar  zu  den  zwanzig  Artikeln  des  Gesetzes,  aus  welchem  Ver- 
Mltniss  man  schon  ersieht,  in  welcher  Ausführlichkeit  der  Verfasser  jeden 
-einzelnen  Artikel  behandelt,  analysirt,  das  Verwandte  und  Wissenswerthe 
beifügt,  auf  die  Schwierigkeiten  der  Interpretation  aufmerksam  macht 
und  wo  er  die  Kontroversen  nicht  direkt  löst,  doch  in  umfassender  Weise  das 
•wissenschaftliche  Material  zu   deren  Lösung  zusammenstellt,   wobei  insbe- 
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.sondere  auch  die  Kenntniss  der  bezüglichen  Sprachpraxis  ans  den  ver- 
schiedenen Ländern  nnsrem  Verfasser  trefflich  zu  Statten  gekommen  ist 
Dabei  verliert  der  Kommentar,  was  wir  ihm  besonders  zum  Verdienst  an- 
rechnen, nie  die  Einfachheit  und  leichte  Verständlichkeit  der  Sprache,  wie 
sie  dem  Zwecke  des  Buches  allein  entsprechen  konnte.  Bei  manchen  Ma- 
terien erweitert  sich  die  Besprechung  sogar  zu  einer  Darstellung,  die  laglich  das 
Kapitel  eines  wissenschaftlichen  Lehrbuches  bilden  könnte,  Hit  besonderer 
Behutsamkeit  vermeidet  der  Verfasser  es  namentlich  auch,  in  den  zweifel- 
haften Fragen  seine  eigene  Ansicht  allzusehr  zu  betonen,  sondern  er  be- 
gnügt sich  mit  dem  Hinweis  auf  die  Schwierigkeit,  ohne  deren  Lösung, 
durch  die  Praxis  der  Gerichte  irgendwie  vorgreifen  zu  wollen.  —  Dem. 
Kommentar  sind  endlich  noch  als  Beilagen  mitgegeben  die  Vollziehungs- 
verordnung  zum  Gesetz,  die  Uebereinkunft  der  Schweiz  mit  Belgien  (1867), 
mit  Italien  (1868) ,  mit  dem  deutschen  Reich  (1881)  und  mit  Frankreich- 
(1882),  sowie  der  internationale  Vertragsentwurf  des  Berner  Kongresses. 
Den  Gebrauch  des  Kommentars  erleichtert  wesentlich  ein  ausführliches 
Sachregister,  das  namentlich  den  mit  dem  juristischen  Stoff  weniger  ver- 
trauten Leser  rasch  in  den  Stand  setzt,  das  Gewünschte  über  eine  einzelne 
Reproduktionsart  oder  dergL  aufzufinden. 

Wir  wünschen  dem  Buche  bei  Juristen  und  Nichtjuristen  die  gute 
Aufnahme,  welche  ihm  gebührt  Auch  auswärtige  wissenschaftliche  Kreise 
werden  demselben  um  so  mehr  ihre  Aufmerksamkeit  zuwenden,  als  es  sich, 
in  Folge  seiner  Bezugnahme,  auf  das  oft  erwähnte  internationale  Vertrags- 
projekt in  gewisser  Beziehung  selbst  als  eine  Arbeit  von  nicht  nur 
schweizerischer  Bedeutung  qualifizirt  »In  Bezug  auf  die  Verbreitung  in 
der  Schweiz  wäre  zu  wünschen,  dass  wie  beim  Kommentar  zum  Obli- 
gationenrecht auch  von  diesem  Buch  eine  französische  Ausgabe  erscheinen 
möchte.  Huber. 

Fr  enden«  teiR9   Ihr.   Qust.     Der   landwirtschaftliche 
Pachtvertrag  nach  den  Rechtssystemen  Deutschlands  und 
der  Schweiz  und  unter  Hinblick  auf  seine  national-ökono- 
mischen und  landwirtschaftlichen  Beziehungen  gemein- 
verständlich dargestellt.    Minden  1882.    94  8. 
Der  Verf.  bespricht  nacheinander  die  Bestimmungen  des  Pachtver- 
trages nach  römischem,  preussisohem,  franzosischem,  schweizerischem  und 
sächsischem  Rechte.    Es  gibt  auch  noch  andere  bemerkenswerte  Pacht- 
rechte im  cralisirten  Theile  Europas.    Das  schweizerische  Recht  ist   be- 
handelt auf  den  Seiten  51—57;   diese  Seiten   bieten  jedoch  nichts  weiter 
als  eine  Umschreibung  der  Bestimmungen  des  Schweiz.  Obligationenrechtes, . 
nach  den  Gitaten  zu  schliessen  wohl  auf  Grundlage  vonHafner's  Commen- 
tar, wenn  auch  der  Verfasser  diesen  selbst  nicht  nennt 

Hottingen  im  Mai  1884.  Schneider. 
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La  loi  fédérale  sur  les  rapports  de  droit  ciyil 
des  Suisses  établis  on  en  séjonr. 

Art.  46  de  la  Constitution  fédérale. 

Introduction. 

La  coexistence  de  législations  particulières  dans  le  sein 
d'une  confédération  telle  que  la  nôtre  peut  être  envisagée  à 
deux  points  de  vue. 

Sous  le  rapport  politique,  que  nous  n'avons  pas  à  discuter 
ici,  la  diversité  des  droits  déplaira  naturellement  à  ceux  qui 
rêvent,  si  ce  n'est  un  Etat  unitaire,  du  moins  la  prédominance 
toujours  plus  marquée  du  pouvoir  central.  Au  contraire,  les 
partisans  de  l'idée  fédéraliste  tiendront  à  conserver  les  droits 
locaux,  comme  étant  une  manifestation  vivante  de  la  sou- 
veraineté des  Etats  particuliers. 

Mais  les  considérations  politiques  ne  sont  pas  les  seules 
qui  jouent  un  rôle  dans  les  questions  de  législation.  Sans 
doute,  c'est  une  grosse  affaire  que  de  déterminer  le  pouvoir 
dont  doit  émaner  une  loi  ;  mais  ce  qui  importe  bien  plus  au 

Zeitiehr.  für  uhirelcerlMhei  Recht.    Neue  Folge  m.  34 
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public,  c'est  d'avoir  une  loi  qui  réponde  à  ses  besoins,  qui 
ne  le  froisse  pas  dans  ses  habitudes  et  dont  l'application 
donne  le  moins  possible  lieu  à  des  difficultés.  Tel  est  le 
second  côté  de  la  question,  le  côté  juridique. 

Or,  à  ce  second  point  de  vue,  il  faut  reconnaître  que  la 
coexistence  de  diverses  législations  n'offre  guère  d'inconvénients, 
à  la  condition  toutefois  qu'elle  ne  soit  pas  une  source  per- 
pétuelle de  conflits.  Y  a-t-il  réellement  un  grand  mal  à  ce 
que  le  droit  de  succession  ou  le  régime  matrimonial  varient 
d'un  canton  à  l'autre,  alors  que  d'ailleurs  en  ces  matières 
les  parties  jouissent  elles-mêmes  d'une  liberté  plus  ou  moins 
étendue?  Nous  ne  le  pensons  pas  et  nous  avons  la  conviction 
que  le  peuple  ne  le  pense  pas  non  plus.  Mais  ce  qui  con- 
stitue effectivement  un  inconvénient,  et  un  grand  inconvénient, 
c'est  la  possibilité  de  conflits  entre  les  lois  particulières;  c'est 
l'incertitude  juridique  qui  naît  de  ce  que  les  cantons,  appli- 
quant leur  souveraineté  à  la  fois  à  leurs  ressortissants  par 
le  droit  de  .cité  et  aux  habitants  de  leur  territoire,  créent 
ainsi  des  situations  intolérables  pour  le  public,  si  ce  n'est 
inextricables  pour  les  juristes  eux-mêmes.  Un  député  de 
Genève  a  dit  d'un  pareil  état  de  choses  qu'il  était  digne 
d'un  peuple  sauvage;  sans  aller  aussi  loin,  nous  dirons  à 
notre  tour  que  l'absence  d'une  loi  destinée  à  prévenir  les 
conflits  a  contribué  à  populariser  l'idée  de  l'unification  du 
droit  plus  que  toutes  les  considérations  politiques.  Rem- 
plaçons les  droits  cantonaux  par  un  droit  unique,  puisqu'il 
n'est  pas  possible  de  prévenir  autrement  les  conflits  de  lois: 
c'est  certainement  là  un  raisonnement  qui  a  dû  séduire  bien 
des  gens. 

La  Constitution  fédérale  de  1874  a  adopté  concurrem- 
ment les  deux  moyens  propres  à  empêcher  à  l'avenir  des  em- 
piétements regrettables.  Pour  certaines  matières,  telles  que 
le  droit  des  obligations,  la  poursuite  pour  dettes  et  la  faillite, 
l'état  civil  et  le  mariage,  etc.,  elle  a  eu  recours  à  la  mesure 
radicale  de  la  centralisation;  et,  pour  les  objets  qui  échappaient 
à  l'unification,  elle  a  tout  au  moins,  à  ses  articles  46  et  47, 
donné  à  la  Confédération  le  droit  de  déterminer   législative- 
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üment  la  sphère  d'application  des  lois  cantonales,  en  tant 
«qu'il  s'agit  de  personnes  établies  en  Suisse  ou  de  Suisses  en 
.séjour. 

L'idée  de  pareilles  mesures  n'était  d'ailleurs  pas  nouvelle. 
Les  questions  que  la  Soqiété  des  juristes  a  mises  à  l'ordre 
du  jour  de  la  réunion  actuelle  se  discutent  depuis  fort  long- 
temps et  elle-même  les  a  abordées  plus  d'une  fois»  H  est 
donc  nécessaire,  avant  d'entrer  dans  le  fond  même  de  notre 
sujet;  de  jeter  un  coup  d'œil  sur  les  efforts  qui  se  sont  faits 
•  en  Suisse,  depuis  qu'elle  est  organisée  sur  ses  bases  actuelles, 
.  afin  de  prévenir  les  conflits  qui  peuvent  se  produire  entre  les 
.législations  cantonales. 


Chapitre  premier.  . 

Aperçu  kl»torlque« 

I.  Période  antérieure  à  1865.   Projet  de  loi  fédérale  de  1862. 

Le  Pacte  de  1815,  qui  marquait  un  retour  vers  le  passé, 
n'était  pas  conçu  dans  un  esprit  qui  permît  au  pouvoir  cen- 
tral de  limiter  la  souveraineté  cantonale  en  matière  de  légis- 
lation civile*  Des  conflits  devaient  donc  se  produire.  Ils 
furent  même  assez  nombreux  pour  que  les  cantons  s'efforças- 
sent d'y  remédier  de  leur  chef.  De  là  d'assez  nombreux 
concordats.  Nous  aurons  à  revenir  dans  la  suite  sur  cette 
qui  subsistent  encore  aujourd'hui. 

La  Constitution  fédérale  de  1848  ne  donnait  pas  précisé- 
ment au  pouvoir  central  la  compétence  de  légiférer  sur  les 
rapports  de  droit  civil  des  Suisses  établis.  Cependant  elle 
garantissait  le  droit  d'établissement  moyennant  certaines  con- 
ditions et  obligeait  les  cantons  à  traiter  les  confédérés  chré- 
tiens comme  leurs  propres  ressortissants  en  matière  de  légis- 
lation et  peur  tout  ce  qui  concerne  les  voies  juridiques»  Elle 
plaçait  en  outre  dans  les  attributions  de  l'Assemblée  fédérale 
les  dispositions  législatives  touchant  le  libre  établissement. 
Le  Conseil  fédéral  vêtait  chargé   de  veiller  à  l'observation  de- 
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la  Constitution  fédérale  et  des  concordats    et  de  prenàre  de* 
son  chef  les  mesures  nécessaires  pour  les  faire  observer;  les- 
décisions  ou  mesures  qu'il  prenait  à  cet  égard  pouvaient    à 
leur  tour  faire  l'objet  de  réclamations  à  l'Assemblée  fédérale1). 

La  conséquence  de  ces  diverses  dispositions  fut  de  nan- 
tir le  Conseil  fédéral  et  les  Chambres  d'une  quantité  de  re- 
cours, dont  beaucoup  soulevèrent  des  questions  fort  difficiles 
et  donnèrent  lieu  à  de  longs  débats8).  Souvent  on  était 
obligé  par  des  raisons  d'incompétence  de  laisser  passer  de- 
véritables  abus.  En  outre,  le  défaut  de  dispositions  légis- 
latives précisant  les  principes  constitutionnels,  toujours  fort 
généraux,  se  faisait  vivement  sentir. 

C'est  ce  qui,   dès   1860,    donna   lieu  à  divers    postulats- 
adoptés  soit  par  le  Conseil  national,  soit  par  le  Conseil  des 
Etats8).    Enfin,  généralisant  leurs  décisions  précédentes,    les. 
deux  conseils  votèrent  les  22/24  juillet  1862  l'arrêté  suivant  : 

„Le  Conseil  fédéral  est  invité  à  examiner  s'il  y  aurait  lieu? 
de  poser  des  normes  généralement  applicables,  non-seulement  en. 
ce  qui  concerne  la  question  de  l'imposition,  pour  s'acquitter  des. 
mandats  que  lui  a  donnés  précédemment  l'Assemblée  fédérale,  mais  • 
aussi  sur  les  rapports  de  droit  et  la  juridiction  des  établis  suisses, . 
pour  le  droit  personnel,  celui  des  successions,  les  mariages,  les: 
tutelles,  etc.;  en  d'autres  termes,  s'il  y  aurait  lieu  d'élaborer  une- 
loi  de  compétence  déterminant  les  droits  de  souveraineté  des  can- 
tons vis-à-vis  des  établis  et  de  leurs  ressortissants  absents.  * 

Répondant  à  ces  diverses  invitations,   le  Conseil  fédéral 
soumit  aux  chambres,  déjà  le  28  novembre  1862,  un  message  • 
et  projet  de  loi  concernant  la  fixation  et  la  détermination  de  la* 
compétence  des  cantons  à  V égard  des  Suisses  établis  sur  leur  ter- 
ritoire41). 

Tout  comme  les  chambres,  le  Conseil  fédéral  n'hésitait 


»)  Constitution  de  1848,  art  41,  48,  74  chiffres  13  et  15,  90  chiffre  2. 

*)  Voir  ÜUmer,    Le  droit  pubHc  suisse. 

s)  Voir  le  texte  de  ces  décisions  dans  Ullmer,  II,  n°  1092. 

4)  FeuuU  fédérale,  1862,  III,  p.  471  et  suivantes.  Le  rédacteur  du. 
projet  de  loi  et  du  message  était  M.  Dubs,  alors  chef  du  Département . 
fédéral  de  Justice  et  Police. 
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:pas  à  reconnaître  qu'il  était  nécessaire  de  remédier  aux  con- 
flits de  ßouverainete  entre  cantons.  Il  estimait  que  la  Con- 
fédération était  compétente  à  cet  égard,  soit  en  vertu  des 
•dispositions  de  la  constitution,  soit  parce  que  l'Assemblée 
.fédérale  se  trouvait  dans  la  nécessité  de  poser  certains  prin- 
cipes à  la  base  .des  décisions  qu'elle  était  appelée  à  rendre 
in  casu. 

Quant  au  but  de  la  loi,  le  Conseil  fédéral  pensait  qu'il 
ne  pouvait  être  „de  régler  d'une  manière  matérielle  et  directe  la 
position  juridique  des  établis  dans  les  rapports  de  droit  qu'elle 
touche",  mais  seulement  „de  déterminer,  pour  chaque  rapport  de 
droit,  à  quel  canton  il  appartient  de  le  régler,  et  naturellement 
de  axer  ces  compétences  de  manière  à  mettre  en  équilibre  les 
droits  et  les  obligations/ 

Poser  la  question  de  cette  manière,  c'était  s'obliger  à 
'choisir  entre  le  principe  de  la  territorialité  et  celui  de  la 
nationalité.  Dans  l'opinion  du  Conseil  fédéral,  les  chambres 
avaient  toute  latitude  pour  préférer  l'un  ou  l'autre  de  ces 
deux  principes,  mais,  tout  en  reconnaissant  que  la  question 
n'était  point  susceptible  d'une  solution  uniforme  pour  tous 
les  temps  et  pour  toutes  les  situations,  il  se  prononçait  plutôt 
pour  le  système  territorial,  comme  correspondant  mieux  à  la 
tendance  générale  de  l'époque.  Conformément  à  cette  manière 
'de  voir,  le  projet  consacrait  le  principe  de  la  territorialité 
pour  les  impôts,  les  rapports  des  époux  quant  aux  biens,  la 
tutelle,  les  successions  et  les  faillites,  mais  réservait  l'appli- 
cation de  la  loi  d'origine  à  la  célébration  et  à  la  dissolution 
-du  mariage,  ainsi  qu'à  l'acquisition  de  la  naturalité  et  de 
la  bourgeoisie  par  la  naissance  ou  des  actes  subséquents. 

Un  projet  aussi  important  ne  pouvait  manquer  de  donner 
lieu  à  des  débats  approfondis.  De  nombreuses  propositions 
.surgirent  au  sein  des  Chambres  et  de  leurs  commissions, 
mais  bientôt  il  se  manifesta  une  opposition  qui,  gagnant 
toujours  plus  d'adhérents,  finit  par  triompher1). 

l)  Voir  les  divers  rapports  dans  la  FeuiUe  fédérait,  année  1863,  I, 
p.  149  et  159;  III,  p.  1,  73  et  553.  Voir  aussi  dans  Ullmer  un  tableau 
«complet  des  propositions  et  décisions  concernant  le  projet,  II,  p.  406  et  suiv. 
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Déjà  au  Conseil  des  Etats,  qui  avait  la  priorité,    une* 
minorité    de    la  commission,    composée    de  MM.  Eüttimann,- 
Eytel  et  Steinegger,    s'opposa  à  l'entrée  en  matière   par  le 
motif  qu*  le  projet  empiétait  sur  la  souveraineté  cantonale. 
Le  projet  fut  toutefois  adopté  le  21  janvier  1863,-  mais  avec 
des  modifications  importantes,  notamment  la  suppression  des . 
titres  relatifs  aux  successions  et  aux  faillites. 

Au  Conseil  national,  la  non-entrée  en  matière,  proposée 
par  MM.  de  Miéville,  Camperio  et  Segesser,  ne  fut  pas 
adoptée  non  plus;  mais  les  décisions  du  20  juillet  1863- 
vinrent  encore  amender  le  projet  plus  profondément,,  surtout 
en  consacrant  l'application  de  la  loi  d'origine  en  matière  de 
successions. 

Ces  remaniements  ayant  considérablement  renforcé  l'op- 
position, le  Conseil  des  Etats  rejeta,  en  second  débat,  V en- 
semble de  la  loi,  à  une  voix  de  majorité.  En  présence  de 
cette  décision,  le  Conseil  national  déclara,  le  81  juillet  1863,. 
ne  plus  pouvoir  continuer  la  discussion  et  se  borna  à  inviter 
le  Conseil  fédéral  à  présenter  en  temps  opportun  de  .nou- 
velles propositions. 

II.  Essai  de  révision  partielle  de  1665- 

Un  des  principaux  motifs  qui  avaient  contribué'  au  rejet 
du  projet  de  1862  était  son  inconstitutionnalité  apparente  ou 
réelle.  Aussi,  lorsque  le  traité  d'établissement  conclu,  avec  la 
France  en  1864  engagea  les  autorités  fédérales  à  étudier  la 
révision  partielle  de  la  constitution  de  1848,  le  Conseil  fédé- 
ral jugea-t-il  le  moment  opportun  pour  reprendre  la  question. 
H  proposa  en  conséquence  d'ajouter  à  l'art.  41  de  la  consti- 
tution un  chiffre  7,  ainsi  conçu: 

„La  Confédération  a  le  droit  d'établir  des  dispositions  pour  la 
protection  du  citoyen  établi  contre  des  prétentions  simultanées  de* 
plusieurs  législations  cantonales." 

Le  message   du    1"  juillet  1865,    qui    accompagnait  le- 
projet  de  révision,1)    motivait  cette  proposition   en  insistant; 

*)  Feuille  fédérait,  1865,  III,  p.  35. 
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sur  l'état  d'incertitude  où  se  trouvait  toute  la  classe  des 
Suisses  établis  au  point  de  vue  de  leurs  rapports  de  droit. 
„Cette  incertitude,  disait-il,  est  préjudiciable  non-seulement  pour 
les  établis,  mais  encore  elle  expose  à  de  certains  dangers  tout  le 
public  qui  est  en  relations  avec  eux«  C'est  ainsi,  par  exemple, 
que  dans  des.  questions  d'impôt  et  de  tutelle  cet  état  de  choses 
est  une  source  d'embarras  pour  les  communes  et  même  pour  les 
cantons;  il  a  notoirement  fait  naître  d'innombrables  conflits  qui 
ont  pour  ainsi  dire  été  tranchés  par  le  libre  arbitre  des  autorités. 
Ces  'Conflits  ont  presque  tons  eu  pour  objet  une  seule  et  même 
question.  D'une  part  le  canton  d'origine  prétend  que  sou  droit  fait 
régie  pour  ses  ressortissants;  qu'il  a  été  leur  point  de  départ  et 
que  c'est  à  Ini  qu'ils  reviennent,  surtout  quand  ils  ont  mal  réussi 
ailleurs.  C'est  donc  sur  le  canton  d'origine  que  pèse  tonte  la 
responsabilité^  à  laquelle  doivent  équitablement  correspondre  cer- 
tains droits.  D'autre  part  le  canton  de  l'établissement  dit:  Ce  n'est 
pas  le  passé,  ce  n'est  pas  un  avenir  incertain  qui  décide,  mais  ce 
sont  les  circonstances  présentes  et  la  réalité.  Celui  qui  réclame 
la  protection  d'un  canton  se  place  naturellement  sous  sa  loi.  On 
éprouve  donc  généralement  le  besoin  d'une  règle  fixe,  afin  que 
chacun  sache  à  quoi  s'en  tenir,  et  que  l'on  ne  soit  plus  exposé  à 
voir  un  citoyen  soumis  à  une  double  imposition,  à  une  double 
tutelle  par  le  motif  que  les  gouvernements  n'ont  pu  tomber  d'accord. 
Aussi  longtemps  que  l'établissement  dans  un  autre  canton  sera 
sujet  à  de  tels  inconvénients,  ou  n'aura  pas  réalisé  lé  libre  éta- 
blissement/ 

La  nécessité  de  l'adjonction  proposée  par  le  Conseil  fédé- 
ral fut  reconnue  en  principe  par  les  deux  chambres.  Craignant 
toutefois  que  la  rédaction  primitive  ne  préjugeât  la  question 
dans  le  sens  du  principe  de  la  territorialité,1)  ou  finit  par 
donner  à  la  proposition  la  forme  suivante,  sous  laquelle  elle 
fut  soumise  à  la  votation  populaire: 

„Art.  41,  §  7  (nouveau).  Il  demeure  réservé  à  la  législation 
fédérale  de  déterminer  si  les  lois  du  canton  d'origine  ou  celles  du 


*)  Voir  le  rapport   de  la   Commission  du  Conseil  national,    Feuille 
fédérale,  1865,  III,  p.  611. 
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canton  de  rétablissement  sont  applicables  aux  Suisses  établis  en 
matière  d'impôts  et  en  ce  qui  concerne  leurs  rapports  civils/ 

On  sait  que  des  9  points  sur  lesquels  le  peuple  eut  à 
se  prononcer  le  14  janvier  1866,  un  seul  fut  adopté.  La  dis- 
position relative  aux  droits  civils  fut  rejetée  par  189,830  voix 
contre  125,924  et  par  13  cantons  contre  9. 

Malgré  cet  échec,  la  question  subsistait  et  c'est  ce  qui 
engagea  la  Société  suisse  des  juristes  à  mettre  à  Tordre  du 
jour  de  sa  réunion  de  1867,  tenue  à  Grlaris,  l'utilité  d'une 
loi  fédérale  réglant  les  rapports  de  droit  civil  des  Suisses 
établis.  Le  rapporteur,  M.  le  professeur  Biittimann,  recom- 
manda l'élaboration  d'un  concordat  intercantonal  sur  la  base 
du  projet  de  1862  et  des  discussions  de  1863.  Il  estimait  en 
résumé  que  le  principe  de  la  loi  d'origine  devait  être  con- 
servé comme  règle ,  quelques  concessions  pouvant  toutefois 
être  faites  au  principe  de  la  territorialité,  notamment  en 
matière  de  tutelle.1) 

III.  Projet  de  révision  fédérale  de  1872. 

Tout  en  demandant  l'unification  partielle,  sinon  complète, 
du  droit  civil,  le  programme  révisionniste  élaboré  en  décembre 
1869  et  janvier  1870  par  les  membres  radicaux  de  l'Assemblée 
fédérale  prévoyait,  à  son  art.  1er,  la  „détermination  en  principe, 
par  la  législation  fédérale,  des  rapports  des  Suisses  établis  en 
matière  d'impôts  et  de  droit  civila.  Lé  programme  libéral,  issu 
en  juillet  1869  des  délibérations  du  Casino,  indiquait  aussi 
cet  objet  au  nombre  des  réformes  réclamées.2) 

Le  même  point  de  vue  était  partagé  par  le  Conseil 
fédéral.  Après  avoir  rappelé  les  nombreux  conflits  de  légis- 
lations qui  s'étaient  produits  et  après  en  avoir  indiqué 
les  causes,  le  message  du  17  juin  1870  continuait  en  ces 
termes  :8) 

l)  Voir  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht,  Tome  XVI,  p.  4  et  sniv., 
et  p.  9  et  8uiv. 

a)  Voir  Protocole  des  délibérations  du  Conseil  national  suisse  con- 
cernant la  révision  de  1871 — 1872.    Introdnction,  p.  XVI  et  sniv. 

8)  Voir  Message  du  Conseil  fédéral,  dans  le  Protocole  cité  pins  haut, 
Annexes,  p.  16  et  suiv. 
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„  Comme  il  est  impossible  de  placer  sous  une  double  légis- 
lation les  personnes  établies,  si  l'on  veut  éviter  une  donble  impo- 
sition, une  donble  tutelle  etc.,  il  ne  reste  pas  autre  chose  à  faire, 
pour  en  finir  avec  ces  conflits,  que  de  déterminer  clairement  quelle 
est  la  loi  qui  doit  primer  l'autre  en  chacune  de  ces  matières,  et 
le  seul  moyen  d'atteindre  ce  but  est  évidemment  de  décréter  une 
loi  fédérale  sur  cet  objet.  Les  décisions  prises  jusqu'à  présent  par 
l'Assemblée  fédérale  facilitent  déjà  beaucoup  l'élaboration  d'une  loi 
-de  ce  genre,  de  sorte  qu'on  ne  rencontrera  plus  les  mêmes  diffi- 
cultés qu'il  y  a  une  dizaine  d'années,  alors  que  la  question  se  pré- 
sentait pour  la  première  fois." 

En  conséquence;  le  Conseil  fédéral  proposait  d'ajouter  à 
l'art.  41  un  chiffre  7,  ainsi  conçu: 

„Il  appartient  à  la  législation  fédérale  de  décider  si  ce  sont 
les  lois  du  canton  d'origine  ou  celles  du  canton  où  le  Suisse  est 
établi  qui  font  règle  en  matière  d'impôts  et  en  ce  qui  concerne  les 
rapports  de  droit  civil." 

Le  message  espérait  que  cette  disposition  suffirait  à 
faire  disparaître  les  conflits,  le  public  pouvant  dorénavant 
•contracter  en  toute  sécurité  et  en  toute  connaissance  de 
cause. 

„Ce  n'est  pas  un  mince  avantage,  ajoutait-il,  que  de  sortir 
des  incertitudes  du  régime  actuel  un  quart  de  million  d'habitants 
«t  de  les  faire  rentrer  sons  un  régime  régulier.  La  peine  qu'on  se 
donnera  à  ce  sujet  sera  largement  compensée  par  les  grands  avan- 
tages matériels  et  moraux  qui  en  résulteront  pour  le  pays." 

Cependant  la  manière  de  voir  du  Conseil  tederai,  qui  se 
bornait  à  demander  pour  la  Confédération  la  compétence 
<de  légiférer  sur  les  rapports  de  droit  civil,  ne  tarda  pas 
à  être  critiquée.  C'est  ainsi  qu'une  pétition  de  M.  Nie- 
derer, greffier  du  Tribunal  d'appel,  à  Trogen,  vint  demander 
„que  la  position  du  canton  d'origine  et  du  canton  d'établissement, 
en  ce  qui  concerne  les  impositions  et  les  autres  rapports  de  droit 
'Civil  des  citoyens  établis,  fût  régularisée  par  la  constitution  elle- 
même  et  non  par  la  législation  subséquente."1) 

l)  Voir   Protocole  des  délibérations  de  la  Commission   du   Conseil 
siational.  Annexe  C,  p.  4. 
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La  section  politique  de  la  commission  du  Conseil  national^ 
chargée  d'étudier  la  question  de  la  révision,  adopta  ce  point 
de  vue,  et  proposa  de  dire  ce  qui  suit  à  Fart.  42: 

„Le  Suisse  établi  est  soumis  à  la  juridiction  et  à  la  légis- 
lation du  domicile  en  ce  qui  concerne  les  rapports  de  droit  civil 
et  les  impôts.  Pour  le  cas  où  le  même  citoyen  aurait  plus  d'an 
établissement,  la  législation  fédérale  déterminera  les  principes 
régissant  sa  position.*1) 

Au  sein  de  la  commission  plénière,  cette  proposition  ne 
fut  pas  sans  soulever  des  objections.  Une  minorité,  repré- 
sentée principalement  par  M.  Ruchonnet,  admettait  tien 
comme  règle  la  législation  et  la  juridiction  du  domicile,  mais 
entendait  réserver  à  la  législation  fédérale  le  droit  de  main- 
tenir exceptionnellement  l'application  de  la  loi  d'origine. 
D'autre  part,  la  majorité  elle-même  reconnaissait,  par  la 
bouche  de  M.  Kaiser,  que,  vu  le  changement  considérable 
qu'il  impliquait,  l'article  en  question  ne  devait  entrer  en 
vigueur  qu'après  un  certain  délai.2)  Sur  la  proposition  du 
même  député,  on  adopta  en  outre,  relativement  aux  Suisses 
en  séjour,  un  article  nouveau  ainsi  conçu: 

„Une  loi  fédérale  fixera  des  dispositions  sur  les  droits  poli- 
tiques et  civils  des  citoyens  suisses  qui  ne  sont  ni  ressortissants 
du  canton  où  ils  habitent,  ni  établis  dans  ce  canton/8) 

De  son  côté,  la  commission  du  Conseil  des  Etats,  tout 
en  adoptant  aussi  le  principe  de  la  territorialité,  entendait 
réserver  à  la  législation  fédérale  le  soin  de  statuer  les  dis- 
positions nécessaires  à  son  application.  Elle  disait,  en  outre,, 
qu'une  loi  fédérale  déterminerait  la  différence  entre  l'établisse- 
ment et  le  séjour  et  fixerait  les  dispositions  ultérieures  sur 
les  droits  politiques  et  civils  des  Suisses  qui  ne  sont  qu'en 
séjour.4) 

Dans  la  discussion  qui  eut  lieu  au  sein  du  Conseil  natio- 

*)  Protocole  des  délibérations  de  la  Commission  du  Conseil  nationale 
Délibérations,  p.  41. 

*)  ibid.,  p.  116  et  sniv. 
»)  ibid.,  p.  207  et  226. 
4)  Projet  du  19  mai  1871. 
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nal,  plusieurs  orateurs,  entre  autres  MM.  Anderwert,  Frache- 
bond,  Bünzli  et  Dubs,  parlèrent  en  faveur  de  l'application  dt* 
la  loi  d'origine,  au  moins  dans  certains  cas.  Finalement  le 
conseil  adopta  une  proposition  intermédiaire  de  M.  Ànderwert 
et  donna  à  l'art.  45  la  rédaotion  suivante: 

„Le  Suisse  établi  est,  en  régie  générale,  soumis  à  la  juri- 
diction et  à  la  législation  du  lieu  de  son  domicile  en  ce  qui  con- 
cerne les  rapports  de  droit  civil  et  les  impôts. 

,11  demeure  réservé  à  la  législation  fédérale  de  statuer  les 
dispositions  ultérieures  sur  l'application  de  ce  principe.0 

Le  conseil  adhéra  en  outre  à  la  rédaction  du  Conseil  de» 
Etats  relativement  aux  Suisses  en  séjour.1) 

En  présence  des  restrictions  que  les  dispositions  ci-dessus 
permettaient  d'apporter  au  principe  de  la  territorialité,  le 
Conseil  national  reconnut  d'ailleurs  qu'elles  ne  pourraient 
entrer  en  vigueur  qu'après  l'adoption  de  la  loi  fédérale  dont 
l'élaboration  était  prévue.9) 

Au  Conseil  des  Etats,  l'art.  45  proposé  par  le  Conseil 
national  ne  subit  qu'un  léger  changement  de  rédaction. 
Quant  à  l'art.  46,  relatif  aux  Suisses  en  séjour,  il  lut  de  même 
adopté,  sauf  que  les  mots  droits  politiques  et  civils  furent  rem- 
placés par  ceux  de  rapports  de  droit,  sur  la  proposition  de 
M*  Blumer.8)  Finalement  ces  dispositions  passèrent  dans  le 
projet  du  5  mars  1872  sous  la  forme  suivante:4) 

„ArU  45.  Le  Suisse  établi  est  soumis  dans  la  règle  à  la 
juridiction  et  à  la  législation  du  lieu  de  son  domicile,  en  ce  qui 
concerne  les  rapports  de  droit  civil. 

„La  législation  fédérale  statuera  les  dispositions  nécessaires 
en  vue  de  l'application  de  ce  principe  et  pour  empêcher  qu'un 
citoyen  ne  soit  imposé  à  double. 


l)  Délibérations  du  Conseil  national,  p.  215  et  sttiv.  —  BuUetin  des 
délibérations  de  l'Assemblée  fédérale  relativen  à  la  révision  de  la  con- 
stitution, 1871,  p.  357  et  suiv. 

*)  Bulletin,  1872,  Conseil  national,  p.  229. 

•)  ib.,  Conseil  des  Etats,  1872,  p.  246  et  sniv. 

4)  Délibérations  du  Conseil  national,  p.  531  et  537;  BuUetin,  Ilr 
Conseil  national,  p.  392. 
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„Art.  46.  Une  loi  fédérale  déterminera  la  différence  entre 
l'établissement  et  le  séjour  et  fixera  en  même  temps  les  règles 
auxquelles  seront  soumis  les  Suisses  en  séjour  quant  à  leurs  droits 
politiques  et  à  leurs  droits  civils." 

La  disposition  de  l'art.  45  n'avait  d'ailleurs  pas  une 
grande  portée,  puisque  le  projet  de  1872  prévoyait  l'unifica- 
tion non  pas  seulement  de  la  législation  sur  le  droit  civil, 
mais  encore  de  la  procédure  elle-même. 

IV.  Révision  fédérale  de  1874. 

Le  vote  du  12  mai  1872,  bien  qu'il  se  prononçât  solen- 
nellement contre  l'unification  complète  du  droit,  n'impliquait 
aucunement  le  rejet  de  dispositions  qui,  tout  en  respectant 
la  souveraineté  cantonale,  n'étaient  destinées  qu'à  empêcher 
qu'elle  ne  continuât  à  être  une  source  intarissable  de  con- 
flits. Aussi,  lobs  des  débats  relatifs  à  la  nouvelle  révision, 
les  art.  45  et  46  du  projet  de  1872  furent-ils  repris  et  ne 
donnèrent» ils  lieu  qu'à  des  observations  de  peu  d'importance1). 
L'art.  46  de  ce  projet  passa  textuellement  dans  la  constitu- 
tion du  19  avril  1874,  où  il  prit  le  numéro  47.  Quant  à 
Fart.  45,  il  devint  l'art.  46  nouveau,  mais  avec  une  légère 
différence,  qui  paraît  être  l'œuvre  de  la  commission  de  ré- 
daction: tandis  que  le  projet  de  1872  ne  parlait  que  du 
Suisse  établi,  la  constitution  actuelle  *  a  en  vue  les  personnes 
établies  en  Suisse,  sans  distinction  de  nationalité. 

Ajoutons  que,  conformément  à  ce  qui  avait  été  reconnu 
par  le  Conseil  national  en  1872,  le  Tribunal  fédéral  a  admis 
dans  de  nombreux  arrêts  que  l'art.  46  de  la  constitution  de 
1874  ne  peut  entrer  en  vigueur  que  lorsque  la  loi  qu'il  pré- 
voit aura  été  adoptée  *). 

V.  Exécution  de  la  constitution  de  1874-   Projet  de  1876. 

S'il  avait  déjà  fallu  bien  des  efforts  pour  arriver  à  con- 
sacrer la  compétence  de  la  Confédération,  l'élaboration    des 

*)  Procès-verbaux  des  délibérations  des  chambres  fédérales  telative- 
ment  à  la  révision  de  la  Constitution  fédérale,  1873—1874,  p.  128  et  333. 

*)  Voir  entre  autres  Recueil  officiel  des  arrêts  du  Tribunal  fédéral 
X  p,  73,  n°»  4  et  sutv.;  p.  194,  n°  1  ;  V,  p.  6,  n°  1,  etc. 
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lois  prévues  aux  art.  46  et  47  de  la  constitution  de  1874 
allait  se  heurter  à  de  nouvelles  difficultés.  Les  rapports  de 
gestion  du  Conseil  fédéral  pour  les  années  1874  à  1876  mon- 
trent que  l'autorité  supérieure  varia  plusieurs  fois  sur  le 
mode  de  procéder  à  cet  égard  *).  En  fin  de  compte,  le  Con- 
seil fédéral  se  décida  à  renvoyer  à  plus  tard  la  loi  sur  les 
doubles  impositions,  et  à  soumettre  aux  chambres  deux  pro- 
jets de  loi,  s'appliquant  Tun  et  l'autre  tant  aux  Suisses 
établis  qu'aux  Suisses  en  séjour  et  réglant,  le  premier  leurs 
rapports  de  droit  civil,  le  second  leurs  droits  politiques. 
Ces  deux  projets,  ainsi  que  leurs  messages,  furent  présentés 
le  25  octobre  1876  *).  Celui  relatif  aux  rapports  de  droit 
civil  avait  naturellement  tenu  compte  de  ce  que,  depuis 
1862,  la  législation  sur  la  capacité  civile,  le  mariage  et  le 
divorce,  ainsi  que  sur  les  faillites,  avait  été  attribuée  à 
la  Confédération;  aussi  ne  traitait-il  plus  que  les  points 
suivants: 

a)  dispositions  générales  (relatives    au    domicile    et    à 
l'origine)  ; 

b)  droits    de    famille   (rapports  des    époux    quant  aux 
biens,   rapports  juridiques   entre  parents  et  enfants;, 
adoption); 

c)  tutelles; 

d)  successions; 

e)  étrangers  à  la  Suisse; 

f)  dispositions  finales  et  transitoires. 

Malheureusement,  dans  cette  liste  réduite,  il  restait  en- 
core assez  de  questions  épineuses  pour  que  la  loi  sur  les 
rapports  de  droit  civil  n'eût  pas  même  les  honneurs  d'un 
référendum,  tandis  que  celle  sur  les  droits  politiques  fut 
rejetée  par  le  peuple  le  21  octobre  1877.  Déjà  le  18  dé- 
cembre 1876,  l'économie  du  projet  concernant  la  première  de 
ces  lois  se  trouvait  considérablement  modifiée  par  les  décisions 
du  Conseil  national.    Le  16  juin  1877,  le  Conseil  des  Etats 

0  Voir  FemOe  fédérale,  1875,  II,  p.  566;  1876,  II,  p.  281;  1877,. 
II,  p.  61. 

*)  Feuille  fédérale,  1876,  IV,  p.  61  et  sniv. 
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vint  y  ajouter  de  nouvelles  différences.  Après  avoir  ajourné 
le  second  débat  pendant  plusieurs  sessions,  le  Conseil  national 
le  reprit  enfin  en  décembre  1879  et  y  consacra  plusieurs 
séances.  Mais  le  désaccord  allait  toujours  grandissant;  si 
bien  qu'à  la  votation  sur  l'ensemble  du  projet,  celui-ci  fut 
rejeté  par  84  contre  21  voix.  En  présence  de  ce  vote,  les 
deux  chambres  décidèrent  le  17  décembre  1879  de  renvoyer 
la  question  au  Conseil  fédéral,  pour  qu'il  présentât  un  nou- 
veau projet  à  l'époque  qu'il  jugerait  convenable. 

Ainsi  échouait  une  nouvelle  fois  une   œuvre   qui   avait 
coûté  de  longs  travaux. 

Pour  terminer  notre  exposé  historique,  il  ne  nous  reste 
qu'à  ajouter  que,  le  6  décembre  1881,  l'Association  romande 
de  Berne  a  adressé  aux  chambres  ime  pétition  demandant 
la  reprise  de  la  question,  et  que,  les  23  et  30  janvier  1882, 
les  deux  conseils  ont  décidé  d'inviter  le  Conseil  fédéral  à 
présenter  les  projets  de  loi  prévus  à  l'art.  46  de  la  Con- 
stitution. 


Chapitre  II. 

Objet  de  la  loi  et  dispositions  générales. 

I.  Objet  de  la  loi. 

Il  existe  entre  les  projets  de  1862  et  de  1876  une 
différence  qui  doit  être  signalée. 

En  1862,  on  désirait  remédier  aux  inconvénients  résul- 
tant du  conflit  des  législations  cantonales  dans  certains  do- 
maines. Allant  au  plus  pressé,  on  n'entendait  nullement  faire 
une  loi  générale,  réglant  toits  les  rapports  de  droit  civil  des 
Suisses  établis. 

Aujourd'hui,  la  Confédération  a  incontestablement  le 
droit,  si  ce  n'est  l'obligation  de  déterminer  à  quelle  législa- 
tion les  personnes  établies  en  Suisse  et  les  Suisses  en  séjour 
sont  soumis  pour  chacun  de  leurs  rapports  de  droit  civil. 

C'est  bien  ainsi  que  Ta  compris  le  projet  de  1876,  puis- 
que son  art.  1",  adopté  tel  quel  par  les  chambres,  pose   en 
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principe  que  „les  établis  et  les  séjournants  sont,  en  ce  qui  con- 
cerne les  rapports  de  droit  civil,  soumis  à  la  législation  et  à  la 
.juridiction  de  leur  domicile,  en  tant  que  la  présente  loi  n'en 
•dispose  pas  autrement." 

Toutefois  les  matières  spéciales  qui  avaient  déjà  attiré 
l'attention  du  législateur  de  1862  sont  d'une  importance  telle 
qu'on  ne  pouvait  guère  faire  autrement,  en  1876,  que 
d'entrer  dans  quelques  détails  à  leur  égard.  Laissant  donc 
de  côté  ce  qui  concerne  la  double  imposition,  le  droit  matri- 
monial quant  à  la  personne  des  époux  et  les  faillites,  le 
projet  de  1876  traitait  d'une  manière  complète  : 

1.  Le  droit  matrimonial  pour  autant  qu'il  concerne  les 
biens  des  époux; 

2.  le  droit  relatif  aux  tutelles,  ainsi  que  quelques  points 
du  droit  de  famille  qui  rentrent  encore  aujourd'hui 
dans  la  compétence  cantonale; 

3.  le  droit  de  succession. 

Nous  pensons  aussi  devoir  consacrer  une  étude  spéciale 
à  ces  diverses  questions.  Nous  examinerons  en  outre  si  le 
principe  de  la  territorialité  peut  être  consacré  sans  incon- 
vénients pour  tous  les  autres  rapports  de  droit  civil,  ou  s'il 
ne  faut  pas  en  excepter  quelques-unes  des  matières  non  com- 
prises dans  l'énumération  ci-dessus. 

Mais  auparavant  il  est  nécessaire  de  poser  quelques 
principes  généraux. 

IL  Dispositions  générales. 

L'application  des  art.  46  et  47  de  la  Constitution  fédérale 
soulève  plusieurs  questions  .  préliminaires.  En  particulier,  il 
importe  d'être  fixé  sur  les  points  suivants: 

a)  Définition  du  domicile  et  de  l'origine. 

b)  Cas  de  double  domicile  et  de  double  droit  de  cité. 

c)  Situation  juridique  des  Suisses  en  séjour  comparative- 
ment à  celle  des  Suisses  établis. 

d)  Situation  juridique  des  étrangers  à  la  Suisse. 
.Nous  examinerons  successivement  ces  quatre  points. 
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A.  Du  domicile  et  de  l'origine  en  général. 
1.  Du  domicile. 

Pour  que  le  principe  territorial  permette  réellement  de 
résoudre  sans  peine  les  conflits  intercantonaux,  il  est  in- 
dispensable que  le  terme  de  domicile  employé  par  la  Consti- 
tution fédérale  (Wohnsitz  ou  Wohnort)  ait  une  signification 
parfaitement  exacte  et  invariable.  Une  définition  paraît 
d'autant  plus  nécessaire  dans  la  loi  fédérale  qu'à  cet  égard- 
il  y  a  certaines  divergences  entre  les  droits  cantonaux. 

Cependant  le  législateur  de  1862  n'avait  pas  cru  devoir 
définir  le  domicile,  et  cela  se  comprend,  puisqu'il  prenait 
pour  base  non  pas  la  loi  du  domicile,  mais  la  législation  du 
canton  de  l'établissement  *).  Au  contraire  le  projet  de  1876 
réglait  ce  point  dans  un  art.  2,  ainsi  conçu: 

„Chaque  citoyen  suisse  a  un  seul  domicile  normal,  lequel 
existe,  dans  la  règle,  au  lieu  où  il  est  établi,  ou  bien  à  celui  où 
il  séjourne  d'une  manière  durable.  En  cas  de  contestation,  le  do- 
micile est  déterminé  d'après  l'ensemble  des  circonstances  de  fait 
qui  se  présentent  dans  l'espèce.  Le  domicile  une  fois  acqui* 
subsiste  aussi  longtemps  que  celui  qui  le  possède  n'a  pas  réelle- 
ment transféré  son  habitation  dans  un  autre  lieu  et  n'y  a  paer 
fondé  un  nouveau  domicile." 

Il  résulte  du  message  que  le  Conseil  fédéral  entendait 
se  rallier  au*  point  de  vue  du  droit  français,  d'après  lequel 
le  domicile  suppose  à  la  fois  le  fait  de  l'habitation  réelle 
dans  un  lieu  et  l'intention  d'y  avoir  son  principal  établisse- 
ment. Cette  définition  correspond  aussi  à  celle  admise  par  le 
Tribunal  fédéral;  „le  domicile  d'une  personne,  dit  un  arrêt  récent 
de  cette  cour,  se  trouve  à  l'endroit  où  elle  habite  réellement,  avec 
l'intention  d'y  séjourner  d'une  manière  durable  *).a 

Au  sein  des  chambres,  la  rédaction  proposée  par  le  Con- 
seil fédéral  ne  subit  guère  que  des  modifications  de  forme. 
Le  Conseil  national  substitua  le  terme  de  domicile  régulier  à 
celui  de  domicile  normal;  le  Conseil  des  Etats  préféra  celui 
de  domicile  civil   et  ajouta  une    disposition   portant   qu'aussL 

*)  Voir  Ullmer,  II,  p.  407. 

*)  Voir  arrêt  Béguin,  du  2  juin  1882,  et  les  autres  arrêts  qui  y  sont 
rappelés.  Recueil  officiel,  VIII,  p.  214,  n°  5. 
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longtemps  qu'un  citoyen  suisse  n'a  pas  acquis  d'établissement 
ou  de  séjour  dans  un  autre  endroit  que  sa  commune  d'origine, 
il  est  présumé  avoir  son  domicile  civil  dans  cette  commune. 

H  faut  relever  en  outre  que  les  chambres  n'ont  pas  cru 
devoir  déterminer  exactement  les  rapports  qui  existent  entre 
le  domicile,  d'une  part,  et  l'établissement  (Niederlassung)  ou  le 
séjour  (Aufenthalt)  d'autre  part. 

Si  nous  considérons  maintenant  au  point  de  vue  de  la 
théorie  le  système  adopté  par  le  législateur,  nous  estimons 
qu'il  est  parfaitement  conforme  aux  principes.  Pour  fonder 
un  domicile,  il  faut  le  concours  de  deux  éléments  :  l'habitation 
réelle  dans  un  endroit  et  l'intention  d'y  habiter  d'une 
manière  durable,  d'où  résulte  qu'en  thèse  générale  la  môme 
personne  ne  peut  avoir  qu'un  seul  domicile  à  un  même 
moment. 

Nous  estimons  encore  avec  le  projet  que,  dans  chaque 
cas,  le  domicile  doit  être  déterminé  d'après  l'ensemble  des 
circonstances  de  fait  et  que  c'est  avec  raison  que,  dans  la 
définition  qu'elle  donne,  la  loi  a  fait  abstraction  des  notions 
d'établissement  et  de  séjour. 

En  effet,  actuellement,  ces  notions  varient  considérable- 
ment suivant  les  cantons  et  comme,  même  au  point  de  vue 
de  la  théorie,  un  critère  rigoureusement  scientifique  fait  défaut, 
le  législateur  fédéral  se  heurterait  certainement  à  des  ob- 
stacles presque  insurmontables,  s'il  entendait  faire  usage  du 
droit  que  lui  accorde  l'art.  47  de  la  constitution  de  déterminer 
la  différence  entre  l'établissement  et  le  séjour.1)  Il  nous 
paraît  d'ailleurs  que  la  distinction  à  faire  entre  ces  deux 
termes  concerne  presque  exclusivement  le  domaine  politique 
et  administratif,  et  n'a  pas  grande  importance  en  droit  civiL 
On  comprend  qu'au  point  de  vue  du  droit  de  vote,  par 
exemple,  il  soit  essentiel  de  savoir  si  un  citoyen  suisse  est 
établi    dans   un    canton    ou    n'y  est  qu'en  séjour,    bien  que 

')  Voir  sur  tontes  ces  questions  le  rapport  de  M.  Rüttimann,  cité 
pins  haut,  et  celui  présenté  en  1864  à  la  Société  suisse  des  juristes  par 
M.  l'avocat  Gaulis,  Zeitschrift  für  schiceieeriscTies  Becht ,  Tome  XIII, 
p.  5  et  sniv. 

Zeitechr.  für  tchweiserltchei  Recht.    5«ve  Folge  m.  35 
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d'ailleurs  ces  distinctions  peu  libérales  tendent  de  plus  en 
plus  à  être  abandonnées.  Mais,  au  point  de  vue  du  droit 
civil,  l'important  c'est  le  domicile,  et,  pour  le  déterminer 
dans  chaque  cas  particulier ,  il  faut  apprécier  tout  un  en- 
semble de  circonstances  de  fait.  Les  permis  d'établissement 
ou  de  séjour  peuvent  tout  au  plus  démontrer  l'intention 
d'habiter  dans  un  endroit,  mais  cette  intention  peut  se  trouver 
en  contradiction  avec  le  fait  matériel  de  l'habitation,  second 
requisite  du  domicile.  Les  permis  administratifs  ne  doivent 
donc  être  pour  le  juge  que  des  éléments  de  conviction,  qu'il 
appréciera  librement.  Il  pourra,  croyons-nous,  prononcer  qu'une 
personne  n'est  pas  effectivement  domiciliée  à  l'endroit  où  elle 
a  acquis  rétablissement,  tout  comme  aussi  il  pourra  admettre 
que  le  domicile  réel  d'un  citoyen  est  dans  un  endroit  où  il 
n'a  pris  aucun  permis,  ou  pour  lequel  il  vient  seulement  de 
prendre  un  permis  de  séjour.  Le  domicile  étant  ainsi  juridi- 
quement indépendant  de  l'établissement  et  du  séjour,  la  loi 
doit  faire  abstraction  de  ces  éléments.  Aussi  pensons-nous 
qu'il  serait  préférable,  dans  la  définition  qu'elle  donne,  d'em- 
ployer l'expression  habitation  durable,  plutôt  que  celle  de  séjour 
durable,  qui  prête  à  équivoque. 

2.  De  l  origine. 

L'origine,  base  du  système  de  la  nationalité  qui  peut  être 
exceptionnellement  consacré  par  la  loi,  est  presque  toujours 
facile  à  déterminer. 

Fondé  sur  la  bourgeoisie,  ce  lien  juridique  se  constate 
aisément  par  les  documents  créés  à  cet  effet. 

Un  seul  cas  peut  donner  lieu  à  des  difficultés  ;  c'est  celui 
où  la  même  personne  a  plusieurs  droits  de  cité;  nous  l'exa- 
minerons plus  loin. 

B.  Des  cas  de  double  domicile  et  de  double  droit  de  cité. 

1.  Du  double  domicile. 

Le  principe  qu'une  même  personne  ne  peut  avoir   qu'un 

seul  domicile  au  même  moment   est  rigoureusement  vrai    si 

on  envisage  les   choses   à  un  point  de  vue  en  quelque  sorte 

corporel  ;  mais  si  on  remarque  que  tout  individu  a  non-seule- 
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Tment  un  corps ,  mais  encore  un  patrimoine ,  c'est-à-dire  un 
•ensemble  d'obligations  et  de  droits,  qui  peuvent  naître,  se 
réaliser  et  s'éteindre  dans  des  endroits  fort  différents,  on  voit 
que  les  affaires  d'une  même  personne  peuvent  se  traiter  à 
plusieurs  sièges  distincts.  C'est  ce  qui  arrive  fréquemment 
dans  le  commerce,  lorsque  la  même  maison  a  des  établisse- 
ments dans  plusieurs  localités.  Ainsi  que  le  dit  le  Conseil 
fédéral  dans  son  message  de  1876,  „on  ne  peut  demander,  du 
public  en  relation  avec  ces  établissements,  qu'il  fasse  valoir  ses 
droits  et  ses  réclamations  au  lieu  où  est  le  siège  principal  de 
r entreprise  ou  le  domicile  du  propriétaire,  où  peut-être  un  tout 
autre  droit  est  en  vigueur  qu'au  lieu  où  les  affaires  ont  été 
conclues.* 

Il  est  donc  dans  l'intérêt    du   public    de  reconnaître  de 
tels  domiciles  spéciaux,  mais  pour  autant  seulement  qu'il  s'agit 
d'affaires  qui  y  ont  été  traitées.  C'est  ce  que  faisait  le  projet 
•de  1876  à  son  art.  3,  ainsi  conçu: 

„Exceptionnellement  le  citoyen  suisse  qui    exerce    en  dehors 

de  son  domicile  normal   une  profession  ou  une  industrie  spéciale, 

•  est  soumis  à  la  législation  et  à  la  juridiction  du  lieu  où  il  exerce 

cette  profession  ou  cette  industrie,  en  ce  qui  concerne  les  rapports 

de  droit  civil  qui  s'y  rattachent. 

„Il  en  est  de  même,  lorsqu'un  domicile  spécial  a  été  désigné 
par  la  loi  ou  par  convention  pour  une  affaire  déterminée.81) 

H  nous  paraît  que  cette  disposition,  dont  le  principe  a 
d'ailleurs  été  admis  par  les  chambres,  se  justifie  par  des 
considérations  pratiques.  La  dérogation  plutôt  apparente  que 
réelle  qu'elle  apporte  à  l'unité  du  domicile  ne  peut  avoir 
d'inconvénients,  du  moment  que  les  effets  du  domicile  spécial 
sont  restreints  aux  affaires  qui  s'y  sont  traitées. 

2.  Du  double  indigenati 
L'application  de  la  loi  d'origine,    dans    les   cas  où  elle 
est  admise,  rencontre  une  difficulté  lorsque  l'intéressé  possède 
lïndigénat  dans  plusieurs  cantons.  En  1863,  le  Conseil  natio- 

4)  Comparer  aussi  Fart.  1«  du  projet  adopté  par  le  Conseil  national 
4e  20  juillet  1863. 
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nal  avait  préru  ce  cas  et  l'avait  résolu  en  accordant  la  pré- 
férence à  celui  des  cantons  d'origine  qui  est  en  même  temps 
le  canton  du  domicile,  ou  dans  lequel  l'intéressé  ou  ses 
ancêtres  ont  été  domiciliés  en  dernier  lieu.  L'art.  4  du  projet 
de  1876  adoptait  la  même  solution,  sauf  qu'il  ne  prévoyait 
pas  le  cas  où  un  ressortissant  de  plusieurs  cantons  n'aurait 
jamais  eu  lui-même  son  domicile  dans  l'un  d'eux. 

Le  Conseil  national  releva  cette  lacune;  mais,  comme  il 
n'admettait  le  système  de  la  nationalité  que  pour  les  suc- 
cessions des  Suisses  décédés  à  l'étranger,  ce  fut  dans  le 
chapitre  des  successions  qu'il  plaça  la  disposition  relative  à 
ce  point.  Le  Conseil  des  Etats  se  borna  à  en  amender  la 
rédaction,  qui  fut  adoptée  dans  la  forme  suivante: 

„Lorsque  le  défont  appartenait  à  des  communes  de  plusieurs 
cantons,  la  législation  du  canton  d'origine  dans  lequel  le  citoyen 
était  domicilié  en  dernier  lieu  régit  les  rapports  de  droit  civil 
auxquels  le  droit  du  lieu  d'origine  est  applicable.  Si  le  défunt 
n'a  jamais  eu  de  domicile  en  Suisse,  la  législation  du  canton 
dans  lequel  il  a  acquis  en  dernier  lieu  le  droit  de  cité  est  appli- 
cable." 

Cette  disposition  nous  paraît  de  nature  à  résoudre  peu- 
reusement tous  les  cas  qu'on  peut  raisonnablement  prévoir. 
Il  serait  cependant  plus  logique  de  la  consacrer  comme  une 
règle  générale,  applicable  à  tous  les  rapports  de  droit  régis 
par  la  loi  d'origine;  il  se  peut,  en  effet,  que  le  législateur 
ne  restreigne  pas  l'empire  de  cette  loi  aux  successions  des 
Suisses  décédés  à  l'étranger. 

C.  De  la  situation  respective  des  établis  et  des  séjournants. 

Le  projet  de  loi  de  1862  et  le  projet  de  révision  con- 
stitutionnelle de  1865  ne  parlaient  l'un  et  l'autre  que  des 
Suisses  établis.  Dès  lors,  le  cadre  de  la  question  s'est  élargi. 
L'art.  47  de  la  Constitution  permet  à  la  Confédération  de 
fixer  les  règles  auxquelles  sont  soumis  les  Suisses  en  séjour 
quant  à  leurs  droits  civils. 

Il  faut  rappeler  à  ce  sujet  qu'en  1872  le  Conseil  des 
Etats  avait  d'abord  adopté  une  proposition  de  M.  Blumer  et 
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remplacé,  quant  aux  Suisses  en  séjour,  les  mots  droits  civils 
par  l'expression  rapports  de  droit  civil,  déjà  employée  à  propos 
des  établis;  .mais  que  plus  tard  il  revint  de  sa  décision,  le 
Conseil  national  ayant  persisté  dans  la  sienne.1)  En  présence 
de  cette  divergence  intentionnelle  de  rédaction ,  on  est  con- 
duit à  se  demander  si   ces    deux    catégories    de    personnes 

•  doivent  être  soumises  à  un  régime  différent.8) 

L'art.  l#r  du  projet  de  1876  a  répondu  négativement  à 

•  cette  question,  en  assimilant  complètement  les  établis  et  les 
séjournants  au  point  de  vue  de  leurs  rapports  de  droit  civil. 
Le  message  justifie  cette  assimilation  en  disant  „que  la  diffé- 
rence qu'il  y  a- entre  ces  deux  classes  de  personnes  est  purement 

de  forme  et  qu'elle  disparaîtra  probablement  dans  l'avenir,  rap- 
prochement qui  a  déjà,  été  facilité  par  la  limitation  du  séjour,  dans 
la  règle,    à  la  durée  d'une  année,    après    quel    temps   il  devient 

►  établissement." 

Dans  son  message  relatif  à  la  loi  sur  les  droits  politiques, 
le  Conseil  fédéral  allait  même  plus  loin: 

„Nous    devons    d'ailleurs  avouer,  disait-il,  que  la  distinction 

»entre  rétablissement  et  le  séjour  nous  paraît  artificielle  et  peu 
motivée,  et  nous  pensons  qu'elle  disparaîtra  à  l'avenir;  c'est  ce 
qui* a  déjà  eu  lieu,  il  y  a  longtemps,  à  Genève,  et  à  Zurich, 
récemment/8) 

Bien  que  les  chambres  aient  aussi  admis  l'assimilation 

«des  établis  et  des  séjournants,  il  convient  cependant  d'exa- 
miner la  question  de  plus  près. 

Dans  l'état  actuel  de  notre  législation,  il  n'est  guère 
possible  de  définir  l'établissement  et  le  séjour  autrement  qu'en 
s'en  référant  aux  lois  cantonales.  L'établi  est  celui  qui  pos- 
sède un  permis  d'établissement,  tandis  que  le  séjournant 
est  celui  qui  n'en  a  point,  soit  qu'il  ait  un  permis  de  sé- 
jour, soit  que,  n'en  possédant  pas,  il  réside  dans  un  endroit 

l)  Voir  Bulletin  des  délibérations  du  Conseil  des  Etats,  1872,  p.  254 
«et  sniv. 

*)  Voir  stur  tette  question  un  article  de  M.  le  professeur  H.  Carrard 
«dans  la  Gazette  des  tribunaux  suisses  de  1876,  p.  317. 

f)  .Voir  JPeuille  fédérale  de  1876,  IV,  p.  76. 
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autrement  que  d'une  manière  passagère.  Les  cantons  ne  peu- 
vent d'ailleurs  restreindre  le  droit  à  rétablissement  tel  qu'il 
est  garanti  par  la  constitution;  mais,  d'après  la  jurisprudence 
fédérale,  ils  peuvent  soit  supprimer  toute  différence  entre 
rétablissement  et  le  séjour,  soit  abréger  les  délais  au  bout 
desquels  le  séjour  devient  établissement ,  soit  au  contraire 
dispenser  de  l'obligation  de  s'établir  ceux  qui  préfèrent  n'être 
qu'en  séjour. 

H  se  peut  donc  que  des  citoyens  placés  juridiquement 
dans  des  situations  identiques  soient  envisagés  comme  établis 
dans  un  canton  et  comme  séjournants  dans  un  autre.  C'est 
là  un  premier  motif  pour  assimiler  ces  deux  classes  de  per- 
sonnes au  point  de  vue  de  leurs  rapports  de  droit  civil; 
car  autrement  l'uniformité  qu'on  recherche  ne  serait  pas 
obtenue. 

Il  est  vrai  que  la  Confédération  est  compétente  pour 
fixer  par  une  loi  la  différence  entre  l'établissement  et  le  sé- 
jour. Mais,  à  supposer  même  que  cette  loi  se  fasse,  elle  ne 
ppurra  pas  réaliser  une  uniformité  complète.  Au  fond,  la 
distinction  dont  il  s'agit  est  artificielle,  arbitraire  et  peu  juste. 
Il  n'est  ni  démocratique  ni  équitable  de  traiter  différemment 
deux  confédérés  habitant  la  même  localité,  parce  que  l'un'  y 
possède  des  immeubles  ou  y  vit  avec  sa  famille,  tandis  que 
l'autre  est  célibataire,  artisan,  étudiant,  ouvrier  de  fabrique 
ou  domestique.  Si  donc  on  conçoit  que  la  Confédération 
puisse  être  obligée  de  respecter  certaines  distinctions  sur- 
années dans  les  cantons  où  elles  existent  encore,  on  ne  com- 
prendrait certainement  pas  qu'elle  empêchât  d'autres  cantons,, 
plus  libéraux,  de  les  supprimer  ou  de  les  atténuer.  Or  la- 
latitude  qui  doit  être  laissée  aux  cantons  à  cet  égard  abou- 
tirait évidemment  dans  la  pratique  à  des  inégalités  choquantes, . 
si  les  établis  et  les  séjournants  étaient  traités  différemment 
au  point  de  vue  de  leurs  rapports  de  droit  civil. 

D'ailleurs,  c'est  presque  exclusivement   pour   des  motifs  - 
politiques  que  certains  cantons  tiennent  encore  à  la  distinc- 
tion entre  rétablissement  et  le  séjour.     En   ce   qui  concerne- 
les  rapports  de  droit  privé,    le  dualisme  ne  se  justifierait  en* 
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aucune  manière,  puisque  dans  la  détermination  du  domicile 
il  y  a  lieu,  ainsi  que  nous  l'avons  vu,  de  faire  abstraction  de 
cette  distinction. 

D.  Des  étrangers  à  la  Suissj . 

S' autorisant  de  la  rédaction  actuelle  de  l'art.  46  de  la 
constitution,  le  Conseil  fédéral  a  proposé  en  1876  un  art.  15 
ainsi  conçu: 

„Les  dispositions  de  la  présente  loi  sont  applicables  aux 
étrangers  domiciliés  en-  Suisse,  sauf  stipulations  contraires  des 
traités.* 

„Une  ligne  de  conduite  nettement  tracée,  dit  à  ce  sujet  le 
message,  est  ici  d'autant  plus  nécessaire  pour  le  juge,  dont  la 
tâche  deviendrait  trop  compliquée,  s'il  devait  connaître  et  appliquer 
les  législations  de  pays  étrangers.  En  soumettant  les  étrangers 
à  la  législation  du  lieu  du  domicile,  le  projet  suit  l'exemple  de  la 
plupart  des  législations  étrangères.  L'application  du  droit  suisse 
n'aura  naturellement  lieu  qu'en  tant  que  les  autorités  judiciaires 
pourront  aussi  assurer  l'exécution  de  leurs  jugements;  en  appor- 
tant quelque  tact  dans  l'appréciation  des  cas  de  cette  nature  qui 
pourraient  se  présenter,  un  conflit  ne  sera  pas  à  craindre.  " 

L'assimilation  des  étrangers  aux  Suisses  a  soulevé  di- 
verses critiques1);  le  Conseil  national  a  même  retranché 
l'article  proposé  par  le  Conseil  fédéral.  Nous  croyons  cepen- 
dant que  le  principe  est  juste.  Ce  sont  des  raisons  inhérentes 
à  la  nature  même  des  rapports  juridiques  qui,  pour  chaque 
cas,  font  préférer  la  législation  du  domicile  ou  celle  de 
l'origine.  Or  ces  raisons  sont  évidemment  les  mêmes,  qu'il 
s'agisse  d'étrangers  ou  de  confédérés.  Du  reste  la  réserve 
relative  aux  traités  permettra,  s'il  y  a  lieu,  d'apporter  un 
tempérament  à  ce  que  l'assimilation  de  ces  deux  catégories 
de  personnes  pourrait  avoir  de  trop  absolu. 

Outré  les  traités  internationaux,  il  conviendrait  peut- 
être  de  réserver  aussi  les  dispositions  particulières  aux 
étrangers  qui  existent  dans  la  législation  fédérale,  par  exemple 


*)  Voir  entre  autres  les  articles  de  MM.  les  avocats  £.  Gaulis  et  F. 
Nessi  dans  la  Gazette  des  tribunaux  sûmes,  1876,  p.  251  et  325. 
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les  art.  54  et  56  de  la  loi  sur  l'état  civil  et  le  mariage, 
l'art.  10  de  la  loi  sur  la  capacité  civile  et  l'art.  822  du  Code 
fédéral  des  obligations. 


Chapitre  IH. 

Des  rapports  des  époux  quant  h  leurs  bleus. 

Cette  matière  est  incontestablement  la  plus  difficile  de 
celles  que  la  loi  fédérale  doit  régler!  En  1879,  c'est  la 
coalition  des  divers  éléments  hostiles  au  vote  émis  relative- 
ment au  régime  matrimonial,  qui  a  fait  échouer  la  loi  tout 
entière.  Encore  à  l'avenir,  les  mécontents  seront  probablement 
plus  nombreux  que  les  satisfaits  ;  aussi  une  solution  n'est-elle 
possible  que  si,  de  toutes  parts,  on  se  résigne  à  quelques 
sacrifices. 

I.  Aperçu  historique. 
A.  Projet  de  1862. 

A  défaut  d'une  loi  fédérale  sur  les  rapports  de  droit 
civil,  les  cantons  sont  souverains  en  ce  qui  concerne  la  dé- 
termination de  la  loi  applicable  aux  droits  de  fortune  des 
époux1).  Il  est  vrai  que  le  concordat  du  15  juillet  1822, 
relatif  à  la  faculté  de  tester  et  aux  droits  d'hérédité,  soumet 
les  contrats  de  mariage,  quant  à  leur  contenu,  aux  dis- 
positions législatives  et  réglementaires  du  lieu  d'origine  du 
mari.  Mais  la  jurisprudence  fédérale  a  admis  que  cette  dis- 
position doit  être  restreinte  aux  contrats  destinés  à  régler 
la  succession  des  époux  ou  des  fiancés2).  D'ailleurs  9  cantons 
n'ont  pas  adhéré  à  ce  concordat. 

L'art.  11  du  projet  de  1862  soumettait  résolument  les 
rapports   des  époux  quant   à  leurs  biens  au  principe   de   la 


x)  Voir  la  décision  dn  Conseil  fédéral  du  30  octobre  1870  relative 
au  recours  Lauterbacher,  Feuille  fédérale  de  1871,  II,  p.  364,  ainsi  que 
l'arrêt  du  Tribunal  fédéral  dans  la  cause  Niederhäuser,  Secueü  officiel, 
VIII,  p.  452. 

*)  Voir  la  décision  du  Conseil  fédéral  dans  la  cause  Weber-Rohr, 
Feuille  fédérale  de  1856,  I,  p.  533  et  suiv;  Ullmer,  I,  N°  559. 
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territorialité  ;  cependant  il  admettait  la  règle  locus  regit  actum 
-en  ce  qui  concerne  la  validité  de  la  forme  des  conventions 
-matrimoniales  dérogeant  au  droit  commun. 

En  proposant  ce  système  aux  chambres,  le  Conseil  fédéral 
n'en  dissimulait  point  cependant  les  côtés  faibles1).  Notam- 
ment il  en  signalait  cette  conséquence  „que  les  rapports  de 
fortune  subissent  une  transformation  chaque  fois  que  le  couple 
émigré  dans  un  autre  canton;  qu'aujourd'hui  Ton  aura  le  système 
de  la  séparation  des  biens,  demain  celui  de  la  communauté"  et 
«qu'ainsi  le  mari  peut  unilatéralement  changer  la  position  de 
sa  femme  par  un  transfert  de  domicile.  Toutefois,  et  con- 
trairement au  droit  commun,  qui  admet  que  la  loi  du  lieu 
de  la  célébration  fait  règle  pour  toute  la  durée  du  mariage, 
le  message  croyait  devoir  recommander  l'adoption  du  prin- 
cipe territorial  eu  égard  au  crédit  public.  »En  général,  disait- 
il,  le  public  est  disposé  à  admettre  que  les  rapports  de  fortune  de 
personnes  domiciliées  dans  le  canton  satisfont  aux  conditions  que 
prescrit  la  loi  du  pays  ;  les  relations  d'affaires  avec  ces  personnes 
se  meuvent  sur  cette  supposition,  qui  en  général  détermine  tout 
leur  crédit."  Quant  à  essayer  de  faire  des  distinctions,  par 
exemple  entre  les  époux  eux  mêmes  et  les  tiers,  le  Conseil 
fédéral  craignait  que    cela    n'amenât  trop  de  complications. 

Ni  le  Conseil  des  Etats,  ni  le  Conseil  national  ne  par- 
tagèrent ces  craintes,  et,  ne  voulant  pas  abandonner  l'antique 
principe  de  l'origine,  ils  rédigèrent  l'article  comme  suit: 

„Les  rapports  des  époux  quant  à  leurs  biens,  pendant  la 
durée  de  la  conjonction,  ne  sont  soumis  à  la  législation  et  à  la 
juridiction  du  canton  dans  lequel  les  époux  sont  établis  qu'en  ce 
qui  concerne  la  garantie  des  dettes  contractées  vis-à-vis  des  tiers; 
pour  tous  les  autres  cas,  ces  rapports  sont  soumis  à  la  législation 
et  à  la  juridiction  du  canton  d'origine*)." 

Tout  en  approuvant    cette    disposition  dans   le   rapport 


l)  Voir  Feuille  fédérale  de  1862,  HI,  p.  489. 

*)  Une  proposition  individuelle  de  M.  de  Miéville  réservait,  entre  époux, 
les  droite  résultant  de  leur  contrat  de  mariage,  et  les  soumettait,  à  défaut 
»de  contrat,  à  la  législation  dn  canton  où  le  mari  était  établi  lors  du  mariage. 
Voir  Feuille  fédérale  de  1863,  lu,  p.  9. 
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qu'il  présenta  en  1867,%  M.  le  professeur  Rüttimann  émit  ce- 
pendant l'idée  qu'il  convenait  de  réserver  l'exception  de  dol 
en  faveur  de  la  femme  qui  aurait  été  privée  de  ses  droit» 
par  un  changement  de  domicile  effectué  dans  une  intention 
frauduleuse  *). 

B.  Projet  de  1876. 

Après  l'adoption  de  l'art.  46  de  la  constitution  actuelle, 
il  était  naturel  qu'on  en  revînt  au  système  territorial.  En 
s'y  ralliant,  le  Conseil  fédéral  crut  cependant  devoir  autoriser 
facultativement  la  continuation  du  régime  primitif  en  cas- 
de  changement  de  domicile.  L'art.  6  du  projet  portait  ce 
qui  suit: 

„Les  rapports  de  droit  civil  entre  les  époux,  concernant  leurs 
biens,  sont  soumis  à  la  législation  et  à  la  juridiction  du  domicile. 

„Un  contrat  de  mariage  valablement  conclu  ne  cesse  pas  de 
déployer  ses  effets  juridiques  par  le  fait  d'un  changement  de  do- 
micile, à  la  condition  que  Tun  ou  l'autre  des  époux  Fait  fait  en- 
registrer auprès  de  l'autorité  compétente,  dans  le  délai  de  trois 
mois  dès  le  changement  de  domicile.  En  cas  d'omission  de  cette 
formalité,  c'est  la  législation  du  nouveau  domicile  qui  fait  règle 
vis-à-vis  des  tiers  (créanciers)." 

A  l'appui  du  système  de  la  territorialité,  adopté  en  prin- 
cipe, le  message  invoquait  le  texte  de  la  constitution;  les 
intérêts  du  public,  qui  autrement  n'aurait  guère  les  moyens; 
de  se  renseigner  exactement  et  ne  pourrait  le  faire  sans- 
perte  de  temps;  enfin  le  fait  qu'une  grande  partie  du  droit 
matrimonial  se  trouvait  déjà  placée  sous  la  juridiction  et  la 
législation  du  domicile,  le  juge  devant,  en  cas  de  divorce,, 
par  exemple,  en  régler  aussi  les  conséquences  quant  aux 
biens  des  époux.  Relativement  au  cas  d'un  changement  de 
domicile,  le  Conseil  fédéral  estimait  que  les  époux  devaient 
pouvoir  maintenir  les  droits  résultant  d'un  contrat,  mais  il 
n'admettait  pas  que  le  même  principe  pût  aussi  être  consacré 
pour  le  régime  matrimonial  légal;  un  tel  système,  disait-il,, 
réintroduirait    les   inconvénients  qu'on  a  tâché    d'éviter,   sa- 


l)  Voir  Zeitschrift  für  schwelgerisches  Recht,  XVI,  p.  42. 
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voir  le   manque    de  clarté,  la  confusion  et  la  possibilité   de- 
tromperies  *). 

Dans  les  discussions  qui  eurent  lieu  au  Conseil  national 
en  1876  et  en  1879,  et  au  Conseil  des  Etats  en  1877,  on  fut 
généralement  d'accord  pour  apporter  des  restrictions  au  principe 
de  la  territorialité  pour  le  cas  d'un  changement  de  domicile, 
mais  on  le  fut  beaucoup  moins  quant  à  la  nature  et  à 
l'étendue  de  ces  restrictions.  Au  premier  débat,  le  Conseil 
national  donna  à  l'art.  6  la  rédaction  suivante: 

„Le  droit  matrimonial  est  soumis  à  la  législation  du  domicile. - 

„Après  un  changement  de  domicile,  le  droit  du  nouveau  domi- 
cile est  applicable  en  cas  de  faillite.  Au  surplus  les  rapports  de 
droit  en  question  demeurent  intacts  pendant  six  mois,  en  tant 
qu'ils  sont  dérivés  d'un  contrat  de  mariage  ou  d'une  loi.  En  outre 
ils  conservent  leur  validité  lorsque,  dans  le  délai  précité,  l'un  des- 
époux  les  fait  enregistrer  auprès  de  l'autorité  compétente.  Si  la 
demande  d'enregistrement  n'a  pas  été  faite  dans  le  délai  prescrit,, 
dès  lors  le  droit  du  nouveau  domicile  est  applicable/ 

De  son  côté,  le  Conseil  des  Etats  crut  devoir  distinguer 
ce  qui  concerne  les  époux  eux-mêmes  et  ce  qui  concerna 
leurs  rapports  avec  les  tiers.  U  décida  en  conséquence  de  dire 
ce  qui  suit: 

„Le  droit  matrimonial  quant  aux  biens  est  régi  par  la  légis- 
lation du  domicile. 

„Le  régime  matrimonial  établi  par  la  loi  ou  par  un  contrat 
de  mariage  continue  toutefois  à  déployer  ses  effets  entre  les  époux, 
lorsque  ceux-ci  changent  de  domicile. 

„A  l'égard  des  tiers,  le  régime  matrimonial  de  l'ancien  domi- 
cile fait  règle  si,  à  la  demande  des  époux  ou  de  l'un  d'eux,  il  a 
été  rendu  public  au  nouveau  domicile  par  un  enregistrement  auprès 
de  l'autorité  compétente.  Cet  enregistrement  doit  avoir  lieu  dans 
le  délai  d'un  an  et  il  n'a  pas  d'effet  rétroactif,  à  moins  qu'il  ne 
soit  fut  dans  les  trois  premiers  mois  qui  suivent  le  changement 
de  domicile. 

„Le  régime  matrimonial  de  l'ancien  domicile  fait  également 


*)  Voir  Feuille  fédérale  de  1876,  IV,  p.  65. 
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Tègle  à  Tégard  des  tiers  pour  les  obligations  qui  ont  pris  naissance 
avant  le  changement  de  domicile. u 

Lors  du  second  débat  auquel  le  Conseil  national  passa 
en  1879,  de  nouvelles  propositions  surgirent.  C'est  ainsi  que 
M.  Tschudy  demandait  l'application  du  principe  territorial 
<Lans  toute  sa  rigueur,  même  en  cas  de  changement  de  domi- 
cile, tandis  que  la  majorité  de  la  commission  ne  l'admettait 
•que  vis-à-vis  des  tiers.  A  l'égard  des  époux  eux-mêmes,  la 
commission  entendait  leur  permettre  de  changer  leur  régime 
matrimonial  primitif,  s'ils  étaient  d'accord.  Au  contraire,  M. 
Ruchonnet  demandait  que  ce  régime,  contractuel  ou  légal, 
fît  règle  immuable  entre  les  époux,  ceux-ci  pouvant,  même 
vis-à-vis  des  tiers,  le  conserver  moyennant  une  déclaration 
et  une  publication.  Enfin  M.  Anderwert  proposait  de  dire 
qu'en  changeant  de  canton,  les  époux  adoptent  soit  entre 
eux,  soit  vis-à-vis  des  tiers,  le  régime  en  vigueur  au  lieu  de 
leur  nouveau  domicile;  mais  qu'ils  peuvent  conserver,  aussi 
bien  entre  eux,  que  vis-à-vis  des  tiers,  leur  régime  originaire 
moyennant  une  publication  faite  dans  les  trois  mois.  Ce  fut 
cette  dernière  proposition  qui  l'emporta,  toutefois  avec  une 
modification  demandée  par  M.  Philippin. 

En  dehors  des  chambres  fédérales,  plusieurs  juristes  se 
sont  occupés  du  régime  matrimonial  des  époux  établis  dans 
un  canton  autre  que  le  leur.1)  Nous  devons  ici  une  mention 
particulière  au  mémoire  de  M.  l'avocat  Martin,  à  Genève, 
couronné  en  1878  par  la  Société  suisse  des  juristes.  Tout  en 
réclamant  la  liberté  des  contrats  de  mariage  et  leur  publi- 
cation, cet  intéressant  travail  conclut,  comme  on  sait,  à 
l'application  de  la  loi  d'origine  du  mari,  cela  afin  d'assurer 
la  stabilité  du  régime  matrimonial. 

II.  Détermination  de  la  loi  applicable  à  l'association  conjugale 
dans  son  principe. 

Supposons,  afin  de  simplifier,  que  les  conjoints,  domi- 
ciliés lors  de  leur  mariage  dans  un   canton    autre    que   leur 


*)  Voir  les  articles  de  MM.  les  avocats  £.  Gaulis  et  F.  Nessi  dans 
la  Gazette  des  tribunaux  suisses  de  1876,  p.  251  et  325. 
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canton  d'origine,  y  demeurent  établis  jusqu'à  la  dissolution 
de  leur  union.  Par  quelle  législation  doivent  être  régis  leur» 
rapports  quant  à  leurs  biens? 

A  cette  question,  le  message  accompagnant  le  projet  de 
1876  répond  qu'il  y  a  trois  solutions  possibles  et  qu'on  peut 
prendre  pour  règle: 

ou  la  législation  du  lieu  d'origine; 

ou  celle  de  l'endroit  où  le  mariage  a  eu  lieu; 

ou  encore  celle  du  domicile  des  époux. 

Au  fond,  ces  trois  systèmes  peuvent  se  ramener  à  deuxr 
le  système  de  la  nationalité  ou  de  la  personnalité,  et  celui  de 
la  territorialité,  ce  dernier  prenant  pour  base  ou  le  domicile 
des  époux,  ou  le  lieu  de  la  célébration  du  mariage. 

Pour  choisir  entre  ces  deux  systèmes  et  pour  examiner 
la  question  sous  toutes  ses  faces,  il  convient  de  distinguer 
suivant  qu'il  s'agit  des  rapports  des  époux  entre  eux  ou  de 
leurs  rapports  avec  les  tiers,  et,  en  outre,  suivant  que  le 
régime  matrimonial  résulte  d'un  contrat  de  mariage  ou  de 
la  loi. 

A.  Rapports  des  époux  entre  eux. 
1.  Contrat  de  mariage. 

Dans  son  mémoire  cité  plus  haut,  M.  Martin  insiste  très- 
vivement  sur  le  principe  de  la  liberté  des  contrats  de  mariage, 
qui,  suivant  lui,  devrait  être  consacré  pour  toute  la  Confédé- 
ration. Cela  serait  peut-être  désirable ,  mais  il  est  évident 
que  la  loi  prévue  à  l'art.  46  de  la  Constitution  ne  peut  em- 
piéter sur  les  attributions  législatives  des  cantons  et  doit  se 
borner  à  déterminer  quel  droit  cantonal  est  applicable  aux 
contrats  de  mariage  passés  par  des  confédérés  établis  ou  en 
séjour. 

Cette  question  nous  paraît  devoir  être  résolue  en  ce  sens 
que  les  conjoints  doivent  se  conformer  à  la  législation  du 
canton  où  ils  contractent;  d'où  résulte  aussi  que,  si  cette 
législation  interdit  absolument  tout  pacte  matrimonial,  il  ne 
leur  sera  pas  possible  d'en  conclure  un. 

En  effet,  ce  qui  a  engagé   le  législateur  à  interdire  le» 
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contrats  de  manage  ou  tout  au  moins  certains  d'entre  eux, 
-c'est  qu'il  les  a  envisagés  soit  comme  n'offrant  pas  suffisam- 
ment de  garanties  aux  tiers,  soit  comme  contraires  à  l'orga- 
nisation de  la  famille,  telle  qu'il  la  conçoit.  Or  il  est  de 
règle  que  les  lois  prohibitives  d'un  Etat  sont  obligatoires 
pour  tous  ceux  qui  habitent  son  territoire.  Nous  ne  com- 
prendrions donc  pas  qu'en  cette  matière  les  confédérés  puis- 
sent jouir  d'une  liberté  plus  grande  que  les  ressortissants  du 
canton  lui-même.  Permettre  aux  époux  de  contracter  dans 
toute  la  Suisse  suivant  la  loi  de  leur  canton  d'origine  serait 
contraire  au  principe  de  l'égalité  des  citoyens  devant  la  loi. 
Si  le  législateur  a  cru  devoir  supprimer  ou  restreindre  la 
liberté  de  contracter,  c'est  qu'il  l'a  jugée  dangereuse  d'une 
manière  générale  ;  on  ne  peut  donc  faire  des  exceptions  pour 
certaines  classes  de  personnes. 

2.  Régime  légal. 

C'est  principalement  en  ce  qui  concerne  le  régime  légal 
que  l'opposition  entre  le  système  de  la  personnalité  et  celui 
-de  la  territorialité  se  dessine.  Tandis  que  le  premier  a  été 
consacré  en  1863  par  les  chambres  fédérales  et  est  encore 
aujourd'hui  soutenu  vigoureusement  dans  le  travail  de  M. 
Martin,  le  second  a  prévalu  dans  le  projet  de  1876  et  dans 
les  débats  auxquels  il  a  donné  lieu. 

Ici  encore  nous  n'hésitons  pas  à  nous  prononcer  en  faveur 
du  principe  territorial. 

En  faveur  du  système  de  la  personnalité  on  invoque 
principalement  deux  arguments  :  en  premier  lieu  la  connexion 
intime  qui  existe  entre  le  régime  matrimonial  quant  aux 
biens  et  le  droit  de  famille  en  général,  naturellement  soumis 
au  statut  personnel;  et,  en  outre,  la  nécessité  d'assurer  de 
la  stabilité  au  régime  une  fois  adopté. 

Quant  à  ce  dernier  argument,  il  faut  remarquer  tout 
d'abord  qu'il  n'a  de  valeur  que  dans  l'hypothèse  d'un  change- 
ment de  domicile.  Nous  verrons  à  en  tenir  compte  lorsque 
nous  discuterons  ce  cas  ;  mais  pour  le  moment  nous  supposons 
4que  les  époux   qui   se  marient  dans  un  canton  autre  que  le 
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leur  y  restent  domiciliés  jusqu'à  la  dissolution  du  mariage. 
Dans  ce  cas,  qui  est  certainement  le  plus  fréquent,  il  est 
indifférent,  au  point  de  vue  de  la  stabilité,  de  choisir  la  loi 
d'origine  ou  celle  du  domicile;  le  régime  une  fois  adopté 
reste  nécessairement  le  même  pendant  toute  la  durée  du 
mariage. 

La  connexion  qui  existe  entre  les  rapports  de  famille 
en  général  et  le  droit  matrimonial  quant  aux  biens  n'est  pas 
non  plus,  à  notre  avis,  un  argument  décisif  en  faveur  du 
système  de  la  personnalité.  D'une  manière  générale,  les  dis- 
positions légales  qui  concernent  les  biens  rentrent  dans  le 
statut  réel  plutôt  que  dans  le  statut  personnel.  En  outre, 
ainsi  que  le  fait  fort  bien  remarquer  le  message,  le  droit 
matrimonial  quant  aux  personnes  est  aujourd'hui  unifié:  le 
.St.  Gallois  se  marie  de  la  même  manière  que  le  Neuchâtelois, 
«et  le  divorce  du  Tessinois  est  soumis  aux  mêmes  conditions 
que  celui  du  Bâlois.  Serait-il  donc  bien  étrange  que  des 
époux  genevois  domiciliés  à  Zurich  fussent  soumis  pour  leurs 
biens  à  la  même  loi  que  les  époux  zuricois?  Nous  ne  le 
pensons  pas. 

Au  contraire,  le  système  de  la  territorialité  présente  de 
grands  avantages  pratiques  même  entre  époux.  On  sait  com- 
bien est  considérable  le  nombre  des  confédérés  établis  et 
combien,  sur  ce  nombre,  il  y  a  de  familles  qui  ont  aban- 
donné complètement  leur  canton  d'origine,  avec  lequel  ils  ne 
soutiennent  pour  ainsi  dire  plus  de  relations.  Ces  confédérés 
vivent  de  la  vie  du  canton  où  ils  sont  établis;  ils  ont  les 
mêmes  droits  politiques  que  les  ressortissants  de  ce  canton; 
ils  y  sont  incorporés  dans  les  mêmes  unités  militaires;  ils  y 
occupent  peut-être  des  fonctions  publiques.  Pourquoi,  malgré 
tout  cela,  seraient-ils  présumés  adopter  le  régime  légal 
de  leur  canton  d'origine,  s'ils  viennent  à  se  marier  sans 
contrat  ? 

B.  Rapports  des  époux  avec  les  tiers. 

Si,  entre  époux,  le  système  territorial  est  le  plus  prati- 
que,   on   peut  dire   qu'il   s'impose   en  ce  qui  concerne  leurs 
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rapports  avec  les  tiers.  En  effet,  que  le  régime  matrimoniar 
ait  sa  source  dans  un  contrat,  ou  qu'il  résulte  de  la  loi,  il 
est  d'un  haut  intérêt  pour  les  tiers,  c'est-à-dire  pour  le  public 
en  général,  que  les  confédérés  qui  se  marient  dans  un  can- 
ton soient  soumis  aux  lois  de  celui-ci.  Même  en  1863,  où 
les  chambres  adoptaient  la  loi  d'origine  pour  les  rapports 
entre  époux,  cet  intérêt  était  reconnu  comme  tellement  im- 
portant que  le  système  territorial  était  consacré  en  ce  qui 
concerne  la  garantie  des  dettes  vis-à-vis  des  tiers. 

M.  Martin,  lui  aussi,  a  cru  devoir  faire  quelques  con- 
cessions aux  intérêts  des  tiers,  en  demandant,  dans  l'une  de 
ses  thèses,  que  les  contrats  de  mariage  soient  rendus  publics 
par  une  formalité  facile  à  remplir. 

Outre  que  la  compétence  de  la  Confédération  à  cet  égard 
est  fort  douteuse,  la  mesure  proposée  nous  paraît  insuffisante, 
puisqu'elle  ne  renseignerait  pas  les  tiers  sur  le  régime  légal 
applicable  quand  il  n'y  a  pas  contrat.  En  outre,  elle  les 
obligerait  à  de  longues  recherches  et  leur  procurerait  plus 
d'ennuis  que  d'avantages  réels. 

C.  Sur  quel  lien  le  système  territorial  doit-U  reposer? 

L'adoption  du  principe  territorial  ne  suffit  pas  à  résoudre 
toutes  les  questions.  H  faut  encore  déterminer  quel  est  le 
signe  caractéristique  et  facile  à  reconnaître  de  la  terri- 
torialité. 

Le  législateur  de  1862  s'attachait,  à  cet  égard,  à  la 
législation  du  canton  de  rétablissement.  Pour  les  raisons  que 
nous  avons  exposées  plus  haut,  ce  critère  ne  nous  paraît  pas 
devoir  être  admis. 

S'attachera-t-on  de  préférence  à  la  loi  du  lieu  où  le  mariage 
a  été  célébré?  Nous  ne  le  pensons  pas  non  plus.  Cet  endroit, 
dont  le  choix  est  dicté  par  des  considérations  de  convenance 
personnelle,  n'est  souvent  pas  celui  où  les  époux  entendent 
se  fixer.  Le  mariage  une  fois  célébré,  ils  n'y  reviennent 
peut-être  plus  jamais;  il  serait  donc  singulier  que  les  lois 
de  ce  lieu  régissent  pour  toujours  leurs  rapports  quant  aux 
biens. 
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Nous  pensons  qu'il  faut  distinguer: 

S'il  y  a  un  contrat  de  mariage,  ce  contrat  est  soumis, 
pour  sa  forme  et  pour  son  contenu,  à  la  législation  du  canton 
où  il  est  stipulé. 

Si,  au  contraire,  il  n'y  a  pas  de  contrat,  c'est  le  domi- 
cile des  époux,  c'est-à-dire  du  mari,  qui  nous  paraît  devoir 
déterminer  leur  régime  légal.  Mais  est-ce  le  domicile  qu'avait 
le  mari  au  moment  de  son  mariage,  ou  est-ce  celui  que 
choisissent  les  conjoints  immédiatement  après  ?  Nous  préfére- 
rions cette  dernière  solution.  Dans  la  pratique,  en  effet,  un 
mariage  coïncide  souvent  avec  un  changement  de  domicile, 
et  il  vaut  mieux,  dans  ce  cas,  s'en  tenir  au  droit  du  nouveau 
domicile,  car  c'est  là  ce  que  les  parties  doivent  être  présumées 
avoir  voulu,  en  s'abstenant  de  passer  un  contrat. 

III.  Conséquences  d'un  changement  de  domicile. 

Les  transferts  de  domicile  sont  nombreux  et,  en  Suisse 
surtout,  il  y  a,  à  côté  des  conjoints  sédentaires,  nombre  de 
familles  qui  s'établissent  successivement  dans  des  Etats  dont 
les  législations  diffèrent  du  tout  au  tout  en  matière  de 
droit  matrimonial.  Dans  ces  cas,  l'application  rigoureuse  du 
principe  de  la  territorialité  heurterait  un  intérêt  très-respec- 
table, celui  de  la  stabilité  du  droit  matrimonial,  lequel  n'est 
en  somme  qu'un  aspect  particulier  de  l'intérêt  général  qui 
s'attache  au  respect  des  conventions  légalement  formées. 
Pour  concilier  les  intérêts  qu'un  transfert  de  domicile  vient 
opposer  les  uns  aux  autres,  on  a  imaginé  diverses  combinai- 
sons qui  sont  tout  autant  de  restrictions  apportées  au  prin- 
cipe territorial.  Nous  les  examinerons  en  distinguant  les 
diverses  hypothèses  qui  peuvent  se  présenter. 

A.  Rapports  des  époux  entre  eux. 

1.  Contrat  de  mariage. 
Le  contrat  de  mariage  est  une  véritable  convention; 
librement  consenti,  il  doit  former  la  loi  des  parties.  Les 
époux  qui  l'ont  passé  doivent  donc  rester  liés  même  s'il  pas- 
sent sous  l'empire  d'une  législation  qui  ne  leur  eût  pas  per- 
mis de  contracter  comme  ils  l'ont  fait.     Le  canton  du  nou- 
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veau  domicile  abuserait  de  sa  souveraineté,  s'il  refusait  de 
reconnaître  comme  valables,  entre  parties,  des  conventions 
que  celles-ci  ont  librement  consenties  et  qui,  si  elles  répu- 
gnent peut-être  à  son  mode  d'organisation  de  la  famille,  ne 
sont  pourtant  pas  contraires  à  Tordre  public. 

Cette  prétention  n'a  d'ailleurs  guère  été  élevée;  mais, 
les  parties  pouvant  renoncer  volontairement  aux  conventions 
qu'elles  ont  passées,  on  est  parti  de  là  pour  dire  qu'un 
changement  de  domicile  faisait  présumer  la  renonciation  au 
contrat  de  mariage.  C'est  là,  croyons-nous,  .la  pensée  intime 
de  quelques-unes  des  propositions  que  nous  avons  rappelées 
plus  haut. 

Nous  ne  saurions  cependant  approuver  ce  système.  En 
effet,  le  consentement  tacite  dont  on  déduit  la  renonciation 
au  contrat,  laquelle  implique  presque  toujours  un  abandon 
de  droits  de  la  part  de  Tun  des  conjoints,  sera  généralement 
le  résultat  d'un  abus  d'influence  ou  d'autorité;  il  ne  sera 
pas  réellement  libre.  C'est  donc  avec  raison  que  le  législa- 
teur n'en  tiendra  aucun  compte,  se  plaçant  d'ailleurs  à  cet 
égard  au  même  point  de  vue  que  les  nombreuses  lois  can- 
tonales qui  interdisent  aux  époux  de  modifier  leurs  conven- 
tions matrimoniales  une  fois  le  mariage  célébré. 

2.  Régime  légal. 

Ce  qui  vient  d'être  dit  au  sujet  du  cas  où  il  y  a  un 
contrat  de  mariage  s'applique  aussi  à  celui  où  les  rapports 
des  époux  sont  soumis  au  régime  légal.  Sans  doute  l'accepta- 
tion tacite  de  ce  régime  paraît  créer  des  engagements  moins 
stricts  qu'un  contrat  exprès  et  solennel;  cependant,  en  s'en 
tenant  aux  dispositions  de  la  loi,  les  époux  ne  songent 
vraisemblablement  pas  à  la  possibilité  de  changements  de 
domicile,  et  entendent  que  leurs  rapports  de  droit  soient 
régis  par  les  mêmes  principes  jusqu'à  la  dissolution  du  mariage. 

Au  point  de  vue  de  leurs  intérêts  particuliers,  on  peut 
donc  assimiler  les  époux  qui  n'ont  pas  fait  de  contrat  à  ceux 
qui  en  ont  passé  un.  Pour  les  uns  comme  pour  les  autres, 
les  mêmes  motifs  exigent  que  le  régime  matrimonial  une  fois 
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adopté  reste  stable  et  ne  puisse   être  changé  même  du  con- 
sentement réciproque  des  parties. 

B.  Rapports  des  époux  avee  les  tiers. 

Si  un  changement  de  domicile  ne  doit  avoir  aucune  in- 
fluence sur  les  rapports  des  époux  entre  eux,  le  même  prin- 
cipe ne  peut  cependant  être  consacré  qu'avec  certaines  restric- 
tions en  ce  qui  concerne  leurs  rapports  avec  les  tiers.  Les 
efforts  du  législateur  doivent  tendre  à  affermir  le  crédit 
public  et  à  empêcher,  par  conséquent,  que  celui  qui  contracte 
ne  puisse  être  trompé  sur  la  situation  juridique  de  l'autre 
contractant.  Or  tel  serait  le  cas,  si  le  régime  matrimonial 
primitif  pouvait  subsister  immuable  et  continuer  à  être  op- 
posable aux  tiers,  sans  que  ceux-ci  aient  les  moyens  de  se 
renseigner  sur  la  véritable  situation  des  conjoints.  Juste  eri 
lui-même,  le  principe  de  la  stabilité  du  droit  matrimonial  ne 
doit  pourtant  jamais  devenir  un  instrument  au  service  de 
la  fraude  et  de  la  mauvaise  foi. 

La  nécessité  de  garantir  les  tiers  est  tellement  im- 
périeuse qu'on  a  demandé  que,  vis-à-vis  d'eux,  les  époux  soient 
toujours  censés  adopter  la  loi  de  leur  nouveau  domicile  et 
ne  puissent  en  aucun  cas  se  prévaloir  de  leur  régime  matri- 
monial primitif1).  Nous  croyons  que  c'est  aller  trop  loin. 
Un  système  aussi  rigoureux  ne  se  justifierait  que  s'il  n'existait 
aucun  moyen  de  concilier  les  intérêts  "du  public  avec  ceux 
des  époux.  Or  ce  moyen  existe  :  c'est  la  faculté  donnée  aux 
conjoints  de  conserver  leur  régime  matrimonial  primitif,  en 
le  faisant  publier  ou  enregistrer  dans  un  certain  délai  dès  le 
transfert  du  domicile.  De  cette  manière,  aucun  intérêt  légi- 
time ne  se  trouve  lésé.  Avant  de  contracter,  les  tiers  pourront 
facilement  s'assurer  de  la  situation  juridique  des  époux,  et, 
s'ils  négligent  de  le  faire,  ils  ne  devront  s'en  prendre  qu'à 
eux-mêmes  d'avoir  été  trompés.  Quant  aux  époux,  tous  leurs 
droits  sont  de  même  sauvegardés:  ils  sont  libres  de  main- 
tenir leurs  rapports  de  droit  primitif;  s'ils  ne  font  pas  usage 


l)  Proposition  de  la  majorité  de  la  Commission  dn  Conseil  national 
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de  cette  faculté,   c'est  qu'ils  se  soumettent  volontairement  k 
la  responsabilité  que  les  lois  de  leur  nouveau  domicile  leur 
imposent  à  l'égard  des  tiers. 

Tout  en  recommandant  ce  système  pour  le  cas  où  il 
existe  un  contrat  de  mariage,  le  projet  de  1876  le  repoussait  • 
dans  le  cas  contraire,  crainte  de  retomber  dans  le  manque 
de  clarté,  la  confusion  et  la  possibilité  de  tromperies.  Nous 
ne  croyons  pas  que  cette  distinction  se  justifie.  Sans  doute, 
les  régimes  légaux  adoptés  par  nos  25  législations  cantonales 
sont  nombreux  et  divers,  mais  ils  le  sont  à  coup  sûr  encore 
moins  que  les  combinaisons  variées  que  les  époux  peuvent 
faire  contractuellement.  Le  Code  Napoléon,  en  vigueur  à 
Genève  et  dans  le  Jura  bernois,  en  prévoit  à  lui  seul  une 
dizaine,  et  d'autres  cantons,  comme  les  Grisons,  Tessin  et 
Neuchâtel,  accordent  aux  conjoints  une  liberté  encore  bien 
plus  complète.  On  ne  voit  donc  pas  pourquoi  le  système  de 
l'enregistrement  facultatif,  s'il  est  reconnu  ban  en  lui-même^ 
ne  pourrait  pas  être  étendu  au  régime  légal. 

M.  Alfred  Martin  reproche  à  ce  système,  d'une  manière - 
générale,  qu'en  fait  le  mari  pourra  toujours  empêcher  sa 
femme  d'accomplir  les  formalités  nécessaires  pour  conserver  le 
régime  matrimonial  primitif,  et  qu'ainsi  cette  mesure  sera 
rendue  pratiquement  impossible  dans  les  cas  où  elle  serait 
le  plus  nécessaire.  Nous  reconnaissons  que,  dans  certains 
cas,  ce  danger  peut  exister,  et  c'est  même  ce  qui  nous  a  engagé 
à  rejeter  l'enregistrement  facultatif  en  ce  qui  concerne  les 
rapports  des  époux  entre  eux.  Mais,  à  l'égard  des  tiers,  ces 
craintes  sont  moins  justifiées;  ici,,  en  effet,  les  intérêts  des 
époux  sont  non  point  divergents,  mais  identiques.  Les  col- 
lusions frauduleuses  entre  époux  sont  malheureusement  fré- 
quentes. On  peut  donc  croire  que  si  le  système  de  l'enregistre- 
ment doit  donner  lieu  à  des  abus,  ce  sera  plutôt  au  préjudice 
des  tiers  qu'à  celui  de  l'un  des  conjoints. 

Ce  qui  préoède  nous  conduit  à  examiner  un  autre  point, 
d'une  grande  importance  pour  les  tiers:  V action  paidienne^ 
admise  par  un  bon  nombre  de  législations  cantonales,  même 
en  dehors  du  cas  de  faillite,  doit-elle  être  réservée  en  ce  qui 
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«concerne  les  contrats  de  mariage,  ou  même  relativement  à 
l'acceptation  tacite  du  régime  légal?  Il  ne  nous  paraît  pas 
•que  cette  question  doive  être  résolue  dans  la  loi  sur  les  rapports 
-de  droit  eiviL  En  effet,  à  teneur  de  l'art.  889  du  Code 
fédéral  des  obligations,  le  droit  des  créanciers  d'attaquer  les 
actes  faits  par  leurs  débiteurs  en  fraude  de  leurs  droits  reste 
régi  par  la  législation  cantonale  jusqu'à  l'adoption  d'une  loi 
fédérale  sur  la  poursuite  pour  dettes  et  la  faillite.  Jusque 
là  on  devra  donc  s'en  tenir,  dans  chaque  canton,  aux  prin- 
cipes de  son  droit  particulier.  Il  en  sera  de  même  en  ce 
qui  concerne  le  privilège  de  la  femme  dam  la  faillite  de  son 
mari,  ce  privilège  devant  d'ailleurs  être  nettement  distingué 
des  droits  qu'il  est  destiné  à  garantir. 

Une  autre  question  qui  intéresse  les  tiers  est  celle  de 
savoir  si  l'enregistrement  ou  la  publication  doit  avoir  un 
effet  rétroactif  et  dans  quelle  mesure.  A  ce  point  se  rattache 
la  fixation  du  délai  accordé  aux  époux  pour  maintenir  leur 
régime  matrimonial  primitif.  En  1877,  le  Conseil  des  Etats 
a  cru  devoir  dire  expressément  que  le  régime  de  l'ancien 
domicile  fait  règle  à  l'égard  des  tiers  pour  les  obligations 
qui  ont  pris  naissance  avant  le  transfert  du  domicile;  cela 
nous  paraît  aller  de  soi.  Quant  aux  obligations  contractées 
postérieurement,  on  ne  peut  guère  faire  autrement  que  d'ac- 
corder un  effet  rétroactif  à  la  publication  ou  à  l'enregistre- 
ment faits  dans  le  délai  légal,  d'où  résulte  une  période 
d'inoertitude  pour  les  tiers,  qui  ignorent  si  les  époux  nou- 
vellement installés  dans  une  localité  entendent  conserver  ou 
non  leur  régime  matrimonial  primitif.  Nous  estimons  qu'il 
serait  convenable  d'abréger  le  plus  possible  le  délai  accordé 
•  aux  conjoints  pour  se  déterminer.  On  pourrait  aussi,  comme 
le  Conseil  des  Etats  l'avait  admis,  distinguer  deux  périodes: 
une  première,  pendant  laquelle  l'enregistrement  a  un  effet 
rétroactif,  et  une  seconde,  pendant  laquelle  il  peut  encore 
.avoir  lieu,  mais  sans  produire  cet  effet. 

Enfin  il  nous  paraît  qu'on  ne  doit  pas  se  contenter  d'un 
simple  enregistrement,  mais  qu'il  faut  exiger  de  plus  une 
publication.  Le  législateur  ne  doit  rien  négliger  de  ce  qui 
peut  augmenter  les  garanties  des  tiers. 
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Le  système  que  nous  venons  d'exposer  n'est  pas,  nousr 
le  reconnaissons,  à  l'abri  de  toute  critique.  Nous  croyons 
cependant  qu'il  pourrait  résister  à  l'épreuve  d'une  application 
pratique.  Des  dispositions  tout  à  fait  analogues  à  celles  que 
nous  avons  proposées  existent  dans  le  canton  de  Neuchâtel 
et  y  sont  appliquées  sans  qu'il  en  résulte  des  inconvénients.  *)• 
C'est  là  un  fait  dont  l'importance  ne  saurait   être  méconnue. 


Chapitre  IV. 

De  la  tutelle  et  de  quelques  autres  point» 
se  rattachant  ati  droit  de  famille. 

I.  De  la  tutelle  des  mineurs  et  des  interdits. 

A,    Historique. 

Déjà  sous  l'empire  du  pacte  de  1815,  plusieurs  cantons 
éprouvèrent  le  besoin  de  mettre  un  terme  aux  conflits  rela- 
tifs aux  tutelles  et  curatelles  de  confédérés  établis.  Un  con- 
cordat du  15  juillet  1822,  s'inspirant  des  anciennes  traditions,, 
soumit  la  tutelle  à  la  juridiction  et  à  la  législation  du  can- 
ton d'origine  du  mineur  ou  de  l'interdit,  et  ne  permit  à 
l'autorité  du  domicile  d'intervenir  que  dans  les  cas  d'urgence,. 
ou  ensuite  de  délégation  spéciale  de  l'autorité  du  lieu  d'ori- 
gine. La  plupart  des  cantons  de  langue  allemande  adhérèrent 
à  ce  concordat.  Au  contraire,  Vaud,  Valais,  Neuchâtel  et 
Genève,  ainsi  que  Bâle,  St.  Gali  et  les  Grisons  refusèrent 
toujours  de  s'y  soumettre.  En  outre,  plusieurs  cantons  qui 
avaient  donné  leur  adhésion  l'ont  retirée  depuis. 

Le  projet  de  1862  crut  devoir  donner  la  préférence  au 
système  territorial,  comme  plus  conforme  aux  intérêts  du 
pupille  et  comme  tenant  mieux  compte  de  l'augmentation 
considérable  du  nombre  des  confédérés  établis.  Dans  les- 
conditions  actuelles,  exposait  le  message  du  Conseil  fédéral*),. 


*)  Voir  art.  1145  et  1147  du  Code  civil  neuchâtelois  et  l'article  plus 
liant  cité  de  M.  Nessi. 

*)  Feuille  fédérale  de  1862,  III,  p.  491  et  suiv. 
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l'application  du  droit  de  la  patrie  n'est  plus  qu'une  charge 
pour  le  canton  d'origine;  si  néanmoins  ce  système  a  des 
partisans,  c'est  essentiellement  grâce  au  secret  désir  des  can- 
tons d'imposer  la  fortune  de  leurs  ressortissants  établis 
dans  un  autre  canton.  Quant  à  la  crainte  qu'on  manifestait 
de  voir  disparaître  les  biens  des  pupilles  s'ils  n'étaient  pas 
administrés  par  l'autorité  à  la  charge  de  laquelle  ceux-ci 
tomberaient  en  cas  d'indigence,  le  Conseil  fédéral  n'estimait 
pas  non  plus  que  ce  fût  là  un  argument  décisif.  Toutefois, 
le  reconnaissant  fondé  en  une  certaine  mesure,  il  proposait 
d'accorder  à  l'autorité  du  canton  d'origine  certains  droits 
d'initiative  et  de  contrôle,  entre  autres  celui  d'actionner  en 
responsabilité,  devant  le  Tribunal  fédéral,  l'autorité  tutélaire 
dont  l'administration  aurait  été  défectueuse. 

Cette  dernière  disposition  fut  retranchée  par  les  cham- 
bres. A  part  cela,  le  projet  fut  adopté  sans  changements 
importants,  malgré  l'opposition  de  M.  Staehelin,  qui,  au  Con- 
seil des  Etats,  réclama  l'application  du  droit  de  la  patrie. 
Le  même  Heimathsprincip  fut  aussi  soutenu  en  1867  par  M. 
Rtittimann  ;  cependant  ce  jurisconsulte  admettait  que,  pour 
avoir  la  paix,  il  n'y  avait  pas  trop  d'inconvénients  à  faire, 
sur  ce  point,  une  concession  aux  partisans  du  système  ter- 
ritorial *). 

'  Sauf  quelques  simplifications  résultant  de  l'adoption  de 
la  nouvelle  constitution  fédérale,  le  projet  de  1876  ne  fit 
pour  ainsi  dire  que  reproduire  les  décisions  antérieures. 
Voici  les  dispositions  qu'il  proposait: 

„Art.  8.  Chaque  canton  est  autorisé  et  en  même  temps 
obligé  à  organiser  et  à  administrer  la  tutelle  des  citoyens  suisses 
domiciliés  sur  son  territoire  (art.  2)  de  la  même  manière  que  celle 
de  ses  propres  ressortissants. 

„Est  compris  dans  la  tutelle  aussi  bien  le  soin  des  personnes 
placées  sous  tutelle  que  celui  de  l'administration  de  leurs  biens. 

„Art.  9.  La  juridiction  normale  de  la  personne  placée  sous 
tutelle  est  celle  du  lieu  où  se  trouve  l'autorité  tutélaire. 


l)  Voir  p.  42  et  suiv.  dn  rapport  cité  pins  haut 
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„Art.  10.  L'établissement  d'une  seconde  tutelle  pour  la  même 
personne  en  dehors  du  canton  où  elle  habite  est  interdit.  Reste 
néanmoins  réservé  le  droit  des  autorités  du  lieu  d'origine  de  pro- 
voquer, de  la  part  des  autorités  tutélaires  du  domicile,  la  mise 
sous  tutelle,  par  exemple  pour  cause  de  prodigalité. 

„Art.  11.  En  cas  de  changement  de  domicile,  la  tutelle 
passe  aux  autorités  du  nouveau  domicile.  Toutefois  un  simple 
changement  de  résidence  de  la  part  d'un  mineur  ou  l'entrée  d'une 
personne  placée  sous  tutelle  dans  un  asile  ou  un  hospice,  n'entrarne 
pas  la  translation  de  la  tutelle.  De  même  la  tutelle  qui  a  été 
étabMe  par  suite  d'absence  ou  par  suite  de  privation  de  la  liberté 
subsiste  pendant  la  durée  de  l'absence  ou  de  l'emprisonnement,  au 
lieu  où  elle  a  été  établie. 

„En  cas  de  contestation  entre  deux  cantons,  le  Tribunal 
fédéral  décidera  si  l'établissement  de  la  tutelle  ou,  pendant  la 
durée  de  celle-ci,  un  changement  de  domicile  ou  l'acquisition  d'un 
nouveau  droit  de  cité  est  admissible. 

„Art.  12.  L'autorité  du  domicile  est  tenue  de  donner  con- 
naissance de  l'établissement  de  la  tutelle  à  l'autorité  du  lieu 
d'origine  et  de  fournir  à  celle-ci,  chaque  fois  qu'elle  le  demandera, 
des  renseignements  sur  l'état  de  la  fortune,  ainsi  que  sur  les  cir- 
constances personnelles  et  de  famille  de  la  personne  placée  sons 
tutelle. a 

Les  modifications  apportées  par  les  chambres  à  ces  pro- 
positions se  réduisirent  à  fort  peu  de  chose.  Le  Conseil 
national  supprima  le  second  alinéa  de  l'art.  11  et  se  borna, 
relativement  à  l'admissibilité  d'un  changement  de  domicile, 
à  réserver  le  consentement  de  l'autorité  tutélaire  de  l'ancienne 
résidence.  Tout  en  réservant  aussi  ce  consentement,  le  Con- 
seil des  Etats  se  rangea  pour  le  surplus  à  la  rédaction  du 
projet. 

B.  Etude  critique  du  projet 

C'est  évidemment  l'intérêt  du  pupille  qui  doit  déterminer 
la  législation  à  laquelle  il  y  a  lieu  de  le  soumettre.  À  ce 
point  de  vue,  le  système  territorial  s'impose:  les  affaires  du 
mineur    ou   de   l'interdit   seront   nécessairement   mieux   ad- 
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ministrées  par  une  autorité  qui  peut  les  surveiller  de  près, 
que  par  une  autorité  éloignée  et  obligée  d'agir  par  corres- 
pondance. D'ailleurs,  comme  le  disait  le  Conseil  fédéral  en 
1862,  les  cantons  qui  ont  refusé  d'adhérer  au  concordat  n'ont 
pas  eu  à  s'en  repentir. 

De  même  que  le  principe  qui  est  à  sa  base,  les  détails 
du  projet  de  1876  nous  paraissent  tout  à  fait  acceptables. 
Quant  à  la  compétence  du  Tribunal  fédéral  en  matière  de 
contestations  entre  deux  cantons  sur  des  questions  de  tutelle, 
c'est  sans  doute  pour  des  motifs  de  forme  que  le  Conseil 
national  a  supprimé  la  disposition  qui  en  faisait  mention. 
En  effet,  cette  compétence  résulte  déjà  de  l'art.  57  de  la  loi  de 
1874  sur  l'organisation  judiciaire  fédérale1). 

À  propos  des  tutelles,  le  message  se  prononce  pour  l'assi- 
milation des  Suisses  simplement  en  séjour  aux  Suisses  établis, 
en  rappelant  que  la  législation  applicable  est  celle  du  domi- 
cile, c'est-à-dire  d'un  séjour  durable.  Pour  les  mineurs,  les 
personnes  admises  dans  les  établissements  de  bienfaisance, 
les  détenus  ou  les  absents,  un  simple  changement  de  rési- 
dence n'entraînerait  donc  pas  un  changement  de  domicile. 
Tout  en  nous  référant  à  ce  qui  a  été  dit  plus  haut,  nous 
approuvons  ces  restrictions,  qui  sont  d'ailleurs  conformes  au 
système  du  droit  français,  suivi  par  la  loi  en  matière  de 
domicile. 

Enfin  nous  admettons  encore ,  avec  le  message ,  que  la 
loi  ne  doit  s'appliquer  qu'entre  cantons  et  autorités  tutélaires 
de  divers  cantons,  mais  reste  absolument  étrangère  aux  rap- 
ports des  autorités  tutélaires  d'un  môme  canton.  C'est  ce  qui 
résulte  du  but  de  la  loi,  qui  n'est  pas  de  créer  l'uniformité, 
mais  de  prévenir  les  conflits. 

II.  De  la  tutelle  des  femmes. 

Un  article  proposé  en  1862  et  adopté  par  les  chambres 
•consacrait   le    système   territorial  en  matière  de  tutelle  du 


*)  C'est  ainai  da  reste  qne  le  Conseil  fédéral  paraît  l'avoir  compris. 
Voir  p.  67  dn  message. 
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sexe.  En  1876,  de  même,  le  Conseil  national  crut  devoir 
régler  ce  point  et  adopta  un  art.  12  bis,  qui  limitait  le  plus 
possible  cette  institution.  Le  Conseil  des  Etats  retrancha 
cette  disposition. 

A  l'heure  qu'il  est,  toute  discussion  relative  à  la  tutelle 
du  sexe  est  sans  objet,  puisque  cette  institution  a  été  abolie 
pour  toute  la  Suisse  par  les  art.  5  et  8  de  la  loi  fédérale  dtL 
22  juin  1881  sur  la  capacité  civile.1) 

III.  Des  rapports  juridiques  entre  parents  et  enfants,  de  la 
reconnaissance  des  enfants  naturels  et  de  l'adoption. 

En  1862,  le  Conseil  fédéral  proposait  de  soumettre  ce 
qui  concerne  la  légitimation  et  l'adoption  à  la  loi  du  canton 
dont  Tindigénat  est  revendiqué.2)  Contrairement  à  la  décision 
du  Conseil  des  Etats,  qui  admettait  aussi  à  cet  égard  le 
principe  de  la  nationalité,  le  Conseil  national  supprima  toute 
disposition  sur  ce  point. 

La  loi  du  24  décembre  1874  ayant  unifié  ce  qui  a  trait 
à  la  légitimation  par  mariage  subséquent,  la  question  a  perdu 
de  son  importance.  Toutefois  le  projet  de  1876  renfermait 
un  article  7,  qui  a  été  adopté  par  les  chambres  et  qui  est 
ainsi  conçu: 

„Les  questions  relatives  aux  rapports  juridiques  entre  parents 
et  enfants,  à  la  reconnaissance  des  enfants  nés  hors  mariage  et  à 
l'adoption,  sont  également  soumises  à  la  législation  et  à  la  juri- 
diction du  domicile.  Lorsqu'un  de  ces  rapports  de  droit  a  été 
valablement  constitué,  il  ne  cesse  pas  de  déployer  ses  effets  juri- 
diques par  le  fait  d'un  changement  de  domicile." 

Ainsi  que  le  dit  le  message,  la  question  de  l'adoption 
présente  certaines  difficultés,  cette  institution  n'existant  pas 
dans  tous  les  cantons.  L'inconvénient  résultant  de  ce  qu'une 
adoption,  quoique  prohibée  par  le  canton  d'origine,  serait 
toujours  possible  néanmoins,  grâce  à  un  changement  de  domi- 


l)  Voir  à  ce  sujet  le  message  du  Conseil  fédéral,  Feuille  fédérait,. 
année  1879,  III,  p.  831  et  suiv.,  ainsi  que  le  commentaire  de  M.  le  pro- 
fesseur Schneider  sur  Fart  5  précité. 

*)  Voir  Feuille  fédérale  de  1862,  III,  p.  490,  et  art  12  du  projet 
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eile  de  l'adoptant,  a  été  relevé,1)  et  est  certainement  grave.- 
II  nous  paraît  qu'il  conviendrait  de  faire  ici  une  concession 
aux  partisans  de  la  personnalité  du  droit.  La  plupart  des 
cantons  Suisses  n'admettant  pas  l'adoption,  le  législateur 
fédéral  ne  doit  pas  la  favoriser;  d'ailleurs  le  système  terri- 
torial, en  permettant  d'éluder  toutes  les  prohibitions,  donnerait 
certainement  Heu  à  bien  des  abus. 

Quant  aux  rapports  entre  parents  et  enfants,  et  à  la 
reconnaissance  des  enfants  naturels,  le  système  territorial,, 
c'est-à-dire  l'application  de  la  loi  du  domicile  des  parents, 
se  justifie  pleinement.  Spécialement,  il  y  a  lieu  de  favoriser 
les  reconnaissances  d'enfants  nés  hors  mariage,  à  moins 
qu'elles  ne  soient  frauduleuses,  auquel  cas  les  tribunaux  peu- 
vent toujours  intervenir.  D'ailleurs  les  contestations  entre 
communes  de  différents  cantons,  touchant  le  droit  de  cité, 
peuvent  être  portées  au  Tribunal  fédéral  en  vertu  de  l'art.  110* 
de  la  Constitution. 


Chapitre  V. 

Dee  auccegglona. 

I.  Historique. 
A.  Concordat  de  1822  et  projet  de  1862. 

Le  concordat  lié  le  15  juillet  1822  entre  un  certain 
nombre  de  cantons,  au  sujet  de  la  faculté  de  tester  et  des- 
droits  d'hérédité,  consacre,  ici  encore,  l'application  de  la  loi 
du  canton  d'origine  du  défunt  en  ce  qui  concerne  la  dévo- 
lution de  la  succession,  qu'elle  soit  testamentaire  ou  qu'elle 
ait  lieu  ab  intestat.  Les  droits  de  l'autorité  du  domicile  se 
bornent  à  l'apposition  des  scellés  et  à  la  prise  d'inventaire» 
De  plus,  la  forme  extérieure  du  testament  est  soumise  à  la 
loi  du  lieu  où  il  est  dressé.  Enfin  le  concordat  a  prévu  et  réglé- 


l)  Voir  l'article   cité   plus  haut  de  M.  Ganlis  dans  la  Gazette  des 
Tribunaux  suisses. 
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le  cas  où  le  défunt  aurait  le  droit  de  bourgeoisie  dans  plu- 
sieurs cantons.1) 

Toute  la  Suisse  romande  et,  en  outre,  Zoug,  Bâle,  St. 
Gali  et  les  Grisons  ont  refusé  d'adhérer  à  ce  concordat; 
d'autres  cantons  s'en  sont  retirés« 

Pour  les  successions,  comme  pour  les  tutelles,  le  projet 
de  18622)  donna  la  préférence  au  système  territorial,  les 
autorités  du  canton  du  domicile  devant  cependant  aviser  celles 
du  canton  d'origine  du  défunt  du  décès  de  leur  ressortissant. 
Le  projet  réservait  en  outre  que  les  immeubles  ne  pourraient 
être  grevés  ni  par  testament,  ni  par  des  conventions  matri- 
moniales ou  des  institutions  contractuelles,  de  charges  non 
admissibles  d'après  les  lois  du  canton  de  leur  situation. 
Quant  à  la  forme  des  actes,  il  reconnaissait  comme  valables 
ceux  dressés  conformément  à  la  législation  du  lieu  de  leur 
confection,  ou  encore  à  celle  du  canton  de  l'établissement. 
Enfin  il  consacrait,  comme  un  point  capital,  le  principe  de 
l'unité  de  la  succession. 

En  justifiant  ces  propositions,  le  message8)  constatait  que 
les   difficultés   se  font   sentir  plutôt  en  ce  qui  concerne  les 
successions  testamentaires  qu'en  matière   de   successions  ab 
intestat.  Pour  celles-ci,  en  effet,  l'intérêt  public  exige  seule- 
ment qu'il  y  ait  une  règle   positive,    peu  importe  laquelle; 
mais   les    premières   soulèvent  la   question  de  la  liberté  de 
tester,  fort  étendue  dans  certains  cantons,  très-restreinte  dans 
d'autres.   Bien   que  l'adoption  du  système  territorial  permît 
d'éluder  les  prohibitions  du  droit  de  la  patrie  par  un  simple 
transfert  de  domicile,   le  Conseil  fédéral  ne  crut  pas  devoir 
s'arrêter  à  cette  objection.  Si  les  abus  sont  possibles,  disait- 
il,  ils  le  sont  déjà  actuellement,   puisqu'on  pourrait  toujours 
éluder  les  restrictions   apportées  à  la  faculté  de  tester,    en 
transférant  son  domicile    dans  un  canton  non  concordataire. 


x)  Un  antre  concordat,  dn  24  juillet  1826,  stipulait  l'égalité  de  droits 
-«ntre  ressortissants  de  divers  cantons  appelés  à  une  même  succession,  ü 
a  été  abrogé  par  la  constitution  de  1848. 

*)  Art.  24  à  28. 

•)  Voir  Feuille  fédérale  de  1862,  III,  p.  494  et  suiv. 
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Pourtant,  malgré  cette  possibilité,  l'expérience  a  démontré 
que  les  abus  sont  extrêmement  rares.  D'ailleurs,  concluait 
le  message,  s'il  y  en  a  de  temps  en  temps,  le  mal  n'est  pas 
bien  grand.  „Les  législations  qui  limitent  trop  la  faculté  de  tester 
et  forcent  par  là  le  citoyen  à  laisser  toute  sa  fortune  à  dea 
parents  qui  lui  sont  restés  étrangers  pendant  toute  sa  vie,  eu 
laissant  de  côté  toutes  les  personnes  que  des  liens  d'amitié  et 
d'affection  rapprochaient  de  lui  sa  vie  durant,  se  rendent  aussi 
coupables  d'une  grande  dureté  et  d'une  grande  injustice.  Or,  si 
l'on  doit  choisir  entre  deux  maux,  il  vaut  enfin  mieux  se  décider 
pour  la  manière  de  procéder  qui  laisse  le  plus  d'espace  à  la  liberté 
individuelle." 

Sauf  M.  Stäbelin,  la  Commission  du  Conseil  des  Etats 
se  montra  favorable  à  l'adoption  du  principe  territorial;  mais 
le  Conseil  lui-même,  préférant  le  statu  quo  au  système  du 
projet,  décida  de  supprimer  purement  et  simplement  le  cha- 
pitre relatif  aux  successions. 

Au  Conseil  national,  il  y  eut  aussi  des  divergences  pro- 
tondes. Tandis  qu'une  minorité  soutenait  le  point  de  vue  du 
projet,  le  majorité  se  prononçait  pour  l'application  du  droit 
de  la  patrie.1)  Elle  estimait  que  les  dispositions  du  concordat 
étaient  entrées  dans  les  mœurs,  et  qu'il  fallait  d'ailleurs 
attacher  une  grande  importance  au  traité  conclu  avec  la  France 
en  1828,  lequel  soumettait  aussi  les  successions  des  ressor- 
tissants des  deux  Etats  au  droit  de  la  patrie. 

Ce  fut  cette  dernière  manière  de  voir  qui  prévalut  au 
sein  du  Conseil  national.  On  sait  que  ce  vote  engagea  le 
Conseil  des  Etats  à  rejeter,  quelques  jours  après,  l'ensemble 
du  projet. 

8.  Projet  de  1876. 

Le  système  de  la  nationalité,  recommandé  par  M.  le  pro- 
fesseur Rüttimann  aussi  en  matière  de  successions,8)  avait 
été  admis  dans  le  traité  conclu  entre  la  Suisse  et  la  France 


*)  Voir  Feuiïle  fédérale  de  1863,  IH,  p.  10  et  sniv. 
*)  Voir  le  rapport  cité  pins  haut,  p.  46. 
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en  1828.  Il  fut  de  nouveau  consacré  par  la  convention  passée 
entre  ces  deux  pays  le  15  juin  1869.  *) 

Toutefois,  dans  son  projet  de  1876,  le  Conseil  fédéral 
n'hésita  pas  à  proposer  de  nouveau  le  Système  territorial, 
en  s'en  référant  d'ailleurs,  pour  les  motifs,  au  message  du 
15  juillet  1862.  Il  faisait  cependant  une  exception  pour  les 
-Suisses  décédés  à  l'étranger.  Voici  les  dispositions  qu'il  pro- 
posait : 

»Art.  13.  La  succession  d'un  citoyen  suisse  domicilié  en 
Suisse  est  soumise  à  la  législation  et  à  la  juridiction  du  lieu  où 
le  défunt  avait  son  domicile  au  moment  de  la  mort;  celle  d'un 
citoyen  suisse  domicilié  hors  de  la  Suisse,  à  la  législation  et  à  la 
juridiction  de  son  lieu  d'origine,  dans  la  limite  où  le  droit  suisse 
doit  être  appliqué. 

nArt.  14.  La  forme  des  testaments  et  dispositions  de  dernière 
volonté  est  réglée  par  la  législation  du  lieu  où  ces  actes  ont  été 
faits.  * 

De  leur  côté,  les  chambres  se  bornèrent  à  préciser  ces 
principes  en  renvoyant  aux  dispositions  générales  pour  la  dé- 
termination du  domicile.  Le  Conseil  national  ajouta  la  men- 
tion des  traités  d'hérédité  à  l'article  consacrant  la  règle  locus 
regit  actum.  Enfin  les  deux  chambres,  prévoyant  le  cas  d'un 
double  indigénat  du  Suisse  décédé  à  l'étranger,  adoptèrent 
à  cet  égard  une  disposition  que  nous  avons  déjà  rappelée 
plus  haut,  ce  qui  nous  dispense  d'y  revenir. 

II.  Examen  critique  du  projet. 

L'exposé  qui  précède  établit  qu'aujourd'hui  l'adoption  du 
système  territorial  en  matière  de  successions  rencontrera 
beaucoup  moins  d'opposition  qu'autrefois.  Aux  cantons  qui 
ont,  dès  l'origine,  refusé  leur  adhésion  au  concordat  de  1822, 
d'autres  sont  venus  s'ajouter  par  un  retrait  volontaire»  C'est 
la  preuve  que  le  principe  de  la  territorialité  est  le  plus  con- 
forme à  la  nature  intime  des  rapports  juridiques  auxquels 
donne  naissance  l'ouverture  d'une  succession. 


*)  Voir  l'art.  5  de  cette  convention. 
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Quant  à  la  liberté  de  tester,  les  cantons  où  la  quotité 
disponible  varie  de  la  moitié  au  quart  de  la  fortune  du 
testateur  représentent  à  eux  seuls  une  population  de  plus 
de  2  millions  d'habitants,  c'est-à-dire  environ  les  5/7  de  la 
population  totale  de  la  Suisse.  On  ne  comprendrait  donc 
pas  que  le  législateur  fédéral  renonçât  au  système  territorial 
dans  l'unique  crainte  de  voir  les  ressortissants  des  cantons 
représentant  les  deux  autres  septièmes  éluder  les  lois  restric- 
tives de  leur  pays  d'origine.  Disons-le  franchement:  ces 
prohibitions  ne  sont  plus  de  notre  âge;  elles  répugnent  au 
plus  haut  degré  aux  principes  de  liberté  qui  sont  à  la  base 
de  notre  civilisation  moderne,  et  le  législateur  fédéral  ferait 
certainement  une  œuvre  de  recul  s'il  les  encourageait. 

Enfin,  l'application  du  droit  de  la  patrie  aux  Suisses 
décédés  à  l'étranger,  sous  réserve  des  traités,  nous  paraît  se 
justifier.  Mais  la  Confédération  est-elle  compétente  pour  con- 
sacrer ce  principe  ?  On  peut  en  douter,  puisqu'il  ne  s'agit  ni 
de  personnes  établies  en  Suisse,  ni  de  Suisses  en  séjour,  ni 
d'étrangers  à  la  Suisse. 


Chapitre  VI. 


Dee  immeuble^  de  la  forme  des  actes  et 
de  la  procédure« 

Ainsi  qu'on  l'a  vu  plus  haut,  le  projet  de  1876  envisage 
la  loi  sur  les  rapports  de  droit  civil  comme  une  loi  générale, 
consacrant  l'application  de  la  législation  du  domicile  pour  tous 
les  rapports  juridiques  qu'elle  n'excepte  pas  expressément. 
Il  faut  donc  se  demander  si  les  restrictions  qu'elle  apporte 
au  principe  de  la  territorialité  sont  suffisantes  ou  non. 

Trois  questions  ont  attiré  notre  attention  à  cet  égard: 
ce  sont  celles  qui  concernent  les  droits  réels  sur  les  im- 
meubles, la  forme  des  actes,  et  la  procédure,  spécialement  les 
moyens  de  preuve. 


è,1*«**4 
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L  Des  droits  réels  sur  les  immeubles. 

Sauf  le  cas  où  ils  sont  envisagés  comme  faisant  partie 
d'ime  unité  juridique  (par  exemple  d'une  succession),  toute» 
les  législations  sont  d'accord  pour  admettre  que  les  immeuble» 
sont  soumis  à  la  loi  du  pays  où  ils  sont  situés,  quant  aux 
droits  réels  dont  ils  peuvent  être  l'objet.  Le  législateur 
fédéral  a-t-il  entendu  s'écarter  de  cette  règle  relativement 
aux  immeubles  possédés  par  des  personnes  établies  en  Suisse 
ou  des  Suisses  en  séjour?  Nous  sommes  persuadé  que  non. 
Mais  il  n'en  est  pas  moins  vrai  que  le  texte  si  positif  de 
l'art.  1"  du  projet  pourrait  conduire  à  une  interprétation  con- 
traire. Aussi  pensons-nous  qu'il  serait  utile  de  compléter  la 
loi  par  une  disposition  consacrant  expressément  l'application 
de  la  lex  rei  sitae  aux  immeubles  appartenant  à  des  per- 
sonnes qui  rentrent  dans  l'une  ou  l'autre  des  catégories  men- 
tionnées ci-dessus. 

II-  De  la  forme  des  actes  civils. 

Le  projet  de  1876  consacre  la  règle  locus  regit  actum, 
mais  seulement  en  ce  qui  concerne  les  dispositions  de  der- 
nière volonté.  En  outre  il  ne  dit  pas  si  elle  est  obligatoire 
ou  non. 

Nous  croyons  que  la  loi  devrait  trancher  ce  point.  Elle 
pourrait  d'ailleurs  régler  la  matière  d'une  façon  générale, 
comme  l'a  fait,  par  exemple,  le  Code  civil  italien,  à  l'art.  9 
des  dispositions  préliminaires,  ainsi  conçu: 

„Les  formes  extrinsèques  des  actes  entre  vifs  et  des  disposi- 
tions de  dernière  volonté  sont  déterminées  par  la  loi  du  lieu  où 
ils  sont  faits.  Toutefois  les  contractants  ou  disposants  peuvent 
suivre  les  formes  admises  par  leur  loi  nationale,  pourvu  que  celle- 
ci  soit  commune  à  toutes  les  parties/ 

Si  cette  restriction  était  admise,  il  faudrait  sans  doute 
réserver  les  actes  emportant  des  droits  réels  sur  des  im- 
meubles. La  forme  de  pareils  actes  doit  évidemment  être 
régie  d'une  manière  absolue  par  la  loi  du  lieu  de  la  situation. 

Constitutionnellement ,  au  surplus,  la  loi  fédérale  ne 
serait  applicable    qu'aux    actes   que    des    confédérés   ou   des- 
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étrangers  feraient  valoir  dans  le   canton  où  ils  sont  établis 
ou  en  séjour. 


III.  De  la  procédure  et  notamment  des  moyens  de  preuve. 

Les  lois  de  procédure  applicables  à  une  cause  sont 
évidemment  celles  du  lieu  où  elle  est  pendante.  Quant  au 
for,  les  cantons  sont  de  même  souverains,  sous  réserve  des 
dispositions  des  art.  58  et  59  de  la  constitution  fédérale. 

Mais  il  est  une  partie  de  la  procédure  qui  se  rattache 
intimement  au  droit  civil:  c'est  la  théorie  des  preuves.  On 
peut  donc  se  demander  si  la  loi  sur  les  rapports  de  droit 
civil  doit  s'occuper  de  ce  point,  ou  le  laisser  de  côté. 

La  question  elle-même  a  déjà  été  traitée  Tannée  der- 
nière dans  les  rapports  présentés  à  la  Société  suisse  des 
juristes  par  MM.  les  professeurs  Zeerleder  et  Carrard.  Le 
premier  estimait  qu'en  cas  de  collision  les  règles  concernant 
les  preuves  devaient  être  déterminées  par  la  loi  du  lieu  où 
le  procès  est  pendant;  au  contraire,  le  second  demandait  que 
le  contrat  pût  être  établi  par  les  preuves  admises  au  lieu  où 
il  a  été  conclu1). 

Au  point  de  vue  qui  est  le  nôtre,  la  question  n'a  d'im- 
portance qu'en  ce  qui  concerne  les  établis  et  les  séjournants« 
Encore  faut-il  se  demander  si  la  Confédération  est  compétente 
pour  régler  des  rapports  de  droit  appartenant  à  la  procédure 
plutôt  qu'au  droit  civil.  Même  en  admettant  l'affirmative, 
elle  ne  pourrait  disposer  que  pour  les  plaideurs  confédérés 
ou  étrangers,  mais  non  pour  les  parties  qui  plaideraient  dans 
leur  propre  canton,  alors  même  qu'elles  auraient  contracté 
ailleurs.  Dans  ces  conditions,  il  est  préférable  que  la  loi 
fasse  complètement  abstraction  des  questions  de  procédure  et 
des  moyens  de  preuve.  Si  des  conflits  peuvent  surgir  dans 
ce  domaine,  ils  proviennent  de  tout  autres  causes  que  du 
fait  de  l'établissement  ou  du  séjour  de  confédérés  ou  d'étran- 


l)  Voir  Veriiandlungen  des   schweizerischen  Juristenvereins,   1883, 
L  p.  46  et  78. 
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gers;  la  loi  prévue  aux  art.  46  et  47  de  la  Constitution  ne 
peut  donc  y  remédier. 


Conclusione  et  thèses. 

Les  efforts  répétés  que  le  législateur  fédéral  a  faits  en 
vue  de  remédier  aux  inconvénients  résultant  du  conflit  des  lois 
cantonales  n'ont  pas  été  couronnés  de  succès  jusqu'ici.  Ce- 
pendant ces  conflits  sont  réels,  et  la  Confédération  a  le  pou- 
voir d'y  parer,  en  grande  partie  du  moins.  Bien  que  le 
moment  actuel  ne  soit  point  favorable  à  l'élaboration  de  lois 
fédérales,  nous  pensons  cependant  qu'il  y  a  lieu  de  reprendre 
celle  prévue  à  l'art.  46  de  la  constitution,  afin  de  sortir  de 
l'état  d'incertitude  qui  existe  aujourd'hui  relativement  aux 
rapports  de  droit  civil  des  Suisses  établis  ou  en  séjour. 
L'œuvre  ne  pourra  toutefois  réussir  que  si  l'on  se  pénètre  de 
l'idée  qu'une  solution  même  imparfaite  est  encore  préférable 
au  statu  quo.  C'est  en  nous  plaçant  à  ce  point  de  vue  et 
en  subordonnant,  au  besoin,  notre  manière  de  voir  personnelle 
à  l'intérêt  considérable  qui  s'attache  au  succès  d'une  nou- 
velle tentative,  que  nous  formulons  comme  suit  les  plus  im- 
portants des  principes  que  nous  voudrions  voir  consacrés  par 
la  loi: 

Thèses. 

1°  Conformément  à  l'art.  46  de  la  Constitution  fédérale, 
les  personnes  établies  en  Suisse  sont  soumises,  pour  leurs 
rapports  de  droit  civil,  à  la  législation  et  à  la  juridiction 
du  lieu  de  leur  domicile,  toutes  les  fois  que  la  loi  n'en  dis- 
pose pas  autrement. 

2°  En  ce  qui  concerne  leurs  rapports  de  droit  civil,  les 
Suisses  en  séjour  sont  assimilés  aux  personnes  établies  en 
Suisse  (art.  47  de  la  Constitution  fédérale). 

3°  Sous  réserve  des  traités,  la  même  assimilation  a  lieu 
pour  les  étrangers  établis  ou  en  séjour  en  Suisse* 
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4°  Le  domicile  d'une  personne  est  l'endroit  où  elle  habite 
^réellement,  avec  l'intention  que  cette  habitation  soit  durable. 
La  détermination  du  domicile  dépend  des  circonstances  de 
.fait  de  chaque  cas  particulier;  les  permis  administratifs  n'ont 
pas,  par  eux-mêmes,  de  valeur  probante  à  cet  égard,  mais 
constituent  de  simples  éléments   de  conviction  pour  le  juge« 

Un  établissement  commercial  peut  être  envisagé  comme 
un  domicile  spécial,  produisant,  relativement  aux  affaires  qui 
s'y  traitent,  les  effets  que  la  loi  attache  au  domicile  pro- 
prement dit. 

5°  Le  régime  matrimonial  quant  aux  biens,  primitive- 
ment adopté  par  les  époux,  demeure  immuable  en  ce  qui  les 
concerne.  A  défaut  d'un  contrat  de  mariage,  lequel  doit  être 
conforme  aux  lois  de  l'endroit  où  il  est  stipulé,  ce  régime 
est  déterminé  par  la  loi  du  lieu  que  les  époux  ont  choisi 
pour  domicile  immédiatement  après  leur  mariage« 

6°  Même  vis-à-vis  des  tiers,  les  époux  peuvent,  en  cas 
de  changement  de  domicile,  conserver  leur  régime  matrimonial 
primitif,  moyennant  une  publication  faite  à  l'instance  de  l'un 
ou  de  l'autre  des  époux,  dans  le  délai  fixé  par  la  loi. 

L'action  paulienne  demeure  d'ailleurs  réservée  au  profit 
des  tiers  dans  les  limites  fixées  par  le  droit  commun. 

7°  Tout  ce  qui  concerne  les  tutelles  et  les  curatelles  est 
soumis  à  la  législation  et  à  la  juridiction  du  lieu  où  le 
pupille  est  domicilié. 

Les  rapports  entre  parents  et  enfants,  ainsi  que  la 
reconnaissance  des  enfants  nés  hors  mariage,  sont  de  même 
soumis  à  la  législation  du  domicile. 

Au  contraire,  la  loi  du  lieu  d'origine  règle  ce  qui  concerne 
l'adoption« 

8°  Sous  réserve  des  dispositions  des  traités  internationaux, 
les  successions  de  personnes  domiciliées  en  Suisse  lors  de 
leur  décès  s'ouvrent  au  lieu  de  leur  domicile  et  sont  soumises 
it  la  législation  et  à  la  juridiction  de  ce  lieu« 

En  revanche  et  sous  la  même  réserve,  les  successions  de 
Suisses  décédés  domiciliés  à  l'étranger  sont  soumises  à  la  loi 
<le  leur  lieu  d'origine. 
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9°  Les  droits  réels  dont  les  immeubles  peuvent  être- 
l'objet  sont  régis  par  la  législation  du  lieu  de  leur  situation,» 
quelle  que  soit  la  loi  applicable  à  la  personne  ou  aux  biena- 
mobiliers  de  leur  propriétaire. 

10°  H  y  a  lieu  d'introduire  dans  la  loi  sur  les  rapporta 
de  droit  civil  une  disposition  consacrant  l'application  de  la. 
règle  locus  regit  actum  à  la  forme  des  actes  civils. 

Au  contraire,  la  loi  doit  s'abstenir  de  régler  ce  qui 
touche  à  la  procédure  et  aux  moyens  de  preuve. 


k: 


Referat 

von  Herrn  Adrokat  Dr.  J.  L.  Weibel  in  Luzern. 


Die  rechtliche  Behandlung  des  Wuchers.1) 


Am  5.  Oktober  1866  behandelte  der  schweizerische 
■Juristenyerein  die  „Wucherfraga"  in  seiner  Versammlung  zu 
Aarau;  Prof.  Walther  Munzinger  erstattete  das  Referat. 
Nach  einer  geschichtlichen  Darstellung  trat  Munzinger  zuerst 
an  die  Fraga  heran,  oh  eine  Beschränkung  des  Zinsfusses 
überhaupt  oder  doch  in  einem  gewissen  Umfange  zu  recht- 
fertigen sei*    Er  verneinte  die  Frage  durchweg  und  speziell 

l)  Die  Litteratur  des  Wuchers,  welche  eine  äusserst  reiche  ist,  siehe 
bei  v.  Lilienthal  in  Holteendorffs  Rechtste.  3.  Aufl.  S.  1365  f.  Hr. 
Prof.  Dr.  y.  Lifienthal  hat  dem  Ref.  durch  Vermittlung  des  Hrn.  Prof. 
Dr.  J.  J.  Treichler  eine  reiche  Littérateur  zur  Verfügung  gestellt,  wofür 
Beiden  anmit  der  wärmste  Dank  bezeugt  wird. 

Aus  den  Gantonen  giengen  uns  mehr  oder  weniger  eingehende  Referate 
zu  von  folgenden  Herren:  Prof.  Dr.  Zeerleder,  Bern,  Bezirksrichter  Dr. 
Nascheier,  Zürich,  Staatsanwalt  Dr.  Schmid,  Uri,  Dr.  Friedr.  Schreiber, 
Schwyz,  Dr.  G.  Deschwanden,  Nidwaiden,  Gerichtspräsident  Adalb.  Wirz, 
Obwalden,  Advokat  Ghaliati,  Giarus,  Fürsprech  G.  Zürcher,  Zug,  Advokat 

*  G.  Grivet,  Freiburg,  Landammann  Vigier,  Solothurn,  Staatsanwalt  Dr.  Zutt, 
Baselstadt,  Staatsanwalt  Dr.  Holinger,  Baselland,  Gerichtspräsident  Ziegler, 
Schaifhausen,  Obergerichtschreiber  Hohl,  Ausserrhoden,  Landammann  Rusch, 
lanerrhoden,  Advokat  Dr.  Arthur  Hoffmann,  St.  Gallen,  R.-R.  Manatschal, 
Graubünden,  Fürsprech  Dr.  Blattner,  Aargau,  R.-R.  Hafter,  Thurgau,  Dr. 
St  Gabuzzi,  Advokat,  Tessin,  Kantonarichter  Gustave  Gorrevon,  Waadt, 
Ständerath  Glausen,  Wallis,  Prof.  Mentha,  Neuenburg  und  Advokat  William 
Serment  in  Gent    Ihnen  Allen  gilt  unser  herzlichster  Dank,  dem  Herrn 

•  C.  Zürcher  noch  speoiell  fur  die  Mittheilung  von  vielem  kleinen  Details  aus 
.Zeitungen  der  Schweiz  und  des  Auslandes. 
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auch  mit  Bücksicht  auf  die  hypothekarischen  Darleihen ,    dac 
man  auch  hier   die  Freiheit  des  Verkehres   nicht   ungestraft 
beschränke   und   von  Seiten   des  Staates  besser  und  erfolg- 
reicher mit  Hypothekarbanken    als   mit    der   Regelung    des 
Zinsfiisses  die  Bewucherung  von  Grund  und  Boden  bekämpfe. 
Die  weiteren   zivilrechtlichen  Fragen  betreffend  das  Verbot 
des  Anatocismus    und   das  Verbot,    vorläufige  Abzüge    vom 
dargeliehenen  Kapitale  zu  machen,    beantwortete  Munzinger 
ebenfalls   negativ.     „Es   widerspricht  auch   der  Moral,    dem 
Schuldner  Schutz  zu  gewähren  gegen  ein  Versprechen,     das 
er   freiwillig   gegeben    hat.tf     Bezüglich  der  strafrechtlichen 
Bestimmungen  über  den  Wucher  wies  Munzinger  darauf  hin, 
dass  dieselben  allerdings  auch    beibehalten    werden  können, 
wenn  das  gesetzliche  Zinsmaximum  wegfällt,,  wenn  man   den 
strafrechtlichen   Wucher    nicht    im   Nehmen,  höherer  Zinse, 
sondern  in  der  Ausnützung   der  Noth  oder  des  Leichtsinnes 
des  Kreditsuchenden  erblickt.     „Es  erscheint  mir  nun  zwar, 
so  schlo88  Munzinger,  gerechtfertigt,    um  den  Uebergang 
zur  Zinsfreiheit  zu  vermitteln  und  um  ängstliche   Ge- 
müther zu  beruhigen,  eine  strafrechtliche  Wucherbestimnrang 
noch  beizubehalten.     Dagegen   halte    ich    es   prinzipiell    für 
richtiger,   den  strafrechtlichen  Begriff  des  Wuchers  ebenfalls 
fallen  zu  lassen.     Denn  was  man  darunter  begreift,  ist  ent- 
weder gar  nicht  strafrechtlicher  Natur    oder  fällt   unter  den 
Begriff  des  Betrugs.     Das  Benützen  '  der  Noth   eines  Andern 
ist  moralisch  verächtlich,  aber  es  ist  kein  fester  Begriff,  um 
daraus  ein  Verbrechen    zu   definiren."1)    In  der  Diskussion 
fand  das  Referat  einzig  bezüglich   der  schrankenlosen  Zins- 
freiheit bei  hypothekarischen  Darlehen  eine  Opposition  durch. 
Hrn.  Gerichtsschreiber  Meili  in  Hinweil,    sonst  blieb  es  un- 
beanstandet.2)    Man  konnte  sich  seither  für  die  Wucherfrei- 
heit   mit   einem   gewissen  Rechte    auf  den   schweizerischen 
Juristenverein  berufen  und  hat  es  wohl  auch  gethan. 

Wenn   der  Vorstand  des   Juristenvereines  die  Wucher— 
frage  neuerdings  zum  Gegenstände  der  Verhandlung  im  Ver— 

*)  Zeitschr.  t  schw.  Rocht  Bd.  XV.  &  4fc-78~ 
*)  1.  c.  8.  6. 
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eine  macht;  so  ist  das  offenbar  in  dem  Gedanken  geschehen, 
dass  mit  den  Verhandlungen  vom  Jahre  1866  die  Frage  nicht 
erledigt  sei,  theilweise  auch  in  dem  Gefühle,  dass  er  die 
Pflicht  habe,  der  seither  vollzogenen  Aenderung  der  bezüg- 
lichen Ansichten  ebenso  Zeugniss  zu  geben  wie  er  vor  18 
Jahren  der  damaligen  Strömung  der  Geister  sein  Ansehen 
lieh.  In  der  That  hat  das  paradoxe,  1872  gesprochene  Wort 
unseres  Lehrers  Helferich  in  München:  „Wir  sind  ja  Alle 
einig,  dass  die  Wuchergesetze  abgeschafft  werden  müssen, 
aber  mit  ganz  ruhigem  Gewissen  hat  noch  kein  Ehrenmann 
für  deren  Abschaffung  gestimmt,"  sehr  bald  seine  Bestätigung 
gefunden  in  dem  Kufe  nach  neuen,  wenn  auch  anders  ge- 
arteten Wuchergesetzen.  Vielleicht  hat  die  Gesetzgebung 
grosser  und  kleiner  Staaten  in  der  Neuzeit  auf  keinem  Ge- 
biete sich  so  sehr  in  Gegensätzen  bewegt  wie  hier  auf  dem 
Gebiete  der  Wuchergesetze. 

Auch  wir  werden  daher  einen  Rückblick  auf  die  ge- 
schichtliche Entwickelung  der  Frage  machen  müssen,  um 
uns  über  den  jetzigen  Stand  derselben  Klarheit  zu  ver- 
schaffen. 

I. 

a.  Das  alte  Eom,  von  dem  wir  ja  unsere  juristische 
Bildung  herleiten,  begann  mit  voller  Zinsesfreiheit,  und  der 
den  Bömern  eigene  Sinn  für  Entwickelung  und  Befestigung 
jeder  Art  von  Macht  und  Herrschaft  führte  frühzeitig  zu  den 
ärgsten  Bedrückungen  der  armen  Plebs  durch  die  begüterten 
Patrizier.  Die  Kämpfe  zwischen  den  Patriziern  und  Plebeiern 
waren  daher,  wie  wir  wissen,  zugleich  Kämpfe  um  einen 
gesetzlichen  Zinsfuss,  da  man  damals  nichts  auf  das  Er- 
messen des  Richters,  Alles  jedoch  auf  strenge  Formeln  ab- 
zustellen gewohnt  war.  Primo  duodecim  tabulis  sanctum, 
ne  quis  unciario  foenore  (10%)  amplius  exeroeret,  cum  antea 
ex  libidine  locupletium  agitaretur.1)  Später  wurde  der  Zins- 
fuss wiederholt  reduciert  und  erhöht,  zudem  der  Wucher  mit 
der  poena  ^quadrupli  und  später  mit  Infamie  bestraft.    Der 

l)  Tacit  &nn.  VI,  16. 
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Wucher  machte  sich  bei  dem  Naturell  der  Römer  sehr  breit. 
Während  der  alte  Cato  in  seiner  Schrift  de  re  rustica  den 
Wudherer  mit  Mördern  vergleicht  (quid  foenerari,,  quid  homi- 
nem occidere?),  verschmähte  es  der  tugendhafte  Marcus 
Brutus,  der  Schwiegersohn  des  jungem  Cato,  nicht,  48%  zu 
nehmen,  wobei  die  Summe,  welche  in  6  Jahren,  wenn  man 
jährlich  den  Zins  zum  Kapitale  schlug,  10500  erreichte,  statt 
dessen  auf  16800  anwuchs,  weil  der  Zins  monatlich  zum 
Kapital  genommen  und  zinstragend  wurde.  Justinian  setzte 
den  regelmässigen  Zins  auf  6%,  ausnahmsweise  beim  foenus 
nauticum  auf  12%  (1.  26  Cod.  d.  usur.  4,  32)  für  die  Bauern 
später  allgemein  auf  4%  (Novelle  32),  verbot  den  Anatocis- 
mus  gänzlich  und  statuirte,  dass  nie  mehr  Zinsen  gefordert 
werden  können  als  das  Kapital  beträgt. 

b.  In  diesen  wandelbaren  Rechtszustand  trat  die  christ- 
liche  Kirche  ein  mit  dem  Ansprache,  das  Angesicht  der 
Erde  zu  erneuern  und  den  Mühseligen  und  Beladenen  Er- 
quickung zu  bringen.  Schon  im  alten  Bunde  war  geboten 
worden:  „Du  sollst  deinem  Bruder  ohne  Zinsen  leihen,  was 
er  bedarf"  (Deut.  23,  20);  das  Evangelium  aber  enthielt  die 
Mahnung:  „Diligite  inimioos  vestros;  benefacite  et  mutuum 
date,  nihil  inde  sperantes"  (daveiÇeve  /uydèv  àneiniÇovTeç)  Luk. 
6,  35.  Sobald  nun  die  Kirche  zu  einer  massgebenden  Stel- 
lung sich  emporrang,  fasste  sie  die  Mahnung  des  Herrn  als 
ein  absolutes  Gebot  und  stellte  sie  als  solches  zuerst,  auf 
der  Synode  von  Nicäa,  für  die  Kleriker,  dann,  unter  Papst 
Leo  I.,  auch  für  die  Laien  als  verbindliches  Gesetz  auf. 
Alles  Zinsnehmen  wurde  als  Wucher  verboten  und  im  Abend- 
lande mit  Verweigerung  des  h.  Abendmahles  und  des  christ- 
lichen Begräbnisses  bestraft,  während  die  morgenländische 
Kirche  bezüglich  der  Laien  es  bei  dem  Verbote,  Zinsen  zu 
nehmen,  bewenden  Hess.  Die  Häupter  und  Lehrer  der  Kirche 
wurden  in  diesem  Vorgehen  unterstützt  einerseits  durch  die 
Autorität  des  blind  verehrten  Aristoteles,  welcher  den  Satz 
von  der  Unfruchtbarkeit  des  Geldes  (nummus  nummum  parere 
nequit)  aufgestellt  hatte  und  durch  die  nach  der  Völker- 
wanderung  anfänglich   herrschende  reine  Naturalwirtschaft, 
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vo  allerdings  Darlehen  fast  nur  zu  oonsumtiven  und  fast  gar 
nicht  zu  produktiven  Zwecken  stattfanden  und  begehrt  wurden, 
490  dass  das  Leben  die  Theorie  des  Stagiriten,  dass  das  Geld 
unfruchtbar  sei,  bestätigte  oder  doch  zu  bestätigen  schien. 

Es  lag  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  Kirche,  naoh- 
dem  sie  einmal  diesen  Weg  betreten  hatte,  nioht  so  leicht 
zurückweichen  konnte,  da  sie  ihre  Lehre  als  göttliche  Offen- 
barung ansah.  Die  abendländische  Kirche  fand  für  ihr  Vor- 
gehen zudem  die  Unterstützung  der  Staatsgewalt,  indem  zu- 
erst Karl  der  Grosse  den  Satz  acceptirte:  „usura  est,  ubi 
amplius  requiretur  quam  datur"  (Capitulare  von  789)  ;  während 
im  Ostreiche  ein  staatliches  Zinsenverbot  des  Kaisers  Basi- 
lius  (86? — 880)  von  seinem  Nachfolger  Leo  dem  Philosophen 
aufgehoben  wurde,  gelang  es  im  Abendlande  der  Kirche, 
sogar  die  Gerichtsbarkeit  über  den  Wuoher  an  sich  zu  ziehen. 
Man  fand  den  Wucher  überall,  wo  auf  Gewinn  spekuliert 
wurde,  beim  Kaufe  wie  beim  Darlehen.  So  galt  es  als 
Wucher  sioh  die  Bückgabe  von  Waaren  zu  einer  andern 
Zeit  versprechen  zu  lassen,  wo  man  wusste  oder  hoffte,  sie 
habe  dann  einen  höhern  Werth,  oder  wenn  sich  der  Dar- 
leiher eine  Injurie  verzeihen  Hess,  weil  er  darlieh  u.  s.  t. 
Einzig  die  Arbeit  sollte  produktiv  sein,  das  Kapital  kannte 
oder  anerkannte  man  nicht  und  das  Geld,  das  man  materiell 
als  Münze  ansah,  war  ja  unfruchtbar. 

Die  Entwickelung  der  Gesetzgebung  im  Einzelnen  machte 
sioh  so,  dass  das  zweite  Laterankonzil  (1139)  die  Wucherer 
als  ehrlos  erklärte  und  vom  kirchlichen  Begräbnisse  aus- 
schloss;  Alexander  HE.  verhängte  die  Exkommunikation  über 
die  offenkundigen  Zinsnehmer,  Gregor  X.  befahl  1273  bei 
Strafe  des  Interdiktes  die  Austreibung  der  Wucherer  aus 
den  Städten,  verbot  deren  Beherbergung  den  Privaten  unter 
Androhung  der  Exkommunikation  und  erklärte  die  Testa- 
mente der  Wucherer  für  ungültig,  endlich  bezeichnete  Cle- 
mens V.  auf  der  Synode  zu  Vienne  (1311)  denjenigen  als 
Häretiker,  welcher  pertinaoiter  affirmare  praesumat  exercere 
aisuras  non  esse  peccatum,  und  befahl  den  weltlichen  Obrig- 
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keiten,  welche  das  Zinsennehmen  gestatteten,  bei  Strafe  der 
Exkommunikation  die  bezüglichen  Gesetze  binnen  3  Monaten 
abzuschaffen. 

Allein  gerade  dieses  Gesetz  beweist,  dass  die  Kirche 
mit  ihrem  Ansprüche  nicht  durchdrang  und  nicht  durchdringen 
konnte.  Sobald  der  Handel  von  irgend  welcher  Bedeutung 
war,  erwies  sich  von  selbst,  dass  und  wie  sehr  das  Geld, 
wenn  auch  nicht  die  einzelne  Münze,  produktionsfahig  ist. 
Ebenso  bedingte  das  Aufblühen  der  Gewerbe  in  den  Städten 
eine  theilweise  Kapitalwirthschaft  und  daher  ein  Zinsen- 
nehmen.  Wir  ersehen  das  daraus,  dass  thatsächlich  Zinsen 
gegeben  und  genommen  wurden.  In  Zürich  lautet  eine  Raths- 
erkanntniss  aus  dem  Anfange  des  XIV.  Jahrhunderts:  „Swa 
dehein  burger  oder  usman,  der  den  burgern  guot  hat  gelihen, 
für  ein  rat  kumt  und  durch  siner  seien  willen  den  gnies,  so 
im  von  den  burgern  worden  ist,  dem  rat  antwürtet,  da  soll 
im  der  rat  den  halben  teil  des  genieses  widergeben."  Am 
1.  Dezember  1341  verschreibt  Bischof  Ulrich  V.  von  Chiu- 
der Familie  Planta  für  ein  Darlehen  von  200  Mark  die  Veste 
Ca8telmur  als  Pfand  und  zugleich  versprach  er  jährlich  20 
Mark  (10%)  Zins.  (Planta,  Bündner  Zivilgesetzb.  S.  860.) 
Am  14.  Mai  1377  lässt  sich  Frau  Johanna  von  Arbenr  von 
ihrem  Bruder  Johann  um  1100  Gulden,  welche  in  3  Malen 
ablösbar  oder  aber  jährlich  mit  80  Gulden  zu  verzinsen  sind, 
aus  ihrem  mütterlichen  Erbe  auskaufen.  (Segesser,  Itechts- 
gesch.  I.  S.  637.)  Zu  Ende  des  XV.  Jahrhunderts  wurde  es 
auch  in  Luzern  bei  den  Bürgern  üblich  Geld  auf  Zinsen  zu  leihen, 
(eod.  H.  S.  518). 

Die  einzige  Möglichkeit,  ein  so  unnatürliches  Gesetz  wie 
das  gänzliche  Zinsverbot  längere  Zeit  aufrecht  zu  erhalten, 
gab  nicht  sowohl  die  fast  schrankenlose  Gewalt  der  Kirche, 
als  der  Umstand,  dass  man  die  Juden  hatte,  deren  Seelen 
so  wie  so  verloren  waren,  und  die  daher  mit  kaiserlichem 
Privileg  wuchern  konnten,  wogegen  sie  dem  kaiserlichen 
Oberherrn  gewissermassen  ein  Sündengeld  bezahlen  mussten. 
Sodann  gaben  die  kirchlichen  Autoritäten  im  XV.  Jahrhundert^ 
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nachdem  thatsächlich  der  anfanglich  von  den  Eiferern  streng- 
verpönte  Rentenkauf  sich  eingelebt  hatte  und  das  kirchliche? 
Vermögen  selber  vielfach  in  ewigen  Eenten  angelegt  war, 
soweit  nach,  dass  sie  den  Kauf  ewiger  Eenten  nicht  al» 
Wucher  erklärten,  da  sie  einen  wirklichen  Kauf  einschlössen. 
Sehr  bald  wurden  die  Renten  jedoch  auch  „ablosig"  und  damit 
war  die  Umgehung  des  Zinsverbotes  vollendet. 

c.  "Die  Reformation  setzte  hier  wie  auf  andern  Gebieten 
der  kirchlichen  Praxis  (Hexenprozesse)  das  Werk  der  alten 
Kirche  fort.  Luther  eiferte  gegen  den  Wucher,  ja  sogar 
gegen  den  Rentenkauf  und  wollte  nur  aus  praktischen  Gründen 
später  Frauen  und  Kindern,  die  von  nichts  anderm  leben 
konnten,  ein  „wüeherlein"  gestatten.  Dagegen  brach  der 
scharfsinnige  Calvin  mit  der  bisherigen  Theorie  und  Praxis. 
Während  Clemens  V.  auf  der  Höhe  der  Scholastik  erklärt 
hatte  :  „usura  est  prohibita  .  .  .  sexto  quia  utenda  est  res  ad 
usum,  ad  quem  deputata  est,  sed  pecunia  non  est  instituta 
ad  germinandum"  (Clem.  un.  h.  t.  5,  5),  sagte  Calvin:  „quia 
dubitat  pecuniam  vacuam  inutile  omnino  esse?  neque  qui  a 
me  mutuata  rogat  vacuam  apud  se  habere  a  me  cogitata 
Non  ergo  ex  pecunia  illa  hierum  accredit,  sed  ex  proventu." 
Er  redet  von  dem  fruetus  peeuniae  sive  usura,  womit  sich 
der  Darleiher  begnügen  solle,  bestreitet  auch,  dass  das 
Zinsnehmen  von  der  Schrift  unbedingt  verboten  sei.  „Non 
videmus  igitur  ita  nobis  interdictas  simpliciter  usuras,  nisi 
quatenus  répugnant  tum  aequitati  tum  caritati."  (Calvini 
epist.  et  reponsa,  ep.  883).  Während  hinwieder  Zwingli  da* 
Zinsennehmen  als  Wucher  erklärte,  erliess  der  Rath  von 
Zürich  1529  ein  Mandat  des  Inhaltes  :  „  Wiewol  wir  niemants- 
heissent  noch  erloubend  sin  geld  uff  zins  usszeliehen,  dann 
wir  viel  lieber  wöltind,  das  jederman  dem  andern  uss  trüw 
und  chri8tenlicher  Liebe  lihe2  hülffe  und  fttrsatzte.  Diewyl 
aber  leyder  die  liebe  in  allen  menschen  erkaltet  und  der  gyt, 
ouch  die  untrüw  etlicher  liederlichen  lüten  überhand  ge- 
nommen hat  —  Lassend  wir  geschehen,  das  man  pfennig 
zins  möge  kouffen  wie  vormalen  gebruoht  worden,  da  einem 
von  hundert  pfunden  funffe  zu  järlichem  Zins  verlange,    mit 
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-dem    heiteren    unterscheyd,    dass  kein  ander  gfaar  gebrückt 
werde."1) 

Die  alte  kirchliche  Lehre  von  der  Unfruchtbarkeit  des 
Kapitales  spuckte  noch  lange  tort.  Sie  wurde  definitiv  von 
JSalmasius  erledigt;  jedoch  noch  von  Pothier  in  seinem  traité 
•des  contrats  de  bienfaisance9)  festgehalten.  Bas  kanonische 
Zinsjenverbot  galt  in  Frankreich  als  staatliches  Gesetz  bis 
zur  Revolution8),  in.  Deutschland  wurde  es  zuerst  von  ein- 
zelnen Lehrern  des  römischen  Rechtes,  z.  B.  Donellus,  ignorili, 
dann  1654  im  jüngsten  Reichstagsabschied  beseitigt  und  da- 
gegen 5%  Zins  zu  nehmen  erlaubt,  naohdem  schon  vorher 
einzelne  schweizerische  Kantone  und  ganz  besonders  die 
Niederlande  das  Zinsenverbot  beseitigt  hatten.  Die  kirch- 
lichen Behörden  gaben  nun  zwar  ihr  Prinzip  nicht  auf  und 
hielten  daran  fest,  dass  der  Zins  Wucher  sei,  allein  schon 
1609  bestimmte  eine  Walliser  Synode:  viderint  quid  agant 
qui  plura  quam  5  pro  centum  petunt  (Neumann  1.  c.  S.  572), 
und  Benedikt  XIV.  hat  in  der  Encyclica  Vix  pervenit  zwar 
jeden  Gewinn  aus  dem  Darlehen  als  Wucher  verdammt,  da- 
gegen das  Zinsnehmen  aus  gewissen  Gründen,  den  sog.  Zins- 
titeln :  wegen  Verzug,  lucum  cessans  oder  damnum  emergens, 
alsBisicoprämie  (propter  periculum  amittendae  sortis)  gestattet. 
Erst  1830  ergieng  endlich  ein  Dekret  der  römischen  Pœniten- 
tiarie,  wodurch  die  Beichtväter  angewiesen  wurden,  die  Beichten- 


*)  Ueber  die  Entwickelung  der  kirchlichen  Wuchergesetze  ist  vorab 
als  Quellenwerk  zu  nennen:  M.  Neu  mann,  Geschichte  des  Wuchers  in 
Deutschland.  Halle  1865.  Sodann:  Endemann,  die  n&tional-ökonom. 
Grandsätze  der  kanonischen  Lehre,  1863;  derselbe,  die  Bedentang  der 
Wacherlehre,  1866.  Vom  kirchlichen  Standpunkte  aus  hat  der  Tübinger 
Theologe  F.  X.  Punk  in  zwei  Schriften,  Zins  und  Wucher  1868,  Geschichte 
des  kirchl.  Zinsverbotes  1876  dasselbe  in  Anlehnung  an  Arnold,  zur  Ge- 
schichte des  Eigen thum8  in  den  deutschen  Städten,  vertheidigt  mit  der  Be- 
hauptung, das  Geld  sei  im  Hittelalter  wirklich  nicht  Kapital  gewesen. 

')  Nach  der  Angabe  Rizys  „über  Zinstaxen  und  Wuchergesetze* 
S.  53  f.  und  123. 

*)  Für  den  Rentenkauf  sank  der  gesetzliche  Zinsfuss  von  20%  im  J. 
1254  auf  15°/o  im  J.  1315,  10°/o  im  J.  1507,  87a°/o  im  J.  1567,  67*0/» 
im  J.  1601,  5»/»°/o  im  J.  1634  und  5°/o  im  J.  1655.    Rizy  S.  121. 


Eeferat  toh  Herrn  Advokat  Dr.  J.  L.  Weibel  in  Lacera.        59& 

den,  welche  nur  das  landesgesetzlich  anerkannte  Mass  von 
Zinsen  bezogen  haben,  nicht  zu  beunruhigen.  Im  Kirchen- 
staate aber  blieb  das  Zinsenverbot  auch  als  Staatsgesetz  bis 
zu  dessen  Untergang  in  Kraft. 

Vom  kirchlichen  Standpunkte  aus  erscheint  somit  al» 
Wucher  jeder  Zins,  wie  denn  das  Wort  Wucher,  ähnlich  denx 
latein.  usura,  ursprünglich  die  Frucht  und  dann  deren  Ge- 
nuas bedeutet. 

d.  Nicht  sehr  lange  beruhigten  sich  die  Geister  bei  der 
im  17.  Jahrhundert  errungenen  Freiheit,  Zinse  im  gesetzlichen 
Masse  zu  fordern.  Die  Finanzkünste  eines  Law  einerseits 
und  die  ungeahnte  Produktionsfähigkeit,  welche  das  Kapital 
durch  das  Fabrikwesen  erhielt,  machen  es  uns  begreiflich, 
dass  man  die  Schranken,  welche  die  Landesgesetze  dem 
Kapitalisten  beim  Zinsnehmen  erlaubten,  als  harte  Fesseln 
zu  empfinden  begann.  Nachdem  Salmasius,  Grotius,  Montes- 
quieu und  Hume  die  Natur  des  Geldes  und  seine  Produktione- 
fähigkeit richtiger  als  bisher  erkannt  und  gelehrt  hatten, 
brauchte  man  nur  der  Erfahrungen,  welohe  z.  B.  Ark- 
wright  (f  1792),  der  eigentliche  Erfinder  der  Spinnmaschine, 
machte,  um  nun  alle  Zinssohranken  als  verwerflich  zu  be- 
zeichnen. Dazu  drängte  auch  der  Geist  der  Zeit,  welche 
überhaupt  mit  den  Schranken  des  Feudalismus  möglichst  auf- 
räumte. Der  aufgeklärte  Kaiser  Josef  II.  gab  nur  dem 
Drängen  seiner  Bäthe  nach,  als  er  1787  das  Patent  seiner 
Mutter  Tom  Jahre  1751,  welches,  um  den  Wucher  auszu- 
rotten, sogar  den  Bewucherten,  d.  h.  denjenigen,  der  mehr  ala 
5°/o  versprach,  mit  Geiängniss-  und  Geldstrafen  bedroht  hatte, 
aufhob  und  den  Zinsfuss  freigab,  um  „dem  durch  gesetz- 
massige  Bestimmung  der  Zinsen  gehemmten  Privatkredit  Er- 
leichterung zu  verschaffen  und  durch  Befreiung  von  Fiscal- 
zwang  den  Zusammenfluss  der  Darlehen  zu  vermehren." 

Es  ist  bemerkenswerth,  dass  im  Januar  desselben  Jahres- 
1787  Jeremias  Bentham,  der  Vater  des  englischen  Utilitari*- 
mus,  die  Vorrede  zu  seiner  defence  of  usury,  shewing  thfr 
impolicy  of  the  présent  legal  restraints  on  the  terms  of 
peouniary  bargains   sohrieb,  welches  Werk   aus    12  Briefen 
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an  einen  Freund  mit  einem  Briefe  an  Adam  Smith  besteht, 
der  sich  in  seinem  berühmten  Buche  über  den  Reichthuin  der 
Nationen  für  massige  Zinstaxen  ausgesprochen,  da  wenn  ein 
hoher  Zinsfuss  erlaubt  sei,  das  Geld  statt  in  nützliche  und 
arbeitsame  Hände  an  Projektenmacher  und  Verschwender 
geliehen  werde,  welche  einen  hohen  Zins  versprechen. 

Bentham  vertheidigte  den  Wucher,  d.  h.  die  rolle  Zins- 
freiheit, indem  er  nachzuweisen  suchte: 

1.  man  könne  den  Wucher  mit  Civil-  und  Strafgesetzen 
nicht  beseitigen  (2.  Brief),  2.  den  Verschwendern  könne  man 
so  nicht  helfen  und  sie  verdienen  auch  keine  Hufe  (3.  B.)7 
3.  den  Dürftigen  entziehe  man  die  Hilfe  in  der  Noth,  indem 
kein  Gesetz  im  Stande  sei  zu  sagen,  wie  grossen  Nutzen  ein 
tüchtiger  Mann  aus  dem  G-elde  ziehe,  das  ihm  aus  der  Ver- 
legenheit helfe  (4.  Br.),  4.  die  Unerfahrenheit  (simplicity)  der 
Einfältigsten  wisse  besser  für  sich  zu  sorgen  als  ein  Gesetz, 
zudem  könne  und  wolle  man  ja  die  Ausbeutung  der  Uner- 
fahrenheit in  Kauf  und  Verkauf  auch  nicht  hindern  (5.  Br.), 
5.  zudem  nöthige  man  die  Leute  auf  Umwegen  und  Schein- 
geschäften den  ihnen  zukommenden  wirthschaftlichen  Vor- 
theil  zu  suchen  und  mache  dadurch  die  Lage  der  Kredit- 
suchenden nur  um  so  schwieriger,  weil  diese  nun  auch  noch 
fur  die  Gefahr  der  Bestrafung,  wenn  die  Sache  entdeckt 
werde,  dem  Kapitalisten  aufkommen  müssen  (6.  Br.),  6.  zu- 
dem seien  die  Wuchergesetze  eine  indirekte  Aufforderung  zu 
Wortbrüchigkeit  und  Betrügerei  (6.  Br.),  7.  in  Praxi  werde 
die  Umgehung  der  Zinstaxe  beim  Wechsel,  Bankdisconto  etc. 
zugelassen  (8.  Br.),  8.  das  Geld  stehe  ebenfalls  unter  den 
Gesetzen  von  Ausgebot  und  Nachfrage,  welche  durch  Zins- 
taxen nicht  beseitigt  werden  (7.  u.  10.  Br.).  Bentham  gieng 
soweit,  die  Wucherer  als  eine  Klasse  von  Leuten  zu  be- 
zeichnen, welche  eher  Lob  als  Tadel  verdienen,  ja  sie  als 
besonders  nützliche  Menschen  (perfectly  innocent  and  even 
meritorious  class  of  men  1.  c«  S.  57)  zu  rühmen.  Diese 
Gründe  Bentham's  sind  in*  verschiedener  Form  immer  neu 
vorgetragen  worden  von  allen  Gegnern  der  Wuchergesetze, 
ä.  B.  von  Karl  Braun  und  Max  Wirth,   die  Zinswucher- 
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besetze  Mainz  1856,  Jaques,  die  Wuchergesetzgebung, 
Wien  1867,  auch  von  unserm  Vorgänger  Walther  Munzinger 
in  seinem  Referate  von  1866.  Namentlich  ist  es  der  Satz, 
<Las8  das  Geld  eine  Waare  sei,  welcher  immsr  wiederkehrt. 

Nun  liegt  es  ja  auf  der  Hand,  dass  die  Argumente 
Bentham's  vielfach  zuviel,  also  nichts  beweisen.  Wenn  man 
alle  Strafgesetze  aufgeben  müsste,  welche  die  Verbrechen 
nicht  zu  verhindern  vermögen,  so  müsste  man  das  ganze 
.Strafrecht  preisgeben.  Wenn  man  den  Satz  annimmt,  es 
«dürfe  Niemand  nachher  einen  Vertrag  anfechten,  den  er  ge- 
schlossen, da  er  ja  so  wortbrüchig  und  betrüglich  handeln 
würde,  so  müsste  man  die  Aufhebung  der  Verträge  wegen 
Unfreiheit  (Zwang)  undBetrug  aus  den  Gesetzbüchern  streichen. 
Und  wenn  es  wahr  ist,  dass  der  Beschränkteste,  sofern  er  nicht 
.geradezu  blödsinnig  ist,  besser  für  sich  zu  sorgen  weiss 
aIs  das  Gesetz,  dann  mag  man  das  ganze  Civilrecht  fahren 
lassen. 

Die  Gesetzgebung  liess  sich  vor  der  Hand  von  dem  Lobe, 
welches  Bentham  den  Wucherern  spendete,  nicht  rühren. 

In  Oesterreich  wurde  noch  bei  Lebzeiten  Josefs  IL 
<iie  Frage  der  Bekämpfung  des  sofort  grell  zu  Tage  treten- 
den Wuchers  ernstlich  ventilirt,  ja  sogar  zum  Gegenstande 
-einer  Preisaufgabe  gewählt  (was  der  Wucher  sei  und  wie 
man  demselben  ohne  Strafgesetz  Einhalt  thun  könne)  und 
sofort  nach  Josefs  Tode  begannen  die  Arbeiten  für  Erlass 
eines  neuen  kaiserlichen  Wucherpatentes,  das  dann  am  2.  De- 
zember 1803  erschien  und  als  Wucher  bestrafte,  wenn  mehr 
als  5  bezw.  6%  Zins  genommen  wurde.  Auch  die  muth- 
willigen  Anleiher  konnten  im  Rückfalle  mit  Gefängniss  be- 
straft werden.  In  Frankreich  schaffte  die  National- 
versammlung mit  Gesetz  vom  3.  Oktober  1789  zwar  das 
Zinsenverbot  ab,  führte  aber  zugleich  ein  Zinsenmaximum 
von  5%  ein.  Dann  kam  freilich  die  Finanzwirthschaft  mit 
den  Assignaten,  deren  Zwangscurs  mit  Verbot  des  Handels 
mit  Hartgeld.  Am  25.  April  1795  wurde  diese  Gesetzgebung 
beseitigt  und  or  et  argent  monnoyés  als  marchandise  erklärt, 
jedoch  dieses  Dekret  schon  am  21.  Mai  1795  vom  National- 
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konrente  wieder  aufgehoben,  freilich,  dann  am  6.  Juli  1796 
wieder  zu  Kraft  erklärt.  Wenn  auch  nicht  ausdrücklich,  so 
berührten  diese  Gesetze  doch  direkt  auch  die  Frage  der 
Zinsfreiheit1),  welche  dann  im  Jahre  1804  in  Art.  1307  des 
code  ausdrücklich  angenommen  wurde  mit  den  Worten: 
„  L'intérêt  conventionnel  peut  excéder  celui  de  la  loi  toutes 
les  iois  que  la  loi  ne  le  prohibe  pas.  Le  taux  de  l'intérêt 
oonrentionnel  doit  être  fixé  par  écrit. u  Allein  schon  am 
3.  September  1807  wurde  auf  vielfache  Klagen  das  Gesetz 
sur  le  taux  de  l'intérêt  de  l'argent  erlassen,  dessen  Art«  1 
bestimmt:  „L'intérêt  conventionnel  ne  pourra  excéder  en 
matière  civile  5  pour  100,  ni  en  matière  de  commerce- 
6  pour  100,  le  tout  sans  retenue.*  Höhere  Zinsen  zu 
nehmen  wurde  als  strafbar  erklärt.  In  Deutschland 
blieb  der  gesetzliche  Zinsfuss  und  die  Strafbarkeit  seiner  Ver- 
letzung als  Wucher  durchweg  in  Civil-  und  Strafgesetz- 
büchern anerkannt  und  es  wurden  nur  als  besondere  Qualifika- 
tionsgründe des  Deliktes  die  Verschleierung  des  Zinsfusses 
(Betrug)  und  die  Gewerbsmässigkeit  des  Wucherbetriebes 
hingestellt.  Einzig  das  badische  Strafgesetz  erklärte  schon 
damals  wörtlich  wie  das  jetzige  Schaffhausische  nicht  schon, 
das  Nehmen  höherer  Zinsen,  sondern  bloss  die  Ausbeutung; 
der  Noth  durch  Ausbedingen  unverhältnissmässiger  Vortheile 
als  Wucher.  Der  Rechtszustand  in  der  Schweiz  war  der- 
selbe wie  in  Deutschland,  wenn  auoh  wie  dort  mit  vielen,, 
oft  fast  spielereiähnlichen  Varianten  im  Einzelnen. 

e.  So  blieb  der  Zustand  ein  halbes  Jahrhundert  hin* 
durch  und  wer  bloss  die  Gesetze  befragte,  konnte  meinen^, 
die  Ausführungen  Bentham's  seien  ohne  Eindruck  geblieben. 
Allein  soweit  nicht  die  heilige  Allianz  mit  Gewalt  die  Ent- 
Wickelung  unterband,  nahmen  sowohl  die  Theorie  als  auch 
die  ökonomischen  Zustände  in  allen  Kulturländern  einen  Ver- 
lauf, welcher  die  Festhaltung  gesetzlicher  Zinsmaxima  als 
unerträglich  oder  doch  unhaltbar  erscheinen  Hess.     Wir  er- 

*)  Ri*7,  Zinstaxen  nnd  Wuchergesetze  Wien  1859,  gibt  S.  120—163 
eine  interessante,  wenn  auch  offenbar  za  sehr  am  Buchstaben  klebende  nnd 
daher  einseitige  Geschichte  dieser  Frage  in  Frankreich  von  1789 — 1807. 
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innern  hier  an  die  Entwicklung  der  Industrie,  die  Aus- 
dehnung und  die  Geschwindigkeit  des  internationalen  Ver- 
kehres, den  Aufschwung  des  Aktien-,  Bank-  und  Börsen- 
wesens, sodann  an  die  Herrschaft  der  manchesterlichen 
Theorie,  wonach  die  schrankenloseste  Freiheit  des  Verkehrs- 
lebens als  das  Universalheilmittel  gegen  alle  wirtschaftlichen 
und  socialen  Schäden  gefeiert  wurde.  Was  die  Praxis  des 
Verkehres  dringend  forderte,  die  Beseitigung  der  Zins- 
schranken, wurde  von  der  Theorie  als  das  allein  richtige 
hingestellt.  Und  in  der  That  ist  es  schwer  zu  begreifen, 
wie  so  der  Staat  gesetzlich  etwas  verbieten  solle,  was  er 
durch  seine  Finanzinstitute  (Staatsbanken)  in  jeder  Krise 
selbst  übt  und  zu  üben  genöthigt  ist:  das  Nehmen  höherer 
als  gesetzlicher  Zinsen.  Es  ist  nicht  zu  denken,  dass  man 
in  einer  Zeit,  wo  auf  dem  Kapitalmarkte  die  Aktien  mit 
Dividenden,  welche  den  gesetzlichen  Zins  mehrfach  über- 
steigen, und  Staatspapiere  mit  viel  mehr  als  dem  gesetzlichen 
Zinse  ausgeboten  werden,  dem  Kapitalisten  ernstlich  ver- 
bieten könne,  mehr  als  den  gesetzlichen  Zins  zu  nehmen. 
Wenn  das  Geld  auch  nicht  eine  Waare  ist  wie  die  andern 
Waaren,  so  ist  doch  nicht  zu  übersehen,  dass  durch  die 
Geldverhältnisse  in  Oesterreich  und  Italien  (Zwangskurs), 
durch  die  Entdeckungen  der  Goldminen  in  Kalifornien  und 
der  Silberminen  Mexiko's  das  Geld  ebenfalls  theilweise  zur 
Waare,  d.  h.  zum  Gegenstand,  dessen  Werth  nach  anderem 
Werthmassstabe  gemessen  wird,  herabsank.  Abgesehen  hie- 
von  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  beim  unversicherten  Dar- 
leihen mit  dem  Zinse  naturgemäss  eine  Bisicoprämie  für  den 
Verlust  des  Kapitales  genommen  wird,  und  dass  das  unver- 
sicherte Darleihen  bei  der  Entwickelung  des  Verkehres  zur 
Hauptform  des  Geldmarktes  geworden  und  für  viele  die  un- 
erlässliche  Bedingung  geworden  ist,  wenn  sie  anders  denn 
als  Lohnarbeiter  den  Kampf  um's  Dasein  fuhren  wollen.  Für 
das  Kapital  wie  für  die  Arbeit  ist  das  Darlehen  mit  Bàsico 
eine  ganz  unerlässliche  Notwendigkeit  geworden.  Die  Zins- 
taxe bleibt  immer  starr  und  kann  weder  die  Schwankungen 
noch  auoh  das  Bàsico   des  einzelnen  Falles   berücksichtigen; 

ZelUchr.  für  echwelxeriechet  Recht.    Neue  Folge  IH.  38 
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ist  sie  niedrig,  so  muss  sie  vielfach  umgangen  werden,  ist 
sie  hoch,  so  müsste  sie  zu  einer  Erhöhung  des  Zinsfusses 
führen,  da  die  Darleiher  gewohnt  sind,  mindestens  soviel  zu 
fordern  als  das  Gesetz  ihnen  gestattet.  Es  ist  denn  auch  in 
der  neueren  Zeit  die  Theorie  so  ziemlich  einig  in  der  Ver- 
werfung der  Zinstaxen  und  wir  schliessen  uns  in  dieser  Hin- 
sicht den  Ausführungen  Hunzingers  1.  c.  S.  23  ff.  und  Ja- 
ques' S.  1—25  an,  ohne  sie  reproducieren  zu  wollen. 
P.  Beichensperger  hat  allerdings  in  seiner  Schrift, 
die  Zins-  und  Wucherfrage  1879,  der  Zinsbeschränkung  in 
dem  Sinne  das  Wort  geredet,  dass  Conventionalzinse  sanxmt 
allen  Nebenkosten,  Abzügen,  Conventionalstrafen  nicht  mehr 
als  6%,  höchstens  8%  ausmachen  sollten.  Er  sagt,  es 
widerstrebe  der  Natur  des  Darlehens,  wenn  man  im  Zinse 
eine  Bisicoprämie  (er  redet  von  einer  Assekuranzprämie, 
dieser  Ausdruck  ist  jedoch  unzutreffend,  weil  nichts  ver- 
sichert ist  und  im  Verlustfalle  nichts  vergütet  wird)  mitgehen 
lasse,  dadurch  werde  das  Darlehen  zu  einem  aleatorischen 
Vertrage.  Allein  wenn  das  auch  hie  und  da  oder  oft  der 
Fall  sein  wird  (auch  Jaques  S.  21  vergleicht  das  Ausleihen 
zu  hohen  Zinsen  an  waghalsige  Projektenmacher  mit  einer 
Lotterie),  so  ist  doch  nicht  abzusehen,  wie  eine  Bisicoprämie 
der  Natur  des  Darleihens  widersprechen  sollte.  Das  Risico 
des  Kapitalverlustes  ist  thatsächlich  oft,  bei  den  nicht  grund- 
versicherten Kapitalien  regelmässig  in  höherem  oder  geringerem 
Masse,  vorhanden  und  ist  von  jeher  bei  Peststellung  des  Zins- 
fusses in  Betracht  gezogen  worden.  Das  verkennen  heisst 
die  Natur  der  Dinge  verläugnen.  Schon  Turgot  erzählte  in 
seinem  mémoire  sur  les  prêts  d'argent  von  den  sog.  prêts  à 
la  petite  semaine,  wo  arme  Gemüsehändler  in  Paris  für  ein 
Darlehen  von  3  Fr.  wöchentlich  10  C,  also  173Va%  bezahlten 
und  sich  dabei  ganz  wohl  befanden.  Wenn  ein  Kaufmann, 
um  eine  sehr  günstige  Kaufsgelegenheit  nicht  zu  verpassen, 
die  ihm  50%  Gewinn  mit  baldiger  Bealisirung  in  sichere 
Aussicht  stellt,  25%  Zins  verspricht,  so  liegt  darin  gewiss 
nichts  Anstössiges,  da  sein  Darleiher  gewissermassen  sein 
Kommanditär  ist  und  für  das  Bisico  wohl  eine  angemessene 
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Prämie  erheben  darf.  Ebenso  wenn  ein  Erfinder  zur  Aus- 
beutung seiner  noch  nicht  über  alle  Zweifel  erhabenen,  aber 
doch  sehr  lohnend  scheinenden  Erfindung  Geld  borgt.  Selbst 
wenn  Jemand  in  momentaner  Geldverlegenheit,  wenn  er 
«icher  ist  in  kürzester  Frist  zurückzuzahlen,  74%  per  Woche 
verspricht,  so  verspricht  er  nicht  13%  per  Jahr,  da  er  eben 
«der  Rückzahlung  sicher  ist,  und  auch  das  wird  das  Gesetz, 
wo  auf  solche  Weise  berechtigte  Existenzen  vor  dem  Buine 
bewahrt  werden,  nicht  hindern  können  noch  wollen.  Wenn 
sodann  Beichensperger  sagt,  das  Geld  sei  keine  Waare,  son- 
dern ein  Produktionsmittel,  dessen  Vertheilung  der  Staat  zu 
'überwachen  habe,  so  fuhrt  das  entweder  viel  zu  weit  oder 
.zu  nichts,  indem  der  Staat  die  Festsetzung  des  Bankdiscontos 
auf  dem  Gesetzeswege  nicht  wird  versuchen  wollen. 

Wir  glauben  daher,  dass  die  Theorie  mit  Becht  die  Auf- 
hebung .der  Zinsbeschränkung  für  nicht  grundversicherte  Dar- 
lehen gefordert  hat.  Sie  hat  diese  Forderung  auoh  fast  überall, 
Frankreich  ausgenommen,  durchgesetzt.  Im  Eifer  sind  die 
Abolitionisten  denn  freilich  soweit  gegangen,  da  der  Wucher 
•nach  seiner  strafrechtlichen  Seite  hin  bisher  wesentlich  als 
Ueberschreiten  der  Zinsgrenzen  erschienen  war,  auch  die 
strafrechtliche  Behandlung  des  Wuchers  überhaupt  preiszu- 
geben, wie  es  Munzinger  in  seinem  Beferate  that.  Während 
im  kanonischen  Bechte  jeder  Zins  als  strafbarer  Wucher  er- 
scheint und  das  neuere  Becht  das  Nehmen  ungesetzlich  hoher 
Zin8e  als  solchen  bezeichnete,  sollte  es  jetzt  gar  keinen 
Wucher  mehr  geben.  Das  Becht  verzichtete  auf  diesen  Be- 
griff. 

Zuerst  wurde  dieser  Schritt  in  Europa  1842  in  Norwegen 
theilweise,  durchgehend  anno  1844  bei  Ausarbeitung  des 
neuen  Strafgesetzbuches  im  Kanton  Waadt  entgegen  der 
Opposition  Druey's  gethan,  wo  man  zwar  die  Zinsbeschränkung 
stehen  Hess,  aber  die  Strafbarkeit  des  Wuchers  aufhob. 
Das  Kas&ationsgericht  hat  dann  freilich  1857  erklärt,  die 
Zinsbeschränkung  selber  sei  damit  ebenfalls  beseitigt  und  im 
Jahre  1874  ist  das  auch  noch  ausdrücklich  vom  Gesetzgeber 
."bestimmt    worden.       Es     folgten    in    Aufhebung    der    Zins- 
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beschränkungen    England   1854,   Dänemark   1855  (mit  Aus- 
nahme der  hypothekarischen  Darlehen),   Spanien  1856,    Sar- 
dinien 1857,  Holland  1857,  Genf  mit  Gesetz  vom  7.  Februar 
1857,    Graubünden   mit  dem  Civilgesetzbuch  von  1862, 
Basel stadt   mit  Gesetz  vom  23.  Mai  1864»   Zürich   mit 
Gesetz    vom  26.  Dezember    1865    mit  Ausnahme   der  hypo- 
thekarischen Darlehen,  Bern  mit  dem  Strafgesetzbuche  von 
1867,  Neuenbürg  stillschweigend.   In  einzelnen  anderen  Kan- 
tonen,   z.  B.  Aargau,   wurden  Anläufe  zur   Beseitigung    der 
Zinstaxen    ohne  Erfolg  gemacht.     (Vergi,  di»  geltenden  Ge- 
setze im  Anhange.)     In  Preussen  war  schon  1856  und  dann 
wieder  1859  im  Abgeordnetenhause  beschlossen  worden,   die 
Aufhebung  der  Wuchergesetze  der  Erwägung  der  Regierung 
zu  empfehlen,  und  ward    dann  1860  die  Aufhebung  der  Be- 
schränkungen  des  vertragsmässigen    Zinsfusses    beschlossen, 
allein    das    Herrenhaus    versagte    seine    Zustimmung.      Das 
deutsche  Handelsgesetzbuch  führte  dann   für  Kaufleute   die 
Zinsenfreiheit  ein  und  am  12.  Oktober  1867  erfolgte  die  Auf- 
hebung der  Zinsbeschränkungen  im  norddeutschen  Reichstage, 
der  später  die  Nichtaufnahme  von  Strafbestimmungen  gegen 
den  Wucher  in's  Strafgesetzbuch  entsprach.    In  Oesterreich 
hob  man  am  14.  Dezember  1866  die  Zinsschranken  auf,  behielt 
nur   noch   Strafen   gegen   den  Wucher  als  Ausbeutung   der 
Noth    etc.    bei,    um  jedoch    am    14.  Juni    1868    auch   diese 
fallen  zu  lassen.     Einzig  in  Frankreich  kam  diese  Strömung 
nicht  zum  Durchbruche,  ein  Gesetz  vom  Jahre  1857  gestattete 
bloss  der  Banque  de  France   als  Privileg,   unter  Umständen 
den  Zinsfuss  für  ihre  Darlehen  über  das  gesetzliche  Maximum 
zu  erhöhen.    Ein  Antrag   von   Jules  Favre  im  Corps   légis- 
latif vom  Jahre  1864  führte   zu  einer  eingehenden  Enquete, 
deren  Resultate  in  2  Folianten  vorliegen.    Man   hatte  1850 
die  Strafgesetzgebung  gegen  den  Wucher  verschärft  und  von 
da  bis   1864   hatten    1219  Verurtheilungen   wegen  Wuchers 
stattgefunden,  wobei  in  103  Fällen  mehr  als  100%  Zins  war 
genommen  worden.  Die  Handelskammern  befürworteten  durch- 
weg die  Abschaffung  der  Wuchergesetze,  die  Notare,  nament- 
lich diejenigen,   welche  zumeist  mit  ländlicher  Bevölkerung^ 
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kleinen  Kapitalisten  nnd  Handwerkern  zu  thun  hatten, 
wünschten  meist  Beibehaltung  der  Zinsbeschränkungen  und 
dabei  blieb  es.     Dieser  Recbtszustand,   wonach  die  Banque 

•  de  France  (nach  der  Praxis  alle  Bankiers)  etwas  thun  darf, 
was  bei  gewöhnlichen  Leuten  strafbar  ist,  erscheint  als  un- 
erträglich und  wir  schüesaen  uns  voll  und  ganz  den  Aus- 
fuhrungen der  Gegner  der  Zinstaxen  an,  dass  man  solche  im 
Gesetze  nicht  aufstellen  solle,  wenn  man  sie  nicht  allgemein 
und  konsequent  durchzuführen  vermöge. 

f.  So  gross  jedoch  auch  die  Begeisterung  war,  mit  der  man 
die  Zinsfreiheit  vielfach  befürwortet  hatte,  so  glücklich  man 
sich  wähnte,  den  Wucher  aus  dem  Rechte  vertrieben  zu  haben, 
der  Wucher  blieb  und  der  Sprachgebrauch  hielt  den  Begriff 
fest,  wenn  auch  die  Rechtssprache  ihn  preisgegeben  hatte. 
Man  hatte  die  Abschaffung  der  Zins*  und  Wuchergesetze  be- 
schlossen in  einer  Zeit  des  allgemeinen  wirtschaftlichen  Auf- 

.  Schwunges,  in  einer  Zeit,  wo  man  überhaupt  mit  den  Resten 
der  frühern  zunftmässigen  Beschränkung    des   ökonomischen 

.Lebens  aufräumte.     Auf  die  fetten  kamen  die  magern  Jahre, 

!  nach  der  Periode  der  Gründer  die  Krise.  Schon  vorher  hatte 
sich  gerade  in  der  nationalökonomischen  Wissenschaft  eine 
Art  Umkehr  -vollzogen,  es  wurden  die  Schattenseiten  der 
manchesterlichen  Theorie  nunmehr  hervorgehoben  und  immer 
allgemeiner  wurde  der  Protest  gegen  die  Herabwürdigung 
des  Staates  zu  den  Funktionen  eines  blossen  öffentlichen 
Nachtwächters.  Man  betonte  jetzt  mehr,  dass  die  Freiheit  der 
Starken  die  Unterdrückung  und  Ausbeutung  der  Schwachen 
zur  Folge  habe  und  dass  der  Staat  nicht  ruhig  zusehen 
könne,  wie  ganze  Klassen  seiner  Bürger  der  ökonomischen 
und  sozialen  Unfreiheit  anheimfallen.  Man  läugnete  das 
eherne  Gesetz  von  Ausgebot  und  Nachfrage  nicht,  aber  man 
gab  nicht  mehr  zu,  dass  es  allein  das  ökonomische  Leben 
der  Menschen  beherrsche  und  bedinge.  Man  griff  zurück 
auf  das  Wesen  des  Menschen  selbst,  der  nicht  vom  Brode 
allein  lebt,  und  betonte  neben  den  egoistischen  die  sozialen 

.Züge  seines  Wesens« 

Auf  dem  speziellen  Gebiete  der  Wucherfrage  sammelten 
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Volk  und  Gelehrte  in  kurzer  Zeit  Erfahrungen,    welche  fast . 
überall;   wo   nicht  allgemein  ganz    gesunde,   wirtschaftliche 
Verhältnisse     bestehen,     für     das    Beibehalten     der    Straf- 
bestimmungen  gegen  den  Wucher   bezw.   für    ihre  Wieder- 
einführung sprachen.   In  der  Presse,  in  Volksversammlungen, 
in  den  Rathsälen  rief  man  nach  neuen  Wuchengesetzen  oder- 
da,   wo  man   die  bestehenden  kaum  mehr  gehandhabt  hatte,  - 
nach    deren    kräftiger    Anwendung.      Man    wird    annehmen 
dürfen,  dass  die  gröbsten  Missbräuche  und  die  ärgsten  Fälle 
der  Ausbeutung  geheim  blieben  bezw.  verschleiert   wurden, 
allein  das  was  öffentlich   bekannt   geworden   ist,    übersteigt 
schon  alle  Grenzen  der  kühnsten  Phantasie..    Im  Jahre  1878 
wurde  vor  Kreisgericht  Wreschen  ein  Wechselschuldner  zur- 
Bezahlung  von  5  M.  Konventionalstrafe  täglich,  total  zu  über 
1200  M.  bei  einer  Wechselschuld  von  nur  Î50  M.  verurtheilt. 
Es    fand    sich    sogar    ein  Notar,    welcher   ähnliche  Schulden 
amtlich  verbriefte,  dann  freilich  vom  Ehrenrathe  der  Reichs- 
an  walte  und  Notare  disciplinarisch  gestraft  wurde  (Reichen- 
sperger  S.  8).     Im  Kladderadatsch  wurde  sehr  oft  angezeigt, 
dass  Jemand  zur  Ausdehnung   eines  Lombardgeschäftes  An- 
leihen   suche    und    bei   voller  Sicherstellung   monatlich   per* 
1000   volle  80,    also   96%   Zins    bezahlen   werde.     Welche 
Prozente  dieser  Geschäftsmann  seinen  Kunden  abnahm,  lässt 
sich  denken.  In  Berlin  forderte  ein  Hr.  Grtiueberg  von  einem 
kleinen  Beamten  für  einen  Wechsel  von  45  M..  auf  4  Wochen» 
6  M.  Zins  und  dann  per  Tag  vom  Verfalle  an  20  M.  Con- 
ventionalstrafe ,    so  dass,    als  am  42.  Tage   nach  Verfall  die 
Hauptsumme  bezahlt  wurde,   die  Summe   auf  891  M.   ange- 
wachsen war.     Diese  Forderung  wurde   dann  vom.  Kammer- 
gerichte   trotz    der    Zinsfreiheit    als    unsittlich    abgewiesen 
(Lilienthal  S.  371).     Dr.  Jul.   Platten   berichtet  in    seiner 
ausgezeichneten  Studie  über  den  „Wucher,  in  der  Bukowina" - 
(Jena  1878),  dass  bei  den  gerichtlich  publizirtea  Exekutions-- 
edikten   für   die  Schulden  unter  1000  Gli    anno   1876>  der 
durchschnittliche  Zins  33,96°/e>   anno    1*77   33,95%  betrog. 
In  der  „Bukowina"  vom  15.  Juni  1878  war  ein  solches  Edikt, 
publizirt,   wonach   für   ein«:  Forderung^,  von.  100-  Gld.    vom* 
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15.  Nov.  1875  als  dem  Verfalltage  an  vorab  45°/o  Zinsen 
und  täglich  2  Gld.  Conventionalstrafe  von  einem  Basil  Skalat 
gefordert  wurden,  so  dass  die  Forderung  am  12.  Juni  1878 
den  Betrag  von  2095  Gld.  erreichte  (1.  c.  S.  19).  Am 
8.  Februar  1884  reduzirte  das  Landesgericht  in  Wien  eine 
Forderung  eines  gewissen  David  Low  Steiner  in  Cession  von 
Gustav  Rosenzweig,  welche  auf  1500  Grld.  sammt  Zins  zu 
84%  seit  1876  gegen  den  Oberlieutenant  Kiefhaber  und 
seine  Frau  lautete  und  durch  Sicherstellung  der  Militärkaution 
von  12700  Gld.  garantirt  war,  •  auf  1000  Gld.  sammt  6% 
Zins.  Bestraft  wurde  weder  Steiner  noch  Rosenzweig,  weil 
der  Wucher  in  die  Zeit  vor  dem  Inkrafttreten  des  Wucher- 
gesetzes fiel  (N.  f.  Pr.  v.  4.  Mai  1884).  Allerdings  so 
scheussliche  soziale  Zustände,  wie  in  Galizien  und  der  Buko- 
wina werden  in  Westeuropa  nirgends  bestehen,  aber  un- 
zweifelhaft kömmt  bei  uns,  was  dort  regelrecht  und  täglich 
geschieht,  auch  vor,  wenn  auch  nur  ausnahmsweise.  Wenig- 
stens ist  auch  bei  uns  viel  über  Wucher  aller  Art  geklagt 
worden,  namentlich  in  den  landwirthschaftlichen  Kantonen 
der  deutschen  Schweiz,  während  in  denjenigen  Kantonen, 
welche  Kantonalbanken  mit  umfassendem  Betriebe  besitzen, 
wie  z.  B.  Waadt,  diese  Klage  weniger  gehört  wird. 

Es  waren  denn  auch  die  Landstände  von  Galizien,  welche 
zuerst  das  Preisgeben  der  errungenen  Wucherfreiheit  er- 
wirkten. Am  19.  Juli  1877  wurde  für  die  Königreiche  Gali- 
zien, Lodomerien,  das  Grossherzogthum  Krakau  und  das  Her- 
zogthum  Bukowina  ein  Gesetz  „betr.  Abhilfe  wider  unredliche 
Vorgänge  bei  Kreditgeschäften"  erlassen,  welches  dem  Ge- 
setze vom  28.  Mai  1881  für  die  ganze  im  Reichsrathe  ver- 
tretene Monarchie  ziemlich  ähnlich  sieht.  Auf  vielseitige 
Klagen  über  Wucher  er  Hess  der  Solothurner  Kantons- 
rath  am  17.  Mai  1878  das  Gesetz  „über  den  Betrieb  von 
Geld-  und  Betreibungsgeschäften*  (s.  Anhang).  Während  in 
den  andern  Kantonen  der  deutschen  Schweiz,  welche  den 
Wucher  freigegeben  hatten,  der  Ruf  nach  Einfahrung  von 
Strafgesetzen  und  strenger  Verfolgung  dieses  Vergehens  im 
Interesse    möglichster  Beseitigung    dieser  Landplage    immer 
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lauter  erscholl,  wurde  auch  der  deutsche  Reichstag  auf  den- 
selben Weg  gedrängt.  Am  26.  November  1878  interpellirte 
ini  preussischen  Abgeordnetenhause  Sohorlemer-Alst  die  Re- 
gierung über  Wiedereinführung  von  Zinsbeschränkungen,  Be- 
schränkung der  Wechselfähigkeit  und  Bestrafung  des  Wuchers, 
der  so  sehr  überhandnehme.  Der  Justizminister  antwortete 
ausweichend  und  ein  Antrag  Schorlemers  auf  Vornahme  einer 
Enquete  wurde  abgelehnt  ;  ebenso  in  Bayern  ein  Antrag  von 
Schels  auf  Beschränkung  der  Wechselfähigkeit,  dagegen  an- 
genommen nach  dem  Vorgange  mehrerer  Provinziallandtage 
eine  Einladung  an's  Ministerium  zur  Ergreifung  von  Mass- 
regeln gegen  den  Wucher.  Aehnliche  Anträge  wurden  im 
hessischen  Landtage  gestellt.  Im  Jahre  1879  giengen  dem 
Reichstage  zahlreiche  Petitionen  ein,  welche  Massregeln  gegen 
den  überhandnehmenden  Wucher  forderten.  Auch  in  der 
Schweiz  geschah  Aehnliches.  In  Zürich  und  Luzern  wurde 
die  Frage  der  Beschränkung  der  allgemeinen  Wechself&hig- 
keit  zur  Verhinderung  oder  Erschwerung  des  Wuchers  eben- 
falls erörtert,  die  Trage  kam  aber  mit  Rücksicht  auf  die  be- 
vorstehende Codification  des  Obligationenrechtes  zu  keinem 
Abschlüsse.  In  Baselstadt,  welches  im  Jahre  1864  jede  Zins- 
beschränkung und  alle  Wuchergesetze  beseitigt  hatte,  kam 
die  Frage  im  Sinne  strafrechtlicher  Behandlung  des  Wuchers 
im  Jahre  1881  in  Fluss  durch  einen  Vortrag  des  jetzigen 
Hrn.  RR.  Dr.  Brenner  vom  3.  März  1881  (Zeitschr.  f.  Ge- 
meinnützigkeit Bd.  20,  S.  197  f.),  der  mit  dem  Worte  des 
Dr.  Stolp  schloss:  „wir  wollen  die  Wissenschaft  nicht  zur 
Vertreterin  der  Selbstsucht  herabgewürdigt  wissen." 

Die  Bewegung  kam  in  Deutschland  mit  dem  Gesetze 
betr.  den  Wucher  vom  24.  Mai  1880,  in  Oesterreich  mit  dem 
Gesetze  betr.  Abhilfe  wider  unredliche  Vorgänge  bei  Kredit- 
geschäften vom  28.  Mai  1881,  in  Baselstadt  und  Zürich  durch 
die  Gesetze  betr.  den  Wucher  vom  9.  April  und  27.  Mai 
1883,  in  St.  Gallen  durch  das  Gesetz  betr.  den  Wucher  bei 
Gelddarleihen  auf  freie  Hand,  gegen  Bürgschaft  oder  Hinter- 
lagen vom  21.  Mai  1884  zum  Abschlüsse  (s.  Anhang).  Alle 
diese  Gesetze  wie   auch   die  Strafgesetze  von  Schaffhausen 
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-vom  3.  April  1859  und  von  Appenzell  A.  Rh.  vom  28.  April 
1878  definiren  nunmehr  als  Wucher  nicht  mehr  das  Nehmen 
höherer  als  der  gesetzlichen  Zinsen,  sondern  die  Ausbeutung 
•der  Unerfahrenheit ,  des  Leichtsinnes  oder  der  Nothlage 
Kreditsuchender  zar  Ausbedingung  unangemessener  Vortheile. 
Eine  Bewegung  um  Einführung  solcher  Wuchergesetze  be- 
steht auch  in  den  Kantonen  Thurgau  und  Bern,  ist  jedoch 
noch  nicht  zum  Abschlüsse  gekommen.  In  ersterem  Kan- 
tone wurde  die  Frage  in  der  gemeinnützigen  Gesellschaft 
"besprochen  (Zeitschr.  f.  Gemeinnützigkeit,  Bd.  23,  S.  18  f.). 
Der  Eeferent  Hr.  Statthalter  Eigenmann  sprach  sich  für  all- 
gemeine Zinsfreiheit  und  Bestrafung  des  Wuchers  im  Sinne 
der  neueren  Wuchergesetze  aus.  In  der  Diskussion  gieng 
man  allgemein  mit  ihm  einig,  nur  die  Beschränkung  des 
Zinsfusse8  der  hypothekarischen  Darlehen  fand  in  Hrn.  Staats- 
schreiber Kollbrunner  einen  Vertheidiger. 

a 

Die  Theorie  gieng  mit  dieser  Gesetzgebung  Hand  in 
Hand.  Namentlich  zwei  österreichische  Gelehrte,  der  Jurist 
C.  Chorin sky  mit  seiner  Schrift  „der  Wucher  in  Oesterreich" 
(1877)  und  der  Nationalökonom  Lorenz  v.  Stein  in  seinem 
Werke  „der  Wucher  und  sein  Recht"  (1880)  haben  die  Frage 
umsichtig  und  ausgezeichnet  erörtert.  Das  Buch  Stein's 
könnte  man  füglich  als  eine  Pathologie  des  Wuchers  be- 
zeichnen. Stein  definirt  das  Wuchergeschäft  als  die  plan- 
massige  Erzielung  eines  Gewinnes  aus  der  Zahlungsunfähig- 
keit und  das  Verbrechen  des  Wuchers  als  die  planmässige 
Verleitung  zur  Zahlungsunfähigkeit  um  des  wucherischen  Ge- 
winnes willen,  er  schildert  drastisch  die  Künste  der  Wucherer, 
die  Theilung  der  Arbeit  und  die  verschiedene  Art,  wie  sich 
der  Wucher  gegenüber  den  Besitzlosen  und  gegenüber  den 
Besitzenden  (Angestellte,  Minorenne,  Cavaliere,  Frauen)  ge- 
staltet. Er  weist  nach,  wie  "die  Wucherer  mit  Vorliebe  z.  B. 
gefälschte  Wechsel  nehmen,  um  ihre  Opfer  dadurch  recht 
fest  in  ihren  Griflen  zu  haben,  und  zeigt  die  Beziehungen 
des  Wucherdeliktes  zum  Betrüge  und  zur  Erpressung!     Die 
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Darstellung  freilich  vom  Wuchergeschäfte  als  einer  darlehens- 
losen Schuld  (d.  h.  dass  der  Wucher  darin  Desteht,  dass  der 
Wucherer  als  Nebenbezüge  das  Kapital  sammt  rechtmässigen 
Zinsen  längst  bezogen  hat,  während  die  Forderung  noch, 
immer  besteht  und  wächst),  ebenso  die  Ausführungen  über 
die  Behandlung  der  Wucherschuld  gegenüber  der  recht- 
mässigen Schuld  im  Konkurse,  sowie  die  Deduktionen  über 
die  Folgen  des  Wegfalles  der  exc'°.  non  numerat»  pecunisa 
und  der  Ungültigkeit  der  cautio  indiscreta  scheinen  freilich 
mehr  nationalökonomisch  als  juristisch  gedacht  und  werden 
juristisch  nicht  leicht  verwendbar  sein,  obschon  gewiss  der  Begriff 
der  darlehenslosen  Schuld  in  obigem  Sinne  für  das  Wesen  dea 
Wuchers  ebenso  richtig  als  bezeichnend  ist.  Bei  alldem  an- 
erkennt auch  L.  v.  Stein  die  Notwendigkeit  der  Zinsfreiheit; 
auch  er  erachtet  die  Feststellung  gesetzlicher  Zinsmaxima» 
als  einen  Anachronismus,  als  eine  Zwangsjacke,  welche  ge- 
sundes Leben  einschnürt  und  tödtet. 

Wenn  man  die  Definition  des  Wuohers,  wie  sie  die 
neueren  Gesetze  geben,  annimmt,  so  wird  man  allerdings  die 
Ausführungen  Stein's  sehr  wohl  zu  Rathe  ziehen  können,  und 
kein  Richter,  der  in  den  Fall  kömmt,  einen  Wucherer  zu  be- 
urtheilen,  sollte  dieselben  ungelesen  lassen.  Der  Richter 
wird  sich  dann  sagen,  dass  da,  wo  in  Wirklichkeit  eine  dar- 
lehenslose Schuld  verliegt,  Wucher  geübt,  d.  h.  übermässige 
Vermögensvortheile  bezogen  wurden,  wobei  er  freilich  zu 
dem  Kapitale  angemessene  Zinse  berechnen  muss  ;  die  Kürze 
der  Verfallstermine,  die  gewundene  oder  zweideutige  Redak- 
tion der  Nebenversprechungen,  die  öftere  Erneuerung  der 
Billets  u.  s.  f.  werden  alles  Beweise  der  Nothlage,  der  Un- 
erfahrenheit  oder  des  Leichtsinnes  des  Schuldners  sein. 

Man  hat  dieser  neueren  Definition  des  Wuchers  den 
doppelten  Vorwurf  gemacht,  dass  sie  unjuristisch  sei,  d.  h. 
den  Thatbestand  des  Deliktes  nicht  genau  konstruire,  und 
dass  dieses  Delikt  überflüssig  erscheine,  da  es  entweder  ala 
Betrug  oder  als  Erpressung  ohnedies  strafbar  wäre.  Nun 
soll  nicht  geläugnet  werden,  dass  die  ältere  Bestimmung^ 
wonach  jedes  Nehmen  von  höhern  als  den  gesetzlichen  Zinsen 
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'  als  Wacher  bestraft  wurde,  präciser  und  handlicher  waiv 
Sobald  man  aber  der  Ansicht  ist,  dass  im  Zinse  eine  Risico* 
prämie  mitgehen  dürfe  und  also  nicht  jeder  höhere  als  der 
gesetzliche  Zins  Wucher  sei,  so  kann  natürlich  die  Hand- 
lichkeit des  Begriffes  dessen  Unrichtigkeit  nicht  beseitigen. 
Allein  die  Definition  ist  nicht  weniger  präzis  als  viele  andere 
Definitionen  des  modernen  Strafrechtes,  z.  B.  die  Delikte  der 
§  114  (Nöthigung),  §  130  a  (Kanzelmissbrauch),  166  (Er- 
regung von  religiösem  Aergerniss  und  Beschimpfung  aner- 
kannter Kirchen),  180  (Kuppelei)  u.  v.  a.  m.  des  deutsohen 
Str.-G.-B.  Es  wird  eben,  wenn  man  nicht  zur  alten 
Kasuistik  zurückkehren  will,  nichts  anderes  übrig  bleiben, 
als  hie  und  da  an  den  gesunden  Verstand  der  Richter  zu 
appelliren.  Man  kann  übrigens  den  Paragraph  wohl  dadurch 
präzisiren,  4dass  man  ihm  etwa  die  Bestimmung  beifügt  :  „Das 
Vergehen  gilt  als  vollendet  jedesmal,  wenn  der  Gläubiger 
mehr  als  das  Doppelte  des  gesetzlichen  Zinses  an  Zins,  Pro- 
vision oder  andern  Nebenbezügen  sich  ausbedungen  hat,  wo- 
fern er  nicht  zu  beweisen  im  Stande  ist,  dass  er  das  Dar- 
lehen effektiv  und  zu  einem  wirthschaftlichen  Unternehmen 
des  Schuldners  machte,  von  dem  er  annehmen  durfte,  dass 
es  mindestens  diesen  Nutzen  abwerfe."  Die  Wendung  „das 
doppelte  des  gesetzlichen  Zinsfusses"  wurde  im  beiliegenden 
G-esetzesentwurfe  gewählt,  weil  sonst  10%  von  den  Wucherern 
als  gesetzlich  anerkannt  ausgegeben  werden  könnten. 

Wenn  sodann  die  Gegner  der  Wuchergesetze  wie  z.  Z. 
Munzinger  vorgeben,  man  käme  mit  den  Delikten  des  Betrüge» 
und  der  Erpressung  ohne  den  Begriff  des  Wuchers  ganz  wohl 
aus,  so  ist  das  ebenso  falsch.  Allerdings  lenkt  der  Wucherer 
wie  der  Betrüger  und  der  Erpresser  den  fremden  Willen,  um 
sich  Vortheile  zu  erringen,  in  Bahnen,  die  derselbe  von  sich 
aus  nicht  eingeschlagen  hätte,  indem  er  den  Bewucherten  ent- 
weder im  Irrthum  läset  über  die  Tragweite  der  auferlegten 
Bedingungen  oder  ihm  nur  die  Wahl  lässt,  entweder  die  Be- 
dingungen zu  acceptiren  oder  in  der  Noth  stecken  zu  bleiben. 
Allein  immerhin  ist  das  weder  Betrug  noch  Erpressung. 
Wegen  Betruges  ist  derjenige  strafbar,  welcher  fremden  Irr- 


<608         Verhandlungen  des  Schweizerischen  Juristenvereins  1884. 

thum  hervorruft  oder  unterhält  und  zur  Schädigung  des  An- 
dern benutzt.     Beim  Wucher  braucht  die  Erregung  oder  das 
Unterhalten  fremden  Irrthums  gar  nicht  vorzukommen.    G-anz 
mit  Recht  hat  Glaser  am  28.  April  1877  im  österreichischen 
Abgeordnetenhause  den  Gegnern  des  neuen  Wuchergesetees 
diesfalls  entgegnet:  „wer  nicht  fragt,  dem  braucht  man  keine 
falsche  Antwort  zu  geben.    Denjenigen,  der  die  Bedeutung 
der   wahren  Angabe,    die  ihm  gemacht  wird,    nicht  zu    er- 
fassen vermag,  den  braucht  man  nicht  zu  betrügen,  wenn  er 
bereit  ist,  alles  zu  unterschreiben,   was  ihm  vorgelegt  wird, 
Alles  über  sich  ergehen  zu  lassen,   ohne   dass  er  im  Stande 
ist,   auch  die  entfernte  Möglichkeit  der  Gefahr  zu  ahnen  — 
da   entfällt  allerdings    di  e  No  th  we  ndigk  ei  t 
eines    Betrüge s.a     Nicht    anders    ist    es   mit   der  An- 
wendung  der  Strafbestimmungen   über   die  Erpressung   auf 
den  Wucherer.    Zum   Thatbestande    der  Erpressung   gehört 
ganz  nothwendig  die  Gewalt  oder  Drohung  mit  Gewalt  oder 
anderen  Uebeln.     Beim  Bewucherten   braucht   es   keine  Ge- 
walt noch  Drohung,  er  ist  ohnehin  bereit  zu  thun,  was  man 
von  ihm  fordert,    er  ist  eben  durch  die  Macht  der  Verhält- 
nisse, sei  es  durch  Noth  oder  Leidenschaft  (Leichtsinn),  un- 
frei, freilich  handelt  er,  wie  ein  eifriger  Gegner  der  Wucher- 
gesetze sich  drastisch  ausdrückte,  „der  Voraussetz ung 
n  ach  mit  völlig  freiem  Willen"  (Jaques  S.  21). 

Wenn  man  also  die  Ausbeutung  der  Noth,  des  Leicht- 
sinnes oder  der  Unerfahrenheit  strafen  will,  wenn  man  den 
Wucher  verfolgen  will,  so  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als 
ein  besonderes  Delikt  in's  Strafgesetzbuch  aufzunehmen  nach 
dem  Vorgange  von  Solothurn,  Oesterreich,  Deutschland  und 
den  andern  neuern  Gesetzen  unserer  Schweizer  Kantone.  Ist 
das  aber  nach  allgemeinen  strafrechtlichen  Gesichtspunkten 
zulässig  ? 

Das  Strafrecht  hat  den  Zweck  die  Rechtsordnung  zu 
schützen  durch  Zurückweisung  desjenigen  Unrechtes,  welches 
-sich  mit  der  Hechtsordnung  selbst  in  Widerspruch  setzt  und 
das  geordnete  Zusammenleben  der  Menschen  bedroht.  Ist 
nun  die  Ausbeutung  der  Noth,   der  Unerfahrenheit  und  des 
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Leichtsinnes  ein  solcher  Eingriff  in  die  RechtsQrdnung  oder 
mass  man  nicht  viel  mehr  anerkennen ,  dass  die  Menschen 
Irei  sind  und  dass  es  bei  ihnen  steht,  ihre  Geschäfte  gut  oder 
schlecht  zu  besorgen,  und  dass  wenn  sie  letzteres  thun,  es 
Sache  der  Vormundschaftsbehörden  ist,  einzuschreiten  und 
nicht  der  Gerichte?  Diese  Frage  erledigt  sich  durch  eine 
genaue  Betrachtjing  des  Wesens  des  Wuchers  und  der  Wirk- 
samkeit der  Vormundschaftsbehörden.  Letztere  kommen  bei 
den  Bewucherten  entweder  zu  spät  oder  dann  machen  sie 
die  Bewucherung  unmöglich.  Was  hilft  es  den  Bewucherten 
nachher  zu  bevormunden,  wenn  der  Ausbeuter  seinen  Raub 
sicher  und  straflos  behalten  darf?  Die  Verweisung  an  die 
Vormundschaft  ist  daher  der  Freibrief  für  den  Wucher.  Ist 
es  aber  richtig,  dass  die  Menschen,  welche  rechtlich  frei  sind, 
auch  thatsächlich  es  immer  sind?  Und  darf  das  Recht  die 
Thatsachen  vornehm  ignoriren  und  die  Ausbeutung  der  that- 
sächlichen  Unfreiheit  von  rechtlich  Freien,  auch  wenn  sie 
gemeingefährlich  auftritt,  ungestraft  hingehen  lassen,  mit  der 
Phrase  sich  getröstend,  die  Ausgebeuteten  handeln  „in  der 
Voraussetzung  frei"  ?  Thatsächlich  sind  die  Bewucherten  un- 
frei. Das  Geld  ist  nicht  eine  Waare  wie  die  andren  Waaren, 
sondern  es  ist  der  Messer  und  Träger  aller  Vermögensmacht 
im  Lande  (Savigny).  Wer  irgendwie  in  Verlegenheit  ist 
mit  irgend  einer  ökonomischen  Leistung,  wer  irgend  etwas 
gut  zu  machen  hat,  um  seine  Ehre  vor  Angriffen  sicher  zu 
s  teilen,  der  braucht  eben  so  sehr  Geld  upd  nur  Geld,  wie 
derjenige,  dem  wegen  eines  unbezahlten  Wechsels  der  Kon* 
kurs  und  damit  der  Verlust  des  Amtes  oder  ehelicher  Un- 
friede u.  drgl.  droht.  An  der  augenblicklichen  Erfüllung 
einer  unseligen  Verbindlichkeit  hängt  da  die  Ehre  der 
Familie,  die  ganze  Zukunft,  wie  beim  Leichtsinnigen  die 
Befriedigung  der  blinden  und  unvernünftigen  Leidenschaft 
Alles  andre  hinter  dem  Wunsche  momentaner  Befriedigung 
zurücktreten  läset.  Es  ist  zweifelsohne  unsittlich  und  ver- 
ächtlich, derartige  Augenblicke  der  Noth  und  grenzenlosesten 
Leichtsinnes  so  auszubeuten,  dass  bei  wiederholter  Anwen- 
dung  der   nämlichen  Massregel   der  ökonomische  Ruin  de» 
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Opfers  jedem  Unbetheiligten  klar  liegt.  Doppelt  unsittlich 
und  verächtlich  ist  es  solche  Situationen  absichtlich  oder  gar 
planmässig  herbeizuführen  und  so  auszunützen.  Und  auf  die 
gleiche  Stufe  sittlicher  Würdigung  rangirt  uns  derjenige,  der 
mit  unverständlichen  Klauseln  und  süssen  Worten  den  ge- 
meinen Mann  umgarnt  und  ausnimmt  und  derjenige,  der  den 
einfaltigen  Landmann  in  die  Fallstricke  des  Wechselrechtes 
u.  drgl.  lockt,  dann  die  Schlinge  anzieht  und  den  Ersticken- 
den ausplündert.  In  der  That  Niemand  hat  solches  Benehmen 
.  lobenswerth  gefunden.  Auch  Braun  und  Wirth,  die  grossen 
Anwälte  der  Wucherfreiheit,  verhehlten  ihren  Abscheu  gegen 
dasselbe  nicht,  und.  wenn  J.  Bentham  die  Wucherer  als  un- 
schuldige und  verdienstliche  Männer  hinstellte,  dachte  er 
offenbar  nicht  an  solche  Freibeuter,  sondern  an  diejenigen, 
welche  aus  guten  Gründen  mehr  als  den  gesetzlichen  Zins 
nahmen  und  daher  als  Wucherer  strafbar  waren. 

Immer  bleibt  so  noch  die  Frage  :  ist  solche  Ausbeutung 
ein  bloss  verächtliches,  unsittliches  Treiben  oder  verdient  es 
als  strafbares  Unrecht  vom  Gesetzgeber  gebrandmarkt  zu 
werden  ?  Solche  Ausbeutung  bedroht  das  friedliche  Zusammen- 
leben der  Bürger,  es  gefährdet  einen  Theil  des  sozialen 
Körpers.  Wir  sehen  nicht  ein,  wie  so  der  Staat  als  der 
Wächter  der  Rechtsordnung,  der  Hort  der  Schwachen  etwa 
die  Lebensmittelfalschung,  die  Ausbeutung  von  Minderjäh- 
rigen, den  Gebrauch  unrichtiger  Masse  und  Gewichte  u.  a. 
sollte  strafen  können,  wenn  er  das  gemeingefährliche  Treiben 
der  Wucherer  straflos  lassen  wollte.  Denn  eine  grobe  Ver- 
letzung der  Rechtsordnung  enthält  der  Wucher,  indem  er 
den  Einen  ruinirt  und  dem  Andern  unmässige  Vortheile  ge- 
währt, weil  dieser  den  Andern  zwar  nicht  in  Irrthum  ver- 
setzte oder  nöthigte,  aber  dessen  Irrthum  und  Noth  schlau 
zu  benützen  verstand,  indem  also  ein  Nichtgewblltes  zum 
Schaden  des  Irrenden  oder  Unfreien  zum  Nutzen  des  Arg- 
listigen oder  Brutalen  Bestand  haben  sollte,  ein  Vorgehen, 
das  gewiss  nicht  als  richtig  bezeichnet  werden  kann.  Als 
gemeingefährlich  ist  dieses  Treiben  sodann  zu  bezeichnen, 
weil  der  Wucherer  die  Grundlagen  der  staatlichen  Ordnung, 
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die  Freiheit  der  Bürger,  untergräbt  und  zu  einem  leeren 
Scheine  herabwürdigt,  weil  es  die  sozialen  Gegensätze  ver- 
schärft und  mit  wahrlich  nicht  sehr  viel  schlimmem  Mitteln 
als  diese  selbst  die  Ziele  der  Betrüger  und  Erpresser  erfolg- 
reich verfolgt. l)  Und  wenn  man  nicht  die  Gründe,  welche 
zur  Bestrafung  von  Betrug  und  Erpressung  führen,  verläugnen 
will,  so  wird  nichts  andres  übrig  bleiben,  als  den  Wucher 
aus  wesentlich  denselben  Gründen  zu  bestrafen. 

Als  Verschärfungsgründe  erscheinen  uns  nicht  nur  die 
Gewerbsmässigkeit  des  Betriebes  oder  die  Heimlichkeit  und 
das  Raffinement  des  Vergehens,  sondern  in  erster  Linie  auch 
die  Verleitung  zum  Wucher,  den  man  selbst  ausbeutet  oder 
durch  Andre  ausbeuten  lässt.  Dem  entsprechend  schlagen 
wir  eine  vom  deutschen  und  den  andern  Gesetzen  etwas  ab- 
weichende Redaktion  vor. 

Wenn  uns  die  Strafbarkeit  des  Wuchers  als  zulässig 
erscheint,  so  wird  damit  die  Frage,  ob  dieselbe  geboten  sei, 
so  ziemlich  erledigt  sein.  Es  mag  allerdings  Zustände  geben, 
wo  durch  die  Entwickelung  des  öffentlichen  Kredites,  die 
Einrichtung  und  Benützung  der  Banken,  sowie  durch  die 
allgemein  verbreitete  Bildung  und  das  Verständniss  für  wirth- 
öchaftliche  Sachen,  sowie  namentlich  auch  durch  eine  gewisse 
Publizität  des  Verkehres  der  Wucher  so  zurückgedrängt  wird, 
dass  er  eine  Gefährde  für  das  Gemeinwesen  nicht  mehr  zu 
bilden  vermag.     Solche  Zustände  scheinen  nach  den  uns  zu- 


*)  Wenn  man  die  Schrift  Platters  über  den  Wucher  in  der  Bukowina 
gelesen,  wird  Einem  vieles  von  der  unheimlichen  antisemitischen  Bewegung 
verstandlich.  Dass  der  Wucher  die  sozialen  Gegensätze  verschärft  und  die 
Ausgebeuteten  schliesslich  in  die  Arme  der  Umsturzparteien  (Anarchisten 
und  Sozialdemokratie),  treibt,  ja  treiben  muss,  bedarf  wohl  keines  Beweises. 
In  einer  Untersuchung  über  die  Ursachen  der  zunehmenden  Auswanderung, 
welche  der  Regierungsrath  des  Kt  Bern  anno  1883  veranstaltete,  schrieb 
der  Gemeinderath  von  Bärstetten,  eine  Ursache  der  Verarmung  der  Bauern 
und  der  Auswanderung  sei  der  Wucher.  Er  fügte  bei:  „Der  Staat  trägt 
grosse  Schuld  daran:  er  hat  die  Wuchergesetze  aufgehoben  und  den  Schwachen 
dem  herzlosen  Starken  an's  Messer  geliefert;  auch  die  Gesetzgebung  oder 
Nichtgesetzgebung  ist  theils  Schuld  daran,  dass  jene  verhängnissvollen 
Papiere,  Wechsel  genannt,  unser  Ländchen  überschwemmen. tf 
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gekommenen  Berichten  namentlich  in  den  Kantonen  Waadfc 
und  Neuenburg  zu  bestehen,  welch'  Letzterer  freilich  di© 
Arbeiterbewucherung  durch  die  Pfandleiher  durch  ein  spe- 
zielles Gesetz  bedroht  und  als  strafbar  erklärt  hat.  In  der 
deutschen  Schweiz  sind  diese  Zustände ,  wenn  wir  auch 
glücklicher  Weise  über  die  Zustände  in  Posen  und  der  Buko- 
wina weit  hinaus  sind,  doch  noch  nicht  erreicht  und  erscheint 
der  Ruf  nach  Bestrafung  des  Wuchers  im  Sinne  der  Aus- 
beutung von  Noth,  Leichtsinn  oder  Unerfahrenheit  allgemein, 
wie  wir  dem  Berichte  der  nationalräthlichen  Kommission 
betr.  die  gewerbliche  Enquete  (B.-Bl.  1884  I  S.  460)  ent- 
nehmen.1) 

Ob  schliesslich  ein  solches  Vorgehen  etwas  nütze?  Wir 
denken,  diese  Frage  ist  fast  müssig,  da  wir  das  als  noth- 
wendig  erkannte  Gute  thun  müssen  ohne  Rücksicht  auf  den 
Nutzen.  „Ihr  erreichet  nichts,  Ihr  beseitigt  den  Wucher 
nicht  und  bringt  nur  den  zehnten  Theil  der  Wucherer  zur 
Strafe",  wendet  man  uns  ein.  Gewiss  wird  das  richtig  sein* 
Den  Wucher  beseitigt  ein  Wucherstrafgesetz  so  wenig  als  die 
Bedrohung  des  Betruges,  des  Diebstahles  etc.  mit  Strafen 
diese  Delikte  beseitigt.  Das  ist  aber  auch  nicht  der  Zweck 
des  Strafgesetzes,  sondern  es  will  die  gebrochene  Rechts- 
ordnung sühnen.  Auch  mag  es  sein,  dass  trotz  einer  wach- 
samen Polizei  und  ausgezeichneter  Richter  viele  Wucherer 
und  vielleicht  gerade  die  feinern,  d.  h.  sohlimmern,  der  Strafe 


*)  Allerdings  wird  da  auch  „gesetzliche  Zinsfassreduktion"  gefordert 
Wir  wollen  uns  darüber  nicht  auslassen,  es  genfigt  die  Bemerkung,  dass 
wir  so  etwas  fur  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  halten.  Der  Staat  kann 
wohl  durch  Organisation  des  Kredites  (Staatsbanken)  einigermassen  den 
Zinsfuss  reduciren,  gesetzlich  gewiss  mit  Erfolg  nicht  Man  wird  also  diesen 
Theil  des  Postulates  als  einen  Dekorationsartikel  betrachten  müssen,  wie 
solche  bei  allen  derartigen  Enqueten  mitlaufen.  Dahin  rechnen  wir  es 
z.  £.  auch,  wenn  im  Kt  Luzern  bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Wucher- 
gesetzgebung eine  amtlich  bestellte  Kommission  (niedergesetzt  zur  Prüfung 
der  Frage  der  Einführung  eines  Heimstättengesetzes)  das  Postulat  auf- 
stellt: „Feststellung  des  Zinsfusses  von  5%)  Spesen  inbegriffen,  für  alle 
Darleihen  im  nicht  spezifisch  kaufmännischen  Yerkehr;  strenges  Einschreiten 
gegen  den  Wucher. u 
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entgehen.1)  Aber  wer  glaubt  denn,  dass  alle  Betrüger,  Diebe 
oder  gar  nur  alle  Mörder  vom  Strafrichter  erreicht  werden? 
Die  Frage  ist  vielmehr  die,  ob  die  schamlose  Ausbeutung 
der  Noth,  des  Leichtsinnes  und  der  Unerfahrenheit,  wenn  sie 
aufgedeckt  wird,  straflos  hingehen  und  so  gewissermassen 
als  recht  anerkannt  sein  soll  oder  nicht.  Wir  glauben  aller- 
dings, dass  die  Ahndung  und  Verfolgung  solcher  Fälle  nicht 
nur  einen  heilsamen  Schrecken  auf  den  Wucherer  ausüben 
und  viele,  welche  ohne  dessen  Bestrafung  denselben  als  er- 
laubt betrachten  und  üben  würden,  von  demselben  zurück- 
halten, sondern  auch,  was  hoch  anzuschlagen  ist,  das  öffent- 
liche Rechtsgefühl  wohlthätig  beeinflussen  werde.  Aus  diesen 
Gründen  halten  wir  daher  die  Einführung  solcher  Wucher- 
strafgesetze auch  für  nützlich.2) 


l)  Die  neuern  "Wuchergesetze  in  den  Kantonen  Solothurn,  Baselstadt 
und  Zürich  sind,  wie  gemeldet  wird,  noch  nicht  zur  Anwendung  gekommen. 
Aus  mehrern  Kantonen  mit  Wuchergesetzen  nach  alter  Art  wie  Freiburg 
und  den  TJrkantonen  wird  geklagt,  dass  die  Gesetze  nicht  zur  Anwendung 
kommen  oder  dass  (in  Freiburg)  gar  zu  mild  gestraft  werde.  In  Luzern 
war  die  strafrechtliche  Verfolgung  des  Wuchers  trotz  des  Gesetzes  vom 
Jahre,  1861  eine  Zeit  lang  thatsächlich  unterblieben,  wenn  man  nicht  zu- 
geben will,  es  sei  eine  Zeit  lang  kein  Wucher  mehr  geübt  worden.  Seit 
1879  kamen  laut  einer  verdankenswerthen  Mittheilung  des  Hrn.  Staats- 
anwaltes Wirz  7  Fälle  von  Wucher  im  Kt  Luzern  zur  gerichtlichen  Unter- 
suchung; davon  endeten  4  mit  Verurtheilung,  das  letzte  Urtheil  gegen  einen 
Rückfälligen  lautet  auf  1000  Fr.  Geldbusse  und  ein  Jahr  Arbeitshaus,  ist 
aber  noch  nicht  rechtskräftig.  In  zwei  Fällen  erfolgte  Freisprechung  ;  eine 
Untersuchung  ist  noch  anhängig.  Gegenüber  den  vielen  Klagen  über  Wucher 
beweisen  diese  Zahlen,  dass  allerdings  die  praktische  Anwendung  des  Wucher- 
strafgesetzes äusserst  schwierig  ist.  —  In  Wien  weigerte  sich  die  Staats- 
anwaltschaft, die  Wucherklage  anzunehmen  wegen  eines  Betrages  von  55  Gl., 
trotzdem  173%  Zinse  darin  steckten,  bis  das  Ministerium  einschritt,  wo 
dann  der  Wucherer,  Leopold  Pollak,  am  22.  März  1884  zu  1  Woche  Arrest 
und  100  GL  Geldbusse  veruritheilt  ward  (N.  F.  Pr.). 

*)  Zu  einer  irgend  vollständigen  und  erschöpfenden  Darstellung  der 
rechtlichen  Behandlung  des  Wuchers  im  weitem  Sinne  des  Wortes  gehörte 
auch  die  Besprechung  des  Pfandleihwesens.  Die  Berührungspunkte  sind 
durchgehend,  historisch  hat  die  Kirche  den  Pfandleihanstalten  (montes 
pietatis)  zuerst  das  Zinsnehmen  gestattet;  thatsächlich  findet  die  Benützung 
jener  Anstalten  in  der  fiegel  entweder  aus  Noth  oder  aus  Leichtsinn  statt 
Zeitaohr.  fttr  Bchweiserisches  Recht.    Neue  Folge  m.  39 


614         Verhandlungen,  des  Schweizerischen  Juristenvereins  1884. 

m. 

Wie  soll  aber  der  Wucher  cmlrechtiich  behandelt  werden  ? 
In  unserm  neuen  Obligationenrechte  sind  alle  diese  Fragen 
dem  kantonalen  Rechte  überwiesen  (Art.  83  Abs.  2 ,  337  u. 
812  O.-B.).  Das  ist  offenbar,  wie  Haberstich  (Handbuch 
des  O.-R.  I.  S.  2  f.)  mit  Recht  bemerkt,  aus  Scheu  geschehen, 
kantonale  Eigentümlichkeiten  oder  Yorurtheile  zu  verletzen. 
Wir  sind  bei  der  Verhandlung  im  Juristenvereine  an  solche 
Rücksichten  nicht  gebunden,  ob  wir  sie  im  Uebrigen  loben 
oder  tadeln. 

a.  Es  wird  sich  vorab  fragen,  ob  man  dem  Wucher 
civilrechtlich  beikommen  könne,  wenn  man  keine  gesetzliche 
Zinstaxe  hat.  Es  ist  allerdings  auch  hier  zuzugeben,  das» 
es  für  den  Richter  bequemer  wäre,  eine  genaue  Grenze  der 
Zinsforderung  im-  Gesetze  zu  haben,  er  würde  dieselbe,  wenn 
auch  oft  ungern,  doch  leicht  anwenden  können.  (VergL  das 
Luzerner  Urtheil  vom  4.  Okt.  1856  Z.  f.  sohw.  Recht  8.  Bd. 
S.  46.)  Allein  wenn  man  einerseits  eine  solche  starre  Zins- 
taxe als  eine  unberechtigte  Fessel  des  Verkehrslebens,  als 
eine  Schädigung  berechtigter  Interessen  ansieht,  andrerseits 
aber  die  Ausbeutung  der  Noth  etc.  als  anstössig  und  als 
schweres  Unrecht  empfindet,  so  wird  es  sich  fragen,  ob  es 
genug  sei  an  einer  strafrechtlichen  Retorsion  des  Wuchers, 
wenn  der  Strafrichter  die  Wucherer  zum  Ersätze  ihrer 
wucherlichen  Bezüge  verurtheilen  kann.  Wir  halten  dafuiy 
dass  diese  letztere  Bestimmung  nicht  genügt,  und  dass  es 
sich  empfehlen  dürfte,  nach  Analogie  des  Art.  182  O.-R.  iti 
das  Civilgesetzbuch  eine  Bestimmung  aufzunehmen,  welche 
den  Richter  ermächtigt  übermässige  Zinse  nach  billigem  Er- 


und  unzweifelhaft  üben  die  Pfandleiher  vielfach  Wucher  im  Sinne  obiger 
Ausfuhrungen.  Es  fehlte  uns  aber  Zeit  und  Raum,  auf  solche  Detailpunkte 
einzugehen.  Dass  aber  die  Gesetzgebung  auf  diesem  Felde,  auch  wenn 
nicht  gestraft  wird,  etwas  zu  erreichen  im  Stande  ist,  beweist  die  von  den 
Zeitungen  gemeldete  Thatsache,  dass  seit  dem  Inkrafttreten  des  neuen  Ge- 
setzes über  das  Pfandleihwesen  in  Baselstadt  (13.  Nov.  1882)  die  Zahl  der 
Pfandleihhäuser  daselbst  von  18  auf  2  zurückgieng. 


Referat  von  Herrn  Advokat  Dr.  J.  L.  Weibel  in  Lucern.        615 

messen  herabzusetzen.  Man  wird  zum  Richter  das  Vertrauen 
haben  können,  dass  er  leichter  als  bei  der  Konventionalstrafe 
beim  Zinse  das  Uebermass  zu  erkennen  und  festzustellen  im 
Stande  ist.  f 

Wir  möchten  theoretisch  diese  Bestimmung  mit  der 
schon  oben  erwähnten  Begründung  stützen,  dass  ein  Dar- 
lehen mit  übermässigem  Zinse  zu  einem  aleatorischen  Rechts- 
geschäfte wird,  desshalb,  soweit  dieser  Charakter  ihm  eignet, 
keinen  Rechtsschutz  finden  darf.  Wir  sehen  allerdings  Tag 
für  Tag  so  viele  und  so  ausgedehnte  aleatorische  Geschäfte, 
unsere  Zeitungen  bringen  täglich  und  mit  solcher  Regel- 
mässigkeit die  Berichte  über  den  Gang  des  Börsenspieles, 
dass  wir  den  Begriff,  was  ein  aleatorisches  Geschäft  sei, 
kaum  mehr  besitzen.  Wenn  sonst  die  Arbeit  die  Quelle  des 
Eigenthums  war,  so  sehen  wir  jetzt  das  Spiel  weithin  that- 
fiächlich  als  eine  solche  anerkannt  und  die  Produkte  der 
Arbeit  sind  zum  Objekte  des  Spieles  geworden.  Es  ist  hier 
nicht  der  Ort  die  unheilvollen  Folgen  eines  solchen  Zustandes 
hervorzuheben,  aber  fur  unsere  spezielle  Frage  haben  wir 
festzuhalten,  dass  das  Spiel  keine  rechtsgültigen  Verbindlich- 
keiten zu  erzeugen  vermag  und  dass  der  Richter  das  mit 
einem  aleatorischen  Geschäfte  verbundene  Darlehen  nur  so 
weit  es  nicht  als  aleatorisch  erscheint,  schützen  darf«  Dabei 
wollen  wir  uns  nicht  verhehlen,  dass  die  Grenze  zwischen 
der  Risicoprämie  und  dem  aleatorischen  Zinse  nicht  leicht 
zu  ziehen  ist  und  dass  hier  dem  Richter,  wie  mit  Art.  182 
O.-R.  keine  leichte  Aufgabe  gestellt  wird.  Immerhin  wird 
der  Richter  aus  den  Umständen  (z.  B.  Länge  der  Termine, 
Erwerbsverhältnisse  des  Bewucherten,  Bestimmung  des  Kre- 
dites zu  produktiven  oder  bloss  konsumtiven  Zwecken)  ent- 
nehmen, ob  da  ein  ernstliches  Geschäft  mit  Risico  oder  eine 
blosse  Lotterie  mit  dem  Zwecke  möglichst  langer  und  aus- 
giebiger Ausbeutung  vorliegt. 

Bezüglich  der  Rückforderung  geleisteter  Wucherzinse 
würden  bei  der  von  uns  vorgeschlagenen  Gesetzgebung  die 
Art,  70  und  71  0,-R.  ohne  Abänderung  genügen. 

b)  Eine  zweite  civilrechtliche  Frage  ist,  wenn  man  die 


»  va^ï-j- 
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allgemeine  Zinstaxe  fallen  lässt,  die,  ob  man  eine  solche  im 
Hypothekarrechte  festhalten  solle.  Nach  Art.  337  O.-R.  ist 
diese  Frage  dem  kantonalen  Rechte  vorbehalten  und  mit 
Recht,  denn  sie  gehört  in's  Hypothekarrecht  und  wird  eine 
verschiedene  Beantwortung  erfahren  können,  je  nachdem  man 
eine  schrankenlose  Hypothekarfreiheit  gestattet  oder  nicht. 

Wenn  man  nun  auch  zugibt,  dass  das  gewagte  Dar- 
lehen, welches  eine  Risicoprämie  zum  gewohnten  Zinse  be- 
anspruchen kann,  eine  ganz  nothwendige  Spekulationsform 
und  für  einen  intensiven  Verkehr  gar  nicht  zu  entbehren  ist, 
so  wird  man  doch  mit  Entschiedenheit  festhalten  müssen, 
dass  eine  Hypothek,  wo  noch  eine  Risicoprämie  ausser  dem 
landesüblichen  höchsten  Zinse  gefordert  werden  könnte,  nicht 
mehr  als  ein  wirkliches  Immobiliarpfand  erscheint.  Mag 
man  der  Mobilisirung  der  Hypotheken  allen  möglichen  und 
denkbaren  Vorschub  zu  leisten  gesonnen  sein,  so  wird  man 
doch  die  rechtliche  Mobilisirung  der  Immobilien,  welche 
durch  solche  übermässige  Zinsen  bedingt  ist,  als  ein  Unding 
zurückweisen.  Mit  vollem  Rechte  haben  daher  auch  Kan- 
tone, welche  sonst  keine  Zinstaxe  besitzen  (Thurgau,  St^ 
Gallen,  Neuenburg,  Obwalden),  dieselbe  für  grundversicherte 
Forderungen  beibehalten. 

Es  wird  wohl  noch  geraume  Zeit  anstehen,  bis  die  Aus- 
arbeitung eines  schweizerischen  Hypothekargesetzes  an  die 
Hand  genommen  wird;  allein  nicht  nur  für  dieses,  auch  fur 
die  kantonalen  Hypothekenrechte  empfiehlt  sich  nach  unserer 
Ueberzeugung  die  Beibehaltung  einer  Zinstaxe,  und  zwar 
von  5%,  rollständig. 

c.  Eine  Trage  von  der  allergrössten  Wichtigkeit  ist 
schliesslich  diejenige  der  allgemeinen  Wechselfähigkeit.  Der 
Wechsel  ist  nicht  nur  erfahrungsgemäss ,  sondern  seiner 
Natur  nach  die  Hauptwaffe  des  Wucherers.  Das  Billet  sieht 
so  harmlos  aus,  die  Formen  sind  so  allgemein  angenommen,, 
dass  der  einfaltige  oder  bedrängte  Debitor  leicht  seine 
Unterschrift  hinsetzt.  Das  Billet  lautet  vielleicht  auf  Sicht 
oder  auf  kurze  Frist,  es  wird  leicht  erneuert.  Der  Wucher 
lässt   sich   gar  leicht   verdecken,   indem   man   eine   höhere 
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Summe  unterschreibt  als  man  erhält,  „Werth  verstanden". 
In  dieser  Hinsicht  glauben  wir  den  jetzigen  Rechtszustand 
nicht  loben  zu  können,  der  Gesetzgeber  hat  allerdings  die 
prozessualische  Wechselstrenge,  die  Pflicht  zur  Sicherstel- 
lung, die  kurzen  Fristen,  die  summarische  Exekution  auf  die 
im  Handelsregister  eingetragenen  Personen  und  Gesellschaften 
beschränkt  (Art.  720  Abs.  2  und  812  O.-R.),  allein  die  Be- 
stimmung, dass  im  Wechselprozesse  nur  die  Einreden  aus 
dem  Wechselrechte  selbst  oder  gegen  den  jeweiligen  Kläger 
vorgebracht  werden  können  (Art.  811  O.-R.),  gilt  auch  flir 
das  einfältigste  Bäuerlein,  und  der  Wucherer  hat  es  in  der 
Hand,  die  Einrede  der  Bewucherung  zu  beseitigen,  indem  er 
das  Billet  einem  Geschäftsfreunde  zuschiebt  und  diesen  als 
Kläger  auftreten  lässt.  Wollte  man  dem  Wucher  ernstlich 
zu  Leibe  gehen,  so  müsste  man  die  Sache  wohl  umgekehrt 
machen,  die  exekutorische  Wechselstrenge  als  heilsame  War- 
nung fur  Jeden  beibehalten,  auch  für  Nichtkaufleute,  und  um- 
gekehrt den  Letztern  im  Wecbselprozesse  alle  und  jede  Ein- 
reden gestatten. 

So  lange  das  nicht  geschieht,  verhehle  man  sich  nicht, 
dass  die  emirechtlichen  Remedien  gegen  den  Wucher  gerade 
bei  den  professionsmässigen  Wucherern  regelmässig  nutzlos 
.sind,  weil  er  das  „Geschäft"  in  Wechselform  bringt  und  den 
Wechsel  im  Streitfalle  nicht  selber  einklagen  wird. 

Das  ist  freilich  eine  bemühende  Thatsache,  die  aber 
nicht  hindern  kann,  dass  man  in  der  Voraussicht,  dass  sich 
auch  da  Wandel  schaffen  lasse,  auf  dem  Gebiete  des  Straf- 
rechtes und  der  übrigen  civilrechtlichen  Punkte  das  Unrecht 
verfolge  und  dem  Rechte  zur  Anerkennung  verhelfe;  denn 
schliesslich  liegt  in  dem  gesetzlichen  Ausspruche,  welches 
ein  Vorgehen  als  strafbar  erklärt  und  dagegen  den  Rechts- 
schutz verheisst,  immer  ein  kräftiger  Damm  gegen  das  Ueber- 
wuchern  desselben  und  eine  Festigung  des  Rechtsgeffthles, 
die  man  nicht  gering  anschlagen  darf,  selbst  wenn  man  zu- 
gibt, dass  das  Gesetz  weder  alle  Vergehen  verhindert  noch 
.alle  trotzdem  verübten  Vergehen  erreicht. 
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Wir  würden  in  Zusammenfassung  unserer  Ausführungen* 
folgende  gesetzliche  Bestimmungen  vorschlagen. 

Entwurf  n  einem  Gesetze  betr.  den  Wucher. 

§  1.  Wer  bei  Gewährung,  Stundung  oder  Erneuerung 
von  Krediten  die  Nothlage,  den  Leichtsinn  oder  die  Uner- 
fahrenheit  eines  Andern  dadurch  ausbeutet,  dass  er  sich  oder 
einem  Dritten  Vermögensvortheile  versprechen  oder  gewähren 
läset,  welche  bei  längerer  Dauer  durch  ihre  Masslosigkeit 
das  wirthschafüiche  Verderben  des  Kreditnehmers  herbeizu- 
führen geeignet  sind,  wird  wegen  Wuchers  mit  Gefängnis* 
bis  zu  6  Monaten  und  mit  Geldbusse  von  100  bis  1000  Fr. 
bestraft. 

Der  Thatbestand  des  Wuchers  liegt  vor,  wenn  der 
Kreditgeber  an  Zins,  Provision  oder  andern  Nebenbezügen 
sich  mehr  als  das  doppelte  des  gesetzlichen  Zinses  ausbe- 
dungen hat,  wofern  er  nicht  zu  beweisen  im  Stande  ist,  dass 
er  den  Kredit  gewährte  zu  einem  wirtschaftlichen  Unter- 
nehmen des  Schuldners,  von  dem  er  annehmen  durfte,  dass 
es  mindestens  diesen  Nutzen  abwerfe. 

§  2.   Der  Wucher  ist  qualificirt: 

a.  wenn  derselbe  gewohnheitsmässig  betrieben  wird, 
Anwälte,  Geschäftsagenten,  Pfandleiher  und  Bankiers, 
welche  des  qualificirten  Wuchers  schuldig  befunden 
werden,  sind  zudem  zeitweise  oder  für  immer  in  der 
Ausübung  ihres  Berufes  oder  Gewerbes  einzustellen. 

b.  wenn  der  Kreditgeber  sich  die  wucherlichen  Vor- 
theile  verschleiert  oder  wechselmässig  oder  auf  Ehren- 
wort oder  eidlich  oder  unter  ähnlichen  Versicherungen 
versprechen  lässt, 

c.  wenn  der  Kreditgeber  selber  die  Nothlage,  welche 
er  wucherlich  ausbeutete,  veranlasst  oder  herbeige* 
führt  hat. 

Der  qualificirte  Wucher  wird  mit  Geftngniss  nicht  unter 
3  Monaten,  oder  mit  Arbeitshausstrafe  bis  auf  zwei  Jahre 
und  mit  Geldstrafe  von  500 — 5000  Fr.  sowie  mit  Einstellung 
im  Aktivbürgerrechte  von  2 — 10  Jahren  bestraft. 
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§  3.  Dieselben  Strafen  (§  1  und  2)  treffen  denjenigen, 
welcher  mit  Kenntniss  des  Sachverhaltes  eine  Forderung  der 
vorbezeichneten  Art  erwirbt  und  selbe  entweder  geltend  macht 
oder  weiter  veräussert. 

§  4.  Der  Strafrichter  hat  den  Wucherer  zugleich  zur 
Entschädigung  in  dem  Sinne  zu  verfallen,  dass  demselben 
nichts  mehr  verbleibt  als  die  ursprüngliche  Leistung  sammt 
den  gesetzlichen  Zinsen.  Hat  der  Wucherer  mehr  als  das 
bezogen,  so  ist  er  zur  Rückgabe  desselben  sammt  Zins,  sowie 
zur  Rückgabe  der  etwaigen  Sicherheit  zu  verfallen. 

Der  Art.  83  O.-R.  wäre  so  zu  fassen: 

Geht  eine  Verbindlichkeit  auf  Zahlung  von  Zinsen  und 
ist  die  Höhe  derselben  weder  durch  die  Parteien  noch  durch 
Gesetz  oder  Uebung  bestimmt,  so  sind  Zinsen  zu  fünf  Pro- 
cent auf  das  Jahr  zu  bezahlen. 

Der  Zins  kann  von  den  Parteien  in  beliebiger  Höhe  be- 
stimmt werden.  Jedoch  ist  der  Richter  befugt,  übermässige 
Zinsen  nach  billigem  Erinessen  herabzusetzen. 
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Uebersicht  der   bestehenden   kantonalen    Gesetzesbestimmungen 
betr.  den  Wacher. 


Zurich,     Gesetz  betr.  den  Wucher  vom  27.  Mai  1883. 

§  1.  In  das  Strafgesetzbuch  far  den  Kanton  Zürich  vom 
8.  Januar  1871  werden  nach  §  181  folgende  Bestimmungen  ein- 
geschaltet : 

§  181a.  Des  Wuchers  macht  sich  schuldig,  wer  im  geschäft- 
lichen Verkehr,  insbesondere  bei  Gewährung  oder  Verlängerung 
von  Kredit,  unter  Ausbeutung  der  Nothlage,  des  Leichtsinns,  der 
Verstandesschwäche  oder  der  Unerfahrenheit  eines  Andern,  sich 
oder  Dritten  Vermögensvortheile  versprechen  oder  gewähren  lässt, 
welche  nach  den  Umständen  des  Falles  zu  der  Leistung  in  auf- 
fälligem Missverhältniss  stehen. 

Derselben  strafbaren  Handlung  macht  sich  schuldig,  wer  mit 
Kenntniss  des  Sachverhaltes  Ansprüche  auf  wucherliche  Vermögens- 
vortheile erwirbt  und  dieselben  weiter  veräussert  oder  geltend  macht. 

§  181b.  Der  Wucher  wird  mit  Gefängniss  und  Busse  bis 
auf  5000  Franken  bestraft.  In  schweren  Fällen  kann  statt  Ge- 
fängniss Arbeitshaus  bis  zu  drei  Jahren  verhängt  werden. 

§  181c.  Bei  der  Strafzumessung  kommt  als  strafschärfend 
insbesondere  in  Betracht: 

a.  wenn  der  wucherliche  Vortheil  im  Verhältniss  zum  abge- 
schlossenen Geschäfte  sehr  bedeutend  ist; 

b.  wenn  der  Wucher  gewerbs-  oder  gewohnheitsmässig  betrieben 
wird; 

c.  wenn  er  von  Personen  verübt  wurde,  welche  die  Geschäfte 
eines  Pfandleihers,  Feilträgers  oder  Gelddarleihers  gewerbs- 
mässig betreiben,  oder  welchen  vermöge  ihrer  Stellung  be- 
sonderes Vertrauen  geschenkt  werden  muss. 

d.  wenn  zur  Verdeckung  der  strafbaren  Handlung  Scheinver- 
träge abgeschlossen,  den  richtigen  Sachverhalt  verschleiernde 
oder  entstellende  Urkunden  abgefasst  oder  anderweitige  Hand- 
lungen vorgenommen  wurden,  die  über  die  Natur  des  Ge- 
schäftes täuschen  sollen; 

e.  wenn  sich  der  Wucherer  die  wucherlichen  Vermögensvortheile 
wechselmä88ig  versprechen  liess. 

§  2.  Wenn  das  wucherliche  Geschäft  nicht  gemäss  den  Be- 
stimmungen des  Bundesgesetzes  über  das  Obligationenrecht  nichtig 
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•oder  anfechtbar  ist,  so  kann  der  Geschädigte  Aufhebung  desselben 
begehren,  soweit  es  über  die  angemessene  Gegenleistung  fur  die 
vom  Wucherer  eingeräumten  Vortheile  hinausgeht, 

Uebergangsbe8timmung. 
§  3.     Dieses  Gesetz   tritt   sofort  in  Kraft.     Das  Gesetz  be- 
treffend Aufhebung  des  Gesetzes  über  den  Wucher  vom  26.  Christ- 
monat 1865  wird  aufgehoben. 


Bern.    Keine. 


Luzern.    /.  Bürgerliches  Gesetzbuch. 

§  595.  „Von  einer  Schuld  soll  in  der  Regel  nie  ein  grösserer 
Zins  als  fünf  von  Einhundert  für  das  Jahr  ausbedungen  oder  be- 
zogen werden.  Wenn  das  Gesetz  eine  Schuld  zinstragend  erklärt 
oder  der  Schuldner  einen  Zins  versprochen  hat,  ohne  das  Mass 
desselben  zu  bestimmen,  so  ist  ebenfalls  der  Zinsfuss  von  fünf  von 
Einhundert  für  das  Jahr  anzurechnen.8 

§  596.  „ Ausnahmsweise  haben  Handelsleute  und  Fabrikanten 
das  Recht,  unter  sich  für  aus  ihren  Handelsgeschäften  entsprungene 
Forderungen  einen  Zins  bis  auf  sechs  von  Einhundert  für  das  Jahr 
zu  verlangen.* 

§  597.  „Alles  was  der  Gläubiger  sich  von  dem  Schuldner 
in  Hinsicht  auf  die  Schuld  unter  irgend  einer  Benennung  mehr 
ausbedingt  oder  annimmt,  als  der  in  den  zwei  vorhergehenden 
Artikeln  erlaubte  Zins,  ist  als  Wucherzins  anzusehen.  Der 
Vorbehalt  des  Wucherzinses  ist  ungültig,  und  der  bezogene 
Wucherzins  soll  von  dem  Gläubiger  dem  Schuldner  zurückgegeben 
werden." 

§  598.  „Die  Zinsen  sind  bei  Rückzahlung  des  Kapitals, 
oder  wenn  der  Vertrag  auf  mehrere  Jahre  geschlossen  und  in  dem- 
selben wegen  Bezahlung  des  Zinses  nichts  ausgemacht  worden, 
jährlich  abzuführen.   Vorhinein  dürfen  sie  nicht  abgezogen  werden." 

§  599.  „Zinse  von  Zinsen  dürfen  nicht  genommen  werden. 
Doch  können  zweijährige  oder  noch  ältere  Zinsrückstände  mittelst 
Tebereinkommen  als  ein  neues  Kapital  verschrieben  werden/  Dieser 
Paragraph  ist  modifiziert  durch  335  O.-R. 

§  600.  „Uebertretungen  der  hinsichtlich  der  Zinsen  aufge- 
stellten Vorschriften  werden  als  Wucher  bestraft." 

//.  Hypothekargesetz. 
Art.  28.     (Inhalt).     Eine  Gült  muss  enthalten: 
lit.  c.     „Den  Zinsfuss,   der  jedoch   fünf  vom  Hundert  nicht 
übersteigen  darf/ 
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///.  Polizeistrafgesetz. 
§  109.     Wucher.     Des  Wuchers  macht  sich  schuldig: 

a.  wer  sich  eine  grössere  Summe  verschreiben  lässt,  als  vor- 
gestreckt ist; 

b.  wer  den  ihm  bekannten  Nothstand  oder  Leichtsinn  eines 
andern  benutzt  hat,  um  sich  von  diesem  höhere  Zinse, 
als  die  Gesetze  gestatten,  anloben  oder  zahlen  zu  lassen; 

c.  wer  zur  Umgehung  des  Gesetzes  neben  dem  Vertrags- 
gemäss  bedungenen  Zins  sich  von  dem  Schuldner  noch 
andere,  geldswerthe  Vortheile  ausbedingt  und  annimmt; 

d.  wer  bei  einem  Darleihen  Waaren  oder  andere  Sachen 
statt  baaren  Geldes  gibt  und  eine  grössere  Summe  dafür 
ansetzt,  als  deren  höchster  ^Werth  zur  Zeit  des  Vertrags- 
abschlusses betragen  hat; 

e.  wer  den  Schuldner  verpflichtet,  ihm  bei  Abzahlung  des 
Kapitals  oder  Entrichtung  der  Zinse  —  statt  baaren  Gel- 
des —  Waaren  oder  andere  Sachen  unter  dem  niedrigsten 
Marktpreis  derselben  abzutreten; 

f.  wer  zum  Nachtheil  des  Schuldners  einen  andern  Münzfuss 
verschreiben  lässt,  als  der,  in  welchem  er  das  Kapital 
ausleiht; 

g.  wer  zur  Sicherheit  eines  Darleihens  Pfänder  in  Händen 
hat,  welche  ein  Mehreres  werth  sind,  und  solche  nach 
verflossener  Einlösungsfrist,  ohne  den  vorgeschriebenen  Be- 
treibungsweg einzuschlagen,  sich  als  Eigenthum  ausbedingt 
und  aneignet. 

§  110.  Strafe.  Die  Strafe  des  Wuchers  ist  Gef&ngniss 
und  Geldbusse  von  fünfzig  bis  tausend  Franken  nebst  Rück- 
erstattung des  Zuvielbezogenen, 

In  schweren  Fällen,  namentlich  bei  beträglichem  und  gewerbs- 
mässigem Wucher  kann  statt  der  Gefängnissstrafe  auf  Arbeits- 
haus von  zwei  Monaten  bis  auf  ein  Jahr  erkannt  werden. 

Wenn  sich  zeigt,  dass  der  Bestrafte  den  Wucher  als  Ge- 
werbe treibt,  so  ist  überdies  daß  Strafartheil  öffentlich  bekannt 
zu  machen. 

§  111.  Hat  ein  Beamter,  patentirter  Fürsprecher  oder  Ge- 
schäftsagent eines  der  vorbezeichneten  Wuchergeschäfte  abgeschlossen 
oder  zu  einem  solchen  mitgewirkt,  so  kann  gegen  ihn  neben  der 
als  Urheber  oder  Theilnehmer  an  diesem  Vergehen  verwirkten  Strafe 
überhin  Amtsentsetzung,  beziehungsweise  zeitweise  oder  gänzliche 
Entziehung  des  Patentes  verhängt  werden. 
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IV.  Gesetz  betr.  den  gewerbsmässigen  Betrieb  von  Inkasso-,  Ab- 
trelungs-j  Darleihens-  und  Wechselgeschäften  vom  4.  März  1880. 
§12.  Wer  einen  Geldbedürftigen  dadurch  ausbeutet,  das» 
er  dessen  Noth,  Geschäftsunkenntniss  oder  Leichtsinn  dazu  be- 
nutzt, um  sich  einen  übertriebenen  Gewinn  zu  verschaffen,  ist 
des  Wuchers  schuldig  und  nach  §  110  des  Polizeistrafgesetzes  zu 
bestrafen. 


Uri.     Das  Landbuch  enthält  folgende  Artikel: 

Art.  139.  Wer  Geld  ausleihet,  mit  dem  Rechte,  auf  bestimmte 
oder  unbestimmte  Zeit  solches  zurückzufordern,  und  hinlängliche 
und  genügsame  Sicherheit  dafür  erhaltet,  soll  nicht  mehr  als  fünf 
Prozent  dafür  jährlich  fordern  mögen,  wer  aber  keine  Sicherheit 
dafür  hat,  sechs  Prozent  und  nicht  mehr.  Alles  bei  Gulden  50 
Busse  von  jedem  Gulden  100,  wovon  mehr  Zins  gefordert  würde,, 
und  allenfalls  noch  weiterer  Bestrafung. 

Art.  140.  Bei  Kauf  von  Kapitalbriefen  soll  keinerlei  Wucher 
getrieben  werden  und  wenn  solcher  geschähe  und  der  Obrigkeit 
bekannt  würde,  soll  solcher  nach  Grösse  des  Fehlers  und  Be- 
schaffenheit der  Sache  sehr  ernsthaft  und  strenge  bestraft  werden. 
(Diese  Bestimmung  des  Art.  140  beruht  auf  einer  Landsgemeinde- 
Erkenntniss  von  1821.) 

Art.  144.  Wer  mit  Erkauf  oder  Einhandlung  von  Zinsposten 
Wucher  treibt,  soll  angezeigt  und  Gulden  50  bestraft  werden  und 
soll  der  Schuldner  nicht  mehr  zu  zahlen  schuldig  sein,  als  wie  es 
der  Andere  eingehandelt  hat. 


Schwyz.    Gesetz  über  den  Wucher  vom  28.  Mai  1864. 

§  1.  Der  höchste  erlaubte  Zinsfuss  bei  Grundversicherungen 
und  anderen  Darleihen,  ohne  Rücksicht  auf  kürzere  Dauer  noch 
darauf,  ob  dieselben  versichert  sein  oder  nicht,  beträgt,  auf  das 
Jahr  berechnet,  im  gewöhnlichen  bürgerlichen  Verkehr  fünf  vom 
Hundert,  im  kaufmännischen  Verkehr  sechs  von  Hundert.  Bei  neu 
zu  errichtenden1)  Grundversicherungen  oder  andern  Forderungen  ist 
der  Gläubiger  befugt,  für  den  zweiten  Zins  51/*,  für  den  dritten 
51/«  vertragsgemäss  festzusetzen  und,  sofern  er  die  Schätzung 
vornehmen  muss,  sechs  vom  Hundert  zu  beziehen. 


*)  Bei   den   alten  Galten   sind   sog.    schwere  Zinse  —  bis  7x/«°/°  — 
noch  gestattet  and,  wie  es  scheint,  auch  noch  in  Anwendung. 


^T**^ 
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§  2.  Vorläufige  Abzüge  von  der  dargeliehenen  Summe  sind 
untersagt.  Es  darf  daher  namentlich  weder  ein  grösseres  Kapital 
verschrieben  als  gegeben,  noch  dürfen  die  Zinse  zum  voraus' von 
dem  Kapital  weggenommen  werden. 

§  3.  Die  Vertragsbestimmung,  dass  Pfänder  ,*  welche  fur 
eine  Schuld  als  Sicherheit  bestellt  sind,  dem  Gläubiger  zu  Eigen- 
thum  verfallen,  wenn  die  fällige  Schuld  nicht  bezahlt  werde,  ist 
ungültig. 

§  4.  Wer  bei  einem  Darleihen  Werthgegenstände,  sei  es  zufolge 
vorgegangenen  Kaufes  oder  anderswie,  statt  baaren  Geldes  an 
Zahlung  gibt,  darf  keine  höhere  Summe  dafür  ansetzen,  als  die 
genannten  Verkehrsgegenstände  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Ver- 
trags, aufs  Höchste  gerechnet,  werth  waren.  Forderungen  an 
Falliten  sind  als  durchaus  werthlos  zu  betrachten. 

§  5.  Ein  Kreditor,  welcher  eine  der  vorherigen  Bestimmungen 
übertritt,  macht  sich  des  Wuchers  schuldig. 

§  6.  Ebenso  sind  alle  Geschäfte,  welche  zur  Umgehung 
dieses  Gesetzes  in  einer  andern  als  den  bezeichneten  Formen  ab- 
geschlossen werden,  als  wucherliche  Geschäfte  anzusehen,  wie  z.  B. 
Uebernahme  einer  mit  Einräumung  des  Lösungsrechtes  erweislicher- 
massen  unter  dem  wahren  Werth  angeschlagenen  und  an  Zahlungs- 
statt gegebenen  Sache,  Verabredung  von  Conventionalstrafen,  welche 
in  Verbindung  mit  den  Zinsen  das  höchste  erlaubte  Zinsmass  über- 
steigen, Bestimmung  von  nicht  gangbaren,  oder  in  höherem  als 
dem  tarifirten  Kurse  angesetzten  Geldsorten  oder  Verschreibung 
.eines  schwereren  Münzfasses,  als  desjenigen,  in  welchem  die  Summe 
ausgelehnt  wurde,  oder  Verrechnung  von  Provisionsgebühren  bei 
einfachen  Darleihen  u.  s.  f. 

Unter  diese  Bestimmungen  fällt  aber  nicht  der  Zuschlag  eines 
Viertheiles  bei  der  Schätzung  für  die  in  Tit.  Vu,  §§  15  und  16 
des  Schuldentriebes  angeführten  Forderungen. 

§  7.  Geschäfte  und  Bezüge,  welche  durcb  den  kaufmännischen 
Verkehr  gutgeheissen  sind,  als  z.  B.  der  Diskonto  bei  Wechseln, 
Verrechnung  von  Kommissionsgebühren,  Provision  in  kaufmännischen 
Geschäften,  kaufmännische  Zinsberechnung,  Agio  und  Aehnliches 
werden  nur  insofern  von  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  mit- 
betroffen, als  dieselben  zur  Versteckung  eines  beabsichtigten 
Wuchers  missbraucht  werden. 

§  8.  Anstalten,  welche  gewerbsmässig  Geld  auf  Zinsen  aus* 
leihen,  bedürfen  zu  ihrer  Errichtung  oder  ihrem  Fortbestande  der 
Bewilligung  des  Begierungsrathes.  Diesem  sind  die  Statuten  oder 
die  Bedingungen,  unter  welchen  die  Darleihen  angeboten  werden, 
vorzulegen. 
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Einer  solchen  anerkannten  Anstalt  ist  gestattet,  nebst  einem 
Zins  von  fünf  Prozent,  für  ihre  Geschäftsbesorgung  noch  Ve  Pro- 
zent monatliche  Provision  zu  beziehen. 

Der  Regierung8rath  ist  befugt,  seine  Bewilligung  zurück- 
zuziehen, sobald  die  Statuten  von  der  Anstalt  nicht  gehalten  wer- 
den. Anstalten  dieser  Art  sind  verbunden,  über  ihr  Geschäft  voll- 
ständige und  genaue  Bücher  nach  den  Regeln  der  kaufmännischen 
Buchhaltung  zu  führen.  Der  Mangel  einer  solchen  Buchführung 
zieht  den  Verlust  der  im  Eingange  dieses  Paragraphen  erwähnten 
Bewilligung,  und  eine  Busse  von  50 — 1000  Franken  nach  sich. 

Den  gleichen  Bestimmungen  unterliegen  auch  die  ausser  dem 
Kanton  Schwyz  bestehenden  Leihanstalten,  sofern  sie  mit  Personen, 
welche  dem  diesseitigen  Gerichtsstand  unterworfen  sind,  Geschäfte 
machen  wollen. 

§  9.  Der  Wucher  wird  sowohl  auf  Klage  des  Verletzten,, 
als  von  Amtswegen  untersucht  und  ohne  Rücksicht  auf  den  Be- 
trag erstinstanzlich  vor  dem  Bezirksgericht  bestraft. 

§  10.  Wer  des  Wuchers  schuldig  befunden  wird,  hat  da» 
zuviel  Bezogene  oder  zu  wenig  Gegebene  dem  Verletzten  zu  er- 
setzen und  das  Gericht  kann  überdies  diesem  eine  Entschädigung 
zusprechen,  deren  Betrag  indessen  niemals  fünf  Prozent  des  Ka- 
pitals übersteigen  darf. 

Ferner  hat  der  Angeschuldete  an  den  betreffenden  Bezirk  eine 
Busse  von  25  Prozent  der  dargelehnten  Summe  zu  bezahlen  und 
es  tritt  in  denjenigen  Fällen,  wo  sich  aus  der  Untersuchung  er- 
gibt, dass  derselbe  mit  Wucher  ein  Gewerbe  getrieben,  die  Kon- 
fiskation des  ganzen  Darleihens  ein. 

§  11.  Bei  Rückfällen  wird  die  Busse  jedesmal  verdoppelt 
und  in  diesem  Fall,  sowie  beim  Gewerbswucher  auch  noch  Ein- 
stellung im  Aktivbürgerrecht  bis  auf  sechs  Jahre  und  Gefängniss- 
strafe bis  auf  ein  Jahr  damit  verbunden  und  das  Urtheil  öffentlich 
bekannt  gemacht. 

§  12.  Notare  oder  andere  Beamte,  welche  wucherische  Ver- 
träge wissentlich  errichten  oder  auf  andere  Weise  eine  wucherische 
Handlung  begünstigen  oder  befördern  helfen,  sollen  mit  einer  in 
§  11  bestimmten  Strafe  belegt  und  überhin  ihrer  Stelle  entsetzt 
werden.  Die  in  §  11  angedrohten  Strafen  treffen  auch  alle,  welche 
als  Unterhändler  zum  Wucher  mitwirken. 


ünterwalden  ob  dem  Wald.    Hypothekargesetz. 

Art.    13.     Der   Zahlungstermin   von   Zins    und   Kapital    istzin^u» 
Martini.      Der    Zinsfuss   für  Kapitalverschreibungen   ist  fünf  von 
Hundert. 


p^-  .W; 
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Zinse,    die   am   zweiten  Martini  nach  dem  Verfalltage  noch 

nicht  bezahlt  sind,  erlangen  einfach  die  Eigenschaften  persönlicher 

Ansprachen. 

*££*  Art.  18.    Pfandbriefe  müssen  ihrem  Inhalte  nach  immer  auf 

irïîhun.voHe  Baarzahlung  lauten.   Daher  gelten,  wenn  solche  neu  errichtet 

*"•   werden,  bei  der  Errichtung  selbst  folgende  Grundsätze: 

a.  Jeder  Gläubiger,  welcher  ein  neues  Kapital  sich  bekennen 
lässt,  ist  verpflichtet,  die  vorgeschriebene  Summe  in  Baar 
auszuzahlen;  es  darf  daher  dem  Schuldner  weder  weniger 
als  die  im  Versicherungsbriefe  ausgesetzte  Summe  gegeben, 
noch  dürfen  Waaren  oder  andere  Fahrnisse  dazu  eingerechnet 
werden,  wenn  letztere  nicht  durch  eidliche  Schätzung  gewerthet 
worden  sind. 

b.  Anforderungen,  welche  der  Pfandgläubiger  am  Pfandschuldner 
selbst  und  ursprünglich  von  früher  besitzt  und  die  nicht 
erst  des  voraussichtlichen  Kapitalverkehres  wegen  kontrahirt 
werden,  können,  sofern  sie  gehörig  nachgewiesen  sind,  für 
Baar  berechnet  werden. 

c.  Zinsen  oder  Schulden  können  nur  unter  den  in  Art.  20  ge- 
machten Vorbehalten  an  Zahlung  ^verabreicht  werden. 

*.ìiT£         Art.  19.    Wenn  Pfandbriefe  sich  im  Verkehr  befinden,  ist  in 

^SS.** Betreff  deren  Ankaufes  der  Grundsatz  massgebend,  dass  selbe  jeder- 

Jwtefe-  zeit  auf  eine  ihrem   wahren  Werthe  entsprechende  Weise  bezahlt 

werden  müssen.    Wer  diesem  Grundsatze  in  der  in  Art.  23  näher 

festgesetzten  Weise  zu  nahe  tritt,  macht  sich  des  Wuchers  schuldig 

und  verwirkt  die  dessnahen  vorgesehenen  Folgen. 

Will  Einer  sich  vor  der  Klage  auf  Wucher  beim  Kapitalver- 
kehr schon  zum  vornherein  sichern,  so  ist  er  befugt,  nach  vor- 
läufig vereinbartem  Kapitalverkehre  sowohl  den  Werth  des  Kapi- 
tals als  die  an  dasselbe  gegebene  Zahlung  gleichzeitig  durch  die 
beeideten  Pfandschätzer  der  betreffenden  Gemeinde  auf  Baargeld 
abschätzen  zu  lassen.  Entspricht  sodann  der  Verkehr  der  in  Art. 
23  Abs.  4  aufgestellten  Bedingung,  d.  h.  übersteigt  der  Werth 
des  Kapitals  die  Bezahlung  nicht  um  vier  von  Hundert,  so  hat 
es  bei  der  getroffenen  Verabredung  hinsichtlich  der  Bezahlung  sein 
Bewenden  und  es  tritt  der  betreffende  Handel  unmittelbar  in  Rechts- 
kraft. Erweist  im  Gegentheil  die  Vereinbarung  sich  als  ungesetz- 
lich, so  fällt  sie  ohne  Straffolge  dahin, 
ir«*«.  Art.  23.  Wer  bei  Ankauf  neu  errichteter  Kapitalien  die  in 
Art.  18  enthaltenen  Vorschriften  missachtet  oder  bei  Ankauf  im 
Verkehr  befindlicher  Kapitalien  dem  in  Art.  19  aufgestellten  Grund- 
sätze zu  nahe  tritt,  macht  sich  des  Wuchers  schuldig. 

In  letzterer  Beziehung,  betreffend  den  Verkehr  mit  Kapitalien, 
wird  die  strafbare  Handlung  durch  folgendes  Verfahren  hergestellt. 
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Der  Regierungsrath  hat  als  Untersuchungsbehörde  zuerst  den  That- 
T>estand  auszumitteln.  Dann  lässt  er  durch  die  beeideten  Pfand- 
schätzer jener  Gemeinde,  wo  das  Unterpfand  liegt,  sowohl  das  be- 
treffende Kapital,  als  die  an  dasselbe  geleistete  Zahlung  —  letztere 
mag  in  Fahrnissen,  anderm  Kapital,  an  Dritten  oder  dem  Ver- 
käufer selbst  gehafteten  Zinsen  oder  Schulden  oder  in  was  immer 
bestanden  haben  —  auf  Baargeld  abschätzen. 

Uebersteigt  sodann  der  Werth  des  Kapitals  die  Bezahlung 
um  vier  von  Hundert,  so  wird  der  betreffende  Kauf  als  Wucher 
behandelt.1) 

Der  Wucher  wird  sowohl  auf  Klage  des  Verletzten  als  von 
Amtswegen  untersucht  und  bestraft,  die  Strafbehörde  hat  auch  in 
dem  Falle,  wenn  der  Verletzte  die  Klage  juhrt,  die  Beweisführung 
des  Klägers  von  Amtswegen  zu  unterstützen  und  zu  ergänzen. 

Nach  Ablauf  von  acht  Jahren  vom  Zeitpunkte  des  stattge- 
fundenen Kapitalverkehres  an  kann  die  Klage  auf  Wucher  nicht 
mehr  gestellt  werden. 

Art.  24.     Wer  des  Wuchers  schuldig  wird,    hat  das  zuviel     __ 
Bezogene    oder  zu  wenig  Gegebene  dem  Beschädigten  und  zwar^«*^ 
ohne  Abzug  im  Vollen  zu  ersetzen,  und  überdies  kann  die  Straf-  *»• 
behörde  ihm  eine  Entschädigung  zusprechen,  deren  Betrag  jedoch 
50  %  des  Kapitals  nicht  übersteigen  darf.    Femer  hat  er  an  den 
Staat  eine  Busse  bis   auf  höchstens   25  %   des  Kapitals  zu  be- 
zahlen. 

Bei  Rückfällen  kann  die  Busse  bis  auf  höchstens  50  %  des 
Kapitals  erhöht,  in  diesem  Falle  auch  Suspension  im  Aktivbürger- 
recht bis  auf  längstens  zehn  Jahre  und  Freiheitsstrafe  bis  auf 
sechs  Monate  damit  verbunden  werden. 

Bei  Zumessung  der  Strafe  ist  jeweilen  darauf  Bücksicht  zu 
nehmen,  ob  der  Verkäufer  eines  Kapitals  ein  Verschwender  oder 
geistig  beschränkt  gewesen  oder  auch  in  solch  ärmlichen  Um- 
ständen sich  befunden  habe,  in  denen  er  zum  Kapitalverkauf  durch 
vorwaltende  Noth  gleichsam  gezwungen  worden. 

Polizeistrafgesetz. 
Art  93.   Wucherlich  handelt  (unbeschadet  den  Bestimmungen  w«*». 
des  Hypothekargesetzes): 

a.  Wer  sich  überhaupt  eine  grössere  Summe  verschreiben  oder 
versprechen  lässt,  als  vorgestreckt  wird; 

b.  wer  sich  beim  ersten  Anleihensabschluss ,  beziehungsweise 
vor  dem  ersten  Bückzahlungstermin  einen  höheren  Zins  als 
fünf  von  Hundert  anloben  oder  zahlen  lässt; 

l)  Thatsächlich  werden  laut  Bericht  auch  alte  und  sichere  Kapital- 
briefe regelmässig  10%  und  mehr  unter  dem  Nennwerthe  verkauft,  was 
wohl  mit  dem  Kündungsrechte  und  dem  Betreibungsgesetze  zusammenhängt 
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c.  wer  zu  Umgehung  des  gesetzlichen  Zinsfasses  neben  diesem 
ansbedungenen  Zins  sich  von  dem  Schuldner  noch  andere 
geldswerthe  Vortheile  ansbedingt  oder  annimmt; 

d.  wer  bei  einem  Darlehen  Waaren  oder  andere  Sachen  statt 
baaren  Geldes  gibt  und  eine  grössere  Summe  dafür  ansetzt 
als  deren  höchster  eigentlicher  Werth  zur  Zeit  des  schrift- 
lichen oder  mündlichen  Vertragsabschlusses  betragen  hat; 

e.  wer  den  Schuldner  verpflichtet,  ihm  bei  Abzahlung  der  Haupt- 
schuld oder  Entrichtung  der  Zinse  —  statt  baaren  Geldes 
—  Waaren  oder  andere  Sachen  unter  dem  mindesten  dann- 
zumaligen  eigentlichen  Marktpreis  zu  verabfolgen; 

f.  wer  aus  Pfandern  sich  auf  eine  andere  WeiBe  für  eine  Schuld 
bezahlt  macht,  als  auf  dem  Wege  der  Abschätzung  durch 
die  beeideten  Schätzer  oder  der  Veräusserung  durch  einen 
gemeinsam  bezeichneten  oder  zu  bezeichnenden  unparteiischen 
Drittmann. 

Art.  94.  Die  Strafe  dieses  Wuchers,  wie  des  durch  das 
Hypothekargesetz  gerügten,  ist  Geldbusse  bis  Fr.  800.  —  nebst 
Rückerstattung  des  Zuvielbezogenen. 

In  schweren  Fällen,  sowie  immer  bei  betrüglichem  und  ge- 
werbsmässigem Wucher,  soll  Freiheitsstrafe  von  2  Monaten  bis 
auf  1  Jahr  eintreten. 

Wenn  sich  zeigt,  dass  der  Bestrafte  den  Wucher  als  Gewerbe 
treibt,  sowie  überhaupt  im  Rückfall,  ist  Veröffentlichung  des  Urtheils 
und,  wo  dies  angezeigt,  Gewerbeeinstellung  zu  verhängen. 


Unterwaiden  nid  dem  Wald.  Zins  mehr  nehmen  ab  6  von  100. 

(Gedrucktes  Gesetzbuch  Band  I,  S.  612.) 
Es  sollen  künftig  sowohl  von  Geld  als  Schulden  nit  mehr  als 
fünf  von  Hundert  genommen  werden,  bei  Verlierung  Zins  und  Haupt- 
gut,  wovon  der  vierte  Theü  dem  Kläger  gehörig. 

Doch  mag  man  für  Zinsschulden,  so  man  einander  um  Zins 
lässt,  den  Baargeldzins  versprechen,  doch  nit  mehr  als  5  von  100. 

Unschulden  wohlfeiler  als  um  vollkommenen  Werth  aufkaufen. 

(I  b  i  d  e  m.) 

Welcher  gemeine  Zinsschulden  wohlfeiler  als  um  vollkommene 
Werthschrift  aufkauft,  der  soll  allen  Ueberschuss  meinen  gnädigen 
Herren  verfallen  sein,  wovon  dem  Kläger  der  dritte  Theü  zu- 
kommen soll. 

Marchi  unziemliche  und  ungeschickte  thun. 

(Ibidem  S.  599.) 

Diejenigen,  welche  ungeschickte  und  unziemliche  Märcht  thun, 
verfallen  jeder  Theil  Fr.  30  bis  60  Buss,    wovon   halber  Theü 
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dem  Kläger  zukommen  and  überbin  der  Kauf  und  Märcht  nichtig 
sein  solle.  

Glarus.  Die  Landsgemeinde  des  Kantons  Glarus  hat  schon 
anno  1569  folgende  Verfügungen  erlassen: 

Wie  viel  Zins  zu  nehmen  ist 

„1.  Es  soll  in  nnserm  Land  nicht  mehr  als  von  hundert 
Gulden  fünf  Gulden  für  den  ganzen  Jahrzins  genommen  werden; 
wenn  auf  ein  Halb-  oder  Vierteljahr  oder  auf  weniger  Zeit  Geld 
ausgeliehen  wird,  da  soll  nach  Markzahl  der  Zeit  nach  fünf  vom 
Hundert  berechnet,  und  gleichergestalten  soll  es  auch  im  Handels- 
verkehr in  unserm  Land  gehalten  werden. 

„2.  Wer  einen  höhern  Zinsfuss  nimmt,  oder  das  Gesetz  durch 
Honorare,  Trinkgeld  oder  andere  Wege  umschleicht,  soll  beim  Eid 
angegeben,  die  Zinssumme  konfiszirt  und  dem  Kläger  der  Drittel 
der  Summe  bestellt  werden.* 

Diese  Verfügungen  wurden  bestätigt  durch  die  Landsgemeinden 
von  1571,  1655,  1692,  1694,  1732,  1742  und  1793.  Im  Jahre 
1814  wurde  weiter  beschlossen: 

„3.  Bei  gleicher  Strafe  der  Konfiskation  ist  jedes  wucherische 
Kapital- Anleihen  verboten,  bei  welchem  entweder  nicht  der  volle 
Betrag,  für  den  der  Schuldtitel  lautet,  baar  bezahlt,  oder  wo  mit 
einem  Geldanleihen  zum  Theil  schlechte  und  verlurstige  Schulden 
u.  s.  w.  eingedungen  werden/ 

Diese  drei  Bestimmungen  sind  als  Anhang  zum  Strafgesetz- 
buche von  1867  in  die  Gesetzessammlung  von  1871  aufgenommen 
worden  und  jetzt  noch  in  Kraft« 


Zug.    Keine. 


Preibnrg.    /.  Code  civil  1849. 

Art.  1849.  L'intérêt  conventionnel  des  prêts  d'argent  ne 
peut  pas  excéder  le  taux  de  cinq  pour  cent  Tan,  sauf  en  matière 
de  commerce,  entre  commerçants,  où  il  ne  peut  toutefois  pas  excéder 
le  taux  de  demi  pour  cent  par  mois. 

L'intérêt  des  prêts  d'argent  qui  excède  le  taux  prémentionné 
est  prohibé  comme  usuraire.  Le  Code  pénal  statue  sur  l'usure. 

//.  Code  pénal  1868. 
Art.  429.  Tout  créancier  qui,  en  dehors  des  cas  ci-après 
réservés,  stipule,  exige,  accepte  ou  retient  un  intérêt  excédant 
l'intérêt  légal  (Code  civil,  art.  1849),  quelle  que  soit  d'ailleurs 
la  forme  sous  laquelle  l'opération  est  déguisée,  se  rend  coupable 
d'usure. 

ZeiUohr.  für  schwelEerischeß  Beoht.    Heue  Folge  111.  40 
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Sont  réservés: 

1)  Les  usages  commerciaux; 

2)  Les  emprunts  publics  dûment  autorisés; 

3)  Les  conditions  de  prêts  d'établissements  publics  autorisés 
par  l'Etat; 

La  peine  à  lui  infliger  sera  une  amende  de  50  à  1000  frs. 
ou  un  emprisonnement  qui  n'excédera  pas  3  mois«  Elle  sera  doublée 
dans  son  maximum  et  son  minimum,  si  le  délinquant  se  livre 
habituellement^  l'usure. 

Le  Juge  admettra  l'habitude  lorsqu'il  existera  3  cas  d'usure 
dûment  constatés,  ayant  pour  auteur  le  même  délinquant. 

L'employé  ou  le  notaire  qui  reçoit  ou  facilite  un  contrat 
usuraire,  est  puni  conformément  à  l'art.  448  ci-après. 

Art.  430.  Sera  puni  de  la  peine  édictée  à  l'art.  429  ci- 
dessus  : 

1)  Celui  qui  se  fait  stipuler  une  somme  plus  forte  que  celle 
qui  lui  est  due; 

2)  Celui  qui,  à  l'occassion  d'un  prêt  d'argent,  livre,  pour 
représenter  une  partie  de  la  somme  énoncée  au  titre,  des 
marchandises  et  autres  objets  dont  l'évaluation  a  été 
portée  à  un  taux  exagéré  et  abusif; 

3)  Celui  qui  fait  stipuler  qu'à  défaut  de  payement  à  l'éché- 
ance, il  deviendra  sans  l'accomplissement  des  formalités 
prescrites  par  la  loi,  propriétaire  d'un  gage  affecté  à  sa 
sûreté  et  dont  la  valeur  est  supérieure  au  montant  de 
la  dette« 


Solothnrn.  Gesetz  Über  den  Betrieb  von  Gelar  und  Betrei- 
bungsgeschäften vom  17.  Mai  1878. 

§  1#  Wer  gewerbsmässig  mit  Gelddarleihen  sich  befasst,  hat 
ein  foliotirtes  und  eingebundenes  Cassa-Journal  zu  führen,  in  welches 
jedes  abgeschlossene  Geschäft  unter  Angabe  der  Hauptsumme  und 
aller  gemachten  Abzöge  einzutragen  ist. 

§  2.  Ueberdiess  ist  dem  Empfänger  ein  Bordereau  auszu- 
stellen, welches  nebst  den  in  §  1  vorgeschriebenen  Angaben  die 
Folio-Nummer  des  Kassa-Journals  enthalten  muss. 

Im  Weitern  muss  ein  Bordereau  ausgestellt  werden,  wenn  mit 
Erneuerungen,  Verlängerungen,  Terminerthçilungen  u.  s.  w.  eine 
Einnahme  für  den  Darleiher  oder  eine  Ausgabe  für  den  Entlehner 
Verbunden  ist. 

§  3.  Wenn  durch  eine  geleistete  Zahlung  ein  Titel  oder 
Wechsel  gänzlich  mit  allfälligen  Zinsen  und  Betreibungskosten  ge- 
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tilgt  wird,  so  ist  derselbe  herauszugeben,  sofern  er  nicht  dem 
Gläubiger  zum  Beweise  eines  andern  Hechtes  dient. 

§  4.  Die  in  §  1  genannten  Geschäftsleute  haben  in  ihren 
Geschäftslokalen  die  Bedingungen  für  Zins  und  Provision,  unter 
welchen  sie  Geschäfte  abschliessen,  in  Prozenten  per  Jahr  berechnet, 
anzuschlagen. 

Diese  Anschläge  sind  zu  datiren,  fortlaufend  zu  numeriren 
und  während  wenigstens  3  Jahren,  vom  Tage  der  Veränderung  an 
gerechnet,  aufzubewahren. 

§  ö.  Wer  von  einem  Geldsuchenden  unter  Umständen,  welche 
die  Absicht,  denselben  auszubeuten,  erkennen  lassen,  übertriebene, 
mit  den  herrschenden  Geldpreisen  und  mit  dem  übernommenen 
Risiko  in  einem  offenbaren  Missverhältniss  stehende  Zinsen  oder 
Provisionen  bezieht,  ist  der  Wucherei  schuldig. 

§  6.  Die  Wucherei  wird,  wenn  nicht  ein  schwereres  Ver- 
gehen oder  ein  Verbrechen  vorliegt,  mit  Geldbusse  bis  auf  Fr.  1000 
bestraft.  Im  Rückfall  kann  die  vorher  ausgesprochene  Geldbusse 
verdoppelt  und  Gefängnissstrafe  bis  auf  3  Monate  ausgesprochen 
werden. 

Das  Strafurtheü  ist  in  seinem  ganzen  Inhalt  auf  Kosten  des 
Vemrtheilten  hn  Amtsblatt  zu  publiziren. 

Widerhandlungen  gegen  die  Vorschriften  der  §§  1,  2,  3  und 
4  werden  mit  einer  Ordnungsbusse  bis  auf  Fr.  100 ,  bei  Wieder- 
holungen um  das  Doppelte  bestraft. 

§  9.  Wenn  Geschäftsleute  wegen  Wucherei  oder  wegen  Ueber- 
schreitung  des  gesetzlichen  Sportelntarifes  bestraft  werden,  so  kann 
ihnen  durch  das  gleiche  Urtheil  der  Betrieb  von  Gelddarleihens- 
und Betreibungsgeschäften  für  eine  Zeitdauer  bis  auf  5  Jahre  unter- 
sagt werden. 


Baselstadt.  Gesetz  betreffend  den  Wucher,  vom  9.  April 
1883.  (Novelle  zum  Strafgesetzbuche.) 

(Wucher.)  §  162,  a.  Wer  unter  Ausbeutung  der  Nothlage, 
des  Leichtsinns  oder  der  Unerfahrenheit  eines  Andern  sich  oder 
einem  Dritten  für  die  Hingabe  eines  Darlehens  oder  für  die  Stun- 
dung einer  Geldforderung  offen  oder  versteckt  in  der  Form  eines 
andern  Rechtsgeschäftes  Vermögensvortheile  versprechen  oder  ge- 
währen lässt,  welche  den  üblichen  Zinsfuss  dermassen  über- 
schreiten, dass  nach  den  Umständen  des  Falles  die  Vermögens- 
vortheile  in  auffälligem  Missverhältniss  zu  der  Leistung  stehen, 
begeht  einen  Wucher. 

§  152,  b.  Der  Wucher  wird  mit  Gefängniss  bis  zu  einem 
Jahr  oder  mit  Geldbusse  bestraft.  Ist  der  Angeklagte  bereits  früher 
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wegen  Wuchers  verurtheilt  worden,  oder  hat  er  den  Wucher  ge- 
werbs-  oder  gewohnheitsmässig  betrieben,  so  kann  auf  Gefängnis* 
oder  auf  Zuchthaus  bis  zu  drei  Jahren  erkannt  werden. 

§  152,  c.  Denselben  Strafen  unterliegt,  wer  mit  Kenntniss 
des  Sachverhaltes  eine  Forderung  der  in  §  152,  a  bezeichneten 
Art  erwirbt  und  entweder  dieselbe  weiter  veräussert  oder  die 
wucherlichen  Vermögensvortheile  geltend  macht. 

§  162,  d.  Wer  in  gewinnsüchtiger  Absicht  und  unter  Be- 
nützung des  Leichtsinnes  oder  der  Unerfahrenheit  eines  Minder- 
jährigen sich  von  demselben  Schuldscheine  oder  andre  eine  Ver- 
pflichtung enthaltende  Urkunden  ausstellen  oder  mündlich  ein  Zah- 
lungsversprechen ertheilen  lässt,  wird  wegen  wucherlichen  Kredit- 
gebens mit  Gefängniss  bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geldbusse 
bestraft. 

Derselben  Strafe  unterliegt,  wer  mit  Kenntniss  des  Sachver- 
haltes eine  Forderung  der  vorbezeichneten  Art  erwirbt  und  ent- 
weder dieselbe  weiter  veräussert  oder  die  wucherlichen  Vermögens- 
vortheile geltend  macht. 

Art.  2.  Verträge,  welche  gegen  die  Vorschriften  des  §  152,  a 
des  Strafgesetzes  Verstössen,  sind  ungiltig;  das  von  den  Kontra- 
henten gegenseitig  geleistete  muss  von  ihnen,  sammt  üblichen 
Zinsen  vom  Tage  der  Leistung  an,  zurückerstattet  werden,  und 
es  haftet  für  diesen  Anspruch  auch  die  vertragsmässig  bestellte 
Sicherheit. 


BaseUand.    Gesetz  über  die  korrektionelle  Gerichtsbarkeit  für 
den  Kanton  Basel  1824.  • 

§  50.     Des  Wuchers  macht  sich  schuldig: 

a.  Wer  sich  eine  grössere  Hauptsumme  verschreiben  lässt, 
als  vorgestreckt  wird; 

b.  wer  höhere  Zinse,  als  die  Gesetze  gestatten,  sich  von 
seinem  Schuldner  verschreiben  lässt  und  empfängt; 

c.  wer,  um  das  Gesetz  zu  umgehen,  neben  dem  erlaubten 
Zins  sich  von  dem  Schuldner  noch  andere  Vortheile  irgend 
einer  Art  ausbedingt  und  annimmt; 

d.  wer  bei  einem  Darlehen  Waaren  oder  andere  Sachen 
statt  baaren  Geldes  gibt  und  eine  stärkere  Summe  dafür 
ansetzt,  als  dieselben  zur  Zeit  des  geschlossenen  Contracte, 
aufs  Höchste  gerechnet,  werth  waren; 

e.  wer  den  Schuldner  verpflichtet,  ihm  bei  Entrichtung  der 
Zinse  oder  bei  Abzahlung  des  Kapitals,  Waaren  oder 
andere  Sachen,  statt  baaren*  Geldes  unter  dem  niedersten 
Preis  derselben  zuzustellen; 


Anhang.  633 

f.  wer  sich  einen  schwereren  Münzfuss  verschreiben  lässt, 
als  der,  in  welchem  er  das  Kapital  darlehnt; 

g.  wer  zur  Sicherheit  eines  Darlehens  Pfänder  in  Händen 
hat,  welche  ein  mehreres  werth  sind,  und  solche  ani  ver- 
flossene Lösungszeit,  ohne  den  Weg  Rechtens  einzu- 
schlagen, als  Eigenthum  behalten  zu  können,  sich  aus- 
bedingt. 


Sehaffhausen.    §  230  des  Strafgesetzb.  vom  3.  April  1859. 

„(Wucher).  Wer  bei  Darlehen  und  anderen  belasteten  Ver- 
trägen sich  übermässige  Vortheile  bedingt,  wird  wegen  Wucher 
bestraft: 

1)  wenn  er  die  Noth  oder  den  Leichtsinn  des  Andern  zu 
dessen  Uebervortheilung  benützte  und  sich  die  bedungenen 
wucherischen  Vortheile  in  der  Vertragsurkunde  verschleiert 
zusichern  liess; 

2)  wenn  er,  um  den  Andern  zu  täuschen,  den  Vertrag  so 
einkleidete,  dass  derselbe  daraus  das  wahre  Verhältniss 
seiner  Leistung  zur  Gegenleistung  nicht  erkannte  und 
nach  dem  Grade  seiner  Einsichten  nicht  leicht  erkennen 
konnte  ; 

3)  wenn  er  einem  Mindeijährigen,  Entmündigten  oder  Ver- 
beiständeten  bei  belasteten  Verträgen,  die  er  mit  ihm 
ohne  Mitwirkung  des  Vormundes  oder  Beistandes  einge- 
gangen hat,  einen  wirklichen  Vermögensnachtheil  zufügte. 

Der  Wucherer  verfällt,  nebstdem,  dass  er  dem  Andern  den 
ganzen  Betrag  des  von  ihm  bezogenen  Gewinnes  zurückzubezahlen 
hat,  in  eine  Geldbusse,  welche  bis  zum  zehnfachen  Betrage  des 
bezogenen  oder  des  beabsichtigten  Gewinnes  ansteigen  kann,  und 
beim  Rückfall  überdies  zugleich  in  Gefängnissstrafe  bis  auf  ein 
Jahr." 


Appenzell  A.  Rh.  §  135  des  Strafgesetzbuches  vom  28.  April 
1878: 

„Wer  die  ökonomisch  bedrängte  Lage  eines  Andern  dazu,  be- 
nutzt, um  sich  durch  übermässige  Anrechnung  von  Zinsen  oder 
Provisionen  zu  bereichern,  macht  sich  des  Wuchers  schuldig  und 
ist  mit  Geldbusse  bis  auf  Fr.  1000  oder  Haft  mit  oder  ohne  Geld- 
busse zu  bestrafen. 

Gewerbsmässige  Betreibung  solcher  Geschäfte  gilt  als  Er- 
schwerungsgrund  und  kann  neben  der  Geldbusse  auch  mit  Gefäng- 
nis» bestraft  werden." 
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Appenzell  I.  Rh,    Keine. 


St.  Gallen.  Art.  15  des  Gesetzes  über  das  Hypothekarwesen 
vom  26.  Januar  1832- 

„  Jeder  Kreditor,  der  auf  Unterpfande  Kapitalien  anlehnt  und 
sich  nicht  blos  für  schon  früher  bestandene  Karrentschalden  auf 
Liegenschaften  Versicherang  geben  lässt,  ist  gehalten,  die  ver- 
schriebene Summe  in  Baarschaft  darznschiessen;  und  es  dürfen 
auch  bei  der  gesetzlich  gegen  den  Wacher  festgesetzten  Strafe, 
weder  dem  Schuldner  weniger  als  die  volle  Summe,  welche  in  dem 
Pfand-  und  Versicherungsbriefe  aasgesetzt  ist,  aasbezahlt,  noch 
Waaren  oder  andere  Fahrnisse  dazu  eingerechnet  werden,  wenn 
diese  nicht  durch  eidliche  Schätzung  pflichtmässig  abgewerthet 
worden  sind.  Der  Zinsfuss  darf  nicht  über  5  vom  Hundert  aus- 
bedungen werden.  Der  Gemeinderath  soll  also  auch  hierüber  ge- 
hörige Untersuchung  walten  lassen. 

Art  90  des  Str.-G.-B.  vom  11.  Juni  1857. 

a.  wer  bei  Geldanleihen  auf  amtlich  verschriebenes  Grund- 
eigentum die  verschriebene  Kapitalsumme  des  Anleihens 
unter  was  immer  für  einem  Titel  nicht  voll  bezahlt,  oder 

b.  wer  von  solchen  Anleihen  einen  höhern  Zins  als  den  ge- 
setzlich bewilligten  erhebt,  verfällt,  immerhin  innert  den 
Schranken  des  Art.  23  (Maximum  Fr.  5000!)  in  eine 
Geldstrafe  vom  fünf-  bis  zum  zehnfachen  Betrage  der  zu- 
viel bezogenen  oder  dem  Schuldner  vorenthaltenen  Summe. 

Gesetz  beireffend  den  Wucher  bei  Gelddarleihen   auf  freie 

Hand,  gegen  Bürgschaft  oder  Hinterlagen.     Vom  21.  Mai  1884. 

Art.  1.     Des  Wuchers  macht  sich  schuldig: 

a    wer  unter  Ausbeutung  der  Nothlage,  des  Leichtsinnes  oder 

der  Unerfahrenheit  bei  der  Hingabe,  der  Erneuerung  oder 

Stundung  von  Darleihen   auf  freie  Hand,   gegen  Deckung 

durch   Bürgschaft    oder  Hinterlage  in  Faustpfandsrechten 

die    vereinbarte  Schuldsumme    nicht   voll    in  gesetzlicher 

Währung  ausbezahlt  (einen  allfälligen  Vorabzug  des  Zinses 

nach  bankmässiger  Uebung  vorbehalten); 

b.  wer  die  bei  den  öffentlichen  st.  gallischen  Bankinstituten 
für  solche  Geschäfte  jeweilen  üblichen  Zins-  und  übrigen 
Bedingungen  in  einem  durch  die  vorliegenden  Umstände 
nicht  gerechtfertigten  Masse  verschärft; 

c.  wer  endlich  über  diese  statthaften  Bedingungen  hinaus 
zum  Nachtheile   des  Schuldners  noch   anderweitige  Ver- 
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mögensvortheile  in  irgend  welcher  Form  sich  selbst  oder 
Dritten  offen  oder  versteckt  zusichern  lägst. 

Art.  2.  Das  Vergehen  des  Wuchers  unterliegt  einer  Geld- 
busse  von  Fr.  50  bis  Fr.  2000  allein  oder,  je  nach  der  Schwere 
des  Falles,  in  Verbindung  mit  Gefängniss  bis  auf  ein  Jahr.  Im 
Rückfall  ist  jeweilen  neben  einer  Geldbusse  auch  auf  Gefängniss- 
strafe  zu  erkennen. 

Ueberdies  ist  der  dem  Schuldner  widerrechtlich  zugefügte 
Schaden  in  vollem  Betrage  zu  ersetzen. 

Art.  3.  Wer  sich  gewerbsmässig  mit  Gelddarleihen  befasst, 
ist  zu  ordnungsmässiger  Führung  von  Geschäftsbüchern  (Conto- 
Corrent-,  Kassa-  und  Kopirbuch)  verpflichtet,  aus  welchen  die  ein- 
zelnen, mit  dem  Geschäftsbetriebe  zusammenhängenden  Schuld-  und 
Forderungsverhältnisse  ersehen  werden  können. 

Diese  Geschäftebücher .  sind  während  10  Jahren,  von  dem 
Tage  der  letzten  Eintragung  an,  aufzubewahren,  und  ebenso 
während  der  gleichen  Zeitdauer,  vom  Tage  des  Einganges  an  be- 
rechnet, die  empfangenen  Geschäftsbriefe  und  Telegramme.  Die 
Versäumnis«  dieser  Pflicht  wird  als  Ungehorsam  gegen  bestehende 
Vorschriften  nach  Hassgabe  des  Strafgesetzes  über  Verbrechen  und 
Vergehen  bestraft. 

Art.  4.  Dieses  Gesetz  findet  auf  Mobiliar-Leihgeschäfte  und 
Hypothekaranleihen  (vide  Art.  90  d.  Str.-G.-B.)  keine  Anwendung. 


Graubftnden.    Keine, 


Aargau.    Bürgerliches  Gesetzbuch. 

§  658  (Zinsfuss).  Wenn  der  Schuldner  einen  Zins  ver- 
sprochen hat,  die  Grösse  desselben  aber  nicht  bestimmt  wurde,  so 
sind  vier  vom  Hundert  jährlich  zu  bezahlen.     Vrgl.  A.  83  0.  R. 

Diese  Vorschrift  gilt  auch  für  jene  Schulden,  welche  das  Ge- 
setz zinstragend  erklärt. 

§  6ö9  (Ueberzins).  Ein  grösserer  Zins  als  fünf  vom  Hundert 
darf  weder  bedungen  noch  gefordert  werden. 

Jedoch  können  Handelsleute  unter  sich  für  die  aus  ihren 
Handelsgeschäften  entstandenen  Forderungen  einen  Zins  bis  auf 
sechs  vom  Hundert  berechnen. 

§  660  (Zins  von  Zins).  Von  Geld-  und  Lehenzinsen  darf 
kein  Zins  gefordert  werden.  (Ist  jedenfalls  modiflzirt  durch 
Art.  335  0,-R.) 


^rr^ 
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§  661.  Ist  ein  Ueberzins  (§§  659  u.  660)  bezahlt  worden, 
so  kann  er  zurückgefordert  werden. 

Zuchtpolizeigesetz  vom  19.  Febr.  1868. 

I.  Strafbare  Handlangen.  §  1.  Ehrverletzungen,  körperlieb«? 
Angriffe  auf  Personen,  Verletzungen  des  öffentlichen  und  Privat- 
eigentums, Beschädigungen  durch  Mißsbrauch  des  Vertrauens,  Ver- 
gehen gegen  die  öffentliche  Ruhe,  Ordnung,  Sicherheit  und  Sitt- 
lichkeit werden  zuchtpolizeilich  bestraft,  sofern  sie  nicht  ihrer 
Natur  oder  den  sie  begleitenden  Umständen  nach  der  kriminelles 
Bestrafung  unterliegen. 


Thurgan.  Ad.  2.  Strafgesetz  vom  15.  Juni  1841  (theiltreù? 
revidìrt  1867). 

§  165  (Betrug).  Wer  bei  Hypothekaranleihen  ausser  dea 
per  Jahr  bis  auf  5%  im  Maximum  gestatteten  Zinsen  noch  ander? 
Leistungen  sich  bedingt  oder  wer  zur  Benutzung  der  ihm  be- 
kannten Nothlage  oder  des  Leichtsinns  Anderer  bei  Darleihen 
irgend  welcher  Art  grössere  Summen,  als  der  Schuldner  solche  em- 
pfing, sich  verschreiben  lässt,  wird  wegen  Wuchers  um  den  5 
bis  lOfachen  Betrag  des  zu  viel  Bedungenen  und  Erhobenen  be- 
straft. 

§  166.  Bei  gewerbsmässiger  Betreibung  des  Wuchers  oder 
im  Rückfalle  kann  neben  der  Geldbusse  auch  auf  Gefängnis»  bis 
zu  1  Jahr  erkannt  werden. 


Tessili.    Codice  civile  Ticinese  1837. 

„L'interesse  non  può  eccedere  il  cinque  per  cento  all'  anno, 
eccettuato  il  mercantile,  che  è  permesso  sino  al  sei  per  cento. 

§  1.  Se  fosse  convenuto  o  corrisposto  ad  una  ragione  mag- 
giore, devrà  essere  ridotto  conforme  alla  legge.  * 

L'articolo  387  del  codice  penale  del  1873ì  dispone: 
„§  1.  Chi  abusando  dei  bisogni,  delle  passioni  o  della 
inesperienza  di  un  minore,  di  un  interdetto  o  di  persona  prodiga 
o  demente,  da  lui  conosciuta  come  tale,  sebbene  non  ancora  inter- 
detta giuridicamente,  gli  fa  sottoscrivere  un  documento  qualunque 
in  suo  pregiudizio,  disposizione  di  diritti,  obbligazione,  liberazione, 
ovvero  gli  fa  accettare,  in  luogo  di  denaro  a  prestito,  cose  mobili, 
da  lui  valutate  a  denaro,    che    sia  costretto  a  rivendere,    ovvero 
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gli  fa  confessare  una  somma,  che  realmente  non  ha  ricevuto,  o 
gli  fa  accettare,  come  legittimi  e  corrispettivi  sconti,  provigioni  e 
deduzioni  che  rappresentano  un  lucro  illecito,  è  punito  dal  primo 
al  secondo  grado  di  detenzione  e  con  multa  dal  secondo  al  terzo 
grado." 

„§  2.  Sarà  punito  di  detenzione  in  primo  grado  e  col 
terzo  di  multa  l'usura  commessa  come  al  precedente  paragrafo, 
in  danno  di  una  persona  maggiorenne  e  giuridicamente  capace, 
quando  sia  dolosamente  indotta  nel  bisogno  dall'  usurajo  o  in- 
coraggiata nello  spendio  sregolato  o  in  ispeculazioni  fallaci/ 


Waadt.    Keine. 


Wallis.    §  1662.    Civägesetzbuch  von  1864. 

Der  Zins  ist  gesetzlich  oder  vertragsmässig.  Der  gesetzliche 
Zins  ist  zu  fünf  Prozenten.  Der  vertragsmässige  Zins  kann  diesen 
Fus8  nicht  übersteigen. 

Der  auf  einen  höheren  Fuss  verabredete  Zins  wird  auf  den 
gesetzlichen  Fuss  reduzirt  werden;  mit  Vorbehalt  der  durch  die 
peinlichen  Gesetze  gegen  den  Wucher  verhängten  Strafen. 

Code  pénal  du  Valais. 

314.  Celui  qui  exige  ou  qui  accepte  de  son  débiteur  une 
reconnaissance  pour  une  somme  plus  forte  que  celle  qu'il  a  prêtée 
ou  qui  lui  est  réellement  due; 

Celui  qui,  dans  un  prêt,  ou  en  paiement  d'un  transport  de 
créance  ou  de  toute  autre  valeur,  livre  en  lieu  d'argent,  en  tout 
ou  en  parties  des  denrées,  des  marchandises,  ou  d'autres  objets 
pour  un  prix  dépassant  leur  cours  le  plus  élevé  à  l'époque  du  con- 
trat; ou  des  créances  contre  des  débiteurs  dont  il  connaît  l'insol- 
vabilité ; 

Celui  qui,  en  acquittement  de  ce  qui  lui  est  dû,  stipule  de 
son  débiteur  l'obligation  de  lui  livrer  des  denrées,  des  marchan- 
dises ou  d'autres  objets  pour  un  prix  inférieur  à  leur  prix  le 
plus  bas; 

Celui  qui,  ayant  obtenu  un  gage  ou  une  hypothèque  pour 
une  valeur  supérieure  à  celle  de  sa  créance,  stipule  de  son  débi- 
teur, qu'à  défaut  de  paiement  au  terme  convenu,  il  deviendra 
propriétaire  de  ces  objets  indépendamment  de  toutes  poursuites 
judiciaires  ; 

Celui,  en  général,  qui  dans  un  contrat,  profite  de  la  simpli- 
cité,   de  l'ignorance,    de  la  prodigalité   de   quelqu'un   ou   de  la 
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nécessité  dans  laquelle  il  se  trouve  pour  faire  à  ses  dépens  un 
bénéfice  exorbetant; 

Sera  puni  d'une   amende   qui   pourra  s'élever  à  cinq  fois  la 
valeur  du  gain  illicite  qu'il  aura  fait  ou  tenté  de  faire. 


Neuenburg.  Décret  rendu  par  le  Grand  Conseil  le  23  no- 
vembre 1882  à  V  occasion  de  rentrée  en  vigueur  du  Code  fédéral 
des  obligations. 

Art.  5:  „Il  est  ajouté  au  code  civil  un  article  1721  bis 
ainsi  conçu  :  ,Le  taux  de  l'intérêt  pour  les  prêts  hypothécaires  ne 
do    itpas    dépasser   le    6°/o    en  matière   commerciale  et7 le    5%, 


Genf.    Reine. 


XIII.  Jahresversammlung 

des 

Schweizerischen  Juristenvereins 

in  Lausanne  den  15.  und  16.  September  1884 

im  Saale  des  Bundesgerichts. 

Verhandlungen  vom  15-  September  1884. 


Der  Präsident  Hr.  Dr.  Paul  Speiser  von  Basel,  eröffnet 
die  Versammlung  mit  folgender  Ansprache: 

Hochgeehrte  Herren! 

Es  sind  heute  zwanzig  Jahre  verflossen;  seit  sich  der 
schweizerische  Juristenverein  zum  ersten  Male  in  Lausanne 
versammelt  hat. 

Indem  ich  Sie,  verehrte  Freunde,  zu  der  zweiten  Ver- 
sammlung in  unserer  schönen  Feststadt;  auf  diesem  für  uns 
Schweizer  Juristen  besonders  bedeutungsvollen  Boden,  herz- 
lich willkommen  heisse,  drängt  sich  wohl  Ihnen  wie  mir  der 
Unterschied  zwischen  dem  damaligen  und  dem  jetzigen  Stande 
des  Feldes  unsrer  Bestrebungen  lebhaft  auf. 

Der  damalige  Festpräsident;  der  treffliche  Kantons- 
richter X.  G-ottofrey  bezeichnete  in  seiner  Eröffnungsrede  als 
Aufgabe  unseres  Vereins  eine  Verständigung  über  die  Prin- 
zipien  interkantonalen  Rechts   und   glaubte,   ihn  gegen  die 


640         Verhandlungen  des  Schweizerischen  Jnristenvereins  1884. 

Anschuldigung,  er  strebe  nach  Rechtszentralisation  und  Rechta- 
einheit,  vertheidigen  zu  müssen,  da  das  Gebiet  seiner  Thâ- 
tigkeit  ein  lediglich  wissenschaftliches  sei  und  ein  Kanton 
nur  aus  freien  Stücken,  durch  die  blosse  Kraft  der  Ueber- 
zeugung,  das  Gute  der  Gesetzgebung  eines  andern  Kantons 
anzunehmen  brauche. 

Heute  versammeln  wir  uns  an  der  Stätte,  wo,  von  allen 
Seiten  anerkannt  und  begrüsst,  ein  schweizerischer  Gerichts- 
hof fur  grosse  Theile  des  Hechtes  das  entscheidende  Wort 
spricht;  und  des  heutigen  Festpräsidenten  Aufgabe  wäre  es 
vielleicht  eher,  den  Verein  vor  der  Anschuldigung  in  Schatz 
zu  nehmen,  dass  er  nicht  rasch  genug  dem  Ziele  völliger 
Rechtseinheit  zusteure.  Doch  hierüber  zu  reden  wird  die 
gegenwärtige  Jahresversammlung  noch  Gelegenheit  geben. 

Erfüllt  uns  der  Vergleich  zwischen  1864  und  1884  in 
dieser  Hinsicht  wohl  alle  mit  Freude  und  Genugthuung,  so 
zeigt  uns  ein  Rückblick  in  andrer  Hinsicht,  dass  noch  manches 
zu  thun  ist  und  dass  es  Punkte  giebt,  die,  schon  lange  als 
schwarze  Funkte  allseitig  bezeichnet,  doch  mit  Erfolg  jeder 
Besserung  trotzen. 

An  der  Jahresversammlung  von  1864  wurde  auf  Grund 
trefflicher  Referate  die  Frage  des  Domizils  und  seiner  Wir- 
kungen namentlich  auch  bezüglich  der  zivilrechtlichen  Ver- 
hältnisse Niedergelassener  erörtert;  jedermann  sah  damals 
schon  die  Notwendigkeit  der  Regelung  dieser  Frage  ein; 
aber  die  Regelung  ist  uns  noch  immer  nicht  gelungen,  und 
wir  sind  heute  nur  im  Prinzipe  weiter  als  im  Jahre  1864, 
insofern  als  jetzt  die  Kompetenz  des  Bundes  zur  Ordnung 
der  Sache  feststeht  und  die  Art,  wie  die  Ordnung  geschehen 
soll;  in  Wirklichkeit  sind  wir  nicht  vorwärts  gekommen, 
vielleicht  sogar  rückwärts,  insofern  als  die  Bundesverfassung 
uns  einen  Weg  vorzeichnet,  der  nach  vieler  Ansicht  nicht 
gangbar  ist. 

Auch  die  Betrachtung  unseres  zweiten  Verhandlungs- 
gegenstandes ist  geeignet,  unsero  Stolz  etwas  zu  dämpfen. 
Unser  Verein  hat  im  Jahre  1866  die  Wucherfrage  behandelt, 
und   es   hat   der   damalige  Referent  fast  ohne  Widerspruch 
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die  gänzliche  Abschaffung  der  Wuchergesetze  befürwortet; 
heute  wurde  wohl  niemand  mehr  mit  derselben  Sicherheit 
diese  Ansicht  vertreten;  und  wir  dürfen  bei  der  Betrachtung 
des  Ganges  der  Gesetzgebung  in  dieser  Frage  dem  Zweifel 
wohl  Baum  geben,  ob  der  Juristenstand  die  ihm  obliegende 
Pflicht  als  Hüter  des  Rechts  gegenüber  dem  Interesse  je- 
weilen  ganz  richtig  erfasst  habe. 

Wenden  wir  uns  nach  diesen  mehr  rückwärts  bliokenden 
Betrachtungen  der  Gegenwart  zu,  so  haben  wir  alle  Ur- 
sache, der  Entwicklung;  welche  unser  gemeinsames  Obliga- 
tionenrecht  seit  seinem  Inkrafttreten  erfährt,  uns  zu  freuen. 
Denn  nicht  nur  bleibt  der  wissenschaftliche  Eifer,  welcher 
schon  den  Entwürfen  des  Bundesgesetzes  sich  zugewendet  hat, 
bestehen  und  bemüht  sich  in  der  deutschen  wie  in  der  fran- 
zösischen Schweiz,  das  Yerständniss  des  Gesetzes  zu  fördern  ; 
auch  der  Praxis  der  kantonalen  Gerichte,  so  weit  sie  bisher 
bekannt  geworden,  muss  das  Lob  gezollt  werden,  dass  sie 
überall  mit  Gewissenhaftigkeit  dem  neuen  Gesetze  sucht  ge- 
recht zu  werden,  wenn  auch  selbstverständlich  hie  und  da 
unrichtige  und  widersprechende  Entscheide  zu  Tage  treten 
und  öfters  eine  etwas  freiere  Stellung  des  Richters  dem  Ge- 
setzesbuchstaben gegenüber  vermisst  wird. 

Vergessen  wir  aber  nie,  dass  wir  mit  der  Herstellung 
eines  einheitlichen  Gesetzbuches  nur  den  ersten  Schritt  zur 
segensreichen  Gestaltung  unseres  gemeinen  Verkehrsrechtes 
gethan  haben,  und  dass  die  Erreichung  des  Zieles  noch  eine 
lange,  mühevolle  Arbeit  erheischt;  sie  liegt  der  von  der 
Wissenschaft  geleiteten  Praxis  ob. 

Codification  des  Verkehrsrechtes,  d.  h.  Aufstellung  der 
Rechtsregeln,  welche  den  Verkehr  eines  Landes  in  Gegen- 
wart und  Zukunft  beherrschen  sollen,  ist  zu  jeder  Zeit, 
namentlich  aber  in  unserer  Zeit  ein  so  kühnes  Beginnen  — 
handelt  es  sich  ja  darum,  dem  ewig  wechselnden,  ruhelosen, 
immer  neu  sich  gestaltenden  modernen  Verkehr  auf  lange 
Zeit  hinaus  feste,  bleibende  Normen  aufzulegen  —  dass  das 
Werk,  auch  wenn  es  noch  so  glücklich  vollbracht  ist,  fortwähren- 
den Schutzes  bedarf,   soll  es  nicht  den  Anfechtungen  erlie- 
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gen,  die  ihm  von  so  vielen  widersprechenden  Elementen, 
von  alten  Sitten  und  von  neuen  Bedürfhissen  und  Interessen 
drohen. 

Diesen  Schutz  findet  das  Gesetz  in  der  durch  wissen- 
schaftlichen Geist  getragenen  Praxis  der  Gerichte. 

Auch  der  weiseste  Gesetzgeher  vermag  nicht  alle  Ver- 
hältnisse zu  übersehen,  ja  es  ist  auch  die  Möglichkeit  zuzu- 
geben, dass  er  Einzelnes  unrichtig  angesehen,  richtigen  Ge- 
danken ungenauen,  zu  wenig  scharfen  Ausdruck  gegeben  hat; 
und  doch  spricht  das  Gesetzeswort  Geltung  an. 

Hier  tritt  nun  die  selbständige  Thätigkeit  des  Richters 
ein,  eine  Thätigkeit,  welche  der  des  Gesetzgebers  ebenbürtig 
ist.  Indem  der  Richter  die  tausendfachen  Erscheinungen  des 
lebendigen  Verkehrs  am  Gesetzesworte  misst,  giebt  er  selber 
erst  dem  Gesetze  lebenskräftigen  Gehalt;  indem  er  unhalt- 
bare Consequenzen  des  Gesetzesbuchstabens  ablehnt,  befreit 
er  das  Werk  von  Mängeln ,  die  unvermeidliche  Spuren  seines 
Werdenä  sind,  die  aber  sein  Wirken  nicht  stören  sollen; 
indem  er  aus  den  ausgesprochenen  Gesetzesworten  die  in 
ihnen  ruhenden  verborgenen  Rechtsnormen  entwickelt,  weckt 
er  den  im  Gesetze  schlummernden,  vom  Gesetzgeber  selber 
vielleicht  kaum  geahnten  Geist  zu  selbständigem  Leben  und 
ergänzt  die  äussern  Lücken  des  Gesetzes  durch  die  Ver- 
tiefung seines  innern  Gehaltes;  und  was  Sohm1)  von  der 
Rechtswissenschaft  sagt,  möchte  ich  von  dem  Richter  sagen  : 
„von  ihm,  nicht  vom  Gesetzgeber  empfängt  die  Fülle  des 
Lebens  ihr  Gesetz." 

Durch  diese  reinigende,  berichtigende  und  gestaltende 
Thätigkeit  des  Richters  wird  nun  auch  das  Gesetz,  das  doch 
zunächst  das  Ergebniss  der  Rechtsanschauungen  einer  be- 
stimmten Zeit  ist,  in  den  Stand  gesetzt,  weit  über  diese 
hinaus  für  lange  Zeiträume  sich  seine  Geltung  zu  behaupten  ; 
ja,  es  wird  sogar  befähigt,  sich  die  Zukunft  zu  unterwerfen 
und  Rechtsinstitute  zu  beherrschen  und  zu  ordnen,  die  bei 
seinem  Erlasse  noch  gar  nicht  bestanden  haben  und  die  der 
schaffende  Geist  des  Verkehrs  neu  hervorgebracht  hat, 
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So  wird  dann  die  Gerichtspraxis  auch  als  Reohtsquelle 
anerkannt  werden  müssen,  soiern  allerdings  der  richtige  Sinn 
dieses  Wortes  festgehalten  wird.  Wie  die  Wasserquelle  nicht 
Wasser  erzeugt,  sondern  in  ihr  schon  vorhandene  aber 
verborgene  Wasserteile  sich  sammeln,  zu  Tage  treten  und 
damit  für  die  Aussen  weit  nutzbar  werden,  so  die  Gerichts- 
praxis als  Rechtsquelle;  sie  erzeugt  nicht  Recht,  sondern  in 
ihr  sammeln  sich  schon  bestehende,  aber  bisher  noch  nicht 
äu8serlich  anerkannte  Rechtselemente  und  treten  mit  Hilfe 
des  Richters  als  Rechtssätze  in  das  Gebiet  des  Rechtes  ein  ; 
indem  der  Richter  sie  aber  an  das  bestehende  Gesetz  an- 
knüpft, läutert  und  reinigt  er  sie  und  macht  sie  erst  zum 
allgemeinen  Gebrauche  fähig;  zugleich  aber  verhilft  er  hie- 
durch  erst  dem  gesammten  Rechte  zu  harmonischer  Ent- 
wicklung. 

Was  aber  unser  Juristenstand  zu  leisten  hat,  wenn  er 
dieser  Aufgabe  gerecht  werden  will,  das  möchte  ich  mit  den 
Worten  eines  hervorragenden  deutschen  Juristen1)  uns  allen 
heute  ans  Herz  legen:  „Auch  unser  Gesetzbuch  wird  uns 
nur  sein,  was  wir  aus  ihm  zu  machen  verstehen.  Es  ist 
eine  Saat,  eine  edle  Aussaat  :  soll  sie  aufgehen  und  gedeihen, 
so  muss  die  Saat  in  gutes  Land  gesenkt  werden  und  sie  be- 
darf der  entsprechenden  Pflege. u 

Unserm  Vereine  ist  im  verflossenen  Jahre  von  zwei 
Seiten  Auszeichnung  widerfahren. 

Hr.  Professor  Aloys  von  Orelli  hat  ihm  seinen  Commen- 
tar zum  Bundesgesetze  betreffend  das  Urheberrecht  gewidmet, 
»als  Zeichen  der  Dankbarkeit  für  manche  Anregung  und 
Belehrung  auf  dem  Felde  des  vaterländischen  Rechtes,  die 
der  Verfasser  in  seinem  Schoosse  empfangen."  Unser  Verein 
ist  dem  verehrten  Herrn  Verfasser  seinerseits  für  so  viele 
Anregung  und  Belehrung  zu  Dank  verschuldet,  dass  zum 
mindesten  eine  allfâllige  Schuld  des  Herrn  Verfassers  durch 
Compensation  getilgt  wäre;  wir  wollen  gerne  unserseits  auf 
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Compensation  verzichten  und  nur  wünschen,  dass  der  Conto- 
correntverkehr  zwischen  dem  Schenker  nnd  dem  Vereine 
noch  lange  danre.  Es  ist  für  die  richtige  nnd  einheitliche 
Anwendung  neuer  Bundesgesetze,  ins  Besondere,  wenn  sie 
so  schwierige  und  auch  dem  Juristen  nicht  immer  geläufige 
Materien  betreffen,  wie  die  vorliegende,  von  unberechenbarem 
Vortheile,  wenn  eine  so  erfahrene  Hand  sie  in  die  Praxis 
einführt. 

Die  zweite  Auszeichnimg  wurde  uns  durch  eine  Ein- 
ladung von  Seiten  des  Barreau  des  Appellhofes  Brüssel  zur 
Theilnahme  an  der  Einweihung  des  belgischen  Justizpalastes. 
Der  Vorstand  ordnete  an  diese  Feierlichkeit  Ihren  Präsi- 
denten ab;  sie  gestaltete  sich,  da  an  dem  Feste  der  Juristen- 
stand aller  Staaten  Europas  vertreten  war,  zu  einem  ersten 
Anfange  eines  europäischen  Juristenvereins;  der  Dank  fur 
den  gastlichen  Empfang  soll  auch  hier  noch  einmal  ausge- 
sprochen werden. 

Ihren  Vorstand  nahm  neben  den  laufenden  Geschäften 
die  einlässliche  Berathung  der  am  letzten  Jahresfeste  ihm 
überwiesenen  Motionen  der  Herren  Professoren  König  und 
Hilty  in  Anspruch;  über  das  Ergebniss  der  Berathungen  wird 
Ihnen  im  Verlaufe  unserer  Versammlung  berichtet  werden. 

Erlauben  Sie  mir  noch,  der  im  letzten  Jahre  verstorbenen 
Mitglieder  unseres  Vereins  zu  gedenken. 

Ich  nenne  zuerst  Hrn.  Professor  Achilles  Renaud  in 
Heidelberg,  unsern  Landsmann,  in  den  vierziger  Jahren  Pro- 
fessor in  Bern,  seither  in  Deutschland,  einen  im  Gebiete  des 
deutschen  Privatrechts,  namentlich  aber  des  Handels-  und 
Wechselrechtes  hochangesehenen  Gelehrten,  dem  viele  unter 
uns  als  Schüler  in  Heidelberg  nahe  getreten  sind;  er  war 
seit  1880  Ehrenmitglied  unseres  Vereins.  Als  Staatsmann 
und  hervorragenden  Redner  nenne  ich  Hrn.  alt-Nationalrath 
Peter  Suter  auf  Horben.  Aus  der  Justizverwaltung  verloren 
wir  Hrn.  Johannes  Gysin,  Mitglied  des  Solothurner  Oberge- 
richts, einen  kenntnissreichen  und  charakterfesten  Mann.  Ans 
dem  Kreise  der  Advokatur  starben:  ein  Veteran,  der  vielbe- 
schäftigte und  rechtskundige  Hr.  Peter  Bissig  in  Einsiedeln, 
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ferner  Dresselli  in  Uznach,  Marco  Capponi  in  Bellinzona,  ein 
gebildeter  Jurist,  der  die  ihm  karg  gemessene  Masse  zar 
Erforschung  der  Rechtsgeschichte  seines  Kantons  verwandte  ; 
Anwalt  Gr.  Schwarz  in  Zürich,  Notar  Dr,  Adolf  Schmid  in 
Basel  and  der  in  der  Blüthe  der  Jahre  seiner  Familie  and 
seinen  Freunden  entrissene  Paul  Jäggi  in  Bern. 

Ihnen  Allen   sei  unser  freundliches  Andenken  gesichert. 

Ich  erkläre  hiemit  die  22.  Jahresversammlung  des  schwei- 
zerischen Juristenvereins  fur  eröffnet. 

II. 

Zu  Sekretären  werden  berufen  die  Herren  Advokat  H. 
Alfir.  Martin  aus  Genf,  Dr.  Weibel  aus  Luzern  und  Dr.  Fritz 
Speiser  aus  Basel, 

zu  Stimmenzählern  die  Herren  Fürspr.  J.  Haberstich  aus 
Aarau  und  Advokat  £.  Gaulis  in  Lausanne, 

zu  Reçhnungsrevisoren  die  Herren  Advokaten  Rambert 
in  Lausanne  und  Dr.  Blattner  aus  Aarau. 

in. 

Es  werden  folgende  Herren  zu  Mitgliedern  des  Vereins 
aufgenommen  : 

1.  Hr.  Bonnard,  Louis,  Avocat  à  Nyon. 

2.  „  Boven,  Charles,  Notaire  à  Lausanne. 

3.  „  Berdez,  Louis,  Avocat  à  Lausanne, 

4.  „  Bridel,  Louis,  Licencié  en  droit,  à  Lausanne. 

5.  „  Dr.  Colùmbi,  Louis,  Secrétaire  du  Trib.  fédéral. 

6.  „  Cavin,  Auguste,  Notaire,  Greffier  du  Tribunal  d'Oron. 

7.  „  Correvon,  Gustave,  Juge  cantonal  à  Lausanne. 

8.  „  Chausson,  Félix,  Juge  cantonal  à  Lausanne. 

9.  „  Correvon,  Ernest,  Avocat  à  Lausanne. 

10.  „  Dufour,  Gabriel,  Notaire  à  Nyon. 

11.  „  Decollogny,  E.,  Licencié  en  droit,  à  Lausanne. 

12.  „  Favre,  Emile,  Notaire  à  Echallens. 

13.  n  Dr.  Hafner,  H.,  Juge  fédéral,  à  Lausanne. 
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14.  Hr.  Monod,  Th.,  Juge  cantonal,  à  Lausanne. 

15.  „  de  Montet,  Marc,    ancien  Président  du  Tribunal  de 

Vevey,  à  La  Tour  de  Peilz. 

16.  „  Métraux,  Eugène,  Avocat,  Lausanne. 

17.  „  Mercanton,  Eugène,  Avocat,  Lausanne. 

18.  „  Paschoud,  Louis,  Avocat,  Lausanne. 

19.  „  Ruffy,  Eugène,  Avocat  à  Lausanne. 

20.  „  Roy,  Arnold,  Notaire  à  Rolle. 

21.  „  Rogier,  Victor,  Juge  cantonal  à  Lausanne, 

22.  „  Schnetzler,  André,  Avocat  à  Lausanne. 

23.  „  Soldan,  Charles,  Juge  cantonal  à  Lausanne. 

24.  „  Stamm,  Henri,  Juge  fédéral  à  Lausanne. 

25.  „  Vuichoud,  Avocat  à  Montreux. 

26.  „  Vineux,  Avocat  à  Lausanne. 

27.  „  Dr.  de  Weiss,  Emile,  Greffier  du  Trib.  fédéral. 

28.  „  Meyer,  Avocat  à  Lausanne. 

29.  „  Fick,  Gustave,  Avocat  à  Genève. 

30.  „  Carlin,  Gaston,  Avocat  à  St.  Imier. 

31.  „  Dr.  Gretener,  X.,  Privatdocent  in  Bern. 

32.  „  Dr.  Kully,  Othmar,  Advokat  in  Dornach. 

33.  „  Dr.  Bieder,  Adolf,  Substitut  der  Civilgerichtsschreiberei 

in  Basel. 

34.  „  Dr.  Brenner,  Ernst,  Reg.-Rath  in  Basel 

35.  „  Tanner,  Edmund,  Advokat  in  Liestal. 

36.  „  Dr.  Gysin,  Adam,  Gerichtspräsident  in  Liestal. 

37.  „  Bachmann,  Dominik,  Fürsprech  in  Wollerau. 

38.  „  Beck,  Julius,  Fürsprech  in  Sursee. 

39.  „  Dr.  AUgäuer,  Oskar,  in  Rothenburg  (Luzern). 

40.  „  Soldati,  Augustin,  Advokat  in  Lugano. 

41.  „  Bolla,  Plinius,  Advokat  in  Olivone. 

42.  „  Corecco,  Anton,  Advokat  in  Bodio. 

43.  „  Mordasinij  August,  Advokat  in  Locamo. 

44.  „  Dr.  Pioda,  Alfred,  in  Locamo. 

45.  „  Respini,  Achilles,  Advokat  in  Locamo. 

46.  „  Fleiner,  Albert  (Mitredaktor  der  N.  Z.  Ztg.),  in  Zürich. 

47.  „  Bühler,  Michael  (Redaktor  des  Bund),  in  Bern. 

48.  „  Krentel,  Albert,  Fürsprech  in  Bern. 
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-49.  Hr.  Allamand,  Notaire  à  Lausanne. 
50.     „    de  Senarclens,  Arthur,  Professor  in  Lüttich. 

IV. 

Der  Hr.  Präsident  eröffnet,  dass  Hr.  Dr.  Placid  Meyer 
von  Schauensee  in  Luzern  eine  Anzahl  Exemplare  seiner 
Studie  über  „Wohnsitzrecht  und  Heimatrecht  nach  gemein- 
rechtlicher und  partikulär  schweizerischer  Rechtsanschauung" 
und  die  Herren  H.  Bippert  und  A.  Bonnard  in  Lausanne  eine 
Anzahl  Exemplare  ihrer  Broschüre  „Coup  d'oeil  sur  l'état  de 
la  législation  civile  du  Canton  de  Vaud  en  1882"  dem  Ver- 
eine überreicht  haben. 

Diese  beiden  Schenkungen  werden  bestens  verdankt  und 
•  die  Schriften  unter  die  Mitglieder  vertheilt. 


Ferner  theilt  der  Hr.  Präsident  mit,  dass  das  Comité 
zwei  Preisaufgaben  gestellt  habe ,  die  schon  letztes 
Jahr  gestellte  über  die  Kultussteuern  und  eine  zweite  über 
Transmission  des  immeubles  en  droit  intercantonal.  Ueber 
letztere  Aufgabe  ist  keine  Arbeit  eingereicht,  über  die  erstere 
Frage  zwei. 

Namens  des  Preisgerichtes,  welches  aus  den  Herren  Prof. 
Dr.  Hilty,  Advokat  Rambert,  Ständerath  Hoffmann,  Bundes- 
richter Kopp  und  Bundesriohter  Weber  bestand,  eröflhet  Hr. 
Prof.  Hilty  folgenden  Berioht: 

1.  Die  Erste  der  beiden  Arbeiten,  welche  das  Motto 
führt:  „Quantae  religiones,  tanti  Dei"  zeugt  von  Fleiss. 
Namentlich  ist  die  Praxis  des  Bundesgerichtes  in  einem  be- 
sonderen Abschnitte  übersichtlich  bis  in  die  neuere  Zeit  hin- 
ein zusammengestellt,  ein  Vorzug,  der  der  anderen  Arbeit 
abgeht.  Im  Ganzen  aber  entspricht  die  Arbeit  des  vielleicht 
noch  jugendlichen  Verfassers  dem  Zwecke  nicht,  den  sich 
der  Verein  damit  vorsetzt  und  könnte  nicht  als  eine  ge- 
nügende Lösung  der  Aufgabe  unter  seiner  Approbation  ge- 
druckt werden. 
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2.  Die   zweite  Arbeit   mit    dein   Motto:    „In  Religions- 
und Gewissenssachen   soll  jeder  Zwang  vermieden   werden- 
ist eine  ungemein  viel   gediegenere   und    entspricht    in 
ihren   Haupttheilen    den   Anforderungen    des   Vereins.      Die 
Entstehung    des    Art.  49   der   Bundesverfassung   mit    Bezug 
auf  die  vorliegende  Frage  ist  übersichtlich  auseinandergesetzt 
und  auch  an  den  Kritiken,    die  der  Verfasser  in  Bezug  auf 
die  bisherige  Praxis  übt,    ist  nicht  viel  auszusetzen.    Es  be- 
urkundet überhaupt  diese  Arbeit   ein  reifes  Urtheil  und  ein 
richtiges  Verständniss  der  Sache.     Auch  die  Vorschläge    zu 
einem   Bundesgesetze    sind    im   Allgemeinen    zweckmässige 
und  die  Uebersicht  der  jetzigen  kantonalen  Verhältnisse  der 
Kirchen    sehr   brauchbar.     Ein   auffallender  Mangel    ist    da- 
gegen die  Abwesenheit   einer    allgemein  historischen  Einlei- 
tung,   die  zwar    nicht  ein  absolutes  Erforderniss    ist,    einer 
solchen  Schrift  aber  doch  gut  anstehen  würde. 

Und  ebenso  ist  es  wünschenswerth,  dass  in  einer  solchen 
Arbeit  die  Praxis  des  Bundesgerichts  in  einem  über- 
sichtlichen Kapitel  zusammengestellt  werde,  in  der  Weise, 
wie  diess  die  Erste  Arbeit  gethan,  statt  dass  bloss  bei- 
läufige Berufung  darauf  stattfindet.  —  Unter  diesen  Be- 
merkungen scheint  es  uns  angezeigt,  dem  Verfasser  der 
zweiten  Arbeit  einen  ersten  Preis  zuzuerkennen  und  den 
Druck  der  Schrift  zu  übernehmen,  nachdem  die  zwei  ange- 
deuteten Mängel  Verbesserung  gefunden  haben  werden. 

Auch  die  Vorschläge  und  die  ganze  Stylistik  dürften- 
noch  einmal  sorgfaltig  durchgesehen  werden.  Eine  weitere 
Preisausschreibung  über  diesen  Gegenstand  werden  wir  nicht 
beantragen. 

Der  Antrag  des  Preisgerichtes  wird  angenommen  und 
dem  Verfasser  der  Arbeit:  „In  Keligionssachen  soll  kein 
Zwang  stattfinden"  ein  erster  Preis  von  400  Fr.  zuerkannte 
Bei  der  Eröffnung  des  Couverts  ergibt  sich  als  Verfasser 
Hr.  Dr.  Rudolf  von  Beding  in  Schwyz. 
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VL 

Indem  der  Verein  zur  Behandlung  der  Frage 

Ueber  das  Bundesgesetz  zur  Ausfahrung  des  Art.  46  der 
Bundesverfassung 

'»übergeht,  wird  vorab  folgende  Zuschrift  eröffnet,  womit  der 
îteferent  Hr.  Kantonsrichter  Oh.  Soldan  seine  Ab- 
wesenheit entschuldigt: 

Retenu  à  Berne  par  les  travaux  de  la  Conférence  inter- 
nationale pour  la  protection  des  droits  d'auteur,  à  laquelle 
-je  dois  fonctionner  comme  secrétaire,  je  ne  puis,  à  mon 
grand  regret,  me  rendre  à  la  réunion  annuelle  de  votre 
-société. 

Bien  que  je  n'aie  pas  connaissance  du  rapport  présenté 
«ur  cette  importante  question  par  M,  le  Dr.  Rott  et  que  je 
ne  puisse  ainsi  le  discuter  dans  ses  détails,  je  me  permets 
♦cependant  de  formuler  les  quelques  observations  qui  suivent 
sur  les  conclusions  formulées  pat  mon  honorable  collègue. 

1.  C'est  avec  la  plus  vive  satisfaction  que  j'ai  constaté 
*que  M.  le  Dr,  Rott  s'est  placé  sur  le  même  terrain  que  moi- 
même  et  qu'il  reconnaît  avec  moi  qu'il  est  utile  et  nécessaire 
«d'élaborer  la  loi  fédérale  prévue  à  l'art.  46  de  la  Constitu- 
tion. Cette  communauté  de  vues  entre  un  jurisconsulte  de 
la  Suisse  allemande  et  un  juriste  de  la  Suisse  française  me 
♦paraît  d'autant  plus  devoir  être  relevée,  que  dernièrement 
Tin  journal  important  de  la  Suisse,  a  soutenu  que  l'art.  46 
était  condamné  à  rester  lettre  morte  et  qu'il  n'y  avait  que 
•la  centralisation  complète  du  droit,  —  je  cite  textuellement, 
—  „qui  fût  digne  des  sueurs  de  tous  les  hommes  d'élite." 
•Sans  vouloir  anticiper  sur  la  discussion  à  laquelle  devra 
-donner  lieu  la  motion  de  M.  le  professeur  König,  je  crois 
«devoir  ajouter  que  je  ne  puis  pas  partager  cette  manière 
tle  voir. 

2.  Sur  certains  points,  M.  le  Dr.  Rott  ne  croit  pas  devoir 
étendre  le  cadre  de  la  loi  fédérale  aussi  loin  que  le  faisait 
le  projet  de  1S76.  Au  lieu  de  faire  une  loi  générale,  mon 
»honorable  collègue  voudrait  s'en  tenir  aux  matières  spéciales 


&■ 
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où  le  besoin  d'une  règle  fixe  se  fait  le  plus  sentir  (droit  de 
famille ,  droit  matrimonial  quant  aux  biens ,  droit  de  succes- 
sion) En  outre  il  n'entendrait  régler  ni  les  droits  des 
étrangers  domiciliés  en  Suisse,  ni  ceux  des  Suisses  domi- 
ciliés à  l'étranger.  —  Ainsi  que  je  l'ai  dit  dans  mes  conclu- 
sions, je  crois  qu'en  vue  d'assurer  le  succès  de  la  loi  on 
peut  et  on  doit  au  besoin  faire  certaines  concessions.  Je 
pourrais  donc,  pour  des  raisons  d'opportunité,  me  rallier 
aux  restrictions  proposées  par  M.  le  Dr.  Rott,  bien  que 
j'estime  que,  constitutionnellement,  la  Confédération  a 
le  droit  de  faire  une  loi  générale,  et  de  régler  aussi  la 
position  des  Suisses  établis  ou  en  séjour.  Quant  à  la  posi- 
tion des  Suisses  à  l'étranger ,  je  '  constate  que  j'ai  moi-même 
fait  une  réserve  à  cet  égard  à  propos  du  droit  de  succession  ; 
|v  cependant  je  ne  puis  m'empêcher  de  reconnaître  une  certaine 

K  valeur  à  l'argument   consistant  à  dire   que  la  Confédération, 

U;  qui   peut   incontestablement   régler    cette    situation   par   un 

|  traité,  doit  aussi  pouvoir  te  faire  par  une  loi. 

*V  3.  Relativement  à  la  définition  du  domicile  et  à  la  diffé- 

fc:'  rence  entre  les  établis  et  les  séjournants,    il  y  accord  entre 

f:  M.  le  Dr.  Rott  et  moi. 

^  4.  Il  y  a  divergence,    au  contraire,  en  ce  qui  concerne 

L  les  rapports  des  époux  quant  à  leurs  biens.  M.  Rott  soutient, 

£  même  vis-à-vis  des  tiers,   le  système  de  l'immutabilité  com- 

I  plète  et  absolue  en  cas  de  changement  de  domicile.  Par  les 

?  motifs  que  j'ai  développés  dans  mon  rapport,  et  aux  quels  je 

l:  m'en  réfère,  je  ne  saurais,  adopter  ce  point  de  vue. 

5.  Enfin,    la  seconde  divergence  existant  entre  M,  Rott 
•y_  et   moi    concerne   les    questions  de  légitimité,   ftinsi  que  la 

reconnaissance  des  enfants  naturels,  que  M.  Rott  voudrait 
en  tout  cas  soumettre  à  la  juridiction  et  à  la  législation  du 
Canton  d'origine.  Je  crois  qu'il  résulterait  de  ce  système  de 
grands  inconvénients,  et  que,  loin  de  favoriser  les  reconnais- 
sances d'enfants  naturels,  ainsi  que  le  législateur  doit  le  faire, 
il  les  rendrait  au  contraire  très  difficiles. 

Hierauf  eröffnet  Hr.  Bundesgerichtsscbreiber  Dr.  E.  Rott 
folgendes  Korreferat. 
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Thesen: 

1.  Der  Erlass  des  durch  Art.  46  und  47  der  Bundesver- 
fassung vorgesehenen  Bundesgesetzes  ist  im  Interesse 
der  Rechtssicherheit  und  einer  angemessenen  Lösung 
der  aus  der  Verschiedenheit  der  Oantonalgesetzgebungen 
sich  ergebenden  Conflikte  nothwendig  und  wünsohens- 
werth. 

2.  Die  Bestimmungen  der  Art.  46  und  47  der  Bundesver- 
fassung beziehen  sich  nur  auf  schweizerische,  in 
der  Schweiz  als  Niedergelassene  oder  Aufenthalter  wohn- 
hafte Angehörige.  Das  in  Ausführung  dieser  Verfas- 
sungsbestimmungen zu  erlassende  Bundesgesetz  hat  sich 
daher  nur  mit  der  Rechtsstellung  dieser  Personen  und 
weder  mit  der  Stellung  der  Ausländer  in  der  Schweiz 
noch  mit  derjenigen  von  Schweizern  im  Auslande  zu 
beschäftigen.  Welches  Recht  auf  Ausländer  in  der 
Schweiz  oder  auf  Schweizer  im  Auslande  anwendbar 
sei,  hat,  soweit  es  sich  iim  Materien  handelt,  deren 
Ordnung  den  Gantonen  zusteht,  das  cantonale  Recht 
zu  bestimmen;  soweit  es  sich  um  bundesrechtlich  ge- 
ordnete Rechtsgebiete  handelt,  entscheidet  das  betreffende 
Bundesgesetz. 

3.  Der  Bund  hat  nach  Sinn  und  Geist  der  Art.  46  und  47 
der  Bundesverfassung  nur  zu  bestimmen,  ob  auf  ausser- 
halb ihres  Heimatsortes  wohnhafte  schweizerische  Ange- 
hörige das  Recht  ihres  Heimats-  oder  Wohnorts  anwend- 
bar sei;  das  zu  erlassende  Bundesgesetz  hat  sich  daher 
nur  auf  diejenigen  Rechtsgebiete  zu  erstrecken,  bei  wel- 
chen die  bürgerrechtliche  Angehörigkeit  der  Person  für 
das  anwendbare  Recht  von  Bedeutung  sein  kann,  d.  h. 
auf  das  Personen-  und  Familienrecht  (incl.  des  Vormund- 
schaftsrechtes) sowie  auf  das  eheliche  Güter-  und  Erb- 
recht. Dagegen  hat  es  über  das  anwendbare  Recht  in 
Sachen-  und  obligationenrechtlichen  Verhältnissen  nichts 
zu  bestimmen. 

4.  In  Bezug   auf  die   civilrechtlichen  Verhältnisse   ist  ein 
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Unterschied  zwischen  Niedergelassenen  und  Aufenthaltern 
nicht  zu  machen,  und  es  ist  daher  nicht  nöthig,  die 
Begriffe  Aufenthalt  und  Niederlassung  in  dem  zu  er- 
lassenden Gesetze  zu  definiren. 

5.  Die  Gesetzgebung  ist  durch  Art.  46  der  Bundesverfas- 
sung gebunden ,  ihren  Bestimmungen  im  Wesentlichen 
das  Domizil-  oder  Territorialprinzip  zu  Grunde  zu  legen  ; 
Conzessionen  an  das  Heimatprinzip  sind  dadurch  zwar 
nicht  gänzlich  ausgeschlossen,  allein  dieselben  müssen 
sich  im  Rahmen  von,  strikte  durch  zwingende  Gründe 
zu  rechtfertigenden,  Ausnahmen  bewegen. 

6.  Der  Begriff  des  Wohnsitzes  (Domizils)  im  Sinne  des 
Gesetzes  ist  zu  definiren,  und  zwar  ist  als  Wohnsitz  der 
Ort  des  bleibenden  Aufenthaltes  der  Person  zu  erklären. 
Es  ist  die  Bestimmung  aufzustellen,  dass  ein  einmal 
begründetes  Domizil  bis  zur  Erwerbung  eines  neuen 
fortdauert. 

7.  Das  Recht  und  der  Gerichtsstand  der  Heimat  sind  aus- 
nahmsweise anzuerkennen  fur  S  tat  us  Verhältnisse:  nach 
Heimat  recht  sind  also  zu  beurtheilen  Ehlichkeit  oder 
Unehlichkeit  von  Kindern,  Adoption,  Legitimation  Un- 
ehlicher, insbes.  die  Legitimation  durch  Reskript,  An- 
erkennung Unehlicher  und  ihre  Wirkungen. 

8.  Die  Handlungsfähigkeit,  soweit  sie  nicht  durch 
Bundesgesetz  einheitlich  geordnet  ist  (Handlungsfähig- 
keit der  Ehefrauen,  Testirfahigkeit)  richtet  sich  nach 
dem  Gesetze  des  Domizils. 

9.  Für  die  elterliche  Gewalt  und  für  die  vormundschaft- 
lichen Verhältnisse  ist  ebenfalls  das  Recht  des  Wohn- 
ortes als  massgebend  zu  erklären. 

10.  Das  eheliche  Güterrecht  (vertragliches  oder  gesetzliches) 
ist  nach  dem  Gesetze  des  ersten  ehelichen  Domizils  zu 
beurtheilen;  dasselbe  bleibt  sowohl  anter  den  Eheleuten 
selbst  als  gegenüber  Dritten  auch  bei  Wohnsitzwechsel 
unveränderlich. 

11.  Für  die  Erbfolge  ist  das  Recht  des  letzten  Wohnortes 
des  Erblassers  massgebend. 
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12.  Testamente,  Eheverträge  u.  s.  w.  sind  rücksichtlich 
ihrer  Form  auch  dann  gültig,  wenn  sie  dem  Gesetze 
des  Errichtungsortes  entsprechen. 


Art.  46  der  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874  be- 
stimmt: „In  Beziehung  auf  die  civilrechtlichen  Verhältnisse 
„stehen  die  Niedergelassenen  in  der  Regel  unter  dem  Rechte 
^und  der  Gesetzgebung  des  Wohnsitzes. 

„Die    Bundesgesetzgebung    wird    über    die  Anwendung 

„dieses  Grundsatzes die  erforderlichen  Bestimmungen 

„aufstellen." 

Art.  47  ibidem  lautet:  „Ein Bundesgesetz  wird  den  Unter- 
schied zwischen  Niederlassung  und  Autenthalt  bestimmen  und 
„dabei  gleichzeitig  über  die  politischen  und  bürgerlichen  Rechte 
„der  schweizerischen  Aufenthalter  die  nähern  Vorschriften  auf- 
hellen." 

Eine  Erörterung  der  Grundsätze,  welche  für  die  Ausfuhrung 
dieser  Verfassungsbestimmungen  massgebend  sein  sollen,  muss 
offenbar  der  Feststellung  des  Inhalts  und  der  Tragweite  der 
fraglichen  Verfassungsartikel  selbst  vorangehen.  Die  Bundes- 
gesetzgebung hat  sich  innerhalb  "des  Rahmens  der  Bundesver- 
fassung zu  bewegen  ;  sie  darf  weder  Verhältnisse  normiren, 
<deren  Ordnung  die  Bundesverfassung  der  Bundesgewalt  nicht 
übertragen  hat,  noch  darf  sie  sich  mit  materiellen,  in  der  Ver- 
fassung selbst  niedergelegten  Rechtsgrundsätzen  in  Wider- 
spruch setzen.  Es  muss  daher  vorerst  untersucht  werden, 
1.  wie  weit  die  Kompetenz  der  Bundesgesetzgebung  verfas- 
sungsmässig sich  erstreckt,  2.  inwiefern  die  Bundesgesetz- 
gebung in  Ordnung  des  zu  ihrer  Kompetenz  gehörigen  Ge- 
bietes frei  oder  aber  durch  materielle  Bestimmungen  der 
Bundesverfassung  gebunden  ist. 

Ad.  1.  Die  Art.  46  und  47  der  Bundesverfassung  be- 
gründen die  Kompetenz  der  Bundesgesetzgebung,  darüber  zu 
bestimmen,  nach  welchem  Rechte  die  „civilrechtlichen  Ver- 
hältnisse" der  „Niedergelassenen"  resp.  die  „bürgerlichen 
Rechte"   der  „schweizerischen  Aufenthalter"    zu  beurtheilen 
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seien.  Die  Bundesgesetzgebung  hat  demgemäas  zu  bestim- 
men, welches  (kantonale  oder  lokale)  Gesetz  (dasjenige  der 
Heimat  oder  des  Wohnortes)  die  Privatrechtsverhältnisse  der 
schweizerischen,  in  der  Schweiz  als  „Niedergelassene"  oder 
„Aufenthalter"  wohnhaften  Angehörigen  beherrsche.  Da- 
gegen ist  der  Bundesgewalt  durch  Art.  46  und  47  der  Ban- 
dcsverfassung die  Befugniss  nicht  übertragen,  zu  normiren, 
welchem  Gesetze  ausländische  Angehörige  in  der  Schweiz 
oder  umgekehrt  schweizerische  Angehörige  im  Ausland  unter- 
stehen. Vielmehr  ist  in  dieser  Richtung  der  Bund  nicht 
kraft  Art.  46  und  47  der  Bundesverfassung,  sondern  nur  in- 
soweit kompetent,  als  es  sich  um  die  selbstverständlich  dem 
Bunde  zustehende  Bestimmung  der  örtlichen  Anwendungs- 
grenzen des  eidgenössischen  Rechtes  handelt;  soweit  nicht 
die  Anwendung  eidgenössischen,  sondern  diejenige  kantonalen 
Rechtes  in  Frage  steht,  ist  darüber,  ob  und  inwieweit  das- 
selbe auf  schweizerische  Angehörige  im  Auslande  und  auf 
Ausländer  in  der  Schweiz  anzuwenden  sei,  nicht  durch  die 
Bundes-,  sondern  durch  die  kantonale  Gesetzgebung  zu  ent- 
scheiden. Diese  Beschränkung  der  Bundeskompetenz  ergibt 
sich  aus  folgenden  Momenten:  Die  Art.  46  und  47  der  Bun- 
desverfassung müssen,  in  ihrem  Zusammenhange  unter  einander 
und  mit  den  vorhergehenden  Bestimmungen  des  Grundgesetzes, 
mit  welchen  sie  in  innerm  Zusammenhange  stehen,  aufjgefasst 
werden;  dieselben  schliessen  sich  an  diejenigen  Bestimmungen 
der  Verfassung  an,  welche  von  der  Freiheit  der  Niederlassung 
und  deren  Beschränkungen,  sowie  von  den  politischen  Rechten 
der  ausserhalb  ihres  Heimatkantons  oder  ihrer  Heimatgemeinde 
niedergelassenen  Schweizerbürger  handeln.  Wie  diese  Be- 
stimmungen (Art.  43  u.  45  B.-Y.)  sich  unzweifelhaft  nur  auf 
Schweizerbürger  und  deren  Niederlassung  in  der  Schweiz  be- 
ziehen, so  ist  dies  auch  rücksichtlich  der  Art.  46  und  47  der 
Fall;  Art.  47  spricht  denn  auch  expressis  verbis  nur  von 
„schweizerischen  Aufenthaltern"  und  es  kann  also  kein  Zweifel 
darüber  bestehen,  dass  jedenfalls  dieser  Artikel  sich  nicht 
auf  Ausländer  bezieht.  Wenn  allerdings  Art.  46  von  „Nie- 
dergelassenenu  schlechthin  (personnes  etablies  en  Suisse  nach. 
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dem  französischen  Texte)  spricht,  so  liegt  nur  eine  Differenz 
im  Ausdruck,  nicht  im  Inhalte  vor.  Art.  46  ist  nur  von  den- 
jenigen „Niedergelassenen"  zu  verstehen,  deren  Rechtsstellung- 
einzig  die  Bundesverfassung  in  ihren  auf  die  Niedergelassenen 
und  deren  Beohte  bezüglichen  Artikeln  normiren  will  und  die 
sie  daher  einzig  unter  dem  Ausdrucke  „Niedergelassene"  be- 
greift, nämlich  von  den  schweizerischen  Niedergelassenen. 
Dafür  sprechen  sowohl  die  Entstehungsgeschichte  der  Ver- 
fassung, als  praktische  Gründe.  Art.  46  ist  aus  den  Konflikten 
hervorgegangen,  welohe  zwischen  Heimatkanton  und  Wohn- 
sitzkanton mit  Bezug  namentlich  auf  Beerbung  und  die  vor- 
mundschaftlichen Verhältnisse  von  niedergelassenen  Schweizer- 
bürgern entstanden  sind  ;  es  kann  auch  die  Eidgenossenschaft 
offenbar  das  auf  die  Rechtsverhältnisse  der  Ausländer  (ins- 
besondere auf  Statusverhältnisse  derselben)  anwendbare  Recht 
nicht  in  gleich  wirksamer  Weise  autoritativ  bestimmen,  wie 
bezüglich  ihrer  eigenen  Angehörigen.  Dass  sodann  die  Art. 
46  und  47  cit.  sich  auf  die  Rechtsverhältnisse  von  Schweizern 
im  Auslande  nicht  beziehen,  zeigt  wie  der  ganze  Zusammen- 
hang, in  welchem  die  beiden  Artikel  stehen,  so  auch  der 
französische  Text  des  Art.  46.  Die  Bundesgesetzgebung  ist 
demnach  im  Wesentlichen  darauf  beschränkt  zu  bestimmen, 
inwiefern  schweizerische  Angehörige  der  Gesetzgebung  de» 
einen  oder  andern  Kantons  unterstehen,  d.  h.  die  Kollisionen 
zwischen  verschiedenen  Kantonalgesetzen  zu  ordnen. 

Ist  somit  die  Kompetenz  der  Bundesgesetzgebung  in 
persönlicher  Beziehung  eine  im  angegebenen  Sinne  beschränkte, 
so  ist  dagegen,  in  sachlicher  Hinsicht,  d.  h.  rücksiohtlich  der 
Rechtsmaterien,  aufweiche  dieselbe  sich  bezieht,  zu  bemerken: 
Der  Bund  ist  gemäss  Art.  46  und  47  der  Bundesverfassung- 
befugt,  Bestimmungen  nicht  nur  über  das  anzuwendende 
materielle  Recht,  sondern  auch  über  den  Gerichtsstand 
aufzustellen.  Dies  könnte  zwar  nach  dem  deutschen  Texte 
des  Art.  46  zweifelhaft  sein,  denn  dieser  spricht  nur  von 
dem  „Reohte  und  der  Gesetzgebung"  des  Wohnsitzes;  allein 
der  französische  Text  gibt  dies  mit  „à  la  juridiction  et  à  la- 
législation"  wieder  und  es  wird  demgemäss  der  (sonst  ja  auch. 
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durchaus  müssige  und  tautologische)  Ausdruck  des  deutschen 
Textes  „dem  Rechte"  in  diesem  Sinne,  d.  h.  im  Sinne  von 
„Gerichtsbarkeit"  verstanden  werden  müssen.  Dies  ist  um 
so  mehr  anzunehmen,  als  Gerichtsstand  und  anwendbares 
Recht  jedenfalls,  insbesondere  nach  schweizerischer  Rechts- 
anschauung, in  engem  Zusammenhange  stehen  und  als  auch 
die  meisten  der  Konflikte,  welche  zu  Aufstellung  des  Art.  46 
der  Bundesverfassung  Veranlassung  gaben,  sich  in  erster  Linie 
um  den  Gerichtsstand  und  erst  in  zweiter  um  das  anzuwen- 
dende materielle  Recht  drehten.  Eine  sachliche  Beschränkung 
der  bundesrechtlichen  Kompetenz  wird  dagegen  in  anderer 
Richtung  festzuhalten  sein  :  die  Bundesgesetzgebung  hat  sich 
nur  mit  denjenigen  Rechtsverhältnissen  zu  beschäftigen,  bei 
welchen  das  anzuwendende  Recht  und  der  Gerichtsstand  von 
4er  bürgerrechtlichen  Angehörigkeit  der  Partei  abhängen 
können,  bezw.  bei  welchen  der  Umstand,  dass  die  Partei  ein 
„Niedergelassener"  oder  „Aufenthalter",  d.  h.  an  ihrem  Wohn- 
orte nicht  verbürgert  ist,  von  Erheblichkeit  für  das  anzu- 
wendende Recht  und  den  Gerichtsstand  sein  kann,  m.  a.  W. 
sie  beschränkt  sich  auf  diejenigen  Materien  des  Privatrechts, 
^welche,  nach  der  Terminologie  der  altern  Doktrin,  zum  Per- 
sonalstatut gehören.  Denn  wie  sowohl  der  Wortlaut  als  auch 
•die  Entstehungsgeschichte  der  Art.  46  und  47  der  Bundes- 
verfassung ergeben,  soll  die  Bundesgesetzgebung  die  Rechts- 
stellung der  „Niedergelassenen  und  Aufenthalter"  regeln,  d.  h. 
bestimmen,  ob  und  inwieweit  die  „Niedergelassenen*  und 
„Aufenthalter"  der  Gesetzgebung  und  Gerichtsbarkeit  ihres 
Wohnortes  oder  aber  ihres  Heimatortes  unterstehen  ;  diejenigen 
Rechtsverhältnisse,  bei  welchen  die  Rechtsanwendung  durch 
die  bürgerrechtliche  Angehörigkeit  der  Natur  der  Sache  nach 
nicht  bedingt  sein  kann,  sondern  für  welche  die  Eigenschaft 
als  Bürger  oder  blosser  Niedergelassener  gänzlich  unerheblich 
ist,  sind  daher  von  der  Bundesgesetzgebung  nicht  zu  berühren. 
Demnach  sind  von  der  Bundesgesetzgebung  nur  die  Fälle  der 
Statutenkollision  im  Personen-  und  Familienrecht  (einschliess- 
lich des  Vormundschaftsrechts)  sowie  im  ehelichen  Güter-  und 
Erbrecht  zu  regeln  ;  dagegen  hat  sich  dieselbe  nicht  mit  dem 
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auf  Rechtsverhältnisse  des  Sachen-  und  Obligationenrechts 
bezüglichen  Regeln  des  interkantonalen  Privatrechtes  zu  be- 
schäftigen. Es  liegt  auch  jedenfalls  ein  praktisches  Bedürf- 
niss  für  ein  eidgenössisches  Gesetz  nur  in  ersterer,  nicht  in 
letzterer  Beziehung  vor.  Ueber  den  Gerichtsstand  und  das 
anwendbare  Recht  in  sachenrechtlichen  Verhältnissen  besteht,, 
soviel  ich  sehe,  zwischen  den  kantonalen  Gesetzen  keine  prak- 
tisch irgend  erhebliche  Verschiedenheit.  In  Befeug  auf  ob- 
ligationenrechtliche Verhältnisse  sodann  greift  für  den  Ge- 
richtsstand Art.  59  Abs.  1  der  Bundesverfassung  ein.  Daraus 
darf  aber  nicht,  wie  Dubs  in  seinen  „ Bemerkungen  zum  Ge- 
setzesentwurf betreffend  die  politischen  und  bürgerlichen  Rechte 
der  Niedergelassenen  und  Aulenthalter"  (September  1875) 
meint,  ohne  weiteres  gefolgert  werden,  dass  nun  auch  das 
materielle  Recht  des  Wohnortes  des  Beklagten  schlechthin 
und  in  allen  Fällen  massgebend  sei.  Vielmehr  wäre  eine 
solche  durchgreifende  Regel  gewiss  mit  anerkannten  Grund- 
sätzen des  internationalen  Privatrechtes  nicht  zu  vereinigen 
und  höchst  bedenklich.  Es  ist  in  dieser  Richtung  nicht  nur, 
wie  ich  glaube,  durch  die  Bundesverfassung  geboten,  son- 
dern auch  zweckmässig,  eine  allgemeine  durchgreifende 
bundesgesetzliche  Regel  nicht  aufzustellen,  sondern  die  Er- 
mittlung des  auf  ein  einzelnes  obligatorisches  Rechtsverhält- 
niss  anwendbaren  Rechtes  dem  Ermessen  des  Richters  an 
der  Hand  allgemeiner  Rechtsgrundsätze  zu  überlassen.  Dem- 
nach darf  dann  aber  auch  nicht  an  die  Spitze  eines  zu  er- 
lassenden Bundesgesetzes  der  Grundsatz  gestellt  werden,  dass, 
soweit  das  Gesetz  keine  Ausnahme  statuire,  in  allen  Fällen 
das  Recht  des  Wohnortes  zur  Anwendung  komme,  sondern 
das  Bundesgesetz  hat  sich  mit  Normirung  der  angegebenen 
in  seine  Kompetenz  fallenden  einzelnen  Kollisionsfälle  zu  be- 
gnügen. Die  Frage  hat  übrigens  durch  die  Vereinheitlichung 
des  Obligationenrechts  in  allen  wesentlichen  Bestandteilen 
an  praktischer  Bedeutung  erheblich  eingebüsst;  ganz  bedeu- 
tungslos indess  ist  sie  doch  nicht  geworden,  da  das  eidg. 
Obligationenrecht  immerhin  nicht  das  gesammte  Obligationen- 
recht umfasst. 
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Ad.  2.  Art.  46  der  Bundesverfassung  begnügt  sich  nicht, 
«ine  Kompetenz  der  Bundesgesetzgebung  zu  begründen,  son- 
dern er  enthält  auch  eine  materielle  Norm,  indem  er  aus- 
spricht, dass  die  Niedergelassenen  „in  der  Regel"  dem  Rechte 
ihres  Wohnortes  unterstehen.  Diese  Bestimmung  ist  freilich 
eigentümlicher  Art,  halb  Reohtssatz,  halb  Programmartikel; 
sie  enthält  keine  teste,  unmittelbar  anwendbare  Rechtsregel 
sondern  sie  wirft  nur  einen  leitenden  Gedanken  hin,  dessen 
nähere  Begrenzung  und  Feststellung  ausdrücklich  der  Bundes- 
gesetzgebung vorbehalten  wird  und  der  also,  um  geltendes 
Recht  zu  werden,  zuvor  durch  die  Gesetzgebung  umgemünzt, 
in  wirkliche,  praktisch  anwendbare  Rechtssätze  umgeprägt 
werden  muss.  Eine  derartige  Vermischung  von  Rechtssatz 
und  Programmartikel  wird  nicht  als  glücklicher  gesetzgebe- 
rischer Griff  bezeichnet  werden  dürfen;  es  wäre,  da  die 
Präge  in  der  Verfassung  selbst  nicht  abschliessend  gelöst 
werden  konnte,  gewiss  vorzuziehen  gewesen,  man  hätte  die- 
selbe völlig  unpräjudizirt  der  Gesetzgebung  überlassen.  Allein 
die  Bestimmung  des  Art.  46  besteht  nun  einmal;  der  Ge- 
setzgeber hat  dieselbe  nicht  zu  kritisiren,  sondern  auszuführen, 
und  er  muss  also  davon  ausgehen,  dass  den  aufzustellenden 
Gesetzesbestimmungen  im  Wesentlichen  das  Territorial-  oder 
Wohnsitz-  und  nicht  das  Heimatprinzip  zu  Grunde  zu  legen 
ist.  Einzelne  Konzessionen  an  das  Heimatprinzip  sind  zwar 
nicht  ausgeschlossen;  in  der  Hauptsache  aber  muss,  wenn 
nicht  gegen  den  Willen  der  Verfassung  Verstössen  werden 
soll,  an  dem  Territorialprinzipe  festgehalten  werden*  Im 
Gegensatze  zu  Art.  46  der  Bundesverfassung  enthält  Art  47 
keine  Bestimmung  darüber,  welohes  Recht  überhaupt  oder 
in  der  Regel  für  die  „bürgerlichen  Rechte"  der  „schweize- 
rischen Aufenthalter"  massgebend  sein  soll.  In  dieser  Rich- 
tung wäre  also  die  Gesetzgebung  völlig  frei«  Fraglich  kann 
nur  sein,  ob  nicht  nach  dem  Wortlaute  des  Art.  47  das  die 
bürgerlichen  Verhältnisse  der  Aufenthalter  und  Niederge- 
lassenen regelnde  Gesetz  den  Unterschied  zwischen  Aufent- 
halt und  Niederlassung  definiren  und  denselben  seinen  Be- 
stimmungen   zu  Grunde    legen   müsse.    Indessen  darf  diese 
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Präge  wohl  verneint  werden.  Die  Verfassung  sagt  nirgends, 
dass  die  Aufenthalter  in  Bezug  auf  die  bürgerlichen  Ver- 
hältnisse anders  behandelt,  andern  Normen  unterworfen  wer- 
den müssen,  als  die  Niedergelassenen;  sie  lässt  dies  ohne 
Zweifel  zu,  aber  sie  schreibt  es  nicht  vor.  Gelangt  man  da- 
her zu  der  Erkenntniss,  dass  es  angemessen  sei,  für  beide 
Personenklassen  mit  Bezug  auf  anwendbares  Recht  und  Ge- 
richtsstand die  gleichen  Regeln  aufzustellen,  so  kann  diese 
Erkenntniss  praktisch  bethätigt  werden,  ohne  dass  von  einem 
Verstösse  gegen  die  Verfassung  gesprochen  werden  könnte. 
Unter  dieser  Voraussetzung  hätte  es  aber  gar  keinen  Sinn 
und  Zweok,  den  Unterschied  zwischen  Aufenthaltern  und 
Niedergelassenen  in  dem  auf  die  bürgerlichen  Verhältnisse 
derselben  bezüglichen  Gesetze  zu  definiren  und  es  kann  dies 
daher  unterbleiben.  In  der  That  sind  denn  auch  m.  E.,  — 
und  darin  stimme  ich  dem  Herrn  Referenten  durchaus  bei  — , 
die  Begriffe  „Niederlassung"  und  „Aufenthalt"  für  die  Ord- 
nung des  interkantonalen  Privatrechts  völlig  unbrauchbar 
und  es  sind  dieselben  daher  in  dem  betreffenden  Bundes- 
gesetze nicht  zu  definiren,  während  sie  allerdings  mit  Bezug 
auf  die  politischen  Rechte  der  Schweizerbürger  werden  fest- 
gehalten werden  müssen. 

//.   Domizil  und  Heimat. 


Es  handelt  sich  bei  dem  zu  erlassenden  Gesetze,  wie 
bemerkt,  wesentlich  um  ein  Judicium  finium  regundorum 
zwischen  dem  Herrschaftsbereiche  des  Wohnorts-  und  des- 
jenigen des  Heimatgesetzes.  Der  Erörterung  der  einzelnen 
Kollisionsfälle  hat  daher  eine  Bestimmung  der  allgemeinen 
Begriffe  der  Heimat  und  des  Domizils  und  deren  Bedeutung 
vorherzugehen.  Der  Heimat-  oder  Bürgerreohtsort  ist  in  der 
Regel  klar  und  unzweifelhaft  gegeben;  die  Fälle  der  Heimat- 
losigkeit einerseits,  des  Doppelbürgerrechtes  andrerseits  sind 
verhältnissmässig  selten  und  lassen  sich  leicht  ordnen.  Bun- 
desgesetzliche Bestimmungen  über  Begriff,  Erwerb  und  Ver- 
lust des  (kantonalen)  Bürgerrechtes  bedarf  es    daher    kaum, 
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ganz  abgesehen  davon ,   ob  der  Bund  zu  Aufstellung  solcher 
überhaupt    kompetent   wäre.     Nicht  so  unzweifelhaft  ist  der 
Begriff  und   sind  die  Requisite  für  Erwerb  und  Verlust  des 
Domizils.    Den  Worten  nach  zwar  ist  man  über  den  Begriff 
des  Domizils  so  ziemlich  einig.     Allein    in    der  Anwendung 
gehen    die   Anschauungen    weit    auseinander.     In    abstracto 
stimmen    die    französische    und    deutsche   Doktrin    wie    die 
schweizerische  Praxis  im  Wesentlichen  dahin  überein,    dass 
als  Domizil  einer  Person  der  Ort  zu  bezeichnen  sei,  wo  die- 
selbe ihren  bleibenden  Aufenthalt  genommen  und  daher  der 
Mittelpunkt   ihrer    rechtlichen    Beziehungen    (son    principal 
établissement)  habe;    es  werden  demnach  zum  Erwerbe   de» 
Domizils  an  einem  Orte  zwei  Momente,  gleichsam  animus  und 
corpus,  gefordert,  nämlich  einerseits  das  thatsächliche  Wohnen 
und  andrerseits  der  Wille,   dass  dieses  Wohnen  ein  dauern- 
des, bleibendes  sein  solle.     Allein  in  der  Anwendung  dieses 
Begriffes  sind  doch,    bei  näherm  Zusehen,    wesentliche  Ver- 
schiedenheiten wahrnehmbar,   je  nachdem  auf  das  Requisit,, 
dass  der  Wille  auf  bleibenden,  dauernden  Aufenthalt  gerich- 
tet sein  müsse,    mehr  oder  weniger  Nachdruck   gelegt  oder 
vielmehr  je  nachdem  das  Requisit  des  „dauernden,    bleiben- 
den u  Aufenthaltes   aufgefasst    wird.     Die   bisherige  bundes- 
rechtliche Praxis  in   der  Schweiz  hat  z.  B.  keinen  Anstand 
genommen,   jemanden,    etwa  einen  Unternehmer  oder  Inge- 
nieur, der  zu  Ausführung  einer  bestimmten  Arbeit,  etwa  eines 
Baues,  sich  für  mehrere  Jahre  an  einem  Orte  niedergelassen 
hat,    der  aber  nicht  im  mindesten  beabsichtigt,    dort,    auch 
nach  Beendigung    seiner  Arbeit   zu  verbleiben,    als  an  dem 
Orte  seines  zeitweiligen  thatsächlichen  Aufenthaltes   domizi- 
lirt    zu   betrachten.     Im  Sinne    der    gemeinrechtlichen    (und 
französischen)  Doktrin  dagegen  begründet  ein  solcher,  wenn 
auch  längere  Zeit  andauernder,    doch  von  vornherein    nicht 
als  bleibend,    sondern  nur  als    vorübergehend   beabsichtigter 
Aufenthalt   wohl    unzweifelhaft    kein  Domizil.     Zur  Begrün- 
dung des  Domizils  wird  vielmehr  gefordert,  dass  der  Wille^ 
an  dem  betreffenden  Orte    zu    bleiben,    wenigstens   insofern 
vorhanden  sei,  dass  nicht  von  vornherein  die  bestimmte  Ab- 
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sieht  bestehen  darf,  den  betreffenden  Ort  nach  einiger,  wenn 
auch  vielleicht  längerer  Zeit,  wieder  zu  verlassen.  Diese 
Divergenz  zwischen  den  Auffassungen  der  schweizerischen 
Bundespraxis  und  der  gemeinrechtlichen  Doktrin  erklärt  sich 
leicht,  wenn  man  die  Verschiedenheit  der  Materien  berück- 
sichtigt, welche  beidseitig  zu  praktischer  Ausbildung  des 
Domizilbegriffs  Veranlassung  gaben:  Die  Bundespraxis  hatte 
es  wesentlich  mit  dem  Art.  59  der  Bundesverfassung,  d.  h.  mit 
dem  Gerichtsstände  für  persönliche  (Schuld-)  Klagen  zu  thun  ; 
die  gemeinrechtliche  Doktrin  dagegen  vornehmlich  mit  der 
Bedeutung  des  Domizils  für  das  Personalstatut  im  internatio- 
nalen Privatrecht.  In  ersterer  Richtung  war  es  unbedenk- 
lich, ja  zweckmässig,  als  „festen  Wohnsitz"  überhaupt  jeden 
längere  Zeit  andauernden  Aufenthalt  gelten  zu  lassen,  in 
letzterer  Richtung  dagegen  wäre  dies  gewiss  bedenklich  und 
mu8S  zum  Domizil,  von  welchem  die  wichtigsten  Rechts- 
folgen in  Beziehung  auf  das  anwendbare  Recht  abhängen, 
mehr  verlangt  werden,  als  bloss  ein  längerer  zeitweiliger 
Aufenthalt.  Denn  es  hat  gewiss  keine  innere  Berechtigung, 
den  bloss  zeitweise  an  einem  Orte  sich  aufhaltenden,  mit 
demselben  nicht  dauernd  verbundenen,  der  dortigen  Gesetz- 
gebung mit  Bezug  auf  eheliches  Güter-  und  Erbrecht  u.  s.  w. 
zu  unterwerfen.  Da  nun  aber,  aus  den  angegebenen  Gründen, 
wie  ohne  Uebertreibung  gesagt  werden  darf,  der  gemein- 
rechtliche Domizilbegriff  seiner  eigentlichen  Bedeutung  nach 
der  schweizerischen  Bundes-  und,  soviel  ich  sehen  kann,  auch 
der  kantonalen  Praxis  bisher  fremd  geblieben  ist,  so  er- 
scheint es  als  eine  Notwendigkeit,  dass  das  Bundesgesetz 
diesen  Begriff,  welcher  in  Zukunft  für  das  interkantonale 
Privatrecht  von  entscheidender  Bedeutung  sein  soll,  definire, 
dass  es  erkläre,  was  im  Sinne  dieses  Gesetzes  unter  Domi- 
zil zu  verstehen  sei,  nämlich  nur  der  bleibende  Autenthalt. 
Nur  durch  eine  solche  gesetzliche  Definition  kann  der  künf- 
tigen Praxis  die  Richtung  zu  angemessener  Ausbildung  des 
Begriffs  ohne  Rücksicht  auf  die  bisherigen  Präcedenzfälle 
gegeben  werden.  Der  Begriff  des  Domizils  wird  freilich, 
auch  wenn  er  gesetzlich   definirt   ist,    in  seiner  Anwendung 
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der  Praxis  stets  vielfache  Schwierigkeiten  bereiten  und  zu 
manchen  Zweifeln  in  Einzelfällen  Veranlassung  geben.  Die 
Begründung  des  Domizils  hängt,  seiner  Definition  nach,  zum 
einen  Theile  von  der  Willensrichtung,  der  Absicht  des  In- 
dividuums, also  von  einem  innerlichen,  schwer  fassbaren 
Momente  ab.  Eine  ausdrückliche  Erklärung  des  Willens, 
an  einem  bestimmten  Orte  Domizil  erwerben,  d.  h.  dauernd 
bleiben  zu  wollen,  wird  nur  sehr  selten  erfolgen.  In  Frank- 
reich kommt  die  im  Code  Kapoléon  vorgesehene  ausdrück- 
liche Erklärung  beim  Domizilwechsel  nach  dem  Zeugniss 
Baudry  Lacantinerie's  in  der  Praxis  kaum  vor.  Es  mass 
daher  in  der  Regel  der  Wille  aus  den  Umständen  geschlossen 
werden.  Diese  können  aber  sehr  zweifelhaft  und  zweideutig 
sein,  zumal  ja  auch  die  Absicht  des  Einzelnen  eine  unklare 
und  schwankende  sein  kann.  Mit  vollem  Rechte  bezeichnet 
daher  gewiss  Story  in  seinem  bekannten  Werke  über  das 
internationale  Privatrecht  die  Frage  des  Domizils  als  eine 
sehr  schwierige,  wie  denn  auch  die  ausführlichen,  aus  dem 
Leben  .geschöpften  Erörterungen  dieses  Schriftstellers  dies 
unumstösslich  beweisen.  Diese  Schwierigkeit  in  der  Hand- 
habung des  DomizilbegriiFs  sowie  die  erhöhte  Bedeutung, 
welche  das  Staatsbürgerrecht,  die  Nationalität  im  allgemeinen 
durch  die  politischen  und  rechtlichen  Umgestaltungen  der 
Neuzeit,  die  Bildung  grosser  Nationalstaaten,  die  Vereinheit- 
lichung des  Rechtes  innerhalb  derselben,  die  Erweiterung 
der  Thätigkeitssphäre  der  Staatsgewalten  gewonnen  hat, 
haben  in  neuerer  Zeit  in  Gesetzgebung,  Literatur  und  Praxis 
eine  entschiedene  Wendung  in  der  Richtung  hervorgebracht, 
dass  auf  das  Bürgerrecht  auch  fur  das  Gebiet  des  inter- 
nationalen Privatrechts  ein  viel  grösseres  Gewicht  als  früher 
gelegt  wird.  Schon  der  Code  Napoléon,  dessen  lückenhafte 
Bestimmungen  über  internationales  Privatrecht  übrigem  zu 
zahlreichen  Kontroversen  Veranlassung  gegeben  haben,  lud 
das  österreichische  bürgerliche  Gesetzbuch  von  1811  hatten, 
unzweifelhaft  wenigstens  für  die  Rechts-  und  Handlungs- 
fähigkeit der  Franzosen  und  Oesterreicher  im  Auslande,  da'., 
heimatliche,  nationale  Gesetz    als  massgebend   erklärt,    das 
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«österreichische  Gesetzbuch  überdies  für  das  Erbrecht.     Noch 
weiter   geht   in.  dieser  Richtung  zum  Theil   das    sächsische 
Gesetzbuch.    Die  neuere  italienische  Rechtsschule  dann  gar, 
und  nach  ihr  Laurent,    legen    auf   die  Nationalität,    welche 
.für  die  Personalstatuten  im  Sinne    der   altern  Doktrin,    ein- 
schliesslich  des    ehelichen  Güter-    und   Erbrechts,  .durchaus 
.massgebend  sein  soll,  ein  ganz  vorwiegendes  Gewicht,  ja  sie 
•bauen  auf  das  Nationalitätsprinzip  als  auf  ein  grundlegendes 
Prinzip    des  internationalen  Privatrechts.     Auch  in   der  ge- 
.meinreohtlichen  Literatur,    welche  früher   durchaus  auf  dem 
Doinizilprinzipe  beruhte,    so   dass  noch  Savigny   das   in  den 
meisten  Kantonen    der   deutschen  Schweiz  geltende  Heimat- 
jrinzip  als  eine  „Merkwürdigkeit",  gleichsam  als  eine  rechts- 
historische Kuriosität  bezeichnen  konnte,   sind  neuerlich  be- 
.merkenswerthe   Stimmen   laut   geworden,    welche    theils   de 
lege  ferenda  theils  de  lege  lata  die  Anwendung  des  heimat- 
lichen Gesetzes  in  verschiedenem  Umfange  vertheidigen  ;    so 
namentlich  F.  Mommsen  und  Bahr   in    seinem  interessanten 
Aufsatz  über  Wohnrecht  und  Heimatrecht  in  Jhering's  Jahr 
buchera,     Beachtenewerth   ist  auch,    dass    die    neuere    eng- 
lische Praxis,    welche    zwar    das  Domizil   grundsätzlich    als 
.für  das  Personalstatut  massgebend  erklärt,  wenn  die  darüber 
*von  Westlake1)  gegebenen  Mittheilungen    richtig   sind,    den 
JBegriff   des  Domizils    in    einer  Weise   auffasst  und  verklau- 
sulirt,    dass    in   der   praktischen    Anwendung    Domizil    und 
Staatsbürgerrecht   in    den   meisten   Fällen    zusammentreffen 
.müssen;  dieselbe  erfordert  nämlich  dafür,  dass  ein  Engländer 
.ausserhalb  Englands  Domizil  erwerbe,  nicht  nur  die  Absicht, 
.  sich  im  Auslande  bleibend  niederzulassen  und  die  entsprechende 
That,  sondern  darüber  hinaus  noch  ein  weiteres,  nämlich  die 
Absicht  des  Betreffenden,  quatenus  in  ilio  exuere  patriam,  die 
Absicht,  soviel  an  ihm,  zwar  nicht  in  staatsrechtlicher,  wohl 
.aber   in    sozialer    und   zivilrechtlicher  Beziehimg   aus  einem 


*)  S.  dessen  Lehrbuch  des  internationalen  Privatrechtes,  Uebersetzung^ 
von  Holtaendorff   S.  273  n.  ff.    In  der  8.  von  Bigelav   besorgten  Auflage 
•von  Story  werden  übrigens  die  von  Westlake  angeführten  Entscheidungen 
.tils  no vermied"  und  die  Westlake'sche  Theorie  als  unrichtig  bezeichnet. 
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Engländer,  ein  Franzose,  Italiener  u.  s.  w.  zu  werden.  Diese- 
Wendung  zu  Gunsten  des  Nationalitäts-  oder  Heimatsprin— 
zips  ist  gewiss  bedeutungsvoll.  Die  Ueberspannung  des- 
Nationalitätsprinzips,  wie  die  italienische  Schule  und  wie 
Laurent  sie  präkonisiert,  ist  zwar  gewiss  nicht  zu  billigen 
(s.  darüber  und  dagegen  z.  B.  auch  von  Bar  in  Holtzendorffs  - 
Encyklopädie).  Man  wird  derselben  gegenüber  festhalten 
müssen  und  dürfen,  dass  die  Nationalität,  das  Staatsbürger- 
recht, doch* zunächst  nicht  ein  Begriff  des  Pr  iv  at  rechtes, 
sondern  des  Staatsrechtes  ist,  während  fïir  das  Privatrecht, 
welches  sich  ja  wesentlich  mit  dem  Vermögen  beschäftigt, 
dem  Domizil,  der  thatsächlichen  Heimat  der  Partei,  wo 
dieselbe  wohnt  und  verkehrt,  erwirbt  und  sich  verpflichtet,, 
die  vorwiegende  Bedeutung  zukommt.  Allein  es  ist  doch 
nicht  zu  verkennen ,  dass  das  Heimatprinzip  innert  gewisser 
Grenzen  gewichtige  Gründe  für  sich  hat.  Vor  Allem  hat, 
wie  bereits  betont,  die  Heimat  gegenüber  dem  Domizil  den 
nicht  gering  zu  veranschlagenden  Vorzug  grösserer  Festig- 
keit und  leichterer  Erkennbarkeit.  Sodann  liegt  in  solchen 
Materien  des  Privatrechts,  welche  der  Parteiwillkür  entzogen 
sind  und  mit  dem  öffentlichen  Rechte  unmittelbar  zusammen- 
hängen, die  Anwendung  des  heimatlichen  Rechtes  gewiss  in 
der  Regel  durchaus  im  Sinne  des  heimatlichen  Gesetzes  und 
in  der  Natur  der  Verhältnisse.  Es  ist  nicht  anzunehmen, 
dass  der  Gesetzgeber  in  derartigen  Materien  seine  Ange- 
hörigen nur  innerhalb  seiner  territorialen  Grenzen  habe  bin- 
den wollen  und  es  ist  z.  B.  gewiss  eine,  nur  aus  historischen 
Gründen,  d.  h.  aus  den  willkürlichen  Ehebeschränkungen  der 
frühern  Kantonalrechte  erklärliche  Anomalie,  wenn  nach 
dem  derzeit  geltenden  Bundesrechte  ein  Schweizer  nur  die 
Grenzen  der  Eidgenossenschaft  zu  überschreiten  braucht,  um 
eine  nach  schweizerischem  Rechte  verbotene  Ehe  gültig  ein- 
gehen zu  können.  Diesen  Momenten  ist  bei  Feststellung  der 
Anwendungsgrenzen  des  heimatlichen  und  des  territorialen 
Rechts  Rechnung  zu  tragen,  wobei  aber  freilich  nicht  ausser 
Acht  gelassen  werden  darf,  dass,  wie  bereits  oben  hervor- 
gehoben,   die  Bundesverfassung  sich  der  Regel  nach  für  die. 
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-Anwendung  des 'Territorialrechtes  entschieden  hat  und  daher 
•-das  Heimatrecht  nur  als  Ausnahme,  im  Bereiche  des  strikten 
Gebotenen,  als  anwendbar  erklärt  werden  darf.  Für  die 
vorwiegende  Geltung  des  Territorialprinzips  im  interkan- 
tonalen Privatrechte,  d.  h.  im  Verhältnisse  der  schweizerischen 
Kantone  unter  einander  (womit  einzig  das  Bundesgesetz  sich 
zu  beschäftigen  , hat),  spricht  übrigens  der  Umstand,  dass 
innerhalb  eines  Bundesstaates  das  Bürgerrecht  in  einem 
Gliedstaate  diejenige  rechtliche  Bedeutung  nicht  besitzt,  wie 
sie  demselben  im  Verhältnisse  unabhängiger  Staaten  zu  ein- 
ander zukommt.  Der  Schweizer  ist  in  der  Schweiz  auch 
ausserhalb  seines  Heimatkantons  kein  Fremder  ;  er  ist  dem 
Kantonsbürger  in  Bezug  auf  die  politischen  Rechte  in  Bund, 
Kanton  und  Gemeinde  wesentlich  gleichgestellt  und  es  darf 
daher  auch  im  Privatreoht  wesentlich  auf  das  Territorial- 
prinzip abgestellt  werden. 

b. 

Im  einzelnen  ist  rücksichtlich  des  Domizils  noch  zu  be- 

.  merken:  Ueber  sogen.  Spezialdomizile  ist  in  dem  Gesetze 
nichts  zu  bestimmen.  Denn  für  diejenigen  Materien,  welche, 
nach  dem  oben  Ausgeführten,  durch  das  Bundesgesetz  einzig 
zu  regeln  sind,  haben  die  sogen.  Spezialdomizile  keine  Be- 
deutung. Dagegen  kann  sich  fragen,  ob  nicht  die  Kontro- 
verse der  Möglichkeit  eines  Doppeldomizils  im  Gesetze  zu 
lösen  sei.    Theoretisch  nun  ist  die  Möglichkeit  eines  Doppel- 

-  Wohnsitzes  in.  E.  nicht  zu  leugnen;  das  Argument  der  fran- 
zösischen Jurisprudenz,  dass  jemand  nicht  an  zwei  Orten 
sein  principal  établissement  haben  könne,  ist  meiner  Ansicht 
nach  nicht  zutreffend,  sondern  eine  reine,  auf  den  Wortlaut 
des  Gesetzes  begründete  petitio  principii.    Denn  es  ist  doch 

.gewiss  denkbar,  dass  jemand  an  zwei  Orten  völlig  gleich- 
werthige  Niederlassungen  besitze,  so  dass  keine  davon  als 
die  prinzipale  bezeichnet  werden  kann.    Allein  praktisch  sind 

-derartige  Fälle  jedenfalls  so  ausserordentlich  selten,  dass  es 
kaum  nöthig  ist,  darüber  eine  besondere  Gesetzesbestimmung 

-aufzustellen.     Sollten   derartige    Fälle    wirklich   vorkommen, 
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so  wird  die  Praxis  die  Lösung  schon  zu  finden  wissen.  Da- 
gegen ist  es  durchaus  nothwendig,  dass  das  Gesetz  die  Regel* 
aufstelle,  dass  ein  einmal  begründetes  Domizil  im  Sinne  des- 
Gesetzes  bis  zum  Erwerbe  eines  neuen  fortdauere.  Für  Art. 
59  Abs.  1  der  Bundesverfassung  würde  ich  diesen  Satz  nicht 
anerkennen,  für  die  hier  in  Frage  stehende  Materie  aber  ist 
er  offenbar  eine  Notwendigkeit.  Ebenso  sind  Regeln  auf- 
zustellen über  das  Domizil  rechtlich  unselbständiger  Per- 
sonen (Ehefrauen,  Minderjähriger  und  Bevormundeter);  ein 
Eingehen  auf  das  Detail  erscheint  indess  nicht  als  nöthig,. 
da  diese  Regeln  leicht  zu  finden  sind. 

III.    Einzelne  Collissionsfälle. 


Zunächst  ist  klar,  dass  eine  bundesgesetzliche  Normirung- 
des  anzuwendenden  Rechts  nur  insoweit  nöthig  ist,  als  es  «eh. 
um   kantonalgesetzlich  geordnete   Materien   handelt;   soweit 
das  Bundesrecht  reicht,  soweit  das  Privatrecht  centralisirt  ist, 
kann  natürlich  von  einer  Kollision  der  Kantonalgesetze  keine 
Rede  sein.     Demnach  ist  zunächst  über  das  Recht  der  Ehe- 
schliessung und  Ehescheidung,    da   dieses    bundesgesetzlich 
geordnet  ist,  nichts    zu  bestimmen.    Etwas    anders  verhält 
sich    die    Sache    rücksichtlich    der    Nebenfolgen    der    Ehe- 
scheidung.     Für    diese  gilt    nicht  eidgenössisches,  sondern, 
kantonales  Recht  und  es  entsteht  daher  allerdings  die  Frage 
welches  kantonale  Recht  ?  Hierauf  giebt  Art.  4  9  des-  Civilstands- 
und  Ehegesetzes   eine  Antwort,  welohe  indess  kaum  befrie— 
digend  und  nicht  unzweideutig  ist.     Derselbe  bestimmt,  dass 
die  „weitern  Folgen  der  Ehescheidung  oder   der  Scheidung; 
„von   Tisch  und   Bett    in   Betreff  der  persönlichen   Rechte 
„der  Ehegatten,  ihrer  Vermögensverhältnisse ,  der  Erziehung; 
„und    des  Unterrichts    der  Kinder   und  der  dem  schuldigen 
„Theile  aufzuerlegenden  Entschädigungen   nach  der  Gesetz- 
„gebung    desjenigen  Kantons   zu   regeln    seien,   dessen  Ge- 
richtsbarkeit der  Ehemann  unterworfen  ist."-    Das  Bundes— 
gericht  hat  diese  Bestimmung  in  einem  Falle  (in.  der  Scheide 
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ungssache  Wierer,  Entscheidungen  B.  Vili.  S.  347  Erw.  5) 
dahin  aufgefasst,  dieselbe  schreibe  bloss  vor,  dass  die  am 
Prozessorte  geltenden  Regeln  des  internationalen  Privatreohts 
darüber  entscheiden,  welches  kantonale  Recht  anwendbar  sei. 
Dies  wird  indess  kaum  als  richtig  anerkannt  werden  können  ; 
mir  scheint  vielmehr  nach  dem  Wortlaute  und  der  ganzen 
Haltung  des  Art.  49  klar,  dass  derselbe  das  anwendbare 
Recht  selbst  direkt  bestimmen  und  dies  durchaus  nicht  der 
Kantonalgesetzgebung  anheimgeben  will.  Entscheidend  soll 
also  nach  Art.  49  das  Recht  desjenigen  Kantons  sejn,  dessen 
Gerichtsbarkeit  der  Ehemann  unterworfen  ist,  d.  h.  (wenn 
der  Ehemann  in  der  Schweiz  wohnt)  das  Recht  des  Wohn- 
ortes, wenn  er  nicht  in  der  Schweiz  wohnt,  nach  der  Wahl 
des  Klägers  entweder  das  Recht  des  Heimatortes  des  Ehe- 
mannes oder  dasjenige  seines  letzten  schweizerischen  Wohn- 
ortes* Die  fur  den  Fall,  dass  der  Ehemann  in  der  Schweiz 
wohnt,  vorgeschriebene  Anwendung  des  Rechts  des  Wohn- 
ortes des  Ehemannes  wird  als  durchaus  richtig  und  konse- 
quent bezeichnet  werden  dürfen,  da  dieses  Recht  nach  der 
Auffassung  des  schweizerischen  Gesetzes  das  eheliche  Ver- 
hältniss  überhaupt  beherrscht.  Fraglich  könnte  nur  etwa 
sein,  ob  nicht  für  die  „persönlichen  Rechte"  der  geschie- 
denen Ehegatten,  speziell  für  die  Frage,  welchen  Kamen  die 
geschiedene  Ehefrau  zu  fuhren  hat,  das  Heimatsrecht  vorzu- 
behalten sei.  Dagegen  ist  es  gewiss  nicht  zu  billigen,  dass 
für  den  Fall,  dass  der  Ehemann  im  Auslande  wohnt,  das 
anwendbare  Recht  von  der  Wahl  des  Klägers  resp.  von 
dem  zufälligen  Umstände,  bei  welchem  der  beiden  fakulta- 
tiven Gerichtsstände  dieser  seine  Klage  anbringt,  abhängt. 
Will  man  für  diesen  Fall  nicht  das  kantonale  Recht  des 
Processortes  darüber  entscheiden  lassen,  welches  Gesetz  an- 
wendbar sei,  so  soll  der  eidgenössische  Gesetzgeber  seiner- 
seits eine  positive  Vorschrift  geben  und  zwar  würde  es  dann 
wohl  am  angemessensten  sein,  das  Heimatrecht  entscheiden 
zu  lassen.  Im  Weitern  scheidet,  als  durch  Bundesgesetz  für  die 
ganze  Schweiz  einheitlich  geordnet,  die  persönliche  Hand- 
lungsfähigkeit aus  ;  doch  ist  immerhin  zu  bemerken,  dass  das 
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Bundesge8etz  vom  22.  Juni  1881  den  Gegenstand  nicht  er- 
schöpft, sondern  in  verschiedenen  Richtungen  das  kantonale 
Recht  vorbehält,  so  dass  insoweit  durch  das  Bundesgesetz 
Bestimmungen  über  die  Anwendungsgrenzen  der  kantonalen 
Reohte  zu  treffen  sind.  Nicht  einheitlich  geordnet,  sondern 
dem  kantonalen  Rechte  vorbehalten  sind  die  Testirfähigkeit 
Minderjähriger  (Art.  3  des  Gesetzes),  die  Handlungsfähigkeit 
der  Ehefrauen  während  der  Dauer  der  Ehe  (mit  Ausnahme 
der  Bestimmungen  über  Handelsfrauen)  (Art.  7  des  Gesetzes), 
die  Fähigkeit  zur  Adoption  (Art.  8,  Abs.  2)  und  die  Enl- 
mündigungs-  (Bevogtigungs-)  gründe  (Art.  5  und  8).  Dem  kan- 
tonalen Rechte  vorbehalten  sind  endlich  noch  „die  nähern 
Voraussetzungen  und  Formen  der  Jajirgebung."  Ueber  die 
Entmündigungsgründe  und  die  Voraussetzungen  und  Formen 
der  Jahrgebung  nun  hat  naturgemäss  die  Gesetzgebung  des- 
jenigen Kantons  zu  entscheiden,  welchem  überhaupt  die  Kom- 
petenz in  Vormundschaftssachen  durch  das  Bundesgesetz 
eingeräumt  wird;  da,von  wird  also  später  in  anderm  Zusam- 
menhange zu  handeln  sein.  Ebenso  ist  die  Fähigkeit  zur 
Adoption  nach  demjenigen  Gesetze  zu  beurtheilen,  welches 
für  die  Adoption  im  Ganzen  massgebend  ist.  Dagegen  kann 
rücksichtlich  der  Handlungsfähigkeit  der  Ehefrauen  nicht 
schlechthin  dasjenige  Gesetz  als  anwendbar  erklärt  werden, 
welchem  die  ehelichen  Güterrechtsverhältnisse  unterstehen. 
Denn  es  ist  wohl  zu  unterscheiden  zwischen  solchen  Be- 
schränkungen der  Verfugungsbefugniss  der  Ehefrau,  welche 
dem  ehelichen  Güterrecht^  entstammen,  welche  eine  Folge  - 
des  ehemännlichen  Verwaltungs-  und  Verfügungsrechtes  am 
Frauenvermögen  sind  und  zwischen  den  Beschränkungen  der 
Handlungsfähigkeit  der  Ehefrau,  welche  eine  Folge  des  ehe- 
lichen Verhältnisses  überhaupt,  der  persönlichen  eheherrlichen 
Gewalt,  des.Mundiums  des  Ehemannes  sind  und  welche  daher 
ohne  alle  Rücksicht  auf  das  unter  den  Ehegatten  geltende 
Güterrecht  bestehen.  Hierher  gehören  z.  B.  die  im  Code  Napo- 
léon (215 — 225)  8tatuirten  Beschränkungen  der  Veräusserungs- 
befugniss  u.  s.  w.  der  Ehefrau,  welche  für  alle  Ehefrauen 
gelten,  mögen  dieselben  im  übrigen  unter  welchem   Güter- 
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.rechte  immer,  mögen  sie  in  allgemeiner  Gütergemeinschaft 
oder  unter  dem  System  der  Gütertrennung  oder  dem  Dotal- 
system  leben.  Für  diese  Beschränkungen  der  Handlungs- 
fähigkeit der  Ehefrauen  bezw.  für  die  letztere  überhaupt 
ist  m.  £.  das  Recht  des  Wohnortes,  d.  h.  das  Recht  des  je- 
weiligen Wohnortes  der  Eheleute  als  massgebend  zu  erklären. 
Denn  vorerst  entspricht  dies  wohl  am  ehesten  dem  Sinne 
und  Geiste  der  Bundesverfassung  und  sodann  sprechen  gerade 
für  das  Gebiet  der  Handlungsfähigkeit  Gründe  der  Sicherheit 
des  Verkehrs  u.  8.  w.  für  die  Anwendung  des  Wohnorts- 
rechtes« Ebenso  ist  die  Testierfahigkeit  m.  E.  nach  dem 
Gesetze  des  Wohnorts  des  Testators  zur  Zeit  der  Testaments- 
«rrichtung  zu  beurtheilen,  während  natürlich  der  Inhalt  des 
Testamentes  nach  dem  fQr  die  Beerbung  im  Ganzen  massge- 
benden Rechte  sich  richtet. 

B. 

Ganz  dem  kantonalen  Rechte  anheimgegeben  ist  (abge- 
sehen von  dem  Eherecht),  das  reine  Familienrecht;  das  Bundes- 
recht greift  hier  nur  insofern  ein,  als  es  die  Legitimation 
unehelicher  Kinder  durch  nachfolgende  Ehe  der  Eltern  anbe- 
langt, welche  bekanntlich  durch  die  Bundesverfassung  für 
<tie  ganze  Schweiz  eingeführt  ist.  Auf  dem  Gebiete  des 
reinen  Familienrechts  nun  ist  es,  wo  m.  E.  die  Anwendung 
des  Heimatsrechts  durchaus  berechtigt  und  durch  die  Natur 
der  Verhältnisse  gefordert  ist.  Das  Heimatrecht  muss  mei- 
ner Ansicht  nach  zur  Anwendung  kommen,  insoweit  es  die 
Statusverhältnisse  (Begründung  und  Aenderung  des  Familien- 
standes) anbelangt.  Denn  der  Familienstand  ist  juris  publicL 
Derselbe  ist  die  Bedingung  und  Voraussetzung  des  Gemeinde- 
und  Staatsbürgerrechts  und  steht  also  mit  dem  öffentlichen 
Rechte  in  unmittelbarstem  verständigerweise  kaum  trennbarem 
Zusammenhange.  Es  hat  denn  auch  in  dieser  Richtung 
bis  jetzt  das  Heimatrecht  in  der  Schweiz  am  unbestrit- 
tensten und  allgemeinsten  geherrscht.  Selbst  solche  Kan- 
tone, welche  im  übrigen  durchaus  dem  Territorialprinzip 
.huldigen,  haben  in  dieser  Beziehung,  wenn  ihnen  zugemuthet 
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wurde,  einem  von  seinem  Vater  nach  der  Gesetzgebung 
des  Niederlassungskantons  in  wirksamer  Weise  freiwillig 
anerkannten  oder  durch  die  zuständige  Behörde  des  Wohnortes 
per  rescriptum  legitimierten  unehelichen  Kinde  das  väterliche 
Gemeinde-  und  Staatsbürgerrecht  zuzuerkennen,  nicht  verfehlt^ 
sich  auf  den  Satz  zu  berufen,  dass  für  den  Erwerb  des  Ge- 
meinde- und  Staatsbürgerrechts  das  Recht  des  Kantons,  dessen 
Bürgerrecht  beansprucht  werde,  massgebend  sei  und  dass 
nun  ihr  Recht  eine  freiwillige  Anerkennung  Unehelicher  mit 
statusrechtlicher  Wirkung  oder  eine  Legitimation  durch  Rescript 
überhaupt  oder  unter  den  im  konkreten  Falle  gegebenen 
Voraussetzungen  nicht  kenne,  (s.  z.  B.  für  den  Kanton  St. 
Gallen,  Entsch.  des  Bundesgerichtes  HE,  S.  645).  Eine  Spal- 
tung rüoksichtlich  des  anwendbaren  Reohts  etwa  so  eintreten 
zu  lassen,  dass  für  den  Familienstand  an  und  für  sich  (die 
Führung  des  Familiennamens  u.  s.  w.)  das  Recht  des  Wohnorts, 
für  das  Bürgerrecht  dagegen  das  Heimatrecht  als  massgebend 
erklärt  würde,  ist  gewiss  nicht  zweckmässig ,  sondern  *  eine 
der  Natur  der  Verhältnisse  widersprechende  Halbheit  und  es 
ist  daher  fur  diese  Fragen  durchaus  an  der  Anwendung  des 
Heimatrechtes  festzuhalten.  Nach  Heimatrecht  (nach  dem 
Heimatreoht  des  Vaters)  ist  demnach  im  Einzelnen  nament- 
lich zu  beurtheilen  : 

1.  Die  Frage,  ob  ein  Kind  als  ehelich  oder  unehelich 
geboren  zu  betrachten  sei.  Also  die  Ausdehnung  der  Prä- 
sumtion Pater  est  quem  nuptise  demonstrant  und  die  Vor- 
aussetzungen der  Verleugnungsklage.  v 

2.  Die  Zulässigkeit  der  Vaterschaftsklage  als  Status- 
klage und  deren  Voraussetzungen. 

3.  Die  Statthaftigkeit  einer  freiwilligen  Anerkennung 
unehelicher  Kinder  durch  den  Vater  mit  statusrechtlicher 
Wirkung  und  deren  Voraussetzungen,  sowie  die  Frage,  ob 
und  unter  welchen  Voraussetzungen  der  uneheliche  Vater 
sich  das  Kind  gerichtlich  zusprechen  kann. 

4.  Die  Legitimation  ausserehelicher  Kind'er  ohne  nach- 
folgende Ehe  der  Eltern  durch  obrigkeitliche  Verfügung  (per 
rescriptum);  dieselbe  ist,  beiläufig  bemerkt,  nach  dem  Rechte 
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mehrerer  Kantone,  z.  B.  Aargau,  Zürich,  Thurgau,  St.  Gallen, 
Freiburg,  Waadt  (namentlich  häufig  rücksichtlich  der  unter 
Eheversprechen  erzeugten  Rinder)  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen zulässig;  (s.  über  die  geltenden  kantonalgesetzlichen 
Bestimmungen  das  Handb.  für  Civilstandsbeamte  S.  248  ff.)* 
Die  zuständige  Behörde  ist  bald  ein  Gericht,  bald  der  Re- 
gierungsrath  oder  der  Grosse  Rath.  Die  Legitimation  durch 
nachfolgende  Ehe,  —  ohne  Zweifel  der  wichtigste  Fall  der 
Legitimation,  —  ist,  wie  bemerkt,  bundesrechtlich  geordnet 
und  kommt  daher  hier  nicht  weiter  in  Betracht. 

5.  Die  Adoption.  Dieselbe,  welche  übrigens  nur  in 
wenigen  Kantonen  zulässig  ist  und  im  Leben  nicht  eben 
häufig  vorzukommen  scheint,  wäre  rücksichtlich  ihrer  Vor- 
aussetzungen und  Wirkungen  nach  dem  Heimatrechte  des- 
Adoptirenden  zu  beurtheilen. 

In  Bezug  auf  diese  Verhältnissse  ist  m.  E.  nicht  nur  das 
materielle  Recht,  sondern  auch  der  Gerichtsstand  der  Heimat 
zu  statuiren.  Dies  kann  allerdings  in  einzelnen  Fällen  eine 
gewisse  Belästigung  der  Parteien  mit  sich  bringen,  allein  es 
erscheint  doch  als  zweckmässig.  Denn  einerseits  ist  zu  prä- 
sumiren,  dass  jeder  Richter  »ein  eigenes  Recht  am  besten  kennt 
und  daher  am  richtigsten  anzuwenden  in  der  Lage  ist  und 
andrerseits  ist  zu  betonen,  daas  bei  mehreren  der  einschlagen- 
den Verhältnisse,  wie  bei  Adoption,  Legitimation  durch  Re- 
script  u.  s.  w.  nicht  sowohl  Akte  der  streitigen  Gerichtsbarkeit,, 
als  vielmehr  obrigkeitliche  Verfügungen  in  nichtstreitigen  Ver- 
hältnissen in  Betracht  kommen,  für  welche  der  Natur  der  Sache- 
nach die  Heimatbehörde  als  die  zuständige  erscheint. 

C. 

Während  also  für  die  Statusverhältnisse  die  Anwendung^ 
des  Rechtes  der  Heimat  als  durchaus  angezeigt  erscheint, 
so  ist  dagegen  meiner  Ansicht  nach  sehr  zweifelhaft,  welches 
Recht  fur  die  elterliche  Gewalt  und  für  die  vormundschaft- 
lichen Verhältnisse  als  massgebend  zu  erklären  sei.  Un- 
zweifelhaft scheint  mir,  dass  zwischen  diesen  beiden  Materien 
eine  so  nahe  Beziehung  besteht,  dass  beide  gleichmässig  zxl 
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iiormiren  sind.  Die  Anordnung  der  (obrigkeitlichen)  Vor- 
mundschaft hängt  ja  von  der  Gestaltung  ab,  welche  das 
Gesetz  der  elterlichen  Gewalt  gibt;  erkennt  das  Gesetz 
z.  B.  der  verwittweten  Mutter  die  elterliche  Gewalt  oder  die 
natürliche  Vormundschaft  über  ihre  Kinder  zu,  so  ist  eine 
obrigkeitliche  Vormundschaft  nicht  anzuordnen.  Gilt  die 
gegenteilige  Kegel,  so  muss  den  Kindern  ein  Vormund  ge- 
setzt werden  u.  s.  w.  Betrachtet  man  zunächst  den  gegen- 
wärtigen Rechtszustand  in  dieser  Beziehung,  so  wird  man 
sich  der  Ueberzeugung  nicht  verschliessen  können,  dass  gerade 
hier  eine  Anordnung  dringend  geboten,  dass  eine  Beseitigung 
der  bisher  herrschenden  Anarchie  und  Rechtsunsicherheit  ein 
wirkliches  Bedürfniss  des  llechtslebens  ist.  Soweit  allerdings, 
als  die  Kantone  sich  konkordatsmässig  in  Vormundschaftssachen 
die  Anwendung  des  Heimatrechtes  zugestanden  hatten,  be- 
stand ein  sicherer  Rechtsboden.  Dagegen  waren  die  Be- 
ziehungen der  Konkordatskantone  zu  den  dem  Konkordate 
nicht  beigetretenen  sowie  diejenigen  der  letztern  untereinander 
höchst  unbefriedigende,  der  Natur  der  Verhältnisse  geradezu 
widersprechende.  Die  Praxis  der  Bundesbehörden,  deren 
Entscheidung  gerade  in  dieser  Richtung  ziemlich  häufig  an- 
gerufen worden  ist,  hat  nicht  vermocht,  eine  befriedigende 
Lösung  der  aus  der  Verschiedenheit  der  kantonalen  Gesetze, 
aus  den  Konflikten  der  vielen  kleinen,  aber  um  so  hartnäcki- 
gem Souverainetäten  sich  ergebenden  Schwierigkeiten  zu 
schaffen,  Die  bundesrechtliche  Praxis  lässt  sich  nämlich 
ungefähr  auf  folgende  Sätze  zurückführen:  (s.  darüber  fol- 
gende Entscheidungen  des  Bundesgerichtes  :  in  S.  Maag 
Entsch.  I,  S.  68  u.  f.,  in  S.  Ernst  III.  S.  33,  in  S.  Steiner 
III,  S.  190,  in  S.  Baumann  IV.  S.  3,  in  S.  Lamarche  V.  S. 
422,  in  S-  Durer  VII.  S.  458,  in  S.  Béguin  VUE.  S.  216, 
in  S.  Simeon  VIII.  S.  728).  Soweit  keine  konkordatsmässige 
Beschränkung  der  Kanton alsouverainetät  besteht,  ist  jeder 
Kanton  befugt,  die  auf  seinem  Gebiete  wohnenden  Ange- 
hörigen anderer  Kantone  fur  ihre  Person  und  ihr  Vermögen 
seiner  Gesetzgebung  und  Gerichtsbarkeit  in  Vormundschafts- 
flachen zu  unterwerfen.     Allein  der  Herrschaftsbereich  seiner 
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Gesetzgebung  reicht  nicht  über  sein  Gebiet  hinaus»  Es  ist 
daher  auch  der  Heimatkanton  nicht  behindert,  seine  Vor- 
mundschaftsgesetzgebung auf  seine  Angehörigen  wenigstens 
insoweit  anzuwenden,  als  seine  Territorialhoheit  reicht,  d.  h. 
bezüglich  des  in  seinem  Gebiete  befindlichen  Vermögens.  Die 
Folgen  dieser  Doktrin  liegen  auf  der  Hand:  Nach  derselben 
kann  es  vorkommen,  dass  eine  doppelte  vormundschaftliche 
Verwaltung  am  Wohn-  und  Heimatorte  eingeführt  wird,  dass 
am  Wohnorte  ein  Kind  unter  väterlicher  Gewalt  und  Vormund- 
schaft steht,  während  sein  am  Heimatorte  gelegenes  Vermögen 
unter  obrigkeitliche  Vormundschaft  gestellt  wird;  dass  am 
Wohnorte  die  Mutter  als  natürliche  Vormünderin  die  Ver- 
waltung, vielleicht  auch  die  Nutzung  des  Kindesvermögens 
besitzt,  am  Heimatorte  nicht  u.  s.  w.  Wie  die  beiden  vor- 
mundschaftlichen Verwaltungen  mit  einander  auskommen  und 
abrechnen,  ist  eine  Frage,  welche  schwer  zu  lösen  ist  und 
jedenfalls  ist  klar,  dass  hiedurch  ein  Zustand  geschaffen  wird, 
welcher  der  Absicht  keiner  der  beiden  in  Betracht  kommen- 
den Kantonalgesetzgebungen  entspricht  und  ein  höchst  unbe- 
friedigender, dem  Interesse  weder  des  Mündels  noch  seiner 
Familie  entsprechender  ist.  Eine  Abhülfe  ist  also  hier  ge- 
wiss dringlich.  Allein  wie  soll  nun  diese  geschehen  ?  Zwei- 
fellos ist  in  prinzipieller  Richtung  zunächst,  dass  für  die 
elterliche  Gewalt  nach  heutigem  Recht,  der  Kern  nicht  in 
dem  Rechte,  sondern  in  der  Pflicht  des  parens  liegt,  dass  die 
Rechte  in  persönlicher  und  vermögensrechtlicher  Beziehung, 
welche  mit  derselben  verbunden  sind,  lediglich  als  ein  Correlat 
der  elterlichen  Pflichten  erscheinen;  ebenso  zweifellos  ist 
dann  ganz  besonders,  dass  nach  heutiger  Auflassung  die 
Vormundschaft  nicht  ein  nutzbares  Recht  der  Familie  oder 
Gemeinde,  sondern  eine  öffentliche  Last,  ein  munus  publicum 
ist  und  dass  für  dieselbe  lediglich  die  Fürsorge  für  den 
Mündel  und  nichts  anderes  bestimmend  sein  muss.  Für  die 
Anwendung  des  heimatlichen  Rechtes  lässt  sich  daher  an- 
führen, dass  elterliche  Gewalt  und  Vormundschaft  juris  pub- 
lici,  im  öffentlichen  Interesse  eingeführt  seien  und  dass  die 
Fürsorge  für  eine  Person  der  Natur  der  Sache  nach  in  Recht 
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und  Pflicht   demjenigen  Gemeinwesen  zustehen  müsse,    dem 
'der   Betreffende    dauernd    angehört   und   welches    denselben 
unter  allen  Umständen,  auch  im  Fall  der  Verarmung,  wieder 
bei  sich  aufnehmen  muss,  dem  also  recht  eigentlich  die  Ver- 
sorgungspflicht gegenüber   demselben   obliegt;    es  lässt  sich 
im  Fernern  geltend  machen,  dass  das  Heimatprinzip   in  der 
Schweiz,    wenigstens   im  grösten  Theile  derselben  das  her- 
gebrachte,   nationale,   mit  den  Volksanschauungen  eng  ver- 
wachsene  sei;    dass    im  Fernern   auch   ausländische   neuere 
Gesetzgebungen,   wie   das    sächsische    Gesetzbuch    und    die 
preussische  Gesetzgebung  dem  Heimatstaate  die  Berechtigung 
zuerkennen,  die  vormundschaftliche  Fürsorge  über  seine  An- 
gehörigen   auszuüben    und    dass    endlich   bei  Annahme    des 
Heimatsprinzips  die  Folge  vermieden  würde,  dass  ein  Domi- 
zilwechsel auch  einen  Wechsel   in   den  Hechten  des  parens, 
namentlich  demjenigen  an  Vermögen  der  Kinder,   nach  sich 
ziehe.     Diese  Momente  wiegen,  ich  gestehe  es,  nicht  leicht 
Wenn    ich   mich    nichtsdestoweniger  für  das  Domizilprinzip 
entscheide,    so  bestimmen  mich  wesentlich  folgende  Gründe: 
Die  elterliche  Gewalt   in   ihrer   persönlichen  Richtung  kann 
kaum  nach  dem  Heimatrechte  beurtheilt  werden;    es    wird 
kaum  angehen,  dem  Inhaber  derselben  an  seinem  Wohnorte 
ein  Züchtigungsrecht  gegenüber  seinen  Kindern  einzuräumen, 
das  die  Gesetze   des  Wohnortes    nicht  kennen,    sondern  als 
zu  weit  gehend,    mit    den    dort   herrschenden  Begriffen  von 
persönlicher  Freiheit  unverträglich,  reprobiren.    Rücksichtlich 
der  Vormundschaft  sodann  kommt  vorerst  in  Betracht,   dass 
die  Schweiz    nicht   eine  Vereinigung   unabhängiger  Staaten, 
sondern  ein  Bundesstaat  ist,  dessen  Glieder  unter  sich  nahe 
-verbunden   sind   und  unter  Einer  Centralgewalt  stehen   und 
dass    daher   der  Schweizer   überall   in   der   ganzen  Schweiz 
unter  dem  Schutze  der  Bundesgewalt  steht.     Demnach  kann 
dem  Wohnortskanton   vormundschaftliches    Recht    und    vor- 
mundschaftliche Pflicht  über  die  sämmtlichen  in  seinem  Ge- 
biete wohnenden  Schweizer   viel   unbedenklicher   überlassen 
werden,   als  dies  gegenüber  fremden  Staaten  der  Fall  wäre, 
jzumal  ja  auch  die  Möglichkeit  gegeben  ist,    der  Heimatbe- 
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lorde  eine  angemessene  Ingerenz  in  die  Yonnundschaftliche 
Verwaltung  über  ihre  Angehörigen  zu  wahren.  Unter  diesen 
Verhältnissen  aber  bietet  die  Führung  der  Vormundschaft 
-durch  die  Behörden  des  Wohnortes  die  bedeutendsten  prak- 
tischen Vortheile  dar.  Die  Heimatbehörde  ist  zu  Führung 
der  Vormundschaft  unter  Umständen  viel  weniger  geeignet; 
man  denke  daran,  dass  z.  B.  die  Behörden  einer  entlegenen 
Berggemeinde  die  Vormundschaft  über  die  Kinder  eines  seit 
Jahrzehnten  ausgewanderten  Gewerbetreibenden  in  einem 
industriellen  Centrum  zu  übernehmen  hat.  Da  ist  die  hei- 
matliche Vormundschaft  gewiss  unzweckmässig,  ja  sie  kann 
geradezu  zu  einer  empfindlichen  Härte  werden  und  zum  em- 
pfindlichen Nachtheile  der  Mündel  ausschlagen.  Die  heimat- 
liche Vormundschaft8hehörde  kennt  die  Verhältnisse  am 
Wohnorte  nicht,  sie  weiss  sich  in  denselben  nicht  zurecht 
zu  finden  und  kann  sich  mit  den  ihrer  Heimat  ganz  fremd 
gewordenen  Mündeln  vielleicht  nicht  einmal  sprachlich  ge- 
hörig verständigen.  Unter  solchen  Umständen,  —  und  die- 
selben sind  so  selten  nicht,  —  zeigen  sich  gewiss  die  Vor- 
theile der  Vormundschaftspflege  durch  den  Wohnortskanton. 

D. 

Gleichwie  die  elterliche  Gewalt  ist  auch  die  Alimenta- 
tionspflicht zwischen  Kindern  und  Eltern  nach  dem  Rechte 
•des  Domizils  zu  beurtheilen.  Schwierigkeiten  bietet  in  dieser 
Beziehung  nur  der  Alimentationsanspruch  des  unehelichen 
Kindes  gegen  seinen  Erzeuger;  prinzipiell  dürfte  für  den- 
selben wohl  das  Recht  des  Domizils  der  Mutter  zur  Zeit 
der  Geburt  als  massgebend  erklärt  werden;  doch  müsste 
wohl  vorbehalten  werden,  dass  solche  Ansprüche  nicht  geltend 
gemacht  werden  können,  wenn  das  Gesetz  des  Prozessortes 
eie  gar  nicht  zulässt,  sondern  die  Nachforschung  nach  der 
unehelichen  Vaterschaft  schlechthin  verbietet 

E. 

Den  bestrittensten  Punkt  in  dieser,  von  Kontroversen  wie 
ein  Schlachtfeld  von  Kugelfurchen  zerrissenen  Materie  bildet 
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die  Ordnung  des  ehelichen  Güterrechts*  In  dieser  Beziehung- 
sind, wie  der  Herr  Referent  dargelegt  hat  und  wie  ich  nicht 
wiederholen  will,  bei  den  frühern  Bestrebungen  betreffend  Aus- 
fuhrung des  Art.  46  der  Bundesverfassung  in  den  eidgenössischen 
Räthen  die  verschiedensten  Vorschläge  aufgetaucht  und  an 
dieser  Klippe  ist,  wenigstens  ostensibel,  der  Entwurf  von 
1876  gescheitert.  Ueber  diese  Frage  ist  auch  ausserhalb 
der  Räthe  am  meisten  diskutirt  worden;  ich  erinnere  nur  an 
die  Preisschrift  von  Martin  und  das  Werk  von  Schreiber 
über  die  ehelichen  GHiterrechte  der  Schweiz,  welche  beide 
Schriften  sich  speziell  de  lege  ferenda  mit  der  Frage  be- 
schäftigen, sowie  an  das  akademische  Programm  von  Teich- 
mann: Ueber  die  Wandelbarkeit  oder  Unwandelbarkeit  des 
gesetzlichen  ehelichen  Güterrechtes  bei  Wohnsitzwechsel,  wo 
die  Materie  allerdings  zunächst  de  lege  lata  behandelt  ist,  da- 
neben aber  auch  die  gesetzgeberische  Frage  gestreift  wird  und 
die  verschiedenen  in  den  eidgenössischen  Räthen  zu  deren 
Regelung  gemachten  Vorschläge  berührt  werden.  Es  ist  mir 
nicht  möglich,  die  gemachten  Vorschläge  alle  im  Detail  zu 
berühren  ;  ich  muss  mich  vielmehr  beschränken,  meine  eigene 
Ansicht  kurz  zu  skizziren  und  zu  begründen,  unter  bloss  ge- 
legentlicher Hinweisuug  auf  einzelne  abweichende  Meinungen. 
M.  E.  ist  hier  vor  allem  zweierlei  festzuhalten: 
1.  Es  sind  für  das  gesetzliche  und  das  vertraglich  ge- 
ordnete Güterrecht  die  gleichen  Grundsätze  aufzustellen.  Dem 
Geltungsgrunde  nach  zwar  ist  zwischen  vertraglichem  und 
gesetzlichem  Güterrecht  scharf  zu  scheiden.  Das  gesetzliche 
Güterrecht  beruht  nicht  wie  manche  behaupten,  auf  einem 
fingirten  oder  präsumtiven  oder  wie  namentlich  die  franzö- 
sische Jurisprudenz  festhält,  auf  einem  stillschweigenden  Ver- 
trage. Dasselbe  greift  ja  Platz,  ohne  alle  Rücksicht  darauf, 
ob  die  Parteien  es  wollen  oder  nicht,  ob  sie  von  dessen  In- 
halt irgend  welche  Kenntniss  haben  oder  ob  ihnen  derselbe, 
wie  jedenfalls  in  weitaus  der  Mehrzahl  der  Fälle,  ganz  und 
gar  unbekannt  ist,  ja  ob  sie  ausdrücklich  (aber  in  einem 
nichtigen  Ehekontrakt)  das  Gegentheil  d.  h.  ein  anderes  Güter- 
recht vereinbart  haben.     Dass  es  nicht  angeht,   die  Geltung 
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des  gesetzlichen  Güterrechtes  auf  einen  stillschweigenden 
Vertrag  zurückzuführen,  dürfte  übrigens  gerade  nach  den 
schweizerischen  Güterrechten  von  selbst  klar  sein.  Denn  die- 
selben gestatten  bekanntlich,  abweichend  vom  gemeinen 
und  französischen  Rechte,  in  ihrer  Mehrzahl  der  Vertrags- 
freiheit der  Ehegatten  rücksichtlich  der  Ordnung  ihrer  Güter- 
rechtsverhältnisse keinen  oder  nur  einen  sehr  geringen  Spiel- 
raum. Die  Geltung  des  gesetzlichen  Güterrechts  beruht  viel- 
mehr unmittelbar  auf  dem  Gesetz;  das  Gesetz  ordnet  ent- 
weder absolut  oder  dispositiv  den  Einfluss  der  Ehe  auf  die 
Vermögensverhältnisse  der  Ehegatten,  auf  das  eheliche  Güter- 
system, welches  eine  rechtliche  Ordnung  empfangen  muss  in 
derjenigen  Weise,  welche  dem  Gesetzgeber  als  die  richtige, 
zweckentsprechende,  sei  es  durchgängig,  sei  es  der  Kegel 
nach,  erscheint.  Allein  wenn  auch  demgemäss  der  Geltungs- 
grund des  gesetzlichen  und  des  vertragsmässigen  Güterrechtes 
ein  verschiedener  ist,  so  ist  doch  die  rechtliche  Geltung  und 
Wirkung  selbst  für  beide  die  gleiche  ;  es  ist  m.  E.  ein  Grund 
nicht  zu  finden,  warum  die  Wirkung  einer  Ordnung  des  ehe- 
lichen Güterverhältnisses  unmittelbar  durch  den  Willen  des 
Gesetzgebers  eine  andere  sein  sollte,  als  diejenige  einer  Ord- 
nung durch  den  Willen  der  Parteien.  Ganz  ebenso  wie  durch 
einen  Ehevertrag  wird  also  auch  durch  das  Gesetz,  in  Er- 
mangelung eines  Vertrages ,  ein  festes  Rechtsverhältnis» 
zwischen  den  Ehegatten  begründet,  welches  zwar  seine 
Wirkungen  im  Einzelnen  erst  nach  und  nach  im  Verlaufe  der 
Zeit  entwickelt,  welches  aber  seinen  juristischen  Grundlagen 
nach  ein  feststehendes,  in  sich  abgeschlossenes  ist;  über 
Wandelbarkeit  und  Unwandelbarkeit  müssen  also  für  gesetz- 
liches und  vertragliches  Güterrecht  die  gleichen  Regeln  gelten. 
Ebenso  ist  die  Gültigkeit  und  Wirkung  eines  Ehekontraktes 
unzweifelhaft  nach  demjenigen  Gesetze  zu  beurtheilen,  nach 
welchem  das  Güterrecht  in  Ermangelung  eines  Ehevertrages 
zu  beurtheilen  wäre,  d.  h.  nach  demjenigen  Gesetze,  welches 
das  Güterrecht  überhaupt  beherrscht.  Für  das  vertragsmäs- 
sige  Güterrecht,  für  die  materielle  Gültigkeit  des  Vertrages 
etwa  das  Hecht  des  Ortes  des  Vertragsabschlusses  als  mass- 
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gebend  zu  erklären,  lässt  sich  m.  E.  durchaus  nicht  recht- 
fertigen; es  würde  dadurch,  da  ja  der  Ort  des  Vertragsab- 
schlusses ganz  von  der  Willkür  der  Parteien  abhängt,  der 
Umgehung  der  beschränkenden  Regeln  des  massgebenden 
Hechtes  (statuire  man  nun  als  solches  das  Wohnorts-  oder 
das  Heimatrecht)  Thür  und  Thor  geöfinet.  Nur  fur  die  Form 
des  Vertrages  ist  nach  dem  Satze'  locus  regit  actum  fakultativ 
das  Recht  des  Abschlussortes  als  massgebend  zu  erklären. 

2.  Es  ist  im  Fernern  festzuhalten,  dass  wohl  geschieden 
werden  muss  zwischen  zwei  Fragen,  nämlich  zwischen  der 
Frage  :  welches  Ortsrecht  soll  ftir  die  Regelung  des  ehelichen 
Güterrechts  beim  Eheabschlusse  massgebend  sein  ?  und 
zwischen  der  ganz  andern  Frage  :  bleibt  das  einmal  gemäss 
einer  bestimmten  Gesetzgebung,  durch  Vertrag  oder  unmit- 
telbar durch  das  Gesetz  begründete  Güterrecht  bestehen,  auch 
wenn  die  Parteien  später  unter  die  Herrschaft  eines  andern 
örtlichen  Rechtes  treten  ?  Die  letztere  Frage,  diejenige  nach 
der  Wandelbarkeit  oder  Unwandelbarkeit  des  Güterrechts, 
besteht  grundsätzlich  in  ganz  gleicher  Weise,  mag  man  nun 
das  Heimatrecht  oder  das  Wohnsitzrecht  als  massgebend  für 
die  Ordnung  der  ehelichen  Güterrechtsverhältnisse  erklären, 
denn  die  Heimat  kann  ja  ebensowohl  geändert  werden  als 
das  Domizil.  Es  ist  daher  irrig,  wenn  man  Heimatprincip 
und  Unwandelbarkeit  als  Correlate  behandelt  und  die  Un- 
wandelbarkeit des  Güterrechts  gleichsam  als  ein  Attribut, 
einen  Vorzug  des  Heimatprincips  bezeichnet,  wie  dies  in 
dçr  Martin'schen  Preisschrift  in  gewissem  Maasse  geschieht 
Nur  soviel  ist  natürlich  richtig,  dass  die  Frage  der  Wandel- 
barkeit oder  Unwandelbarkeit  bei  Anwendung  des  Heimat- 
rechts eine  sehr  viel  geringere  praktische  Bedeutung  besitzt, 
als  bei  Geltung  des  Territorialrechts.  Denn  die  Heimat,  das 
Bürgerrecht,  wird  ja  bekanntermassen  viel  weniger  leicht 
und  viel  weniger  häufig  gewechselt  als  das  Domizil.  Prin- 
zipiell aber  müssen,  wie  gesagt,  die  beiden  Fragen  durch- 
aus auseinander  gehalten  und  besonders  jede  für  sich  unter- 
sucht werden. 

Untersucht  man  daher  zunächst: 
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a.  Welches  Recht,  das  Heimat-  oder  das  Wohnsitzrecht 
ist  als  massgebend  für  die  ehelichen  Güterrechtsverhältnisse 
rbeim  Eheabschlusse  zu  erklären?  so  sprechen  m.  E.  über- 
wiegende Gründe  für  die  Anwendung  des  Wohnsitzrechtes. 
Die  Art  und  Weise  der  Ordnung  des  ehelichen  Güterrechtes 
hängt  mit  Statusfragen  nicht  zusammen.  Die  Natur  des 
ehelichen  Verhältnisses  postulirt  keine  bestimmte  ausschliess- 
liche Güterordnung,  vielmehr  sind  mit  derselben  die  aller- 
verschiedensten  Gestaltungen  des  eheliohen  Güterrechts  ver- 
träglich und  können  je  naoh  den  gegebenen  gesellschaftlichen 
Zuständen  angemessen  und  zweckmässig  sein.    Es  ist  daher 

•  den  Verhältnissen  viel  gemässer,  wenn  für  die  Gtiterrechts- 
ordnung  dasjenige  Gesetz  entscheidet,  unter  dessen  Herrschaft 

•  die  Eheleute  thatsächlich  leben,  unter  dessen  Herrschaft  sie 
erwerben  und  sich  verpflichten,  als  wenn  sie  an  das  Gesetz 
ihrer  Heimat,  der  sie  möglicherweise  längst  ganz  entfremdet 

.sind,  gebunden  werden,  ein  Gesetz,  das  vielleicht  auf  völlig 

.andere  soziale  Zustände  und  Gewohnheiten  als  dasjenige  des 
Wohnortes  berechnet  ist.   Die  thatsächliche  faktische  Heimat, 

-der  Wohnort,    muss  hier  m.  E.    über  die  rechtliche  Heimat, 

-den  Bürgerrechtsort,  prävaliren;  für  die  Ordnung  der  ehe- 
lichen Vermögensverhältnisse  sind  die  Anschauungen  und 
Bedürfnisse  der  Gesellschaft,  in  deren  Mitte  die  Ehegatten 
leben,  viel  wichtiger  und  bestimmender  als  die  Herkunft  aus 

•diesem  oder  jenem  Kanton« 

Wenn  Martin  von  der  Adoptirung  des  Heimatprincips 

«eine  Förderung  der  Vertragsfreiheit  der  Ehegatten  zu  erwarten 
scheint,  so  ist  mir   dies  Argument  nicht  ganz  verständlich; 

•die  Vertragsfreiheit  der  Ehegatten,  welche  auch  ich  für 
wünschenswerth  halte,  kann  nur  durch  Aenderung  der  ge- 
setzlichen Güterrechte  befördert  werden.  Dazu  mangelt  aber 
der  Eidgenossenschaft  zur  Zeit  die  verfassungsmässige  Kom- 
petenz. Die  Kegeln  des  interkantonalen  Privatrechts  ver- 
mögen für  die  Vertragsfreiheit  nichts  Wesentliches  zu  leisten. 
Endlich  ist  auch  zu  bemerken,  dass  in  dieser  Materie  das 
Heimatrecht  nicht  als  das  zur  Zeit  in  der  Schweiz  normirend 
»anerkannte  und  eingebürgerte  betrachtet  werden  kann.    Das 
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Bundesrecht  oder  Konkordatsrecht  enthält  nach  der  bekannten^ 
übrigens  allerdings  anfechtbaren,  Entscheidung  des  Bundes- 
rathes  in  S.  Weber  o.  Nef  keine  Bestimmung.   Von  den  kan- 
tonalen Gesetzen  erkennen,  so  viel  ich  sehe,  nur  die  Gesetze  der 
Kantone  Zürich,  ZugundSchaffhausen,  mit  einer  Unterscheidung 
auch  Luzern  das  Heimatrecht  ausdrücklich  an;  dem  gleichen 
Grundsatze   huldigen  wohl  auch  die  Urkantone  sowie  Basel 
und,  nach  der  Praxis,  anscheinend  Freiburg.     Dahin  scheint 
endlich  auch  die  Praxis  von  Genf  zu  neigen.   Dagegen  stehen 
Bern,  Solothurn,  Aargau,  Tessin,  Thurgau,  St.  Gallen,  Glarus 
(obschon  auch  in  einzelnen    dieser  Kantone   die  Praxis  eine 
schwankende  ist),   auf  dem  Standpunkt  des  Territorialrechts 
und  (Jas  Gleiche   wird  für  die  auf  dem  französischen  Rechte 
beruhenden  Gesetze   von  Waadt   und   Wallis   gelten.      Das 
Domizilprincip  ist  im  Fernern  dasjenige  des  gemeinen  Rechts, 
des  sächsischen  und  des  preussischen  Gesetzbuches  und  wird, 
so  viel  ich  sehen  kann,  auch   von   der  französischen  Juris- 
prudenz, von  dem  diese  beherrschenden  Standpunkte  des  still- 
schweigenden Vertrags  aus  überwiegend  anerkannt. 

b.  Wandelbarkeit  und  Unwandelbarkeit.    Zwei- 
felhafter noch  als   die   erste   für  das  eheliche  Güterrecht  zu 
entscheidende  Frage  ist  die  zweite,  diejenige  nach  der  Wan- 
delbarkeit  oder  Unwandelbarkeit   desselben.     Als  leitendes 
Princip  ist  bei  Lösung  derselben  meiner  Ueberzeugung  nach 
in  erster  Linie  und  unbedingt  festzuhalten:  der  einmal  durch 
Vertrag   oder   Gesetz   zwischen    den   Ehegatten    begründete 
Güterstand  qualifiziert  sich    als    ein   festes,    abgeschlossenes 
Rechtsverhältnisse    Wie  unzweifelhaft  der  Eherertrag,  so  will 
auch  das  Gesetz  des  ersten  ehelichen  Domizils  der  Natur  der 
Ehe  als   einer  dauernden  Lebensgemeinschaft   entsprechend, 
den  vermögensrechtlichen  Beziehungen  der  Gatten  ihre  feste, 
dauernde  Gestalt  geben,  ein  definitives,  beidseitig  Rechte  und 
Pflichten  begründendes  Rechtsverhältniss   schaffen.     Nun  ist 
allerdings  der  Gesetzgeber   eines  andern  Staates   nicht  ver- 
pflichtet,  den  Fortbestand  und  die  Wirkungen  dieses   nach 
ausländischem   Rechte   begründeten  Rechtsverhältnisses    an- 
zuerkennen, wenn   die  Ehegatten    in  den  Herrschaftsbereich 
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iseiner   Gesetzgebung   treten;    er    kann   vielmehr    demselben 
seine  Anerkennung  versagen  und  die  Ehegatten  ausschliess- 
lich seiner  Gesetzgebung  unterwerfen.    Dieser,  schon  im  All- 
gemeinen  der  comitas   gentium  wenig  entsprechende  Stand- 
punkt,  scheint  mir  indess  fur  die   Bundesgesetzgebung  von 
•vornherein  ausgeschlossen.     Der   in  der  Natur  des   Bundes- 
staates begründeten  Aufgabe    der  Bundesgesetzgebung    ent- 
spricht  es  nicht,    extrem  territorialistische  Anschauungen  zu 
befördern;    ihr  Ziel   und  Zweck  muss  vielmehr  sein,    dafür 
zu  sorgen,    dass   sofern  hiegegen    nicht    ganz    überwiegende 
Gründe  öffentlichen  Interesses  sprechen,  ein  in  einem  Kanton 
nach  seiner   Gesetzgebung    begründetes  Rechtsverhältniss  in 
«  der  ganzen  Schweiz  in  seinem  Bestände  und  in  seinen  Wir- 
kungen   anerkannt   wird.     Von    diesem  Standpunkte  aus  er- 
schiene es  als  unrichtig,  ja,  ich  möchte  sagen,  als  unbegreif- 
lich,   wenn  die  Bundesgesetzgebung  im  Prinzip  die  Wandel- 
barkeit   des    ehelichen  Güterrechtes    gutheissen   würde;    die 
Unwandelbarkeit  des  ehelichen  Güterrechtes,    der  Schutz  des 
•  erworbenen  Rechtes  ist  das  der  Natur  der  Sache    und  spe- 
:  ziel!  den  bundes&rtaatliehen  Verhältnissen  einzig  entsprechende. 
Das  Prinzip  der  Unwandelbarkeit  ist  denn  auch  in  der  heu- 
tigen  gemeinrechtlichen   Doktrin    nahezu    einstimmig   aner- 
kannt und  auch  von  der  Praxis  des  deutschen  Reichsgerichtes, 
sogar   gegenüber    entgegenstehendem  partikulärem  Gerichts- 
.  gebrauch  gebilligt.    Auf  dem  gleichen  Boden  steht  das  säch- 
sische Gesetzbuch  und  die  französische  Jurisprudenz,    sowie 
•die  Praxis  einzelner  schweizerischer  Kantone,  wie  insbeson- 
dere diejenige  der  genf einsehen  und,    wenn  auch   nicht  ohne 
»Schwanken    und    Unsicherheiten,    der   bernischen    Gerichte. 
Dagegen   stehen   allerdings  einzelne  schweizerische  Gesetze, 
^namentlich  das  thurgauische  auf  gegenteiligem  Standpunkt. 
Wenn  man  zur  Rechtfertigung  des  Wandelbarkeitsgrundsatzes 
darauf  hingewiesen  hat,    dass    die  Wirkungen    der  Wandel- 
barkeit  in  praxi   so   schreckliehe   nicht  wären,    da  die  ver- 
schiedenen ehelichen  Güterrechte  der  Schweiz    so  sehr  nicht 
auseinandergehen,  so  kann  ich  das,  abgesehen  davon,    dass 
«•der  Einwand  das  Prinzip  nicht  trifft,    nicht  als  richtig  aner- 
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kennen.      Die    Unterschiede    zwischen    den    schweizerischen.« 
Güterrechten  sind  immerhin  tiefgreifend  genug,  so  tiefgreifend,» 
dass,  je  nach  den  Umständen,  die  vermögensrechtliche  Lage, 
einer  Ehefrau  durch  die  Wandlung  des  ehelichen  Güter/rechts 
|  v  völlig  auf  den  Kopf  gestellt  werden  kann;  man  denke  z.  IL 

nur  an  die  Wirkungen  der.Uebersiedlung  aus.  einem  Gebiete 
der  Errungenschaftsgemeinschaft  (etwa  Neuenburg)  in  ein 
solches  der  Verwaltungsgemeinschaft,  wenn  das  gesammte 
eheliche  Vermögen  von  den  Ehegatten  während  der  Ehe 
gemeinsam  erworben  ist.  Ist  also  prinzipiell  durchaus  an 
der  Unwandelbarkeit  des  ehelichen  Güterrephtes  festzuhalten, 
so  ist  dagegen  nicht  zu  verkennen,  dass  gewichtige  Gründe 
sich  dafür  anführen  lassen ,  beim  Wohnsitzwechsel  die  Gel- 
tung des  ursprünglichen  Güterrechts  gegenüber  Dritten  (den 
Gläubigern  am  neuen  Wohnorte)  davon  abhängig  zu  machen, 
dass  dasselbe  publik,  Dritten  erkennbar  gemacht  werde.  Eine 
solche  Scheidung  der  innern  und  äussern  Seite  eines  Rechts- 
verhältnisses ist  eine  dem  heutigen  Rechte  in*  manchen  An- 
wendungen geläufige  Betrachtungsweise  und  die  Rücksichten 
auf  den  öffentlichen  Kredit,  welche  dieselbe  in  der  vorliegen- 
den Frage  empfehlen ,  sind  gewiss  nicht  zu.  unterschätzen  ; 
es  ist  denn  auch  auf  dieselben  in  den  bisherigen  Verhand- 
lungen über  Ausführung  des  Art.  46  der  Bundesverfassung 
allseitig  ein  sehr  grosses  Gewicht  gelegt  worden.  Allein 
dieselben  scheinen  mir  doch  nicht  von  so*  durchschlagender 
Bedeutung  zu  sein,  um  die  Bedenken,  welche  einer  Vor- 
schrift des  gedachten  Inhalts  unverkennbar  entgegen  stehen, 
zu  überwinden.  Diese  Bedenken  sind  wesentlich  zweifacher 
Natur  :  erstens  musa  eine  Trennung,  zwischen  dem  Verhält- 
nisse der  Ehegatten  unter  einander  und  demjenigen  gegen- 
über Dritten  ganz  erhebliche  Komplikationen  im  Gefolge 
haben;  diess  um  so  mehr,  als  m.  E.  jedenfalls  erworbene 
Rechte  Dritter,  welche  unter  der  Herrschaft  des  ursprüng- 
lichen Güterrechtes  entstanden  sind,  geschützt  und  daher 
diesen  gegenüber  doch  wieder  das  ursprüngliche*  Güterrecht 
angewendet  werden  müsste,  wodurch  erhebliche  Sehwierig- 
keiten  entständen.    Zweitens    aber   scheint   mir   schwer  in'g; 
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Gewicht  zu  fallen,  dass  bei  der  jedem  Praktiker  bekannten 
Unwissenheit  und  Sorglosigkeit  des  Publikums  in  Rechts- 
sachen, die  Formalitäten  des  Eintrages  oder  der  Publikation 
des  bisherigen  Güterrechts  wohl  nur  in  Ausnahmefällen 
beobachtet ,  in  den  meisten  Fällen  dagegen  vernachlässigt 
wliräen.  Man  wird  hiegegen  erwiedern,  dass  jura  vigilantibus 
scripta  seien;  allein  dieses  Axiom  hilft  doch  nicht  darüber 
hinweg,  dass  in  Wirklichkeit  voraussichtlich  gerade  die 
schutzbedürftigsten  und  schutzwürdigsten  Interessen  Preis 
gegeben  würden,  während  dagegen  solche  Ehegatten,  welche 
bereits  2ur  Zeit  der  Uebersiedlung  sich  in  schwierigen  Um- 
standen befinden  und  veranlasst  sind,  sich  auf  den  Konkurs 
einzurichten,  jedenfalls  die  gesetzlichen  Kautelen  beobachten 
und  sich  den  Schutz  des  Gesetzes  sichern  würden.  In  dem 
Konflikt  zwischen  der  Rücksicht  auf  die  Interessen  der  Ehe- 
gatten und  der  Rücksicht  auf  die  Sicherheit  und  Leichtigkeit 
der  Kreditgewährung  ist  demnach  m.  E.  dem  ersten  Momente 
das  ausschlaggebende  Gewicht  zuzugestehen;  die  Sicherung 
der  Kreditverhältnisse  ist  gewiss  eine  der  wichtigsten  Auf- 
gaben der  Gesetzgebung;  aber  man  darf  in  den  Rücksichten 
auf  dieselben  doch  nicht  za  weit  gehen  und  sich  nicht  ver- 
leiten lassen,  das  Recht  einseitig  nur  von  diesem,  sozusagen 
merkantilistischen  Gesichtspunkte  aus  zu  gestalten  ;  gar  leicht 
werden  sonst  andere  berechtigte  Interessen  verkümmert  und 
wird  ein  ungesundes  Kreditiren  gefordert. 


Mit  dem  ehelichen  Güterrechte  in  nahem  Zusammen- 
hange steht  das  Erbrecht.  Für  dasselbe  ist,  wie  ich  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  Herrn  Referenten  glaube,  als 
massgebend  das  Gesetz  des  letzten  Domizils  des  Erblassers 
zu  erklären.  Ein  näheres  Eingehen  auf  den  Gegenstand  und 
die  damit  im  Zusammenhange  stehenden,  theilweise  schwie- 
rigen und  interessanten  Streitfragen,  muss  ich  mir,  der  ich 
Ihre  Geduld  schon  zu  lange  in  Anspruch  genommen  habe, 
versagen  ;  nur  die  Bemerkung  sei  noch  gestattet,  dass  gerade 
für   das   Erbrecht   das  Bedürfnies    einer   bundesgesetzlichen 
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Ordnung  des  interkantonalen  Privatrechtes  ein  besonders 
dringendes  ist.  Die  bundesrechtliche  Praxis  hat  hier  für 
diejenigen  interkantonalen  Konflikt^,  auf  welche  das  Erb- 
rechtskonkordat nicht  anwendbar  ist,  zu  geradezu  unerträg- 
lichen Resultaten  gefuhrt.  Dieselbe  geht,  und  zwar  nach 
einigem  anfanglichem  Schwanken,  in  ganz  konsequenter 
Weise,1)  von  dem  Satze  aus,  dass  jeder  Kanton  kraft  seiner 
Souverainetät  befugt  sei,  für  die  auf  seinem  Gebiete  gelege- 
nen Sachen,  mögen  sie  nun  als  einzelne  oder  als  Bestandteile 
eines  Nachlasses  in  Betracht  kommen,  seine  Gesetzgebung 
und  Gerichtsbarkeit  zur  Geltung  zu  bringen  ;  demnach  könne 
kein  Kanton  gehindert  werden,  den  auf  seinem  Gebiete  ge- 
legenen Theil  einer  Verlassenschaft  nach  seinen  Gesetzen 
mit  Bezug  auf  das  anwendbare  Recht  und  den  Gerichtsstand 
zu  behandeln.  Die  Folge  davon  ist,  dass  bei  Divergenzen 
zwischen  den  kantonalen  Gesetzgebungen,  wenn  das  Ver- 
mögen in  verschiedenen  Kantonen  liegt,  der  Grundsatz  der 
Einheit  der  Erbschaft  völlig  Preis  gegeben  und  für  das  in 
jedem  Kanton  gelegene  Vermögen  eine  besondere  Erbsmasse 
gebildet  wird.  In  einem  Kanton  kann  demnach  —  und  es 
sind  diese  keine  Schulbeispiele,  sondern  solche  Fälle  sind 
wirklich  vorgekommen  —  ein  Testament  als  gültig  erklärt 
werden  und  erben  somit  die  Testamentserben;  im  andern 
Kanton  dagegen  wird  das  Testament  als  ungültig  erklärt 
und  gelangen  daher  die  Intestaterben  zur  Nachfolge.  Oder 
in  einem  Kanton  wird  nach  dessen  Gesetzgebung  die  Wittwe 
zur  Erbschaft  berufen,  im  andern  Seitenverwandte  u.  s.  w. 
Dass  dieses  Ergebniss  ein  im  höchsten  Grade  unbefriedigen- 
des ist,  bedarf  keiner  Bemerkung;  muss  man  sich  doch  ge- 
radezu fragen,  wie  in  solchen  Fällen  die  Betheiligten  zu 
einer  einigermassen  erträglichen  und  vernünftigen  Regelung 
der   Nachlasstheilung ,   namentlich    auch   mit  Bezug  auf  die 


2)  S.  z.  B.  die  Entach.  des  Bundesrates  bei  Hafner  in  der  Zeitschr. 
f.  Schweiz.  Gesetzgebung  und  Rechtspflege,  Bd.  V.  S.  24  u.  ft.  und  die 
Entsch.  des  Bundesgerichts  in  S.  Amstad  Entsch.  Vu.  S.  468  u.  f.  und 
in  S.  Lüthi  Vili.  S.  199  u.  ft. 
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Nachlasssohulden  gelangen  können.     Hier  ist  daher  ein  Ein- 
greifen der  Gesetzgebung  gewiss  dringend  nothwendig.' 

Nach  Erörterung  der  einzelnen  von  dem  Bundesgesetze 
aufzustellenden  Kegeln  möge  zum  Schlüsse  noch  eine  Frage 
berührt  werden,  die  vielleicht  besser  im  Anfange  gestellt 
worden  wäre,  nämlich  die:  ist  der  Erlass  eines  Bundesge- 
setzes zu  Ausführung  der  Art.  46  und  47  der  Bundesver- 
fassung überhaupt  anzustreben?  Ist  nicht  vielmehr  unser 
Streben  auf  die  volle  Unifikation  des  Zivilrechtes  für  die 
ganze  Schweiz  zu  richten?  Die  volle  und  ganze  Unifikation 
des  Privatrechtes  wäre  allerdings  nicht  nur  ein  Radikalmittel 
zu  Beseitigung  aller,  aus  der  Kollision  der  Kantonalrechte 
sich  ergebenden  Schwierigkeiten,  sondern  sie  wäre  auch  nach 
meiner  Ueberzeugung  ein  unschätzbares  Gut  für  das  Land. 
Der  Tag,  wo  einst  das  bunte  Gewimmel  der  Kantonalrechte, 
welches  vielleicht  den  Rechtshistoriker  ergötzt,  aber  den 
Verkehr  bedrückt,  und  die  Entwicklung  der  Rechtswissen- 
schaft und  Rechtspflege  hemmt,  einem  einheitlichen  schwei- 
zerischen Gesetzbuche  weichen  muss,  wird  als  Tag  eines 
grossen,  folgenreichen  Fortschrittes  in  den  Annalen  der 
schweizerischen  Rechtsgeschichte  zu  verzeichnen  sein.  Einst 
wird  er  auch  anbrechen,  dieser  Tag,  allein  ob  er  in  naher 
Zukunft  liegt,  das  möchte  doch  zur  Zeit  noch  zweifelhaft 
sein.  Einstweilen  steht  der  vollständigen  Unifikation  des 
Privatrechtes  nicht  nur  das  geschriebene  Grundgesetz  des 
Landes,  sondern  auch  der  tief  eingewurzelte  Partikularismus 
grosser  Volkstheile  entgegen  und  es  werden  wohl  im  besten 
Falle  Jahrzehnte  dahingehen,  bevor  das  grosse  Werk  eines 
schweizerischen  Civilgesetzbuches  vollendet  dasteht.  Die 
Schwierigkeiten,  die  diesem  Werke  entgegenstehen,  thürmen 
.sich  noch  hoch  auf  und  wir  sind  jedenfalls  noch  weit  vom 
Ziele.  Inzwischen  aber  erheischt  das  Bedürfhiss  des  Rechts- 
lebens dringend  eine  Ordnung  des  interkantonalen  Privat- 
rechts. Es  herrscht  auf  diesem  Gebiete  theilweise  eine 
.Rechtsunsicherheit  und  Zerfahrenheit,  welche  die  bedenk- 
lichsten Folgen   für    erhebliche    Theile    der    schweizerischen 
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Bevölkerung  hat;  ich  erinnere  nur  an  die  Zustände  im  Erb- 
recht und  Vormundschaftsrecht.  Auf  dem  Wege  des  Kon- 
kordates ist  zu  einer  Ordnung  dieser  Verhältnisse  gewiss 
nicht  zu  gelangen  und  die  bundesrechtliche  Rekurspraxis  hat 
sich  ebenfalls  als  unvermögend  erwiesen,  eine  befriedigende 
Lösung  der  schwebenden  Fragen  zu  schaffen;  sie  hat  sich 
gerade  in  den  wichtigsten  Punkten  mit  einer  Verneigiing 
vor  der  Kantonalsouveränetät,  mit  der  Feststellung,  daas  die 
Kantone  thun  und  lassen  können,  was  ihnen  beliebt,  begnügt. 
Eine  Wendung  dieser  Praxis  aber  ist  nicht  zu  erwarten, 
wie  dieselbe  denn  überhaupt,  und  zwar  aus  ganz  in  der 
Natur  der  Sache  liegenden  Gründen,  nachdem  sie  an  ein  Ge- 
richt übergegangen  ist,  viel  weniger  schöpferische  Kraft  und 
Kühnheit  besitzt  als  zur  Zeit,  wo  sie  in  den  Händen  poli- 
tischer Behörden  lag.  Also  kann  nur  ein  Bundesgesetz  Ab- 
hülfe bringen.  Die  sachlichen  Schwierigkeiten,  dje  bei  Er- 
lass  eines  solchen  zu  überwinden  sind,  dürfen  allerdings, 
nicht  gering  angeschlagen  werden  und  es  werden  —  wer 
möchte  das  leugnen?  —  einem  jeden  Gesetze,  möge  es  nun 
im  einen  oder  andern  Sinne  erlassen  werden,  jedenfalls  zahl- 
reiche Mängel  anhaften,  so  dass  dasselbe  nicht  nur  Vortheile,. 
sondern  auch  Nachtheile  im  Gefolge  haben  wird«  Allein 
irgend  eine  feste  und  sichere  Ordnung  auf  dem  Gebiete  des 
interkantonalen  Privatrechts  ist  dem  gegenwärtigen  Rechts- 
zustande,  der  auf  weiten  Strecken  gleichbedeutend  ist  mit 
gar  keiner  Ordnung,  vorzuziehen  und  die  Ausfuhrung  der 
Art.  46  und  47  der  Bundesverfassung  ist  daher  ein  erstrebens- 
wertlies Ziel.  Dasselbe  ist  auch  gewiss  ein  verhältnissmässig 
leicht  erreichbares,  denn  es  handelt  sich  dabei  nicht  um 
politische  Gegensätze,  auch  nicht  um  Unitarismus  und  Föde- 
ralismus, sondern  einfach  um  die  Befriedigung  eines  unbe- 
strittenen Bedürfnisses  des  praktischen  Rechtslebens,  um 
die  Ersetzung  der  auf  dem  Gebiete  des  interkantonalen 
Privatrechts  herrschenden  Anarchie  durch  eine  gesetzliche 
Ordnung. 

Der  Präsident  verdankt  die  beiden  Referate, 
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M.  Alfred  Martin  estime  -que  nous  ne  devons  pas  faire 
de  la  théorie  pare,  mais  chercher  à  obtenir  un  résultat 
pratique.  L'article  46  de  la  Constitution  proclame  le  principe 
de  la  territorialité.  Il  faut  l'accepter;  mais  à  la  base  de  ce 
principe  se  trouve  la  notion  du  domicile  qu'il  s'agit  d'élu- 
cider ,  ainsi  que  les  notions  assez  obscures  d'établissement 
et  de  séjour,  qui  compliquent  les  questions.  —  Quant  au 
domicile,  la  meilleure  définition  est  celle  du  principal 
établissement  que  donne  le  Gode  civil  français;  il  en 
résulte  que  la  notion  d'établissement  doit  être  identifiée  k, 
celle  de  domicile.  La  notion  de  séjour  n'a  aucune  valeur 
juridique;  il  faut  en  faire  abstraction,  on  ne  doit  pas  assi- 
miler le  séjour  à  l'établissement,  car  l'établissement  est  la 
base  du  domicile  et  le  séjour  ne  répond  à  aucune  idée 
juridique  précise.  Quant  au  régime  matrimonial,  l'essentiel 
est  de  formuler  une  règle  qui  détermine  la  situation  juridique 
des  époux  établis  hors  de  leur  Canton;  le  système  territorial 
peut  être  admis,  mais  le  régime  matrimonial,  une  fois  fixé 
au  moment  du  mariage,  doit  être  invariable  quel  que  soit  le 
domicile  des  époux. 

Dr.  Fried.  Schreiber  ist  sich  über  verschiedene  Punkte 
nicht  klar.  Man  spricht  von  Unwandelbarkeit  des  ehelichen 
Güterrechtes.  Aber  wie  ist  es  im  Konkurse?  Wir  haben 
schon  in  Altdorf  bei  der  Besprechung  der  Konkursprivilegien 
erfahren,  wie  es  da  steht.  Die  Einen,  welche  der  Frau  un- 
bedingte Vindikation  zusprechen,  wollten  vom  Konkurspri- 
vileg nichts  wissen.  Was  nützt  mir  die  Unwandelbarkeit 
des  .ehelichen  Güterrechtes,  wenn  es  im  Konkurse  nicht  fest- 
gehalten wird,  wie  es  z.  B.  im  Falle  Weber-ßohr  geschah? 
Was  half  da  der  Frau  ihr  Zürcherisches  Yindikationsrecht 
gegenüber  dem  Aargauischen  Konkursrecht?  Wir  sollen  una 
daher  trotz  aller  Härte,  trotzdem  diess  unser  natürliches 
Gefühl  verletzt,  auf  den  Boden  des  Territorialsystems  stellen,, 
weil  thatsäohlich  im  Konkursfalle  doch  diese  Wandelbarkeit 
des  ehelichen  Güterrechtes  allgemein  üblich  ist. 

Will  man  das  Gegentheil,  die  Unwandelbarkeit  des  Güter- 
rechtes,   so  müssen    das  Eigenthum  der  Ehegatten,    die  für 
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•das  Frauengut  allfâllig  bestellte  Sicherheit  aufrecht  erhalten 
Weihen,  dann  muss  der  Ehemann  die  ursprünglichen  Kom- 
petenzen und  nur  diese  dem  Frauenvermögen  gegenüber  be- 
halten und  es  muss  die  Frau  gegenüber  weitergehenden  An- 
sprüchen des  Mannes  geschützt  werden.  Das  scheint  sehr 
schwierig,  denn  wenn  die  Ehefrau  solchen  Schutz  anspricht, 
J30  werden  die  Behörden  ihn  ihrem  eigenen  Gesetze  gegen- 
über nicht  leicht  gewähren  können.  —  Das  eheliche  Güter- 
recht soll  daher  gesetzlich  als  wandelbar  anerkannt  wer- 
den, wie  es  thatsächlich  der  Fall  ist.  Der  Redner  spricht 
sich  daher  für  die  Beibehaltung  des  altern  ehelichen  Güter- 
rechtes nur  aus,  wenn  dasselbe  beim  Wohnsitz  Wechsel  publi- 
zirt  wird  im  Sinne  des  nationalräthlichen  Beschlusses  vom 
8.  Dezember  1879. 

Hr.  Prof.  Dr.  Zeerleder  bekämpft  die  Ansicht,  dass  das 
Territorialprinzip  massgebend  sein  und  bloss  dem  Heimat- 
prinzip Eonzessionen  machen  müsse.  Allerdings  lautet  Art.  46 
der  Bundesverfassung  so.  Allein  es  ist  doch  fraglich,  ob 
dieser  Artikel  nicht  revisionsbedürftig  sei,  und  man  darf 
-diese  Frage  jetzt,  wo  eine  Bundesrevision  angebahnt  ist,  sehr 
wohl  stellen.  Es  kommen  da  immer  noch  andere  Verhält- 
nisse in  Frage,  alles  was  man  Familiengüterrecht  nennt,  und 
ein  bleibendes  Interesse  hat  hier  nur  die  Heimatgemeinde. 
Allerdings  kann  auch  das  Bürgerrecht  gewechselt  werden, 
doch  wird  das  selten  geschehen  und  auch  da  könnte  man 
den  Angehörigen  gegen  fraudulöses  Vorgehen  des  Familien- 
vaters ein  Einspruchsrecht  geben.  Das  Heimatrecht  ist  das 
dauernde  und  nur  auf  diesem  Boden  wird  sich  die  Unwandel- 
harkeit  des  ehelichen  Güterrechtes  entschieden  festhalten 
lassen.  Zudem  ist  dieses  Recht  das  alteidgenössische  und 
dem  gegenüber  darf  man  gewiss  fragen,  ob  der  Art.  46 
selber  nicht  geändert  werden  sollte.  Immerhin  darf  es  sich 
nur  um  einen  Zwisohenzustand  handeln,  dem  durch  eine  in 
-die  Bundesverfassung  aufzunehmende  Bestimmung  über  Rechts- 
•oinheit  ein  Ende  gemacht  werden  muss. 

M.  l'avocat  Jeanner  et:  Il  y  a,  dans  les  art.  46  et  47, 
^rois    idées:  le  domicile  —  l'établissement  —  le  séjour.     Le 
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domicile  seul  est  une  notion  juridique.  L'établissement 
et  le  séjour  ne  sont  pas  des  idées  juridiques;  on  doit  en 
faire  abstraction.  Quant  au  régime  matrimonial;  il  doit  être 
définitivement  réglé  entre  les  époux;  mais  dans  l'intérêt  du 
crédit  il  faut  admettre  que  le  régime  doit  varier  avec  les 
changements  de  domicile,  en  ce  qui  concerne  les  rapports 
avec  les  tiers,  s'il  n'a  pas  été  officiellement  publié.  —  Dana 
le  canton  de  Neuchâtel,  l'expérience  de  ce  système  à  été- 
favorable. 

M.  le  conseiller  d'état  A.  Dunant  de  Genève  se  prononce  dan* 
le  même  sens.  Le  domicile  se  détermine  par  la  question  de 
fait.  Les  permis  d'établissement  et  de  séjour  ne  doivent  pas 
être  considérés  comme  fixant  la  situation  juridique  des  per- 
sonnes, c'est  le  principal  établissement.  —  Les  tutelles  doi- 
vent être  réglées  par  la  législation  du  lieu  de  domicile,  c'est 
un  principe  qui  devrait  être  adopté  dans  les  traités  inter- 
nationaux. Le  traité  franco-suisse  admet  l$t  solution  con- 
traire, et  il  en  résulte  de  graves  inconvénients.  —  En  ma- 
tière d'adoption  la  législation  du  domicile  doit  être  aussi 
appliquée. 

Hr.  Bundesrichter  Dr.  Morel  will  wegen  kurz  zugemes- 
sener Zeit  nur  einige  Bemerkungen  machen.  Vorab  ist  er 
einverstanden,  dass  im  Gesetz  betreffend  Art.  46  der  Wohn* 
sitz  definirt  werde  ;  allein  diese  Definition  soll  dann  auch  für 
Anwendung  des  Art.  59  der  Bundesverfassung  (Gerichtsstand 
des  Wohnsitzes)  massgebend  sein,  sonst  schafft  man  Ver- 
wirrung. Dagegen  würde  er  in  dem  Spezialgesetz  betreffend 
Art.  46  die  Frage  der  verschiedenen  Gerichtsstände  nicht 
regeln.  Diese  verlangt,  abgesehen  von  der  bundesrecht- 
lichen Praxis,  die  sich  bisher  schon  gebildet,  nicht  so  dringend . 
gesetzlicher  Regelung,  wie  diejenige  des  Konflikts  zwischen 
Heimat-  und  Wohnsitzrecht  Das  neue  einheitliche  Civilreoht 
wird  noch  längere  Zeit  auf  sich  warten  lassen;  um  so  not- 
wendiger und  dringender  ist  der  Erlass  des  in  Art.  46  vor- 
gesehenen Bundesgesetzes.  Was  speziell  das  eheliche  Güter- 
recht betrifft,  so  bietet  die  Frage  von  dessen  Wandelbarkeit  oder 
Unwandelbarkeit  die  grösste  Schwierigkeit.    Die  Gegensätze 
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stehen  sich  diesfalls  in  den  Gesetzgebungen  schroff  gegenüber, 
je  nachdem  ein  Kanton  dem  Territorialprinzip  huldigt  oder 
nicht.  Man  will  die  Unwandelbarkeit  des  ehelichen  Güter- 
rechts begründen  mit  dem  Schutz  erworbener  Privatreclite. 
Kann  beim  ehelichen  Güterrecht  wirklich  hievon  gesprochen 
werden,  wenn  dasselbe  nur  auf  das  Gesetz  sich  gründet,  das 
ja  jeder  Zeit  ändern  kann?  Angenommen  aber  auch,  es 
wäre  dies  der  Fall,  so  steht  das  eheliche  Güterrecht  in  dem 
Bechtssystem  jedes  Kantons  nicht  für  sich  allein  und  selbst- 
ständig da,  sondern  hängt  aufs  Innigste  zusammen  mit  dem 
Familienrecht,  Vormundschaftsreoht,  Erbrecht,  Konkursrecht, 
.soweit  es  das  Privilegium  der  Ehefrau  betrifft,  u.  s.  w.,  wie 
schon  Dr.  Schreiber  richtig  hervorgehoben. 

Wenn  von  erworbenen  Privatrechten  gesprochen  werden 
könnte,  so  würden  selbe  jedenfalls  nur  bestehen  im  Sinne 
der  ge8ammten  damit  in  Verbindung  stehenden  Rechtsgesetz- 
gebung. Könnte  man  nun  aber  verlangen,  dass  die  Ehe- 
gatten mit  ihrem  gesetzlichen  Güterrecht  auch  die  übrige  da- 
mit in  Verbindung  stehende  Gesetzgebung  des  frühem  Wohn- 
sitzes in  den  neuen  Wohnsitzkanton  mit  herübernehmen,  wie 
z.  B.  speziell  das  Erbrecht  und  Konkursrecht?  Ist  das  mög- 
lich? Doch  wohl  nicht.  Zudem  wird  ja  auch  auf  dem  Ge- 
biete der  abstrakten  Theorie  anerkannt,  dass  von  der  Fort- 
dauer erworbener  Privatrechte  nicht  gesprochen  werden  kann, 
wenn  diese  mit  einem  zwingenden  Gesetze  in  Widerspruch 
kommen.  Das  ist  aber  der  Fall,  wenn  die  Ehegatten  neuen 
Wohnsitz  nehmen  in  einem  Kanton,  in  welchem  der  Regelung 
der  güterrechtlichen  Verhältnisse  der  Ehegatten,  als  im  In- 
teresse der  gesellschaftlichen  Ordnung  erlassen,  zwingende 
Kraft  beigemessen  wird.  Bei  den  bestehenden  Gegensätzen 
muss  eine  praktische  Lösung  gesucht  werden;  mit  der  blossen 
Theorie  kommt  man  nicht  aus.  Dies  kann  aber  nur  ge- 
schehen, indem  gegenseitig  ein  gewisses  Opfer  gebracht  wird. 
Nach  meiner  Ansicht  läset  sich  die  Lösung  finden,  wenn  man 
das  Wohnsitzrecht  für  das  eheliche  Güterreoht  als  das  jeweilen 
massgebende  anerkennt,  dabei  jedoch  den  Ehegatten  die  Mög- 
lichkeit lässt,  ihr  vertragliches  Güterrecht  auch  am  neuen  Wohn- 
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sitz  fortdauern  zu  lassen,  unter  der  Voraussetzung  der  Ein- 
schreibung und  Publikation.  Die  Vertragsfreiheit  wird  so 
gerettet;  wo  die  Ehegatten  einen  Vertrag  nicht  abgeschlossen, 
gilt  das  jeweilige  Gesetz  des  Wohnsitzes. 

Gemäss  Antrag  des  Hrn.  Jeanneret  wird  die  fernere 
Behandlung  des  Traktandums  auf  die  morgige  Sitzung  ver- 
schoben. 


Verhandlungen  vom  16-  September  1884. 
L  ' 

Herr  Fürsprech  Blattner  berichtet  über  die  Prüfung  der 
.Jahresrechnung;  dieselbe  wird  genehmigt  und  dem  Rech- 
nungssteller  Herrn  Bundesgerichtspräsidenten  Roguin  bestens 
verdankt. 

Die  Jahresrechnung  stellt  sich,  wie  folgt: 

Stand  des  Vermögens  am  31.  August  1883  .     Fr.  10011.  — 

Beiträge  der  Mitglieder „  2539.  — 

Zinsen „  360.  90 

Verschiedene  Einnahmen „  219.  40 

Fr.  13130.  30 
Verschiedene  Ausgaben „       1454.  95 

Jetziger  Vermögensstand  Fr.  11675.  35 

II. 

Dem  Vorstand  wird  der  übliche  Credit  von  Fr.  600.  — , 
Fr.  800.  —  für  die  Ausschreibung  von  Preisfragen  gewährt. 

ni. 

Der  Redaktion  der  Zeitschrift  für  Schweiz.  Becht  in 
Basel  wird  für  das  Jahr  1884/85  ein  Beitrag  von  Fr.  400.  — 
als  Subvention  für  die  Herausgabe  von  Bechtssprüchen  im 
^Gebiete  des  eidg.  Obligationenrechts  bewilligt. 
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IV. 

Herr  Fürsprech  Weibel  eröffnet  die  Discussion  „über  die 
rechtliche  Behandlung  des  Wuchers"  mit  folgenden  er- 
läuternden und  ergänzenden  Bemerkungen  zu  seinem  ge- 
druckten Referat.  (Seite  585—619). 

Er  wünscht  die  Aufstellung  eines  Zinsmaximums  von 
5%  Ar  die  grundversicherten  Darlehen.  Er  bemerkt,  dass  es 
ihm  gleichgültig  sei,  ob  in  Abs.  2  des  Art.  1  des  Gesetzes- 
entwurfes  der  Zinsfuss  auf  das  Doppelte  des  gesetzlichen 
Zinsfusses  oder  niederer  aufgestellt  würde;  es  ist  ihm  nur 
von  Wichtigkeit,  zu  vernehmen ,  ob  man  überhaupt  auf 
diesen  Gedanken  eingehen  will.  —  Er  erinnert  sodann 
an  die  von  Hrn.  Fürsprech  D.  Bachmann  in  Wollerau 
aufgeworfene  Streitfrage ,  ob  nun  nach  Art.  182  O.  R. 
entgegen  Art.  6  des  schwyzerischen  Wuchergesetzes  die 
beliebige  Stipulation  von  Conventionalstrafen  zur  Um- 
gehung des  gesetzlichen  Zinsmaximums  zulässig  und  straflos 
sei.  Er  verneint  Letzteres»  Ferner  berichtet  er,  dass  in 
Solothurn  unter  dem  neuen  Gesetze  ein  Wucherer  mit  300  Fr* 
bestraft  worden  sei,  und  dass  in  Luzern  der  im  Referate 
genannte  rückfällige  Wucherer  endgültig  mit  6  Monaten  Ar- 
beitshausstrafe  und  600 . Fr.  Geldbusse  bestraft  worden  sei; 
sowie  dass  im  Kanton  Zug  für  grundversicherte  Darlehen  der 
Zinsfuss  auf  5%  gesetzlich  festgestellt  ist.  Endlich  berich- 
tigt er  einen  Druckfehler,  der  sich  im  Referate  auf  S*.  618 
eingeschlichen  hat,  indem  in  §  2  die  Worte  „Anwälte,  Ge- 
schäftsagenten ' —  einzustellen"  an's  Ende  des  ganzen  §  ge- 
hören. 

Hierauf  verliest  Herr  Gustave  Correvon,  juge  cantonal,  in 
Lausanne,  folgendes  Correferat. 

I. 

Je  dois  commencer  par  un  aveu. 

Lorsque  le  comité  de  notre  société  m'a  fait  l'honneur  de  me 
désigner  comme  co-rapporteur,  j'ai  accepté  cette  mission  dans 
l'intention  de  oombattre  Futilité  et  l'opportunité  de  dispositions 
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pénales  contre  l'usure.  J'habite  un  canton  où ,  sous  l'empire 
des  idées  des  économistes  qui  commençaient  déjà  alors  à  exer- 
cer une  sérieuse  influence,  les  anciennes  lois  réprimant  ce 
délit  ont  été  abrogées  lors  de  l'élaboration  du  code  pénal 
entré  en  vigueur  le  lw  janvier  1844.  Depuis  lors,  le  canton  de 
Vaud  a  vécu  sous  l'empire  de  la  liberté  pour  le  taux  de  l'in- 
térêt. Or  l'expérience  de  ces  quarante  ans  ne  me  parait  pas 
avoir  condamné  ce  régime  de  liberté.  Le  taux  de  l'intérêt  en 
matière  hypothécaire,  fait  important  pour  une  contrée  essen- 
tiellement agricole,  n'a  pas  dépassé  les  limites  admises  gêné* 
ralement,  41/*  ou  5°/o.  Ces  dernières  années,  il  est  vrai,  on 
a  signalé  très-exceptionnellement  des  titres  hypothécaires  stipu- 
lant le  ö1/*0/«^  en  cas  de  retard  dans  le  paiement,  et  parfois) 
mais  excessivement  rarement,  des  titres  au  6°/o-  Quant  au 
crédit  non  hypothécaire,  l'on  ne  peut  non  plus  dire  que  nous 
nous  trouvons  dans  des  conditions  anormales,  comparé  à  ce 
que  nous  voyons  dans  les  pays  où  existent  des  lois  contre 
l'usure. 

Ce  n'est  point  cependant  que  notre  canton  ait  échappé 
complètement  à  ce  fléau.  J'ai  eu  moi-même,  dans  ma  pratique, 
l'occasion  de  constater  des  prêts  qui  me  paraissaient  contractés 
à  des  conditions  bien  dures  pour  le  débiteur,  et  l'opinion  pu- 
blique désigne,  en  les  entourant  de  la  considération  qu'ils 
méritent,  quelques  personnes  qui  ont  recours  à  ce  moyen  des- 
honnête de  s'enrichir.  Mais,  à  tort  ou  à  raison,  le  public  n'a  pas 
attaché  une  grande  importance  à  ces  faits.  On  estime  géné- 
ralement, me  parait-il,  qu'avec  la  facilité  très-grande  de  crédit 
qu'offrent  nos  établissements  financiers  officiels  et  non  officiels 
qui  existent  dans  les  diverses  parties  du  canton,  celui  qui 
a  recours  aux  usuriers  fait  preuve  d'une  inintelligence  telle 
qu'il  n'y  a  pas  lieu  de  faire  intervenir  la  loi  en  sa  faveur,  et 
jusqu'à  ce  jour  aucune  manifestation  quelconque  de  l'opinion 
publique  ne  permet  de  croire  que  l'on  tienne  à  revenir  au 
système  de  la  protection  légale  et  à  sortir  de  cette  règle 
bien  connue:  „vigilantibus  jura  scripta  sunt." 

Je  m'empresse  d'ajouter  que  les  mêmes  circonstances 
se  présentent,    si  je   suis   bien  renseigné,    dans    les  cantons 
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^.  voisins  de  Neuchâtel  et  de  Génère,    et   que  sauf  en   ce  qui 

i£>>(  concerne  les  maisons  de  prêts  sur  gage  que  Ton  tient  avec 

f:  ;-.  ' .        raison,  selon  moi,   à  soumettre   à  certaines  règles,    le  senti- 
%  ment  public  est  aussi  dans  le  sens  de  la  liberté. 

;  >  L'on  comprendra  facilement  qu'en  de  telles  circonstances, 

^,  le  oo-rapporteur  français  fût  naturellement  disposé  à  s'élever 

;.;'•-  contre  l'extension  de  la  loi  pénale  dans  un  domaine  où  il  ne 

lui   paraissait  pas    nécessaire,    car  il    ne    sera    certainement 
r  contredit   par  personne    en    disant    que    la    suppression    de 

toute  loi  pénale,  lorsqu'elle  est  possible,  est  un  pas  en  avant 
, .  dans  la  voie  de  la  civilisation  et  du  progrès. 

Mais  au  fur  et  à  mesure  que  j'avançais  dans  l'étude  du 
sujet  en  discussion,  mes  'idées  se  sont  modifiées.  J'ai  pu 
m'assurer  par  des  renseignements  nombreux  et  certains  que 
malheureusement  d'autres  pays  voisins  avaient  durement  expié 
l'essai  de  la  liberté  qu'ils  ont  fait  en  cette  matière.  Ces  faits 
sont  indiqués  dans  le  rapport  auquel  je  réponds.  Ils  prouvent 
qu'en  Autriche  et  en  Allemagne,  l'opinion  publique  s'est 
prononcée  d'une  manière  évidente  dans  le  sens  de  lois  nou- 
velles réprimant  l'usure,  et  que  ce  mouvement  a  été  aussi 
marqué  dans  la  plupart  des  cantons  de  la  Suisse  allemande, 
dans  ceux  mêmes  qui,  il  y  a  30  à  40  ans,  avaient  donné  le 
signal  de  l'abolition  des  lois  anciennes  réprimant  ce  délit. 

Or  le  législateur  n'a  pas  pour  mission,  à  mon  avis,  de 
proclamer  des  théories  et  des  doctrines,  alors  que  l'expérience 
prouve  qu'elles  conduisent  à  des  résultats  déplorables.  Il 
doit  avoir  en  vue  de  contribuer  par  de  sages  mesures  au 
bien  et  à  la  prospérité  de  la  nation  en  empêchant,  autant  que 
faire  se  peut,  les  abus  qui  engendrent  la  haine  et  la  ven- 
geance et  qui  causent  la  ruine  et  la  perte  des  familles  et 
par  là  même  de  l'Etat.  Lorsqu'il  est  donc  constaté,  par  des  faits 
pareils  à  ceux  qui  sont  relatés  dans  de  nombreux  auteurs  et 
documents  officiels  du  pays  et  de  l'étranger,  que  la  liberté 
absolue  des  prêts  d'argent  engendre  de  pareils  excès,  la 
prudence  la  plus  élémentaire  commande  d'y  mettre  ordre. 

Aussi,  abandonnant  le  terrain  d'une  doctrine  absolue  en 
cette  matière,  je  pose  cette  thèse  que  dans  l'état  économique 
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actuel  du  moins,  la  question  de  l'usure  ne  peut  être  tranchée 
d'une  manière  uniforme  pour  tous  le«  pays  et  même  pour 
tous  les  cantons  de  la  Suisse.  Dans  ceux  où  le  régime  de  la 
liberté  peut  s'implanter  sans  offrir  de  sérieux  inconvénients, 
qu'il  soit  maintenu,  car  il  est  à  désirer  qu'il  puisse  être  celui 
de  l'a7enir;  mais  dans  les  cantons  où  l'opinion  publique  est 
froissée  par  des  cas  d'usure  bien  constatés  et  suffisamment 
graves  pour  qu'ils  constituent  un  danger  public,  j'estime  qu'il 
est  bon  que  les  lois  sur  l'usure  restent  en  vigueur  et  qu'elles 
soient  même  introduites  où  elles  n'existent  pas. 

En  prenant  cette  position,  je  m'expose,  je  le  sens,  à  la 
•  critique  de  ne  pas  traiter  le  sujet  soumis  à  nos  méditations 
d'une  manière  scientifique  et  en  partant  de  principes  arrêtés. 
Mais  j'ai  une  excuse  en  ma  faveur.  En  lisant  les  documents 
et  ouvrages  sur  cette  question,  l'on  se  convainct  facilement 
que  les  idées  sont  encore  peu  arrêtées  chez  les  maîtres  de 
la  science  contemporaine  ou  que  du  moins  il  existe  de  nom- 
breuses contradictions  sur  des  points  très-importants,  soit  de 
la  part  des  économistes,  soit  de  la  part  des  juristes  les  plus 
éminents.  Je  suis  donc  fondé  à  dire  que  dans  cette  matière  le 
doute  est  permis,  et  que  pour  le  moment,  le  mieux,  pour  le 
législateur,  est  de  tenir  un  grand  compte  des  circonstances 
particulières  du  pays,  en  attendant  que  la  science  soit  mieux 
fixée  sur  les  éléments  principaux  du  problème. 

Il  ne  sera  peut-être  pas  sans  intérêt,  pour  prouver  ce 
que  j'avance,  de  résumer  brièvement  les  arguments  princi- 
paux invoqués  de  part  et  d'autre  dans  la  discussion  au  sujet 
de  la  liberté  des  prêts  d'argent. 

Les  économistes  partisans  de  la  liberté  absolue  raisonnent 
ainsi.  L'argent  est  une  marchandise  comme  une  autre,  sou- 
mise aux  lois  de  la  concurrence,  soit  de  l'offre  et  de  la  de- 
mande. En  méconnaissant  cette  règle,  vous  violez  la  loi 
fondamentale  de  l'économie  moderne  et  vous  n'atteignez 
pas  le  but  que  vous  vous  proposez,  vous  allez  plutôt  à  fin 
contraire.  En  obligeant  les  capitalistes  à  ne  pas  exiger  un 
taux  supérieur  au  taux  légal,  vous  les  forcez  à  placer  leurs 
fonds  dans  des  entreprises  ou  sur  des  valeurs  industrielles  et 
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vous  en  privez  ceux  que  vous  voulez  protéger,  soit  les  mo- 
destes agriculteurs  et  les  petits  industriels  qui  manquent  de- 
capitaux.  Supprimez  les  barrières,  laissez  agir  librement  la 
concurrence  et  laissez  faire,  laissez  passer,  l'argent  se  répar- 
tira également  entre  ceux  qui  en  ont  besoin.  Ce  sont  les 
lois  sur  l'usure  qui  font  les  usuriers. 

A  cela  on  répond«  Il  n'est  pas  certain  que  l'argent  soit 
une  marchandise  comme  une  autre.  Sans  doute  comme  ma- 
tière première,  l'or  et  l'argent,  lorsqu'ils  arrivent  en  lingotsr 
sont  une  marchandise,  mais  lorsqu'ils  ont  été  transformés  eny 
monnaie,  ils  ont  un  caractère  particulier.  Sans  insister  sur 
la  forme  spéciale  de  la  monnaie,  l'on  peut  dire  qu'elle  est 
différente  des  autres  marchandises.  L'argent  est  une  mar- 
chandise qui  achète  les  autres,  c'est  une  valeur  réelle  que 
tout  le  monde  accepte  et  à  l'aide  de  laquelle  on  peut  ob- 
tenir, par  échange,  toute  espèce  de  choses.  Il  a  en  outre 
seul  le  pouvoir  de  libérer  de  tout  engagement,  de  résoudre 
toute  convention.  Il  possède  à  la  fois  deux  qualités  :  celle 
de  valeur,  par  le  métal  précieux  dont  il  garantit  la  tradition 
en  quotité  déterminée,  et  celle  d'instrument  légal  de  libéra- 
tion. (Jette  supériorité  naturelle  de  l'argent  en  rend  la  pos- 
session plus  préoieuse  et  imprime,  par  conséquent,  au  louage 
de  cet  instrument  une  plus  grande  utilité  (Wolowski). 

L'on  a   également  contesté  que  l'argent  soit  dans  tous 
les   cas   soumis  aux  lois  de  la  concurrence.     Lorsqu'il  s'agit 
de  marchandises  ordinaires,  cette  règle  se  comprend,   car  on- 
saisit  fort  bien. que  lorsque  le  blé  de  Marseille  est  beaucoup' 
demandé,  le  prix  monte,    parceque    tous   les    acheteurs  sont 
solvables  ou  censés  tels.     Mais  il  arrive  souvent  que  la  de- 
mande   est    sans    effet   sur   l'offre.     Ainsi  quand  de  pauvres- 
diables  ne  .possédant  aucune  fortune  adressent  à  un  banquier 
une  demande  d'emprunt,  /il   ne  baissera  pas  le  taux  de  sou- 
argent,  parcequ'il  lui  est  beaucoup    demandé    et   il   refusera 
à  tous.    Il  y  a  donc  lorsqu'on  parle  de  la  demande  de  l'ar- 
gent   des    conditions   personnelles  dont  il  faut  tenir  compte. 
En  outre  la  plus  grande  partie   du  temps  les  personnes  qui 
ont  recours  aux  usuriers  se  gardent  bien  de  faire   connaîtra 
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vautour  d'eux  leurs  demandes,  pas  plus  que  l'usurier  ne  tiendra 

-à  publier   les    conditions    de   son   prêt.    Ces   Conventions  se 

forment   à   l'ombre    et    dans    des  conditions  tout  autres  que 

^«celles  de  la  libre  concurrence  qui  suppose  le  grand  jour,   la 

.publicité. 

Enfin  il  n'est  pas  exact  de  dire    que  la  liberté  absolue 
-iait    disparaître   les   usuriers.     Ici  les  faits  ont  infligé,  dans 
certains  pays  du  moins,    un    cruel    démenti    aux  prédictions 
souvent  répétées  des  économistes.     Dans    certaines   contrées 
.l'usure  s'est  étalée  avec  une    impudence  qui  a  amené  cette 
brusque  réaction    dont  nous  sommes  maintenant  les  témoins 
vcontre    la  liberté    des   prêts.     Je  n'insiste  pas    sur  ce  point 
déjà  mentionné.    Je  me  bornerai  à  rappeler   avec  le  rappor- 
teur que  le  mouvement  antisémitique  et  les  horreurs  dont  il 
a,  été  accompagné  dans  certaines  contrées,  sont  dus  en  grande 
>partie,  cela  est  maintenant  bien  prouvé,  aux  ravages  causés 
.par  l'usure  dans  des  pays    qui  étaient  bien  loin  d'être  mûrs 
/pour  la  liberté  du  taux  de  l'argent. 

Au  point  de  vue  du  droit,  la  question  est  également  loin 
^d'être  tranchée. 

Les    partisans    de   la   liberté   illimitée    insistent    sur  le 
.^principe  reconnu  universellement  que  les  conventions  tiennent 
Jieu  de  loi  à  ceux    qui  les  ont  faites  et  ils  prétendent  qu'il 
•  est  très-illogique  de  faire  une  exception    en  ce  qui  concerne 
les  prêts  d'argent.   Ainsi  lorsque  quelqu'un  achète  pour  1200 
».francs    un   cheval    qui   ne   vaut  que  800  ou  qu'il  vend  pour 
500  francs    un  objet   d'une  valeur  de  1000  francs,    ou    qu'il 
.«prend    en    loeation    un  appartement  ou  une  ferme  à  un  prix 
onéreux,  la  loi  n'intervient  pas  si  ce  n'est  pour  faire  respecter 
Je  contrat.     Ponrquoi    en    est-il   autrement  lorsque  la  même 
^personne  souscrit  un  billet  de  change  de  1000  francs  et  con- 
sent à  ne  recevoir  que  800  francs,    ou    lorsqu'elle  estime  de 
-son  intérêt  d'emprunter,  même  en    payant   un  intérêt   bien 
-supérieur  au  taux  courant? 

Cette  argumentation  a,    il  faut  le  reconnaître,   une  cer- 
taine force.    Mais  on  a  répondu  à  cela.    Les  deux  situations 
«que   vous  indiquez    ne  sont  pas  identiques.     Il  ne  sera  pas 
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dans  la  généralité  dee  oas  facile  de  déterminer  les  motifs; 
qui  ont  pu  engager  une  personne  à  acheter  à  des  conditions 
plus  onéreuses  certains  objets  qui  peuvent  lui  convenir  plus 
spécialement.  Le  marché  de  choses  déterminées  et  dont  la 
valeur  dépend  souvent  de  l'usage  qu'on  en  fait  se  présentera 
donc  généralement  dans  des  circonstances  autres  que  lors- 
qu'il s'agit  de  prêts  d'argent  dont  la  valeur  est  nettement 
déterminée  et  où  le  préjudice  éclate  d'une  manière  évidente. 
Du  reste  même  lorsqu'il  s'agit  d'objets  autres  que  l'argent, 
la  loi  ne  protège  pas  nécessairement  le  contrat;  il  faut 
encore  qu'il  ait  été  conclu  dans  des  conditions  normales, 
spécialement  que  de  la  part  de  celui  qui  s'engage  il  y  ait 
liberté  complète  et  qu'il  n'ait  pas  été  amené  à  contracter 
ensuite  de  dol,  fraude,  violence  ou  erreur.  Le  contrat  doit 
donc  être  lié  librement.  Or  dans  le  prêt  usuraire,  cette 
volonté  libre  n'existe  pas.  Celui  qui  poussé  par  des  besoins 
d'argent,  par  la  perspective  de  la  ruine  de  sa  famille,  par  la 
passion  ou  par  l'ignorance  des  affaires  d'intérêt,  se  met  entre 
les  mains  d'un  usurier  qui  l'exploite,  ne  possède  plus  cette 
liberté  qui  doit  être  à  la  base  du  contrat.  Il  n'y  a  pas 
égalité,  quant  à  la  liberté  des  déterminations,  entre  le  prê- 
teur et  l'emprunteur.  D'un  côté  nous  voyons  un  homme  placé 
pour  attendre  le  moment  favorable  où  il  pourra  réaliser  ses 
desseins  et  amener  sa  victime  dans  la  situation  qu'il  a  en 
vue  et  qui  lui  permettra  de  s'emparer  des  domaines  et  des 
bénéfices  qu'il  convoite,  et  de  l'autre  l'homme  qui  n'a  plus 
d'autres  ressources  que  de  laisser  faire,  impuissant  à  se  défendre, 
pareil  à  la  mouche  auprès  de  laquelle  l'araignée  a  tendu  ses 
fils  invisibles  sur  lesquels  elle  trouvera  fatalement  la  mort. 

La   liberté    des   contrats  n'est  pas  une  règle  absolue  et 
il  y  est  porté  journellement  atteinte  en  vue  du  maintien  de  la- 
prospérité  des  familles,  soit  par  des  dispositions  d'ordre  public 
(interdiction,  semi-interdiction),  soit  par  les  principe*  du  droit; 
civil. 
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Après  avoir  admis  le  droit  de  la  société  de  prendre  des 
mesures  en  vue  de  l'intérêt  général  contre  les  conséquences 
désastreuses  de  l'usure,  nous  avons  à  aborder  l'examen  de 
la  seconde  question,  soit  dans  quelles  limites  il  convient 
actuellement  de  réprimer  ce  délit. 

Je  ne  m'arrêterai  pas  sur  les  modifications  qu'a  subi  la 
notion  de  l'usure  depuis  les  temps  les  plus  anciens.  Je  me 
bornerai  à  rappeler  qu'au  commencement  du  siècle,  alors 
qu'une  première  réaction  se  produisit  contre  la  liberté  du 
taux  de  l'intérêt,  les  lois  envisagèrent  comme  usure  tout 
intérêt  exigé  au  delà  du  taux  légal,  5  %  en  matière  civile, 
6  %  on  matière  commerciale.  C'est  en  particulier,  on  le  sait, 
le  système  de  la  loi  française  du  3.  septembre  1807,  sur  la- 
quelle il  me  sera  permis  de  m'arrêter  parcequ'elle  a  servi  plus 
ou  moins  de  type  à  un   certain  nombre  de  lois  de  l'époque. 

D'après  cette  loi,  le  prêteur  est  condamné  à  restituer 
ce  qui  excède  le  taux  légal  ou  à  souffrir  la  réduction  sur  le 
capital  de  la  créance.  Il  peut  même  être  renvoyé,  8'ü  y  a 
lieu,  devant  le  Tribunal  correctionnel  pour  y  être  jugé  con- 
formément à  l'article  4  statuant  que  tout  individu  prévenu 
de  se  livrer  habituellement  à  l'usure  est  traduit  devant  le 
Tribunal  correctionnel  pour  être  condamné  à  une  amende  ne 
pouvant  excéder  la  moitié  des  capitaux  prêtés  à  usure.  S'il 
résulte  de  la  procédure  qu'il  y  a  eu  escroquerie,  il  peut  être 
condamné,  outre  l'amende,  à  un  emprisonnement  qui  ne  peut 
excéder  deux  ans. 

Une  loi  du  19.  Décembre  1850  vint  mieux  fixer  ce  qui 
doit  être  restitué  et  augmenta  les  peines  en  punissant  le  délit 
d'habitude  d'usure  d'un  emprisonnement  de  6  jours  à  6  mois. 
En  cas  de  nouveau  délit  d'usure,  le  coupable  est  condamné 
au  maximum  de  la  peine  que  nous  venons  d'indiquer  et  elle 
peut  même  être  élevée  jusqu'au  double.  Après  une  première 
condamnation  pour  habitude  d'usure,  le  nouveau  délit  résultera 
d'un  fait  postérieur  même  unique,  s'il  s'est  accompli  dans  les 
cinq  ans  à  partir  du  jugement  ou  de  l'arrêt  de  condamnation, 
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sans  préjudice  de  la  peine  prévue  pour  l'escroquerie,  si  ce 
délit  se  présente. 

Ces  lois  régissent  encore  actuellement  la  France,  sauf 
une  modification  apportée  en  1857  en  faveur  de  la  Banque 
de  France  qui  est  autorisée,  si  les  circonstances  l'exigent,  i 
élever  au  dessus  de  6%  le  taux  de  ses  escomptes  et  l'intérêt 
de  ses  avances.  • 

Ainsi,  chez  nos  voisins,  tandis  qu'il  est  interdit  aux  citoyens 
de  prêter  à  un  taux  excédant  le  5  ou  le  6%,  la  Banque  de 
France  n'est  pas  soumise  au  droit  commun  et  peut  prêter 
au  taux  qui  lui  convient.  Il  y  a  là  une  telle  violation  du 
principe  de  l'égalité  devant  la  loi  qu'un  pareil  système  doit 
être  formellement ,  condamné  au  nom  des  notions  juridiques 
les  plus  élémentaires.  Mais  si  ces  lois  ont  pu  subsister 
pendant  si  longtemps  sans  soulever  plus  de  protestations  en 
France,  c'est  qu'il  est  généralement  admis  qu'elles  ne  corres- 
pondent plus  aux  besoins  actuels  et  qu'en  matière  de  commerce, 
il  est  impossible  de  les  exécuter.  On  admet  en  effet  très- 
communément  que  le  commerce  prête  même  à  un  taux  un  peu 
supérieur  à  la  Banque  de  France  et  la  Cour  de  cassation 
elle-même  Ta  reconnu  dans  ses  arrêts  prononçant  que  la  loi 
de  1807  n'était  applicable  ni  à  l'escompte,  ni  à  la  commis- 
sion admise  par  les  usages  du  commerce.  Cette  loi  n'est 
plus  appliquée  que  dans  les  cas  d'usure  caractérisés  et  c'est 
ce  qui  explique  pourquoi  elle  subsiste  encore  dans  le  bulletin 
des  lois. 

Le  système  français  a  pu  correspondre  aux  besoins  de 
l'époque,  nous  devons  l'admettre,  mais  il  est  aujourd'hui  in- 
applicable dans  les  conditions  économiques  actuelles.  Nous 
n'aurons  pas  de  peine  à  le  démontrer. 

La  théorie  du  droit  pénal  qui  fait  consister  l'usure  dans 
le  fait  de  se  faire  payer  un  taux  supérieur  au  5  ou  6  %  est 
d'abord  contraire  aux  formes  du  crédit  actuellement. 

Au  commencement  du  siècle  les  prêts  se  faisaient,  dans 
l'immense  majorité  des  cas,  dans  d'autres  conditions  que 
maintenant.  Les  placements  ordinaires  étaient  les  titres  hypo- 
thécaires, et  les  autres  prêts  l'exception.   Ceux  qui  avaient  de 


Protokoll  vom  16.  September.  701 

•l'argent  à  placer  se  rendaient  chez  les  hommes  d'affaires  de 
.la  ville  la  plus  rapprochée,  chez  les  notaires  principalement, 
et  achetaient  on  faisaient  instrumenter  en  leur  faveur  des 
^titres  hypothécaires  qu'ils  gardaient  jusqu'au  moment  où,  avec 
jregret  la  plupart  du  temps  et  moyennant  avertissement  préa- 
lable, ils  venaient  à  être  remboursés.  Les  titres  au  porteur, 
les  actions  industrielles,  les  emprunts  des  villes  étaient  presque 
inconnus,  et  si  l'on  connaissait  et  pratiquait  déjà  la  spéculation, 
«lie  se  faisait  dans  des  conditions  différentes  que  maintenant» 

Aujourd'hui  les  temps  sont  bien  changés.  Il  suffit  de 
parcourir  la  quatrième  page  de  nos  journaux  pour  s'apercevoir 
-des  profondes  modifications  qu'ont  amené  notre  civilisation 
industrielle  et  les  progrès  des  voies  de  communication.  Les 
.personnes  qui  ont  à  placer  des  fonds  n'ont  que  rembarras 
•du  choix  au  milieu  des  nombreux  titres  et  emprunts  dont  les 
valeurs  sont  cotées  aux  bourses  de  nos  villes ,  emprunts  de  tous 
les  taux,  depuis  le  modeste  3°/o  avec  ses  primes  de  loterie 
-alléchantes  jusqu'aux  valeurs  de  haute  spéculation  par  les- 
quelles tant  d'hommes  cherchent  maintenant  la  fortune  et 
•ne  trouvent  si  souvent  que  la  ruine  et  le  déshonneur.  Com- 
ment, en  telles  circonstances,  maintenir  sérieusement  des  lois 
qui  considèrent  comme  taux  prohibé  tout  intérêt  supérieur 
.-au  5  ou  6%  l'an? 

Un  second  motif  non  moins  puissant  est  tiré  de  la  nature 
même  de  l'intérêt,  ainsi  que  les  économistes  l'ont  très-bien, 
démontré.  Il  est  assez  de  mode,  par  les  temps  qui  courent,  de 
-s'élever  contre  les  doctrines  des  économistes  sur  le  sujet  qui 
nous  occupe  pour  que  ce  ne  soit  pas  faire  œuvre  de  justice 
,que  de  reconnaître  les  lumières  qu'ils  ont  jetées  sur  ce  point. 
Us  admettent  généralement  que  l'intérêt  se  oompose  des  élé- 
ments suivants:  1.  du  loyer  de  l'argent  prêté,  2.  de  la  prime  d'as- 
surance, c'est-à-dire  une  compensation  des  risques  que  court 
le  créancier  en  se  désaisissant  de  son  argent.  Quelques-uns 
.ajoutent  qu'il  faut  tenir  compte  d'un  troisième  facteur,  soit 
<lu  fait  que  la  valeur  de  l'argent  se  modifie  et  qu'ainsi  un 
•  créancier  n'est  pas  certain  de  recevoir  à  l'échéance  la  même 
waleur  que  celle  qu'il  a  prêtée. 


702         Y  erhandlangen  des  Schweizerischen  Juristenvereins  1884. 

Nous  n'attacherons  pas  plus  d'importance  qu'il  ne  mérite 
à  ce  troisième  facteur,  car  on  peut  répondre,  ce  me  semble, 
que  si  le  créancier  avait  gardé  par  devers  lui  la  somme 
prêtée,  le  résultat  serait  le  même.  Mais  par  contre,  il 
faut  reconnaître  que  le  second  élément  doit  être  pris  eu 
sérieuse  considération«  Sans  insister  sur  l'exemple  de  Turgot 
mille  fois  cité  des  petits  marchands  des  halles  de  Paris,  il  n'est 
pas  difficile  d'indiquer  des  cas  qui  font  voir  clairement  que 
cette  idée  est  juste.  En  dépit  d'Adam  Smith,  il  n'y  a  pas 
rien  que  les  dissipateurs  et  les  faiseurs  de  projet  qui  aient 
intérêt  à  emprunter  à  un  taux  élevé  dans  certains  cas. 
Lorsqu'un  homme  actif  et  intelligent  fait  appel  au  crédit  pour 
fonder  une  entreprise  qu'il  a  tout  espoir  de  mener  à  bien 
et  qu'il  obtient  d'un  capitaliste  les  fonds  qui  seuls  peuvent 
lui  permettre  de  réaliser  ses  plans,  est-il  inéquitable  de  per- 
mettre à  l'emprunteur  de  payer  un  intérêt  correspondant  au 
service  rendu,  si  l'entreprise  réussit  ?  Il  y  a  là  une  position 
analogue  au  commanditaire,  mais  il  peut  ne  pas  convenir  à 
chacun  de  faire  savoir  au  public  qu'il  est  mêlé  dans  une 
affaire.  Du  reste  envisagée  à  ce  point  de  vue  la  question 
n'est  pas  nouvelle,  car  chacun  sait  que  les  Romains  excep- 
taient de  la  loi  sur  l'usure  le  fœnus  nauticum.  À  notre 
époque  où  l'industrie  et  le  commerce  ont  besoin  de  tant  de 
capitaux,  il  n'est  plus  possible  de  conserver  une  loi  qui  em- 
pêche de  pareilles  opérations  parfaitement  honnêtes. 

Enfin  faisons  observer  qu'en  ne  parlant  que  de  l'intérêt, 
les  lois  précédentes  sont  incomplètes,  car  l'usure  se  pratique 
très-souvent  autrement  que  sous  la  forme  d'un  intérêt  élevé,. 
et  ce  n'est  pas  le  moins  dangereux.  Il  est  donc  bon  que  la 
loi  dise  qu'elle  a  en  vue  l'usure  quelles  que  soient  les  formes 
sous  lesquelles  elle  se  pratique,  soit  pour  les  prêts  à  intérêts, 
soit  pour  le«  crédits  qui  jouent  un  si  grand  rôle  de  nos  jours,, 
à  l'inverse  de  ce  qui  se  passait  au  commencement  du  siècle. 

C'est  sous  l'empire  de  ces  idées  qu'il  y  a  un  certain 
nombre  d'années   une   nouvelle  théorie1)  sur  le  délit  d'usure 

*)  Je  tiens  cependant  à  rappeler  qne  Part  406  du  Code  pénal  français 
de  1810  pnnit  d'un  emprisonnement  de  deux  mois  an  moins,  de  deox  an* 
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s'est  fait  jour  et  a  été  oonsaorée  par  les  lois  du  24.  Mai  1880- 
régissant  l'empire  allemand,  du  28.  Mars  1881  pour  l'Autriche,, 
et  par  les  lois  de  plusieurs  cantons  de  la  Suisse  (v.  p.  88,  3,) 

H  va  sans  dire  que  ces  lois  ne  sont  pas  les  mêmes  et 
que  l'on  peut  signaler  entr'elles  des  différences  assez  notables, 
mais  en  somme  elles  partent  du  môme  point  de  vue  et  donnent- 
du  délit  à-peu-près  la  même  définition.  Nous  avons  donc 
à  indiquer  quels  sont  les  caractères  de  ce  délit,  ce  que  nous 
ferons  d'autant  plus  volontiers  que  ces  lois  sont  peu  connues,, 
si  je  ne  me  trompe,  dans  la  Suisse  romande  où  la  question  de 
l'usure  n'a  pas  préoccupé  les  esprits  ces  dernières  annéesr 
ainsi  que  j'ai  eu  déjà  l'occasion  de  le  dire  en  commençant. 

Le  premier  requisite  de  la  nouvelle  définition  de  l'usure 
est  qu'il  y  ait  eu  de  la  part  de  l'emprunteur  légèreté,  faiblesse 
d'esprit  ou  de  caractère,  inexpérience  ou  ignorance  des  affaires- 
ou  d'autres  conditions  analogues  qui  excluent  la  volonté,  ou 
qui  du  moins  sans  l'exclure  complètement,  la  diminuent  con- 
sidérablement, de  sorte  que  le  débiteur  n'a  pu  lier  la  con- 
vention avec  la  liberté  d'esprit  que  l'on  doit  exiger  pour 
que  les  contrats  soient  valables. 

A  ces  cas  les  lois  récentes  en  ajoutent  encore  un,  celui 

an  plus  et  d'une  amende  qui  ne  peut  excéder  le  quart  des  restitutions  et 
des  dommages-intérêts  qni  seront  dus  aux  parties  lésées,  ni  être  moindre  de 
25  francs,  quiconque  aura  abusé  des  besoins,  des  faiblesses,  ou  des  passions 
d'un  mineur  pour  lui  faire  souscrire  à  son  préjudice  des  obligations,  quit- 
tances ou  décharges  pour  prêt  d'argent  ou  de  choses  mobilières  ou  d'effets 
de  commerce  ou  de  tous  autres  effets  obligatoires  sous  quelque  forme  que- 
cette  négociation  ait  été  faite  ou  déguisée. 

L'art  494  du  Code  pénal  belge,  en  vigueur  depuis  le  15.  Octobre  I867r 
statue:  Quiconque  aura  habituellement  fourni  des  valeurs  de  quelque  ma- 
nière que  ce  soit,  à  un  taux  excédant  l'intérêt  légal  et  en  abusant  des  fai- 
blesses  ou  des  passions  de  l'emprunteur,  sera  condamné  à  un  emprisonne- 
ment d'au  moins  un  an  et  à  une  amende  de  1000  à  10000  francs,  ou  à- 
une  de  oes  peines  seulement. 

Des  législations  allemandes  (la  loi  badoise,  une  loi  autrichienne  de  1866) 
ainsi  que  celle  de  cantons  de  la  Suisse  allemande  (Bâle-ville  par  exemple,  par  son- 
art  72  de  la  loi  correctionnelle)  prévoyaient  aussi  un  délit  analogue,  de  même 
que  le  §  280  du  Gode  pénal  du  canton  de  Schaffhouse  du  8  avril  1859  et 
l'article  387  du  Code  pénal  tossinois  de  1878. 
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-où  F  emprunteur  se  trouve  dans  une  situation  financière  serrée, 
«qu'il  soit  dans  le  besoin  (Nothlage). 

Lors  de  la  discussion  du  Code  pénal  belge  la  proposition 
-avait  été  faite  d'ajouter  aux  cas  énumérés  à  l'art  494,  le 
mot  „des  besoins u.  On  insista  sur  ce  que  l'homme  qui  est 
dans  une  telle  situation,  n'est  pas  mieux  armé  contre  les 
•dangers  auxquels  il  est  exposé  de  la  part  des  usuriers  que 
le  jeune  homme  qui  agit  follement  pour  se  procurer  des  fonds 
en  vue  de  satisfaire  ses  passions.  Cette  proposition  ne  fat  pas 
£fc;.#-  -admise,  plusieurs  orateurs  ayant  insisté  sur  le  danger  qu'elle 
présentait  en  ce  sens  que  la  notion  „des  besoins"  est  vague 
et  pourrait  être  étendue  à  des  cas  que  le  législateur  n'aurait 
pas  eu  en  vue. 

Les  lois  récentes  ne  se  sont  pas  laissé  arrêter  par  cette 
•crainte  et  ontf  toutes  assimilé  les  besoins  aux  passions,  à 
l'ignorance  des  affaires  etc.  Il  est  cependant  certain  que  la 
notion  de  besoins  peut  donner  lieu  à  une  interprétation' un 
peu  large,  aussi  a-t-on  proposé  de  remplacer  ce  mot  par  celui 
■de  „détresse".  Mais  on  peut  adresser  à  cette  expression 
le  reproche  contraire,  c'est-à-dire  d'être  trop  restrictif.  Si  la 
langue  française  possédait  une  expression  entre  les  deux  termes 
besoins  et  détresse  (le  mot  de  pauvreté  ne  correspondrait  pas 
-à  l'idée),  elle  devrait  être  choisie.  Le  mieux  est,  ce  me  semble, 
de  les  indiquer  les  deux,  elles  se  complètent  l'une  par  l'autre. 

Le  second  caractère  du  délit  est  que  le  prêteur  ait  e  x- 
ploité  son  débiteur.  Il  ne  suffit  pas  qu'il  ait  profité  de  la 
situation;  le  terme  choisi  (Ausbeutung)  renferme  une  notion 
plus  rigoureuse  et  plus  stricte.  Il  faut  que  l'usurier  ait  bien 
l'intention  de  réaliser  un  profit  qu'il  sait  parfaitement  ne 
pouvoir  lui  échapper  vu  la  situation  de  son  débiteur,  qu'avec 
son  expérience  de  ces  genres  d'affaires,  il  ait  bien  prévu  que 
l'emprunteur  est  sous  sa  dépendance,  qu'il  ne  peut  faire 
autrement  que  d'accepter  ses  conditions  et  qu'il  arrivera  même 
Tin  moment  où  les  bénéfices  pourront  encore  être  plus  considé- 
rables. Cette  notion  correspond  bien  à  la  réalité  des  choses,  car 
l'on  sait  que  presque  toujours  l'usurier  commence  par  faire  des 
conditions  moins  dures  et  qu'il  augmente  ses  prétentions  au 


Protokoll  vom  16.  September.  705- 

fur  et  à  mesure   qu'il    sait    que    sa  victime    peut    moins  lui» 
échapper. 

Le  troisième  caractère  est  que  l'exploitation  de  l'usurier- 
lui  rapporte  des  avantages  pour  lui  ou  pour  d'autres  (ce 
qui  se  présentera  sans  doute  moins  souvent)  hors  de  proportion 
avec  les  services  rendus  et  qu'ainsi  ces  avantages  soient  dé- 
nature à  amener  la  ruine  du  débiteur.  Ici  la  notion  de  l'in- 
térêt légal  disparait  complètement;  on  réserve  la  liberté  du 
taux  ou  les  bénéfices  dans  chaque  cas  particulier,  suivant  les 
circonstances  de  l'affaire  et  le  degré  d'utilité  que  l'emprun- 
teur retire  ou  espère  retirer  de  la  somme  qui  lui  est  prêtée- 
—  S'il  n'y  a  pas  de  proportion  entre  les  services  rendus  par 
le  prêt  et  le  bénéfice  que  le  prêteur  prétend  obtenir,  on  en 
conclut  qu'il  y  a  exploitation  punissable. 

Tels  sont  les  éléments  du  délit  simple.  A  côté  de  ce 
délit,  les  législations  récentes  prévoient  généralement  "des 
circonstances  qui  font  hausser  la  peine  d'une  manière  notable. 
Ce  sera  l'habitude  de  l'usure,  les  manoeuvres  frauduleuses, 
pour  dissimuler  les  avantages  usur aires  en  vue  d'échapper  mieux: 
à  la  loi  etc. 

Ainsi  défini,  le  délit  d'usure  a  bien  une  place  à  part 
dans  le  droit  pénal.  Ce  n'est  pas  l'extorsion,  puisqu'il  n'y  a 
pas  contrainte  physique  ou  morale  par  le  moyen  de  violences 
ou  de  menaces  et  ce  n'est  pas  d'avantage  l'escroquerie.  Plu- 
sieurs juristes,  il  est  vrai,  ont  prétendu  qu'au  fond  c'était 
ce  dernier  délit  et  qu'il  n'y  avait  pas  lieu  d'en  faire  une  in- 
crimination à  part,  mais  cette  opinion  parait  inadmissible. 
Si  les  deux  délits  sont  semblables  en  ce  qu'ils  supposent 
l'un  et  l'autre  que  l'on  porte  atteinte  aux  biens  d'autrui  en 
profitant  de  son  inexpérience,  de  son  inintelligence  ou  de  sa- 
crédulité,  il  existe  une  différence  évidente  dans  la  manière 
dont  ils  sont  perpétrés.  Pour  l'escroquerie,  il  faut  que  l'on 
ait  amené  la  victime  à  livrer  des  valeurs,  titres  etc.,  en  em- 
ployant des  manoeuvres  frauduleuses,  telles  que  faux  nomr 
fausse  qualité  ou  des  moyens  analogues,  tandis  que  pour 
l'usure,  ces  manoeuvres  ne  sont  pas  exigées,  il  suffit  qu'il  jr 
ait  exploitation  d'une  situation  donnée,  sans  qu'on  ait  besoin*. 
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-d'avoir  recours  à  aucun  artifice,  à  aucune  tromperie.  —  La 
«définition  de  l'escroquerie  ne  saurait  donc  s'appliquer  à 
l'usure. 

On  a  reproché  à  la  définition  nouvelle  de  ce  délit  d'être 
vague  et  de  placer  les  juges  et  les  jurés  dans  une  position 
-délicate  lorsqu'il  s'agira  d'apprécier  chaque  cas  particulier. 
Il  est  certain  que  l'ancienne  notion  du  délit  est  plus  précise 
et  repose  sur  une  base  nette,  saisissable  pour  chacun.  Néan- 
moins cette  objection  a  moins  de  valeur  qu'il  ne  parait  au 
premier  moment.  Contrairement  aux  lois  issues  de  la  Révo- 
lution française,  la  tendance  actuelle  est  de  laisser  aux  juges 
une  plus  grande  latitude  pour  leur  permettre  d'apprécier 
plus  équitablement  chaque  cas  particulier.  L'expérience  a 
constaté  avec  évidence  qu'en  beaucoup  de  circonstances  des 
lois  trop  précises  aboutissent  à  des  résultats  qui  froissent 
l'opinion  publique  et  qu'arbitraire  pour  arbitraire,  celui  de 
la  loi  est  souvent  encore  plus  déplorable  que  celui  laissé  au 
juge.  Avec  l'institution  du  jury  surtout,  les  définitions  les 
plus  scientifiques  n'ont  qu'une  valeur  relative.  Le  principal 
est  que  les  lois  pénales  permettent  de  frapper  les  actes  que 
la  conscience  publique  réprouve  et  beaucoup  moins  d'intro- 
duire dans  le  Gode  pénal  des  définitions  doctrinaires  et  sa- 
vantes qui  sont  souvent  difficilement  comprises  par  des 
citoyens  n'ayant  pas  fait  d'études  spéciales  du  droit.  —  Il  est 
donc  à  espérer  que  la  définition  du  délit  tel  qu'il  résulte  de 
la  nouvelle  législation  permettra  d'une  manière  suffisante  au 
sentiment  public  de  se  manifester  et  qu'au  bout  d'un  certain 
temps,  car  les  commencements  en  toutes  choses  présentent 
des  difficultés,  les  magistrats  et  les  jurés  finiront  par  bien 
saisir  en  quoi  consiste  ce  nouveau  délit. 

Le  projet  présenté  par  M.  le  rapporteur  comme  conclu- 
sions de  son  travail  se  rapproche  beauooup  des  lois  dont  nous 
avons  parlé,  spécialement  de  la  loi  allemande.  Cependant  il 
a  été  introduit  diverses  modifications  sur  lesquelles  nous 
devons  nous  arrêter. 

À  la  définition  de  l'usure  donnée  par  les  lois  récentes, 
il  a  été    ajouté  la   condition  „que  les  avantages,   en  faveur 
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«du  créancier  soient  de  nature  à  amener  par  une  plus 
longue  durée  la  ruine  économique  du  débiteur."  Nous 
pensons  que  ce  requisite  est  inutile,  car  il  est  de  toute  évi- 
dence que  des  intérêts  excessifs  ou  des  avantages  hors  de  pro- 
portion avec  le  service  rendu  par  le  prêt,  entraîneront  fatale- 
ment, avec  le  temps,  le  désastre  financier  de  l'emprunte ur. 
Avec  ce  régime  là,  les  fortunes  les  plus  brillantes  disparaissent 
nécessairement.  Il  n'est  donc  point  utile  de  l'indiquer.  En 
outre  cette  adjonction  affaiblit  la  portée  de  la  loi,  car  l'ac- 
cusé dira  que  son  intention  n'était  pas  de  prolonger  les 
opérations  et  qu'ainsi  il  ne  pensait  pas  amener  la  ruine  de 
■son  débiteur. 

Le  second  alinéa  de  la  définition  du  délit  ne  saurait  non 
plus,  nous  parait-il,  être  approuvé  et  devrait  être  retranché. 

D'après  cette  disposition,  le  délit  n'existerait  que  lorsque 
le  prêteur  a  exigé  en  intérêt,  provision  ou  autres  accessoires 
plus  du  double  de  l'intérêt  légal,  pour  autant  qu'il  n'est  pas 
en  état  de  prouver  qu'il  a  accordé  le  crédit  en  vue  d'une 
•entreprise  du  débiteur  de  laquelle  il  pouvait  admettre  que 
le  profit  atteindrait  au  moins  le  montant  des  avantages 
stipulés. 

Le  but  de  cette  adjonction  est,  dit  le  rapport,  de  défi- 
nir plus  exactement  le  délit;  elle  est  de  nature,  pense  sans 
•doute  son  auteur,  à  parer  à  l'objection  présentée  dans  un 
pays  voisin  qu'avec  la  nouvelle  conception  de  l'usure,  les  com- 
merçants ne  savent  pas  à  quel  taux  il  leur  est  permis  de  prêter 
sans  s'exposer  à  des  poursuites  pénales.  Cette  intention 
est  excellente,  mais  Ton  doit  se  demander  si  une  pareille 
disposition  ne  présente  pas  de  sérieux  inconvénients.  On 
arrive  ainsi  à  rétablir,  non  pas  le  taux  légal  ordinaire,  mais 
un  double  taux,  celui  fixé  par  la  loi  civile  dans  le  cas 
où  les  parties  n'ont  pas  convenu  du  taux  de  l'intérêt  ou  en 
cas  d'intérêt  moratoire,  etc,  et  un  second  taux  déterminé 
par  la  loi  pénale  et  qui  ne  serait  pas  moins  élevé  que  le 
10  ou  le  12  %.  La  conséquence  serait  très-probablement 
de  faire  monter  le  taux  de  l'intérêt  d'une  manière  sensible,  car, 
«elon   l'observation  présentée  par  Cavour  lors   de   la  discus- 
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sion  de  la  loi  abrogeant  en  Italie  la  loi  sur  rasure  en  1857r 
le  taux  maximum  fixé  par  la  loi  finit  bientôt  par  devenir  le? 
minimum.  —  Le  législateur  ne  doit  nullement  favoriser  une 
élévation  pareille  du  taux  de  l'intérêt. 

En  outre  dans  plusieurs  circonstances  un  prêt  au  taux 
de  10  %  ou  même  inférieur,  peut  parfaitement  être  usuraire, 
surtout  en  matière  hypothécaire  ;  point  n'est  besoin  de  justifier 
cet  allégué  par  des  exemples  qui  peuvent  venir  à  l'esprit  de 
chacun. 

Enfin  n'attribuons  pas  trop  d'importance  aux  craintes 
exprimées  par  les  commerçants,  car  ce  n'est  pas  par  la  lecture 
du  Code  pénal  qu'un  homme  honnête  apprend  ce  qu'il 
doit  faire  ou  ce  qu'il  ne  doit  pas  faire. 

Si  la  disposition  proposée  devait  être  maintenue,  l'on- 
pourrait  dire  au  lieu  „du  double"  simplement  „l'intérêt  légal." 
Il  y  a  là  une  idée  nouvelle  et  qui  correspondrait  à  certains, 
égards  à  la  conception  actuelle  de  l'usure.  Mais  je  ne  propose 
pas  cependant  cette  modification.  Le  mieux  est,  ce  me 
semble,  de  retrancher  complètement  cette  innovation,  qu'au- 
cune des  lois  récentes  n'a  adoptée. 

Il  est  par  contre  des  dispositions  que  j'ai  été  surpris  de 
ne  pas  voir  dans  le  projet  de  loi  en  discussion. 

La  première  a  pour  but  de  trancher  la  question  si  le 
délit  sera  poursuivi  d'office  ou  seulement  sur  la  plainte  du 
lésé.  Les  lois  dont  nous  avons  parlé  ne  résolvent  pas,  il  est 
vrai,  ce  point.  Mais  du  moment  qu'il  s'agit  d'une  loi  spé- 
ciale et  non  d'un  chapitre  du  Code  pénal  prévoyant  des 
dispositions  générales  tranchant  la  question,  il  me  parait  néces- 
saire de  mentionner  à  l'instance  de  qui  le  délit  doit  être 
poursuivi.  —  Ne  pourrait-on  pas  dire  qu'il  pourra  l'être  soit 
sur  la  plainte  du  lésé ,  soit  d'office  ?  Je  sais  parfaitement 
que  ce  système  n'est  pas  suivi  généralement  et  que  l'on  admet 
que  lorsqu'un  délit  est  poursuivi  d'office,  il  n'y  a  pas  lieu 
de  mentionner  que  le  lésé  peut  porter  plainte.  —  Mais  vu  la 
difficulté  de  constater  les  cas  d'usure,  il  me  parait  qu'il  faut 
ouvrir  la  porte  aussi  largement  que  possible.  Ce  sera  d'abord 
à  l'homme    qui    est   victime   à   nantir   les    tribunaux,    mais 
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s'il  ne  le  fait  pas,  la  poursuite  se  fera  d'office.  Du  moment 
que  la  loi  a  pour  but  de  protéger  le  faible,  l'ignorant  contre 
les  abus  de  la  part  des  hommes  puissants  et  rusés,  il  faut 
que  la  société  puisse  intervenir  pour  rétablir  Tordre  social 
troublé,  sans  être  arrêtée  par  la  volonté  de  celui  qui  est 
incapable  de  défendre  ses  intérêts. 

La  seconde  lacune  est  que  le  projet  passe  sous  silence 
la  prescription  du  délit.  Comme  ce  point  se  rattache  à  la 
question  civile,  j'en  parlerai  plus  loin. 

Enfin  je  pense  qu'il  serait  bon  d'ajouter  comme  cir- 
constance qualifiant  de  délit  la  disposition  du  code  zurichois 
relative  aux  banquiers,  prêteurs  sur  gages  etc. 

Les  peines  prévues  par  le  projet  m'ont  paru  pouvoir 
être  modifiées,  de  même  que  certains  détails  de  rédaction, 
ainsi  que  cela  ressort  du  contre-projet  qui  termine  notre 
travail.  En  particulier  le  maximum  de  l'amende  a  été  notable- 
ment augmenté,  conformément  aux  lois  récentes,  (la loi  allemande 
prévoit  même  15000  marks),  cette  peine  se  justifiant  pleine- 
ment vu  la  nature  du  délit 

ni. 

Les  conséquences  civiles  de  la  condamnation  pénale,  en 
matière  d'usure,  ont  donné  lieu  à  de  nombreuses  contro- 
verses dans  le  détail  desquelles  j'entrerai  d'autant  moins 
que  la  solution  proposée  par  M.  le  rapporteur  me  parait 
équitable.  Si  Ton  doit  protéger  la  victime  de  l'usurier,  il  ne 
faut  pas  d'un  autre  côté  qu'elle  bénéficie  de  la  poursuite 
pour  ne  pas  rembourser  ce  qu'elle  a  reçu.  L'on  pourrait,  il 
est  vrai,  laisser  le  tribunal  statuer,  dans  chaque  cas,  quelle 
partie  de  la  somme  payée  doit  être  restituée;  et  cela  serait 
peut-être  plus  conforme  aux  idées  admises  maintenant  sur  la 
nature  du  délit.  Mais  ce  système  entraînerait  des  complications 
que  l'on  évite  en  disant  que  le  lésé  ne  devra  dans  tous  les 
cas  payer  que  la  somme  qu'il  a  réellement  reçue  avec 
l'intérêt  légal. 

Mais  le  projet  va  plus  loin  que  les  lois  récentes;  il  propose 
que  l'art.  83  du  C.  0.  soit  modifié  en  ce  sens  que  tout  en  admet- 
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tant  la  liberté  des  parties  de  déterminer  l'intérêt,  le  Juge  puisse 
diminuer  les  intérêts  excessifs,  selon  sa  libre  appréciation. 

Je  ne  m'arrêterai  pas  au  fait  que  cette  proposition  va 
à  Tencontre  du  système  admis  par  le  G.  0.  qui  a  renvoyé 
à  la  législation  cantonale  ce  qui  ooncerne  l'usure.  Elle  est 
également  contraire,  il  est  inutile  de  le  démontrer,  à  la  cons- 
titution fédérale,  art.  64,  qui  a  laissé  le  droit  pénal  aux 
cantons.  Comme  nous  faisons  une  étude  théorique  du  sujet, 
ce  point,  auquel,  avec  la  grande  majorité  des  juristes  de  la 
Suisse  romande,  j'attache  de  l'importance,  n'est  pas  en  cause. 

Y  a-t-il  lieu  d'admettre,  à  côté  de  la  voie  pénale,  la 
faculté  à  la  partie  lésée  de  porter  la  difficulté  devant  le  Juge 
ci  vol?  Cette  question  a  été  vivement  débattue  ailleurs,  et  vu 
son  importance,  il  ine  sera  sans  doute  permis  de  résumer  ce 
que  dit  à  ce  sujet  l'exposé  des  motifs  du  gouvernement  autri- 
chien en  présentant  le  projet  de  loi  sur  l'usure  applicable  à 
tout  l'empire. 

Après  avoir  rappelé  que  précédemment  la  voie  civile  avait 
été  reconnue  complètement  impuissante  à  combattre  l'usure, 
essentiellement  par  le  motif  que  les  conditions  usuraires 
sont  ordinairement  dissimulées  sous  des  formes  qui  sont  un 
obstacle  des  plus  sérieux  pour  le  Juge  civil  de  statuer  sur 
les  cas  qui  lui  sont  soumis,  l'exposé  des  motifs  fait  remar- 
quer qu'en  fait  ce  système  .conduirait  à  rétablir  la  limitation 
d'intérêt,  et  cela  d'une  manière  d'autant  plus  dangereuse 
qu'à  la  place  d'un  taux  légal,  connu  d'avance,  ce  taux  serait 
laissé  à  la  détermination  du  Juge  civil,  et  que  par  là  la 
sécurité  du  commerce  serait  sérieusement  menacée.  On  con- 
fierait du  reste  au  Juge  une  tâche  qu'il  ne  pourrait  guères 
remplir.  Il  serait  tenté  forcément  de  juger  la  valeur  du  con- 
trat suivant  ses.  propres  vues  économiques  et  de  substituer 
au  contrat  conclu  entre  «parties  une  autre  convention  qui  ne 
se  fonderait,  ni  sur  la  loi  que  ne  connait  plus  de  limite 
d'intérêt,  ni  sur  la  volonté  présumée  des  parties  qui  donne 
justement  lieu  au  litige.  Il  s'introduirait  ainsi  une  jurispru- 
dence excessivement  variable  suivant  les  Tribunaux  et  on 
favoriserait  énormément  les  procès,    au  détriment  du  crédit 
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public  et  de  la  sûreté  du  droit.  Cela  provoquerait  aussi  les 
manoeuvres  frauduleuses  des  usuriers  qui  prendraient  leurs 
précautions  de  loin  et  obtiendraient  gain  de  cause,  à  moins 

•  d'adopter  des  règles  de  procédure  spéciales  à  ces  procès,  ce 
qui  ne  serait  guères  admissible. 

C'est  en  vain   qu'on  invoque   le   §   1336   du  Code  civil 

•  (analogue  à  l'art.  182  C.  0.  qui  accorde  au  Juge  le  droit  de 
diminuer  la  quotité  de  la  somme  convenue  en  cas  de  clause 
pénale).  Si  la  loi  lui  accorde  ce  droit,  dans  ce  cas  spécial, 
c'est  qu'en  définitive  les  parties  avaient  eu  principalement  en 
rue  dans  le  contrat  autre  chose  que  la  fixation  d'une  indem- 
nité et  que  le  Juge  n'intervient  que  pour  interprêter  la  vo- 
lonté des  parties  conformément  à  la  loi  en  présence  de  l'exa- 
gération des  conséquences  de  la  convention,  mais  celle-ci 
subsiste  dans  son  essence. 

Au  contraire  en  abaissant  l'intérêt  convenu,  par  le  pou- 
voir discrétionnaire  du  Juge,  le  contrat  est  atteint  dans  son 
essence  même,  et  cela  est  d'autant  moins  justifié  qu'il  n'y  a 
plus,  dans  le  fait  de  recevoir  des  intérêts  élevés,  d'acte  punis- 
.  sable  et  que  dès  lors  il  n'y*  a  pas  de  motif  pour  autoriser 
l'annulation  du  contrat. 

Enfin  le  gouvernement  relève  que  l'expérience  de  la  loi 

•  dans  les  provinces  où  elle  avait  déjà  été  en  vigueur  depuis  quel- 
ques années,  avait  établi  que  l'usure  avait  beaucoup  diminué 
et    qu'on   ne   voyait  pas   dès    lors    les    motifs   qui   devaient 

<  engager  à  modifier  un  système  qui  avait  fait  ses  preuves. 

Cette  manière  de  voir  fut  admise  sans  opposition. 

Je  n'ajouterai  que  peu  de  mots  à  ces  considérations  qui 
me  paraissent  parfaitement  fondées. 

Le  système  du  projet  n'a  été  admis  dans  aucune  des 
loi  récentes  et  il  est  illogique  avec  le  point  de  vue  dont  on 
part  dans  ces  lois.  Leur  but  est  de  concilier  et  l'intérêt 
social  qui  ne  peut  supporter  les  abus  et  le  régime  de  la 
liberté  du  taux  de  l'intérêt  devenu,  dans  certains  cas,  une 
nécessité  pour  le  monde  des  affaires.  La  liberté  du  taux 
étant  la  règle,  c'est  détruire  complètement  la  base  de  l'édifice 
«.que   de  permettre   la  révision  de  ce  taux  dans  tous  les  cas 


712         Verhandlungen  des  Schweizeriscnen  Juristen  Vereins  1884. 

de  la  part  du  Jage  civil.  C'est  ouvrir  la  porte  à  de  nom- 
breux procès  et  favoriser  la  mauvaise  foi,  car  il  est  à  pré- 
sumer que  la  plupart  des  débiteurs  qui  auront  été  trompés 
dans  leur  attente  sur  les  entreprises  ou  les  affaires  pour  les- 
quelles ils  avaient  emprunté ,  se  retourneront  contre  leurs 
créanciers  pour  leur  faire  payer  par  un  procès  leurs  déceptions 
et  leurs  insuccès. 

Si  en  Autriche  où,  parait-il,  l'usure  a  exercé  les  plus  grands 
ravages,  le  parlement  n'a  pas  éprouvé  le  besoin  d'avoir 
recours  à  un  pareil  moyen  de  lutter  contre  ce  fléau,  pourquoi- 
en  Suisse,  où  l'on  doit  croire  que  les  choses  n'en  sont  pour- 
tant pas  là,  créerait-on  une  source  de  nombreuses  difficultés? 
En  tout  cas,  avant  d'introduire  une  pareille  innovation,  il  est 
sage,  nous  semble-t-il,  de  voir  l'effet  des  nouvelles  lois. 

Mais    en   rejetant   la    disposition  proposée,  une  question, 
se  pose  nécessairement.     Du   moment  que  le  seul  moyen  de 
réparation    civile   pour  le  lésé  est  la  voie  pénale  et  la  con- 
damnation de  l'usurier,  comment  résoudre  ce  qui  concerne  la 
prescription  du  délit  ?    Il  est  assez  curieux  que  les  lois  nou- 
velles ne  parlent  pas  de  cette  question.  Seule  la  loi  allemande 
à  son  article  3  dit  que  le  droit'  à  la  demande  de  restitution, 
se  prescrit  par  5  ans  dès  le  jour  où  le  paiement  de  la  créance 
a  été   effectué.    Il  en   résulte,    si  je   comprends   bien  cette 
disposition,  que  la  prescription  ne  court  pas  tant  que  la  dette, 
n'a  pas  été  payée  entièrement,  et  que  dans  les  cinq  ans  dès 
le   jour    du  dernier  paiement,  le  lésé  pourra  obtenir,  en  cas 
de  poursuite  pénale,  la   restitution  de   tout  oe   qu'il   a  payé 
excédant  le  capital  et  les  intérêts  au  taux  légal.   Ce  système 
me  parait  à  recommander.     J'ajouterais   cependant   à   cette 
disposition  que  la  poursuite  ne  peut  également  avoir  lieu  lors- 
que la  réclamation  est  prescrite  à  teneur  de  la  loi  civile.    Bien . 
qu'en  pratique  il  n'arrivera  pas  souvent  que  la  poursuite  soit 
provoquée  après  un  si  long  temps,  quand  une  partie  seulement, 
de  la  créance  aura  été  payée,  cependant  il  n'est  peut-être  pas 
inutile  de  fixer  ce  point. 

En    terminant  le   rapport  s'élève  vivement  contre  la  fa- 
culté accordée   à  chaque  citoyen  de  souscrire  des  lettres  ou. 
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""billets  de  change.  Il  est  certain  que  ce  sont  des  instruments 
•<de  crédit  souvent  dangereux  pour  des  gens  inexpérimentés  et 
«qu'ils  serrent  très-fréquement  à  dissimuler  l'usure.  Mais  l'on 
'peut  se  demander  si  après  les  nombreuses  discussions  aux- 
quelles cette  question  a  donné  lieu  lors  de  l'élaboration  du 
•Code  des  Obligations,  il  convient  de  revenir  maintenant  de  ce 
•  qui  a  été  adopté.  Ici  encore  quelques  annés  d'expérience 
ne  seraient-elles  pas  itéces3aires  avant  le  modifier  si  profondé- 
-ment  le  système  du  C.  0.? 

Quant  à  limiter  le  taux  des  prêts  hypothécaires,  tout  en 

-laissant  libre  celui  des  créances  ordinaires,  c'est  une  question 

•importante  et  qui  mériterait  bien  les  honneurs  d'une  discussion 

3>lus  complète.    Mais  je  dois  me  borner.     Il  faut  reconnaître 

qu'avec   le   rendement    actuel    des    terres,    il  y  a  une   forte 

-présomption   d'admettre   qu'un   emprunt   hypothécaire  à  gros 

intérêt    constitue  une  opération  des   plus  onéreuse,   où  les 

^bénéfices  de  l'emprunteur  sont   hors   de  proportion  avec  les 

avantages   qu'il  peut  en   retirer.     Mais  d'un  autre  côté,  un 

système   pareil    est   bien  difficile  à  concilier  avec  la  théorie 

nouvelle   du  délit  d'usure.     Il   est   du  reste  des   cas   où  un 

-emprunt  à  taux  élevé  peut  se  comprendre  ;  ainsi  le  propriétaire 

-d'une   usine   empruntant  sur   ses  propriétés  une  somme  dont 

/il   a  besoin   pour   son   industrie.     Encore  ici  le  juge  pénal 

-pourra  apprécier  suivant  les  circonstances  de  fait. 

IV. 

Je  ne  veux  pas  terminer  sans  dire  quelques  mots  d'une 
-autre  face  du  sujet  qui  ne  relève  sans  doute  pas  du  domaine  juri- 
dique, mais  qui  n'en  est  pas  moins  digne  d'attirer  l'attention  de 
juristes  suisses,  puisqu'il  s'agit  d'une  question  intéressant  à 
«un  haut  degré  le  bien  être  et   la   prospérité  de  notre  pays. 

Les  lois  sur  l'usure  ne  sont  pas  le  seul  moyen  de  com- 
battre le  mal.  On  a  signalé  mille  fois  qu'elles  n'atteignent 
-qu'un  petit  nombre  de  cas,  et  cela  est  un  argument  souvent 
avancé  par  ceux  qui  sont  opposés  à  toute  loi  contre  ce  délit* 
A  côté  de  la  répression,  il  y  a  des  mesures  préventives  dont 
Aon  ne  peut  méconnaître  la  valeur. 
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Plusieurs  pays  et  des  plus  important»  au  point  de  vue- 
des  affaires  (L'Angleterre,  les  Etats-Uni»  etc.)  vivent  sous  le 
régime  de  la  liberté  et  ne  s*en  trouvent  pas  plus  mal.  Nous 
devons  croire  cependant  que  le  peuple  et  les  autorités  de  ces 
pays  sont  aussi  soucieux  des  intérêts  économiques  de  l'en- 
semble des  citoyens,  surtout  de  ceux  qui  sont  ordinairement 
la  proie  des  usuriers.  Mais  s'ils  maintiennent  le  régime  de 
liberté,  cela  tient  à  ce  que  le  crédit  est  bien  organisé  et 
qu'il  est  fait,  par  ce  moyen,  une  concurrence  suffisamment 
efficace  aux  usuriers. 

C'est  donc  pai*  la  création  de  bons  établissements  de 
crédit  que  nous  lutterons  avec  le  plus  de  succès  contre  ce 
mal  en  Suisse.  Si  l'étude  à  laquelle  le  comité  de  notre 
société  nous  a  conviés  pouvait,  outre  les  matériaux  utiles  pour 
l'élaboration  de  lois  que  nous  fournirons,  faire  naître  l'atten- 
tion des  hommes  compétents  sur  ce  côté  important  de  notre  vie 
économique,  alors  le  temps  que  nous  aurons  consacré  les  uns 
et  les  autres  à  réfléchir  à  ce  sujet  ne  sera  pas  perdu  pour 
la  patrie.  Que  l'on  étudie  cette  face  de  la  question  et  que 
l'on  provoque  plus  généralement  qu'aujourd'hui  la  création 
de  Banques  hypothécaires  et  autres  établissements  de  crédit 
et  que  ces  institutions  subissent  les  modifications  reconnues 
nécessaires  afin  qu'elles  atteignent  mieux  leur  but  qui  doit 
être,  me  semble-t-il,  non  seulement  de  donner  de  beaux  divi- 
dendes à  leurs  actionnaires,  ce  qui  est  sans  doute  à  désirer, . 
mais  aussi  de  contribuer  à  la  prospérité  générale  en  n'exi- 
geant pas  de  leurs  débiteurs  un  intérêt  plue  élevé  que  les  cir- 
constances économiques  du  pays  et  du  moment  ne  le  com- 
portent. Il  y  a  là  une  question  du  plus  haut  intérêt  et  sur 
laquelle  on  pourrait  faire  plus  d'une  réflexion  qui  ne  manque- 
raient pas  d'actualité,  mais  ce  n'est  point  ici  le  lieu  de  m'étendre 
davantage  sur  ce  sujet. 

Parmi  ces  établissements»  il  en  est  cependant  qui  méritent 
une  mention  spéciale.  M.  Tavocat  Serment  de  Genève  fait 
remarquer,  dans  les  renseignements  qu'il  a  bien  voulu  fournir 
k  notre  rapporteur,«  que  si  l'usure  ne  fait  pas  plus  de  ravages- 
dans  son  canton,  cela  tient  à  la  création  d'une  caisse  publique^ 
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de  prêts  sur  gage.  C'est  là,  il  faut  certainement  le  recon- 
naître, un  excellent  moyen  de  lutter  contre  une  catégorie 
d'usuriers  qui  font  beaucoup  de  mal  dans  les  villes  où  l'ouvrier, 
sans  compter  bien  des  hommes  à  habit  noir,  va  porter,  quel- 
quefois sans  doute  pour  satisfaire  des  goûts  de  boisson,  mais 
aussi  souvent  pour  entretenir  le  ménage  dans  les  jours  de 
maladie  et  de  chômage,  les  meubles  de  son  modeste  intérieur 
sur  lesquels  des  hommes  cupides  réalisent  de  monstrueux 
bénéfices.  Une  caisse  de  prêts  sur  gage,  bien  organisée  et 
soumise  à  une  surveillance  sévère,  peut,  dans  des  situations 
pareilles,  rendre  de  bons  services,  et  l'exemple  que  donne  le 
canton  de  Genève  devrait  être  suivi  ailleurs. 

Si  des  efforts  sont  faits  dans  ce  sens,  si  nos  institutions 
de  crédit  se  développent  et  se  perfectionnent  dans  nos  can- 
tons, ne  pouvons-nous  pas  espérer  que  dans  un  avenir  plus 
ou  moins  éloigné,  les  lois  sur  l'usure  deviendront  inutiles  et 
que  l'on  pourra  donner  à  la  Suisse  entière  le  témoignage 
bienveillant  que  notre  honorable  rapporteur  a  bien  voulu  rendre 
à  la  Suisse  romande? 

Projet  d'une  loi  sur  Vumre. 

Art.  1.  Celui  qui  exploite  l'ignorance,  l'inexpérienoe,  les 
passions,  la  faiblesse,  les  besoins  ou  la  détresse  d'un  emprun- 
teur en  se  faisant,  sous  quelque  forme  de  prêt  ou  de  crédit 
que  ce  soit,  payer  ou  promettre,  en  sa  faveur  ou  en  faveur 
d'autrui,  des  intérêts  ou  des  bénéfices  hors  de  proportion 
avec  les  avantages  que  peut  procurer  à  cet  emprunteur  les 
capitaux  qui  lui  sont  prêtés,  ou  les  crédits  qui  lui  sont  ouverts» 
est  puni  par  une  amende  ne  dépassant  pas  3000  francs,  et, 
s'il  y  a  lieu,  par  une  réclusion  n'excédant  pas  trois  mois  et 
par  la  privation  générale  des  droits  civiques  pendant  cinq  ans 
au  maximum. 

2.  Le  délit  prévu  par  l'article  précédent  est  puni  par  une 
amende  n'excédant  pas  10,000  francs,  par  une  réclusion  n'ex- 
cédant pas  deux  ans  et  par  la  privation  générale  des  droits 
civiques  pendant  10  ans  au  maximum,  lorsqu'il  est  commis 
dans  les  circonstances  suivantes: 
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a)  lorsqu'il  est  pratiqué  habituellement  par  le  délinquant  ; 

b)  lorsqu'il  est  commis  par  des  personnes  dont  la  profession 
est  de  prêter  de  l'argent  (banquier,  prêteur  sur  gages  etc.) 
ou  qui  inspirent  par  leur  profession  ou  leurs  fonctions 
une  confiance  spéciale  au  public  (avocats,  notaires,  pro« 
cureurs,  agents  d'affaires  ou  de  poursuites  etc.).  Ces 
derniers  (avocats,  notaires  etc.)  peuvent  en  outre  être 
destitués  ou  suspendus  de  leurs  fonctions  pendant  le  temps 
que  fixera  le  tribunal; 

c)  lorsque  le  délinquant  s'est  fait  promettre  les  avantages 
usuraires,  en  se  faisant  souscrire  des  lettres  de  change, 
billets  de  change  ou  autres  titres  simulés  en  tout  ou 
en  partie; 

d)  lorsque  le  délinquant  obtient  le  consentement  du  lésé 
ou  son  silence  sur  les  conditions  du  prêt  en  lui  faisant 
prêter  serment  ou  donner  sa  parole  d'honneur  ou  par 
d'autres  promesses  analogues; 

e)  lorsque  le  délinquant  a  amené  lui-même,  ou  a  contribué 
à  amener,  l'état  de  besoin  ou  de  détresse  du  lésé  en  vue 
de  l'exploiter. 

3.  Les  articles  précédents  sont  applicables  à  celui  qui, 
connaissant  les  circonstances  dans  lesquelles  la  dette  a  été 
contractée,  se  fait  céder  le  titre,  en  vue,  soit  de  se  le  faire 
rembourser,  soit  de  le  céder  à  une  tierce  personne. 

Les  droits  du  cessionnaire  de  bonne  foi  sont  réglés  par 
la  loi  civile. 

4.  En  cas  de  condamnation,  le  débiteur  ne  sera  tenu  de 
rembourser  que  la  somme  réellement  reçue  en  capital,  plus 
les  intérêts  légaux. 

Si  le  condamné  a  perçu  davantage,  il  devra  restituer 
l'excédant  avec  les  intérêts  légaux  sur  cet  exoédant. 

5.  La  poursuite  des  délits  prévus  par  la  présente  loi  a 
lieu  sur  plainte  de  la  partie  lésée  ou  d'office. 

6.  L'action  pénale  est  prescrite,  lorsqu'il  s'est  écoulé 
cinq  ans  depuis  le  jour  où  la  créance  a  été  payée  entière- 
ment en  capital  et  intérêts. 

Elle  ne  peut  également  avoir  lieu  lorsque  la  réclamation 
est  prescrite  à  teneur  de  la  loi  civile. 
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Der  Präsident  verdankt  Referat  und  Correferat  aufs 
wärmste. 

Mona.  Ganlis.  Le  colosse  de  notre  science  a  aussi  les  pieds 
d'argile.  Je  vous  rappelle  les  premiers  mots  du  rapport  de  Mons. 
Munzinger  en  1866,  qui  exprimait  l'idée  que  la  question  de 
l'usure  était  „définitivement"  jugée  par  la  science.  H  est  vrai 
^que  lui  y  M.  Munzinger  marchait  devant  nous  qui  le  sui- 
vions plus  ou  moins  lentement,  pour  arriver  à  un  droit  com- 
mercial et  à  un  droit  des  obligations.  Il  voulait  supprimer 
les  pénalités  de  l'usure  pour;  pouvoir  supprimer  l'intérêt  légal 
de  l'argent.  Aujourd'hui  les  rapporteurs  renversent  la  ques- 
tion, ils  veulent  réduire  1'intésêt  des  prêts  au  sujet  desquels 
•le  prêteur  aura  été  condamné  pour  usure.  Ce  retour  du  pénal 
*ur  le  civil  est  surprenant.  '  Dites  d'abord  ce  que  vous  dé- 
fendez. Rétablissez,  s'il  le  faut,  un  taux  légal  avant  de 
faire  une  loi  sur  l'usure.  Qu'on  dise  ce  qui  est  permis  ou  dé- 
fendu avant  de  dire  que  l'usure  doit  être  condamnée  par 
Appréciation« 

Du  reste,  on  n'est  pas  désarmé,  les  lois  pénales  punissent 
l'escroquerie,  l'extorsion,  l'abus  de  confiance.  Sommes-nous 
dans  des  circonstances  telles  qu'il  y  a  lieu  de  dire  que  tout 
cela  ne  suffit  pas? 

Je  suis  heureux  de  voir  les  rapporteurs,  M.  Correvon 
<lu  moins,  faire  des  réserves  sur  leurs  conclusions.  Ce  n'est 
pas  faire  un  pas  vers  l'unification  du  droit  Suisse. 

Hr.Prof.  JK/ty.  Die  Berichterstatter  haben  mit  Recht  darauf 
aufmerksam  gemacht,  dass  wir  uns  in  dieser  Frage  auf  dem 
Weg  der  Rückkehr  befinden  und  dass  wir  die  früher  allgemein 
anerkannten  und  massgebenden  Grundsätze  einer  Revision 
unterziehen.  Es  geschieht  dies  auf  allen  Gebieten,  und  unsere 
.heutige  Discussion  ist  daher  nur  ein  Symptom  dieses  allge- 
meinen Zustandes.  Ich  glaube,  dass  deshalb  viele  unter  uns 
nur  mit  Widerwillen  auf  das  heutige  Thema  eintreten;  auch 
•ich  würde  die  Regelung  dieser  Frage  lieber  der  Sitte  als 
dem  Recht  überlassen  ;  es  ist  diess  aber  bei  den  jetzigen 
moralischen  Zuständen  unseres  Volkes  nicht  möglich.  Eine 
^erhebliche  Hilfe  werden  übrigens  meiner  Ansicht  nach  diese 
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Gesetze  nicht  gewähren;  sie  werden  vielleicht  die  kleinen- 
Leute  treffen,  aber  die  grossen  Wucherer  werden  ihren  Be- 
stimmungen entgehen.  Trotzdem  soll  der  Juristenverein  auf 
die  Frage  eintreten,  um  zu  zeigen,  dass  er  ein  Herz  fur  die 
Noth  des  Volkes  hat,  die  eben  doch  existirt.  Ich  schlage 
daher  vor,  auf  die  Vorschläge  des  Referenten  einzutreten  mit 
folgenden  Beisätzen:  Die  Strafen  sind  aus  Gefängnis«  und. 
Busse  zu  combiniren  ;  wenn  die  Wechselform  angewandt  wird, 
so  soll  das  Wucher  verbrechen  als  qualificirt  gelten;  auch  die 
Prafle  möchte  ich  aufwerfen,  ob  nicht  unsere  allgemeine 
Wechseltahigkeit  wieder  eingeschränkt  werden  sollte. 

Hr.  Dr.  Weibel  bemerkt  ölen  Ausfuhrungen  des  Hrn.  E. 
Gaulis  gegenüber,  dass  allerdings  das  Strafrecht  hier  in  dieser 
Frage  auch  civilrechtliche  Folgen  haben  müsse,  wie  bei  vielen 
andern  Vergehen,  z.  B.  beim  Betrug.  —  Gewiss  könne  man 
der  Sitte  nicht  Alles  überlassen,  eher  dem  richterlichen  Er- 
messen, obschon  man  ja  wohl  zugeben  könne,  dass  ein  rich- 
terliches Ermässigungsrecht  viele  Bedenken  gegen  sich  habe» 
Immerhin  führe  in  Analogie  von  Art.  182  0.  B.  die  ju- 
ristische Eleganz  zu  einem  solchen  Vorschlage.  Das  lezte 
Wort,  eine  definitive  Lösung  der  Frage  bieten  die  Vorschläge 
nicht;  aber  bis  etwas  Besseres,  Präciseres  geboten  werde>. 
möge  man  sich  mit  dem  Gebotenen  begnügen.  Endlich  er- 
innert er  daran,  dass  man  allerdings  schon  dann  einen  etwas 
präcisern  Vorschlag  hätte  machen  können,  wenn  das  Schweizer 
Volk  seiner  Zeit  das  Banknotenmonopol  angenommen  und  eine 
Bundesbank  geschaffen  hätte.  Diese  hätte  einerseits  durch 
Unterstützung  des  Bodencredites  den  Wucher  thatsächlich 
bekämpfen  und  weithin  beseitigen  können  ;  andrerseits  würde 
die  Existenz  einer  solchen  Bank  auch  die  Möglichkeit  geben,, 
den  in  Abs.  2  des  Art.  1  des  Gesetzesentwurfes  entwickelten 
Gedanken  präciser  zu  formuliren,  indem  man  bei  Festsetzung 
des  betreffenden  Zinssatzes  auf  den  Bankdisconto  verweisen 
würde,  ähnlich  wie  das  im  neuen  St.  Gallischen  Gesetze  ge- 
schehen ist. 

Hr.  Correferent  Correvon  verweist  noch  einmal  auf  die 
tiefe  Erbitterung,  welche   in  Folge    des  Wuchers   das  Volk 
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in  mehreren  Ländern  ergriffen  hat  und  ist  desshalb  zur  An- 
sicht gekommen,  dass  wo  ein  solcher  Nothstand  herrsche, 
die  Gesetzgebung  nicht  unthätig  bleiben  dürfe. 

Hr.Dr.  Afé%.  Der  Vergleich  zwischen  deinBeferat  des  Hrn. 
Hunzinger  und  den  heutigen  Vorschlägen  könnte  bei  uns  in 
der  That  ein  Gefühl  der  Beklommenheit  hervorrufen  :  allein  in 
der  Wissenschaft  werden  eben  die  Probleme  nicht  für  die 
Ewigkeit  gelöst;  ich  glaube,  dass  wir  auch  heute  die  rieh-* 
tige  Formel  noch  nicht  gefunden  haben.  Vor  allem  erschreckt 
mich  die  Elasticität  der  Definition,  wie  sie  in  beiden  Vor- 
schlägen dem  Wucher  gegeben  ist  ;  es  sind  alles  Worte,  die 
durch  ihre  Unklarheit,  ihre  Unfassbarkeit,  ihre  unjuristische 
Natur  glänzen;  non  ist  diess  bei  uns  besonders  gefahrlich, 
da  die  Richter  zu  nahe  bei  den  Parteien  wohnen  und  in 
diesen  Fällen  schwer  ein  objectives  ürtheil  werden  sprechen 
können.  Ich  glaube  immerhin,  dass  man  die  gröbsten  Uebel- 
stände  wird  bekämpfen  können,  auch  wenn  man  das  zweite 
Alinea  des  Vorschlags  des  Referenten  streicht,  das  mir  viel 
zu  weit  geht. 

Mr.  Roguin  invite  les  membres  à  donner  des  explications 
au  sujet  de  la  législation  sur  l'usure  des  leurs  cantons. 

Il  cite  l'exemple  de  ce  qui  s'est  passé  en  d'autres  paysr 
en  Allemagne  et  en  France  ;  il  y  a  eu  des  enquêtes  qui  ont 
donné  des  résultats  contraires  à  toute  législation  sur  l'usure. 
—  Il  faudrait  savoir  si  les  cantons  qui  ont  une  pareille  legis» 
lation,  s'en  félicitent,  si  les  résultats  en  sont  heureux. 

Hr.  Dr.  Schreiber  in  Arth  :  In  vielen  Kantonen  haben  Justiz- 
und  Administrativbehörden  Bekämpfung  des  Wuchers  ver* 
langt,  meiner  Ansioht  nach  mit  Reoht.  Der  Handel  kann 
mit  einem  Zinsmaximum  ganz  gut  bestehen,  und  die  Rechts- 
ordnung ist  dazu  da,  die  ehrlichen  Leute  gegen  Ausbeutung 
zu  schützen.  Der  Vorwurf  des  Herrn  Meili  erscheint  mir 
aber  begründet,  dass  die  Vorschläge  eine  zu  grosse  Elasticität 
und  Latitude  haben  und  dass  man  auch  in  dieser  Frage  wieder 
dem  richterlichen  Ermessen  einen  viel  zu  weiten  Spielraum 
gelassen  hat;  ich  würde  ein  Zinsmaximum  einfuhren,  aber 
10%   erscheinen  mir  viel  zu  hoch;   ich   schlage  für  grand- 
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-versicherte  Forderungen  ein  Maximum  von  5  %  und  für 
den  Handelsverkehr  ein  solches  von  7°/o  vor,  worin  dann 
allo  Commi8sionen  und  Provisionen  inbegriffen  sein  sollen.  Der 
Wucher  sollte  meiner  Ansicht  nach  ein  Antragsdelict  bleiben. 
Sodann  würde  ich  auch  das  zweite  Alinea  des  §.  1.  von  Weibel 
streichen,  denn  es  scheint  mir  unbillig,  dass  bei  geschäftlichen 
Unternehmungen  der  Arbeiter  seines  redlich  verdienten  Lohnes 
-durch  den  Wucherer  beraubt  werden  kann. 

Hr.  Professor  Lefort  aus  Genf  beantragt,  in  dieser  Sache 
keine  [Resolution  zu  fassen  5  Hr.  Dr.  Weibel  stellt  den  Gegen- 
antrag. 

Mit  grosser  Mehrheit  wird  beschlossen,  keine  Resolution 
zu  fassen. 


V. 

Fortsetzung  der  Discussion  über  Art.  46  der  Bundesverfassung. 

Hr.  Leo  Weber  in  Bern:  Es  würde  sich  sonderbar  aus- 
nehmen, wenn  in  der  hochwichtigen  Frage,  die  uns  vorliegt 
und  die  nun  seit  zehn  Jahren  ihrer  Antwort  harrt,  der  Juristen- 
verein keine  Resolution  fassen  würde;  entweder  müssen  wir 
zugeben,  dass  das  Gesetz  nothwendig  und  möglich  sei,  oder 
wir  müssen  beantragen,  dass  der  Art.  46  einer  Revision  unter- 
worfen werde,  da  uns  seine  Ausführung  unmöglich  erscheine. 
Ich  beantrage  die  Annahme  der  Ziffer  1  der  Vorschläge  des 
Herrn  Correferenten  und  kann  die  Herren  nicht  begreifen,  welche 
einem  einheitlichen  Recht  rufen  und  sich  doch  gegen  dieses 
Gesetz  sperren:  um  das  bessere  zu  erreichen,  will  man  den 
jetzt  bestehenden  eigentlich  scandalösen  Zustand  noch  längere 
Zeit  perpetuiren;  wir  müssen  die  Frage  jetzt  regeln,  so  gut 
es  geht.  Was  den  Umfang  des  Gesetzes  betrifft,  so  bin  ich 
mit  der  Ansicht  des  Hrn.  Rott,  dass  sich  das  Gesetz  nicht 
mit  den  Verhältnissen  der  Schweizer  im  Auslande  zu  be- 
schäftigen habe,  nicht  einverstanden;  ich  glaube,  dass  der 
Wortlaut  des  Art.  46  eine  solche  Ausdehnung  nicht  verbietet. 
In  Bezug  auf  die  Ausländer  müssen  in  erster  Linie  die  Ver- 
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träge  massgebend  sein  ;  allein  wenn  keine  Verträge  existierenr 
so  sehe  ich  nicht  ein,  warum  man  sie  nicht  den  schweizerischen/ 
Niedergelassenen  gleichstellen  soll;  es  spricht  ein  grosses- 
praktisches  Interesse  für  die  Ausdehnung  des  Gesetzes  so- 
wohl auf  die  in  der  Schweiz  wohnenden  Fremden,  als  auf 
die  im  Ausland  wohnenden  Schweizer. 

In  Bezug  auf  die  einzelnen  Hechtsinstitute  stehe  ich  auf 
dem  Boden  des  Herrn  Eeferenten,  dagegen  möchte  ich  vor 
der  Annahme  des  Antrags  Rott  warnen,  welcher  beim  Wechsel 
des  Domizils  keine  Publication  des  ehelichen  Güterrechts  vor- 
schreibt. Dann  würde  ich  viel  lieber  das  Heimatsprincip  an- 
nehmen, da  dann  das  Güterrecht  leichter  erkennbar  ist  und 
daher  dem  Verkehr  nicht  schädlich  werden  kann. 

Jeden  Falls  sollte  die  Versammlung  in  dieser  Frage  einen. 
Beschiu8s  fassen  und  zwar  im  Sinne  von  These  1  des  Hrn- 
Rott,  dass  das  versprochene  Gesetz  endlich  gemacht  werden.« 
könne  und  müsse. 

Hr.  Joh.  Haberstich,  Fürsprech  in  Aarau:  Ich  glaub er 
dass  der  Werth  der  Verhandlungen  in  keiner  Weise  ver- 
mindert wird,  auch  wenn  keine  Abstimmung  stattfindet:  der 
Werth  der  Verhandlungen  liegt  in  ihrer  wissenschaftlichen 
Bedeutung;  zudem  kann  das  Resultat  einer  solchen  Abstim- 
mung doch  nicht  als  die  Meinung  des  Schweiz.  Juristenstandes 
gelten,  da  die  Zusammensetzung  der  Versammlungen  ja  eine 
zufallige  ist  ;  einer  solchen  Abstimmung  müsste  auch  eine 
viel  eingehendere  Discussion  vorausgehen,  denn  das  Themau 
ist  viel  zu  weit,  um  in  2  Tagen  erledigt  zu  werden,  ich  bin 
also  gegen  eine  Abstimmung  über  die  Thesen  ;  dagegen  habe 
ich  nichts  dagegen,  wenn  der  Wunsch  ausgesprochen  wirdr 
es  solle  ein  Gesetz  über  diese  Materie  erlassen  werden;  ich 
halte  dies  übrigens  für  unnöthig,  denn  diese  Forderung  ist 
ja  in  der  Bundesverfassung  enthalten  ;  dass  es  noch  nicht  zur 
Ausführung  gelangt  ist,  das  liegt  in  dem  Widerstreit  der 
Principien,  welchen  in  dieser  Frage  die  verschiedenen  Kantone 
anhangen  und  in  der  Hartnäckigkeit,  mit  welcher  man  an  diesen 
Principien  in  den  verschiedenen  Lagern  festhält.  Wenn  wir 
übrigens  auch  ein  solches  Gesetz  haben,  so  werden  noch  viel» 
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TTebelstände  bleiben,  aus  denen  uns  allein  ein  einheitliches 
Oivilgesetzbuch  wird  retten  können. 

Hr.  Professor  Hausier:  Mit  dem  Vorredner  bin  ich  ein- 
verstanden über  die  Wiinschbarkeit  eines  Bundesgesetzes  zur 
Ausführung  des  Art.  46  der  Bundesverfassung.  Die  Ein- 
wendung, dass  ein  solches  nur  ein  Hinderniss  für  die  Rechte- 
einheit wäre,  indem  es  das  Bedürfnis^  einer  solchen  Verein- 
heitlichung weniger  fühlbar  werden  liesse,  erscheint  kaum 
"begründet,  weil  anderseits  durch  das  Gesetz  zumal  bei  Durch- 
führung des  Wohnortsprincips  die  am  gleichen  Ort  lebenden 
Schweizer  einander  näher  gebracht  würden.  TJebrigens  wären 
eine  Reihe  von  Fragen,  die  bei  diesem  Gesetze  Schwierig* 
keiten  machen,  durch  Vereinheitlichung  des  Civilreobts  nicht 
aus  der  Welt  geschafft,  sondern  müssten  bei  dessen  Fest- 
stellung doch  in  Angriff  genommen  werden,  so  auf  einem  der 
brennendsten  Punkte,  dem  Vormundschaftsrechte,  die  Frage, 
ob  der  Sitz  der  vormundschaftlichen  Verwaltung  und  Aufsicht 
die  Heimat  oder  der  Wohnort  sein -solle.  Trotz  der  Aner- 
kennung der  Wünschbarkeit  eines  Gesetzes  aber  würde  ich 
auf  die  vom  Vorredner  beantragte  Resolution  verzichten,  die- 
selbe hilft  den  Bundesbehörden  wenig,  wenn  wir  nicht  gleich- 
zeitig wohldurchdachte  und  gründlich  discutierte  Vorschläge 
für  das  Gesetz  beilegen,  was  eher  die  Aufgabe  des  Juristen- 
vereins wäre  als  Mos  allgemeine  Resolutionen  zu  fassen,  die 
Arbeit  selbst  aber  abzulehnen. 

Herr  Professor  Zeerleder  hat  gestern  dem  Heimata- 
princip  das  Wort  geredet,  seine  Gründe  sind  mir  sehr  sym- 
pathisch, dennoch  scheint  mir  das  Wohnortsprincip  die  Zu- 
kunft fur  sich  zu  haben,  auch  abgesehen  von  der  zu  seinen 
Gunsten  in  Art.  46  B.-V.  niedergelegten  Direction.  Denn  die 
grosse  Beweglichkeit  des  heutigen  Verkehrs  und  die  damit 
zusammenhängende  Leichtigkeit  der  Niederlassung  lockert 
von  selbst  die  Verbindung  der  Heimatgemeinden  mit  ihren 
Angehörigen  und  erschwert  mehr  und  mehr  die  Rücksicht- 
nahme aui  das  Heimatrecht. 

Wenn  aber  das  Wohnortsprincip  so  streng  durchgeführt 
^wird  wie  in  den  Thesen  von  Hrn.  Dr.  Rott,  so  hat  die  Aus- 
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nähme  der  Unwandelbarkeit  des  ehelichen  Güterrechtes  keinen 
Sinn.  Dieselbe  hat  allerdings  in  der  modernen  Doctrin  die 
Oberhand  gewonnen,  aber  ohne  dass  für  diese  Ausnahme  ein 
durchschlagender  Grund  könnte  namhaft  gemacht  werden. 
Warum  spricht  man  nicht  auch  von  Unwandelbarkeit  des 
Rechts  aus  väterlicher  Gewalt  bei  Wohnortsveränderung  des 
Vaters,  und  dgl.  ?  Man  ist  doch  wohl  nur  darum  auf  den 
Satz  der  Unwandelbarkeit  des  einmal  begründeten  ehelichen 
Güterrechts  gekommen,  weil  man  in  dieser  Materie  die  Mög- 
lichkeit einer  vertragsweisen  Festsetzung  des  Ehegüterrechtes 
durch  Eheabrede  vorfand  und  nun  daraus  abstrahierte,  dass 
Eheleute,  die  keinen  Ehevertrag  abgeschlossen  haben,  sich 
stillschweigend  auf  das  gesetzliche  Güterrecht  ihres  ersten 
Wohnortes  vereinbart  hätten  und  dabei  eben  so  gut  zu 
sohiitzen  seien  als  andere  Ehegatten  bei  ihrer  Eheabrede.  Diese 
Annahme  einer  stillschweigenden  Vereinbarung  auf  das  Ge- 
setz ist  aber  eine  unhaltbare  Fiction  ;  so  gut  als  Eheleute, 
die  ohne  Eheabrede  geheiratet  haben,  durch  Veränderung  des 
Gesetzes  über  Ehegüterrecht  das  Güterrecht,  das  bei  Ein- 
gehung der  Ehe  bestand,  verlieren  und  in  solchem  Falle  keine 
Bede  von  stillschweigendem  Vertrage  ist,  so  gut  sollte  die 
gleiche  Anschauung  bei  Veränderung  des  Wohnortes  gelten, 

Mr.  Roguin  s'oppose  à  la  proposition  de  Mons.  Zeerleder, 
qui  tend  à  émettre  un  voeu  en  faveur  de  la  révision  de  la  Consti- 
tution en  ce  qui  concerne  la  modification  de  l'art  46  et  l'uni- 
fication du  droit  civil  en  Suisse.  Nous  ne  pouvons  pas 
voter,  sans  avoir  discuté  la  question  à  fond;  il  ne  croit  pas 
à  la  nécessité  d'élaborer  la  loi  prévue  en  l'art.  47  const  féd. 
Mais  il  faut  faire  la  loi  prévue  par  Fart  46;  sans  cela,  la 
4oi  sur  les  faillites  sera  impossible.  C'est  là  un  motif  impérieux, 
•d'urgence  en  faveur  de  cette  loi. 

Hr.  Bundesgerichtsschreiber  Roti  ist  der  Ansicht,  es  soll 
keine  Abstimmung  stattfinden,  da  der  Juristenverein  zu  be- 
rathen  und  nicht  zu  beschliessen  hat. 

Was  das  eheliche  Güterrecht  anbetrifft,  so  bemerkt  er 
gegen  Hrn.  Professor  Heusler,  dass  dasselbe  anders  zu  be- 
handeln ist,  als  z.  B.  die  väterliche  Gewalt,  weil  es  ein  rein 


724  Verhandlungen  des  Schweizerischen  Juristenvereins  1884. 

privatrechtliches  Verliältniss  ist,  während  bei  der  väterlichen 
Gewalt  Gründe  des  öffentlichen  Rechtes  massgebend  sind. 

Hr.  Professor  Zeerleder  in  Bern  beantragt  im  Anschluss  an 
sein  gestriges  Votum,  die  Versammlung  möge  den  Wunsch  aus- 
sprechen, der  Art.  46  sei  einer  Revision,  zu  unterziehen  und 
ebenso  der  A>rt.  64  im  Sinne  einer  schweizerischen  Rechts- 
einheit; bis  zum  Erlass  eines  schweizerischen  Civilgesetzes 
soll  ein  Bundesgesetz  über  die  Verhältnisse  der  Niederge- 
lassenen bestimmen,  aber  im  Sinn  einer  vorwiegenden  Berück- 
sichtigung des  Heimatprinzips. 

Der  Präsident,  Hr.  Prof.  Paul  Speiser  würde  die  Annahme 
des  Antrags  des  Hrn.  Leo  Weber  begrüssen;  der  Juristen- 
verein sollte  im  Gegensatze  zu  neuerdings  vielfach  laut  ge- 
wordenen pessimistischen  Ansichten  erklären,  dass  das  Gesetz 
seiner  Ansicht  nach  möglich  ist  und  kein  Hinderniss  für  die 
angestrebte  Re.chtseinheit  bilden  würde. 

Hierauf  wird  mit  24  gegen  13  Stimmen  beschlossen,  in 
dieser  Sache  eine  Resolution  zu  fassen  und  mit  30  Stimmen 
der  Antrag  des  Hrn.  Leo  Weber  zum  Beschluss  erhoben 
gegenüber  dem  Antrag  des  Hrn.  Professor  Zeerleder. 

VI. 
Erledigung  der  Motionen  der  HH.  Profeuwen  König  und  Hilty. 

Hr.  Professor  Zeerleder  in  Bern  begründet  den  Antrag 
der  Mehrheit  des  Vorstandes  dahingehend:  „Ber  schweizerische 
Juristenverein,  in  Erwägung  dass  die  duroh  die  Bundesverfassung- 
geschaffene  Spaltung  des  Civilrechtes  in  Bundesrecht  und  kan- 
tonales Recht  unerspriesslich  und  auf  die  Dauer  unhaltbar 
ist,  und  dass  es  deshalb  wünschbar  ist,  die  Herstellung  eines 
eidgenössischen  Civilgesetzes  schon  jetzt  vorzubereiten, 

Erklärt  sich  bereit,  wissenschaftliche  Vorarbeiten  zu 
einem  gemeinsamen  Civilrechte,  namentlich  umfassende  Dar- 
stellungen des  geltenden  kantonalen  Rechtes  nach  Kräften  zu 
fördern, 

Und  beauftragt  den  Vorstand,  sowohl  durch  Preisaus- 
schreibungen   als    durch   Unterstützung   bezüglicher  wissen- 
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schaftlicher  Arbeiten  und  durch  Aufstellung  von  Diskussions- 
themen die  Herstellung  des  künftigen  Civilgesetzhuches  vor- 
zubereiten. 

Der  Vorstand  erhält  zu  diesem  Zwecke  einen  Credit  von 
3000  Pranken. 

Der  Vorstand  wird  eingeladen,  zum  Zwecke  einheitlichen 
Vorgehens  und  der  Erreichung  angemessener  Hilfsmittel  sich 
mit  dem  h.  Bundesrathe  ins  Einvernehmen  zu  setzen,  und  es 
ist  demselben  dieser  Beschlass  mit  dem  Verhandlungsproto- 
kolle zu  übermitteln." 

Der  Vorstand  hat  in  seinem  Vorschlag  die  Unerquick- 
lichkeit des  jetzigen  Zustandes  anerkannt  und  glaubt,  dass 
die  Bundesbehörden  am  besten  dadurch  in  ihrer  Arbeit  unter- 
stützt werden,  dass  der  Juristenverein  den  schweizerischen 
Juristen  das  Studium  der  kantonalen  Rechte  ermöglicht:  es 
ist  die  Vorbedingung  der  Codification,  dass  man  die  in  den 
einzelnen  Kantonen  geltenden  Rechtsinstitute  genau  kennt  und 
dann  bei  der  Ausarbeitung  des  Gesetzbuches  eklektisch  ver- 
fährt und  aus  allen  Kantonalgesetzgebungen  das  beste  nimmt. 

Von  dem  zweiten  Vorschlag  des  Hrn.  Prof.  Hilty  haben 
wir  abgesehen,  weil  unter  Hrn.  Prof.  Heusler  in  Basel  eine 
Sammlung  der  kantonalen  Gesetzgebungen  seit  längerer 
Zeit  besteht  und  den  schweizerischen  Juristen  zur  Ver- 
fügung steht. 

Mr.  avocat  Grivet  à  Pribourg.  Le  Comité  a  été  réuni 
à  plusieurs  reprises  pour  examiner  les  proposition  de  Mrs.  Hilty 
et  Koenig. 

H  à  élagué  les  n°8  2  et  3  des  propositions  relatives  à 
Institution  d'un  secrétaire  permanent;  l'entreprise  aurait 
coûté  trop  d'argent.  Mais  le  comité  a  pris  en  considération 
l'idée  d'étudier  les  moyens  de  réaliser  l'unification  du  droit. 

La  proposition  formulée  par  Mr.  Roguin  n'est  pas  essen- 
tiellement différente  de  celle  du  Comité;  il  a  voulu  viser 
spécialement  la  partie  du  droit  déjà  unifiée  en  principe  ;  c'est 
bien  avant  tout  cette  partie  qui  doit  être  étudiée;  mais  ce- 
la n'empêche  pas  de  s'occuper  des  autres  questions. 

Zeltsohr.  für  schweizerisches  Recht.    Nene  Folge  m.  46 


&• 
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Mr.    Jules    Rogum,    Bundesgerichtspräsident ,    stellt    als 
Minderheit  des  Vorstandes  folgenden  Antrag: 

„1.  De  ne  pas  prendre  en  considération  la  motion  Koenig. 
2.  De  mettre  à  la  disposition  da  comité  une  somme  de 
trois  mille  francs  en  le  chargeant  de  provoquer,  soit  par 
l'ouverture  d'un  concours  public,  soit  par  une  subvention  à 
un  jurisconsulte  suisse,  la  rédaction  d'un  projet  de  code  fédéral 
de  procédure  civile  applicable,  d'une  part,  aux  contestations 
civiles  prévues  aux  articles  110,  111  et  114  de  la  Constitu- 
tion fédérale,  d'autre  part,  aux  recours  interjetés  devant  le 
Tribunal  fédéral  contre  les  jugements  civils  des  Tribunaux 
cantonaux,  à  teneur  des  articles  29  et  30  de  la  loi  d'organi- 
sation judiciaire  fédérale. 

Le  comité  est  autorisé  à  appliquer  le  crédit  susvîsé  à 
l'élaboration  d'autres  travaux  scientifiques  de  droit  civil,  et 
il  continuera  comme  par  le  passé  à  mettre  à  Tordre  du  jour 
des  séances  de  la  Société,  la  discussion  de  questions  pou- 
vant intéresser  le  développement  et  l'unification  du  droit  en 
Suisse. 

En  tout  cas,  les  projets  et  travaux,  dont  il  vient  d'être 
question,  doivent  être  accompagnés  d'un  exposé  du  droit 
cantonal  en  vigueur  sur  la  matière» 

3.  De  prendre  en  considération  les  propositions  nM  2  et 
8  de  la  motion  Hilty  et  de  les  renvoyer  au  comité." 

La  proposition  du  Comité  a  une  haute  importance,  il 
s'agit  de  déclarer,  que  la  situation  constitutionelle  actuelle, 
qui  soumet  à  la  compétence  fédérale  une  partie  seulement  du 
droit  civil,  est  intenable  et  doit  être  modifiée.  —  Cette  pro- 
position me  paraît  inopportune,  la  question  de  la  révision  de 
la  constitution  est  politique;  on  ne  devrait  pas  faire  une 
démonstration  en  ce  sens.  Le  Conseil  fédéral  doit  faire  un 
rapport  sur  la  révision,  il  faut  attendre  ce  rapport.  En  outre, 
la  proposition  est  prématurée.  Peut-on  dire  que  la  coexis- 
tence du  droit  fédéral  et  du  droit  cantonal  ait  de  grands  incon- 
vénients? L'expérience  ne  le  démontre  pas  jusqu'ici.  Atten- 
dons pour  voir  si  les  résultats  de  la  pratique  sont  réellement 
mauvais«    Le  code   des  obligations  renvoie  au  droit  cantonal 
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très  fréquemment  l'application  des  principes  qu'il  proclame. 
Enfin,  la  proposition  est  dangereuse;  en  ce  sens  qu'elle  en- 
travera le  développement  normal,  régulier  du  droit  fédéral,  en 
ce  qu'elle  mettra  tout  en  question  ;  dans  l'intérêt  même  du  but, 
qu'on  se  propose  d'atteindre,  il  faut  s'abstenir  de  cette  entre- 
prise. Lorsqu'on  discutait  le  projet  de  droit  commercial 
unique  de  Munzinger,  la  proposition  d'unifier  le  droit  civil 
dans  son  entier,  a  retardé  de  bien  des  années  toute  solu- 
tion, malgré  la  bonne  volonté  de  la  plupart  des  cantons. 
J adopte  le  terrain  constitutionnel  actuel,  il  reste  beaucoup 
à  faire  pour  terminer  le  développement  de  nos  institutions 
juridiques.  Il  reste  beaucoup  à  faire:  loi  des  faillites,  loi 
des  poursuites.  Il  y  a  des  lois  fédérales  qui  doivent  être 
révisées;  en  particulier  le  code  de  procedure  civile  fédéral 
est  insuffisant. 

L'uniformité  du  droit  en  Suisse  est  désirable,  au  point  de 
vue  scientifique,  mais  elle  peut  être  atteinte  autrement  que 
par  l'augmentation  de  la  compétence  fédérale.  La  société  des 
juristes  doit  continuer  les  travaux  dans  la  voie  où  elle  a 
marché  depuis  dix  ans. 

Hr.  Professor  Hilty  in  Bern  :  Meine  Motion  ist  in  Bezug 
auf  den  praktischen  Weg  zur  Erreichung  des  Ziels  mit  der 
Motion  des  Hrn.  König  nicht  ganz  identisch,  denn  ich  glaubte, 
es  sei  in  erster  Linie  Sache  des  Juristenvereins,  mit  den 
Vorarbeiten  zu  einem  einheitlichen  Gesetzbuch  zu  beginnen; 
von  dem  Schweiz.  Juristenverein  erwartet  das  Volk  die  Er- 
füllung dieser  Aufgabe;  ich  glaube,  dass  die  Beohtseinheit 
auch  nicht  in  gar  so  weiter  Ferne  liegt  als  manche  Juristen 
zu  glauben  scheinen:  sie  wird  kommen,  sobald  Deutschland 
ein  einheitliches  Gesetzbuch  haben  wird,  denn  in  diesem 
Moment  werden  sich  die  deutschen  Kantone  an  Deutschland 
anlehnen  und  die  französischen  Kantone  an  Frankreich;  dieser 
Zwiespalt  mus8  dann  aus  der  Welt  geschafft  werden,  und 
diess  wird  nur  durch  ein  einheitliches  Gesetz  geschehen 
können.  Dass  die  Beohtseinheit  nicht  schon  1874  eingeführt 
wurde,  war  ein  Fehler  und  diesem  Fehler  haben  wir  die 
unerquicklichen  Zustände  zu  verdanken,  wie  sie  jetzt  bestehen. 
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g^Die  Vorschläge  des  Hrn.  Roguin  sind  inir  eine  zu  unbe- 
K  deutende  Abschlagszahlung  und  zudem  glaube  ich,  dass  das 
K  Bundesgericht  des  Juristenvereins  nicht  bedarf,  um  seine 
jj|  Prozessordnung  umzuarbeiten;  das  Argument  des  Hrn.  Ko- 
|jr!  guin,  dass  die  Frage  eine  politische  sei,  kann  ich  nicht  an- 
|  nehmen:  denn  ich  sehe  nicht  ein,  warum  der  Juristenverein 
jlr  sich  nicht  auch  mit  politischen  Fragen  beschäftigen  soll; 
fl  dass  die  jetzigen  Rechtszustände  befriedigende  seien,  wird 
i.  niemand  behaupten  wollen,  und  man  hat  diess  ja  auch  voriges 
^:.  Jahr  in  St.  Gallen  und  dieses  Jahr  in  der  gestrigen  und 
£  heutigen  Diskussion  zugegeben;  auch  der  Einwand,  dass  da- 
f;  durch  nothwendige  Gesetze  in  den  Hintergrund  geschoben 
werden,  scheint  mir  nicht  zutreffend.  —  Wird  der  Antrag 
des  Hrn.  Roguin  angenommen,  so  erklärt  der  Juristen  verein, 
tv»  dass  er  mit  der  Rechtseinheit  nichts  zu  thun  haben  will  und 
Wbìt  dann  wird  diese  Idee  zum  Schaden  der  Sache  von  andern 
Ejv        Kreisen  aufgenommen  werden.  — 

B,*:  Hr.  Professor  Paul  Speiser  in  Basel:    Es    ist    durch    die 

KV'"'        zwei  letzten  Voten  der  Sache    eine    grössere  Tragweite   ge- 

Ife*.         geben  worden,  als  sie  in  Wirklichkeit  hat:  Unsere  Anträge 

K&  sind  nicht  so    weit  auseinandergehend,    als  Hr.  Roguin   und 

Rj;.';       Hr.  Hilty  behauptet  haben.  —  Beide  wollen  eine  Subvention 

|B* ■"-'..      von  Fr  3000  für  wissenschaftliche  Arbeiten,  die  auf  Rechts- 

^%*;V       einheit  zielen,    gewähren.     Der  einzige  Unterschied   ist  der, 

f*£:   ,      dass   die  Mehrheit   des  Vorstandes    der    von    vielen  Juristen 

pT.         das  letzte  Jahr  und  auch  dieses  Jahr  ausgesprochenen  Ansicht, 

^v  '       der  jetzige  Zustand  des  Civilrechts   in   der  Schweiz   sei   un- 

^  haltbar,  Ausdruck  geben  will.    Eine  politische  Demonstration 

liegt  in  der  Motion  des  Vorstands  nicht;  denn  niemand  stellt 

einen  Antrag    auf  Revision    der  Bundesverfassung,    sondern 

wir  erklären    nur   als  Antwort  auf  die  Anregungen  der  HH. 

Hilty  und  König,    dass    auch    uns    der   jetzige  Zustand  un- 

erspriesslich  erscheint.     Uebrigens   sind  die  beiden  Motionen 

und    die  Berathungen    des  Vorstands    älter    als    die   jetzige 

Revisionsbewegung.    Das  Hauptsächliche  ist  wie  gesagt,  der 

Kredit  von  Fr.  3000  ;  auf  die  begleitenden  Erwägungen  kommt 

schliesslich  nicht  so  viel  an. 


I 
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Hr.  Bunde8rath  Louis  Ruchonnet:  Der  Juristenverein 
will  nicht  selbständig  Gesetze  ausarbeiten ,  sondern  nur 
vorarbeiten.  Die  Frage,  die  Hr.  Hilty  aufgeworfen,  gehört 
also  nicht  hieher;  ich  bin  auch  nicht  der  Meinung,  dass  die 
Verschiedenheit  der  Kantonalgesetzgebungen  ein  Vortheil 
sei  ;  der  Verein  soll  daher  die  verschiedenen  Gesetzgebungen 
studieren,  vergleichen,  die  Aehnlichkeiten  und  Verschieden- 
heiten hervorheben,  ihre  Berechtigung  begründen.  Und  wenn 
er  dieses  thut,  hat  er  einen  grossen  Schritt  gethan  ;  dadurch 
wird  eine  Summe  werthvollen  Materials  zu  Tage  gefördert, 
das  später  verwerthet  werden  kann;  ich  stelle  daher  folgen- 
den Antrag: 

„La  société  suisse  des  juristes  charge  son  comité  de  pro- 
voquer une  étude  comparée  complète  de  la  législation  civile 
des  états  de  la  Suisse,  en  vue  de  rechercher  essentiellement 
quelles  sont  leurs  dispositions  communes  et  d'autre  part 
quelles  sont  les  divergences  qui  existent  entre  elles,  les  causes 
et  les  raisons  d'être  de  ces  divergences. 

Il  est  alloué  dans  ce  but  un  crédit  de  3000  frs.  au  comité, 
lequel  est  chargé  en  outre  de  solliciter  pour  cette  étude  la 
collaboration  et  l'appui  de  la  Confédération." 

Hr.  Hans  Weber,  Bundesrichter:  Die  Frage  der  Rechts- 
einheit  ist  meiner  Ansicht  nach  keine  politische  Frage  und 
um  deutlich  zu  zeigen,  dass  dies  nicht  der  Fall  ist,  stimme 
ich  für  den  Antrag  des  Hrn.  Ruchonnet  und  glaube, 
dass  der  Vorstand  seinen  Antrag  mit  diesem  letztern  ver- 
binden sollte.  Für  den  Auftrag,  den  Hr.  Roguin  dem 
Juristenverein  geben  will,  sich  mit  einer  Civilprozessordnung 
für  das  Bundesgericht  zu  beschäftigen,  würde  ich  keinen 
Franken  bewilligen:  denn  dieses  Gesetz  ist  in  Wirklichkeit 
kein  dringendes.  —  Der  Antrag  des  Vorstands  und  der  des 
Hrn.  Ruchonnet  geht  dahin,  dass  der  Juristenverein  die  Frage 
der  Rechtseinheit  nicht  aus  den  Augen  verliert,  und  das  ist 
auch  seine  Aufgabe,  welche  er  verfolgen  muss,  wenn  er  sich 
nicht  dem  Vorwurf  des  Volkes  aussetzen  will,  dass  das 
Volk,  nicht  aber  er  zur  Einführung  der  Rechtseinheit  be- 
reit  sei. 
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Hr.  Bundesrichter  Mord,  Mitglied  des  Vorstandes,  erklärt 
sieh  bereit  fur  den  Antrag  des  Hrn.  Ruchonnet  zu  stimmen, 
da  die  genaue  Kenntniss  der  gegenwärtigen  Rechte  die  Vor- 
bedingung einer  Unification  sei  und  dieser  Zweck  auch  durch 
Annahme  des  Antrag  Ruchonnet  erreicht  werden  könne. 

Hr.  Dr.  Weibel,  Mitglied  des  Vorstandes,  schliesst  sich 
dem  Antrag  des  Hrn.  Ruchonnet  ebenfalls  an,  ebenso 
Hr.  Professor  Zeerleder. 

Hr.  Roguin  zieht  seinen  Antrag  zurück. 

Mit  grosser  Mehrheit  wird  der  Antrag  des  Hrn.  Ruchonnet 
angekommen  gegenüber  dem  Antrage  der  Mehrheit  des  Vor- 
standes, welcher  aus  der  Mitte  der  Versammlung  aufgenom- 
men worden  war. 


Als  Versammlungsort  fur  das  nächste  Jahr  wird  Aarau 
bestimmt  und  hierauf  die  Versammlung  geschlossen. 

Lausanne,  16.  September  1884. 

Namens  des  Jutistenvereins: 
Der  Präsident: 

Dr.  Paul  Speiser. 

Die  Sekretäre: 

Alfred  Martin.       Dr.  Fritz  Speiser. 


Berichtigung. 


Berichtigung« 

Von  Herrn  P.  Jacottet  erhalten  wir  folgende  Zuschrift: 
Monsieur  le  Rédacteur. 

Dans  l'article  qu'il  a  consacré  an  Manuel  du  droit  fédéral  des  Obli- 
gations de  Mr.  Jacottet,  Monsieur  le  Professeur  Schneider  relève  la  phrase 
suivante  qui  se  trouve  à  la  page  343  §  4. 

„Les  créanciers  de  la  société  et  la  société  en  sa  masse  ne  concourent 
pas  dans  la  faillite  du  commanditaire  avec  les  créanciers  particuliers  de  ce 
dernier". 

Cette  phrase  mérite  effectivement  d'être  relevée,  car  elle  constituerait 
une  erreur  grave  si  elle  exprimait  la  pensée  de  l'auteur.  Celui-ci  a  voulu 
dire  exactement  le  contraire  et  il  faut  lire  ce  passage  en  supprimant  les 
deux  négations  ne  et  pas.  Ce  qui  le  prouve  c'est  l'alinéa  suivant  qui  en 
résume  le  sens: 

„Ils  (les  créanciers  de  la  société  et  la  société  en  sa  masse)  ne  jouissent 
d'aucun  droit  de  préférence tf  art.  610. 

Comment  un  pareil  lapsus  dû  à  l'inadvertance  de  l'auteur  ou  du  copiste 
a-t-il  pu  échapper  à  la  correction?  C'est  ce  que  l'auteur  ne  peut  s'expliquer. 
Il  remercie  Monsieur  Schneider  de  l'avoir  signalé  et  prie  tous  les  acheteurs 
de  son  Manuel  de  bien  vouloir  le  corriger. 

Veuillez  agréer,  Mr.  le  Rédacteur,  l'assurance  de  ma  considération 
très  distinguée. 

P.  Jacottet. 
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